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Dee Disziplin der reinen formalen Geſellſchaftslehre iſt unlängſt 
durch ein Werk über das Weſen des Preſtige weſentlich be⸗ 
reichert worden !. Ahnlich wie Gabriel Tarde die Nachahmung in 
feinem Buche „Les Lois de l'Imitation“ oder wie Me. Dougal 
die Unterordnung in ſeiner „Social Psychology“ zergliedert und in 
ihrer ſozialen Bedeutung gewürdigt haben, iſt hier ein anderes grund⸗ 
legendes Verhältnis des täglichen Geſellſchaftslebens, nämlich das 
Preſtige, in den Kreis der wiſſenſchaftlichen Probleme eingeführt 
worden. In allem geſellſchaftlichen Zuſammenleben können wir eine 
verhältnismäßig geringe Anzahl von Grundverhältniſſen unterſcheiden, 
auf die ſich die verwickelteren zurückführen laſſen. Aus dem Gebiet 
des menſchlichen Willenslebens kommen hierfür gewiſſe Inſtinkte und 
inſtinktähnliche Anlagen in Betracht, wie der Pflege- und Hilfstrieb 
oder die Anlage zur Nachahmung oder diejenige zur Sympathie. 
In dem Geſamtverhältnis der zu einer Gruppe verbundenen Menſchen 
unterſcheiden wir ſeit Tönnies die beiden Grundformen der Ge⸗ 
meinſchaft und der Geſellſchaft; und bei der letzteren läßt ſich 
wieder zwiſchen dem Anerkennungs verhältnis, dem geregelten Kampf 
und dem Benachteiligungs verhältnis unterſcheiden. Ebenſo können 
wir nach der Machtverteilung betrachtet, alle Formen des Zuſammen⸗ 
lebens zurückführen auf genoſſenſchaftliche und herrſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe. Und in ihnen ſind die beiden Verhältniſſe der Autorität 
und des Preſtige enthalten, von denen wir hier zu ſprechen haben. 

1 Lewis Leopold, Prestige. A Psychological Study of Social Esti- 
mates. London und Leipzig 1913, Fiſher Unwin. Deutſch unter dem Titel: 
Ludwig Leopold, Preſtige. Ein geſellſchaftspſychologiſcher Verſuch. Berlin 
1916. Puttkammer & Mühlbrecht. — Die im Text folgenden Seitenangaben be- 


ziehen ſich auf die deutſche Ausgabe. 
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Sig g old hat ſeinen Gegenſtand nicht ſtreng ſyſtema⸗ 
tiſch: behandelt. Er. gnalyſiert wohl, aber er verknüpft nicht wieder 
zu einem Ganzen; und auch bei der Analyſe überwiegt die Schilde⸗ 
rung und die Erläuterung durch oft geiſtvoll gewählte und formu: 
lierte Beiſpiele bei weitem die begrifflichen Feſtſtellungen. Die fol⸗ 
genden Zeilen verſuchen den ſyſtematiſchen Sinn des Werkes heraus⸗ 
zuarbeiten und gehen dabei vielfach über Leopolds eigene Aus⸗ 
führungen hinaus. Gerade dadurch werden ſie der wahren Bedeutung 
des Buches gerecht; denn dieſe liegt weniger in dem, was in ihm 
fertig enthalten iſt, als in dem, wozu es anzuregen vermag. Es 
gleicht in dieſer Beziehung Tardes eben genanntem Werke, während 
Mac Dougals Social Psychology völlig ausgereift und ſtreng 
ſyſtematiſch aufgebaut iſt. 

Die Tatſache der Autorität ſteht in naher Beziehung zu dem 
Gegenſatz von führenden und geführten Individuen 1. In jeder 
Gruppe gliedern ſich die Menſchen in führende und geführte, wobei 
von den ſozialen Willensanlagen in den einen der Inſtinkt des Selbſt⸗ 
gefühles, in den anderen der Trieb der Unterordnung die ganze 
Haltung beſtimmt. Es kommt dabei nicht nur die Führung im 
eigentlichen Sinne, alſo die Leitung bei irgendeiner Leiſtung in 
Frage, es kann ſich auch um den bloßen entſcheidenden Anſtoß zur 
Löſung einer Aufgabe, etwa den einfachen Befehl oder um die bloße 
Möglichkeit eines ſolchen Verhaltens und auf der anderen Seite um 
die bloße innere, gleichſam theoretiſche Bereitwilligkeit zur Unter⸗ 
ordnung handeln. Der Trieb zur Unterordnung regt ſich da, wo 
ſich der Schwächere einem Stärkeren gegenüberſieht, falls er von 
dieſem eine Förderung in irgendeinem, wenn auch ziemlich weiten 
Sinne, erhofft. Durch die letzte Bedingung unterſcheidet ſich die 
Gehorſamsreaktion von der Furchtreaktion, die im Naturzuſtande 
mit dem Impuls zur Flucht verbunden iſt; tatſächlich findet im 
menſchlichen Zuſammenleben freilich häufig eine Miſchung von Furcht 
und freiwilliger Unterordnung ſtatt. Das Verhältnis des Starken 
zum Schwachen bezeichnen wir dabei als Autorität. Unter Auto⸗ 
rität verſtehen wir alſo die Überzeugung oder den Eindruck einer för⸗ 
dernden Überlegenheit. So wird zum Beiſpiel ein Lehrer oder 
Offizier in ſeinem Wirkungskreiſe einen höheren oder geringeren 
Grad von Autorität beſitzen, je nach ſeinen tatſächlichen Leiſtungen, 


1 Die im folgenden nur angeführten Tatſachen ſind ausführlich behandelt 
in meinen demnächſt erſcheinenden „Grundlinien einer Geſellſchaftslehre“. 
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nach ſeiner Fähigkeit, ſeiner Klaſſe oder Truppe etwas beizubringen, 
nach dem Grade von Gerechtigkeit und Folgerichtigkeit, und je nach⸗ 
dem ſein ganzes Benehmen von Sicherheit und Selbſtbewußtſein 
zeugt oder ſchwankend und unſicher iſt. 

Hier ſetzt nun der Begriff des Preſtige ein. Für die Über⸗ 
zeugung der Überlegenheit gibt es nämlich zwei verſchiedene Grund⸗ 
lagen, eine rationale und eine irrationale. Im ganzen be⸗ 
trachtet entſpricht ihre Verbreitung derjenigen zweier Formen der ge⸗ 
ſellſchaftlichen Verhältniſſe: im einen Fall ſind dieſe einfach, eng und 
durchſichtig, im anderen Fall verwickelt, vielköpfig und unüberſichtlich. 
Im letzteren Falle haben wir es mit dem Preſtige zu tun. Für den 
erſten Fall fehlt es uns an einem beſonderen Namen, falls wir 
nämlich, wie es im folgenden geſchehen ſoll und wohl dem allgemeinen 
Sprachgebrauch entſpricht, Autorität als Oberbegriff für beide Typen 
gebrauchen. Wir wollen der Kürze halber hier von Autorität im 
engeren Sinne ſprechen, was freilich den Übelſtand hat, daß das 
Wort Autorität in zwei Bedeutungen verwendet wird, nämlich einmal 
als beigeordneter Begriff zu Preſtige und einmal als übergeordneter 
Begriff. 

Wir betrachten zunächſt kurz den Fall der rational begrün⸗ 
deten Autorität. Wir führen vorerſt einige Beiſpiele an: Ein 
Offizier in unterer Stellung, der ſich im Kampfe allen ſichtbar und 
verſtändlich als mutiger Führer bewährt; ein Knabe, der im Spiel 
der Kinder ſich als geſchickter Führer erweiſt; und ebenſo ein Häupt⸗ 
ling oder ein geſchickter Jäger oder Kanoebauer in einem Dorfe 
oder einer wandernden Lokalgruppe eines Naturvolkes gehören hierher. 
Man lebt hier in einem kleinen Kreiſe, in dem die Leiſtungen ge⸗ 
nau beobachtet werden. Man kann ſie ferner würdigen, weil man 
die Sache ſelbſt verſteht, man ſteht endlich im täglichen Leben ſich 
gegenſeitig ſo nahe, daß man die Perſönlichkeit in ihrem ganzen 
Weſen genau erkennt. Das ſind die Bedingungen, unter denen die 
rational begründete Autorität ſich mit Sicherheit einſtellt, während 
das Preſtige ausgeſchloſſen iſt. Wir können dieſe Bedingungen 
dahin zuſammenfaſſen, daß ein nahes Verhältnis beſtehen muß auf 
dem perſönlichen, dem geſellſchaftlichen und dem beruflich⸗wirtſchaft⸗ 
lichen Gebiete. 

Wir kommen jetzt zu der irrational begründeten Auto⸗ 
rität. Hier ſind die eben angegebenen Eigenſchaften der Gruppe in 
ihr Gegenteil verkehrt. Natürlich kommen in Wirklichkeit neben 
dieſem ſcharfen Gegenſatz auch Miſchformen vor, die wir im folgen⸗ 

1 * 
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den als ſolche bezeichnen oder dem Preſtige in einem weiteren Sinne 
des Wortes zurechnen; doch haben gerade die beiden Grundformen 
jede eine große hiſtoriſche Bedeutung und jede weite Verbreitung 
gewonnen. Zunächſt ein paar Beiſpiele: Hans Hoffmann erzählt 
in ſeiner Novellenſammlung „Das Gymnaſium zu Stolpenberg“ das 
Schickſal eines jungen Oberlehrers, der an ein Gymnaſium mit ge⸗ 
lockerter Disziplin kommt und ſeinerſeits vom erſten Augenblick an 
eine erſtaunlich gute Disziplin hält, bis eines Tages durch einen 
Zufall der Zauber gebrochen wird. Sein Grund hatte darin gelegen, 
daß er durch ſein ganzes Außeres den Eindruck eines Mannes machte, 
mit dem nicht zu ſpaßen fei. Pſychologiſch geſprochen, erweckte 
alfo ſeine Ausdruckshaltung den Eindruck einer unbedingten Über- 
legenheit, ohne daß eine ſolche tatſächlich vorhanden war. Eben ſo 
wird „ein mittelmäßiger Profeſſor der Technik, wenn er auch vorerſt 
keine Erfolge zu verzeichnen hat, viel leichter einen Kapitaliſten zur 
Finanzierung finden als der ſachkundige Mechaniker, der im blauen 
Arbeitskittel ſeine Sache kleinmütig und zaghaft vorträgt“ (Leopold 
S. 37). Maßgebend für die Bewertung iſt hier der verſchiedene 
Totaleindruck der beiden Perſonen, der ſich jedesmal auf einer Reihe 
von Symptomen aufbaut, die erfahrungsmäßig im allgemeinen mit 
beſtimmten Eigenſchaften verbunden ſind. Einen anderen Grund hat 
es endlich, wenn das Preſtige eines Mannes, der den Nordpol wirk⸗ 
lich erreicht hat, unvergleichlich größer iſt, als dasjenige des Bahn⸗ 
brechers, der ihm ganz nahe gekommen iſt, wäre auch die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Leiſtung des zweiten, die vielleicht die Erlangung des 
Zieles überhaupt erſt möglich gemacht hat, ungleich bedeutender 
(Leopold S. 55). Der Laie vermag hier die Grundlagen und die 
Tragweite der einzelnen Leiſtungen nicht zu beurteilen; die Urſache 
der falſchen Bewertung liegt alſo hier in dem Mangel an Sach⸗ 
kenntnis. 

In dieſen Fällen haben wir es mit der Tatſache des Preſtige 
zu tun. Es fehlen hier entweder die tatſächlichen Erfahrungen 
der Überlegenheit, oder es fehlt wenigſtens an einem verſtändnis⸗ 
vollen Erleben dieſer Überlegenheit. An ihrer Stelle tritt der 
bloße Eindruck (oder das verſtändnisloſe Erlebnis) der Überlegen⸗ 
heit auf. Der Preſtigebeſitzer braucht alſo nichts mehr zu leiſten, 
er braucht nur einen Eindruck zu erwecken: er lebt alſo nicht vom 
Erwerb, ſondern von der Rente ſeines Kapitals. Das Preſtige 
kann daher bei der eigentlichen Führung, bei der eigenen perſönlichen 
Leitung von Leiſtungen nicht auftreten: hier hat wegen der ganzen 
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Nähe der Beziehungen nur die Autorität Platz. Der Preſtigebeſitzer 
kann nur gleichſam von oben herab beſtimmen und befehlen, ſo daß 
die Art der Ausführung den Abhängigen ſelbſt überlaſſen bleibt. 
So wird für die Köchin die vornehme Dame, die nur anordnet, ein 
Preſtige und keine Autorität, die Hausfrau aber, die ſelber mit am 
Herd ſteht und ihre Tüchtigkeit bewährt, umgekehrt Autorität und 
kein Preſtige befigen. Ein ähnliches Verhältnis beſteht im Dienſt 
zwiſchen den höheren Vorgeſetzten, deren Namen nur aus der Ferne 
ihren Nimbus ausſtrahlen, und dem unmittelbaren Vorgeſetzten, der 
gleichſam unter der täglichen Kontrolle ſeiner Untergebenen ſteht. 

Die angeführten Beiſpiele zeigen uns zugleich die wichtigſten 
Quellen des Preſtige. Die erſte beſteht in der Ausdrucks⸗ 
haltung und den Ausdrucksbewegungen des Menſchen, die in ihrer 
Geſamtheit bewußt oder unbewußt gewiſſe Vorſtellungen von der 
ganzen Art der Perſönlichkeit erwecken. An Stimme, Haltung, Ge⸗ 
bärden und Mienenſpiel glaubt man jedem Menſchen bald anzu⸗ 
merken, wie weit man mit ihm gehen, wie viel man ihm zumuten 
darf, was man von ihm zu erwarten hat, und was er nicht zu 
leiſten vermag. Die Zauberkraft mancher Perſönlichkeit hat hierin 
den unmittelbarſten Grund. Eine zweite Quelle des Preſtige be⸗ 
ſteht in gewiſſen Symptomen für die Bedeutung der Perſönlichkeit, 
deren Wirkſamkeit nicht, wie im vorigen Fall, auf angeborenen An⸗ 
lagen beruht, ſondern erworben, und zwar durch die Verhältniſſe 
der Umwelt beſtimmt iſt. Insbeſondere kommen hier die Symptome 
der geſellſchaftlichen Stellung und der wirtſchaftlichen Verhältniſſe, 
überhaupt aber alle Symptome der perſönlichen Macht in Frage. 
Wie ſich jedermann von einem Fremden nach Kleidung, Umgangs⸗ 
formen, Sprache und mancherlei anderen Kennzeichen eine Meinung 
bildet, iſt ja aus dem täglichen Leben bekannt. Eine dritte Quelle 
des Preſtiges liegt endlich in den Mitteilungen, die über eine Perſon 
von Mund zu Mund gehen, in den Überlieferungen über ihre Ver⸗ 
gangenheit und den Berichten über ihr gegenwärtiges Verhalten 
und Leiſten. Wie in dieſer Beziehung der Einfluß von Geburt und 
Herkunft wirkt, iſt bekannt — nach einer bitteren Bemerkung Napo⸗ 
leons „darf Réi das legitime Syſtem immer fünfmal fo viel Dumm- 
heiten geſtatten als eine neue Dynaſtie“. — Ebenſo bekannt iſt, 
welche Zauberkraft ein bereits erlangter Ruhm auf die Beurteilung 
jeder neuen Leiſtung ausübt. 

Das Preſtige erwächſt nur auf dem Boden ganz beſtimmter 
geſellſchaftlicher Verhältniſſe. Insbeſondere kommen hier 
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Eigenſchaften in Frage, die überwiegend ſämtlich zuſammen auftreten 
oder fehlen. Die erſte Eigenſchaft iſt das Laientum. Das 
Laientum iſt ein Zuſtand, der nicht immer in der Menſchheit vor⸗ 
handen geweſen iſt. Da, wo die geſchloſſene Hauswirtſchaft noch 
wenig durchbrochen iſt, gibt es im allgemeinen keine Laien, weil 
jeder noch über faft alle Fähigkeiten auf dem Gebiete des Nahrungs- 
erwerbes, der gewerblichen und der künſtleriſchen Tätigkeit ſowie der 
Behandlung der öffentlichen und kultlichen Angelegenheiten verfügt. 
Erſt die wachſende Arbeitsteilung ſchafft den Laien, den „neuen 
Menſchentyp des ſeiner Flügel beraubten Menſchenvogels“, „dieſes 
lahme Wunder Gottes, das ſich auf die Fachkenntniſſe und das 
Pflichtgefühl anderer verläßt, ohne dieſe Kenntniſſe und dieſes Pflicht⸗ 
gefühl kontrollieren zu können.“ Für den Laien kann es keine Autori⸗ 
tät geben, weil er die Leiſtungen nicht begreifen und nicht beurteilen 
kann. Er kann nicht einſehen, wie ſie eigentlich zuſtande kommen, 
und neigt deswegen zu übertriebenen Vorſtellungen von der Kraft 
und Kunſt, die hinter ihnen ſteht; er neigt mit anderen Worten zur 
irrational geſteigerten Bewunderung. Er kann ferner den Wert und 
die Bedeutung der einzelnen Leiſtung nicht richtig einſchätzen, kann 
ſie nicht richtig in die übrigen einſchlägigen Leiſtungen einordnen: 
er fühlt ſich daher unſicher in ſeinem Urteil und iſt abhängig von 
anderen Beurteilern oder von Symptomen, insbeſondere von allen 
Symptomen der Tüchtigkeit, wie dem ſelbſtbewußten Auftreten und 
rührigen Zielen, Vor allem wird er ſich innerlich vom Erfolge ab: 
hängig machen und geneigt ſein, dieſen als Gottesurteil zu behandeln. 

Eine zweite Grundlage des Preſtiges beſteht in der Unfähig⸗ 
keit einer erſchöpfenden Überſicht über die Perſonen, deren 
Überlegenheit in Frage ſteht. Sie ſtellt ſich da ein, wo das ur⸗ 
ſprüngliche Zuſammenleben im kleinen Kreiſe durch große Dimen⸗ 
fionen erſetzt wird. Bei der wandernden Lokalgruppe oder dem Dorfe 
eines Naturvolkes fehlt fie. In den Großſtädten, in jedem Maſſen⸗ 
betriebe iſt ſie gegeben. In einer kleinen Stadt laſſen ſich die 
Leiſtungen des einzigen Arztes oder Rechtsanwaltes auf Erfolg und 
Tüchtigkeit auch vom Laien ziemlich gut kontrollieren. In der großen 
Stadt iſt dieſer auf die Erfahrungen einzelner anderer und auf den Ruf 
angewieſen, den der Berufstätige im allgemeinen beſitzt. Das Vertrauen, 
das man ihm hier entgegenbringt, iſt ein Kredit, der ſeinem durch 
ſeine Praxis dargeſtellten Vermögen bewilligt wird. Daß in dieſem 
Sinne unſer ganzes modernes Leben in einem hohen Maße eine 
„Kreditwirtſchaft“ iſt, hat Simmel einmal (Soziologie S. 343) 
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in feiner feinfinnigen Weiſe ausgeführt. In einer anderen Form 
tritt uns die hier in Rede ſtehende Eigenſchaft entgegen in Geſtalt 
der Überproduktion von Gütern, die eine erſchöpfende Überſicht un⸗ 
möglich macht. Wer kann heute noch eine Wiſſenſchaft oder ein 
Kunſtgebiet vollſtändig überblicken? Welcher Fachmann kann ſich mit 
Sicherheit rühmen, ſelbſt auf ſeinem Spezialgebiet alle Perſönlich⸗ 
keiten genau zu kennen, die etwas Nenneswertes geleiſtet haben, oder 
mehr als einzelne ihrer Schöpfungen wirklich zu kennen? Wenn auf 
irgendeinem Gebiet, ſo ſollte man auf dem der Wiſſenſchaft das 
Preſtige völlig ausgeſchloſſen zu finden erwarten: die Wiſſenſchaft, 
die die Autonomie des Urteils zum Prinzip macht, ſollte lediglich 
nach den tatſächlichen Leiſtungen, ohne Rückſicht auf Namen und 
Perſon, urteilen. In Wirklichkeit iſt es bekanntlich anders und 
muß es bei der heutigen Überproduktion anders ſein: der Name 
übt auch hier ſeine Zauberkraft bei der Bewertung der Leiſtung, 
und der Unbekannte dringt auch mit einer guten Leiſtung ſchwerer 
durch!. Noch irrationaler können ſich die Verhältniſſe da geſtalten, 
wo der Laie die Schätzung des Gelehrten maßgebend beeinflußt. 
Unter Laien ſind hier vor allem Gelehrte gemeint, die andere Ge⸗ 
biete vertreten. Namentlich wo es ſich um Grenzgebiete oder wenig 
angebaute, unfertige Disziplinen handelt, kann die ganze wiſſenſchaft⸗ 


1 Ein lehrreiches Beiſpiel hierfür bilden die herrſchenden Anſchauungen 
über Wundts Völkerpſychologie. Dieſem Buche wird nachgerühmt, es habe eine 
neue Sonderdisziplin der Pſychologie geſchaffen; insbeſondere fei das Problem 
des VBerhältniſſes zwiſchen dem Einzelnen und der Geſamtheit hier behandelt 
und gelöſt. Tatſächlich hat Wundt in der Einleitung zum erſten Bande dieſes 
letzte Problem als Aufgabe ſeines Werkes bezeichnet; behandelt iſt es jedoch, 
wenn wir von zwei längeren Ausführungen in dem der Sprache gewidmeten 
Band und einem bloßen Hinweis auf das Problem bei der Erörterung des 
Mythus abſehen, in ſeinen Ausführungen gar nicht. Pſychologiſche Fragen 
behandelt ferner das Werk in der Geſtalt der fortwährenden Bekämpfungen der 
ſogenannten Bulgärpſychologie, d. h. der irrigen Grundanſchauungen in den 
einſchlägigen Fragen. Ferner iſt die Bedeutung der Ausdrucks- und Spiele 
tätigkeit für die Anfänge der geiſtigen Kultur überall mit Recht betont. Rechnen 
wir noch einige kleinere pſychologiſchen Ausführungen hinzu, ſo iſt damit aber 
der Beſtand des Werkes an Pfydologie erſchöpft: es handelt ſich dabei teils 
um Richtigſtellung der Grundanſchauungen, teils um Anwendungen der Pſycho⸗ 
logie. Im übrigen gehört das Werk nach ſeinem Inhalte in die vergleichende 
Völkerkunde und die Sprachwiſſenſchaft. (Vgl. hierzu meinen Aufſatz über den 
gegenwärtigen Stand der Völkerpſychologie in den Neuen Jahrbüchern für das 
klaſſiſche Altertum uſw., Bd. 33, S. 625.) Die verbreitete irrige Auffaſſung 
des Werkes beruht offenbar auf einer Art Blendung durch Wundts Autorität. 
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liche Stellung eines Gelehrten abhängig fein von dem Urteil von 
Männern, die die Leiſtungen wirklich nachzuprüfen nicht imſtande 
und noch weniger geneigt ſind. Unter ſolchen Umſtänden können 
Größen in der Wiſſenſchaft entſtehen, die in Wahrheit ein tönernes 
Fundament haben. 

Ein weiterer Nährboden des Preſtige iſt die Diſtanz, ſowohl 
die innere wie die äußere, die ſich in der Regel beide miteinander 
verbinden werden. Innere Diſtanz bedeutet eine Verſchiedenheit der 
geſamten Lebensführung und Denkweiſe, die ein volles Verſtändnis 
der geſchätzten Perſon für ihre Bewunderer unmöglich macht. Sie 
tritt nur auf in Geſellſchaftsverhältniſſen, in denen bereits eine 
Scheidung in verſchiedene Stände oder Klaſſen eingetreten iſt. Dieſe 
Verſchiedenheit bekundet ſich nach außen vor allem in gewiſſen einzelnen 
Eigenſchaften der einflußreichen Klaſſen, die in erſter Linie die in 
Rede ſtehende trennende Wirkung ausüben, bei dieſer Funktion aber 
freilich an das von vornherein beſtehende Geſamtverhältnis gebunden 
ſind. Welche Rolle ſpielt zum Beiſpiel in dieſer Beziehung die Be⸗ 
herrſchung der geſellſchaftlichen Umgangsformen gegenüber allen denen, 
die ſich davon ausgeſchloſſen fühlen. Die ſogenannte vornehme Er⸗ 
ziehung legt gern ein gewiſſes Gewicht auf die Ausübung derartiger 
trennender Eigentümlichkeiten, mögen ſie nun Manieren und Sport⸗ 
künſte oder Kenntniſſe, Ausdrücke und ſelbſt ganz fremde Sprachen 
ſein. Weſentlich für die Erregung des Trennungsgefühles find auch 
vermöge des bekannten Zuſammenhanges zwiſchen Ausdruck und Ge⸗ 
ſinnung gewiſſe Gruß⸗ und Umgangsformen auf ſeiten des Be⸗ 
einflußten, wofern ſich in ihnen die Haltung der Devotion ausſpricht; 
an dem einen Ende dieſer Reihe ſtehen Grußformen, bei denen man 
den Höhergeſtellten nicht einmal anblickt, ſondern auf die Erde ſchaut, 
ihm den Rücken kehrt oder ihm zu Füßen fällt. — Sehr ſtark wirken 
natürlich religiös begründete Abſonderungen, vermöge der ſtarken 
Gefühlswirkungen alles Religiöſen. Als Beiſpiel ſei hier nur auf 
das Tabu der polynefifden Häuptlinge hingewieſen: alles, was fie 
berührt hatten, galt als heilig und dabei als gefährlich und der 
profanen Benutzung entzogen, ſo daß ſie ſich über ein beſtelltes Feld 
tragen ließen um es nicht der Benutzung zu entziehen, oder ſtellen⸗ 
weiſe ſich füttern ließen, weil fie ſich ſonſt ihre eigenen Speiſen un⸗ 
genießbar gemacht hätten. Es iſt ſchwerlich ein Zufall, daß dieſes 
Diſtanzmittel bei Stämmen auftritt, die eine ausgeſprochene ariſto⸗ 
kratiſche Gliederung und bereits den Aufbau eines Klaſſen⸗ und Er⸗ 
obererſtaates zeigen. 
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Einige feinfinnige Bemerkungen widmet in dieſem Zuſammen⸗ 
hange Leopold der Bedeutung der Sprache (S. 184 ff.): „In eine 
facheren Verhältniſſen dient dieſe ſtets der Verſtändigung, der Her⸗ 
ſtellung der Fühlung. In verwickelteren Verhältniſſen, in denen das 
Preſtige erwächſt, kann ſich der Sachverhalt geradezu umkehren, 
die Sprache kann der Verdunklung, der Täuſchung im Sinne der 
Überſchätzung, der Blendung dienen, oder ſogar die Verſtändigung 
abfichtlich unmöglich machen.“ Bei dem letzteren iſt natürlich der 
Gebrauch fremder Sprachen als Eigentümlichkeit der vornehmen 
Kreiſe gemeint; wie ſehr die franzöſiſche Sprache im Munde der 
Vornehmen oder die lateiniſche im Munde der Gelehrten oder auch 
nur der häufige Gebrauch von Fremdwörtern durch beide eine Kluft 
in unſerem Volke hervorgerufen hat, liegt auf der Hand. Daran 
reiht ſich der Gebrauch einer beſonderen Mundart, insbeſondere eigener 
Fachausdrücke in beſtimmten Berufs- und Sportkreiſen. Der Laie, 
der im Umgange mit einem ſportmäßigen Jäger von den Tieren, 
ihren Organen und Tätigkeiten in der Sprache des gewöhnlichen Lebens 
redet, bekommt ſofort die ganze Schwäche des Laienſtandpunktes zu fühlen, 
wenn die Antwort mit wohlwollender Überlegenheit die ihm unverſtänd⸗ 
lichen Sonderausdrücke des Fachkreiſes verwendet. Die Verſchiedenheit 
der Sprache wird in dieſem Falle zu einem ausgeſprochenen Symptom 
der Überlegenheit. In anderer Weiſe dient die Sprache dem Preſtige in 
der Kunſt der Beredſamkeit: hier wirkt ſie einerſeits durch prunkvolle 
Worte, die auf das Gefühl eine erhebende Wirkung ausüben, blendend; 
anderſeits vermag ſie durch Schlagwörter, die in der Regel zur Phraſe 
entartet find, dem Unkundigen aber einen gewichtigen Inhalt zu be⸗ 
fiten ſcheinen, den er nicht voll erfaſſen kann und um fo mehr be⸗ 
wundert, die Maſſen in einer Weiſe hinzureißen und zu gewinnen, 
wie es eine klare, völlig verſtändliche Darlegung nicht vermöchte. — 
Die ſtarke Wirkung, die von der Diſtanz im Sinne einer Bewunderung 
oder Verehrung ausgeht, beruht vor allem darauf, daß ſie Spielraum 
läßt für die Phantaſie: Wo überhaupt eine Neigung zum Bewundern 
vorhanden iſt, da wird in ſolchen Fällen die Phantaſie ihren Gegen⸗ 
ſtand in der Richtung des herrſchenden Affektes umgeſtalten und weit 
über die Wirklichkeit hinausrücken. Feinfinnig bemerkt einmal Simmel 
in dieſer Beziehung (Soziologie, S. 356), daß auch bei nahen und 
engen Verhältniſſen für feinfühlige Menſchen ihr innerer Reichtum 
davon abhängt, daß ſie ſtets gewiſſe Reſerven gegeneinander be⸗ 
halten: „Was wir bis auf den letzten Grund deutlich durchſchauen, 
zeigt uns eben damit die Grenze ſeines Reizes und verbietet der 
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Phantaſie, ihre Möglichkeiten darein zu weben, für deren Verluft uns 
keine Wirklichkeit entſchädigen kann, weil jenes eben Selbſttätigkeit 
iſt, die durch kein Empfangen und Genießen auf die Dauer erſetzt 
werden kann.“ 

Die äußere Diſtanz iſt für das Preſtige vor allen Dingen 
deswegen wichtig, weil ſie ſeinen Träger einer Kontrolle durch die 
tägliche Beobachtung entzieht und eben damit, wie ſchon das zuletzt 
Geſagte andeutete, erſt die Möglichkeit für die Wahrung der vollen 
inneren Diſtanz gewährt. Leopold weiſt wiederholt darauf hin, 
wie wichtig es für Erfolg und Preſtige des einzelnen Menſchen in 
der modernen Geſellſchaft iſt, daß er nur bei gewiſſen Gelegenheiten 
vor die Offentlichkeit tritt und ſich darzuſtellen genötigt iſt, während 
er ſonſt allen unbequemen Prüfungen und Fragen durch ſeine Zurück⸗ 
haltung ausweichen kann. Der Hiſtoriker Hintze hat in dieſem 
Sinne einmal die Frage nach dem Grund unſerer allgemeinen Un⸗ 
beliebtheit gegenüber der ebenſo allgemeinen Bewunderung Englands 
dahin beantwortet, daß England wie ein vornehmer Herr in einer 
Villa in einem großen Park für ſich hauſt, während wir in einer 
Mietswohnung leben, die uns mit unſeren Nachbarn in ſteter Be⸗ 
rührung erhält. An das bekannte Wort, daß es für Kammerdiener 
keine Helden gibt, braucht hier nur erinnert zu werden. Das Gegen⸗ 
ſtück zu dieſer Trivialiſierung bildet die Verklärung der Helden der 
Geſchichte durch die einſeitige Auswahl deſſen, was uns von ihnen 
überliefert wird. Es ſind bekanntlich nur die großen Leiſtungen, 
während alles Enge und Niedrige zugedeckt wird. 

Den Gipfel erreicht die äußere Diſtanz in dem Geheimnis. 
Das Geheimnis iſt die radikalſte Form der Abſchließung. Vielleicht 
ſpielt es eben deswegen eine große Rolle in den einfachen Verhält⸗ 
niſſen der Naturvölker, bei denen alle Mitglieder einer Lokalgruppe 
ihr tägliches Leben in der engſten Fühlung miteinander verbringen: 
eine Abſonderung iſt hier nur möglich in der Form einer radikalen 
Abkehr von den täglichen Lebensgenoſſen, einer radikalen Durch⸗ 
brechung der täglichen Gepflogenheiten. Zugleich wirkt das Ge⸗ 
heimnis bei dem naiven Menſchen ſtark im Sinne der inneren Diſtanz, 
denn der naive Menſch iſt neugierig, und das Geheimnis reizt ſeine 
Phantaſie; und zwar, da nur der Starke unter dieſen Verhältniſſen 
ſich überhaupt in ein Geheimnis hüllen kann und ihm gegenüber 
eine Neigung zur Bewunderung bereits vorhanden iſt, im Sinne 
einer Steigerung dieſes Affektes. Auf die Bedeutung der Geheim⸗ 
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bünde bei den Naturvölkern und ihren Zuſammenhang mit den An⸗ 
fängen des Klaſſenweſens gehen wir ſpäter ein. 

Die wichtigſten Sigenſchaften und Wirkungen des Preſtiges 
find die folgenden: Zunächſt feine Irrationalität, von der, ſo⸗ 
weit ſeine Grundlagen in Frage kommen, ſchon oben die Rede war. 
Sie beſteht jedoch auch für ſeine Wirkungen. Das Preſtige kann 
nämlich ebenſowohl dem Wertvollen wie dem Wertloſen zugute 
kommen; es kann ebenſogut das Wertvolle vor einem Angriff wie 
das Wertloſe vor der Beſeitigung ſchützen. Für den Erfolg des 
Einzelnen hat bei den verwickelten Bedingungen des modernen Lebens 
das Preſtige, wie ſchon oben erwähnt, vielfach eine entſcheidende Be⸗ 
deutung: der tüchtige Mann, der es nicht beſitzt, wird oft mit ſeiner 
Leiſtung nicht durchdringen, und umgekehrt derjenige, der es beſitzt, 
auch wegen einer Leiſtung, die es gar nicht verdient, gefeiert werden. 
Das Preſtige iſt daher für ſeinen Beſitzer eine Art Ruhekiſſen; es 
führt deswegen leicht zu den Schwächen, zu denen Verwöhntheit und 
Bequemlichkeit disponieren. In dieſem Sinne ſpricht Leopold 
einmal (S. 220) von der typiſchen Rentnerfehlern der engliſchen In⸗ 
duſtrie. Insbeſondere wirkt das Preſtige einem raſchen Wandel der 
Dinge entgegen. Es wirkt konſervierend, gleichviel, ob die Erhaltung 
angemeſſen oder unangemeſſen iſt. Es übt in dieſer Beziehung eine 
wichtige Funktion aus, über die uns bis jetzt alle Unterſuchungen 
fehlen. 

Eine zweite Eigenſchaft des Preſtige ergibt ſich daraus, daß 
es nicht von der Tatſache, ſondern von dem bloßen Eindrucke 
abhängig iſt, der in einer Maſſe nicht ſachverſtändiger und überdies 
im Einzelfalle nicht unterrichteter Menſchen entſteht. Das Vor⸗ 
handenſein oder Fehlen des Preſtiges entſpricht ganz dem bekannten 
Satz, daß die Welt nach dem Schein urteilt. Das Preſtige entſteht 
und behauptet ſich nur da, wo gewiſſe Eigenſchaften auch dem ober⸗ 
flächlichen Urteil, auch dem gröberen Geſchmack als wertvoll erſcheinen. 
Es gilt hier allgemein das, was im beſonderen über die Wirkung 
der Beredſamkeit für die Beherrſchung der Maſſen oft ausgeführt 
iſt: es kommt vor allem auf die Anſchaulichkeit und auf die Be⸗ 
einfluſſung des Gefühles, nicht auf ſachliche Gründe an. Alle Arten 
von Repräſentation, von Prunk und Pomp ſind daher für das 
Preſtige wichtig. Ebenſo wichtig iſt eine Reihe negativer Eigen⸗ 
ſchaften und Tatſachen im Verhalten: der Preſtigebeſitzer darf nie 
die Diſtanz außer acht laſſen und darf ſich keine Blöße geben. Er 
muß ſich daher an beſtimmte Formen und Regeln halten, er darf 
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nicht impulfiv fein. Insbeſondere iſt die ſtrenge Wahrung der Eti⸗ 
kette, da wo es ſich um die Wahrung einer Klaſſenſtellung handelt, 
eine Laſt, die mit dem Preſtige verbunden iſt. „In welchem Falle 
ſchadet der Gerichtspräſident einer öſterreichiſchen oder franzöſiſchen 
Kleinſtadt ſeinem Preſtige mehr: wenn er einen Korb Kartoffeln vom 
Markte eigenhändig nach Hauſe trägt, oder wenn er unvernünftige 
Urteile fällt, oder ein Haſardſpieler iſt“? (S. 277). Wo ferner zum 
weltlichen noch das religiöſe Preſtige hinzutritt, wie oft beim Fürſten, 
kann das Zeremonial bekanntlich zur ſtärkſten Feſſel werden und zur 
faſt völligen Abſchließung von der Welt führen. Feinſinnig macht 
in dieſem Zuſammenhange Leopold auf den häufigen Gegenſatz 
zwiſchen dem Intereſſe der Eitelkeit und dem des Preſtige aufmerkſam 
(S. 217): „Mehr als einmal verletzt der der Eitelkeit entſpringende 
Wunſch, zu gefallen, ſich künſtlich bemerkbar zu machen unheilbar das 
Preſtige ... Anders ſpricht der Redner, der auf fein Preſtige be⸗ 
dacht iſt, anders jener, den die Eitelkeit bewegt. Selbſt in der Toilette 
der Damen wird Preſtige und Eitelkeit beinahe auf jede Frage... 
verſchiedene Antwort geben.“ Aber auch innerlich bindet das Preſtige 
den Menſchen. Als Hiob unter der Wucht ſeines Leidens die all⸗ 
gemein herrſchende Anſchauung, daß das Leiden eine Strafe iſt, von 
ſich weiſt, da erkauft er dieſen Gewinn innerer Selbſtändigkeit mit 
dem Verluſt des Anſehens bei ſeinen Freunden. Denn dieſes An⸗ 
ſehen hat zur Vorausſetzung, daß er die gewohnten Bahnen auch in 
ſeinen Anſchauungen nicht verläßt. Hierher gehört auch die Tatſache, 
daß das Preſtige im Gegenſatz zu der Autorität keine Kritik erträgt: 
bei der inneren Diſtanz, die ſeine Vorausſetzung bildet, iſt eine ſolche 
der Natur der Sache nach bei normalen Verhältniſſen kaum möglich; 
regt ſie ſich doch, ſo iſt damit das Preſtige in der Tat ſogleich be⸗ 
droht, weil bei dem Mangel an begründetem Urteil die Zuſchauer 
nicht unterſcheiden können, ob die Ausſtellung berechtigt oder un⸗ 
berechtigt iſt. Viel günſtiger iſt hierin offenbar die Autorität ge⸗ 
ſtellt, die bei ihrer klar erkannten ſachlichen Überlegenheit ſich ruhig 
einmal zu einem Fehler bekennen kann, weil dieſer ſich ſofort als 
eine Ausnahme erweiſt. Dieſe letztere Tatſache weiſt ſchon darauf 
hin, daß das Preſtige, wenigſtens dasjenige des einzelnen Menſchen, 
eine viel labilere Grundlage hat als die Autorität: entſprechend 
ſeiner irrationalen Grundlage können irgendwelche unberechenbare 
Zufälligkeiten für die oberflächliche Beurteilsweiſe der Zuſchauermaſſe 
eine verhängnisvolle Bedeutung gewinnen. 
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Endlich betrachten wir hier die innere Verfaſſung desjenigen, 
auf den das Preſtige wirkt. Der innere Zuſtand des Preſtige⸗ 
empfängers unterſcheidet ſich in charakteriſtiſcher Weiſe von dem⸗ 
jenigen des von der einfachen Autorität beeinflußten Menſchen: In 
beiden Fällen entſteht unter dem Eindruck der Überlegenheit des 
anderen ein Bewußtſein der Schwäche und damit ein Wille zur 
Unterordnung. Im Falle der Autorität wird jedoch dieſes Schwäche⸗ 
gefühl eingeengt durch das Bewußtſein, innerlich mit der autorita⸗ 
tiven Perſon verbunden zu ſein und ſich daher der Förderung durch 
ſie zu erfreuen: Der Beeinflußte verfügt ja über dasſelbe Können 
wie die autoritative Perſon, nur in einem geringeren Grade. Es 
handelt ſich hier, wo es überhaupt noch keine Laien gibt und der 
Beeinflußte ebenfalls zu den Fachmännern gehört, um Dinge, die 
man ſelbſt leiſten kann. Das Vorbild wirkt alſo nicht nieder⸗ 
drückend, ſondern anſpornend und erweckt die Hoffnung, ſelber auch 
einmal die gleiche Höhe zu erreichen. Die Autorität erzeugt alſo in 
dem Beeinflußten einen Gemütszuſtand, in dem ſich Unterordnung 
und Selbſtgefühl zu einem charakteriſtiſchen Ganzen verbinden. Das 
Geſagte gilt auch für die Berührung verſchiedener Klaſſen eines 
Volkes, da wo patriarchaliſche Verhältniſſe dieſe Kluft im einzelnen 
überbrücken: vermöge der Gemeinſchaft, die hier herrſcht, nimmt 
auch der Schwache innerlich teil an der Größe des Starken; und 
da er ihn genau kennt, kann er ſich ihm anpaſſen und ihn zum Teil 
ſogar beeinfluſſen, wodurch ebenfalls eine völlige Aufhebung des 
Selbſtgefühls ausgeſchloſſen iſt. Wo die Autorität herrſcht, haben 
wir es, wie eben ' ſchon angedeutet, mit einem Gemeinſchaftsverhältnis 
zu tun; und in einem ſolchen bleibt das Ichbewußtſein nicht auf 
die eigene Perſon beſchränkt, ſondern tritt auch in einer kollektiven 
Form auf: das Ich umfaßt in dieſer Erweiterung den geſamten 
Kreis der Gemeinſchaft und nimmt dadurch auch die überlegenen 
Perſonen in ſich auf. Der Wille zur Gemeinſchaft iſt alſo ſtets mit 
der Befriedigung des Selbſtgefühls verbunden. Beim Preſtige aber 
fehlt eine ſolche Erweiterung des Ich und eine ſolche Gemeinſchaft. 
Die äußere und innere Diſtanz iſt dazu viel zu groß. Der Beein⸗ 
flußte hat lediglich das bedrückende Gefühl ſeiner Schwäche ohne 
einen genügenden Ausgleich. Der vom Preſtige Beeinflußte iſt mehr 
oder weniger gleichſam gelähmt: „Er lacht nicht, wenn er gerade 
Luſt dazu hat, er findet ſich nicht zurecht, und unausgeſprochene 
Worte, ungeweinte Tränen würgen feine Kehle ...“ (S. 230). Wie 
oft bezeichnen dieſe Worte wohl den wahren Sachverhalt, wenn etwa 
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der Arbeiter vor dem Richter, der Bauer vor der Behörde fteht. 
Aber auch in feineren Formen macht ſich dieſe Lähmung bemerklich, 
etwa in der Mutloſigkeit, die beim Wettbewerb den Erfolgloſen be⸗ 
ſchleichen kann, weil für ſein Bewußtſein der Erfolg des Begünſtigten 
gar nicht von der Leiſtung an ſich, ſondern von unberechenbaren, un⸗ 
beherrſchbaren Umſtänden ausgeht. 

In dieſer Lähmung bekundet ſich eine weſentliche Schwäche, die 
mit allem Klaſſenweſen verbunden iſt. Überall, wo Klaſſenverhältniſſe 
beſtehen, iſt den benachteiligten Schichten eine volle Entfaltung ihres 
Weſens aus ihrer inneren Natur heraus unmöglich: ſie ſtehen unter 
dem äußeren und inneren Einfluß der bevorzugten Teilgruppe und 
müſſen ſich nach deren Lebensführung und Bedürfniſſen nicht nur 
äußerlich, ſondern zum größten Teil auch innerlich richten. Das 
Weſen des Unterordnungsverhältniſſes bringt es nämlich mit ſich, 
daß, die Schwächeren auch die Anſchauungen, die Denk⸗ und Be⸗ 
wertungsweiſe der Stärkeren ſich innerlich aneignen, gleichſam mit 
deren Augen die Welt anſehen und aus deren Willenshaltung heraus 
ihr Leben führen. Sie werden alſo gleichſam ihrem eigenen Ich 
entfremdet, und damit wird ihnen die volle Kraftentfaltung un⸗ 
möglich gemacht!. Leopold drückt dieſe Tatſache ſo aus, daß 
das Preſtige nur quantitative (alſo keine qualitativen) Leiſtungen 
hervorzuruſen vermag (S. 230 und 232): „Das Preſtige läßt die 
Menſchen wahre Pyramiden der quantitativen Arbeitsleiſtung, der 
Energie, der Askeſe, der Lammesgeduld erreichen ... gleichzeitig 
aber geht das perſönliche Aroma, das Brillantfeuer der ſchöpferiſchen 
Phantaſie verloren. Wo es wählen heißt, wo es Schattierungen 
und Wendungen gibt ... dort zeigt fid) das Preſtige von feiner 
Kehrſeite: die tönerne Maſſe des blinden Gehorſams zerſchellt an 
der Wand.“ Wer denkt hier nicht an den bekannten Typus des 
Subalternbeamten oder des Unteroffiziers, der ſeine Dienſtregeln 
mit peinlicher Gewiſſenhaftigheit befolgt, aber den Kopf verliert, 
wenn et:vas eintritt, das ſich nicht in fein Schema fügt. 

Ein Einwand liegt hier nahe: Wie verträgt ſich die Tatſache 
der Lähmung mit der oben behaupteten Tatſache der fördernden Über⸗ 
legenheit, die die Grundlage für alle Autorität wie alles Preſtige 
bilden ſoll? Überlegenheit empfindet gewiß auch der Gelähmte, aber wie 
weit kann man dabei noch von einer Förderung ſprechen? Bei der 
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Autorität iſt ihr Vorhandenſein klar, weil der ſchwächere Teil fid 
hier mit dem ſtärkeren innerlich verwandt fühlt, ſich deſſen Über⸗ 
legenheit oder wenigſtens ihren Gewinn ebenfalls anzueignen hoffen 
kann. Bei dem Preſtige kann von einer Förderung freilich nur in 
einem abgeſchwächten Sinne geſprochen werden. Es iſt diejenige 
Art von Förderung, über deren Möglichkeit jeder Machthaber eben 
vermöge ſeiner Macht verfügt: der Mächtige kann wenigſtens 
fördern, wofern Réi nicht aus feinen! ganzen Benehmen klar ergibt, 
daß jede derartige Erwartung ausgeſchloſſen iſt. Und freilich gehört 
es zum Preſtige, das wenigſtens ein gewiſſes Maß von Möglichkeit 
und Hoffnung dafür beſtehen bleibt; im anderen Falle würde das 
Verhältnis ein reines Furchtverhältnis werden. 

Endlich betrachten wir noch die Verbreitung des Preſtiges. 
Sie gewinnt ein beſonderes Intereſſe durch die Tatſache, daß ſie eng 
mit der Verbreitung des Klaſſenweſens zuſammenhängt. Erinnern 
wir uns der vier Bedingungen für ſein Auftreten: äußere und 
innere Diſtanz, Laientum, Zuſammenhäufung von Maſſen. Es 
wurde ſchon oben geſagt, daß in weitem Umfange dieſe vier Eigen⸗ 
ſchaften zuſammen auftreten oder fehlen. Wir können danach in 
der menſchlichen Geſellſchaft überhaupt zwei Stufen von welt⸗ 
geſchichtlicher Bedeutung unterſcheiden: Das demokratiſche Gemein⸗ 
weſen und den Klaſſenſtaat . Das erſtere ſteht im Anfange der 
menſchlichen Entwicklung und iſt noch heute bei den Naturvölkern 
weit verbreitet; der letztere verbindet ſich mit allen höheren Kulturen. 
Mit dem Klaſſenweſen iſt ſtets die Tatſache der inneren Diſtanz 
verbunden; ſie kann freilich im Einzelverkehr durch ein patriarchaliſches 
Verhältnis aufgehoben werden, das den Herrn und ſeine Abhängigen 
zu einer Gemeinſchaft zuſammenſchließt. Im übrigen aber erzeugt 
das Klaſſenweſen mit Notwendigkeit das Preſtige. Hinzutreten kann 
zu der Tatſache der inneren Diſtanz dabei noch diejenige des Laien⸗ 
tums. Beide Tatſachen bilden zuſammen die Grundlage für den 
Gegenſatz, der auch bei uns noch zwiſchen verſchiedenen Volksſchichten 
beſteht und noch mehr in früheren Zeiten beſtanden hat. Es wu oe 
ſchon eben auf das Verhältnis des Bauern und des Arbeiters zu den 
Behörden und den Gerichten hingewieſen. Es iſt bekannt, wieviel 
Mißtrauen und Furcht die Angehörigen dieſer Schichten den Amtern 
und Gerichten entgegenbringen: ſie haben nicht das Gefühl der 
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Verwandtſchaft, der Volksgemeinſchaft, ſondern dasjenige der Fremd⸗ 
heit. Ebenſo ſtehen die Dienſtboten durchgängig unter dem Preſtige 
der Herrſchaften, abgeſehen wieder von patriarchaliſchen Verhält⸗ 
niſſen und einem perſönlichen Zuſammenarbeiten, in dem ſich die 
Überlegenheit der Hausfrau unmittelbar zeigt. Im übrigen iſt auch 
hier die charakteriſtiſche Lähmung vorhanden; ſie beſteht, weil der 
Dienſtbote ſich in einer fremden Welt fühlt, einer anderen Kultur, 
‘anderen Anſchauungen, anderen Bewertungen und anderen Gepflogen⸗ 
heiten gegenüberſteht, als ſie ihm ſelbſt geläufig ſind. In allen 
dieſen Fällen erhebt die Gedankenloſigkeit des täglichen Lebens gern 
den Vorwurf der Dummheit, der natürlich ſeinerſeits auf Verſtändnis⸗ 
loſigkeit beruht. Auch der junge Rekrut beim Militär iſt in der⸗ 
ſelben Lage: er ſoll ſich in eine ihm völlig neue Welt finden, die 
ihm von allen Seiten ſeine eigene Unfähigkeit gründlichſt zu Gemüte 
führt. Später freilich lernt er ſich faſſen und erwirbt ein tüchtiges 
Können, das ihn wieder aufrichtet. Zugleich gewinnt er an der 
Ehre des ganzen Soldatenſtandes ſeinen äußeren und inneren An⸗ 
teil: ſo geht das anfängliche Preſtigeverhältnis bald in ein vor⸗ 
wiegendes Autoritätsverhältnis über. Auch gebildete Kreiſe erfahren 
anderen überlegenen Teilgruppen gegenüber die Einwirkung des 
Preſtige. Wir erinnern hier nur an den Nimbus, in den der Juriſt 
anderen Berufskreiſen gegenüber gehüllt iſt und noch mehr war. 
Auch hier können wir jene charakteriſtiſche Lähmung feſtſtellen, die 
es zu einem unbefangenen Urteil, zu einem ſelbſtbewußten Vertreten 
der eigenen Anſchauung und einer unbefangenen Kritik der Schwächen 
des anderen Teiles gar nicht kommen läßt. Die Urſache liegt und 
lag noch mehr vor allem in dem vollendeten Laientum der anderen 
Kreiſe gegenüber ſelbſt den einfachſten Rechtsfragen, vermöge deſſen 
die Juriſtenklaſſe wie ein in undurchdringliche Geheimniſſe gehüllter 
Bund erſchien. Heute ſind die Elemente des juriſtiſchen Wiſſens 
und Denkens weiter verbreitet, und ſo iſt jenes Preſtige erheblich 
verblaßt zu derſelden Zeit, da unſer Juriſtentum ſelber feine bis⸗ 
herige Einſeitigkeit zu bekämpfen und abzuſtreifen begonnen hat. 
Kann man bei Kindern von einem Preſtige ſprechen? Leopold 
bejaht mit Recht die Frage in einem eingeſchränkten Sinne (S. 133 ff.). 
Sicher iſt, daß Kinder ſich in ihrer Bewertung der Erwachſenen nur durch 
die eigene Anſchauung leiten laſſen! Deren geſellſchaftliche Stellung, 
ihre Amter und Würden, die Überlieferungen und Meinungen über 
ihre Leiſtungen und Bedeutung — alles das übt keinen erheblichen 
Einfluß auf Kinder aus. Und bei der Anſchauung zeigen die Kinder 


1697] Autorität und Preftige 17 


bekanntlich ein gutes Beobachtungsvermögen: fie haben einen 
ſcharfen Blick für die Schwächen der Erwachſenen und wiſſen dieſe 
unbarmherzig auszunutzen. Anderſeits fehlt ihnen aber wieder zum 
großen Teil das Verſtändnis für die Leiſtungen der Erwach ſenen 
und damit die Möglichkeit, dieſe rational zu würdigen. Sie ſind 
ſtatt deſſen meiſt auf die oben erwähnten Symptome der Ausdrucks⸗ 
haltung angewieſen, um ſich ein Bild von der Perſönlichkeit zu 
machen und ihrer Art auf andere zu wirken, wobei ſie ſich ähnlich 
wie die Erwachſenen gründlich irren können. Freilich gilt das Ge⸗ 
ſagte zunächſt nur für die Verhältniſſe unſerer eigenen Kultur. Bei 
den Naturvölkern mit ihren einfachen Verhältniſſen liegen die Dinge 
anders. Hier ſind die Erwachſenen für die Kinder gleichſam durch⸗ 
ſichtig: ihre Tätigkeit vermögen die Kinder wegen ihres anſchau⸗ 
lichen Charakters zu verſtehen, ihre Leiſtungen zu würdigen, bald 
auch, wenigſtens in einfachen Formen, ihnen nachzueifern. Hier 
fehlt die Kluft, die bei uns die Welt des Kindes von derjenigen 
der Erwachſenen trennt. Man wird daraus ſchließen müſſen, daß 
hier die Erwachſenen für die Kinder wohl Autorität, aber kein Preſtige 
beſitzen. Zu dieſem Unterſchied ſtimmt die ganze Art der Erziehung 
bei den Naturvölkern: ſie vollzieht ſich einfach und ſpielend leicht, 
faſt ohne alle Reibungen und ohne allen Druck. Es fehlt hier die 
aus der inneren Diſtanz hervorgehende Lähmung oder wenigſtens 
Behinderung der Entfaltung der eigenen Kräfte, die unſerer Er⸗ 
ziehungskunſt ſo viele Probleme aufgibt. Freilich hat ſich auch bei 
uns in der jüngſten Zeit ein Wandel bemerkbar gemacht: in dem 
Maße, in dem ſich die geſamten Verhältniſſe und insbeſondere das 
Familienleben bei uns in der Richtung vom Herrſchaftlichen zum 
Genoſſenſchaftlichen verſchoben haben, iſt auch die Erziehung bei uns 
von der Bevoͤrmundung und dem lähmenden Drucke mehr befreit 
worden. 

Daß die höheren Klaſſen gegenüber den unteren ein Preſtige 
beſitzen, iſt ſelbſtverſtändlich. Es fragt ſich nur, was für die Zu⸗ 
gehörigkeit oder vielmehr für die Zurechnung zu den höheren Klaſſen 
maßgebend iſt. In einer ſtändiſch gegliederten Geſellſchaft beant⸗ 
wortet ſich dieſe Frage von ſelbſt. Anders bei unſeren heutigen 
verwickelten Verhältniſſen, bei denen ein freies Auffteigen ſtattfindet. 
Leopold betont hierbei (S. 301 ff.) mit Recht den Unterſchied zwi⸗ 
ſchen Grundbeſitz und beweglichem Kapitalbeſitz. Nur der erſtere hat 
durch ſeine Traditionen wie durch ſeinen anſchaulichen Charakter 
nd das volle Preſtige der alten Herrenklaſſe bewahrt, mit dem 
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Kapitalbeſitz dagegen verbindet es ſich nicht ohne weiteres. Dafür 
ſpricht ſchon das bekannte Beſtreben des beweglichen Kapitals, ſich 
mit dem Grundbeſitz und mit dem Adel zu verbinden. Über die 
Gründe jenes Mangels hat ſich Leopold leider nicht weiter verbreitet. 
Jedenfalls handelt es ſich hier um eine Tatſache, die ſowohl theo⸗ 
retiſch wie praktiſch von der größten Wichtigkeit iſt. In letzterer 
Beziehung fei nur darauf hingewieſen, daß die Macht des beweg⸗ 
lichen Kapitals in letzter Linie nicht auf dem Mechanismus der 
Geldwirtſchaft an ſich, ſondern auf geiſtigen Mächten, eben auf dem 
Anſehen des Kapitalbeſitzers beruht. Das zeigt ſich ſchon darin, 
daß der Kapitalismus den Kredit zur Vorausſetzung hat, der Kredit 
aber ſeinerſeits wieder auf dem Anſehen des Kapitalbeſitzers, und 
zwar, wie eine genaue Betrachtung zeigt (S. 307), in der Haupt⸗ 
ſache wieder auf deſſen wirtſchaftlichem Preſtige beruht. Jedenfalls 
aber hängt die ganze politiſch⸗geſellſchaftliche Macht des Kapitals 
von dem Anſehen und Einfluß ſeiner Träger ab. Wo dieſe fehlen, 
könnte das Kapital ſchon allein durch harten Steuerdruck, insbeſondere 
hohe Vermögensſteuern, zumal unter den heutigen Verhältniſſen, 
bald zermürbt werden. Gegenüber allen marxiſtiſchen und überhaupt 
objektiviſtiſchen Anſchauungen, für die das Kapital eine Art Mecha⸗ 
nismus bedeutet, der durch ſeine eigene Natur abſolut ſtarke Wir⸗ 
kungen ausübt, kann dieſe geſellſchaftliche Grundlage ſeiner Macht 
nicht ſcharf genug betont werden. 

Beſitzen die Europäer den Naturvölkern gegenüber Preſtige? 
Zunächſt erſcheint das ſelbſtverſtändlich, da die Eingeborenen doch 
die Überlegenheit der europäiſchen Kultur überall zu ſpüren be⸗ 
kommen und deren Weſen nicht zu verſtehen vermögen. Es fragt 
ſich aber doch, in welchen Grenzen ſie überhaupt das Gefühl der 
unbedingten Überlegenheit der fremden Kultur befigen, ob ihnen die 
Europäer nicht zunächſt nur als Menſchen erſcheinen, die über viel⸗ 
leicht etwas ſtärkere Zaubermittel als ſie ſelbſt verfügen, ohne aber 
durch eine tiefe Kluft der Machtverſchiedenheit von ihnen getrennt 
zu ſein. Das ſtärkere Selbſtgefühl, das mit dem demokratiſchen 
Gemeinweſen von Haus aus verbunden iſt, macht ſie zunächſt zu 
einer ſolchen Haltung offenbar geneigt. Dazu kommt der ſcharfe 
Blick, mit dem ſie die Schwächen der einzelnen Europäer im täg⸗ 
lichen Umgang bald herausbekommen. Ohne eigene Unterſuchungen 
läßt ſich die Frage nicht mit Sicherheit beantworten. Wahrſcheinlich 
ſtellt ſich ein eigentliches Preſtige nur unter beſonderen Umſtänden 
ein, wenn nämlich die europaiſche Kultur bereits ſtark eingedrungen 
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ift und zerſetzend gewirkt hat. Hier läßt fid auch jene für die läh⸗ 
mende Wirkung charakteriſtiſche Einſchränkung des Selbſtbewußtſeins 
beobachten, wie ſie uns aus mancher Quelle berichtet wird. 

Fragen wir nun umgekehrt, wo das Preſtige in unſeren Ver⸗ 
hältniſſen fehlt und durch die Autorität erſetzt wird, ſo lautet die 
Antwort: in allen engeren Kreiſen, in denen Fachmänner oder über⸗ 
haupt Menſchen mit weſentlich gleichen Leiſtungen vereinigt ſind. 
Ein reicher Beamter mag wegen dieſes ſeines Reichtums in ſeinem 
Orte ein beſonderes Preſtige befigen; im Kreiſe feines Kollegiums 
wird er doch lediglich nach ſeiner Perſönlichkeit und ſeinen Leiſtungen 
eingeſchätzt. Das Kollegium hat in dieſer Beziehung einen im beſten 
Sinne demokratiſchen Charakter. 

Im Bereiche des demokratiſchen Gemeinweſens fehlt 
im allgemeinen das Preſtige, weil ſeine Grundlagen in Geſtalt 
der Diſtanz, des Laientums und des Auftretens der Maſſe fehlen, 
und wird durch die Autorität erſetzt. Jedoch gibt es Ausnahmen. 
Dahin gehört zunächſt die Perſon des Zauberers, der der einzige 
ausgeprägte „Fachmann“ im Stamme iſt. Er bewegt ſich in einer 
überſinnlichen Welt, deren Vorgänge die Laien nicht zu kontrollieren 
vermögen. Daß ſeine Macht und ſein Anſehen ſehr groß find, be⸗ 
zeugen uns viele Quellen; daß ſie überwiegend den Charakter des 
Preſtige haben, müſſen wir aus der eben angegebenen Tatſache 
ſchließen. Genau betrachtet, haben wir es freilich hier mit einer Miſch⸗ 
form zu tun, weil ſeine Leiſtungen auf ihren Erfolg hin wenigſtens 
teilweiſe kontrolliert werden, und weil dem täglichen Leben die 
Diſtanz fehlt. — Auch bei der Tatſache des Totemismus könnte 
man verſucht ſein, von einem „Preſtige“ derjenigen Tierarten zu 
ſprechen, denen dieſer Kult gilt. Schon aus dem Mythenſchatz der 
Naturvölker ergibt ſich, wie ſtark ihre Phantaſie ſich mit den Tieren 
beſchäftigt: ſie ſind ihnen einerſeits auf dieſer Stufe, auf der das 
Leibliche und Sinnliche ſo ſehr überwiegt, menſchlich nahegerückt 
und bleiben ihnen anderſeits doch fern. — Endlich kann man auch 
bei der Erklärung der weit verbreiteten Tatſache der Exogamie in 
einem gewiſſen Sinne auf das Preſtige zurückgreifen: Frauen aus 
einer anderen Stammesabteilung, mit der man ſich nur gelegentlich 
begegnet, ſtehen dem Manne auch innerlich ferner, als diejenigen, 
mit denen er täglich zuſammenlebt und gewinnen eben dadurch eine 
beſondere Anziehungskraft. 

Uns intereſſiert aber vor allem eine Gruppe von Ausnahmen 
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iſt fein Auftreten im Zuſammenhange mit den Anfängen des 
Klaſſenweſens. Der innere Zuſammenhang zwiſchen Preſtige 
und Klaſſenweſen, von dem ſchon vorhin die Rede war, wird durch 
dieſe Ausnahmen bekräftigt. Anfänge des Klaſſenweſens gibt es bei 
den Naturvölkern ſowohl im Verhältnis der Männer zu den Frauen 
wie im Verhältnis der älteren Männer zu den jüngeren. Den 
Frauen fallen im großen und ganzen diejenigen Arbeiten zu, die 
weniger reizvoll ſind, regelmäßig wiederkehren und regelmäßig länger 
andauernde Tätigkeit beanſpruchen; und in der Ehe ſtehen ſie den 
Männern an Rechten nach und bedeuten für dieſe vor allem eine 
Arbeitskraft, die ihnen zur Verfügung ſteht. Die älteren Männer 
aber ſtehen bei den jüngeren in beſonderem Anſehen, haben vielfach 
größeren Einfluß auf die öffentlichen Angelegenheiten und manche 
Vorrechte in der Ernährung. Nach beiden Richtungen können wir 
die Anfänge des Klaſſenweſens bereits bei den Auſtraliern gut ver⸗ 
folgen 1. Eben in dieſem Zuſammenhange tritt nun auch das Preſtige 
auf. Freilich verfügen wir über keine Schilderungen, in denen es 
der Beobachter unmittelbar erlebt hätte, aber wir müſſen ſein Auf⸗ 
treten auch hier ſchließen aus der Tatſache, daß ſeine Grundlagen 
gegeben ſind. Und zwar iſt das der Fall in Geſtalt der äußeren 
und zum Teil auch der inneren Diſtanz und des Laientums. Daß 
die Tatſache der Diſtanz uns entgegentritt, überraſcht zunächſt an⸗ 
geſichts der ſonſtigen gegenſeitigen Nähe und Vertrautheit, die im 
täglichen Leben alle Mitglieder der Lokalgruppe verbinden. Eben 
deswegen iſt es wohl kein Zufall, daß die Diſtanz hier in der radi⸗ 
. talften Form auftritt, nämlich in der Form des Geheimniſſes. Die 
Männer beſitzen weit verbreitete Geheimkulte, in denen angeblich 
mächtige Dämonen bei ihnen, oft in Masken, erſcheinen und ſich 
durch unheimliche Geräuſche kundtun, die in Wirklichkeit durch das 
Schwirrholz und andere Inſtrumente von den Männern ſelber hervor⸗ 
gerufen werden. Den Frauen iſt das Zuſchauen bei den Kulten, 
der Anblick der Masken und Inſtrumente, oft auch das Betreten des 
Feſtplatzes bei Todesſtrafe verboten. Dieſe Schwere der Strafe 
deutet unmittelbar auf die Wichtigkeit der Intereſſen hin, die hier 
geſchützt werden ſollen: es handelt ſich um nichts Geringeres als das 
Übergewicht der Männergruppe über die Frauengruppe. In Ge⸗ 


1 Vgl. für die Eingeborenen Auſtraliens beſonders Malinowski, The 
family among the Australian aborigines, p. 77 ff. und Webster, Primitive 
secret society, p. 61 ff. 


! 0 
1701] Autorität und Preſtige ö 21 


heimniſſe gehüllt iſt auch die Reifeprüfung und ihre Vorbereitungen 
für die männliche Jugend. Den jungen Leuten wird eine Reihe von 
Mutproben auferlegt und überhaupt eine Reihe ſchwerer Anforde⸗ 
rungen an ſie geſtellt, ehe ſie in öffentlicher Feier als Gleichberechtigte 
von dem Männerbund aufgenommen werden. Die vorbereitenden 
Stadien aber ſind, wie geſagt, in dichtes Geheimnis gegenüber den 
Frauen und Kindern gehüllt. Dadurch wird bei den Frauen der 
Eindruck ihrer Unterlegenheit verſtärkt. Die Knaben aber treten mit 
demſelben Gefühl in dieſen Erziehungskurſus ein und erleben darauf, 
daß die Männer zwar zunächſt ihre Macht ſie ſpüren laſſen, um 
ſchwere und drückende Anforderungen an ſie zu ſtellen, dann aber ſie 
ſelbſt auf die Stufe dieſer ihrer Macht erheben. Sie fühlen ſich 
alſo zunächſt ihnen gegenüber hilflos und ſchwach, dann aber durch 
ſie gefördert. Und daraus ergibt ſich die oben erwähnte charakte⸗ 
riſtiſche Grundlage des Autoritätsgefühls, nämlich die Miſchung von 
Unterordnungswillen und Selbſtgefühl. Auf die Dauer wird das 
Verhältnis der ehemaligen Knaben zu den jetzt älter gewordenen 
Männern alſo ein Verhältnis der Autorität ſein; während der 
Reifevorbereitung und -feier aber beſteht ein ausgeprägtes Be⸗ 
wußtſein der Diſtanz und der völligen Hilfloſigkeit und Unkenntnis 
gegenüber der überlegenen Macht, mit anderen Worten ein echtes 
Preſtigeverhältnis. 

Anfänge des Klaſſenweſens treten uns endlich innerhalb des 
demokratiſchen Gemeinweſens ſchon bei manchen Stämmen entgegen 
in Geſtalt einer gewiſſen Abſtufung der geſellſchaftlichen Stellung, 
bei der freilich die Unterſchiede noch lange nicht ſo einſchneidend ſind 
wie beim Klaſſenſtaat, insbeſondere die äußere und innere Diſtanz 
im täglichen Leben noch fehlt. Von dieſem Zuſtand intereſſiert uns 
hier ein beſonderer Typus, bei dem die Unterſchiede der geſellſchaft⸗ 
lichen Stellung mit der Verſchiedenheit des Stammes, mit allgemeiner 
Ausbreitung überlegener Stämme über ſchwächere zuſammenhängen. 
Derartige Zuſtände hat uns für gewiſſe Stämme Südamerikas, 
nämlich die Aruaken, jüngſt Max Schmidt geſchildert und ihren 
Mechanismus aufgedeckt“. Es iſt intereſſant zu ſehen, wie auch in 
dieſem Zuſammenhang gewiſſe Tatſachen des Preſtige auftreten und 
wie insbeſondere auch hier als Mittel das Geheimnis und zwar in 
religiös⸗magiſcher Form gewählt wird. Es gibt hier gewiſſe Kulte 


1 Max Schmidt, Die Aruaken. Eine Studie über die Ausbreitung der 
Kultur. Leipzig 1916. Beſ. S. 64 ff. 
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zur Abwehr von Krankheit und zur Erhöhung der Fruchtbarkeit; es 
gibt ferner magiſche Zeichen an den Tragpfählen, die die an ihnen 
angehängten Gegenſtände vor Entwendung ſchützen; und es gibt 
endlich Zauberer, die unliebſame Elemente verſchwinden laſſen können. 
Alle dieſe Mittel aber ſtehen unter dem maßgebenden Einfluß der „herr⸗ 
ſchenden“ Teilgruppe und wirken ſo als ein Machtmittel gegenüber 
der ſchwächeren, „unterworfenen“ weiblichen Teilgruppe. 

Blicken wir jetzt noch einmal zurück, ſo ſind die beiden Ver⸗ 
hältniſſe der Autorität und des Preſtige durch eine Reihe grund⸗ 
legender Eigenſchaften voneinander unterſchieden. Die Autorität tritt 
ſoziologiſch betrachtet in dem Verhältnis der Gemeinſchaft, das 
Preſtige in dem Verhältnis der „Geſellſchaft“, dieſes Wort im 
engeren Sinne verſtanden, auf. Im einen Falle haben wir es mit 
warmen, im anderen Falle mit kalten Verhältniſſen; im einen Falle 
mit engen und kleinen, im anderen Falle mit großen Dimenſionen 
zu tun. Im einen Falle ſind die ganzen Verhältniſſe klar und durch⸗ 
ſichtig, im anderen Falle dunkel und undurchſichtig. Im einen Falle 
ſtehen ſich die beteiligten Menſchen innerlich nahe verwandt, im an⸗ 
deren fremd gegenüber. Die Autorität ferner ſchwebt nicht nur über 
den Menſchen, ſondern lebt auch in ihnen, während das Preſtige 
vermöge ſeiner Kälte und Ferne lediglich über ihnen thront. Daß 
das eine, hiſtoriſch betrachtet, in großen Zügen mit der Verbreitung 
des demokratiſchen Gemeinweſens, das andere mit derjenigen des 
Klaſſenweſens zuſammenfällt, war ſchon wiederholt geſagt. 

Zum Schluß ſei noch betont, daß die beiden hier unterſuchten 
Wirkungsweiſen nicht nur, wie bisher ſtets angenommen, von Per⸗ 
ſonen, ſondern auch von unperſönlichen Gebilden ausgehen 
können. Auch die Sitte iſt eine Macht, die man als überlegen an⸗ 
erkennt und von der man ſich gegebenenfalls gefördert fühlt: ihr 
wird daher dieſelbe Verhaltungsweiſe der Unterordnung entgegen- 
gebracht wie den mächtigen Perſonen, und zwar kann auch die 
Stellung der Sitte ſowohl den Charakter der Autorität wie den des 
Preſtige haben. Wo wir eine einheitliche Geſellſchaft vor uns haben, 
in der die Sitte von dem eigenen Geſamtwillen getragen wird und 
daher alle ihr ſich innerlich nahe und verwandt fühlen, da übt ſie 
Autorität aus. Anders in einer Klaſſengeſellſchaft mit denjenigen 
Sitten, die lediglich von dem Willen der Oberſchicht geſchaffen find 
und erhalten werden: befolgt werden dieſe gegebenenfalls auch von 
den übrigen Teilgruppen, teils weil es von oben gefordert wird, teils 
weil die Nachahmung in dieſen Verhältniſſen dazu antreibt; aber 
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ihrem ganzen Weſen nach kann in dieſem Falle die Sitte den übrigen 
Teilgruppen innerlich fremd und gleichſam unverſtändlich bleiben, 
ihre Macht daher den Charakter des Preſtige annehmen. In dem 
einen Falle hat die Sitte, um die vorhin gebrauchte Ausdrucksweiſe 
anzuwenden, ihren Sitz gleichzeitig über und in den Menſchen, im 
anderen Falle ſchwebt ſie lediglich über ihnen. In dem letzteren Sinne 
wirkten zum Beiſpiel auf den Bauern die Lebensführung des vor⸗ 
nehmen Städters, auf bie Dienſtboten die Lebensformen ihrer Herr: 
ſchaft. Was von der Sitte geſagt iſt, gilt auch vom Staate. Es 
gibt ein warmes und enges Verhältnis zu ihm, ebenſo aber auch ein 
kaltes, bei dem der Staat den Charakter eines völlig fremdartigen 
Weſens annehmen kann. In dem ſtändiſchen Klaſſenſtaat, und zum 
Teil gilt dasſelbe bis zur Gegenwart, waren Beamte und Offiziere 
und teilweiſe der ganze Adel mit dem Staate eng verbunden, während 
die Gewerbetreibenden und Bauern ihn als etwas Fremdes fühlten: 
für die einen hatte er demgemäß Autorität, für die anderen Preſtige. 
Daß endlich die Rechtsordnung und ihre Handhabung ſeit dem 
Eindringen des römiſchen Rechtes bis auf die Gegenwart für den 
größten Teil der Bevölkerung ausgeſprochenen Preſtigecharakter beſitzt, 
wurde ſchon oben angedeutet. 
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De die Menſchheit geht ein ängſtliches Harren, eine Sehnſucht 
nach Frieden und Recht, nach Freiheit und Wahrheit, nicht 
ein Kennzeichen feiger Erſchlaffung, ſondern eine notwendige Folge 
gewaltiger Taten, Schickſale und Leiden. Die Völker in ihrem Einzel⸗ 
daſein und in ihrer Geſamtheit fühlen ſich in den Tiefen ihres 
Bewußtſeins und ihrer Lebensgeſtaltung durch die Notwendigkeit eines 
Neubaues bewegt, aufgerüttelt durch ein ökonomiſches, geiſtiges und 
ſoziales Bedürfnis, das nicht von heute und geſtern ſtammt, ſondern 
dem Acker der Zeit, der Geſchichte und einer Umbildung der Lebens⸗ 
formen und des Lebensinhaltes entſpringt. Eine gewaltige Kata⸗ 
ſtrophe hat das Bedürfnis in ein Zwangsgeſetz der Not verwandelt: 
Indem fie eine morſche Welt zerſtören hilft, ſchafft fie der Lebens- 
energie geſchichtlicher Organismen, den Kräften, die in ihrem Inneren 
erwachſen ſind, Spielraum der Betätigung und Entwicklung. 

Was ſich vor unſeren Augen, in unſerem Leben und Denken 
vollzieht, iſt nicht nur ein Spiel der Willkür und das blinde Ver⸗ 
hängnis der Ereigniſſe. Es iſt unter der Hülle des Kampfes und 
der Zerſtörung ein geſchichtlicher Prozeß; als ſolcher iſt es Rechts⸗, 
Staats⸗ und Gemeinſchaftsbildung. Als ſolcher werden die Vor⸗ 
gänge verſtändlich, und nicht als Verkettung unbegreiflicher Tatſachen, 
als ungewollte oder halb gewollte, halb unbeabſichtigte Folge menſch⸗ 
licher Leidenſchaften und Zwecke, und nur deshalb werden ſie Gegen⸗ 
ſtand wiſſenſchaftlicher Erkenntnis. Denn Objekt einer Wiſſenſchaft 
kann nur werden, was begreiflich iſt nach einem Geſetze, das im 
menſchlichen Denken, und einer Notwendigkeit, die in der Geſtaltung 
der Wirklichkeit ruht. 


26 Georg Sager [1706 


Die Menſchheit wartet nicht mehr auf Offenbarung; das war 
eine Hoffnung, die ihren Erkenntnisdrang enttäuſchte. Die Wiſſen⸗ 
ſchaft ſoll ihr eine Leuchte ſein, und zwar die Sozialwiſſenſchaft in 
den Irrgängen ihres geſchichtlichen Daſeins und ihrer Entwicklung, 
eine Sozialwiſſenſchaft, die ſich über den Gegenſätzen des Lebens 
hält. Sie muß verſuchen, dieſe Höhe zu erreichen, wenn ſie ſelbſt 
Leben iſt und bleiben ſoll. Wir wollen verſuchen, uns in einer 
Reihe von Sätzen oder Theſen ihre ewige, bleibende Aufgabe, die 
Grundlagen ihres Erkenntniswertes, vor Augen zu führen. 


I 


1. Die Sozialwiſſenſchaft iſt die Wiſſenſchaft des menſchlichen 
Gemeinſchaftslebens. 

2. Alſo iſt die Aufgabe der Sozialwiſſenſchaft die Erkenntnis 
des Gemeinſchaftslebens ſelbſt, der Notwendigkeit und der Zwecke, 
die es geſtalten, und der Tatſachen, in denen ſie erſcheinen und zur 
Wirklichkeit werden. Die Erkenntnis der ökonomiſchen und ſozialen 
Lebensbedingungen iſt eine untergeordnete Teilaufgabe, Vorausſetzung 
und Mittel, nicht Selbſtzweck und Prinzip der Sozialwiſſenſchaft. 

3. Die Unterſuchung des individuellen Wirt ſchaftslebens, der 
Individualität und der perſönlichen Beweggründe des Handelns iſt 
nur ſo weit ihre Aufgabe, als ſich das Gemeinſchaftsleben aus In⸗ 
dividualleben, die ſoziale Gemeinſchaft aus Einzelperſönlichkeiten 
zuſammenſetzt oder dieſe ſich in das ſoziale Geſamtleben ein⸗ 
gliedern. 

4. Anderſeits ſind Perſönlichkeitsleben, Individualität und indi⸗ 
viduelles Handeln unzerſtörbare Elemente und Zwecke des Lebens, 
und demnach auch des Gemeinſchaftslebens. Je größer die Selb⸗ 
ſtändigkeit der Perſönlichkeit in einer geſchichtlichen Rechtsordnung 
iſt, je ſtärker ſich das Bewußtſein ihrer Autonomie und ihres Eigen⸗ 
rechtes entwickelt, um ſo tiefer muß der individualiſtiſche Grund⸗ 
ſatz, das Gemeinſchaftsleben aus den Zwecken und der Notwendig⸗ 
keit des Einzellebens abzuleiten, in das Denken eindringen und 
von Leben und Denken aus die Sozialwiſſenſchaft beeinfluſſen, bis 
von Leben und Denken aus wieder eine Reaktion im Sinne des 
Gemeinſchaftsprinzips eintritt. 

5. Die Rechtsindividualität iſt unzerſtörbar und ebenſo das 
Gemeinſchaftsleben in der Geſtalt der Wirtſchaftsgemeinſchaft, der 
Rechtsgemeinſchaft und des Staates notwendig. Sie können ſich nur 
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zuſammen verwirklichen: die Wirtſchafts⸗ und Rechtsperſönlichkeit 
in der ſozialen, wirtſchaftlichen und rechtlichen Gemeinſchaft, im 
Staate, die ſoziale Gemeinſchaft, der Staat, nur in dem Leben, Be⸗ 
wußtſein und Willen der Einzelperſönlichkeiten, und zwar ſo, daß ſie 
zugleich ſich ſelbſt und ihre Rechts⸗ und Wirkungsbereiche gegenſeitig 
beſchränken. 

6. Deshalb ſind Individualismus und Sozialismus immanente 

Prinzipien jeder Rechts⸗ und Staatsbildung und Grundgeſetze des 
individuellen Lebens. Der Staat, die ſoziale Gemeinſchaft, beſteht 
nur als Kollektivorganismus und die Perſönlichkeit nur als Glied 
einer ſozialen Gemeinſchaft. 
7. Die Erkenntnis dieſer Tatſache iſt demnach mit den metho⸗ 
diſchen Folgerungen, den Forſchungsaufgaben und ⸗-zwecken, die ſich 
aus ihr ergeben, eine der Grundwahrheiten, der Axiome der Sozial⸗ 
wiſſenſchaft und die Probleme, die der Zuſammengehörigkeit und 
dem Gegenſatze von Individualität und ſozialer Gemeinſchaftsnot⸗ 
wendigkeit entſpringen, Grundprobleme. 

8. Die Tatſachen und die Probleme ſind wirtſchaftlicher und 
rechtlicher Art, Erkenntnisfragen und ſittliche Probleme. Denn der 
Einzelmenſch und andere organiſche Zellen einer ſozialen Gemein⸗ 
ſchaft, wie die Familie, ſind Wirtſchaftseinheiten und Rechtsindividua⸗ 
litäten, wie anderſeits der Staat als ſoziale Gemeinſchaft Wirtſchafts⸗ 
gemein ſchaft und Rechtsperſönlichkeit iſt, und Staat oder ſoziale 
Gemeinſchaft haben, ſo gut wie die ihnen eingegliederten Einzel⸗ 
menſchen und primären Gemeinſchaften, ein einheitliches Gemein⸗ 
bewußtſein, eine Einheit des Denkens und des Wollens, — Vor⸗ 
ſtellungen, die als ſelbſtverſtändliche Wahrheiten wirken, notwendige 
Zwecke, praktiſche Anſchauungen, die die Stärke und den abſoluten 
Charakter einer ſozialen, rechtlichen und ſtaatlichen Notwendigkeit 
beſitzen. Da fi aber die Wahrheitsidee mit dem individuellen 
Selbſtbewußtſein verbindet und in dieſer Verbindung Leben gewinnt, 
und da der Menſch in ſeinem Willen ein autonomes perſönliches 
Sittengeſetz fühlt, iſt die Möglichkeit und mit ihr die Unvermeidlich⸗ 
keit eines Konfliktes zwiſchen perſönlicher Wahrheitsidee und Ge⸗ 
meinſchaftsbewußtſein, zwiſchen perſönlichem Sittengebot und ſtaat⸗ 
licher Notwendigkeit gegeben. Weil ſich der Menſch in dieſem 
Konflikt nicht allein auf ſich ſelbſt ſtützt, ſondern auf eine höhere 
Autorität, eine Gottesidee, den Menſchheitsbegriff, eine kirchliche 
oder religiöſe Macht, ſo liegt hier eine Quelle der großen geſchicht⸗ 
lichen Kämpfe, die ihre zerſtörende und aufbauende Kraft zugleich 
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im allgemeinen, fozialen Leben und im perſönlichen Denken, in der 
individuellen Seele, bewähren. 
II 

9. Die Sozialwiſſenſchaft ſteht nicht über dem geſchichtlichen 
Leben, ſondern gehört zu ihm und entwickelt ſich mit ihm. Denn 
die Wiſſenſchaft iſt Denken und hängt von den Kräften ab, die das 
Denken geſtalten. 

10. Da das ſoziale Leben geſchichtliches Leben iſt, iſt die Sozial⸗ 
wiſſenſchaft geſchichtliches Denken. Indem ſie über eine Zeit nach⸗ 
denkt und das Gewordene, das Sein und Werden, geiſtig nachzu⸗ 
ſchaffen ſucht, denkt ſie mit einer Zeit und wird eine ihrer geiſtigen 
Geſtaltungskräfte. Nur das iſt ihre Aufgabe und ihr Vorzug vor 
dem verworrenen, ungeklärten Bewußtſein, daß ſie dem Denken zur 
Klarheit, Sicherheit und Beſtimmtheit verhilft, die Wahrheit und 
Wirklichkeit durch ſyſtematiſche Beobachtung prüft und unter dem 
täuſchenden Schein der Oberfläche die wahren Entwicklungstendenzen 
und die objektiven, allgemeingültigen Wahrheitsgründe erkennt. 
Allein dadurch wird ſie Wiſſenſchaft. Denn der Geiſt iſt es, der 
Wahrheit und Leben ſchafft, und ohne den Geiſt der Wahrheit und 
des Lebens iſt das Fleiſch methodiſcher Kunſtgriffe nichts nütze. 

11. Die Grundbegriffe und Maximen der Scozialwiſſenſchaft 
ſind demnach, wenn ſie wahr ſein ſollen, der geiſtige Ausdruck einer 
geſchichtlichen Notwendigkeit, und nicht Schablonen, in die ein be⸗ 
beliebiger geſchichtlicher, ſozialer Inhalt hineingepreßt werden kann. 

12. Die Sozialwiſſenſchaft lehrt alſo einer Zeit, ſich ſelbſt und 
ihr Denken zu verſtehen, und zwar als geſchichtliches Weſen, Leben 
und Denken. 

13. Verfährt ſie anders, dann verläßt ſie den Boden der Wirk⸗ 
lichkeit und mit ihm den Boden der Wiſſenſchaft. Denn es gibt 
keine Wirtſchaftsphiloſophie neben dem wirtſchaftlichen Denken, das 
die Frucht realer, ökonomiſcher Lebensnotwendigkeiten iſt, und keine 
Rechtsphiloſophie neben dem Rechtsdenken, wie es kein Recht neben 
dem wirklichen Rechte gibt. Aber die Sozialwiſſenſchaft muß als 
Wirtſchaftswiſſenſchaft die wahre Natur einer ökonomiſchen Wirklichkeit, 
als Rechtsphiloſophie den geiſtigen und ſozialen Gehalt eines Rechtes 
erkennen, im Rechte das Recht, das wodurch es Recht wird für 
Leben und Bewußtſein, ſehen. Als Sozialwiſſenſchaft muß ſie bei⸗ 
des, die Erkenntnis des wahren Weſens von Wirtſchaft und Recht 
zuſammenfaſſen, vom Scheine unterſcheiden und eine ſoziale Wirk⸗ 
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lichkeit begreifen und auslegen nicht nach den Geſichtspunkten des 
Nutzens und der Bedürfniſſe, nach zufälligen empiriſchen Eindrücken, 
ſondern als Notwendigkeit und Zweck. 

14. Denn nur ſo verſteht ſie die ſoziale geſchichtliche Wirk⸗ 
lichkeit als xoouog und wird ſelbſt zu einem wiſſenſchaftlichen 
Syſtem. 

15. Trotz der Tatſache ihrer geſchichtlichen Bedingtheit kann 
jedoch eine Wiſſenſchaft ihrer Idee nach nicht darauf verzichten, ſich 
über die Wirklichkeit zu erheben und ſie von außen sub specie 
quadam aeterni, nach einem abſoluten oder Ewigkeitsgeſichtspunkte 
zu betrachten. 

16. In dieſem Gegenſatze von tatſächlicher und notwendiger ge⸗ 
ſchichtlicher Gebundenheit einerſeits, dem ebenſo notwendigen Ewig⸗ 
keitsanſpruche und den unbedingten Wahrheitsideen jeder wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntnis anderſeits liegt das zweite Problem der 
Sozialwiſſenſchaft, das unmittelbar ihr inneres Weſen, ihre Fähig⸗ 
keit, zur Wiſſenſchaft zu werden, und mittelbar ihre Erkenntnismittel 
berührt. 

17. Es verbindet fic) mit dem erſten Problem, dem Doppel ⸗ 
charakter der Wahrheit, der dadurch bedingt iſt, daß jede lebendige 
Wahrheit zunächſt perſönliche, ſubjektive Wahrheit iſt, aber zugleich 
objektive Wahrheit ſein muß und ſein will und ſich umgekehrt jede 
objektive Wahrheit nur als ſubjektive zu lebendiger Wahrheit ent⸗ 
wickeln kann, während der Unterſchied von ſubjektiver und objektiver 
Welt, ſubjektivem und objektivem Lebens⸗ und Denkgeſetz beſtehen 
bleibt. Subjektives perſönliches Leben und Denken wurzelt in einer 
objektiven Notwendigkeit und vermag ſich doch nur zu verwirklichen, 
indem es ſich von ihr abhebt und ſondert, um in ſeinem Sonder⸗ 
daſein mit ihr dann wieder eins zu werden. So iſt die Perſönlichkeit, 
in der ſich die Wahrheitserkenntnis verwirklicht, in ihrem Leben und 
Recht, ihrem Denken und Wollen, in dem Geſetz ihres geſamten 
Daſeins ein Kind der Geſchichte, ein geſchichtliches Weſen, und fühlt 
ſich als ſolches, zugleich aber beruht ſie in ihrem äußeren Daſein 
und ihrem geiſtigen Daſeinsgeſetze auf ſich ſelbſt und verknüpft ihr 
Leben, ihr Recht, ihr Wollen und Denken mit ihrem perſönlichen 
Selbſtbewußtſein, dem cogito ergo sum, das Vorausſetzung jeder 
Erkenntnis bleibt, und darüber hinaus mit einer allgemeinen Not⸗ 
wendigkeit, einem Gott, der über der Geſchichte ſteht. 
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III 


18. Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft iſt Geſchichte, aber 
Gegenſtand geſchichtlicher, wiſſenſchaftlicher Erkenntnis nur Ver⸗ 
gangenheit und Gegenwart; die Zukunft aber nur ſo weit, als ſie 
bereits in der Gegenwart wirkt, d. h. innerhalb der Grenzen mög⸗ 
licher Erfahrung liegt. 

19. Denn die Wiſſenſchaft hört genau da auf, wo die Möglich- 
keit einer objektiven, ſicheren Erkenntnis aufhört, deren Wahrheit 
an der Wirklichkeit geprüft werden kann. Alles, was darüber hinaus⸗ 
geht, iſt keine Wiſſenſchaft mehr. Deshalb iſt die erſte Frage der Selbſt⸗ 
erkenntnis, Selbſtkritik und Selbſtbeſchränkung jeder Wiſſenſchaft: 
Wo und wie weit iſt objektive Sicherheit des Wiſſens möglich, und 
die zweite: Wie wird ſie erreicht, und welches iſt ihr Maßſtab? 

20. Das Ziel der Sozialwiſſenſchaft, wie jeder Wiſſenſchaft, iſt 
nicht Sammlung und Ordnung von Erfahrungen, nicht die photo⸗ 
graphiſche Reproduktion eines Stoffes, in dem ſich der Geiſt ſeiner 
unendlichen Fülle wegen verlieren muß, ſondern die Erkenntnis einer 
geſetzmäßigen Notwendigkeit in der Wirklichkeit und eines notwendigen 
Kauſalzuſammenhanges in den Erſcheinungen. 

21. Gibt es keine ſolche Notwendigkeit in der geſchichtlichen, 
ſozialen Welt, dann iſt ſie der Anarchie preisgegeben und nicht mehr 
Objekt einer Wiſſenſchaft, ſondern höchſtens Gegenſtand wechſelnder 
praktiſcher Erfahrungstheorien, die nach wiſſenſchaftlichen Methoden 
zu verfahren ſuchen. 

22. Der Ausgangspunkt der Sozialwiſſenſchaft iſt nicht dieſer 
oder jener Begriff oder methodiſche Grundſatz, ſondern eine geſchicht 
liche Wirklichkeit des Lebens und Denkens, in der die Begriffe erſt 
ihren wahren Gehalt empfangen. Ihr Ziel iſt nicht die vollkommene 
geiſtige Erfaſſung des Lebens, die unmöglich iſt, weil das Leben un⸗ 
endlich iſt, ſich fortentwickelt und umbildet und in ſeinen ewigen 
Wechſel die Sozialwiſſenſchaft hineinzieht, ſondern die Erkenntnis 
einer Notwendigkeit, durch die in die Wirklichkeit Zwecke hineingelegt 
werden, und der Zwecke, die aus der Notwendigkeit geboren werden. 

23. Alſo muß an die Stelle der Sozialwiſſenſchaft der Be⸗ 
dürfniſſe und des Nutzens die Sozialwiſſenſchaft der Notwendigkeit 
und der Zwecke treten. 

24. Die Notwendigkeit ſteht nicht außerhalb der Wirklichkeit 
und der Geſchichte, ſondern ſie iſt ſelbſt Wirklichkeit und Geſchichte. 

25. Ich kann die Wirklichkeit nur erfaſſen, indem ich ſie als 
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äußeres Objekt betrachte, auch wenn fie. mein eigenes Leben iſt, aber 
als Wahrheit nur verſtehen, indem ich ſie als geiſtige Realität in 
mich zurücknehme und mich ſelbſt und mein Denken als Teil einer 
allgemeinen, ewigen Notwendigkeit erfaſſe. 

26. Man kann Notwendigkeit und Wahrheitsgeſetz in dem eigenen 
Denken, in einer äußeren objektiven Notwendigkeit und in einem 
notwendigen Verhältniſſe des Denkens und des Wollens zu den 
Dingen ſuchen. Die Harmonie der drei Wahrheitsideen und Erkenntnis- 
notwendigkeiten wäre vollkommene Wiſſenſchaft. Aber ſie verwirklicht 
Héi nie, weil jede Wiſſenſchaft ein YeAocogeiv, ein Wahrheitsſuchen 
bleibt, ſo lange ſie lebt. 

27. Denn die Erkenntnis einer Notwendigkeit, eines ewigen 
Geſetzes, das eine aus ihrem eigenen Weſen verſtändliche Wirklichkeit 
iſt und zugleich als Vernunft⸗ und Sittengeſetz im Einklang mit 
unſerem eigenen Weſen ſteht, iſt ein metaphyſiſches Ideal, keine 
Denkwirklichkeit. 

28. Das Problem, das durch Zuſammengehörigkeit und Gegenſatz 
von innerer geiſtiger Notwendigkeit und äußerer Exiſtenz geſtellt 
wird, iſt ein Problem der Geſchichts⸗ und Sozialwiſſenſchaft. Es 
wirkt hier als Gegenſatz der Idee des Staates und Rechtes und der 
dußeren objektiven Geſtaltung von Staat und Recht, alſo als Gegen⸗ 
ſatz zweier gleich ſtarker Notwendigkeiten, die erſt zu Notwendigkeiten 
werden, indem ſie ſich im geſchichtlichen Leben durchdringen. Denn 
es gibt keinen Staat und kein Recht ohne Staats⸗ und Rechtsidee, 
ohne die Idee ihrer Vollkommenheit, und keine Rechts⸗ und Staats⸗ 
idee, die ſich von der geſchichtlichen Wirklichkeit zu löſen vermöchte, 
ohne aus einer Idee zu einem Spiel der Phantaſie zu werden. 


IV 


29. Die natürlichen Bedingungen des Lebens ſind natürliche Be⸗ 
dingungen des Gemeinſchaftslebens. Sie haben eine negative und 
eine poſitive Bedeutung. Sie wirken als Schranke und durch den 
Zwang, den ſie auf die menſchliche Tatkraft und die menſchliche 
Tätigkeit und Zweckſetzung ausüben, als Geſtaltungsurſachen. 

30. Die phyſiſchen Bedingungen des Lebens und die phyſiſche 
Lebensnotwendigkeit fallen nicht mit den natürlichen Lebensbedingungen 
und der Naturnotwendigkeit zuſammen. Denn die Natur als In⸗ 
begriff univerſaler, objektiver Kauſalität umfaßt auch das geiſtige 
Weſen des Menſchen und die geiſtigen Bedingungen und Geſetze indi⸗ 
vidueller und ſozialer Lebensverwirklichung. | 
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31. Demnach iſt die Geſchichte ein natürlicher Entwicklungs⸗ 
prozeß, und zwar nicht in ihren äußerem Verlaufe, in den der Zufall, 
die Unerklärbarkeit der reinen Tatſächlichkeit eindringt, ſondern gerade 
in der ſteten notwendigen Umbildung jedes tatſächlichen geſchichtlichen 
Zuſtandes in eine ſoziale Gemeinſchaft, eine Rechts⸗ und Staats⸗ 
ordnung. In ihr verbindet ſich eine geſchichtliche Wirklichkeit und 
Notwendigkeit mit einer Idee und einem inneren Geſetze der Rechts⸗ 
Staats⸗ und Gemeinſchaftsbildung und verwirklicht dadurch erſt ihr 
Weſen, ihr wahres Daſein und geſchichtliches Entwicklungsgeſetz. 

32. Die natürlichen phyſiſchen Lebensbedingungen und Lebens- 
kräfte werden zu ökonomiſch⸗ſozialen Lebensbedingungen und 
Lebenskräften nur, indem ſie ſich in Wertbedingungen und Werte 
umſetzen, alſo durch die Wertbildung. 

33. Deshalb wird der Wert beſtimmt einerſeits durch die indi⸗ 
viduelle und ſoziale Lebensnotwendigkeit, anderſeits durch den indi⸗ 
viduellen und ſozialen Lebenszweck. 

34. Der Wertbegriff ift feinem Wefen nach ein Werturteil, der 
Ausdruck einer Notwendigkeit und einer Zweckidee. Er enthält ſtets 
ein ſubjektives und objektives, ein individuelles und geſellſchaftliches 
Element, weil ſich in ihm der Doppelcharakter des Lebens ſpiegelt. 
Die Wertbildung iſt demnach zugleich ein ſubjektiver und objektiver, 
ein individueller und geſellſchaftlicher Vorgang und vollzieht ſich durch 
das Zuſammenwirken beider Faktoren. 

35. Der Wert wirkt als regelnde und geſtaltende Kraft: er iſt 
deshalb der zentrale Begriff der Sozialwiſſenſchaft. 

36. Da die Wertbildung eine Außerung menſchlichen Gemein⸗ 
ſchaftslebens iſt, wird ſie in die geſchichtliche Entwicklung hineingezogen 
als objektiver ſozialer und als geiſtiger Vorgang. Sie iſt ein Teil 
des geſchichtlichen Lebens, ſo daß die Wertidee geſchichtlich bedingt 
iſt und den Charakter einer Zeit und einer ſozialen Gemeinſchaft 
kennzeichnet. 

37. In der Wertidee kehren deshalb auch die Gegenſätze wieder, 
die in einer Zeit und einer ſozialen Gemeinſchaft wirkſam ſind. 
Wie die Geſellſchaft ſelbſt tragen ſie das Streben nach einer Einheit 
in ſich. Weil die Wertanſchauungen einer Zeit und einer Geſellſchaft 
einem gemeinſamen Boden entſpringen, haben ſie als Erzeugniſſe 
einer einheitlichen Notwendigkeit und einer notwendigen Einheit trotz 
ihrer Verſchiedenheit einen gemeinſamen einheitlichen Charakter. 

38. Trotz ihrer geſchichtlichen Bedingtheit muß die Wertidee 
einer Zeit und Geſellſchaft den Anſpruch auf abſolute Geltung er, 
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heben. Nur dadurch bewahrt ſie die Stärke einer Kraft, die ohne 
Reflektion zu wirken vermag. Jede Zeit und ſoziale Gemeinſchaft 
hat ihre eigene Wertidee, wie fie ihre eigene Wahrheits⸗ und Gottes⸗ 
idee hat. 

34. Inhalt, Richtung und Recht des Wertbegriffes iſt nur 
hiſtoriſch verſtändlich, und zwar im Zuſammenhange mit dem ſozialen 
und geiſtigen Geſamtleben einer Zeit, aber für das Bewußtſein 
einer Zeit ſelbſt bedarf ihr Wertbegriff weniger der hiſtoriſchen Er⸗ 
klärung als der vernünftigen und auf der Erfahrung der Gegen⸗ 
wart begründeten Auslegung des Wertbegriffes und des ihm an⸗ 
gemeſſenen Wertbildungsgeſetzes. 

40. Die geſchichtliche Erklärung eines Begriffes, der ſeinem 
Weſen nach abſolute Geltung beanſprucht, iſt der Beginn ſeiner 
kritiſchen Zerſetzung, weil ſie ſeinen geſchichtlichen Urſprung und 
ſeine geſchichtliche Bedingtheit nachweiſt; die vernünftige Auslegung 
iſt die Bedingung ſeiner geiſtigen Fortbildung, d. h. ſeiner Anpaſſung 
an die innere Fortentwicklung des Lebens, die zugleich realer und 
geiſtiger Prozeß iſt. 

41. Der Wertbegriff charakteriſiert Geiſt und Weſen einer Zeit 
und einer Geſellſchaft. Die Arbeitswertidee kennzeichnet eine Geſell⸗ 
ſchaft, deren Leben ſich durch die produktive Arbeit verwirklicht, wie 
die Umbildung des Arbeitswertes in einen kapitaliſtiſchen Koſtenwert 
ein notwendiger Vorgang in einer kapitaliſtiſchen Geſellſchaft iſt, deren 
Leben und Entwicklung auf der produktiven vom Kapital geleiteten Arbeit 
beruht, und die ſich als Arbeitsgeſellſchaft vor ſich ſelbſt rechtfertigt. 

42. Ein rein ökonomiſcher Wertbegriff iſt die Frucht einer ent⸗ 
geiſtigten materialiſierten Geſellſchaft, die ihre Lebenseinheit als 
wirtſchaftliche Lebensgemeinſchaft verwirklicht und empfindet und 
deshalb alle Werte einem einheitlichen ökonomiſchen Wertmaßſtabe 
und Wertbildungsgeſetz unterwirft. Trotzdem erkennt ſie ſelbſt die 
Unzulänglichkeit ihrer Wertidee an, indem ſie die wertvollſten 
Rechtsgüter wie Leben und Freiheit aus dem ökonomiſchen Wert⸗ 
bildungsprozeſſe auszuſcheiden ſucht. 

43. Der ökonomiſche Wertbegriff enthält, ſobald er die Sozial⸗ 
wiſſenſchaft zu beherrſchen ſucht, eine falſche Beſchränkung und eine 
Verkehrung der wahren Wertidee. Ein Gut hat nicht Wert, weil 
es Träger eines ökonomiſchen Wertes iſt, ſondern gerade umgekehrt: 
es hat Wert im ökonomiſchen Sinne, weil es Mittel für die Ver⸗ 
wirklichung einer Lebensnotwendigkeit und eines allgemeinen Lebens⸗ 


zweckes iſt. Sein Wert wird durch das Verhältnis zu ne Not⸗ 
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wendigkeit und dieſem Zwecke beſtimmt, und fo entfteht das Syſtem 
der Wertbeziehungen, in dem die Einzelwerte wirkſam ſind. 

44. Demnach hängt die geſchichtliche Entwicklung des Wert⸗ 
begriffs und der Wertbildung von der Entwicklung der individuellen 
und ſozialen Lebensnotwendigkeiten und Lebenszwecke ab. 

45. Der individualiſtiſche Gedanke, den Wert aus ſubjektiven 
Bedürfniſſen und Befriedigungsmitteln, aus dem Ausgleich ſub⸗ 
jektiver Werturteile abzuleiten, muß ſcheitern, weil das Leben und 
die Lebensnotwendigkeit niemals nur individuell it ſondern ein Ge⸗ 
meinſchaftsleben vorausſetzt. 

46. Die entſcheidende Frage der ſozialwiſſenſchaftlichen Wertlehre 
iſt alſo die: Iſt eine Entwicklung der individuellen und geſellſchaft⸗ 
lichen Lebenszwecke möglich, notwendig und wirklich, durch die ſie 
von dem Banne ökonomiſcher Notwendigkeit befreit werden und der 
ökonomiſche Wertbegriff dem allgemeinen höheren geiſtigen Wertbegriff 
unterworfen wird? Wo und in welcher Notwendigkeit oder Idee 
findet die Wertbildung in dieſem allgemeinen Sinne ihr Geſetz und 
Prinzip? In der Notwendigkeit der phyſiſchen Lebenserhaltung? In 
dem individuellen Glück oder der Vervollkommnung der Perſönlichkeit? 
In der Rechtsidee? In der ſozialen Gemeinſchaftsidee entweder in 
der Geſtalt einer Menſchheitsidee oder einer nationalen Staatsidee ? 
Welches iſt der Begriff oder die Anſchauung, die den geiſtigen Prozeß, 
und zwar als realen geſchichtlichen Lebensprozeß, beherrſcht, in dem 
ſich Wert und Wertanſchauung, der Wert als geiſtige Kraft und 
als Faktor der Lebensgeſtaltung bildet? 

47. Da der Wert ein ſozialer Begriff iſt und ſich nur in einer 
Rechtsordnung bildet, enthält er neben dem ökonomiſchen ein recht⸗ 
liches Element; denn eine ſoziale Ordnung entſteht nur durch die 
Verſchmelzung von Wirtſchaft und Recht. 

48. Das Wertſyſtem iſt der Inhalt der Rechtsordnung und be⸗ 
ſtimmt deshalb die Wirkungsweiſe der Rechtsformen. 

49. Wert und Eigentumsrecht ſtehen in einem notwendigen, 
inneren Zuſammenhange: Denn ein Wert zieht ein Eigentumsrecht 
in irgendeiner Form an ſich, und ein Eigentumsrecht ohne Wert⸗ 
inhalt iſt leer und ſinnlos. 

50. Wertbildung und Rechts⸗ oder Eigentumsbildung gehören 
alſo zuſammen als Außerungen und Wirkungen der gleichen ge⸗ 
ſchichtlichen Lebensnotwendigkeit. 

51. Daraus folgt, daß die Wert⸗ und Wertbildungsprobleme 
ſoziale, d. h. zugleich ökonomiſche und rechtliche Probleme und indi⸗ 
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viduelle und geſellſchaftliche Lebensprobleme ſind und nicht von einem 
einſeitigen ökonomiſchen Standpunkte aus betrachtet werden dürfen. 
In ihnen verbergen ſich alſo allgemeine Probleme des Lebens und 
der geſchichtlichen Entwicklung. 

52. Das erſte dieſer Probleme iſt die Zuſammengehörigkeit und 
der Gegenſatz von Erſcheinung und Weſen: Der Preis iſt die ökono⸗ 
miſche Erſcheinungsform des Wertes, er bildet ſich auf der Baſis 
der Rechtsgrundſätze, die das geſellſchaftliche Leben beherrſchen, alſo 
in der freien und auf dem dinglichen Eigentumsrecht begründeten 
Verkehrsgeſellſchaft auf der Grundlage des individualiſierten Eigen⸗ 
tums⸗ und Vertragsrechtes. Trotzdem fallen Wert und Preis nicht 
zuſammen und folgen Preis- und Wertbildung beſonderen Geſetzen. 
Der Verſuch, dieſe Disharmonie zu verdecken oder auszugleichen, 
iſt ein wichtiges Moment in der inneren Entwicklung der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Sozialökonomik ſeit den Anfängen der klaſſiſchen National⸗ 
ökonomie. 

53. Das zweite dieſer Probleme entſpringt dem negativen Ele⸗ 
ment der Wertbildung. Denn der Wert entſteht, und die Wertgröße 
fällt und ſteigt durch die Stärke des unbefriedigten Bedürfniſſes 
und des unerreichten Zweckes, durch die Spannung zwiſchen Lebens⸗ 
notwendigkeit und Lebensmöglichkeit. Dieſes negative Element ver⸗ 
wandelt ſich in poſitiven Wert. Durch die Beſchreibung des Vor⸗ 
ganges wird das Rätſel nicht gelöſt. 

54. Die notwendige Folge iſt ein Gegenſatz von Wertbildung 
und Reichtumsbildung. In unſerer Geſellſchaft erſcheint er als 
Gegenſatz von individueller Reichtumsbildung und ſozialer Not. 
Geſellſchaftlicher Reichtum beſteht in möglichſt vollſtändiger Bedürfnis⸗ 
befriedigung, während ſich der Wert nur bildet durch Unvollſtändigkeit 
der Bedürfnisbefriedigung. Dieſes negative Wertbildungselement 
wird dem Eigentumsrecht unterworfen und wirkt in ihm als pofitiver 
Wert. Es wird deshalb als ſoziales Unrecht empfunden. 


V. 


55. In dem ſozialen Gemeinſchafts⸗, dem Rechts⸗ und Staats. 
leben iſt Volkswirtſchaft oder wirtſchaftliches Gemeinſchaftsleben 
enthalten, allerdings nicht als Weſen und letzter Zweck, wohl aber 
als ökonomiſcher, materieller Inhalt und als Lebensbedingung. 

56. Verſtändnis des wirtſchaftlichen Gemeinſchaftslebens und 
ſeiner Geſetze iſt alſo notwendige Vorausſetzung für die Erkenntnis 

Ha 
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des Sozial» und Staatslebens, weil Verſtändnis des Lebens nur 
möglich iſt auf Grund der Erkentnis der realen Lebensbedingungen. 

57. Eine Erkenntnis des Gemeinſchaftslebens wird nicht erreicht, 
indem man es aus einzelnen Erſcheinungen, Tatſachen und Vor⸗ 
gängen zuſammenſetzt. Dieſe ſind vielmehr nur verſtändlich als 
Beſtandteile und Außerungen des Geſamtlebens. Die Volks⸗ 
wirtſchaft wird wiſſenſchaftlich nur verſtändlich und Erkenntnis- 
gegenſtand einer Wiſſenſchaft durch die großen Kategorien und An⸗ 
ſchauungsformen, die ſich bilden auf Grund einer natürlichen Not⸗ 
wendigkeit, d. h. der gegebenen natürlichen Bedingungen des Lebens, 
und einer notwendigen ſozialen und rechtlichen Organiſation, und 
zwar innerhalb einer verwirklichten oder werdenden ſozialen Gemein⸗ 
ſchaft und auf Grund eines notwendigen und als Notwendigkeit 
empfundenen Verhältniſſes unſeres Denkens zu der volkswirtſchaft⸗ 
lichen ſozialen Wirklichkeit. 

58. Dieſes Verhältnis iſt kein abſolutes Vernunftverhältnis, 
ſondern entwickelt ſich mit und aus der geſchichtlichen, ſozialen 
Wirklichkeit, weil unſer ſoziales Denken von ihr umſchloſſen iſt. 

59. Grundrente, Kapitalzins, Arbeitslohn ſind notwendige Kate⸗ 
gorien des wirtſchaftlichen und deshalb des ſozialen Lebens und 
notwendige wirtſchaftliche Anſchauungsformen. 

60. Die natürlichen Vorausſetzungen von Grundrente, Kapital⸗ 
zins und Arbeitslohn ſind Bodenkraft, Kapitalkraft und Arbeitskraft. 

61. Bodenkraft, Kapitalkraft und Arbeitskraft ſind die Voraus⸗ 
ſetzungen, aber nicht die Urſachen von Grundrente, Kapitalzins und 
Arbeitslohn. 

62. Die Urſache iſt vielmehr die Notwendigkeit von Boden⸗, 
Kapital» und Arbeitskraft für die Produktion oder die Erhaltung 
und Entwicklung des individuellen und des ſozialen Lebens. 

63. Kapitalkraft, d. h. ein Vorrat von Produktionsmitteln, der 
die Technik der Güterherſtellung und die Verlängerung und Teilung 
des Produktionsprozeſſes, eine Verſchiebung des unmittelbaren Ge⸗ 
nuſſes ermöglicht, Bodenkraft, von der die Erzeugung von Roh⸗ 
ſtoffen und die Ernährung der Arbeitskraft abhängt, und Arbeitskraft 
ſind notwendige Faktoren jeder, auch einer primitiven Produktion. 
Sie wirken mittelbar und unmittelbar bei jeder Produktion zu⸗ 
ſammen. Alſo iſt die Verwendung von Kapital kein ſpezifiſches 
Merkmal der ſogenannten kapitaliſtiſchen Produktion oder des Kapi⸗ 
talismus. 

64. Grundrente, Kapitalszins und Arbeitslohn find Werte, ihre 
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Bildung vollzieht ſich als Wertbildung. Sie werden alſo dem Ge⸗ 
ſetz der Wertbildung unterworfen. Das heißt: 

65. Sie werden in einen einheitlichen Produktions⸗ und Wert⸗ 
bildungsprozeß eingeordnet, in dem ſie zuſammenwirken, ſich gegen⸗ 
ſeitig bedingen und gegeneinander abgrenzen. Dieſe Einheit ent⸗ 
ſpringt der Einheit des ſozialen Lebens, die wie jede organiſche 
Lebenseinheit in und über Gegenſätzen ſich entfaltet, und zwar ſo, daß 
der Charakter der Einheit dem Weſen der Gegenſätze entſpringt. 

66. Das heißt weiter: Grundrenten-, Kapitalzins⸗ und Arbeits⸗ 
lohnbildung ſind einer ſozialen Lebensnotwendigkeit und einem ſozialen 
Lebenszwecke untergeordnet. Sie verwachſen mit einer Rechts⸗ und 
Eigentumsordnung und werden in dieſer Verbindung zu ſozialen 
Tatſachen und Kräften und in den geſchichtlichen Prozeß der Rechts⸗, 
Staats⸗ und ſozialen Gemeinſchaftsbildung eingegliedert. 

67. An die Stelle der natürlichen Grundlage, der einfachen 
Naturform der drei notwendigen Produktionsfaktoren der Boden ⸗, 
Kapital» und Arbeitskraft tritt deshalb ihr Wert, d. h. die durch 
eine notwendige geſchichtliche Entwicklung aus der Naturform hervor⸗ 
gehende rechtlich ſoziale Form. Bodenkraft, Kapitalkraft und Arbeits⸗ 
kraft werden Werte und als ſolche Eigenstumsobjekte, ob dabei das 
Eigentumsrecht ein privates oder geſellſchaftliches iſt. Ebenſo ſind 
Grundrente, Kapitalzins und Arbeitslohn Kategorien des Eigentums, 
die ſich mit dem Eigentumsrechte an ihren Wertgrundlagen ver⸗ 
binden. 

68. Demnach iſt eine für die Rechtsordnung und ihre innere 
Einheit entſcheidende Frage, welches ihre wahre Wertgrundlage ift. 


, VI 


69. Bei der Grundrente tritt das Verhältnis von Naturkraft 
und einem Verwertungsprozeſſe, der ſich im Zuſammenhange mit der 
Rechts⸗ und Staatsordnung und der geſchichtlichen Geſamtentwick⸗ 
lung des Gemeinſchaftslebens vollzieht, am ſchärfſten hervor, weil 
die Grundrente an dem ſubſtantiellen Träger der Bodenkraft haftet. 

70. Aber dieſe unmittelbare Verbindung iſt zum täuſchenden 
Schein geworden und zur wahren Urſache der Verworrenheit und 
der Irrtümer der Grundrentenanſchauungen. 

71. Die Grundrente bildet ſich in dem Geſamtleben der Ge⸗ 
ſellſchaft und iſt nicht Ausdruck und Wirkung natürlicher Boden⸗ 
kräfte, die ſich dem Menſchen koſtenlos darbieten und dadurch von 
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anderen Produktiokräften unterſcheiden. Denn fie verwirklicht fid 
im Preiſe der Lebensmittel, der durch die allgemeinen Lebens verhält⸗ 
niſſe beſtimmt wird. 

72. Die Grundrente ſtellt den Überſchuß an Wert, der die 
Folge der Unentgeltlichkeit einer Produktivkraft iſt, auch deshalb 
nicht dar, weil die Unentgeltlichkeit der Bodenkraft eine Fiktion iſt 
und Boden und Bodennutzbarkeit einen Wert haben, der bezahlt 
werden muß. 

73. Das iſt keineswegs nur eine Wirkung des Privateigentums 
an Grund und Boden. Denn die Bodenkraft bietet ſich nicht von 
ſelbſt den Menſchen dar, ſondern wird wie jede andere Naturkraft 
erſt durch Aufwand von Arbeit und Kapital nutzbar, d. h. zu einer 
Wertquelle gemacht. 

74. Die Bodenkraft an ſich kann keinen Wert ſchaffen, weil ihr 
das negative Element der Wertbildung fehlt. Als reine Naturkraft 
erleichtert ſie die allgemeinen Produktionsbedingungen, während der 
Wert ſtets in einem proportionalen Verhältniſſe zu den Produktions⸗ 
ſchwierigkeiten, zu der Möglichkeit der Befriedigung einer Lebens⸗ 
notwendigkeit ſteht. Er ſinkt dagegen, wenn die Produktions⸗ 
ſchwierigkeiten erleichtert werden. Demnach kann aus der Verwen⸗ 
dung einer urſprünglichen natürlichen Produktivkraft kein Wert ent⸗ 
ſtehen und deshalb auch nicht aus der Verſchiedenheit einer ſolchen 
urſprünglichen Produktivkraft. 

75. Die natürliche Produktivkraft des Bodens als Voraus⸗ 
ſetzung der Grundrentenbildung verbindet ſich mit der Ertrags⸗ 
differenz verſchiedener Bodenkrafteinheiten. 

76. Die Ertragsdifferenz beſteht jedoch nicht in einem ver⸗ 
ſchiedenen Verhältniſſe zu Bodenflächen, ſondern zu dem zur Pro⸗ 
duktion erforderlichen Aufwande an Kapital und Arbeit, wozu 
auch die Koſten des Erwerbs der Bodenkraft gerechnet werden 
müſſen. 

77. Der Aufwand an Arbeits: und Kapitalkoſten für die land⸗ 
wirtſchaftliche Produktion iſt nicht bedingt durch die Bedürfniſſe 
des landwirtſchaftlichen Kapitals und der Landarbeiter, ſondern 
durch die Bedürfniſſe der Geſamtarbeit der Geſellſchaft, d. h. durch 
die geſellſchaftliche Lebensnotwendigkeit. 

78. Wie in dieſer die wahre Urſache einer abſoluten Grund⸗ 
rente liegt, ſo liegt in der Entwicklung, und zwar der äußeren und 
der inneren Lebensentfaltung, die wahre Urſache der Bildung einer 
Differentialrente, in der die abſolute Grundrente verſchwindet. 
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79. Die Grundrente bildet ſich durch das Zufammenwirken 
eines poſitiven und eines negativen Elementes, der Produktivkraft 
oder des Nutzwertes des Bodens einerſeits, der Notwendigkeit der 
Erhaltung des Lebens, und zwar im wachſenden Umfange und der 
Beſchränktheit der Produktivkraft des Bodens anderſeits. Die Be⸗ 
ſchränktheit der Bodenkraft wirkt als Geſetz vom abnehmenden 
Bodenertrag, d. h. in Wirklichkeit als Geſetz vom abnehmenden Gr, 
trage des Kapitals und der Arbeit, die auf die Bodenkraft zur 
Produktion von Lebensmitteln und unentbehrlichen Nutzwerten und 
Rohſtoffen verwandt werden können, ohne ihre eigenen Erhaltungs⸗ 
koſten zu überſteigen. In der Notwendigkeit zu Kapital- und Arbeits⸗ 
anlagen, die in Bodenkraft⸗ oder landwirtſchaftlichen Betriebseinheiten 
unter günſtigeren Produktions⸗ und Verwertungsbedingungen feſt⸗ 
gelegt ſind, Kapital⸗ und Arbeitsanlagen unter ungünſtigeren all⸗ 
gemeinen Produktionsbedingungen oder wachſenden Schwierigkeiten 
der Lebensentfaltung hinzuzufügen, liegt alſo die Urſache des 
Wachſens und der Bildung der Grundrente in der Form der Diffe⸗ 
rentialrente. Es handelt ſich nicht um den Ertragsunterſchied ver⸗ 
ſchiedener Böden, ſondern um den Ertragsunterſchied verſchiedener 
Kapitals⸗ oder Arbeitskomplexe, die mit landwirtſchaftlichen Betriebs⸗ 
oder Bodenkrafteinheiten infolge der Eigenart der landwirtſchaftlichen 
Produktion dauernd verbunden werden. Die Ertragsdifferenz zwiſchen 
den begünſtigten Kapitalanlagen oder Arbeitsverwendungen und denen, 
die durch die wachſende Schwierigkeit der notwendigen Lebens⸗ 
erhaltung erzwungen werden und den Produktionspreis beſtimmen, 
iſt die Grundrente. Ihre Bildung kann ſich mit der Verwendung 
minder ertragreicher Bodenkräfte verbinden, notwendig iſt das 
keineswegs. 

80. Die Eigenart der Grundrente beſteht demnach darin, daß ſie 
ſich von ihrer wahren Urſache löſt und ſich als Wert nicht mit der 
ungünſtigen Kapital⸗ und Arbeitsanlage, durch die ſie verurſacht 
wird, ſondern mit der günſtigen verbindet, die nur ihre Voraus⸗ 
ſetzung iſt. 

81. Die untere natürliche Grenze der Grundrentenbildung, durch 
die der Lebensmittelpreis beſtimmt wird, ſind nicht die Bodenkraft⸗ 
einheiten, die unter den ungünſtigſten Bedingungen bewirtſchaftet 
werden, alſo nicht die Kapitale, die unter den ungünſtigſten Be⸗ 
dingungen aufgewandt werden, ſondern die untere Grenze wird durch 
die Bedürfniſſe gebildet, die infolge der wachſenden Lebensentfaltung 
ſich jenſeits der Produktionsgrenze bilden und gegen ſie andrängen. 
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Durch fie und ihren Druck entſteht eine Rente als Differentialrente 
auch auf den mindeſt ertragreichen Bodenkrafteinheiten in dem Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen der Nachfrage, die den wirkſamen Lebensbedürfniſſen 
entſpringt, und den realen Produktions- und Verwertungsverhält⸗ 
niſſen, die die mindeſt ertragreiche Kapitalverwertung und Arbeits⸗ 
und Bodenkraftvermendung erzwingen und ermöglichen. 

82. Bei der Beſtimmung des Preiſes der notwendigen Lebens⸗ 
mittel ſtehen ſich nicht Geſamterzeugnis und Geſamtbedürfnis gegen⸗ 
über, ſondern der Preis wird durch die Produktionskoſten des Quan⸗ 
tums beſtimmt, das unter den ungünſtigſten Bedingungen erzeugt 
wird, alſo durch die höchſten Produktionskoſten und nicht durch die 
durchſchnittlichen, und durch den Druck der Bedürfniſſe, die nicht 
ganz befriedigt werden. Der Wertertrag, der durch die Differenz 
von Preis und Koſten entſteht, iſt die Geſamtgrundrente. Daß ſich 
dieſer Mehrertrag des landwirtſchaftlichen Kapitals auf einzelne 
Bodenkrafteinheiten in verſchiedener Weiſe verteilt und ſich nicht zu 
einer Durchſchnittsgrundrente ausgleicht, iſt eine Folge der beſonderen 
Betriebsbedingungen, Rechtsverhältniſſe und der geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklung der Landwirtſchaft. 

83. Als Wert ift die Grundrente Gegenſtand eines Eigentums» 
rechtes. 

84. Der Grundrentenanſpruch iſt der weſentliche Inhalt des 
Eigentums an Grund und Boden, wie der Zinsanſpruch der weſent⸗ 
liche Inhalt des reinen Kapitaleigentums iſt. 

85. Wer Inhaber des Grundrentenanſpruchs iſt, ob eine land⸗ 
wirtſchaftliche Markgenoſſenſchaft oder Gemeinde oder eine indivi⸗ 
duelle Rechtsperſönlichkeit oder der Staat, hängt von den allgemeinen 
Rechtsverhältniſſen einer ſozialen Gemeinſchaft ab, iſt aber ein Renn: 
zeichen und eine Grundlage ihres Weſens und ſozialen und geſchicht⸗ 
lichen Charakters. Deshalb iſt die agrariſche Eigentumsordnung 
Ausdruck einer geſchichtlichen Wirklichkeit und Notwendigkeit und 
läßt ſich nicht willkürlich feſtſetzen und verändern. Aber ſie wird wie 
die geſamte Rechtsordnung den Zwecken unterworfen, die aus dem 
realen geſchichtlichen Lebensprozeſſe einer ſozialen Gemeinſchaft ſich 
bilden und als ſoziale oder ſtaatliche Notwendigkeit wirken. 

86. In England hat ſich das Grundeigentum als ſolches von 
der landwirtſchaftlichen Produktion geſondert. Das iſt das Weſen 
des Pachtſyſtems. Der Grundrentenanſpruch iſt konſolidiert und 
wirkt als Schranke der Produktion, weil das Kapital gezwungen iſt, 
die Grundrente als unproduktive Ausgabe herauszuwirtſchaften und 
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ſo die Grenze ſeiner Verwertungsmöglichkeit erreicht, noch ehe die 
natürliche Grenze erreicht iſt. 

87. In den Ländern, in denen agrariſche Eigenwirtſchaft über⸗ 
wiegt, verſchmilzt dagegen der Bodenwert, d. h. die kapitaliſierte 
Grundrente mit dem ſtehenden Betriebskapital zu einer Einheit, die 
den Charakter eines einheitlichen Betriebsvermögens und Betriebs⸗ 
kapitals annimmt und deshalb keine vom geſamten Ertrag des Be⸗ 
triebskapitals unterſcheidbare Grundrente abzuwerfen braucht. In 
dieſem Falle geht die Grundrente in die Bildung der allgemeinen 
Durchſchnittsprofitrate, des Durchſchnittszinsfußes ein, neben dem 
der beſondere Unternehmergewinn ſteht. Dieſe Entwicklung wird 
gehemmt, je mehr das Grundeigentum dem freien Kapitalverkehr 
entzogen wird und ſich als konſolidierter Grundrentenanfpruch neben 
den dem Betriebskapital entſpringenden Ertragsanſpruch des Ka⸗ 
pitals ſtellt. 

88. Das Grundrentengeſetz wirkt wie alle ökonomiſchen Wert⸗ 
bildungsgeſetze in einfacher, überſichtlicher Klarheit nur in einer ge⸗ 
ſchloſſenen Volkswirtſchaft. 

89. Die Beziehungen werden dadurch verwickelt, daß die ge⸗ 
ſchloſſene Volkswirtſchaft ihre Grenzen überſchreitet und in einen inneren, 
organiſchen, notwendigen Zuſammenhang mit einer internationalen 
Verkehrs⸗, Produktions⸗, Lebens⸗ und Rechtsgemeinſchaft tritt. 

90. Das Grundrentengeſetz wird dadurch jedoch nicht außer 
Kraft geſetzt. Innerhalb der internationalen Produktions gemeinſchaft 
bildet ſich eine Weltgrundrente durch den Druck, den die univerſale 
Lebensnotwendigkeit gegen die untere Grenze der Produktions- und 
Ernährungsmöglichkeit ausübt. Aber daneben beſteht die volkswirt⸗ 
ſchaftliche Grundrentenbildung fort; ſie geht einerſeits als Beſtandteil 
in die Bildung der Weltgrundrente ein und wird anderſeits durch 
dieſe beeinflußt und eingeſchränkt. Sie bleibt alſo von der Not⸗ 
wendigkeit abhängig, durch die die Entwicklung der Volkswirtſchaft 
beſtimmt wird, und tritt zugleich unter das Geſetz der Notwendig⸗ 
keit, durch die die internationale Produktionsgemeinſchaft erzwungen 
und beherrſcht wird. 

91. Bodenkraft und Arbeitskraft, und zwar Arbeitskraft nicht 
nur im Sinne phyſiſcher Arbeitskraft, ſondern menſchlicher, der Pro⸗ 
duktion gewidmeter Leiſtungsfähigkeit, bleiben auch in der Wertform 
und ihrer dfonomifd - fozialen Metamorphoſe die Naturkräfte, die 
das Leben der Geſellſchaft erhalten, bedingen und an natürliche 
Schranken ketten. 
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92. Die kapitaliſtiſche Produktion, d. h. die Produktion mit 
Verwendung und Verwertung der techniſchen und organiſatorifchen 
Kräfte des Kapitals verbindet die Produktiokraft des Bodens und 
der Arbeit, die natürliche ſtoffliche und menſchliche Produktionskraft, 
ſo daß alle drei unentbehrlichen Produktionskräfte in einem einheit⸗ 
lichen Produktionsprozeſſe zuſammenwirken. 


93. In der ſogenannten fapitaliftifden Geſellſchaftsordnung 
ſpielt das Kapital in dem Produktionsprozeſſe die Rolle des aktiven, 
leitenden und organiſatoriſchen Faktors, d. h. das Verwertungs⸗ und 
Mehrwertsbedürfnis des Kapitals beſtimmt Form, Ausdehnung 
und Intenſität der Produktion. Es verwandelt Bodenkraft und 
Arbeitskraft in Kapital, aber die Verwandlung gelingt ihm nie voll⸗ 
ſtändig. Denn Bodenkraft und Arbeitskraft bewahren unter der 
kapitaliſtiſchen Form ihren notwendigen Charakter, jene ihren un⸗ 
mittelbaren Zuſammenhang mit den natürlichen Bedingungen und 
Schranken des Lebens, dieſe mit der menſchlichen Perſönlichkeit. 
Ebenfowenig vermag das Kapital als rein ökonomiſche Macht die 
Bedingungen zu abſorbieren, die in dem geſchichtlichen, ſtaatlichen, 
rechtlichen und ſittlichen Charakter menſchlicher Gemeinſchafts⸗ 
bildung liegen. 

94. Die natürlichen Schranken der Bodenkraft ſind zugleich natür⸗ 
liche Schranken der Entfaltung der Arbeitskraft und des Kapitals. 
Deshalb iſt die Lehre von der ſchrankenloſen Vermehrbarkeit der 
kapitaliſtiſchen Produktionsgüter falſch. 


95. Zu ſozialen Mächten, zu Elementen einer ſozialen Ordnung 
werden Kapital, Bodenkraft und Arbeitskraft durch die Verbindung 
mit einer Rechts⸗ und Eigentumsordnung. 


96. Demnach hängt ihre ſoziale Wirkungsweiſe von der Notwen⸗ 
digkeit und den Zwecken ab, die das Gemeinſchaftsleben von einer 
ſozialen und geſchichtlichen Baſis aus geſtalten, d. h. von dem Weſen 
des Staats- und Rechtslebens. Denn das Gemeinſchaftsleben ver⸗ 
wirklicht ſich als Staats⸗ und Rechtsleben. 

97. Je mehr und feſter alſo das Staatsleben mit dem Perſönlich⸗ 
keitsleben, das Perſönlichkeitsleben mit dem Staatsleben verknüpft 
wird, deſto mehr muß das Recht des kapitaliſtiſchen und Bodenkraft⸗ 
eigentums zurückgedrängt werden zugunſten des Perſönlichkeits⸗ und 
Arbeitsrechtes, doch nur ſo weit und inſofern ſich in ihm das 
Staats oder Gemeinſchaftsrecht verwirklicht. 


98. Dieſer Prozeß kann in dem menſchlichen Bewußtſein als 
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Befreiung der Perſönlichkeit erſcheinen, ſo daß ſein ſozialer Charakter 
und Urſprung verdunkelt wird. 

99. In einem ſozialen Gemeinſchaftsleben, das auf Perſön⸗ 

lichkeitsrecht und menſchliche Arbeitsenergie begründet wird, wirkt 
die Notwendigkeit, eine Kapitalrente zugunſten des individualiſierten 
Kapitaleigentums herauszuwirtſchaften, als Schranke der Lebens⸗ 
entwicklung, wie die Notwendigkeit, eine Grundeigentumsrente heraus⸗ 
zuwirtſchaften, wenn ſich das Kapitaleigentum als ſolches von der 
Produktion löſt. 
100. Da die Produktionsfaktoren, Kapital-, Boden: und Arbeits⸗ 
kraft, zuſammenwirken müſſen und demnach von einen Gegenſatz 
zwiſchen ihnen, namentlich zwiſchen Kapital und Arbeit, nicht die 
Rede ſein kann, liegt der Gegenſatz in den Rechtsverhältniſſen und 
der Ausgleich der Gegenſätze in der Rechts⸗ und Gemeinſchafts⸗, 
alſo in der Staatsidee, d. h. in der Notwendigkeit und dem Zweck, 
die das Gemeinſchaftsleben als Rechts- und Staatsleben und nicht 
nur als phyſiſch⸗ökonomiſches Leben geſtalten. 

101. Das phyſiſch⸗ökonomiſche Leben bleibt Bedingung und 
Schranke, aber ſeine Verwirklichung wird Grundlage und Mittel 
der Verwirklichung des Gemeinſchaftslebens, in das ſich das indivi⸗ 
duelle Leben und Bewußtſein eingliedert, ohne ſeine Selbſtändigkeit 
und ſein Freiheitsbedürfnis und Freiheitsrecht zu verlieren. 

102. Der wahre Lohnfonds, das Mittel, die Geſellſchaft als 
Arbeitsgeſellſchaft zu erhalten und ihre Entwicklung zu ermöglichen, 
iſt nicht das Kapital, ſondern ihre Lebensenergie und produktive 
Leiſtungs fähigkeit, die zugleich gehemmt und geweckt wird durch die 
Schwierigkeit und Notwendigkeit der Lebenserhaltung und befruchtet 
und zur geſchichtlichen Entwicklungsenergie wird durch die ſoziale, 
ſtaatliche Gemeinſchaftsidee und die individuellen Zwecke, die in dem 
Leben der Gemeinſchaft ihren die Perſönlichkeit überdauernden In⸗ 
halt, ihre allgemeingültige Geſtalt und ihren abſoluten, ewigen 
Wert in geſchichtlicher, realer Form und Wirkungsweiſe erhalten. 

103. Das Prinzip des Lebens, alſo auch des Gemeinſchafts⸗ 
lebens, iſt zugleich das Prinzip der Lebenseinheit, die das notwendige 
Ziel des Gemeinſchaftslebens iſt. Dieſes kann die Einheit nicht von 
außen empfangen, ſondern muß ſie aus ſich entwickeln, und zwar 
im Einklang mit geſchichtlichen Lebensformen und einem geſchicht⸗ 
lichen Lebensinhalt. ö 
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Schluß bemerkung 


Der Optimismus der liberalen bürgerlichen Nationalökonomik 
endete in einer Nachtanſicht: Über dem Leben und der Entwicklung 
der Gefellſchaft ſchwebt das Verhängnis einer unerbittlichen natür⸗ 
lichen Notwendigkeit, die ſich in eine ökonomiſch⸗ſoziale Notwendigkeit 
umſetzt. Sie iſt zugleich Bedingung und Schranke der Lebens⸗ 
entfaltung. Sie läßt dem Menſchen nur den Schein der Freiheit 
und freien Zweckſetzung und zwingt ihn, die Einzelperſönlichkeit und 
den Staat, ſich dem Geſetz der Notwendigkeit anzupaſſen. Das Ge⸗ 
ſetz vom abnehmenden Bodenertrag oder der wachſenden Schwierigkeit 
der Lebenserhaltung iſt Sporn und unüberwindliche Schranke der 
Geſellſchaft; es ſteigert ihre Lebensenergie und ſetzt ihr ihre natür- 
liche Grenze; es abſorbiert in zunehmendem Maße ihre freie Arbeits⸗ 
kraft, indem es in korreſpondierendem Verhältniſſe die Koſten der 
Arbeit und die Grundrente ſteigert. 

Vergebens verſuchte die bürgerliche kapitaliſtiſche Gefellſchaft, 
als ſie zu altern begann, der unerbittlichen Wirklichkeit nicht mehr 
ins Antlitz zu ſchauen vermochte und die Träume ihrer Kindheit 
mit der Schwäche, der Unklarheit und den Selbſttäuſchungen des 
Alters erneuerte, notwendigen Folgerungen zu entgehen. Techniſche 
Fortſchritte und die Erweiterung des Produktionsraumes durch die 
Herrſchaft des induſtriellen Kapitals über auswärtige Bodenkraft, wie 
ſie ſich im internationalen Verkehr verwirklicht, mögen die Schranke 
hinausſchieben. Zerſtören können ſie ſie nicht. In dem erweiterten 
Lebensgebiete beginnt das Geſetz der zunehmenden Schwierigkeit der 
Lebenserhaltung ſeine lähmende Wirkſamkeit, lange bevor es ſein 
Werk vollendet hat. Denn es richtet ſich nicht nach erträumten und 
zukünftigen Möglichkeiten, ſondern nach der Wirklichkeit der erlangten 
Produktionskraft. Es verwandelt für die Maſſe der Geſellſchaft, 
die unterſte Schicht der Lohnarbeiter, die Geſamtarbeit in notwendige, 
unfreie Arbeit, indem es den Preis ſämtlicher Lebensmittel nach 
dem gegen die Grenze des Lebens drängendem Drucke der Lebens⸗ 
erhaltung und Lebensvermehrung reguliert. Es zieht die gefumte 
Produktion in ſeinen Bann, weil es die Erhaltungskoſten der Ge⸗ 
ſamtarbeit und nicht nur der landwirtſchaftlichen Arbeit beſtimmt. 

Den Wortführern der bürgerlichen kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
blieb ſchließlich nichts übrig, als ſich mit dem Verhängnis der 
Stagnation abzufinden oder dieſe ſelbſt als eine Art von Fortſchritt 
zu verherrlichen. 
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Der Nachtanſicht ſchien der wiſſenſchaftliche Sozialismus eine 
Tagesanſicht entgegenzuſetzen: Kapitalzins und Grundrente ſind 
eine künſtliche Verteuerung und Erſchwerung der Produktion, eine 
Art von Hypothek, die die Volkswirtſchaft belaſtet. Sie ſind Ab⸗ 
gaben an das private Eigentumsrecht an der Bodenkraft und der 
Produftivfraft des Kapitals und verengen, weil fie zugunſten eines 
an ſich unproduktiven Rechtes durch die Geſamtarbeit der Geſellſchaft 
herausgewirtſchaftet werden müſſen, die Möglichkeit, die natürlichen 
Lebens bedingungen durch die höchſte Steigerung der Produktivkräfte 
des Kapitals als techniſchen und organiſatoriſchen Mittels der Pro⸗ 
duktion voll auszunützen und den Betriebsüberſchuß ohne unproduk⸗ 
tiven Abzug auf die Entfaltung der Lebens möglichkeit zu verwenden. 
Wird die künſtliche Schranke beſeitigt, und zwar in ihrer volkswirt⸗ 
ſchaftlichen und weltwirtſchaftlichen Geſtalt, und die Grenze der Ent⸗ 
wicklung bis zu den natürlichen Schranken ausgedehnt, dann bietet 
ſich der Lebensenergie der Geſellſchaft, die ſich unter dem Drucke der 
Notwendigkeit als Arbeitsenergie und ſoziale, ökonomiſche Vernunft 
äußert, ein unermeßlicher Entfaltungsraum. 

Aber die Grenzen der Menſchheit bleiben: werden ſie zurück⸗ 
geſchoben, ſo fallen ſie nicht. Das muß gerade der zugeben, der 
das geſamte Leben dem gleichen, materialiſtiſchen Naturgeſetz unter⸗ 
wirft. 

Wenn die Menſchheit ihre Grenzen vergißt, dann wird ſie durch 
das Schickſal und durch ſich ſelbſt, durch ihre Leidenſchaften, ohne 
die ihr Geiſt verkümmert, die geſchichtlichen Machtkämpfe, die trotz 
ihrer zerſtörenden Gewalt ihr Leben friſch erhalten, an ſie erinnert 
und aus dem ſtolzen Traume aufgeſchreckt, der ihr die goldene Zeit 
vollkommener Lebensentfaltung in erreichbarer Nähe vorſpiegelt. 
Denn die Grenzen der Menſchheit find nicht nur natürliche und ökono⸗ 
miſche, ſondern innere, geiſtige und geſchichtliche Grenzen, weil ihr 
Leben geiſtiges und geſchichtliches Leben und nicht nur phyſiſches, 
ökonomiſches iſt. Ohne dieſe innere Begrenztheit vermöchte ſie ſich 
gar nicht als Menſchheit, als Weſen, zu entfalten, das an geſchicht⸗ 
liche Lebensformen gebunden iſt und in ihnen ſein kampferfülltes 
Daſein verwirklicht. ö 

Das iſt die Notwendigkeit, die die Formen, die Außerungen 
und Kraft des ökonomiſchen Lebens beeinflußt und ſich zu unter⸗ 
werfen ſucht, indem ſie ſie mit den aus ihr erwachſenden Zwecken 
erfüllt und ſich ſo mit ihnen verbindet, und zwar unterwirft ſie ſich 
nicht nur Kapital⸗ und Bodenkraft, ſondern vor allem auch die Arbeit 
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und Arbeitskraft, weil fie die Teilnahme der Perſönlichkeit bei ihrem 
ſchöpferiſchen Werke am wenigſten entbehren kann. Alſo muß ſie 
den Herrſchaftsanſpruch der Arbeit ebenſo zurückweiſen, wie ſie den 
Herrſchaftsanſpruch des Kapital⸗ und Bodeneigentums zurückweiſen 
muß. Denn ihr Zweck iſt die Verwirklichung des Gemeinſchafts⸗ 
lebens oder der Staat. 

Dieſer der Notwendigkeit entſpringende Zweck vermag ſich frei 
zu geſtalten nicht innerhalb der ökonomiſchen Notwendigkeit, denn 
an ihre Schranken bleibt das Leben gebunden, ſondern nur ſo, daß 
er ſich über die materielle Notwendigkeit erhebt. Der wirtſchaftlichen 
Kataſtrophe alſo, die aus dem geſchichtlichen Schickſal des Krieges 
aufſteigt und Menſchheit und Völker in die Feſſeln der Not und der 
Verſchuldung ſchlägt, kann deshalb nur die lebendige Kraft der 
Volkswirtſchaft, die Energie entgegengeſetzt werden, die ſich an 
den ſtaatlichen und ſozialen Zwecken belebt und deshalb ſoziales 
Leben ſchafft in dem Geſamtorganismus der Gemeinſchaft und ſeinen 
lebendigen Zellen, den Einzelperſönlichkeiten, nicht der Mechanismus 
einer Zwangsorganiſation, die die Not und Verlegenheit des Augen⸗ 
blicks hervorruft und die ihre Ohnmacht nur zu raſch beweiſt, ſondern 
die Umbildung des Staates, die aus ſeinem inneren Leben hervor⸗ 
wächſt und ihm ſeine Formen anpaßt. 

Das iſt die Frage, welches das Prinzip dieſer Notwendigkeit 
und dieſes Zweckes iſt. 

Der ſtaatliche Machtzweck? Er hebt ſich auf die Dauer ſelbſt 
auf, weil die Macht nicht Selbſtzweck, ſondern Mittel des Zweckes 
iſt. Die Nationalität iſt an Stelle des reinen Machtzweckes zum 
geſtaltenden Prinzip der Staatsbildung erhoben worden; ſie wird 
in den geiſtloſen Machtgötzen hineingeſchoben. Aber ein National- 
gefühl in der wirkſamen Geſtalt des Staatsbewußtſeins kann ſich 
nur bilden als ſoziales Gemeinſchaftsgefühl. Erſt als ſoziale Ge⸗ 
meinſchaft verwirklicht ſich die Nation als Volk in politiſchem Sinne. 
Zu einer ſozialen Gemeinſchaft wird es nicht nur durch die Kraft 
eines romantiſchen, mit der Vergangenheit verknüpften Ideals, wie 
edel und notwendig es ſein mag, ſondern indem es im Kampfe 
mit den Aufgaben, die das gegenwärtige Leben ſtellt, ſeine Eigenart 
erhält und entwickelt. 

Die Gegenwart ſtellt ein Volk nicht nur auf ſich, ſondern in 
einen notwendigen Zuſammenhang mit dem Leben der Menſchheit, 
ſo ſehr, daß ſich ein Volksleben nur im Menſchheitsleben, das 
Menſchheitsleben nur durch das ſtaatlich organiſierte Volksleben 
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verwirklichen kann. Dieſer Zuſammenhang iſt nicht ein äußerer, 
ſondern ein innerer, eine Lebenseinheit, die aus den Bedingungen 
des Lebens hervorwächſt. 

Das muß die Sozialwiſſenſchaft anerkennen, wenn ſie den Neu⸗ 
bau, der den gewaltigen Erſchütterungen des Volkslebens folgen 
muß, vorbereiten und klären, den menſchlichen Willen über den 
dumpfen Inſtinkt und den Zwang einer unklaren Notwendigkeit 
hinausheben will, mitten im Kampfe eine Dienerin objektiver 
Wahrheit, heilend, verſöhnend, als eine Wiſſenſchaft der Gemein⸗ 
ſchaft, nicht des Kampfes, eine wacevtexn, eine Hebammenkunſt, die 
die geſunden Kräfte des Lebens aus dem Leben und der Lebens⸗ 
notwendigkeit entwickeln hilft nicht durch den unmöglichen Bruch 
mit der Vergangenheit, ſondern im Einklange mit den ſozialen Ge⸗ 
meinſchaftsideen, die, aus der Tiefe ſtaatlicher, ſozialer Gemeinſchaft 
herauswachſend, im Gefühl ihres inneren Rechtes und ihrer Kraft 
nach Betätigung im Leben der Menſchheit ftreben. 
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eitdem in den Tagen der Renaiſſance die mathematiſch⸗natur⸗ 

wiſſenſchaftliche Forſchung zu neuem Leben erweckt wurde, iſt 
zu wiederholten Malen der Wunſch rege geweſen, die von ihr ver⸗ 
wendeten Methoden und die Sicherheit ihrer Ergebniſſe auch auf 
die Wiſſenſchaften vom geiſtigen Leben des Menſchen anwendbar zu 
machen. Spinozas Theorie der menſchlichen Triebe, Hobbes Doktrin 
vom mechaniſtiſch verſtandenen Staate, Ricardos Auffaſſungen vom 
geſetzmäßigen Verlauf der volkswirtſchaftlichen Vorgänge gehören in 
die große Reihe dieſer Verſuche, durch mathematifd- naturwiffen- 
ſchaftliche Betrachtungsweiſen die Geiſteswiſſenſchaften aus einer rein 
beſchreibenden, ſowie interpretierenden und erratenden Tätigkeit in 
die Bereiche der Feſtſtellung unwandelbarer Naturgeſetze zu heben. 
Während des 19. Jahrhunderts hat ſich die Experimentalpſychologie 
aufs neue dieſer Gedanken bedient, und verſchiedene Vertreter der 
Soziologie haben gleichfalls das Heil ihrer jungen Wiſſenſchaft in 
der Verwendung naturwiſſenſchaftlicher Arbeitsweiſen geſucht. 

Im allgemeinen gingen die Anhänger der naturwiſſenſchaftlichen 
Methode dabei mehr von einer unbedingten Bewunderung als von 
einer genauen methodologiſchen Kenntnis dieſer Forſchungsweiſe aus, 
um ſie ſodann unverzüglich auf die Geiſteswiſſenſchaften zu übertragen 
und die dabei wirklich erzielten Ergebniſſe kurzer Hand als Ku 
reicherungen der Geiſteswiſſenſchaften zu erklären. 

Die methodologiſchen Erwägungen, die den Inhalt der nach⸗ 
ſtehenden Seiten bilden, verſuchen zunächſt, Art und Bedeutung der 
naturwiſſenſchaftlichen Methode feſtzuſtellen, um ſodann ihre An- 
wendbarkeit auf die Geiſteswiſſenſchaften zu unterſuchen und ſchließ⸗ 
lich die wirkliche Bedeutung der auf naturwiſſenſchaftlichem Wege 


gewonnenen geiſteswiſſenſchaftlichen Erkenntnis näher zu n 
Schmollers Jahrbuch XLI 4. 
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- Das Naturgeſetz 


Die naturwiſſenſchaftliche Methode ſollte ausgeſprochener Maßen 
zu praktiſchen Zwecken auf die Geiſteswiſſenſchaften übertragen werden. 
Man wollte hierdurch einen ſich ſtändig mehrenden Schatz un⸗ 
beſtreitbarer Wahrheiten planmäßig anſammeln, und man war über⸗ 
zeugt, daß aus ihnen mit zwingender innerer Notwendigkeit ſich 
eine „wiſſenſchaftliche“, d. h. alle Menſchen voraus ſetzungslos und 
geſetzmäßig verpflichtende Sozialwiſſenſchaft, Politik und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre ergeben müßten. 

Gewöhnlich wurde hierbei der ſehr nahe liegende Vergleich mit 
der Medizin und der Hygiene gezogen, die ja auch ihrerſeits auf 
Grund naturwiſſenſchaftlicher Methoden dem menſchlichen Handeln 
Geſetze vorſchreiben. Aber gerade dieſer Vergleich liefert den beſten 
Beweis, in welchem Umfange bei dieſen Verſuchen mit unklaren 
und zum Teil direkt verworrenen Begriffen gearbeitet wurde. 

Der erſte logiſche Fehler dieſer Beweisführung beruht darin, 
daß ſie, durch die Gleichheit des Wortes verführt, naturwiſſen⸗ 
ſchaftliches Geſetz und alle die Geſetze, welche Handlungsweiſen 
vorſchreiben, miteinander verwechſelt. Allerdings beruhen Medizin 
und Hygiene auf „Geſetzen“, d. h. auf naturwiſſenſchaftlich feſt⸗ 
geſtellten Tatſachen und Vorgängen. Aber dieſe Ergebniſſe der 
naturwiſſenſchaftlichen Forſchung geben nur die tatſächliche Ent⸗ 
wicklung der Dinge wieder, indem ſie aufdecken, welche geſundheits⸗ 
ſchädlichen Folgen beſtimmte Handlungen oder Vorkommniſſe haben 
und welche geſundheitsfördernden Erſcheinungen nach anderen Hand⸗ 
lungen oder Vorkommniſſen eintreten. Die logiſche Form dieſer 
Geſetze iſt der Konditionalſatz, welcher gar keine Vorſchriften darüber 
enthält, ob der Eintritt dieſe Ereigniſſe gewollt werden müſſe, und 
der ſogar an ſich keine Auskunft darüber gibt, ob der Eintritt je⸗ 
mals gewollt worden iſt. Dieſe Geſetze verpflichten niemanden, ſich 
nun von ſeinen Krankheiten heilen zu laſſen oder nach den Vor⸗ 
ſchriften der Hygiene zu leben. Geſetze, welche Handlungsweiſen 
vorſchreiben, können von ſittlichen Mächten ausgehen und werden 
dann als das Sittengeſetze bezeichnet. Sie können Gebote der Gott⸗ 
heit ſein und find damit göttliche Geſetze. Sie können von be⸗ 
ſtimmten Perſonen oder Körperſchaften erlaſſen werden und damit 
ſtaatliche Geſetze ſein. Ihre logiſche Form iſt der Imperativ, für 
den im Bereiche des Naturgeſetzes nicht der geringſte Raum iſt. 
Das Fallgeſetz anderſeits ſchreibt dem Steine weder vor, daß er 
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fallen ſoll, noch mit welcher Geſchwindigkeit er fallen ſoll. Es ſtellt 
lediglich feſt, wie der Stein fällt, wenn er unter beſtimmten Be⸗ 
dingungen wirklich ins Fallen kommt. 

Die Anwendung naturwiſſenſchaftlicher Methoden auf die Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften könnte alſo im günftigften Falle nicht zur Aufſtellung 
verpflichtender Vorſchriften, ſondern nur dazu führen, daß gewiſſe 
Kauſalverbindungen zwiſchen geiſtigen Erſcheinungen und Vorgängen 
in allgemein gültiger Weiſe aufgedeckt werden. Ehe man jedoch 
kurzer Hand die Aufſtellung ſolcher geiſteswiſſenſchaftlicher „Geſetze“ 
für moglich erklärt, iſt es notwendig, ſich zuvor über das Weſen 
der naturwiſſenſchaftlichen Forſchung und des naturwiſſenſchaftlichen 
Geſetzes volle Rechenſchaft zu geben. 

Das naturwiſſenſchaftliche Denken bringt wiſſenſchaftliche Ord⸗ 
nung in das naive Denken von der Natur. Dieſes naive Denken 
von der Natur aber entwickelt ſich in einer Weiſe, die pſychologiſch 
nachgeprüft werden muß. 

Das urſprüngliche Gegebene in dem Denken von der Natur 
ſind die Sinneseindrücke. Über ſie hinaus kann keinerlei Forſchung 
führen, da dieſe Forſchung ja ihrerſeits wieder ſelbſt lediglich Sinnes⸗ 
eindrücke verwenden kann. Die Tätigkeit des naiven Denkens be⸗ 
ſteht nun aber darin, zwiſchen dieſen Sinneseindrücken feſte Be⸗ 
ziehungen herzuſtellen und unter ihnen Ordnung zu ſchaffen. Wenn 
der Menſch einen Wald mit Bäumen, Büſchen, Farrenkräutern, 
Moos und anderen Gewächſen erblickt, ſo iſt dies zunächſt für ihn 
ein Geſamteindruck, der ſein Geſichtsfeld erfüllt. Die einzelnen 
Farbenflecken ſtehen gleichwertig nebeneinander und haben außer 
dieſer räumlichen keinerlei andere Beziehungen. Dies wird erſt 
anders, wenn ſich Veränderungen innerhalb des Geſichtsfeldes voll⸗ 
ziehen. Der Windeshauch, der durch den Wald rauſcht, bewegt den 
Baum und den Buſch als Ganzes und verſchiebt fie in ihrer Geſamt⸗ 
heit im Verhältnis zu anderen ruhenden oder ſich gleichfalls be⸗ 
wegenden Gegenſtänden. Der an den benachbarten Stamm ge⸗ 
peitſchte Zweig wird zuſammen mit allen feinen Blättern und Reiſern 
plötzlich in ſeiner Bewegung unterbrochen. Es ſtellen ſich Gruppen 
von Farbenflecken heraus, deren Bewegungen untereinander in Be⸗ 
ziehungen ſtehen und die niemals den räumlichen Zuſammenhang 
bei dieſen Bewegungen verlieren. Die einzelnen Dinge ſind durch 
dieſe in der Zeit verlaufende Veränderung in der räumlichen An⸗ 
ordnung voneinander getrennt worden. 

Dieſe Loslöſung der einzelnen Dinge aus dem Geſamtbilde 
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wird weiter gefördert, ſobald der Beobachter felbft ſich in Bewegung 
ſetzt und die hierbei ſich ergebenden räumlichen Verſchiebungen be⸗ 
obachtet. Und indem er ſchließlich den Rundgang um den Baum 
antritt, befreit er ſich von dem flächenhaften Sehen, um den un⸗ 
trennbar verbundenen Komplex von Farbenflecken als Gegenſtand 
aufzufaſſen. 

In derſelben Weiſe nun, wie die Dinge aus der Geſamtheit 
des Geſichtsbildes zu Gegenſtänden herausgelöſt werden, erhalten ſie 
auch ihre anderen ſinnlichen Eigenſchaften. Der Geruch, der Ge⸗ 
ſchmack und die Feſtigkeit der Dinge werden aus der Erfahrung 
heraus auf die Dinge bezogen, die ſomit als Träger aller dieſer 
Eigenſchaften angeſehen werden. 

Über dieſe Erkenntnis hinaus führt die Erfahrung, daß die 
Dinge auch weiter beſtehen, wenn ſie nicht Gegenſtand der ſinnlichen 
Wahrnehmung ſind. Durch die Erinnerung iſt der Menſch imſtande, 
das ſchon einmal Bemerkte wiederzuerkennen. Da aber die Gr, 
innerung des Menſchen lückenhaft und ſchattenartig iſt, ſo trägt 
jedes ſolche Wiedererkennen ein Element der Ungenauigkeit in ſich. 
Einerſeits werden hierdurch Irrtümer möglich. Anderſeits aber er⸗ 
leichtert dieſe Ungenauigkeit das Wiedererkennen ſelbſt und führt 
ferner zu der Feſtſtellung innerer Verwandtſchaft von Gegenſtänden. 
Wir wiſſen, daß keine zwei Dinge einander wirklich gleich ſind, und 
daß kein Gegenſtand tatſächlich unverändert bleibt. Würde das 
Gedächtnis des Menſchen alle Merkmale der Dinge mit genauer 
Schärfe und ausnahnsloſer Vollſtändigkeit bewahren, ſo würde dem 
naiven Denken ſowohl die Aufſtellung von Gattungsbegriffen wie 
die Feſtſtellung der Identität der Dinge ſehr erſchwert, vielleicht 
ſogar unmöglich gemacht werden. 

Die Ungenauigkeit der Erinnerung hat alſo auf der einen Seite 
zur Folge, daß auch der leicht veränderte Gegenſtand nach Ablauf 
einer Zwiſchenzeit wiedererkannt wird. Die neue Erſcheinung deckt 
ſich mit den nur allgemein und ſchattenhaft im Gedächtnis auf⸗ 
bewahrten Umriſſen des früheren Eindruckes. Merkmale, die be⸗ 
ſonders ſtark auf den Beſchauer eingewirkt haben, erhalten beſonderen 
Wert. Es wird eine Rangordnung der Merkmale eingeführt, von 
denen die einen unbeſchadet der Identität des Gegenſtandes kommen 
und gehen können, die anderen dagegen unlösbar mit ſeinem Weſen 
verbunden find. Die erften Anſätze zu einer inſtinktiven Definition 
des Einzelgegenſtandes ſind gemacht. 

Zugleich aber läßt anderſeits die Schattenhaftigkeit der Er⸗ 
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innerung bei dem Eintritte neuer Erſcheinungen andere, ihm nur 
ähnliche Gegenſtände im Gedächtnis auftauchen. Und da die ein⸗ 
zelnen Erſcheinungen um ſo ſtärker im Gedächtniſſe haften, je häufiger 
fie Inhalt unſeres Bewußtſeins geweſen find, fo entwickelt fid) auf 
mnemotechniſcher Grundlage eine Auswahl aus den Merkmalen der 
Dinge, die ſie zu Mitgliedern ganzer Gruppen und Gattungen macht. 
Der Anblick eines beſtimmten Baumes mit Stamm, Zweigen, Blättern 
und Krone läßt im Gedächtnis die allgemeinen Linien aller ver⸗ 
wandten, früher geſehenen Bilder wieder auftreten. Die Erinnerung 
daran ſchlägt ſomit eine abſtrakte Brücke zwiſchen den ſo geſehenen 
und allen ähnlichen Gegenſtänden. Der Menſch ſieht nicht nur 
Dinge, er erfaßt nicht nur die Identität der einzelnen Dinge 
durch die belangloſeren Veränderungen ihrer Einzelmerkmale hin⸗ 
durch, ſondern er ordnet dieſe Dinge zu feſten Gruppen von Gegen⸗ 

Dieſe Dinge, die in Menſchen, Tiere, Gewächſe und Steine 
zerfallen, haben nun ſämtlich ein Leben. Sie beginnen ihr Daſein, 
ſie wachſen, ſie ändern ſich und ſie vergehen. Der Beobachter hat 
geſehen, wie ein Baum vom Sturm gefällt wurde und wie ſeine 
Teile ſich in das Nichts auflöſten. Er hat Tiere geboren werden 
und ſterben ſehen. Und auch bei Steinen hat er, wenn auch ſeltener, 
eine verwandte Folge von Ereigniſſen miterlebt. 

Die einſchneidenden Veränderungen aber von Geburt und Tod, 
die das Schickſal den einzelnen Dingen bringt, beruhen in den aller⸗ 
meiſten Fällen auf äußeren, ſichtbaren oder doch ſinnlich bemerkbaren 
Vorgängen. Die Dinge, die ihr individuelles, durch Zeit und Raum 
begrenztes Daſein leben, unterſtehen Einwirkungen und üben Ein⸗ 
wirkungen aufeinander aus. Der Wind ſtürzt den Baum um, der 
fallende Baum zerſchmettert das unter ihm ſtehende Reh, und eine 
Kette von Urſachen und Wirkungen, deren Anfang plötzlich in die 
Erſcheinung tritt, führt zu Ereigniſſen, mit denen wiederum dieſe 
Kauſalität abbricht. 

Wirklichen Lebensſaft und Fleiſch und Blut erhalten aber alle 
dieſe Erfahrungen durch ihre ſtändige Beziehung auf das eigene Er⸗ 
leben des betrachtenden Menſchen. Die Art, wie er ſich in der Welt 
zurechtfindet, ſteht in einer unbewußten, aber nie verſagenden Parallele 
mit der Art, wie er ſich über ſeinen eigenen Körper unterrichtet hat. 
So wie der Menſch aus der Lofalifierung feiner körperlichen Ge- 
fühle ſich Rechenſchaft über ſeine Gegenſtändlichkeit verſchafft hat, 
ſo wie er damit ſich als Ding anzuſehen gelernt hat, ſo faßt er 
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die Körperlichkeit der Dinge als feinen eigenen Erfahrungen ent- 
ſprechend auf. Der Begriff des Gegenſtandes als Träger der Eigen⸗ 
ſchaften erhält auf dieſe Weiſe eine ganz beſondere Bedeutung. Noch 
wichtiger aber iſt die Übertragung der perſönlichen Erfahrungen von 
Abſicht, Willen, Handlung und Erfolg oder Widerſtand auf die 
Zuſammenhänge im Geſchehen der Natur. Die Kauſalität wird 
auf dieſe Weiſe zu einer lebendigen Kraft, die wie ein Fluidum 
zwiſchen verurſachendem und beeinflußtem Körper ſchwebt. 

Das naturwiſſenſchaftliche Denken hat nun das Ziel, in dieſer 
Welt ſterblicher, wirkender und Wirkungen unterliegender Körper 
eine zahlenmäßige Geſetzmäßigkeit im Ablauf der Erſcheinungen feſt⸗ 
zuſtellen. Zu dieſem Zwecke lehnt das naturwiſſenſchaftliche Denken 
zunächſt den Grundſatz des naiven Denkens von der Natur ab, nach 
dem die kauſalen Verknüpfungen im Daſein eines Gegenſtandes einen 
Anfang und ein Ende haben. Das naturwiſſenſchaftliche Denken 
erklärt vielmehr, daß die Kette der Urſachen und Wirkungen weder 
jemals an einzelnen Stellen unvermittelt aus dem Nichts beginnt, 
noch auch an anderen Stellen plötzlich abbricht und in das Nichts 
übergeht. Die Unendlichkeit der Kauſalkette, ſowohl nach der Ver⸗ 
gangenheit wie nach der Zukunft hin, macht aber den naiven Ge⸗ 
danken von Leben und Tod der Dinge unmöglich. Für das natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Denken iſt der See nicht verſchwunden, der aus⸗ 
getrocknet iſt, und der Baum, der in hellen Flammen ſich aufgelöft 
hat, iſt damit im naturwiſſenſchaftlichen Sinne nicht aus der Reihe 
die beſtehenden Dinge ausgeſchieden. Das naturwiſſenſchaftliche 
Denken verneint die Exiſtenz der einzelnen Gegenſtände und ſtellt 
dafür den Satz von der Erhaltung der Kraft auf. Geburt ebenſo wie 
Tod werden lediglich zum Übergang desſelben unzerſtörbaren „Stoffes“ 
in eine andere Daſeinsform. Der feſte, der flüſſige und der gas⸗ 
förmige Aggregatzuſtand, die für das naive Denken weſentliche Merk⸗ 
male des einzelnen Gegenſtandes waren und deren Fortfall das Ver⸗ 
ſchwinden des Gegenſtandes bedeutete, werden ſolche Erſcheinungs⸗ 
formen desſelben Dinges. Damit aber werden „Dinge“ als be⸗ 
ſtehend anerkannt, von deren Daſein das naive Denken nichts ge= 
ahnt hatte und die in der Hauptſache oft nur dadurch nachgewieſen 
werden, daß ſie — ſelbſt unbemerkbar — ſich zwiſchen zwei naiv⸗ 
ſinnliche wahrnehmbare Erſcheinungs formen gleichſam als verbindendes 
Vakuum einfügen. | 

Allein dieſe Übergänge der Dinge aus der einen Erſcheinungs⸗ 
form in eine andere vollziehen ſich in der Weiſe, daß die Elemente, 
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aus denen verſchiedene Dinge zuſammengeſetzt find, ſich aus ihrer 
vorübergehenden Vereinigung loslöſen und neue Vereinigungen ein⸗ 
gehen. Die Gegenſtände erſcheinen alſo nicht nur in Geſtalt ver⸗ 
ſchiedener, für das naive Denken entſtehender und vergehender oder 
ineinander übergehender Dinge, ſondern ſie ſind ſelbſt nur Zuſammen⸗ 
ſetzungen anderer „Dinge“, die ihre Elemente genannt werden. Nicht 
nur der Gedanke von Geburt und Tod der Dinge wird als un⸗ 
wiſſenſchaftlich abgelehnt, ſondern dasſelbe Schickſal widerfährt über⸗ 
haupt der ganzen Auffaſſung, daß die Welt von Dingen erfüllt ſei. 
In Wirklichkeit iſt für das naturwiſſenſchaftliche Denken die Welt 
ein All, deſſen Beſtandteile unzerſtörbar ſind, ſich gegenſeitig fliehen 
und anziehen, ſich vereinigen und trennen und im Wirbel dieſer 
Wandlungen den farbigen Abglanz des Lebens für das Auge der 
naiven Betrachter hervorzaubern. N 

Das Vorhandenſein und die Eigenart dieſer Elemente aber 
wird nicht durch die Erfahrung oder die Empirie nachgewieſen, wie 
die Verteidiger der naturwiſſenſchaftlichen Methode für die geiſtes⸗ 
wiſſenſchaftliche Forſchung gern behaupten, ſondern die Naturwiſſen⸗ 
ſchaft macht ihre Entdeckungen vermittelſt des Experimentes. Ein 
Erfahrungsſatz iſt ein Schluß, der aus der Häufigkeit einer gewiſſen 
Kette von Erſcheinungen auf die Wahrſcheinlichkeit der Wiederkehr 
der ganzen Kette gezogen wird, ſobald ihr erſtes Glied aufgetreten 
iſt. Ein Erfahrungsſatz enthält ſtets die Möglichkeit eines Irrtums 
und einer Enttäuſchung. Die Naturwiſſenſchaft aber arbeitet mit 
Gewißheiten und mit ehernen Naturgeſetzen. Einem Experiment 
kann Unrichtigkeit nicht dadurch nachgewieſen werden, daß die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsziffer ſeines Gelingens zu niedrig iſt. Ein Experiment 
iſt entweder richtig und damit allgemein giltig, oder es iſt falſch 
und dann für. alle einzelnen Fälle unzutreffend. Die Richtigkeit des 
Experimentes aber, die ſeine Geltung von der Wiederkehr der darin 
gemachten Beobachtungen unabhängig macht, beruht darauf, daß eine 
beſtimmte Gruppe von Elementen ſo vollſtändig und reſtlos iſoliert 
iſt, daß die hierdurch hervorgerufenen Wirkungen auf keinerlei andere, 
unbeachtet gebliebene Urſachen zurückgeführt werden können. Wird 
dasſelbe Experiment von anderer Seite nochmals angeſtellt, ſo ge⸗ 
ſchieht das nicht, um ſeinen Wahrſcheinlichkeitskoeffizienten zu be⸗ 
richtigen, ſondern ausſchließlich um ſeine Giltigkeit zu prüfen. Gelingt 
das einmal angeſtellte Experiment unter genaueſter Berückſichtigung 
aller Vorbedingungen das zweite Mal nicht, ſo muß nach der Fehler⸗ 
quelle, nach der unbemerkt gebliebenen fremden Urſache geſucht werden. 
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Die Ergebniſſe dieſer Experimente wendet die Naturwiſſenſchaft 
naturgemäß zur Erklärung all der Fälle an, in denen ſie nicht ex⸗ 
perimentell vorgehen kann. Das gilt zunächſt einmal für alle ge⸗ 
ſchichtlichen Betrachtungen der Naturwiſſenſchaften. Ein zweites 
Hindernis für die experimentelle Erforſchung der Natur kann dann 
vorliegen, wenn die unterſuchten Erſcheinungen in ihrem Umfange 
das menſchlich Erreichbare und Beherrſchbare überſteigen oder durch 
unüberbrückbare Zwiſchenräume von dem Forſcher getrennt ſind. 
Ein Erdbeben experimentell hervorzubringen oder einen Stern im 
Weltenraume entſtehen zu laſſen, iſt unmoglich. Und ſchließlich 
treten moraliſche Bedenken der Experimentalforſchung hindernd in 
den Weg, ſobald durch ihre Unterſuchungen Menſchenleben gefährdet 
werden. 

In allen dieſen Fällen greift die Naturwiſſenſchaft auf die 
experimentell feſtgeſtellten Wahrheiten zurück. Sie iſt nicht in der 
Lage, die einzelnen Elemente des Geſchehens reinlich voneinander 
abzutrennen und geſondert wirken zu laſſen. Sie muß ſich deshalb 
damit begnügen, aus den beobachteten Tatſachen an Hand experimen⸗ 
teller Erfahrung auf die Urſachen zu ſchließen. Die Folge iſt, daß 
in dieſer Weiſe auf die durch Experiment feſtgelegten Geſetze er⸗ 
klärende Theorien aufgebaut werden. Der theoretiſche Charakter 
dieſer Erklärungen wird durch die fortſchreitende Zunahme des 
naturwiſſenſchaftlichen Wiſſens ununterbrochen eingeſchränkt. Die 
den Theorien anhaftende Unſicherheit wird dadurch ſtändig verringert. 
Eine wachſende Zahl von denkbaren Erklärungen ſcheidet auf dieſe 
Weiſe aus dem Bereiche der Möglichkeiten aus. Aber die theoretiſche 
Erklärung wird auf dieſe Weiſe niemals zum naturwiſſenſchaftlichen 
Geſetz, wie denn auf den hierfür in Frage kommenden Gebieten der 
Naturwiſſenſchaften, wie zum Beiſpiel in der Geologie, keineswegs 
jene Einſtimmigkeit unter den Gelehrten herrſcht, die man eigent⸗ 
lich durch Anwendung der naturwiſſenſchaftlichen Methode auch für 
die Geiſteswiſſenſchaften erobern wollte. 


Das Geſetz im Geſellſchaftsleben 


Das Naturgeſetz, ſo wie es von den Naturwiſſenſchaften auf⸗ 
geſtellt wird, iſt alſo die Feſtſtellung, daß beſtimmte Ereigniſſe mit 
uneingeſchränkter Notwendigkeit ſtets aufeinander folgen. Es wird 
durch das Experiment bewieſen, das heißt durch Loslöſung eines 
oder weniger genau umſchriebener Elemente aus dem natürlichen 


4 


1737] Die Geſetzmäßigkeit des ſozialen Geſchehens 57 


Komplex der Dinge und durch die Prüfung der ſo der reſtloſen 
Beobachtung unterworfenen Wirkungen. 

Die Anwendbarkeit dieſer naturwiſſenſchaftlichen Methode auf 
die Geiſteswiſſenſchaften macht alſo zunächſt eine Prüfung derjenigen 
Vorgänge notwendig, die den Gegenſtand der geiſteswiſſenſchaftlichen 
Forſchungen bilden. Als Ergänzung dieſer Unterſuchung wird es 
ſodann nützlich fein, den „geſetzlichen“ oder „naturgeſetzlichen“ Charakter 
der angeblich durch naturwiſſenſchaftliche Methode für die Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften feſtgeſtellten Geſetze zu prüfen. 

Die Geiſteswiſſenſchaften beſchäftigen ſich mit zweierlei Vor⸗ 
gängen. Sie erforſchen das Leben des Menſchen erſtens als Indi⸗ 
viduum und zweitens als Mitglied geſellſchaftlicher Gruppen. Die 
zu der erſten dieſer Abteilungen gehorenden Geiſteswiſſenſchaften 
arbeiten ausſchließlich mit pſychologiſchen Erwägungen, wie nament⸗ 
lich die Pſychologie im engeren Sinne. Zu der zweiten, weſentlich 
größeren, gehören neben der ſogenannten Soziologie die Geſchichte, 
die Volkswirtſchaft, die Kunſt⸗ und Literaturgeſchichte ſowie in über⸗ 
wiegendem Maße die Theologie. Forſchungsgegenſtand iſt in allen 
die Entwicklung und Verknüpfung geiſtiger Vorgänge im Menſchen. 

Die Betrachtung des individuellen Menſchen beruht in der Haupt⸗ 
ſache auf der Erforſchung der Sinneswahrnehmungen. Dieſe ſind ein 
letztes Gegebenes. Sie müſſen als das genommen werden, was fie find. 
Sie beſitzen ſogar inſofern eine ganz beſondere Ausnahmeſtellung, 
als ſie das Einzige im menſchlichen Geiſtesleben ſind, das nicht von 
Menſch zu Menſch weitergegeben werden kann und das deshalb ſtets 
vollkommen im Individuum iſoliert bleiben muß. Wenn zwei 
Menſchen dieſelbe Farbe ſehen, ſo können ſie allerdings auf Grund 
eines Übereinkommens oder, was gewöhnlich der Fall iſt, auf Grund 
allgemeiner Überlieferung, ſie als grün bezeichnen. Sie werden dann 
anch beide jeden weiteren Farbeneindruck, der dem erſten gleich iſt, mit 
demſelben Worte bezeichnen. Sie werden jedoch weder hierdurch noch 
durch irgendeinen anderen pſychiſchen Vorgang in die Lage verſetzt 
werden, ſich wirklich darüber Rechenſchaft zu geben, ob der Bewußtſeins⸗ 
inhalt, den ſie beide mit demſelben Worte bezeichnen, auch bei ihnen 
beiden derſelbe iſt. Dabei gilt dasſelbe von den Sinneseindrücken 
des Geruches, des Geſchmackes, des Gehöres und des Gefühles. In 
allen dieſen Fällen kann von Menſch zu Menſch feſtgeſtellt werden, 
daß erſtens ein Sinneseindruck vorhanden iſt, daß er zweitens ſich 
in derſelben Weiſe bei allen Menſchen den früheren, aus der Er⸗ 
innerung gegenwärtigen Eindrücken eingliedert und daß er ſich — ab⸗ 
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geſehen von krankhaften Fällen wie zum Beiſpiel der Farbenblind⸗ 
heit — von anderen gleichzeitigen Sinneseindrücken mit derſelben 
Schärfe und Sicherheit abhebt. Worin aber dieſer Sinneseindruck 
beſteht, kann nicht mitgeteilt werden. 

Eine Zerlegung der menſchlichen Sinneseindrücke iſt deshalb 
auch in der Piychologie nie verſucht worden. Man hat niemals 
einen Anlauf gemacht, dieſen geiſtigen Vorgang, der ja nicht wie der 
geſehene Gegenſtand zugleich allen Menſchen in derſelben Weiſe zur 
Beobachtung vorliegt, in feine Elemente zu zerlegen und zwiſchen 
dieſen Elementen ſowie den etwa auf fie folgenden anderen pſychiſchen 
Vorgängen Fäden zu ziehen. Daß das Experiment bei einer ſolchen 
Iſolierung der Elemente der Sinneseindrücke von vornherein nicht 
in Betracht gekommen iſt, braucht dabei nach dem Geſagten nicht 
beſonders betont zu werden. 

Die mit naturwiſſenſchaftlichen Methoden arbeitende Pſychologie 
hat ſich nun aber dieſen Sinneseindrücken mit ganz beſonderer 
Sorgfalt, jedoch in anderer Weiſe gewidmet. Ihr Ziel war dabei 
die Aufſtellung geiſteswiſſenſchaftlicher Geſetze mit mathematiſcher, 
zahlenmäßiger Genauigkeit. So geſchah es namentlich bei der ſehr 
genau betriebenen Meſſung der Reaktionszeiten. Der Piychologe 
nahm das Aufleuchten eines Funkens und die äußerliche Feſtſtellung 
dieſes Ereigniſſes durch einen darauf wartenden Menſchen als ein 
Ganzes und ſuchte es nun in ſeine Teile zu zerlegen, deren Zeit⸗ 
dauer dann gemeſſen wurde. Der geſamte, genauer zeitlicher Meſſung 
unterworfene Vorgang ſetzte ſich folgendermaßen zuſammen: Ein 
elektriſcher Funke blitzt auf, durch den eine Präziſionsuhr in Be⸗ 
wegung geſetzt wird. Der Funke wird von einem geſpannt auf⸗ 
merkenden Auge erfaßt und auf dem Nervenwege in das Zentral⸗ 
organ geleitet, wo auf Grund vorher gefaßten Beſchluſſes ſofort der 
Wille entſteht, dieſe Wahrnehmung durch ſchleunigſten Druck auf 
eine Taſte anzuzeigen. Die Taſte unterbricht zugleich den Ablauf 
der Präziſionsuhr, ſo daß die geſamte Zeitdauer des Vorganges 
mühelos abgeleſen werden kann. 

Bei wiederholter Vornahme desſelben Experimentes ergibt ſich 
nun die Tatſache, daß dieſe Reaktionszeit ſich allmählich verringert, 
bis ſie endlich bei einer kaum noch zu vermehrenden Höchſtleiſtung 
der Geſchwindigkeit angelangt iſt. Bedenkt man nun weiter, daß die 
Geſchwindigkeit feſtgeſtellt werden kann, die das Licht des elektri⸗ 
ſchen Funken bis zum Auge, der chemiſche Vorgang vom Auge zum 
Zentralorgan, der motoriſche Antrieb vom Zentralorgan in die Hand 
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ſowie die Wirkung des Funkens und der Hand auf den Beginn des 
Ganges der Uhr brauchen, fo ſieht man, daß der pfychiſche Prozeß 
der Apperzeption und des daran geknüpften Entſchluſſes „gemeſſen“ 
worden iſt. Dabei ergibt ſich dann weiter, daß ſowohl die durch 
übung erreichte Höchſtleiſtung der Geſchwindigkeit wie auch die 
Konſtanz dieſer Höchſtleiſtung gegenüber anderen Umſtänden wie 
Zerſtreutheit, Ermüdung, Nervoſität und ſo weiter bei den einzelnen 
Menſchen individuell verſchieden find. 

Dieſe Feſtſtellungen ſind nun praktiſch von hohem Wert. Sie 
find zum Beiſpiel zur Prüfung von Kraftfahrern oder Eiſenbahn⸗ 
ſignalwärtern äußerſt gut verwendbar. Es fragt ſich aber, inwiefern 
dieſe Ergebniſſe geiſteswiſſenſchaftliche Geſetze von naturwiſſenſchaft⸗ 
lichem Geltungswert ſind. 

Zunächſt iſt in dieſer Hinſicht zu betonen, daß dieſe „Geſetze“ 
keinerlei unbedingte Notwendigkeiten ausſprechen. Sie arbeiten mit 
Wahrſcheinlichkeiten, die ſie in der Form von Durchſchnittszahlen 
wiedergeben. Wenn aber Waſſer in ſeine Beſtandteile zerlegt wird, 
ſo ergibt ſich dabei kein wahrſcheinliches, ſondern ein äußerſt ſicheres 
Neſultat. In der Naturbetrachtung laſſen ſich dieſe „Geſetze“ etwa 
mit den Erfahrungen eines guten Gärtners vergleichen, der voraus⸗ 
ſieht, welche Bäume in irgendeinem Boden bei irgendeiner beſtimmten 
Behandlung am beſten gedeihen müſſen, und der dann dieſes Gedeihen 
bei den einzelnen Pflanzen in ſeinen individuellen Spielarten verfolgt. 

Noch wichtiger aber iſt der Umſtand, daß bei dieſer Meſſung 
nicht ein pſychiſcher Vorgang gemeſſen iſt, ſondern lediglich die Zeit, 
die zwiſchen der phyſiſchen Vorbedingung eines Sinneseindruckes 
und dem Ausdrucke eines daran ſich anſchließenden Willensaktes 
verſtreicht. Abſtrakt formuliert, ergibt dieſes Experiment nicht etwa 
einen Satz von der folgenden Art: Wenn jemand einen elektriſchen 
Funken fieht, fo muß er mit Naturnotwendigkeit auf eine Taſte 
drücken. Das Experiment ſtellt nicht die Notwendigkeit des Ein⸗ 
tretens eines Ereigniſſes auf Grund des Eintrittes eines anderen 
Ereigniſſes feſt, ſondern es konſtatiert lediglich das Folgende: Wenn 
jemand einen Funken erblickt und dieſen vorher erwarteten Sinnes⸗ 
eindruck mit einer ſchon vorher gewollten Fingerbewegung beantwortet, 
ſo dauert dieſer Vorgang eine beſtimmte Zeit, die beim einzelnen 
Menſchen durch Übung bis zu einem gewiſſen Punkte verkürzt werden 
kann und die bei den verſchiedenen Menſchen verſchieden lang iſt. 
Die „wiſſenſchaftliche“ Feſtſtellung iſt im vorliegenden Falle von der 
bekannten Erfahrung ausgegangen, daß phyſiſche Vorkommniſſe Sinnes⸗ 
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eindrücke verurſachen, an die Ré Willenshandlungen knüpfen, und 
hat die Zeitdauer dieſes Vorganges fo oft beim Einzelnen und bei ver- 
ſchiedenen Menſchen feſtgeſtellt, bis ſie zu einer Durchſchnittszahl ge⸗ 
kommen iſt. Es iſt eine ſtatiſtiſche Arbeit geleiſtet worden. Aber 
der pſychiſche Vorgang ſelbſt iſt in keiner Weiſe erforſcht worden. 
Er iſt dieſelbe unbekannte, unverändert ſtarre Tatſache geblieben, die 
er vorher war. Weder iſt die Intenſität noch iſt die Eigenart dieſes 
pſychiſchen Vorganges aufgehellt worden. Der phyſiſche Vorgang iſt 
auch nicht experimentell in ſeine Elemente zerlegt worden, ſondern 
ganz im Gegenteil: mehrere pſychiſche Vorgänge find als einheitliches 
Ganzes in ihrer Zeitdauer gemeſſen worden. Der Sinneseindruck, 
der Willensvorgang und ſeine Übertragung in eine Handlung bleiben 
weiter ein ungeſondertes, dunkles Ganzes. Sucht man eine Parallele 
zu dieſem „Experiment“ in der Welt des naturwiſſenſchaftlichen Ge⸗ 
ſchehens, ſo kann man dafür etwa folgendes Beiſpiel anführen: 
Der Experimentator läßt ein Pferd über eine beſtimmte Hürde ſpringen 
und ſtellt feſt, wie ſchnell und wie ſehr es ſich daran gewöhnt, dieſes 
Hindernis zu nehmen. Er läßt ſodann andere Pferde über dieſelbe 
Hürde ſpringen und ſetzt zum Schluß die ſtatiſtiſchen Durchſchnitts⸗ 
zahlen für die Wahrſcheinlichkeit auf, mit der Pferde im allgemeinen 
ſowie unter gewiſſen Umſtänden dieſes Hindernis nehmen können. 
Das Ergebnis wird für Pferdezüchter und Rennſtallbeſitzer wertvoll 
ſein. Die Naturwiſſenſchaft wird aber kaum dadurch gefördert 
werden. Denn weder iſt ein naturwiſſenſchaftliches Geſetz damit 
aufgedeckt, noch ſind die Phyſiologie und die Phyſik durch dieſe Wahr⸗ 
ſcheinlichkeitsberechnungen irgendwie bereichert worden. 

Eine andere Reihe von Experimenten, die in der Experimental⸗ 
pſychologie oft angeſtellt worden ſind, betrifft die ſogenannte Schwelle 
des Bewußtſeins. Nicht alle Veränderungen der Gegenſtände, von 
denen der Menſch Sinneseindrücke erhält, werden von ihm bemerkt. 
Geringfügige Unterſchiede bleiben unbeachtet, und die Veränderung 
der phyſiſchen Urſache des Sinneseindruckes muß eine gewiſſe Stärke 
erreicht haben, um dem Träger des Sinneseindrucks zum Bewußtſein 
zu kommen, oder, mit einem anderen Worte geſagt, die Schwelle 
des Bewußtſeins zu überſchreiten. Die hierauf bezüglichen Ex⸗ 
perimente werden nun in der Art vorgenommen, daß zum Beiſpiel an 
die Hand eines Menſchen ein Gewicht gehängt wird, das, von ihm 
ungeſehen und unbemerkt, vergrößert oder verringerk wird. Der 
Menſch, an dem das Experiment vorgenommen wird, muß lediglich 
aus dem Gefühl der Schwere des Gewichtes heraus dieſe Verände⸗ 
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rungen feſtſtellen. Dabei ergibt ſich, daß geringe Gewichtsverände⸗ 
rungen bis zu einem beſtimmten Punkte nicht bemerkt werden, daß 
die Feinheit des Gefühls durch Übung verſchärft wird und daß der 
Einzelne ſchließlich zu dem höchſten möglichen Punkte dieſer Ver⸗ 
feinerung gelangen kann, deſſen Schärfe ſich dann durch die Durch⸗ 
ſchnittszahl der hierzu notwendigen Vergrößerungen des Gewichtes 
beſchreiben läßt. Ebenſo zeigt ſich, daß zwiſchen den einzelnen 
Menſchen Unterſchiede beſtehen, die ſich in ſtatiſtiſchen Durchſchnitts⸗ 
zahlen als Normen für einzelne Gruppen feſtlegen laſſen. 

Das Ergebnis iſt alſo dem des Experimentes über die Reaktions⸗ 
zeiten durchaus verwandt. Wieder wird ein Vorgang innerhalb der 
phyfiſchen Welt gemeſſen, an den fich ein zweiter ſichtbarer phyſiſcher 
Vorgang anſchließt. Zwiſchen beiden liegen wieder die pfychiſchen 
Vorgänge der Apperzeption und der Willenshandlung und wieder 
werden dieſe pſychiſchen Vorgänge als geſchloſſenes Ganzes genommen. 
Sie bleiben unanalyſiert, werden in keiner Weiſe aufgeklärt oder ver⸗ 
ſtändlich gemacht, es wird keine Kauſalverbindung zwiſchen ihnen 
hergeſtellt, und der Eintritt in das Bewußtſein bleibt, was er vorher 
war, nämlich — der Eintritt in das Bewußtſein. Nur wurde in 
dem einen Falle ſtatiſtiſch feſtgeſtellt, wie ſchnell ein Menſch, wenn 
er will und wenn er aufpaßt, den Eintritt einer phyſiſchen Verändernng 
durch eine Handbewegung quittiert, und in dem anderen Falle, wie 
groß eine phyſiſche Veränderung ſein muß, damit ein Menſch, wenn 
er aufpaßt und wenn er will, fie bemerkt. Das Gemeſſene iſt in 
dem einen Fall die Stärke der phyſiſchen Veränderung nnd in dem 
anderen Falle der Zeitraum zwiſchen den beiden phyſiſchen Vorgängen, 
deren eine den Sinneseindruck hervorruft und deren andere ihn be⸗ 
antwortet. Der pſychiſche Vorgang dagegen iſt in keinem der beiden 
Fälle gemeſſen worden. Der Eintritt in das Bewußtſein bleibt weiter 
ein Letztes, Unerklärtes, und die Tatſache, daß pſychiſche Vorgänge 
ſich in der Zeit abſpielen, iſt bei der Meſſung der Reaktionszeiten 
nicht neu entdeckt worden. Wenn man die Zeit mißt, die jemand 
braucht, um zu nieſen, ſo erklärt man das Nieſen ebenſowenig in 
naturwiſſenſchaftlicher Weiſe, wie man eine geiſteswiſſenſchaftliche 
Erklärung für eine abſtrakte Überlegung oder einen Wutanfall oder 
eine Reaktion dadurch liefert, daß man ihre Zeitdauer mit der Uhr 
in der Hand feſtlegt. Der pſychiſche Vorgang ut nicht in feine 
Elemente zerlegt, und zwiſchen dieſen Elementen iſt keine unvermeid⸗ 
liche, unentrinnbare Aufeinanderfolge nachgewieſen worden. Nach⸗ 
gewieſen iſt lediglich, daß die phyſiſchen Vorgänge, die in das 
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pſychiſche Geſchehen eingreifen, meßbar find und daß fie vermittels 
der naturwiſſenſchaftlichen Methoden behandelt und erforſcht werden 
können. 

In den Geſellſchaftswiſſenſchaften ſind ähnliche Verſuche gemacht 
worden, allgemeine Geſetze naturwiſſenſchaftlicher Eigenart feſtzuſtellen. 
Am weiteſten ſind dieſe Arbeiten in der Volkswirtſchaft gediehen. 
Die Geſchichte dagegen hat ſich mehr oder weniger vollſtändig inner⸗ 
halb der Bahnen der deſkriptiven Forſchung gehalten. Nur die 
Soziologie hat verſucht, aus den geſchichtlichen Vorgängen und aus 
der Beobachtung der Wirklichkeit „Geſetze“ abzuleiten. Schließlich 
hat die Statiſtik verſchiedentlich Anſätze dazu gemacht, zahlenmäßig 
eine feſte Regelmäßigkeit von Ereigniſſen durch Erfaſſung genügend 
großer Menſchenmengen zu erkunden. 

Die theoretiſche Volkswirtſchaft, ſoweit ſie „naturwiſſenſchaft⸗ 
liche“ Methoden anwendet, geht von einer Analyſe der menſchlichen 
Triebe aus und ſucht die geſetzliche Notwendigkeit der Einwirkungen 
der einzelnen Triebe darzutun. Sie treibt alſo Chemie des wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchehens. Dabei löſt ſie vor allem den Trieb des Eigen⸗ 
nutzes aus dem Geſamtkomplex des menſchlichen Trieblebens heraus 
und mißt ſeine Einwirkungen mit zahlenmäßiger, mathematiſcher 
Schärfe. Wenn zum Beiſpiel der zu Brot verbackene Weizen einen 
Gewinn von 10 Einheiten und der zu Kuchen verbackene Weizen 
15 Einheiten Erlös bringt, ſo wird das Angebot an Weizenkuchen 
ſolange zunehmen, bis deſſen Preis ſich geſenkt und dem inzwiſchen 
wahrſcheinlich leicht erhöhten Preis des Weizenbrotes gleich geworden 
iſt. Das Geſetz von Angebot und Nachfrage iſt eingetreten und hat 
in einer Weiſe ausgleichend gewirkt, die man gewöhnlich mit dem 
Syſtem der kommunizierenden Röhren, alſo mit einem etwas un⸗ 
genauen Bilde aus der Mechanik, vergleicht. 

Inwieweit trägt nun dieſe Feſtſtellung den Charakter eines 
Naturgeſetzes an ſich, d. h. inwiefern ſind durch ſie abſolute Not⸗ 
wendigkeiten zahlenmäßig und genau feſtgeſtellt worden? Zahlen⸗ 
mäßig feſtgeſtellt ſind in dem vorliegenden Beiſpiele die beiden erſten 
Preiſe und eventuell der ſich ſchließlich ergebende Ausgleichspreis, 
alſo 15, 10 und beiſpielsweiſe 12 ½¼ Einheiten. Nicht der „wirtſchaft⸗ 
liche Eigennutz“, der dieſe Preisbewegung veranlaßte, iſt alſo ge⸗ 
meſſen worden, ſondern die Preisbewegung ſelbſt. Dieſe Preiſe aber 
ſind deshalb zahlenmäßig meßbar, weil unſer Gewichts⸗ und Münz⸗ 
ſyſtem mathematiſchen Charakter beſitzt, alſo meßbar iſt. Die Stärke 
des Eigennutzes, die Energie, mit der er ſich gegenüber anderen 
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pſychiſchen Vorgängen zur Geltung bringt, die Art der Verbindungen, 
die er mit dieſen anderen pſychiſchen Vorgängen eingeht, iſt weder 
gemeſſen, noch auch nur näher definiert worden. Die Feſtſtellung 
lautet dahin, daß pſychiſche Vorgänge, wenn ſie ſich innerhalb meß⸗ 
barer phyſiſcher Einrichtungen abſpielen, nicht nur in ihren phyſiſchen 
Urſachen, ſondern auch in ihren phyſiſchen Folgen meßbar ſind. Die 
Vorausſetzung dieſer Meßbarkeit iſt aber immer die Meßbarkeit der 
ſozialen Einrichtungen, wie denn das „Geſetz“ von Angebot und 
Nachfrage mit dem Augenblick verſchwindet, in dem man wirtſchaft⸗ 
liche Vorgänge außerhalb der mathematiſch geordneten, meßbaren 
Zuſtände betrachtet. Geſetzmäßig feſtgeſtellt und gemeſſen ſind alſo 
lediglich die mathematiſch⸗ naturwiſſenſchaftlichen Teile der Volks⸗ 
wirtſchaft, wogegen die geiſteswiſſenſchaftlichen Beſtandteile der Volks⸗ 
wirtſchaft durch dieſe Anwendung naturwiſſenſchaftlicher Methoden 
nicht als ſolche aufgeklärt worden ſind. 

Dieſer Gedankengang wird noch klarer, wenn man einen zu⸗ 
ſammengeſetzten wirtſchaftlichen Vorgang in ſeine Beſtandteile zer⸗ 
legt. Man ſtelle ſich folgenden durchaus normalen Fall vor: Ein 
Geſchäftsmann an der Börſe ſtellt feſt, daß er 100 000 Mk. flüſſig 
hat und ſie zu einem Geſchäft verwenden kann. Er hält unter den 
zurzeit ihm offenſtehenden Transaktionen Umſchau und findet, daß 
er in dem einen Falle 4000, im anderen 5000 und im dritten Falle 
6000 Mk. im Jahr verdienen kann. Ehe er ſich jedoch für die 4% 
oder 5% oder 6%e Verzinſung entſcheidet, wird er fic) über die 
Sicherheit der verſchiedenen Geſchäfte Rechenſchaft zu geben ſuchen. 
Sit fie in allen drei Fällen gleich groß, fo entſcheidet er ſich natürlich 
für die 6% .. Wahrſcheinlich aber werden die Dinge fo liegen, daß 
die 4% Verzinſung ſich bei einer Sicherheit ergibt, die als normal 
bezeichnet werden kann, während das Riſiko in demſelben Grade wie 
die Verzinſung wächſt. Der Betreffende wird nun eine Reihe anderer 
Überlegungen anſtellen. Er wird ſich fragen, bis zu welchem Grade 
er ein folded Riſiko eingehen kann. Beſitzt er lediglich die erwähnten 
100 000 Mk., fo wird er zögern, ehe er fein ganzes Hab und Gut 
auf eine Karte ſetzt, nur um vielleicht außer der normalen Ver⸗ 
zinſung noch die 2% Riſikoprämie zu erhalten. Dieſen Bedenken 
werden jedoch gewiſſe Anreize entgegenwirken, wie zum Beiſpiel eine 
beſonders große Habgier, ein ſtark entwickelter geſchäftlicher Unter⸗ 
nehmungsgeiſt, der an den Leichtſinn ſtreift, vielleicht eine gewiſſe 
Art wirtſchaftlicher Verzweiflung, die ihn veranlaßt, alles daran zu 
ſetzen, um ſich zu bereichern, vielleicht auch der Wunſch, ſeine bis⸗ 
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herige Lebenshaltung weiter fortzuführen und neben allen dieſen 
Dingen auch ſchließlich noch die wirkliche Kenntnis des Betreffenden 
von den Unterlagen des Geſchäftes. Je nachdem, welcher pfychiſcher 
Faktor den Ausſchlag gibt, wird die Entſcheidung für 4% oder 5% 
oder 6% fallen. 

Neben dieſem Geſchäftsmann aber ſteht eine Reihe anderer, die 
ähnliche Erwägungen anſtellen und auf die dieſelben pſychiſchen Fak⸗ 
toren einwirken. Die durchſchnittliche Geſchäftskenntnis und Wage⸗ 
luſt dieſer Anwärter auf Geſchäfte dieſer Art wird die Höhe der 
Riſikoprämie beeinfluſſen. Dieſe durchſchnittlichen Eigenſchaften der 
Anwärter auf Geſchäfte der beſprochenen Art werden aber im inneren 
Zuſammenhang ſtehen mit der durchſchnittlichen Solidität des all⸗ 
gemeinen Geſchäſtslebens, wie fie in der inneren finanziellen Kon⸗ 
ſolidierung der verſchiedenen Unternehmungen und Haushaltungen 
zum Ausdruck kommt. Die normale Verzinſung wird ebenſo wie 
die Höhe der Riſikoprämien ſich ſomit aus den beſtehenden durch⸗ 
ſchnittlichen wirtſchaftlichen Tatſachen und aus ihrer Einwirkung 
auf den allgemeinen Geſchäftsgeiſt ergeben. Und dieſer Geſchäfts⸗ 
geiſt wird ſich in den verſchiedenen Bevölkerungsgruppen verſchieden 
entwickelt haben, ebenſo wie auch die Geſchäftskenntnis, der Wage⸗ 
mut, die Gewöhnung an Wechſelfälle des Schickſals, die Sorge um 
den guten geſchäftlichen Namen in jeder dieſer Gruppe in verſchie⸗ 
dener Stärke und in verſchiedenen Miſchungen auftreten. 

Die Analyſe dieſes wirtſchaftlichen Vorganges ergibt in ihrem 
erſten Teile, daß die Entſcheidung des Anwärters auf ein Geſchäft fo 
fällt, wie es ſeiner geiſtigen Verfaſſung entſpricht. Da es ſich aber 
um ein Geſchäft in zahlenmäßig meßbaren Dingen handelt, wird 
dieſe Entſcheidung auch zahlenmäßig auszudrückende Ergebniſſe zeiti⸗ 
gen. Die Entſcheidung ſelbſt jedoch iſt nicht zahlenmäßig ausgedrückt. 
Sie unterſcheidet ſich in keiner Weife von der Entſcheidung eines 
Menſchen darüber, ob er das fünfzehnte Glas Bier trinken ſoll oder 
nicht. Er wird dann auf ſeine Vermögensverhältniſſe, auf die 
Stärke ſeines Magens und ſeiner Nerven Rückſicht nehmen müſſen 
und ſchließlich das tun, was ſeiner geiſtigen Verfaſſung entſpricht. 
Nur wird dieſe Entſcheidung nicht über Dinge gefällt werden, die 
ſämtlich zahlenmäßig erfaßbar ſind, und deshalb wird dieſe Ent⸗ 
ſcheidung auch keine zahlenmäßigen Ergebniſſe haben. 

Nicht anders aber liegen die Dinge bei dem geſellſchaftlichen 
Vorgange, durch den die normale Höhe der Verzinſung in einer 
gegebenen Gruppe ſozial feſtgelegt wird. Der Ausgangspunkt und 
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der Endpunkt des Vorganges find zahlenmäßig erfaßbar, das ver ⸗ 
bindende Glied ſelbſt aber iſt es nicht. D. h., die meßbaren 
materiellen Grundlagen und Folgen der pſychiſchen Erwägung 
find. .. meßbar, die zu meſſende pſychiſche Erwägung dagegen iſt 
nicht zu melen, Mit anderen Worten: wenn pſpychiſche Vorgänge 
ſich innerhalb meßbarer Dinge abſpielen, fo find. .. dieſe meßbaren 
Dinge eben meßbar. Die „chemiſchen“ Beſonderheiten der pſychiſchen 
Vorgänge, ihre Stärke, ihr Verhalten zueinander, die Verbindungen, 
die ſie untereinander eingehen, und das Ergebnis dieſer Verbindungen, 
das wiederum pſychiſchen Charakter beſitzen müßte, iſt weder genau 
gemeſſen, noch irgendwie aufgehellt worden. 

Nicht anders liegen die Dinge bei den geſchichtlichen Ent⸗ 
wicklungsreihen, die in der Volkswirtſchaft verſchiedentlich aufgeſtellt 
worden find. Man hat erklärt, daß die Menſchen im Urzuſtande 
fich damit begnügen, die vorhandenen und vom Zufall gebotenen 
Nahrungsmittel aufzuſuchen, daß darauf eine Zeit des Jäger- und 
Fiſcherlebens folgt, dem ſich ſodann ein gleichfalls nomadiſches Leben 
der Viehzucht und ſchließlich eine ſeßhafte Tätigkeit als Ackerbauer 
folgen. Auch in dieſem Satze iſt kein Geſetz ausgeſprochen, das 
pſychiſchen Charakter beſitzt. Es wird nicht geſagt, auf Grund 
welcher geiſtigen Anlagen einzelne Völkerſtämme eine ſolche Entwick⸗ 
lung durchgemacht haben. Es wird lediglich konſtatiert, daß die 
Geſetze des menſchlichen Stoffwechſels und der menſchlichen Fort⸗ 
pflanzung eine regelmäßige Ernährung der Mitglieder der ſozialen 
Gruppen notwendig machen, daß die Erde eine ſolche Nahrung in 
ſpärlicher und vom Zufall gebotener Form enthält, daß aus tech— 
niſchen Gründen der erſte Schritt zu einer Vervollkommnung der 
Inſtrumente für das Suchen und Fangen der Nahrungsmittel führt, 
daß ſodann die Einfangung und Ernährung der ſich ſelbſt fort⸗ 
pflanzenden und in ihrem Beſtand erneuernden Tiere den Grundſtock 
einer geſicherten Ernährung der Menſchen bilden kann, daß jedoch 
die Ernährung dieſer Tiere ein Nomadenleben unvermeidlich macht, 
und daß auf Grund der landwirtſchaftlichen Technik eine Regulierung 
der Bodenproduktion ſchließlich zur Seßhaftigkeit führen muß. Der 
Schluß, der aus dieſem „Geſetz“ zu ziehen iſt, beſteht lediglich darin, 
daß alle Völker, die entwicklungsfähig ſind, auf Grund der gegebenen, 
naturwiſſenſchaftlich erfaßbaren Eigentümlichkeiten der Flora und 
Fauna ſich den Umſtänden anpaſſen und deshalb entweder unter⸗ 
gehen oder ſtationär bleiben oder aber die von der Mutter Erde 
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Das wichtigſte Ergebnis dieſer Erwägungen iſt, daß alle Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften ſich mit den Beziehungen des Menſchen zur ſinnlichen 
Welt beſchäftigen, und daß die naturwiſſenſchaftliche Erfaßbarkeit 
dieſer ſinnlichen Welt für die geiſteswiſſenſchaftliche Erforſchung 
außerordentliche Bedeutung hat. Dabei tritt von ſelbſt zutage, daß 
dieſe Geiſteswiſſenſchaften methodologiſch auf zwei Grundlagen be⸗ 
ruhen. Einerſeits müſſen ſie dieſe Welt der Sinne, in der ſich die 
geiſtigen Vorgänge beeinfluſſend und beeinflußt abſpielen, reſtlos 
durchforſchen. Anderſeits aber müſſen fie dieſen naturwiſſenſchaft⸗ 
lichen Tatſachen ihren geiſteswiſſenſchaftlichen Wert durch eine Inter⸗ 
pretation verleihen, die ausſchließlich aus dem Geiſtigen und Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaftlichen geboren iſt. 

Der Menſch weiß urſprünglich von geiſtigen Vorgängen nur 
durch ſeine eigene Erfahrung. Aus ihr lernt er die Sinneswahr⸗ 
nehmungen, die Gefühle, die Gemüts bewegungen und ſchließlich die 
Vernunftüberlegungen kennen. Allein er kommt zugleich feyr ſchnell 
zu dem Bewußtſein, daß dieſen ſeinen geiſtigen Erlebniſſen ſinnlich 
wahrnehmbar Vorgänge zur Seite ſtehen. Durch dieſe Vorgänge 
werden ſeine geiſtigen Erlebniſſe verurſacht, ſie begleiten ſeine Ge⸗ 
mütsbewegungen als unbewußten oder bewußten, als freiwilligen 
oder als ungewollten ſymboliſchen Ausdruck, ſie antworten auf die 
Anſtrengungen, die er auf Grund ſeiner Willenshandlungen in der 
Welt der Sinne vornimmt. Und ſie bringen ihm die Kenntnis 
davon, daß andere Menſchen offenbar dieſelben oder doch verwandte 
geiſtige Vorgänge erleben müſſen, da ſie ja in ähnlicher Weiſe wie 
er auf dieſelben ſinnlichen Eindrücke reagieren. Wer bei einem 
anderen Menſchen den Ausdruck des Zornes oder des Schmerzes be⸗ 
merkt, ſchließt unwillkürlich daraus, daß der andere jetzt gleichfalls 
das dem Beobachter aus der Erfahrung geläufige Erlebnis des 
Schmerzes oder des Zornes durchmacht. Jede Beſchäftigung mit 
dem anderen Menſchen muß dieſe Brücke der ſinnlich wahrnehmbaren 
Symptome für geiſtige Vorgänge durchmachen. Es iſt deshalb auch 
für die Geiſteswiſſenſchaften von ungeheurem Werte, dieſe ſymbo⸗ 
liſchen Außerungen geiſtiger Vorgänge möglichſt genau, d. h. unter 
Zuhilfenahme naturwiſſenſchaftlicher Forſchungsmethoden feſtzuſtellen. 
Hierdurch wird der Rückſchluß, der von den ſinnlich wahrnehmbaren 
Vorgängen auf die nicht wahrnehmbaren geiſtigen Erlebniſſe gemacht 
wird, keineswegs in ſeiner Natur verändert. Aber die Prämiſſen 
dieſes Schluſſes werden klarer geſtellt. Das Mittel, um auf dieſem 
Wege in die Pſyche des Einzelmenſchen oder einer ſozialen Gruppe 
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möglichſt genau einzudringen, iſt demnach der ſorgfältig durchge⸗ 
führte Vergleich zwiſchen den ſinnlich wahrnehmbaren Begleit⸗ 
umſtänden verſchiedener pſychiſcher Vorgänge. Jeder Menſch weiß 
aus eigener Erfahrung, daß ſeine geiſtigen Erlebniſſe verſchiedene 
Grade der Heftigkeit und der Dauer beſitzen. Er weiß ferner, daß 
ſich dieſe Gradunterſchiede ſowohl in den körperlichen Urſachen wie 
in dem körperlichen Ausdruck, den ſie verurſachen, ausdrücken. Und 
deshalb verſucht er, für die Gradunterſchiede im geiſtigen Erleben 
der verſchiedenen Menſchen durch die Feſtſtellung der Gradunterſchiede 
in dieſen ſinnlich wahrnehmbaren Urſachen, Folgen und ſymboliſchen 
Ausdrucksformen einen feſten Anhalt zu erlangen. Da nun aber 
in jedem einzelnen Falle das Mittel der Erkenntnis pſychiſcher Dinge 
lediglich in der Interpretation dieſer körperlichen Vorgänge beſteht, 
ſo muß die Geiſteswiſſenſchaft ſich in jedem Augenblick daran er⸗ 
innern, daß ſie die pſychiſchen Dinge nicht etwa durch die Feſt⸗ 
ſtellung ſolcher körperlicher Dinge erkennt, ſondern nur errät. Um 
nun die hieraus ſich ergebenden, unvermeidlichen Fehler auszumerzen 
oder doch einzuſchränken, geht die Geiſteswiſſenſchaft zu einer Klaſſi⸗ 
fikation der ſinnlich wahrnehmbaren Vorgänge je nach dem Grade 
der Wichtigkeit für den Gegenſtand der geiſteswiſſenſchaftlichen 
Forſchung über. Der geiſteswiſſenſchaftliche Forſcher weiß aus 
eigener Erfahrung, daß beim Eintritt eines jeden Körpers in den 
Bereich der eigenen Sinneswahrnehmung die Tendenz zu der ent⸗ 
ſprechenden Sinneswahrnehmung ſtets in derſelben Form ſich ergibt. 
Er weiß ferner, daß infolge geiſtiger Ablenkung oder infolge einer 
Willenshandlung oder aus anderen verſchieden gearteten pſychiſchen 
Gründen dieſer Sinneseindruck verändert, abgeſchwächt oder ganz 
unterdrückt werden kann. Hieraus ergibt ſich, daß dieſe Tendenz in 
jedem einzelnen zu beobachtenden pſychiſchen Vorgange als Konſtante 
bleibt, daß ſie jedoch in jedem einzelnen Falle im Wettbewerb mit 
zahlreichen anderen pſychiſchen Entwicklungsreihen auftritt. Je größer 
nun die Zahl ſeiner Beobachtungen wird, um ſo zahlreicher und 
verſchiedenartiger werden die dabei mitſchwingenden Begleitumſtände. 
Mehr und mehr werden ſich die Folgen dieſer Begleitumſtände kom⸗ 
penfieren, und wenn ſchließlich eine genügend große Anzahl von 
Beobachtungen angeſtellt iſt, ſo wird ſich eine ſtatiſtiſche Durch⸗ 
ſchnittszahl ergeben, auf Grund deren man mit einer entſprechenden 
Wahrſcheinlichkeit auf den Eintritt der lediglich auf den unter⸗ 
ſuchten Vorgang zurückzuführenden pſychiſchen Wirkung rechnen kann. 
Die Zahlen haben alſo in der Geiſteswiſſenſchaft den Wert einer 
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Wahrſcheinlichkeitsziffer, und die zahlenmäßige Forſchung innerhalb 
der Geiſteswiſſenſchaften beſteht deshalb in ſtatiſtiſcher Arbeit. Die 
Naturwiſſenſchaften ziehen ihre Schlüſſe aus dem reſtlos beobachteten, 
planmäßig hervorgerufenen Einzelfalle und gelangen auf dieſe Weiſe 
zu allgemein gültigen Geſetzen. Die Geiſteswiſſenſchaften dagegen 
ziehen ihre Schlüſſe aus der Interpretation einer möglichſt großen 
Anzahl ſinnlich wahrnehmbarer Vorgänge und kommen hierdurch zur 
Aufſtellung von Erfahrungen mit Wahrſcheinlichkeitsgraden. Die 
Naturwiſſenſchaften arbeiten direkt durch Behandlung und Beobach⸗ 
tung des zu Erklärenden. Die Geiſteswiſſenſchaften arbeiten indirekt 
durch Interpretation des zu Erklärenden auf Grund der Beobachtung 
durchaus anders gearteter Dinge. 

Damit aber iſt ein tiefgreifender weiterer unterſchied zwiſchen 
geiſteswiſſenſchaftlichen und naturwiſſenſchaftlichen Forſchungsergeb⸗ 
niſſen feſtgeſtellt. Weil die Naturwiſſenſchaſten ſich mit einer eins 
zigen, dann aber für alle Fälle geltenden experimentalen Feſtſtellung 
begnügen können, haben ihre Ergebniſſe unbedingten Wert. Sie 
ſind entweder richtig oder falſch. Sie gelten entweder niemals und 
nirgends oder ſtets und überall. Die Geiſteswiſſenſchaft dagegen 
führt zu Ergebniſſen, die nur räumlich ſowie zeitlich begrenzte Gel⸗ 
tung haben, gerade weil ſie auf einer großen Zahl von Beobach⸗ 
tungen beruhen, und die deshalb gemeinhin nicht als richtig oder 
falſch bezeichnet werden können, ſondern nur als paſſend oder un⸗ 
paſſend angewendet. Richtigkeit und Unrichtigkeit liegt in den Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften nur dann vor, wenn die quaestio facti falſch beant⸗ 
wortet iſt, und dieſe Beantwortung liegt ſtets auf dem Gebiete der 
Feſtſtellung ſinnlich wahrnehmbarer Dinge. Soweit es ſich um die 
pſychiſchen Elemente der Geiſteswiſſenſchaft handelt, find Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zuläſſig. Und dieſe Meinungsverſchiedenheiten 
werden eine um ſo größere Rolle ſpielen, je geringer der Umfang 
der techniſchen, ſinnlich wahrnehmbaren und naturwiſſenſchaftlich 
erfaßbaren, durch die Geiſteswiſſenſchaſten interpretierten Vor⸗ 
gänge iſt. 

Ein Beiſpiel hierfür mag die Selbſtmordſtatiſtik geben. Sie 
ſtellt feſt, wie viele Selbſtmorde innerhalb einer beſtimmten Zeit 
und innerhalb eines genau abgegrenzten Raumes vorkommen. Die 
ſo gewonnene Zahl beiagt, daß eine genau nach Raum und Zeit 
umſchriebene geſellſchaftliche Gruppe, die alſo unter ganz beſtimmten 
klimatiſchen, wirtſchaftlichen, hygieniſchen und anderen Bedingungen 
lebt, die ſich aus ganz beſtimmt gearteten, mit feſtliegenden Tempera⸗ 
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menten begabten Menſchen zuſammenſetzt, die unter dem Eindrucke 
beſtimmter religiöſer, kultureller, geſellſchaftlicher, künſtleriſcher und 
ſonſtiger Traditionen ſteht, Fälle von Selbſtmord hervorbringt, die 
bei genügend großer Zahl der beobachteten Einheiten die Regel⸗ 
mäßigkeit einer Durchſchnittszahl ergeben. Die Feſtſtellung der (ot, 
ſächlichen Urſachen der einzelnen Selbſtmorde, bei der an ſich ſchon 
eine größere Zahl von Fehlerquellen wirkſam wird, kann ſolche kon⸗ 
ſtante Zahlen nur dann ergeben, wenn die Zahl der beobachteten 
Fälle nach Raum und Zeit ausgedehnt wird. Sie wird immerhin 
der pſychiſchen Interpretation für die ſinnlich wahrnehmbaren Vor⸗ 
gänge noch immer einen ſtarken Anhalt geben. Aber dieſer Anhalt 
wird retroſpektiver Natur ſein. Das Ergebnis wird in der Be⸗ 
ſchreibung geſchehener Dinge beſtehen. Einen zwingenden Schluß 
auf ſpätere Entwicklungen nach dem Eintritt neuer pſychiſcher Fak⸗ 
toren wird ſie nicht zulaſſen. Wenn von den erwähnten Merkmalen 
der ſtatiſtiſch unterſuchten Gruppe zum Beiſpiel das wirtſchaftliche 
ſich ändert und zu einer Verſtärkung des Druckes auf beſtimmte 
Klaſſen der Bevölkerung führt, ſo wird dieſe mechaniſche Tatſache, 
die an ſich zahlenmäßig meßbar iſt, nur dann zu der Willenshand⸗ 
lung des Selbſtmordes in vergrößertem Maße führen, wenn ihr 
hierbei keine anderen, rein pſychiſchen Hinderniſſe, wie zum Beiſpiel 
religiöfe Strömungen, entgegentreten. Ziele aber wiederum find 
nur in ihren Wirkungen oder in ihren ſymboliſchen Außerungen, 
nicht aber in ihrer eigentlichen Natur zahlenmäßig erfaßbar. Die 
Statiſtik kann alſo nur mit Wahrſcheinlichkeit aus der Veränderung 
einer der körperlichen Grundlagen ihrer bisherigen Ergebniſſe auf 
eine Veränderung in den Endzahlen ſchließen oder raten. Wenn ſie 
aber, wie ſich nachträglich aus den ſtatiſtiſchen Zahlen herausſtellt, 
dabei etwas Unrichtiges erraten hat, fo muß fie nach neuen pfydi- 
ſchen Vorgängen greifen, um die meßbaren Vorgänge körperlicher 
Art interpretieren zu können. 


Geiſt und Körper 


Die Anwendung der naturwiſſenſchaftlichen Methode auf die 
Geiſteswiſſenſchaften hat alſo zwar keine Geſetze naturwiſſenſchaftlicher 
Art für geiſtige Vorgänge hervorgebracht. Wohl aber hat ſie eine 
genauere Erforſchung der wichtigen nichtgeiſtigen Beſtandteile der 
Geiſteswiſſenſchaften veranlaßt, die ihrerſeits für die Erkenntnis der 
geiſtigen Beſtandteile Vorbedingung iſt. Geiſtige Vorgänge find für 


70 Albert Haas [1750 


den Menſchen nur denkbar im engſten Zuſammenhang mit körperlichen 
Vorkommniſſen. Die körperlichen Vorgänge verurſachen geiſtige Ent⸗ 
wicklungen und ſind Gegenſtand von Willenshandlungen. Durch die 
körperlichen Vorgänge erkennen wir die geiſtigen, und es wird von 
ſelbſt hieraus klar, daß dieſe Erkenntnis geiſtiger Dinge um ſo zu⸗ 
verläſſiger wird, je genauer dieſe ihre körperlichen Grundlagen be⸗ 
kannt ſind. 

Für die Wiſſenſchaft zerfällt alſo die Welt in das freie Reich 
der Geiſter und in das der Dinge, die ſich ſtoßen und drängen. 
Die hervorragendſte Eigenſchaft dieſer körperlichen Welt aber iſt ihre 
Räumlichkeit. Durch die Kenntnis ihrer räumlichen Eigenſchaften 
geben wir uns Rechenſchaft von den wichtigſten Eigenſchaften der 
Dinge. Und im Leben des Menſchen ſind diejenigen Sinne die wich⸗ 
tigſten, die ihm über die räumliche Ausdehnung der Dinge berichten. 
In erſter Linie iſt das das Geſicht, in zweiter der Taſtſinn. Wir 
können uns vorſtellen, daß jemand, der keinen Geſchmackſinn beſitzt, 
ſich ebenſogut wie die anderen Menſchen in der Welt zurecht findet. 
Auch das Fehlen des Geruchſinnes würde die Orientierung kaum 
beeinträchtigen. Menſchen, die auf dieſen beiden Gebieten Mängel 
aufweiſen, würden lediglich eine Reihe materieller Genüſſe entbehren 
und auf der anderen Seite vor gewiſſen Unbequemlichkeiten des täg⸗ 
lichen Daſeins geſchützt ſein. Auch das Fehlen des Gehöres kann, 
wie bekannt iſt, durch allerlei Hilfsmittel nahezu ganz erſetzt werden. 
Ein Menſch dagegen, dem die beiden auf die Räumlichkeit bezüglichen 
Sinne, das Geſicht und der Taſtſinn, fehlen würden, würde — ſoweit 
ein ſolcher Fall überhaupt denkbar iſt — nur eine ſchattenhafte Vor⸗ 
ſtellung von der Welt der Körper haben können. 

Das Wichtigſte aber in dieſer Welt der Körper iſt, daß die ſie 
vermittelnden Sinne mehr als einen Körper zu gleicher Zeit dem 
Menſchen zum Bewußtſein bringen. Wir ſehen die beiden Tiſche, 
die nebeneinander ſtehen, zu gleicher Zeit. Wir können ihre Größen⸗ 
verhältniſſe miteinander vergleichen und ihre Längen⸗ und Breiten⸗ 
unterſchiede feſtſtellen. 

Dieſe Meßbarkeit der räumlichen Eigenſchaften durch Vergleichung 
und auf Grund der Tatſache, daß wir räumliche Eindrücke neben⸗ 
einander zu gleicher Zeit haben können, iſt von entſcheidender Be⸗ 
deutung für die naturwiſſenſchaftliche Erforſchung der Welt. Wir 
nehmen ſie auch dann zu Hilfe, wenn wir andere Eigenſchaften 
dieſer körperlichen Dinge meſſen wollen. Um das Gewicht der Dinge 
kennen zu lernen, übertragen wir ihre Schwere mit der Wage in 
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eine räumliche und darum genau meßbare Ordnung. Um die Stärke 
eines Tones genau zu meſſen, übertragen wir die von ihm hervor⸗ 
gerufenen Schwingungen eines Gegenſtandes in das Räumliche und 
leſen ſie ſo ab. Alle Grade der Intenſität, die Wärmeverhältniſſe und 
zuletzt auch den Ablauf der Zeit machen wir durch dieſe Übertragung 
in das Räumliche der mathematiſch genauen Prüfung zugänglich. 

Entſcheidend hierbei iſt aber, daß wir in der Lage ſind, im 
Reiche der Körper Veränderungen willkürlich hervorzurufen, daß wir 
in den Sinneswahrnehmungen nicht nur die Folgen der Körper er⸗ 
fahren, ſondern vermittels unſerer Willenshandlungen auch Urſachen 
für körperliche Vorgänge ſind. Wir haben bei den meiſten Körpern 
die tatſächliche Möglichkeit, ſie in eine Lage zu bringen, die ſie un⸗ 
mittelbar an anderen Körpern mißt. Und bei den anderen Körpern 
gibt es den Ausweg, daß nach dem Satze von den zwei Größen, 
die einer dritten gleich ſind, dieſes meſſende, übertragbare Dritte 
von uns geſchaffen und im Raume bewegt wird. Wo aber die 
Forſchung ſich mit räumlich vorhandenen, jedoch räumlich nicht be⸗ 
merkbaren Dingen beſchäftigt, da ſtellt ſie einfach ihre im Raume 
vor ſich gehenden und räumlich charakteriſierten Wirkungen feſt. 

Das Reich der Geiſter iſt hiervon grundverſchieden. Es iſt 
ganz und gar unräumlich. Es iſt deshalb auch weder direkt noch 
indirekt meßbar. Meßbar ſind nur ſeine nichtgeiſtigen, dinglichen 
Urſachen und Folgen, die räumlich ſind oder ins Räumliche über⸗ 
tragen werden können, deren Meſſung jedoch dann ſich auf weſens⸗ 
verſchiedene Dinge bezieht. Eine zweite, nicht weniger wichtige Eigen⸗ 
tümlichkeit der geiſtigen Vorgänge tft ſodann, daß wir nicht gleich: 
zeitig mehrere von ihnen erleben können. Es iſt dem Menſchen 
verſagt, gleichzeitig Trauer und Freude oder Zorn und Zufriedenheit 
zu fühlen oder zwei Gedankengänge nebeneinander zu denken. Wohl 
können die Gefühle und die Ideen ſich in unſerem Bewußtſein flucht⸗ 
artig jagen und verdrängen, aber ſie können nicht verträglich bei⸗ 
ſammen in ihm wohnen. Und ſchließlich find dieſe geiſtigen Vor⸗ 
gänge keineswegs Gegenſtände unſerer Willenshandlungen. Wir 
können einen Schmerz nicht wegſtellen, wie wir ein häßliches Bild 
aus dem Zimmer tragen, und wir können uns von einer Trauer 
nicht zurückziehen, ſo wie wir uns von einem gräßlichen Anblick 
wegbegeben. Das einzige, was wir tun können, iſt, die körperlichen 
Urſachen der Gefühle und Gedanken beſeitigen oder andere körperliche 
Urſachen in Wirkung treten zu laſſen, um ſo „auf andere Gedanken 
zu kommen“. 
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Aus dieſen Tatſachen ergibt fic eine Reihe tiefgreifender Ver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen dem Geiſtigen und den Sinneseindrücken, 
d. h. der Kenntnis von der Welt der Körper. Die Sinneseindrücke 
ſind etwas, das ſich außerhalb unſerer Perſönlichkeit abſpielt und 
von uns ſelbſt getrennt bleibt. Weil wir grüne Dinge ſehen oder 
einen ſalzigen Geſchmack haben, ſind wir weder grün noch ſalzig. 
Wenn wir dagegen die pſychiſche Erfahrung eines Zornes machen, 
ſo ſind wir eben ſelbſt zornig. Beobachten wir den Zorn eines 
Menſchen, ſo iſt dieſe Beobachtung und die interpretierende Vor⸗ 
ſtellung des Zornes und nicht der Zorn ſelbſt unſer Bewußtſeinsinhalt, 
ebenſo wie bei der Erinnerung an einen früheren Zorn nicht dieſer 
Zorn, ſondern unſere Erinnerung daran den Inhalt des Bewußtſeins 
bildet. Wir ſind Träger der Sinneseindrücke und ſtehen ihnen als 
einem Objekte gegenüber. Die Gedanken und Gefühle dagegen ſind 
nichts, das uns ſelbſt fremd wäre, ſondern ſind unſere Perſönlich⸗ 
keit ſelbſt. Weil wir in kauſaler Wechſelwirkung mit der Welt der 
Körper ſtehen und ſtehen können, ſind wir von ihr verſchieden. Weil 
dagegen unſere Handlungen, alſo körperliche Vorgänge, von unſeren 
Gefühlen und Gedanken beeinflußt und geleitet werden können, ſind 
wir von dieſen Gedanken und Gefühlen nicht verſchieden, ſondern 
mit ihnen weſenseins. 

Dieſe unmeßbaren, unräumlichen, unſer eigenes und eigentliches 
Weſen ausmachenden geiſtigen Vorgänge können alſo nur in der 
Form der Erinnerung Gegenſtand unſerer Erfahrung ſein. Nicht 
wenn wir ſie erleben, ſondern dann, wenn wir uns an das Erlebnis 
erinnern, können wir ſie beobachten. Sie ſelbſt ſind dem Bereiche 
unſerer Willenshandlungen entrückt, und wir können ſie nicht als 
ſolche beliebig kommen und gehen laſſen. Unſere Kenntnis wird 
deshalb, im Unterſchiede von der naturwiſſenſchaftlichen Forſchung, 
ſoweit die geiſtigen Erlebniſſe in Frage kommen, niemals über die 
„rohe Empirie“ hinausgehen. Damit aber ſind alle jene perſönlichen 
Eigenſchaften des Beobachters beſonders wertvoll geworden, die bei 
der rein empiriſchen, naiven Betrachtung der körperlichen Natur⸗ 
ereigniſſe als Inſtinkt ihre ungeheure Bedeutung haben. Wie in dem 
oben angeführten Beiſpiel der kluge Gärtner aus einer Miſchung 
von bewußter Erfahrung und von unbewußter Sicherheit des Griffes 
heraus den richtigen Baum an der richtigen Steelle zur richtigen 
Zeit pflanzt, wie er in derſelben Weiſe erkennt, unter welchen Nach⸗ 
teilen eine andere Pflanze zu leiden hat, ſo wird ſowohl die praktiſche 
wie die theoretiſche Behandlung der geiſtigen Dinge ſich auf dem⸗ 
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ſelben Gemiſch von Inſtinkt und Kenntnis aufbauen. Ihr weſent⸗ 
lichſter Beſtandteil aber, der zum Erfolge führen kann, iſt die kon⸗ 
ſtruktive Phantaſie. Derjenige iſt der beſte Geſchichtsſchreiber, der 
ebenſo wie der Dichter handelnde Geſtalten vor ſeinem geiſtigen Auge 
auftreten ſieht, der ihre Beweggründe interpretiert und errät und der 
dabei zu gleicher Zeit ſich an die genaueſte Kenntnis aller körperlich 
feſtſtellbaren Indizien für dieſe Handlungen hält. Ohne dieſe Kenntnis 
der Tatſachen muß auch der beſte Seelenkünder irre gehen. Aber 
ohne konſtruktive Phantaſie kann auch aus der genaueſten Kenntnis 
des körperlich Tatſächlichen nichts anderes als ein lächerliches Zerr⸗ 
bild der Menſchheit und menſchlicher Dinge entſtehen. Für die Geiſtes⸗ 
wiſſenſchaften iſt dieſe Tatſachenkenntnis der Kärrner, der für die 
bauende Phantaſie Frondienſte zu leiſten hat. 
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I. Einleitung 


Wi man ein Bauwerk nach Entſtehung und Aufbau ſich ver⸗ 
ſtändlich machen, ſo muß man die verſchiedenſten Momente in 
Betracht ziehen: Einerſeits bedarf es der Vergegenwärtigung der 
Mittel, der Schwierigkeiten der Beſchaffung, der Art und Eigen⸗ 
ſchaft des verfügbaren Materials, der Zeit, der Gelegenheit, der 
Dringlichkeit, mit einem Wort: der hiſtoriſchen, gegenſtändlichen 
Interpretation. Nicht weniger wichtig aber ſcheint es, den Geiſt, 
die Beweggründe und Abſichten des Architekten zu verſtehen, be⸗ 
ſonders wenn er das Gebäude errichtete, um ſelbſt darin zu wohnen, 
und wenn er im Laufe der Zeit Umbauten vornahm, die ſich ſeinen 
veränderten Lebensbedingungen anpaſſen ſollten. Es ſpricht ſehr 
für Talent und Geſchicklichkeit des Baumeiſters, wenn er das Neue 
dem Alten ſo anzupaſſen verſtand, daß der Übergang, ohne ſchroff 
fihtbar zu werden, ſich dem bereits Vorhandenen in Form und 
Materie als notwendige Ergänzung einfügt. 

Dergeſtalt iſt das ſozialpolitiſche Gebäude John Stuart Mills 
beſchaffen. Es trägt ſo ſehr die Züge ſeines individuellen Werdens 
und Wandels und ſteht anderſeits in ſo notwendigem Zuſammen⸗ 
hang mit der Zeit, aus der heraus es entſtand, daß man, um es 
ganz zu verſtehen, nicht weniger die pſychologiſchen Vorausſetzungen 
des Schöpfers ſtudieren muß, als die inneren geſchichtlichen Verur⸗ 
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ſachungen, das „Moment“ feiner Entſtehung — um Taines Aus: 
druck zu gebrauchen. 

Wenn wir — bei unſerem Bilde zu bleiben — nur die eine Front 
des wiſſenſchaftlichen Gebäudes betrachten werden und zum Ver⸗ 
ſtändnis der Architektur unſer Auge nur einige uns beſonders 
charakteriſtiſch ſcheinende Eindrücke feſthalten laſſen, ſo iſt dieſes 
Vorgehen zwar unvollſtändig, weil es einſeitig iſt. Inſofern aber 
dieſe Einſeitigkeit beabſichtigt iſt und als notwendig erkannt wird, 
wenn wir uns dauernd bewußt ſind, daß es ſich zunächſt nur um 
eine Analyſe von Einzelheiten handeln kann, aus der wir die Syn⸗ 
theſe des Geſamtbildes ſchließlich zurückgewinnen müſſen, ſo iſt dieſes 
Verfahren nicht nur ungefährlich, ſondern vielleicht auch das beſt⸗ 
mögliche zur Erreichung unſeres Zieles. 

Um zu einem gründlichen Verſtändnis einer Perſönlichkeit, die 
der Vergangenheit angehört, vorzudringen, ſcheint daher als erſtes 
Erfordernis die hiſtoriſche Betrachtungsweiſe notwendig, d. h. das 
Studium der ſeinerzeit herrſchenden Anſchauungen, der bedeutendſten 
Lehren und der gegebenen Vorausſetzungen. Erſt dann wird es 
möglich ſein, ohne die Gefahr der Hypoſtaſierung moderner, uns 
geläufiger Anſchauungskomplexe die Perſönlichkeit pſychologiſch zu 
erfaſſen und fo ein der Wirklichkeit ſich ſoweit wie möglich an⸗ 
näherndes Bild zu gewinnen. 

Als gleichzeitiger Repräſentant des Höhepunktes und Verfalls 
der klaſſiſchen Nationalökonomie ſteht Mill zwiſchen zwei Schulen 
wie zwiſchen zwei Welten, die ſcheinbar unvereinbare Gegenſätze 
bedeuten: der Mancheſterrichtung des 18. Jahrhunderts 
einerſeits und dem Sozialismus des 19. Jahrhunderts 
anderſeits. In der erſten Hälfte ſeines Lebens Individualiſt, erzogen 
in den Anſchauungen der Klaſſiker Adam Smith, Ricardo und der 
utilitariſtiſchen Philoſophie Benthams, neigt er in der zweiten 
Hälfte ſeines Lebens zum Sozialismus, angezogen durch die ver⸗ 
heißungsvollen Perſpektiven eines St. Simon, Auguſte Comte und 
anderer, um feine Anſichten in einer dritten und letzten Phaſe feiner 
Entwicklung unter dem Einfluß von Mrs. Taylor zu vereinen in 
einer Syntheſe der beiden vorangegangenen, entgegengeſetzten Ideen⸗ 
richtungen, in dem Solidarismus. 

Es ergibt ſich daher von ſelbſt die Gliederung unſerer Be⸗ 
trachtungsweiſe in drei Hauptabſchnitte: Mill als Individualiſt, 
Mill als Sozialiſt, Mill als Solidariſt. Dabei wird es ebenſoſehr 
unſere Aufgabe ſein, die verſchiedenartigen Einflüſſe zu würdigen, 
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die bedeutende Menſchen auf ihn ausübten, wie die ſelbſtändige 
geiſtige Verarbeitung und Umgeſtaltung ſeiner Ideen an Hand ſeiner 
Werke nacherlebend zu verſtehen. Die dramatiſche Wendung ſeines 
Lebens eingehender zu betrachten, bedarf kaum einer Rechtfertigung; 
iſt fie doch nicht nur charakteriſtiſch für das Wirken und Schaffen 
einer Einzelperſönlichkeit, ſondern auch ſymptomatiſch für eine ganze 
Geiſtesſtrömung in England in den entſcheidenden Jahrzehnten des 
vorigen Jahrhunderts, als deren bedeutendſten Vertreter wir Mill 
herausgreifen. 

Vielleicht wird es möglich ſein, in den vielfach widerſpruchs⸗ 
vollen Außerungen des Denkers trotz allem einen Zuſammenhang, ja 
eine gewiſſe innere Notwendigkeit zu finden, zum mindeſten aber mit 
dem Aufdecken der Grundmauern die Erklärung zu geben für die 
verſchiedenen Stilarten, die auf den erſten Blick ſo unvereinbar und 
zufällig ſcheinen. So verſchieden ſich auch inhaltlich die Beurteilung 
ſeines wiſſenſchaftlichen Werkes geſtaltete — je nachdem die eine 
oder andere Periode ſeiner Entwicklung der Gegenſtand der Kritik 
war —, fo einig iſt das Urteil der meiſten bis auf die neueſte Zeit 
über die Unabgeſchloſſenheit, Übergangsloſigkeit und Unoriginalität 
ſeines Schaffens! 

Es dürfte von Intereſſe ſein, einige Ausſprüche von bedeutenden 
Gelehrten einmal nebeneinanderzuſtellen. 

So ſchrieb Carlyle nach der Lektüre der Autobiographie: „Es 
iſt ganz das Leben einer Denkmaſchine, kaum menſchlicher, als wenn 
es von etwas ſo Mechaniſchem wie einer Maſchine aus Eiſen er⸗ 
zeugt wäre.“ 

„Mill hatte zu jener Zeit in der Tat ſo viel von einer ſo⸗ 
phiſtiſchen Disputiermaſchine an ſich, wie es die Liebenswürdigkeit 
ſeiner Anlagen erlaubte,“ bemerkt Francis Gribble hierzu. „Er 
war der vornehmſte aller Menſchen, ſehr vernünftig und nicht die 
Spur eingebildet; aber er faßte die Welt nicht als einen Tummel⸗ 
platz für Abenteuer oder als die Szene für ein Drama auf, ſondern 
als eine „Disputier⸗Ubungsgeſellſchaft“ für die Diskuſſion abſtrakter 
Gedanken: dieſe Lebensauffaſſung verlor er nie ganz.! Und Percy 
F. Bicknell fügt hinzu: „Wenn Mill die ,logifde Dampfmaſchine“ 
war, als die Carlyle ihn bezeichnete, ſo war er wenigſtens eine von 
jener ausgezeichneten Art, die ihren eigenen Dampf verbraucht, und 
das iſt mehr, als von Carlyle geſagt werden kann.“? 

1 Fortnightly Review, Auguſt 1906. 

2 Popnlar Science Monthly, November 1906. 
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Derſelbe Vorwurf abftraft: fpefulativer Denkweiſe wie bei Gribble 
findet ſich noch ſchärfer ausgedrückt bei Ch. Gouraud: „Nach Mills 
Meinung beruht die politiſche Okonomie nicht auf Empirie, ſondern 
auf Vernunfterwägungen, und zwar notwendigerweiſe, indem ſein 
ganzes Gebäude nach dem Muſter anderer abſtrakter Wiſſenſchaften 
ſich auf Hypotheſen ſtützt. Der Menſch iſt hiernach weder ein ſitt⸗ 
liches, noch vernünftiges, noch fühlendes Weſen; er iſt nichts als 
ein ökonomiſches Gebilde ... Als rein ſpekulativer Nationalökonom 
hat Mill beim Schreiben feines Buches nicht die Erfahrung, N 
bloß die Vernunft befragt.“ 

Jean Lubac findet dieſen Vorwurf unerklärlich ungerecht. In 
der Tat iſt er ebenſo wie die folgende Charakteriſtik von Paul 
Leroy⸗Beaulieu nur verſtändlich, wenn man berückſichtigt, daß dieſe 
Kritiker nur den Mill des 18. Jahrhunderts kennen in ſeiner indi⸗ 
vidualiſtiſch⸗utilitariſtiſchen Befangenheit. „J. St. Mill, ein Geift 
von ſeltener Fähigkeit, alle logiſchen Folgerungen aus einer Idee 
zu ziehen, aber von einer Enge, die es ihm nicht erlaubte, mehrere 
Ideen auf einmal zu begreifen, und von einer Unkenntnis im Prak⸗ 
tiſchen, die es bewirkte, daß das Sichdurchkreuzen der Urſachen ver⸗ 
ſchiedenen Urſprungs und ihre ſich gegenſeitig begrenzende und auf⸗ 
hebende Wirkung ihm entging.““ Während Leroy: Beaulieu in 
Mill nur den großen Logiker ſah, deſſen Augen feſt geſchloſſen ſeien 
für die Geſamtheit ſozialer Phänomene, betont Sidney Webb, der 
große Hiſtoriker des Sozialismus in England: „Der mächtigſte 
ökonomiſche Einfluß unter den radikalen Sozialiſten iſt entſchieden 
derjenige J. St. Mills,“ und „die Veröffentlichung der ,Politifden 
Okonomie“ im Jahre 1848 bedeutet die Grenze zwiſchen den alten 
und den neuen Okonomiſten“.? 

Albert Métin“ ſpricht von Mill als einem Radikalſozialiſten 
mit allen Eigenſchaften eines Geiſtes, der Übergänge anbahnt, aber 


1 Les Tendances de l' Economie Politique en Angleterre et en France. — 
Revue des Deux Mondes, April 1852. 

2 Paul Leroy-Beaulieu, „Traité théoretique et practique d’économie 
politique“, Tome I, p. 703 et 739. 

2 Sidney Webb, „Socialism in England“, p. 83, III. ed., zitiert bei 
Jean Lubac, „John Stuart Mill et le Socialisme“. 

„Le Socialisme en Augleterre“, 1897, p. 192: „.. . L’esprit de 
St. Mill, qui revit dans la Fabian Society, est, au contraire, tout de con- 
ciliation. C’est, avec beaucoup plus de science économique, quelque chose 
d’analogue a notre ‚radical socialisme‘.“ 
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in ſich unausgeglichen bleibt. Den gleichen Gedanken vertritt Leslie 
Stephen: „Mills Buch iſt durchaus beherrſcht von dem Glauben 
an die Möglichkeit großer ſozialer Verbeſſerungen ... Wenn er dem 
modernen Sozialiſten als ein Nachfolger Ricardos erſcheint, ſo 
würde er von den Ricardoſchülern für einen Sozialiſten gehalten 
werden“.! | 

Was die widerfprudsvolle Beurteilung von Mills Stellung 
zur Interventionslehre des Staates anlangt, iſt ſchon von Gehrig 
in charakteriſtiſchen Außerungen zuſammengeſtellt worden?. Karl 
Menger ſchließlich vergleicht Mills Streben nach Einbeziehung ſo⸗ 
zialer Fragen in den Kreis der beſtehenden wirtſchaftstheoretiſchen 
Grundlagen mit den Abſichten des deutſchen Kathederſozialismus 
und den Bemühungen eines Cauwes und Gide in Frankreich '. 

Dühring bezeichnet Mill als das „Orakel einer Menge von 
deutſchen Wiederkäuern der abgeſtandenen britiſchen Weisheit““, und 
F. A. Lange ſchließlich behauptet: „Wenn man unter den hervor⸗ 
ragenden Denkern der Gegenwart gleichſam durch internationale 
Abſtimmung einem einzigen die Palme zuerkennen ſollte, ſo würde 
dieſer einzige ſchwerlich ein anderer ſein als der Engländer J. 
St. Mill!“ 5 

Die Beiſpiele, welche die Verſchiedenheit der wiſſenſchaftlichen 
Beurteilung Mills beweiſen, ließen ſich noch häufen. Aber dieſe 
Blütenleſe heterogenſter Meinungen ſoll mit einer der ablehnendſten 
Kritiken geſchloſſen werden, die unbewußt Mills Verdienſte deutlich 
zu erkennen gibt. Caroline Fox ſchreibt in einem Briefe: „Ich 
leſe das ſchreckliche Buch Mills ‚über die Freiheit“; es iſt fo klar 
und kalt und ſachlich; er legt es einem als ungeheuerliche Pflicht 
auf, ſich ſelber gut zu widerlegen, und läßt immer einen Anwalt 
des Teufels zu mitten in der Gegenwart unſerer teuerſten und hei⸗ 
ligſten Wahrheiten, ſo daß ſie hinfällig und wertlos werden ohne 
ſolche Zeugen, wenn ſie überhaupt den Stoß eines Beweismittels 
aushalten können. Er durchſchaut einen wie ein Baſilisk, unbarm⸗ 


1 Art. of Leslie Stephen in the Dictionary of National Biography. 

2 „John Stuart Mill als Sozialpolitiker“, von Hans Gehrig⸗ Hannover, 
erſchienen in Conrads Jahrbüchern, Bd. 47, Heft 1, Januar 1914. 

3 „John Stuart Mill“ in der „Nationalzeitung“ vom 22. Mai 1906. 

Zitiert bei F. A. Lange, „J. St. Mills Anſichten über die ſoziale 
Frage und die angebliche Umwälzung der Sozialwiſſenſchaft durch Carey,“ 
S. 158. Duisburg 1866. 

* g. a. O. S. 1. 


80 Frieda E. Gotthelft [1760 


herzig wie das Schickſal ... Mill macht mich ſchaudern, feine Klinge 
iſt fo ſchneidend und zaubert nicht“.! Gerade dieſe Eigenſchaften 
hält Percy F. Bicknell für Mills Vorzüge: „Seine Schriften tragen 
den unverkennbaren Stempel der Aufrichtigkeit“. 

In der Tat, ſchon ſeine abſolute Ehrlichkeit allein könnte be⸗ 
wirken, daß man dem Werke Mills mit größtem Intereſſe begegnet, 
auch wenn die Gegenſätzlichkeit der Meinungsäußerungen über ihn 
nicht Veranlaſſung genug wäre zu dem dringenden Wunſche, eine 
eigene Stellungnahme zu dem vielumſtrittenen Denker und ſeinen 
ſozialpolitiſchen Anſchauungen als wünſchenswert erſcheinen zu laſſen. 
Wenn ein Menſch ſo viel verſchiedene Möglichkeiten der Beurtei⸗ 
lung bietet, von denen jede geſondert betrachtet zu Recht beſteht, 
fo kann wohl fchon jetzt ohne Furcht vor einer übereilten Kritik De 
hauptet werden, daß wir hier einer der reichſten, jedenfalls aber an⸗ 
ziehendſten Perſönlichkeiten unſerer Wiſſenſchaft gegenüberſtehen. 
Jeder denkende Menſch erlebt es, beſonders während der Jugend, 
daß ſeine Polaritäten auseinanderſtreben, daß der Kampf zwiſchen 
Bejahung und Verneinung unaufhörlich zu Entſcheidungen drängt. 
Je ſtärker die Antinomien ſind, je deutlicher man ſich ihrer bewußt 
wird, um ſo größer iſt der Wunſch eines Ausgleichs. Nur höchſt 
ſelten gelingt es, ein ganzes Leben hindurch ſo viel geiſtige Vitalität 
zu bewahren, daß man, ohne Kompromiſſe zu ſchließen, ſich dauernd 
der Gegenſätzlichkeiten bewußt iſt, daß man ihnen, wo ſie unvereinbar 
bleiben, gerecht wird und den Mut hat, ſie ſich ſelbſt und anderen 
einzugeſtehen. Inwieweit J. St. Mill dieſe ſeltene Gabe beſaß, 
muß einſtweilen unentſchieden bleiben. Mögen zuerſt die Tatſachen 
ſprechen. 


II. Mill als Sudividualife 


1. Jugend und erſte Erziehung durch James Mill 


John Stuart Mill wurde am 20. Mai 1806 als älteſter Sohn 
des James Mill geboren. Durch ſeine Selbſtbiographie ſind wir 
von ſeiner Jugend und erſten Erziehung aufs genaueſte unterrichtet. 
Mit Staunen — und einigem Grauen — leſen wir die Geſchichte 
dieſes Wunderkindes. Eine nicht endenwollende Aufzählung von ver⸗ 
arbeitetem Geiſtesmaterial, das, wohlgemerkt, nicht aus eigener 


1 Percy F. Bicknell, J. St. Mill (Popular Science Monthly, November 
1906), zitiert aus Caroline Fox' Briefen. 
2 a. a. O. 
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Initiative aufgenommen, ſondern energiſch eingetrichtert wurde! 
Schon im dritten Jahre lernt der Knabe Griechiſch und Mathematik, 
mit 8 Jahren Latein, und mit 10 Jahren hat er bereits eine kaum 
begreifliche Menge hiſtoriſcher und antiker Werke geleſen. Dann be⸗ 
ginnt ein höheres Stadium ſeiner Bildungslaufbahn. Das ſelb⸗ 
ſtändige, logiſche Denken bildet jetzt die Hauptaufgabe. Mit 13 Jahren 
kennt Mill die Hauptwerke der Geiſteswiſſenſchaften, ſchreibt eine 
Geſchichte Roms und macht einen Kurſus der Staatswiſſenſchaften 
durch. Geiſtig bedeutenden Männern, wie Bentham, Auſtin 
und Grote, macht es Freude, mit dem 14 jährigen Univerſalgelehrten 
politiſche, moraliſche und philoſophiſche Geſpräche zu führen. Mit 
dieſer Periode ſchließen bereits die eigentlichen Lektionen ab. 

Die Erziehungsgeſchichte iſt für den Sohn nicht weniger 
charakteriſtiſch als für den Vater, in deſſen Händen der Unterricht 
auschließlich lag. Mills eigenes Urteil über das Reſultat der Er- 
ziehung iſt bemerkenswert. Das Experiment, meint er, beweiſt die 
Möglichkeit, einem Kinde eine Summe von Kenntniſſen beizubringen, 
die gewöhnlich erſt im Alter der Reife erworben werden. Er hielt 
ſich, was raſches Faſſungsvermögen, gutes Gedächtnis und energiſchen 
Charakter betrifft, eher für unter als über dem Durchſchnitt begabt. 
Jedes geſunde, durchſchnittlich begabte Kind hätte dasſelbe zu leiſten 
vermocht. Und er dankt es ſeinem Vater, daß er ihn durch die frühe 
Bildung feinen Zeitgenoſſen um ein Viertelahrhundert vorausbrachte !. 
Das Hauptverdienſt dieſer ſonſt zweifellos ſehr anfechtbaren Erziehungs⸗ 
methode lag in dem Bemühen, den Knaben ſchon frühzeitig zu ſelb⸗ 
ſtändigem Denken anzuregen; er mußte ſich exakt ausdrücken lernen, 
Schlußfolgerungen ableiten, ſtatt fie paſſiv hinzunehmen, feine ers 
worbenen Kenntniſſe ſyſtematiſch ordnen und ſich im Diskutieren 
üben. Bei alledem wurde er ängſtlich davor behütet, dünkelhaft zu 
werden. Als er mit 14 Jahren nach Frankreich ging, entließ ihn 
ſein Vater mit der eindringlichen Erklärung, er habe nicht die ge⸗ 
ringſte Veranlaſſung, ſich etwas darauf einzubilden, mehr als andere 
Kinder gelernt zu haben; denn es wäre nur kraſſeſter Undank ge⸗ 
weſen, hätte er von dem außergewöhnlichen Vorteil, der ihm geboten 
war, nicht profitiert. 

Mills ſtändiger Verkehr mit Erwach ſenen, vor allem aber der 
unausgeſetzte Einfluß ſeines Vaters, konnten den nachhaltigſten Ein⸗ 
druck auf den leicht lenkbaren, bildſamen Charakter des Kindes nicht 


1 Selbſtbericht. Deutſche Überfegung von Kolb, Stuttgart, S. 25. 
Schmollers Jahrbuch LAI 4. 6 
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verfehlen. Abgeſehen davon, daß in James Mill eine überragende 
Perſönlichkeit auf ihn wirkte, waren es ja vor allem die erſten Einflüſſe, 
die der Knabe auf dieſe Weiſe empfing. Wie ein eiſerner Prägſtock 
drückten ſie ſeinem Charakter dauernde Spuren auf, die ihm für ſein 
ganzes Leben verblieben, wenn ſie auch nicht zu allen Zeiten gleich 
deutlich erkennbar waren. Die Großzügigkeit, die der tyranniſchen Er⸗ 
ziehungsmethode letzten Endes nicht abgeſprochen werden kann, hatte 
Raum geſchaffen für die mannigfaltigſten Intereſſen. Dabei war das 
Fundament des geiſtigen Baues ſo feſt gefügt worden, daß die Feuer 
ſpäteren Lebens ſie nicht berſten machen, der gewaltigſte Strom der 
Empfindungen ſie nicht durchbrechen konnten. 

Schätzt man dieſes Moment richtig ein, ſo kann es nicht allzu 
ſchwer fallen, unter dem vielgeſtaltigen, vielumfaſſenden Bau der 
Lehren und Überzeugungen des Mill der verſchiedenen Altersſtufen 
die Grundform zu finden, welche die unerbittliche Energie des Vaters 
dem bildſamen Material der Kindesſeele gab. Welche Allmacht Mill 
ſelbſt der Erziehung zuſchreibt, geht aus dem Eſſay über den „Nutzen 
der Religion“ hervor, in welchem es heißt, daß die Macht der Er⸗ 
ziehung grenzenlos und ſtark genug ſei, jede natürliche Neigung 
einzuſchränken und gegebenenfalls durch Entwöhnung zu zerſtören. 

Es verlohnt ſich, James Mill in ſeiner Eigenſchaft als Vater, 
Erzieher und Lehrer etwas näher zu betrachten, zumal John Stuart 
ſelbſt in ſeiner Biographie nicht genug den Einfluß und die „be⸗ 
wundernswürdige Erziehungsmethode“ ſeines Vaters hervorzuheben 
weiß. Als Zeitgenoſſe und Freund Ricardos — Bentham bezeichnet 
ihn ſogar als deſſen geiſtigen Vater — gehörte James Mill mit zu 
den Begründern des modernen Englands und zu den Führern der 
intellektuellen Radikalen. Seine „Analyſis des menſchlichen Geiſtes“ 
und die „Geſchichte Indiens“ werden auch heute nicht nur in England in 
weiten Kreiſen gewürdigt als bedeutſame Zeugniſſe freien, aufgeklärten 
Denkens zu Ende des 18. Jahrhunderts. Die Geſetze der klaſſiſchen 
Schule akzeptierend, iſt James Mill der typiſche Vertreter der libera⸗ 
liſtiſchen, ſogenannten negativen Staatsauffaſſung, nach welcher der 
Staat nur als Rechts- und Eigentumsſchutz beſteht. Handels⸗, Ge⸗ 
werbe⸗, Vereinsfreiheit, Repräſentativſyſtem, Rechtsgleichheit aller, 
Denk⸗ und Redeſreiheit, mit einem Worte: „laisser-faire-Prinzip“ 
im weiteſten Sinne iſt das erſtrebenswerte Ideal, um das er ähnlich 
wie Ricardo mit größter Beredſamkeit kämpft. 

Doch was uns hier am meiſten beſchäftigt, iſt die nicht in 
ſeinen Schriften verewigte geiſtige Arbeit, die er tagtäglich viele 
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Jahre hindurch in der Erziehung ſeiner Kinder geleiſtet hat, und 
deren Ergebnis in des Sohnes Perſönlichkeit deutlich zu uns ſpricht. 
Man darf die Worte, die Mill ſeinem Vater in dem Selbſt⸗ 
bericht widmet, nicht nur auffaſſen als Ausdruck ehrfurchts voller 
Verehrung. Wir, die wir rückblickend objektiv das Verhältnis dieſer 
beiden bedeutenden Männer zueinander zu überblicken trachten, können 
es nicht übertrieben finden, wenn John Stuart von des Vaters per⸗ 
ſönlichem Übergewicht ſpricht und von deſſen Fähigkeit, durch die 
bloße Macht des Geiſtes und des Charakters die Überzeugungen und 
Ziele anderer dauernd zu beeinfluſſen. „Wie Brutus der letzte Römer 
hieß, ſo könnte man ihn den Letzten des 18. Jahrhunderts nennen“, 
dieſer großen Zeit „der ſtarken mutigen Männer, und er ein würdiger 
Genoſſe ihrer ſtärkſten und mutigiten“.! Er war ein Mann von 
großer Entſchiedenheit, ſtraffer Energie und eiſernem Pflichtbewußtſein, 
der das Leben als eine ſchwere Aufgabe erkannte und ſeine ganze 
Per ſönlichkeit einſetzte, fie zu erfüllen. Wie viele ſtark intellektuell 
veranlagte, großzügig⸗einſeitige Menſchen, hatte auch er eine Starr⸗ 
heit, vielleicht auch eine bewußte Enge und ſtoiſche Verachtung gegen 
alles, was ſich nicht durch logiſche Denkoperationen beweiſen läßt. 
Die fubjeftive Seite des Lebens, undefinierbare Stimmungen und 
Empfindungen der Seele, nennt er ſchlechthin „Wahnſinn“; ſie 
waren ſeiner Anſicht nach nur moderne Verirrungen, vom antiken 
Höhepunkt der Moral aus betrachtet. Sie als Maßſtab des Handelns 
anzuſehen, ſei vollends verwerflich, da ſie allzuoft, ſelbſt bei beſter 
Abſicht, verſagten und irreführten. Hieraus erklären fic) am eheſten 
die Unnachſichtigkeit, die Härte und der große Ernſt dieſes Mannes; 
Eigenſchaften, die den ſtärkſten moraliſchen Einfluß auf den bild⸗ 
ſamen Geiſt eines Kindes nicht verfehlen konnten. Das Unterrichts⸗ 
ſyſtem, welches ſtrengſte Zucht und mithin das Element der Furcht 
zu einem Hauptfaktor machte, mußte die Liebe und das Vertrauen 
des Kindes ertöten und den Weg zur kameradſchaftlichen Freund⸗ 
ſchaft unmöglich machen. Dabei war James Mill nicht gemütlos; 
aber aus Furcht vor Bloßſtellung ſeiner Gefühle unterdrückte er ſie 
als typifcher Engländer in ſolchem Maße, daß feine Kinder nichts 
davon ahnten und nur pflichtmäßigen Gehorſam und Furcht, keine Lebe 
für ihn empfanden, die er bei ſeiner aufopfernden, mühevollen Be⸗ 
ſchäftigung mit ihnen wohl verdient hätte. ü 
Das Erziehungsſyſtem, das John Stuart keine Zeit gönnte, 


1 Selbſtbericht, S. 170/71. 
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mit anderen Knaben feines Alters zu kindlichen Spielen und Leibes⸗ 
übungen zuſammenzukommen, das keine Ferien kannte, die ihn nach 
Anſicht des Vaters von der Arbeit entwöhnt hätten, machte ſchon 
aus dem Kinde einen kleinen Einſiedler, unfreundlich und unauf⸗ 
richtig, wie Stephen ihn charakteriſiert. Er ſelbſt war ſich der 
Mängel dieſer Erziehungsmethode bewußt. Gelegentlich der Schilde⸗ 
rung ſeines einjährigen Aufenthaltes in Frankreich bei dem General 
Sir Samuel Bentham (einem Bruder der Jeremias Bentham) 
nennt er das Aufatmendürfen in der freien Luft des Kontinental⸗ 
lebens, die in wirkſamem Gegenſatz zu der gefühlsfremden Atmoſphäre 
ſeines elterlichen Hauſes ſtand und ihn die liebenswürdige Geſelligkeit 
der Franzoſen kennen und ſchätzen lehrte, den größten Vorteil dieſer 
glücklichſten Zeit feiner ſonſt fo unkindlichen Jugend 1. Selbſt wenn 
darin eine Überſchätzung des Gefühlswertes der franzöſiſchen Geſellig⸗ 
keit liegen mag, jo iſt fie doch ſehr bezeichnend für den liebe- und 
freundſchaftsbedürftigen Knaben. Noch eine andere Außerung über 
die „ſtets vernünftige, ſtrenge Erziehung“ läßt uns manches ahnen 
von mühſam unterdrückter Sehnſucht, ſich mitteilen und hingeben 
zu dürfen. 

Überhaupt gibt es unter der Vorausſetzung einer ſolchen ab⸗ 
ſtrakt⸗rationaliſtiſchen Erziehung — „die mehr auf die Ausbildung 
des Wiſſens als des Könnens gerichtet war“? — nur zwei 
Möglichkeiten der Entfaltung. Entweder: Alles Gefühlsmäßige ver⸗ 
kümmert, und es entſteht nach Mills eigenen Worten der Typ „eng⸗ 
liſcher Zugeknöpftheit, der ſich ſo gebärdet, als habe er in jedem 
anderen einen Feind oder einen langweiligen Menſchen vor ſich“?, — 
oder es kommt nachträglich als natürliche Reaktion zu einer Über⸗ 
kultur der Gefühle, in der die reſtloſe Hingabe an alles Empfindungs⸗ 
mäßige, rein Subjektive auch eine große Gefahr der Einſeitigkeit 
birgt. Die Kriſis im Geiſtesleben Mills zeigt deutlich, wie bei dem 
Jüngling aus innerer Notwendigkeit die Reaktion erfolgte und man 
dem Mill der ſpäteren Zeit ein ziemlich hohes Maß von Sentimen⸗ 
talität und Naturſchwärmerei nicht abſprechen kann. 

Obgleich der ſyſtematiſche Unterricht nach der Rückkehr aus 
Frankreich aufhörte, blieb vorerſt der Einfluß des Vaters, wenn auch 


1 Vgl. Selbſtbericht, S. 47. 

2 Autobiography, London 1873, p. 37. — „The education which my 
father gave me, was in itself much more fitted for training me to kno w 
than to do.“ 

8 Selbſtbericht, S. 49. 
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zum Teil unbewußt, auf Art und Inhalt der Studien weiter be⸗ 
ſtehen. Mill ſelbſt ſieht in dieſer Epoche einen Wendepunkt in der 
Geſchichte ſeines Geiſtes, deſſen Eintreten er ſeiner Kenntnis von 
Benthams Werken zuſchreibt. Es ſcheint aber, als hätten ſie nur 
bewirkt, daß ſich die zahlloſen, bereits vorhandenen, noch ungeordneten 
Elemente ſeines Geiſtes zu einem einheitlicheren, feſt gefügteren Ganzen 
zuſammenſchloſſen. 

Das Utilitätsprinzip Benthams, niedergelegt in dem „Traite 
de la Législation“, war vor allem die kriſtallbildende Subſtanz. 
Begeiſtert ſchreibt Mill: „Das Utilitätsprinzip ... verlieh meinen 
Vorſtellungen von den Dingen eine Einheit. Ich hatte jetzt Anſichten, 
einen Glauben, eine Doktrin, eine Philoſophie und eine Religion, 
deren Predigt und Verbreitung zur äußeren Hauptaufgabe eines 
Lebens gemacht werden konnte.“ 


2. Der Einfluß Jeremias Benthams 

Obgleich Mills bisherige Erziehung durch ſeinen Vater ſchon in 
gewiſſer Beziehung ein „Kurs VBenthamismus” geweſen und ihm das 
höchſte Glück, wie es Bentham begriff, vertraut war, ſo bedurfte 
es doch erſt des eingehenden, ſelbſtändigen Studiums der wichtigſten 
Werke dieſes Denkers?, um die Idee, ein Reformator der Welt zu 
werden, in dem Jüngling entſtehen zu laſſen. 

Die ihm eigentümliche Elaſtizität, mit der er ſich ganz in die 
Ideen eines anderen einleben und ſie zu ſeinem geiſtigen Beſitz machen 
konnte, läßt Mill nun, ſechzehnjährig, im Wohlfahrtsprinzip das 
erſtrebenswerteſte Ideal für die menſchliche Geſellſchaft ſehen. Sein 
Beruf offenbart ſich ihm: Sich einzuſetzen für eine allgemeine Ver⸗ 
beſſerung der Welt im Sinne der Benthamſchen Doktrin. 

Daß es gerade dieſer Philoſoph ſein mußte, der einen be⸗ 
herrſchenden Einfluß auf den jungen Mill ausübte, erſcheint nach⸗ 
träglich ſehr begreiflich. Mill war ohne jeden religiöſen Glauben 
erzogen worden; er brauchte ihn nicht zu überwinden, da er, wie er 
ſelbſt erzählt, in dem Zuſtand der Verneinung heranwuchs?. Sein 
Vater hatte ihn zwar die überkommenen religiöſen Anſchauungen 
kennen gelehrt, aber gleichzeitig die zerſetzende Kritik geübt, welche 
die ſkeptiſche Moralphiloſophie des 18. Jahrhunderts zur Verfügung 


1 Selbſtbericht, S. 55. 

2 „Traites de Législation civile et pénale.“ 2. „Analyfe des Einfluſſes 
der Naturreligion auf das zeitliche Glück der Menſchheit.“ 

3 Selbſtbericht, S. 35. | 
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hatte. Die ſinnliche Wahrnehmung und die Erklärung der Welt 
durch die Materie waren das einzige, was dieſer intellektuelle Mate⸗ 
rialismus anerkannte. Dem entſpricht der Utilitarismus Benthams 
auf moraliſchem Gebiet, und hierin fand Mill die Grundlage zu 
einer Weltanſchauung, der er, ſo wenig wie irgendein anderer, auf 
die Dauer entraten konnte. 

In dieſer Auffaſſung des Lebens ſcheint keines von den Idealen 
früherer Zeiten enthalten. Während vergangene Jahrhunderte, meta⸗ 
phyſiſch orientiert, den Menſchen als Durchgangspunkt zu einer zu 
erſtrebenden Vollkommenheit betrachteten und das irdiſche Leben im 
Dienſte jenſeitiger Ziele angewandt wiſſen wollten, iſt im Utilitarismus 
alles rein diesſeitig. An Stelle der „Sorge um das Heil der Seele“ 
treten die individuellen Luſt⸗ und Schmerzempfindungen dieſes Lebens 
als das einzige, was Denken und Handeln zu beſtimmen fähig iſt und 
das Wertkriterium für alle Reſultate abgibt!. Ein Maximum von 
Glück bei einem Minimum von Leid iſt die einzige Forderung, welche 
Lebensführung und Lebenshaltung ſowohl für das Individuum wie 
für die ganze Geſellſchaft zu erfüllen haben. Der Begriff Glüd, der 
für Mill in dieſer erſten Periode Freiheit des Individuums bedeutete, 
wandelte ſich ſpäter durch den ſozialen Charakter, den ſein Denken 
gewann. Doch wie der Inhalt des Glücksbegriffs ſich auch im Laufe 
ſeiner Entwicklung änderte, blieb das Ziel ſtets das gleiche: Er⸗ 
reichung höchſten Glückes für die Menſchheit. 

Benthams Lehre iſt nichts weiter als der geſteigerte Ausdruck 
der klaſſiſchen Schule des ſkeptiſchen Materialismus. Seiner Anſicht 
zufolge laſſen ſich die menſchlichen Inſtitutionen kurz nach folgenden 
Geſichtspunkten orientieren: 

Da ſich die Geſellſchaft in ihrer Geſamtheit aus Individuen 
zuſammenſetzt, die auf perſönliches Glück gerichteten Willen haben, 
ſo iſt die Verfolgung des perſönlichen Intereſſes des Individuums 
ausſchlaggebend. Dieſes Intereſſe findet ſeinen Ausdruck in Ben⸗ 
thams Utilitätsprinzip — dem Streben nach größtmöglichem Wohl⸗ 
befinden des Einzelnen. Der Staat wird in dieſer Auffaſſung, wie 
wir ſchon bei James Mill ſahen, von einem Organismus zu einem 
Mechanismus, d. h. zu einer in ihren einzelnen Teilen ſelbſtfunk⸗ 


1 „La nature a placé l'homme sous l’empire du plaisir et de la 
douleur. Nous leur devons toutes nos idees; nous leur rapportons tous nos 
jugements, toutes les déterminations de notre vie.... Le principe de l'utilité 
subordonne tout à ces deux mobiles.“ — Traites de Législation civile et 
pénale. Paris 1820. Tome I, Chap. I, p. 2. 
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tionierenden Maſchine gemacht; jede Interventionspolitik wird aus⸗ 
geſchaltet. 

Das Glückſeligkeitsprinzip erſchien Bentham, der in erſter Linie 
ein Reformator der Geſetzgebung war, als Kriterium und als un⸗ 
fehlbarer Maßſtab für die Unterſcheidung guter Geſetze von ſchlechten. 
Gute Geſetze müſſen nach ihm die Aufgabe erfüllen, das Glück der 
Menſchheit, wie er es verſtand, zu fördern. 

Die Rückſicht auf die Mitmenſchen, der Altruismus — nach 
Bentham auch nur ein wohlverſtandenes Selbſtintereſſe —, beſtimmt 
das individuelle Handeln nur inſofern, als dem Menſchen eine von 
vornherein gegebene ſoziale Natur innewohnt. 

Zur Begründung des Wohlfahrtsprinzips klaſſifiziert Bentham 
ſämtliche Motive des menſchlichen Handelns in „A Table of the 
Springs of Action“ 1. Dieſe läßt aber bei aller Ausführlichkeit bezeich⸗ 
nenderweiſe einige der beſtimmendſten Urſachen unſerer Handlungen 
vermiſſen, nämlich alle jene Gefühle, Stimmungen und Empfindungen, 
die ſich dem Erfaſſen durch einen öden, zahlenmäßigen Schematismus 
widerſetzen und deshalb von dieſer Richtung aufs höchſte verachtet 
wurden. 

„Die Kultur des Gefühls (des Pflichtgefühls ausgenommen) 
wurde von uns nicht ſonderlich reſpektiert ... und wir verſprachen 
uns keine Regeneration der Menſchheit von einer unmittelbaren Ein⸗ 
wirkung auf die Gefühle, ſondern von dem Einfluß des gebildeten 
Verſtandes“,“ ſagt Mill, auf die Zeit feines jugendlichen Propagan⸗ 
dismus zurückblickend. Auch erfährt man durch ihn den charak⸗ 
teriſtiſchen Ausſpruch Benthams, daß „von der Dichterei nur ver⸗ 
zerrte Bilder zu erwarten ſeien““. Wir müſſen uns auf dieſe kurzen 
Bemerkungen über die utilitariſtiſche Moralphiloſophie beſchränken. 
Wie weit die Lehre Mills mit der Benthams zuſammengeht, und wo 
fie von ihr abweicht, iſt von S. Saenger“ eingehend erforſcht, wiſſen⸗ 
ſchaftlich begründet und erklärt worden. 

Worauf es hier in erſter Linie ankommt, iſt die Aufzeigung der 
Benthamſchen Grundideen, die Mills ſozialpolitiſche Anſchauungen 
beeinflußten: Negatives Staatsverhalten bei höchſtmöglicher Intereſſen⸗ 
verfolgung der dem Utilitätsprinzip folgenden Einzelweſen. 


1 a. a. O. Tome III, Chap. VI. „De la Division des Delits“, p. 211/252. 

2 Selbſtbericht, S. 92. 

Zoo O. S. 92. 

S. Saenger, John Stuart Mill. Sein Leben und Lebenswerk. 
Stuttgart 1901. Frommanns Klaſſiker der Philoſophie, Bd. XIV. 
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Dabei hält dieſe Lehre feſt an der Überzeugung der „Natur⸗ 
notwendigkeit“ ökonomiſcher Geſetze auf Grund der „natürlichen 
Ordnung“. Zwiſchen dieſer Betrachtungsweiſe und der hiſtoriſch⸗ 
ſoziologiſchen eines St. Simon oder Comte, der Behauptung zwar 
natürlicher, aber auch geſchichtlich gewordener und mithin kritiſierbarer 
menſchlicher Einrichtungen, liegt keine Kluft. Es iſt eine konſequente 
Fortſetzung der Ideenrichtung des wirtſchaftlichen Liberalismus, der, 
frei von jedem tranſzendenten Moment, nur mit dem Diesſeitig⸗ 
Irdiſchen rechnet. 

So konnte Mill zur Anerkennung der ſozialiſtiſchen Forderungen 
Sismondis und St. Simons kommen, ohne ſich endgültig 
von ſeinen erſten liberaliſtiſch⸗ utilitariſtiſchen Überzeugungen grund⸗ 
ſätzlich trennen zu müſſen. Mill als jugendlicher Denker ſteht vorerſt 
mitten in der Periode ſeines regſten Propagandismus, ausgefüllt 
von vielſeitigſter literariſcher und agitatoriſcher Tätigkeit. In dieſe 
Zeit fällt die Gründung der Utilitariſtiſchen Geſellſchaft durch Mill 
(1822—26), ferner eines Debattierklubs (1825—29), die Mit⸗ 
begründung der „Weſtminſter Review“ (1823), in der er als eifrigſter 
Mitarbeiter während dieſer Zeit 13 Artikel (in der II.— XVIII. Aus- 
gabe) politiſchen und volkswirtſchaftlichen Inhalts veröffentlichte. 
Außerdem bekleidete er ſeit 1823 einen Poſten bei der Oſtindiſchen 
Kompagnie, bei der auch ſein Vater eine hohe Stelle innehatte. 

Mill gibt ſpäter zu, daß er als Benthamiſt zwei bis drei Jahre 
lang den Namen einer bloßen „reasoning machine“ zu Recht trug, 
da ſtrenge Logik und Analyſe, die unausgeſetzte Schulung ſeiner 
geiſtigen Verſtandeskräfte nichts aufkommen ließ, was an perſönlicher 
Güte, Menſchenliebe und poetiſchem Bedürfnis in ihm ſchlummerte !. 


3. Die Geiſteskriſis 

Mills äußerlich wenig ereignisreiches Leben, das in den normalen 
Bahnen eines wohlſituierten Beamten verlief, wäre mit dieſen kurzen 
Angaben hinreichend gekennzeichnet. Auf ſeine innere Entwicklung 
hat es wenig oder gar keinen Einfluß gehabt. Vor der Betrachtung 
der literariſchen Dokumente dieſer Zeit muß jedoch noch eine ein⸗ 
ſchneidende geiſtige Kriſis Beachtung finden, die zunächſt zwar von 
weniger unmittelbarer Bedeutung für ſeine ſozialen Anſchauungen 
war, aber tief bedeutſam für die weitere Entwicklung dieſes ſeltſamen 
Geiſtes. i 


1 Vgl. Selbſtbericht, S. 90. 
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Im Herbſt des Jahres 1826 litt Mill an einer Nervenabſpannung, 
die körperlich durch Überanſtrengung hervorgerufen war. Geiſtig 
und ſeeliſch erſchöpft, peinigt ihn die immer wiederkehrende Frage, 
ob er ſelbſt bei vollkommener Verwirklichung aller ſeiner Lebensziele, 
bei erreichter Verbeſſerung der Welt, wie er ſie erſtrebte, Glück und 
Befriedigung finden werde, „und eine ununterdrückbare Stimme ant⸗ 
wortete deutlich: nein“ 1. Damit ſcheint das ganze Fundament ſeines 
Lebensgebäudes erſchüttert. Er erkennt, daß Streben beglückend ſein 
kann, daß das erreichte Ziel ihn aber wohl leer entlaſſen würde. 
Bei dieſer Erkenntnis handelt es ſich für Mill nicht, wie er ſelbſt 
meint, um eine Gemütsverſtimmung, der viele Menſchen von Zeit 
zu Zeit ausgeſetzt ſind, ſondern ſie bedeutet den Zuſammenbruch ſeines 
aus wertvollſtem intellektuellen Material aufgeführten geiſtigen Baues, 
der durch keine bindende ſeeliſche Subſtanz in ſeinen einzelnen Teilen 
zuſammengehalten wird. So begeiſtert Mill auch in dem Streben 
nach einer einheitlichen Zuſammenfaſſung ſeiner eigenen Anſichten 
das Utilitätsprinzip Benthams angenommen und als ſeine „Reli⸗ 
gion“ geprieſen hatte — es kam ſchon nach relativ kurzer Zeit die 
Enttäuſchung, hart und bitter — ſchmerzlich, wie ſtets, wenn eine 
Weltanſchauung zu ſammenbricht, an deren ewige Gültigkeit man 
glaubte. Dieſer Zuſammenbruch liegt aber nicht ſo ſehr im Ben⸗ 
thamismus begründet wie in der natürlichen, notwendigen Entwick⸗ 
lung Mills. Im Suchen nach einem Sinn des Lebens hatte er 
das Utilitätsprinzip zu ſeinem Glauben erhoben: Es mußte eine 
Zeit kommen, wo er, überſättigt von jedem Intellektualismus, eine 
tiefe Sehnſucht empfand nach der Annäherung an das, was hinter 
den Erſcheinungen liegt und nicht mit dem Verſtand allein zu erfaſſen 
iſt. Dieſes metaphyſiſche Bedürfnis wird in jedem Menſchen die 
entſcheidende Kriſis herbeiführen. Die Forderung einer neuen ſelb⸗ 
ſtändigen Löſung brennender menſchlicher Fragen tritt wieder ge⸗ 
bieteriſch vor Mill hin. Ideenrichtungen, die der Weſensart des Ein⸗ 
zelnen entſprechen, können wohl ihren Einfluß ausüben, Anhalt geben 
und mitbeſtimmend ſein für die Richtung, die eingeſchlagen wird. 
Immer aber wird ſich die ſelbſtändige ſchöpferiſche Aktivität der 
Probleme aufs neue bemächtigen, als wären fie zum erſten Male 
geſtellt. 

Wie kann nun ein Menſch mit der Herkunft, der Erziehung und 
dem geiſtigen Werdegang Mills, ein utilitariſtiſcher Materialiſt, zu 


1 Selbſtbericht, S. 110. 
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einer Léfung der Aufgabe kommen, die ſich ihm als Reaktion gegen 
alles vernunftmäßig Erworbene mit unerbittlicher Dringlichkeit bietet? 
Er fand zunächſt keinen endgültigen Standpunkt zu ſeiner Frage. 
Mit einer Erkenntnis der inneren Leere war noch nichts Neues ge⸗ 
ſchaffen, was an Stelle der entthronten Weltanſchauung geſetzt werden 
konnte. 

Unausgefüllt, mit raſtloſem Streben nach einem Lebensinhalt, 
ergreift und prüft er alles Neue, das geeignet ſcheinen konnte, ſeinen 
Lebenshunger zu ſtillen, mit raſtloſer Energie. So wird ſeine un⸗ 
gewöhnliche Aufnahmefähigkeit in jener Zeit verſtändlich. 

Viel ſpäter erh wurde feiner Lebensrichtung und feinem Denken 
Einheit verliehen durch ſeine Liebe zu Mrs. Taylor, deren Einfluß 
im Wirken Mills noch deutlich heraustreten wird. 

Hört man Mill ſelbſt über dieſe Zeit der geiſtigen Kriſis be⸗ 
richten, ſo vernimmt man immer wieder die Klage über die nur 
intellektuelle Ausbildung, die ſein Geiſt durch den Vater erfuhr. Die 
frühzeitige Beherrſchung der „zerſetzenden“ Analyſe, die alle Gefühle 
geiſtiger und moraliſcher Art nur als Reſultat von Aſſoziationen 
betrachtet, könne zwar einen günſtigen erzieheriſchen Einfluß haben 
auf die Stärke der Luſt⸗ und Unluſtgefühle im Menſchen, aber 
anderſeits — und das iſt wohl das Weſentliche — werde in den ſo 
erzeugten Aſſoziationen immer etwas Künſtliches liegen!. Was Mill 
inſtinktiv hier fühlt, iſt der Mangel an impulſivem Begehren, an 
Leidenſchaftlichkeit, intenſivem Erleben, an allem, was —, unter die 
Lupe des analyſierenden Verſtandes gebracht —, jede Urſprünglichkeit 
verlieren muß und die Naivität unkritiſchen Genießens ausſchließt. 
Mit dem Aufdecken dieſes Mangels iſt noch nichts geſchehen; die 
Herrſchaft der Ratio über alles Gefühlsmäßige läßt ſich durch 
Empfindungswillen, durch Geſühlsbedürfnis nicht brechen. Sie iſt 
etwas Endgültiges fo lange, bis ein grunderſchütterndes Erlebnis 
alles Innere in Bewegung bringt und brache oder ungeahnte Kräfte 
ans Licht reißt. 

Mill ſelbſt hielt feinen damaligen Kampf für vergeblich, empfand 
ſeinen Zuſtand als hoffnungslos und kennzeichnet ihn durch die 
Worte Coleridges: 


„Den Nektar ſchöpft ins Sieb ein hoffnungsloſes Streben, 
Und Hoffnung ohne Ziel iſt außerſtand zu leben“. 


1 Bol. Selbſtbericht, S. 118. 
2 Ebenda S. 116. 


— 
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Es ſchien ihm nicht denkbar, daß er jemals wieder an die 
Arbeit gehen und etwas wirken würde, das ihn ausfüllen könnte; 
fo ſchleppte er den Winter 1826/27 hin mit feiner amtlichen Tätig⸗ 
keit und wenigen literariſchen Arbeiten. Länger als noch ein Jahr 
weiterzuleben, hielt er für unmöglich! Das iſt bei ſeiner gewiß nicht 
überſchwenglichen Natur das beredteſte Zeichen, wie ſehr er unter 
den Folgen ſeiner einſeitigen Erziehung litt. 

Da eröffnete ſich ihm plötzlich eine neue Lebensmöglichkeit durch 
eine Stelle in Marmontels Memoiren, in der dieſer von ſeines 
Vaters Tode ſpricht und ſeinem Entſchluſſe, ſeiner Familie den Ver⸗ 
lorenen zu erſetzen. Langſam genas Mill im Erkennen einer neuen 
Aufgabe, wenn auch unter verſchiedenen Rückfällen. 

Er lernte zweierlei: erſtens, daß das Glück zwar des Lebens 
Ziel ſein müſſe, aber nicht das unmittelbare, bewußte Ziel. Wenn 
man ſich frage, ob man glücklich iſt, iſt man es ſchon nicht mehr. 
Man ſuche daher nicht das Glück ſelbſt, ſondern irgend etwas anderes 
als Lebenszweck, zum Beiſpiel die Veredelung der Menſchheit, und 
„man findet das Glück unterwegs in der Luft, die man einatmet“ 1. 
Zweitens machte er „die Kultur der Gefühle zum Kardinalpunkt 
feines ethiſchen und philoſophiſchen Glaubensbekenntniſſes“ “. Doch 
mag es wohl nicht ganz leicht geweſen ſein, dieſe neue Lehre ſo 
einfach in die Praxis umzuſetzen, denn willenmäßiges „Gefühlspflegen“ 
enthält mehr oder weniger eine contradictio in adiecto. 

Mill ſucht nun die unmittelbare Wirkung der Poeſie zu erleben 
und findet allmählich eine Stütze an Byron, Goethe und vor 
allem Wordsworth, dem er das Glücksgefühl ruhigen Betrachtens 
und ſtillen Genießens verdankt. 

Obgleich die intellektuelle Kultur auch weiterhin hohe Bedeutung 
für ihn behielt und die Analyſe in Theorie und Praxis ihm ſtets 
ein Hebel für individuelle und ſoziale Verbeſſerung zu ſein ſchien, 
wies er doch feither der ſeeliſch⸗geiſtigen Kultur des Individuums 
eine herrſchende Stelle an. Er entfernte ſich hiermit weit von 
ſeinen bisherigen Geſinnungsgenoſſen, von Bentham und James 
Mill vor allem, und näherte ſich früheren Gegnern, Carlyle 
und Coleridge, den Torydemokraten, Maurice und Sterling, 
und er ſelbſt berichtet, daß nach ſeinem Rücktritt aus der Debattier⸗ 
Geſellſchaft 1829 bei Fortſetzung ſeiner Privatſtudien der Bau der 


1 Selbſtbericht, S. 118. 
2 Ebenda S. 119. 
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alten gelehrten Meinungen an vielen Orten in bie Brfiche ging. Doch 
in unermüdlicher Selbſterziehung und Kritik prüfte er jedes einzelne, 
was er neu einfügte, in bezug auf ſein Verhältnis zu den alten 
Anſchauungen, ob es eine Anderung oder eine Verdrängung des Alten 
notwendig mache. So mannigfaltig und intenſiv die Einflüſſe neuer, 
vor allem kontinentaler Gedanken zeitweiſe auf ihn einbrachen, ſo 
handelte es ſich jetzt zunächſt doch nur um eine Prinzipienerweiterung 
des Benthamismus. Von Bedeutung iſt die bekannte Stelle im 
Selbſtbericht, wo es heißt: „Obſchon ich im Verlauf meines Fort⸗ 
ſchrittes eine Weile dieſes große Jahrhundert unterſchätzte, ſchloß 
ich mich doch nie der Reaktion gegen dasſelbe an, ſondern hielt mich 
auf der einen Seite fo feſt an die Wahrheit wie auf der anderen“. 
Goethes Wahlſpruch „Vielſeitigkeit“ hätte er gern in jener Periode 
zu dem ſeinigen gemacht. 


4. Seine Schriften aus dieſer Zeit (1829/40) 


Wendet man ſich nun zu den Schriften Mills aus der erſten 
Periode ſeiner Entwicklung, muß man ſich bewußt ſein, daß man 
dem Leben Gewalt antut, wenn man es nachträglich in deutlich von⸗ 
einander geſchiedene Epochen teilen will und künſtlich Dämme er⸗ 
richtet, die das Fließen des Stromes — wenigſtens für die Dauer 
der Betrachtung — unterbinden ſollen. Und doch ſcheint es rat⸗ 
ſamer, jetzt für eine kurze Zeit ſtillzuſtehen und Rückſchau zu halten, 
als den Strom unaufhaltſam bis zu Ende zu verfolgen. Die Recht⸗ 
fertigung dafür, daß man gerade an dieſem Punkt haltmacht, wo 
die Benthamſche Ideenrichtung modifiziert noch das Übergewicht hat, 
und nicht erſt ſpäter, etwa nach dem Einfluß der St. Simoniſten 
und der franzöſiſchen Julirevolution, iſt den Jahreszahlen nach zwar 
unſyſtematiſch. Denn ſchon im Jahre 1829/30 lernte Mill einige 
Werke der franzöſiſchen Sozialiſten kennen; innerlich verarbeitet und 
verwertet finden ſich ihre Ideen aber erſt nach der Bekanntſchaft mit 
Comte im Jahre 1841, ſo daß man die Schriften von 1826/41 
wohl ohne Verallgemeinerung als den Niederſchlag der erſten, indi⸗ 
vidualiſtiſch⸗utilitariſtiſchen Epoche betrachten darf. 

Mill ſelbſt hat von dieſer erſten Periode in ſo anſchaulicher 
Weiſe Rechenſchaft gegeben, daß man am beſten ihm ſelbſt das ein⸗ 
leitende Wort überläßt: „In den Tagen der Jugend hatte ich die 
Möglichkeit einer Fundamentalverbeſſerung in den ſozialen Ein⸗ 


1 Selbſtbericht, S. 135. 


1773] Die ſozialpolitiſchen Wandlungen von John Stuart Mill 93 


richtungen ſo ziemlich durch die Brille der alten Nationalökonomie 
betrachtet. Das Privateigentum, wie es jetzt verſtanden 
wird, und das Erbrecht ſchienen mir das letzte Wort 
der Geſetzgebung!, und ich dachte nicht weiter, als die aus 
dieſen Einrichtungen ſich ergebenden Ungleichheiten durch Beſeitigung 
der Erſtgeburtsrechte und Beſeitigung der Fideikommiſſe zu mildern. 
Ich betrachtete damals als Hirngeſpinſt den Gedanken, weiterzugehen 
in der Abſchaffung der Ungerechtigkeit, daß einige zum Reichtum, 
bei weitem aber die meiſten zur Armut geboren ſind; denn Un⸗ 
gerechtigkeit iſt es, mag man ein Abhilfsmittel zulaſſen oder nicht, 
und ich hoffte nur, daß durch allgemeine Erziehung und die Ver⸗ 
anlaſſung zu freiwilliger Beſchränkung der Bevölkerungszahlen das 
Los der Armen erträglicher gemacht werden könnte. Kurz, ich 
war ein Demokrat und trug nicht die Spur von einem 
Sozialiſten in mir“.“ 

| Wollte man es verſuchen, den ausführlichen Beweis zu er: 
bringen, daß der Mill dieſer Zeit tatſächlich „durch die Brille der 
alten Nationalökonomie“ geſehen hat, ſo müßte man eine Betrachtung 
der großen Geſetze der klaſſiſchen Schule beginnen und die Über⸗ 
einſtimmung Mills mit ihr nachweiſen. Aber ganz abgeſehen davon, 
daß dies den Rahmen der Arbeit bei weitem überſchreiten würde, 
ſcheint dieſer Nachweis ſchon deshalb nicht notwendig, weil es wohl 
keinem Kritiker je eingefallen iſt, den Zuſammenhang von Mills An⸗ 
ſichten mit denen der Klaſſiker zu leugnen. Haben doch die meiſten 
in ihm bisher den zwar befähigten, aber unſelbſtändigen Epigonen 
und Populariſator Ricardoſcher Ideen geſehen. 

Nur diejenigen ſeiner ſozialpolitiſchen Anſchauungen, die ſich zu 
dieſer Zeit in Übereinſtimmung befinden mit denen ſeiner großen 
Lehrer und in ſpäteren Perioden grundlegende Wandlungen erfuhren, 
fordern eine eingehende Betrachtung. Es betrifft dies vor allem 
Mills Stellung zum Individualismus der liberalen Schule und im 
engſten Zuſammenhang damit ſeine Auffaſſung von den Funktionen 
des Staates in der äußeren und inneren Wirtſchaftspolitik. Ob⸗ 
gleich das Hauptwerk der politiſchen Okonomie in manchen ſeiner 
Teile der beredteſte Zeuge der erſten Entwicklungsſtufe iſt — Coſſa 
nennt die „Principles“ „die beſte Zuſammenſtellung, Vollendung und 
Darlegung der Doktrinen der klaſſiſchen Schule in ihrer genaueſten 


1 Selbſtbericht, S. 192. 
’ Im Original nicht geſperrt gedruckt. 
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Form“! —, kann man einſtweilen auf diefen Fürſprecher verzichten 
und ſuchen, hauptſächlich aus den Aufſätzen und Abhandlungen, die 
nach Inhalt und Entſtehung in dieſe erſte Epoche gehören, Mills 
utilitariſtiſch⸗individualiſtiſchen Standpunkt zu kennzeichnen. 

Als wichtigſtes Dokument iſt zu nennen: „Die Abhandlungen 
über einige ungelöſte Fragen der Volkswirtſchaftslehre“.“ Dieſe 
Eſſays entſtanden aus den Diskuſſionen mit dem Utilitariſten Gra⸗ 
ham in den Jahren 1829/30; mit Ausnahme des fünften Aufſatzes 
aber blieben ſie ungedruckt bis 1844. 

Dr. John Kells Ingram ſagt von dieſen Abhandlungen: 
„Sie enthalten alles dasjenige, was man als eine von Mill aus⸗ 
gehende dogmatiſche Bereicherung der Wiſſenfchaft betrachten kann“.“ 

Iſt dieſes Urteil auch zweifellos in feiner Übertriebenheit un- 
gerecht, ſo läßt es ſich doch mit der Beſchränkung aufrechterhalten, 
daß aus keinem anderen Werke ſo deutlich Mills beſondere Be⸗ 
gabung ſpricht, Prinzipien abſtrakteſter Art in die konkrete Sprache 
der Wirklichkeit zu übertragen. Schon bei Ricardo finden ſich zum 
Beiſpiel die fundamentalen Geſetze des Handels mit dem Ausland 
meiſterhaft feſtgelegt; Mill aber erſt gibt ihnen die lebendige Be⸗ 
ziehung zum Welthandel durch größere Klarheit der Darlegung und 
— wie Cairnes es ausdrückt — „durch die Entdeckung und An⸗ 
wendung näher beſtimmter Beziehungen und Glieder in der Kette 
der Urſachen, die Ricardo überſehen hatte“.“ 

Vor der Betrachtung des diesbezüglichen Aufſatzes ſcheint es von 
allgemeinem Intereſſe, Mills damalige Definition der National: 
ökonomie kurz zu beſprechen, wie fie in der fünften Abhandlung ® 
erörtert wird. Die allgemeine, ſeit Adam Smith übliche Definition 
der politiſchen Okonomie annehmend als „Wiſſenſchaft der Geſetze, 
welche die Produktion, Diſtribution und Konſumtion der Reichtümer 
regelt” ®, beſchäftigt fic) Mill mit der Frage, was unter Reichtum 


1 Zitiert bei Gide und Riſt: Geſchichte der volkswirtſchaftlichen Lehr⸗ 
meinungen. Deutſch von Horn, S. 417. 

2 „Essays on Some Unsettled Questions of Political Economy.“ (Zweite 
Ausgabe 1874, in der Überſetzung der geſ. Werke von Gomperz nicht er⸗ 
ſchienen.) 

3 „History of Political Economy“, deutſch von Roſchlau. 

* „Appendix to Bain's J. St. Mill, a eriticism“. (London 1882) S. 198. 

5 „On the Definition of Political Economy; and on the Method of 
Investigation proper to it.“ — Veröffentlicht im „Weſtminſter - Review”, 
London 1836. 

6 „Eſſays“ V, S. 126. 
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oder Vermögen verſtanden werden müſſe. Man kann bei der Defi⸗ 
nition dieſes Begriffes zwei prinzipiell verſchiedene Standpunkte 
einnehmen: Einmal geht man aus von den materiellen Gütern, dem 
Vermögen als ſolchem, und das andere Mal von der Wohlfahrt 
der Geſellſchaft in bezug auf das Vermögen. Je nachdem man den 
einen oder anderen — den materialiſtiſchen oder ſozialiſtiſchen — 
Geſichtspunkt bei der Begriffsdefinition wählt, entſcheidet man über 
ſeine Zugehörigkeit zu dieſer oder jener nationalökonomiſchen Richtung. 
Mill ſelbſt bietet das beſte Beiſpiel, wie ſich mit der veränderten 
ſozialen Einſtellung die Definition des Begriffs „Vermögen“ ver⸗ 
ſchieben muß. Bezeichnenderweiſe definiert er in diefem Aufſatz das 
Vermögen als „den Inbegriff aller materiellen Gegenſtände, die 
der Menſchheit nützlich oder angenehm ſind, außer ſolchen, welche 
in unbegrenzter Menge ohne Arbeit erlangt werden können“. Alſo 
ausgeſprochenſter utilitariſtiſcher Materialismus! Ja, er ſchränkt den 
Begriff im Gegenſatz zu ſeinen Vorgängern A. Smith. Malthus, 
Mac Culloch und Senior noch ein, indem er die Werte, welche 
die Leiſtungen des Arztes, Künſtlers uſw. darſtellen, infolge ihrer 
Immateralität nicht als wirtſchaftliche Güter anſpricht. 

Der wirkſamen Gegenſätzlichkeit halber ſei ſchon hier die Defi⸗ 
nition der Nationalökonomie und des Vermögens zitiert, wie ſie in 
der Einleitung zu den „Principles“ zu finden iſt: „Schriftſteller 
über Volkswirtſchaft ſuchen die Natur des Vermögens und die Ge⸗ 
ſetze ſeiner Produktion und Verteilung zu lehren und zu erforſchen, 
wobei mehr oder weniger unmittelbar die Wirkſamkeit aller der Ur⸗ 
ſachen eingeſchloſſen iſt, infolge deren die Lage der Menſchheit oder 
irgendeiner Geſellſchaft menſchlicher Weſen bezüglich jenes all⸗ 
gemeinen Zieles menſchlicher Wünſche verbeſſert oder ver⸗ 
ſchlechtert wird“. 

Der weſentliche Unterſchied dieſer Definition gegenüber der 
erſten beruht auf einer prinzipiell veränderten Einſtellungsart. Mill 
verläßt mit dieſem Schritt das Idealland der „reinen Okonomie“ 
mit all den abjtraften, allgemein gültigen und naturnotwendigen 
ökonomiſchen Geſetzmäßigkeiten und tritt in die hiſtoriſch⸗ gegebene 
realiſtiſch- empiriſche Wirklichkeit ein. In ihr find alle ökonomiſchen 
Begriffe hiſtoriſch bedingt und wandelbar; d. h. Mill ſtellt ſich mit 


1 „Eſſays“ V, S. 126. 
2 „Grundſätze der politiſchen Okonomie“, überſetzt von Gehrig⸗Waentig. 
Jena 1913, G. Fiſcher. Vorbemerkung S. 1. 
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dieſer Betrachtungsweiſe auf den ſoziologiſchen Standpunkt und gibt 
das ſchemenhafte Gebilde des homo oeconomicus, dieſes unwirklichen 
Funktionärs der abſtrakten Wirtſchaft, auf. Auf dieſe bedeutſame 
Umorientierung ſeiner Anſchauung wird weiter unten noch näher 
eingegangen werden. Jedenfalls meint Sidney Oliver, daß Mills 
Definition der politiſchen Okonomie nichts weniger beanſpruche, als 
die Grundlage der Soziologie zu ſein, inſofern als die erſte Forde⸗ 
rung der Geſellſchaft in Beſchaffung von Subſiſtenzmitteln mit ge⸗ 
ringſtem Arbeits- und Koſtenaufwand und möglichſt vorteilhafter 
Verteilung beitehe!. 

Der bei weitem wichtigſte Aufſatz dieſer Epoche iſt der, welcher 
die Fragen des internationalen Austauſches behandelt?. Er iſt das 
deutlichſte Zeugnis fur die liberalen, mancheſterlich beeinflußten Über: 
zeugungen des jungen Gelehrten. „Das natürliche Streben eines 
jeden Menſchen, ſeine Lage zu verbeſſern“, wie A. Smith geſagt 
hatte, oder das Selbſtintereſſe des Einzelweſens iſt das Faktum, 
welches das Beſtehen aller wirtſchaftlichen Einrichtungen erklärt. 
Dieſe ſind daher nicht nur natürlich, nicht nur nützlich, ſondern un⸗ 
wandelbar und von ſteter Dauer. Die einzige Forderung, die eine 
negative ſein muß, iſt daher: Wirtſchaftliche Freiheit und Selb⸗ 
ſtändigkeit für den „homo oeconomicus“, den einzig und allein 
vom perſönlichen Intereſſe oder dem Prinzip der Selbſterhaltung 
geleiteten „typiſchen Menſchen“. Dieſe Schule alſo erwartet von 
der ungehinderten, freien Entfaltung des Individuums die endgültige 
„Harmonie der Intereſſen“, d. h. die Aufhebung der individuellen 
und ſozialen Gegenſätze. Daß ſolche beſtehen, leugnet Ricardo ſo 
wenig wie Malthus. Und Mill wäre der letzte, zu behaupten, 
daß eine natürliche Identität privater und allgemeiner Intereſſen 
von vornherein in jedem Fall gegeben ſei; vielmehr ſpricht er aus⸗ 
drücklich von der Notwendigkeit des Nachgebens auf der perſönlichen 
Seite, wenn der Allgemeinheit damit geholfen werden kann. Man 
kann wohl annehmen, daß der folgende Ausſpruch im „Nützlichkeits⸗ 
prinzip“ — obgleich erſt ſpäter entſtanden — ſchon ſeine damalige 
Überzeugung wiedergibt. Als der ſittliche Maßſtab für den utili⸗ 
tariſtiſchen Moraliſten ſolle nicht die eigene Glückſeligkeit, ſondern die 


1 Vgl. Sidney- Oliver, „J. St. Mil and Socialism.“ To Day, Vol II, 
N. S. July-Dec. 1884. 

2 „Eſſay“ I. „Of the Laws of Interchange between Nations; and the 
Distribution of the Gains of Commerce among the countries of the Com- 
mercial World.“ 
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aller Mitbeteiligten gelten. „Als Mittel, um uns dieſem Ideal 
möglichſt zu nähern, würde die Nützlichkeitstheorie zuerſt verlangen, 
daß die Geſetze und ſozialen Einrichtungen die Glückſeligkeit oder 
(um praktiſch zu reden) das Intereſſe eines jeden Einzelnen in möglichſt 
große Harmonie mit den Intereſſen des Ganzen bringen“. ! 

Dieſe Geſetze und Einrichtungen aber ſollen, Mills politiſchem 
Liberalismus zufolge — einſtweilen noch ohne jede Ausnahme — 
im abfoluten „Laisser- faire - Prinzip“ gipfeln. 

Da Mill außerdem noch mit Ricardo der Meinung iſt, daß im 
internationalen, freien Konkurrenzhandel die Einzelintereſſen durch 
ihre beſtändige Übereinſtimmung mit den Intereſſen der Allgemein⸗ 
heit gewahrt werden, iſt es ſelbſtverſtändlich, daß er in dieſer Schrift 
als radikaler Freihändler auftritt und die Lehre vom freien 
Handel zwiſchen den Nationen „für das wertvollſte Reſultat 
der modernen politiſchen Philoſophie“ bezeichnet. „Es 
kann keine Rechtfertigung abgeleitet werden für irgendwelchen Schutz⸗ 
zoll oder eine andere Art von Bevorzugung heimiſcher gegenüber 
ausländiſcher Induſtrie,“ heißt es im Vorwort zu den „Eſſays“ 
(S. VI). 

Mit keinem Wort iſt in dieſem Aufſatz von einem proviſori⸗ 
ſchen Erziehungsſchutzzoll für entſtehende Induſtrien die Rede, wie 
ſpäter in den „Prineiples“.“ Es ift bekannt, wie das Mancheſter⸗ 
tum — vor allem Cobden und Bright — dann dieſe Theorie der 
Nichtinterventionspolitik verwerteten und durch die berühmte Anti⸗ 
Corn⸗Law League 1846 eine der bedeutendſten Bewegungen der eng⸗ 
liſchen Wirtſchaftsgeſchichte hervorriefen. 

Was die Ausführung des Problems betrifft, ſo betont Mill, 
übereinſtimmend mit Ricardo, daß es beim internationalen Austauſch 
von Gütern nicht auf die abſolute, ſondern relative Differenz der 
Produktionskoſten anfomme;*® doch geht er noch über ihn hinaus, 


1 „Nützlichkeitsprinzip“, S. 146. Gef. Werke — Gomperz, Bd. I. 

2 Buch V, Kap. X, § 1: Übrigens ift es fraglich, ob der Einfluß Lifts 
vielleicht dieſe Einſchränkung bewirkt hat? „Das Nationale Syſtem der poli⸗ 
tiſchen Okonomie erſchien 1841; Mills „Principles“ 1848. Doch möchte man 
es bezweifeln, weil ſein Name in dem Selbſtbericht nie genannt wird, bei der 
ſonſt ſo gewiſſenhaften Erwähnung jedes Menſchen, dem Mill ſich zu Dank ver⸗ 
pflichtet glaubt. 

8 D. h. die refpeftiven Koſten desſelben Produktes dürfen nicht in den 
beiden Austauſchländern verglichen werden, ſondern die reſpektiven Koſten beider 
Austauſchprodukte im gleichen Lande: Eſſay I, S. 3: „So oft ein Land zwei 

Schmollers Jahrbuch XLI 4. 7 
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indem er den Vergleich der abſtrakten Produktionskoſten aufgibt 
und das Geſetz der internationalen Werte auf das Geſetz von An⸗ 
gebot und Nachfrage zurüdführt !. 

Dieſer Fortſchritt in der ökonomiſchen Theorie iſt eines der 
großen Verdienſte Mills. Er erkennt als erſter, daß Angebot und 
Nachfrage mehr ſind als eine leere Formel zur Preisbeſtimmung 
der internationalen Werte, für die es ja keinen anderen Wert⸗ 
beſtimmungsgrund gibt als die Intenſität der Nachfrage auf beiden 
Seiten. Zwar haben auch ſie, entſprechend allen anderen Gütern, 
einen „natürlichen“ oder „notwendigen“ Preis, wie A. Smith ihn 
nannte, der durch die Produktionskoſten fixiert iſt. Aber dieſe ſtellen 
für Mill nur den Minimalwert dar; ſie ſind eines der Koſten⸗ 
elemente, die den Preis der Güter beſtimmen, nicht das Koſten⸗ 
element ſchlechthin. „Der Wert zu jeder beſonderen Zeit iſt das 
Ergebnis von Angebot und Nachfrage“ (Buch III, Kap. 3, § 1), 
ſagt Mill, womit feſtgeſtellt wird, daß dieſe Art der Preisbildung 
allgemein gültig ijt, ſowohl für die internationalen wie für alle 
ökonomiſchen Werte. Bei der näheren Ausführung ergibt ſich ferner 
das wichtige Reſultat, daß nicht die übliche Vorſtellung eines Ver⸗ 
hältniſſes oder einer beſtehenden Ungleichheit von Angebot und 
Nachfrage den Preis beſtimmt, ſondern erſt die Gleichung zwiſchen 
beiden das Schwanken des Preiſes ausbalanciert. 

Die genauere Analyſe der beiden ausſchlaggebenden Momente, 
Angebot und Nachfrage, führt Mill ſchließlich noch zu der Erkennt- 
nis der fundamentalen Bedeutung des Gebrauchswertes, der von 
den Klaſſikern immer im Gegenſatz zum Tauſchwert als ſubjektives 
pſychologiſches Element aus der Betrachtung ausgeſchaltet oder kurz 
abgetan wurde. Bei Mill findet ſich ſchon der wertvolle Gedanke, 
daß die Nachfrage oder Wertſchätzung eine Funktion der fubjeftiven 
Nützlichkeit ſei, — eine Außerung, die Marſhall zu dem Urteil ver⸗ 


Güter beſitzt, von denen es das eine mit weniger Arbeit herſtellen kann, ver⸗ 
glichen mit dem, was es im Ausland koſten würde, als das andere, ſo oft liegt 
es im Intereſſe des Landes, das erſterwähnte Gut aus⸗ und das zweite ein⸗ 
zuführen; ſelbſt wenn es imſtande ſein mag, beide Güter mit geringeren Koſten 
herzuſtellen als das Ausland, aber nicht geringer im ſelben Verhältnis.“ Nur 
bei genau gleicher Differenz der Herſtellungskoſten in beiden Ländern erübrige 
ſich der Tauſch. 

1 Eſſay I. Nicht eher werden Güter getauſcht werden, als bis ihr Wert 
gegenſeitig geſchätzt, in beiden Ländern ins Gleichgewicht kommt, d. h. bis beide 
Länder einen relativ gleich großen Gewinn erzielen. 


1779] Die ſozialpolitiſchen Wandlungen von John Stuart Mill 99 


anlaßte, daß vieles, was Profeſſor Jevons über den Grenznutzen 
ſagt, implizite ſchon bei Mill enthalten fei?. Indes wurde von 
Mill in dieſer Beziehung nur ein allererſter Schritt getan auf einem 
Wege, der erſt ſpäter weiterverfolgt wurde. Trotz ſeines wichtigen 
Beitrags für die Bedeutung der Angebot⸗ und Nachfragetheorie 
gelangt er mit ſeiner perſönlichen Erklärung des Preisproblems 
doch ſchließlich nur zu der ungeklärten Stellung zwiſchen einer ver⸗ 
wäſſerten Produktionskoſtentheorie und einer Arbeitstheorie, was 
auf die Dauer nicht zu halten war. 

So bedeutende Konzeſſionen Mill übrigens im Verlaufe feiner 
Entwicklung den Staatsinterventioniſten noch machen ſollte, ſo muß 
doch dies eine ſchon jetzt feſtgeſtellt werden, daß er dem Freihandel 
im Prinzip ſein ganzes Leben hindurch treu blieb. Auch in den 
ſpäteſten Ausgaben ſeiner „Principles“ hebt er immer wieder „die 
bösartige Wirkung der Schutzzölle hervor; ebenſo wie er in dem 
Punkte der freien Konkurrenz ein überzeugter Gegner des Sszialis⸗ 
mus bleibt, ſo große Zugeſtändniſſe er ihm auch anderſeits macht. 

Während der nächſten Jahre ſchrieb Mill hauptſächlich Zeitungs⸗ 
artikel. Manche von ihnen find in die ſpätere Sammlung der 
„Diſſertations and Discuſſions“ aufgenommen worden ?. — In engem 
Zuſammenhang mit dem bisher Erörterten ſteht ein Aufſatz über 
„Die Rechte und Pflichten des Staates gegenüber dem Korporations⸗ 
und Kircheneigentum“ ®, aus dem Jahre 1832. Obgleich Mill hier 
zugibt, daß Menſchen, die zuſammen leben, zuſammen arbeiten und 
gemeinſame Intereſſen haben, ſicher ein ſtarkes Empfinden haben 
müſſen für die Wohlfahrt ihrer Mitmenſchen, ſo gut wie für ihre 
eigene, hält er doch den Staat, der die einzelnen Individuen als 
Glied zuſammenfaßt, für ein künſtliches Gebilde. „Wir Menſchen 
dieſer Generation ſind nicht geweiht, vor einem Baal aus Erz oder 
Stein niederzufallen: die Götzen, die wir verehren, ſind abſtrakte 
Begriffe: die Göttlichkeiten, denen wir unſer Daſein weihen (to 
whom we render up our substance) ſind Perſonifikationen“ (Ver⸗ 
faſſung, Landwirtſchaft, Handel, Kirche). „Allen ſolchen Rechten 
gegenüber geſtehen wir unſere Indifferenz.“ Und an anderer Stelle: 


1 Fortnightly Review 1876. Bd. XIX. N. S. S. 591. 
2 In den Gef. Werken von Gomperz find die eiften 5 Artikel des 
L Bandes bis 1836 nicht erfchienen. 
® „The Wright and Wrong of State Interference with Corporation and 
Church Property“, zuerſt erſchienen in der Quartalſchrift „The Juriſt“ 1832; 
ſpäter abgedruckt in den „Diſſertations and Discuſſions“, Bd. I. 
7 * 
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„Was unfer Kriterium einer guten oder ſchlechten Regierung ijt? 
Nur der Nützlichkeitsſtandpunkt. Gut iſt, was am beiten 
geeignet iſt, die Intereſſen der Geſellſchaft zu fördern in bezug auf 
das, was dem Fortſchritt am meiſten dient, denn Fortſchritt ſchließt 
Ordnung ein, während Ordnung Fortſchritt nicht einzuſchließen 
braucht“. 

Mill war auf dieſen Artikel ſtolzer als auf irgendeinen anderen, 
den er jemals ſchrieb ?, weshalb James Bonar fic) zu dem Schluß 
berechtigt glaubt, Mill hätte dieſen individualiſtiſchen Standpunkt 
niemals aufgegeben?. 

Eine Reihe von Aufſäzen „Über den Geiſt ber Zeit“, entſtanden 
zu Anfang des Jahres 1831, ſind in der Zeitung „The Examiner“ 
erſchienen und befinden ſich im Zeitſchriften⸗Leſeſaal des Britiſh⸗ 
Muſeum in London. Es werden hier weniger ſoziale als politiſche 
Fragen erörtert, die im großen ganzen auf die Ideenrichtung des 
Werkes über Repräſentativregierung hinauslaufen. Doch iſt es von 
Intereſſe, für einen kurzen Augenblick bei ihnen zu verweilen, da 
ihre Lektüre auf unbeſtimmte Zeit hin dem deutſchen Studium wohl 
kaum zugängig ſein dürfte; zudem ſcheint mir — ſoweit ich es über⸗ 
ſehen kann — keiner der zahlreichen Kritiker Mills ſie näher be⸗ 
ſprochen zu haben, vielleicht abgeſchreckt durch Mills eigenes Urteil: 
„Die Aufſätze waren, glaube ich, holperig im Stil und nicht leb⸗ 
haft und anregend genug, um zu irgendeiner Zeit den Geſchmack 
von Zeitunasleſern zu befriedigen“.“ Indes begeiſterten ſie Carlyle 
zu dem Ausruf: „Da haben wir einen neuen Myſtiker“ und waren 
die Veranlaſſung zur perſönlichen Bekanntſchaft zwiſchen den beiden 
Gelehrten im gleichen Jahre. 

Mill verſucht in „The Spirit of Age“ die Anomalien einer 
UÜbergangsepoche klarzulegen mit all den Konſequenzen, die daraus 
folgen. Es laſſen ſich hier ſchon die Gedankengänge aufweiſen, die 
Mill zu dieſer Zeit der Bekanntſchaft mit den St. Simoniſten ver⸗ 
dankt, nämlich die Erkenntnis, daß die moraliſchen und intellek⸗ 
tuellen Merkmale einer Übergangsepoche nicht für die normalen 
Attribute der Menſchheit gehalten werden dürfen, ſondern nur als 


1 a. a. O. S. 20/21. 

2 Vgl. Seloftvertht, S. 152. 

® Vgl. James Bonar, „Philosophy and Political Economy in some of 
their Historical Relations.“ Chap. III. „J. St. Mill.“ 

4 Vgl. Selbſtbericht, S. 144. 
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Eigentümlichkeiten dieſer Periode des Anßſchtenumſchmaucgs 2 zu 
werten find !. 

„Die große Errungenſchaft der gegenwärtigen Zeit ift die Ver⸗ 
breitung oberflächlicher Kenntniſſe ... Fehlerhafte Überzeugungen 
haben, iſt das eine Übel; aber keine ernſthaften oder keine tief- 
gewurzelten Überzeugungen überhaupt zu haben, iſt ein ungeheurer 
Fehler. Bevor ich einen Mann oder eine Zeit beglückwünſche, ſich 
von ihren Vorurteilen befreit zu haben, ſuche ich zu erfahren, was 
fie an deren Stelle zu ſetzen wußten“. 

Dann fährt er prophetiſch fort, daß eines Tages die bedeutendſten 
Männer des Zeitalters ſich die Hände reichen werden (gemeint ſind 
die Führer der „Philoſophiſchen Radikalen“) und keine Macht ihnen 
werde widerſtehen können. „Aber ehe dies geſchehen kann, muß ein 
Wechfel in der ganzen geſellſchaftlichen Verfaſſung ſtattfinden. Die 
weltliche Gewalt muß aus den Händen der ſtationären Partei in 
die der fortſchrittlichen übergehen. Es muß eine moraliſche und 
ſoziale Revolution kommen, die keines Menſchen Leben oder Eigentum 
nehmen ſoll, aber die auch keinem einzigen nur den Bruchteil un⸗ 
verdienter Auszeichnung und Bedeutung beläßt“.“ Er ſchließt nach 
etwas ſehr weitſchweifigen Ausführungen den Aufſatz mit der Hoff- 
nung, daß England diefe Kriſis des Übergangs bald überwinden 
werde, „damit dieſe tugendhafteſte und gebildetſte Nation wieder 
ihren alten Einfluß über die Meinungen und Gefühle der übrigen 
Welt erlangen kann“. 

Bei der Beurteilung der Aufſätze aus dieſer Zeit darf man 
folgende Schwierigkeit nicht unterſchätzen: Mill ſchrieb ſie einerſeits 
als Philoſoph und Interpret großer Ideen, von dem Wunſch be⸗ 
ſeelt, die Philoſophie des Radikalismus durch einen erweiterten 
Benthamismus zu ergänzen. Anderſeits verſucht er — und „dieſer 
Verſuch war von Anfang an ſchimäriſch““ —, die Partei der „Philo⸗ 
ſophiſchen Radikalen“ in Verbindung mit den Whigs zu einer mäch⸗ 
tigen Partei der politiſchen Oppoſition zu machen. Die hervor⸗ 
ragendſten Männer ſeiner Richtung, zum Teil ſeine perſönlichen 
Freunde, waren Molesworth, Grote, Roebuck, Charles Buller, und 
Mill „als Exponent ihrer Ideen in der Preſſe“ begann mit Artikeln 
im Examiner und Monthly Repoſitory (herausgegeben durch W. J. Fox) 


1 Vgl. Selbſtbericht, S. 137. 

2 „The Spirit of the Age.“ — Examiner 1831, Nr. I. 
5 d. a. O. II. 

* Selbſtbericht, S. 178. 
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- yinke? bem: Titel : „Noten on the Newspapers“. Im Jahre 1834 
wurde er der anonyme Redakteur ihres eigenen, neu gegründeten 
Organs, der „London⸗ und Weſtminſter⸗ Review“, und hoffte, in 
diefer leitenden Stellung auf Ton und Färbung der Partei einen 
maßgebenden Einfluß ausüben zu können. Daß ihm dies mißlang 
und er trotz eifrigſten Bemühens von 1834/40 ſchließlich alle Hoff: 
nungen aufgeben mußte, aus den „Philoſophiſchen Radikalen“ eine 
lebensfähige politiſche Partei zu machen, hatte verſchiedene Gründe. 
Mill ſelbſt glaubte, daß es vor allem an leitenden Männern fehlte, 
welche die Partei zu regſamer Tätigkeit innerhalb und außerhalb 
des Parlaments hätten anſpornen können; dann aber wäre auch die 
Zeit die denkbar ungünſtigſte geweſen, da der Reformeifer des Whigs 
nachließ und die Tories gerade wieder ſteigenden Einfluß gewannen. 

Sein Ernſt und ſeine warme Sympathie für die radikale Partei 
find unzweideutig. Doch ſchon im Jahre 1838 ſcheint er ſich ihnen 
vollkommen entfremdet zu haben. Er hielt fie für feig (craven) und 
fie ihn für toll (mad). Die Hauptſchwierigkeit beſtand nach Mills 
Anſicht darin, die Kluft zwiſchen den mittleren und den Arbeiter⸗ 
klaſſen zu überbrücken, und am Mißlingen dieſer Aufgabe ſei die 
ganze Partei geſcheitert. In einem Zeitungsartikel! erörtert er zum 
Beiſpiel die Notwendigkeit, die privilegierte Klaſſe zu ſtürzen durch 
die „Disqualifizierten“, d. h. durch die Vereinigung der mittleren 
mit den Arbeiterklaſſen. Das Programm der Philoſophiſchen 
Radikalen ſollte nach ihm vor allem Momente enthalten, welche 
die Arbeiterklaſſe anziehen konnten, aber ohne Freigabe des all⸗ 
gemeinen Wahlrechts, weil die unterſte Klaſſe zu unwiſſend und un⸗ 
geeignet ſei, eine ſolche verantwortliche Funktion auszuüben. Der 
eigentliche Grund, warum ſeine Vorſchläge nicht durchgingen, lag 
wohl darin, daß ein Teil der Radikalen ebenſo wie die Arbeiterklaſſe 
bereits zum Sozialismus hinneigten — nach Mills Worten „be⸗ 
dauerlicherweiſe Oweniſten waren und unreife Anſichten von 
der politiſchen Okonomie beſaßen“ —, während er ſelbſt noch voll⸗ 
kommener Individualiſt war. 

In dieſe Zeit fällt die ſchon erwähnte Bekanntſchaft Mills mit 
Carlyle, der Sir Leslie Stephen in ſeinem hervorragenden 
Werke über „The English Utilitarians“ einen bedeutſamen Einfluß 
zuſchreibt. Mill ſelbſt ſpricht mehr von der belebenden Einwirkung 
ſeiner Poeſie, die tiefen Eindruck auf ihn gemacht habe. Im übrigen 


1 „Parties and the Ministry“. — Weſtminſter Review, Oktober 1837. 
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waren die Unterſchiede ihrer Überzeugung und ihrer Gedankengänge 
einſtweilen noch ſo beträchtlich, daß, trotz gegenſeitiger Achtung 
vor ihrer Denkweiſe, ihr anfänglich freundſchaftlicher Umgang bald 
nachließ, was Stephen begründet: „Carlyles Abneigung gegen 
Skeptizismus, Utilitarismus, Logik und politiſche Okonomie — die 
„dismal science“ — war in der Tat zu tief eingewurzelt, um 
irgendeine tiefere Bindung zu ermöglichen; und obgleich Mill ſein 
Beſtes tat, um Carlyle zu würdigen, ſo lernte er von ihm doch nur, 
was man von einem Antagoniſten lernt, das iſt mehr Vertrauen ge⸗ 
winnen zu ſeinen eigenen Überzeugungen“. 

Zum Schluß ſeien noch die beiden berühmten Aufſätze in dem 
„Weſtminſter Review“ über Bentham und Coleridge erwähnt, 
als Abſchluß und Übergang zu der bereits deutlich einſetzenden 
Wandlung ſeiner Denkweiſe. 

Beide Abhandlungen ſind geſchrieben mit dem Eifer politiſcher 
Schriften, im Intereſſe der Radikalen und Liberalen, was bei der 
Beurteilung zu bedenken iſt. 

Mill gibt in dem Selbſtbericht (S. 182) zu, daß bei aller 
philoſophiſchen Würdigung Benthams und bei dem Bemühen, ſeinen 
Verdienſten volle Gerechtigkeit widerfahren zu laſſen, es doch vielleicht 
zu früh war (1838), die fehlerhaften Seiten ſeiner Lehre auf⸗ 
zudecken, noch ehe das Poſitive als Werkzeug des Fortſchrittes voll 
zur Geltung gekommen war. Wenn er auch dem Weſen nach die 
Kritik ſelbſt in ſpäteren Jahren noch für durchaus berechtigt hielt, 
ſo kam er doch dank des Einfluſſes von Mrs. Taylor von dem 
Übermaß feiner Ablehnung des Benthamismus wieder abs. Was 
er als Schwäche dem Benthamſchen Syſtem vor allem vorzuwerfen 
ſich berechtigt glaubt, die große philoſophiſche Nüchternheit und 
Enge, „die Unvollſtändigkeit des Benthamſchen Geiſtes als eines 
Repräſentanten der geſamten Menſchennatur“ zeigt am deutlichſten, 
wie ſehr die infolge der Geiſteskriſis erlangten Einſichten ihm in⸗ 
zwiſchen zur Überzeugung geworden ſind: die Notwendigkeit der 
Ausbildung harmoniſcher Gemütskräfte im Menſchen und die Recht⸗ 
fertigung des Beſtehens eines Gefühlsverhältniſſes zur Wirklichkeit. 
„Für manche der natürlichſten und ſtärkſten Gefühle des Menſchen 
empfand er (Bentham) nicht die mindeſte Sympathie; von vielen 
der ſchwerwiegendſten Erfahrungen des Menſchenherzens blieb er 


1 Bd. III, S. 48. 
2 Vgl. Selbſtbericht, S. 191. 
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ganz abgeſchnitten, und die Gabe, durch welche der Geiſt einen Geiſt 
verſchiedener Art zu begreifen und ſich in ſeine Gefühle hinein zu 
verſetzen vermag, war ihm verſagt, weil es ihm an Einbildungskraft 
fehlte”. Doch kann keine Rede davon fein, daß Mill etwa infolge 
der ſehr ſcharfen und ſachlichen Kritik an Bentham zu einer Ab⸗ 
lehnung ſeines Utilitätsprinzips gekommen wäre. Scheint ihm doch 
noch einige 20 Jahre ſpäter das Streben nach Glückſeligkeit der einzige 
einwandfreie Maßſtab der Moral zu ſein?. Unter Beibehaltung der 
Glückſeligkeit als höchſtes Ziel geht Mill aber ſpäter inſofern weit 
über ſeinen Meiſter hinaus, als er das bedrückende Prinzip nur 
kluger Selbſtſucht aufgibt und entſprechend ſeiner erweiterten An⸗ 
ſchauung das ſoziale Bewußtſein der Menſchheit zum oberſten 
Maßſtab deſſen erhebt, was nützlich iſt. Bei der ihm eigenen kriti⸗ 
ſchen Unparteilichkeit erklärt er, daß Bentham ein Platz unter den 
großen geiſtigen Wohltätern der Menſchheit geſichert bleibe als einem 
derjenigen, welchem beſonders das England unſerer Zeit den be⸗ 
deutendſten Umſchwung im Denken und Forſchen verdanke. 

Was die Abhandlung über Coleridge betrifft (1840), ſo 
intereſſiert hier vor allem der Verſuch Mills, die europäiſche Reak⸗ 
tion gegen die negative Philoſophie des 18. Jahrhunderts zu charak⸗ 
teriſieren. Die Unbefangenheit und Gerechtigkeit ſeines Urteils in 
der Würdigung dieſes Vertreters der entgegengeſetzten politiſchen 
Überzeugung iſt bewundernswert. Es ſpricht für ſeine ungewöhn⸗ 
liche Fähigkeit, objektiv zu urteilen, wenn er zugibt, daß wir als 
Parteigänger nur einen Teil der Wahrheit zu ſehen vermögen und 
deshalb von unſeren Gegnern den anderen Teil erkennen lernen 
müſſen. So zeigt er, daß durch Coleridge der Konſervativismus 
zu einem zuſammenhängenden philoſophiſchen Syſtem erhoben wurde, 
und „ſelbſt wenn eine konſervative Philoſophie ein Widerſinn wäre, 
ſo bliebe ſie doch noch immer ein vortreffliches Mittel, um ſchlimmere 
Widerſinnigkeiten auszutreiben“.“ Mill erhofft nicht die Bekehrung 
der Konſervativen in Liberale, aber die Annahme eines liberalen 
Programms nach dem anderen durch die konſervative Partei. 

Die beiden Abhandlungen ſind ein letzter Verſuch, eine größere 
Sympathie mit ſeinen Gegnern herbeizuführen und empörten ſeine 
alten Kampfgenoſſen und Freunde (vor allem Grote) ſo ſehr, daß 


1 Giel, Werke, Bd. X. „Bentham“, S. 155. 
2 Ebenda Bd. I. „Utilitätsprinzip“, S. 170. 
3 Ebenda Bd. X. „Coleridge“, S. 245. 
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Mill hiermit aufhörte, der Vertreter ſeiner eigenen Verbündeten zu 
ſein. So ſtarb die Partei der „Philoſophiſchen Radikalen“ aus; 
ihre Anhänger wurden teils Whigs, teils Parteigänger Cobdens. 
Für Mill aber war mit dieſem Fiasko ein Hauptwendepunkt in 
ſeinem politiſchen und ſozialen Leben gegeben. 


III. Mill als Sozialiſt 


1. Aberblick über die verſchiedenen Kriſen in Mills 
Entwicklung 

Nach Morley! gibt es zwei Kriſen in der Geſchichte tief ver⸗ 
anlagter Naturen, eine auf der Schwelle zum Mannesalter, wenn 
die Jugend ihre Abſichten, ihren Glauben und ihr Streben klarlegt; 
die andere gegen Ende des mittleren Alters, wenn die Zeit und 
die Umſtände dieſe Abſichten geläutert, den Glauben erprobt und 
dem Streben einen kalten und praktiſchen Maßſtab gegeben haben. 

Die zweite Krifis, obwohl weniger aufrüttelnd, daher weniger 
deutlich für die Beobachtung, iſt doch die gewichtigere von beiden, 
denn ſie iſt endgültig und entſcheidend. Sie beweiſt die Fähigkeit, 
ſich zu widerſetzen, ſowie die Kraft, Reinheit und Tiefe des urſprüng⸗ 
lichen Charakters, nachdem Zeit und Gelegenheit für die verſchieden⸗ 
artigen Einflüſſe gegeben war, ihre Kämpfe auszufechten. 

Mill entging der zweiten Kriſe ſo wenig wie der erſten, wenn 
er fie auch ſelbſt viel ſummariſcher bewertet. Man kann natürlich 
keinen genauen Zeitpunkt angeben, wann geiſtige Umwandlungen 
einſetzen; ſie vollziehen ſich allmählich, und auch dem wachſten Selbſt⸗ 
beobachter, wie Mill es war, wird kein ſcharfer Einſchnitt in einem 
beſtimmten Moment deutlich bewußt, durch den die einzelnen Stadien 
ſeiner Entwicklung ſich voneinander ſcheiden ließen. Und wenn 
man nacherlebend es verſucht, an Hand ſeiner Selbſtberichte und 
Schriften die verſchiedenen Phaſen ſeiner geiſtigen und ſeeliſchen 
Entwicklung zu erkennen, ſo muß man ſich bei der Konſtatierung 
derſelben wohlbewußt bleiben, daß man eine begriffliche Ver⸗ 
ſteinerung vornimmt, die nur dann erlaubt iſt, wenn man ſie nach⸗ 
träglich wieder auflöſt zur Zurückgewinnung des wirklichen Lebens⸗ 
bildes. Mit der Bezeichnung: individualiſtiſche oder ſozialiſtiſche 
Periode iſt nichts gegeben als eine proviſoriſch⸗ begriffliche Formu⸗ 


1 Bgl. John Morley, Mr. Mill’s Autobiography“. Fortnightly - Review. 
N. S. Bd. 15, 1874. 
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lierung, die ihrerſeits aber wieder nötig ift zur Aufzeigung der 
Prinzipien oder Leitmotive. 

Charakteriſiert man einleitend die Kriſen in aller Kürze, ſo er⸗ 
gibt ſich folgendes Bild: Etwa 10 Jahre lang glaubt Mill als 
jugendlicher Reformator, das größte Wohl der Menſchheit, ihre 
„Glückſeligkeit“, ſei erreichbar durch konſequenteſten, radikalen Libe⸗ 
ralismus. 

Dann tritt die Spannung ein zwiſchen Intellekt und Gefühl. 
Die Kritik, die er am Materialismus übt, und das Streben nach 
einer neuen Weltanſchauung bewirken, daß kontinentale Gedanken, 
namentlich die der Reaktion des 19. Jahrhunderts gegen das 18. — 
Saint⸗Simonismus und die franzöſiſche Julirevolution — ihn ergreifen. 
Der Eindruck, den dieſe Zeit auf ihn ausübt, iſt ſo gewaltig, daß 
er nun dazu neigt, das 18. Jahrhundert ſtark zu unterſchätzen, und 
ſich ſelbſt einen Sozialiſten nennt. 

Er begeiſtert ſich für die Umgeſtaltung der menſchlichen Geſell⸗ 
ſchaft im Sinne der Gaint- Cimoniften mit gerechter Eigentums⸗ 
verteilung und Abſchaffung aller Geburtsprivilegien. Die Befür⸗ 
wortung des weiteſtgehenden Staatseingriffs auf Koſten der Freiheit 
des Individuums zugunſten der ſchwächeren Volksklaſſen wird das 
reaktionäre Hauptprogramm dieſer ſozialiſtiſchen Ara. 

Dann ſieht er, was alle glühenden Weltverbeſſerer zu ſehen 
verurteilt ſind: daß die Erfüllung ſozialer Beſtrebungen geduldig 
und in ſtändigem Kampf erwartet und errungen werden muß, und 
daß die Führer großer Gedanken das erhoffte Land nicht ſelbſt be⸗ 
treten dürfen, wohin ſie anderen den Weg weiſen. 

Veränderungen, für die er gearbeitet und von denen er alles er⸗ 
wartet hatte, kamen; aber der Erfolg, den er prophezeit hatte, blieb 
größtenteils aus, und er lernte aus Erfahrung, daß jede wirkliche 
Verbeſſerung des Loſes der Menſchheit von ihrem kulturellen und 
moraliſchen Status abhänge !. Die Befürwortung des Staatseingriffes 
tritt nun wieder zurück hinter der Wertlegung auf die Entwicklung 
des Menſchen auf Grund individueller Freiheit. 

Die zweite Kriſis der Enttäuſchung, welche die Hoffnung und 
Anſtrengung ſo mancher Menſchen, die gut begannen, zerſtört und 
fie in unfruchtbare und untätige Bahnen ſchleudert, bedeutet al ſo 
für dieſen tiefen, glühenden und gerechten Geiſt den Beginn noch 
ernſterer Bemühungen in einer neuen und erfolgreicheren Richtung. 


1 Selbſtbericht, S. 199. 
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Sie entfaltete friſche Kräfte, gab ihm größere Unerſchrockenheit und 
Kühnheit des Ausdrucks und ein noch vertiefteres Intereſſe für die 
Förderung der menſchlichen Wohlfahrt. 

Es iſt die Zeit, die wir zu Anfang als die Syntheſe bezeich⸗ 
neten, als die Verſöhnung der beiden gegenſätzlichen Stadien ſeines 
Geiſtes: dem Liberalismus und dem Sozialismus, als deren end⸗ 
gültige Vereinigung ſie von überragender Bedeutung iſt. 


2. Der Einfluß der Saint⸗Simoniſten 

Eine kurze Betrachtung der Zwiſchenperiode, wie man die Saint⸗ 
Simoniſtiſch orientierte Zeit des ſtark betonten Sozialismus viel⸗ 
leicht am eheſten bezeichnen kann, wird das Verſtändnis für dieſe 
letzte Geſtaltung ſeines Geiſtes erhöhen. Sie bereitete den Boden 
für die Ideen des Poſitivismus oder, wie man heute ſagen würde, 
Solidarismus ſeiner reifen Jahre. 

Schon vor ſeiner näheren Bekanntſchaft mit der eigentlichen 
Schule Saint⸗ Simons lernte Mill die entwicklungsgeſchichtliche 
Richtung kontinentaler Denkweiſe durch Vermittlung von Coleridge, 
Carlyle und Goethe kennen, aber erſt das Studium der Saint⸗ 
Simoniften (Saint⸗ Simon, mehr noch feiner Schüler Bazard, En⸗ 
fantin) und der von ihnen veröffentlichten „Doctrine de St. Simon“ 
öffnete ihm die Augen für die Bedeutung dieſer neuen Betrachtungs⸗ 
weiſe der Geſchichte. Nicht ſo ſehr ihr ſozialiſtiſcher Plan, auch 
nicht die Anfechtung des Grundſatzes vom erblichen Eigentum ſind 
die wichtigſten Anregungen, die er ihnen verdankt Vielmehr iſt es 
ihre ſoziologiſche Einſtellung in der Beurteilung geſchichtlicher Perio⸗ 
den, die ſein Denken dauernd beeinflußt hat. Dieſer Geſichtspunkt, 
ſpäter noch vertieft durch den Einfluß Comtes, wird die eigentliche 
Grundlage ſeiner Werke. In ſeiner Autobiographie (S. 136) be⸗ 
ſpricht Mill die Hauptideen Saint- Simons, die ihn beſonders 
anregten. 

Saint - Simon teilt bie Geſchichte in organiſche und kritiſche 
Zeitabſchnitte: während der organiſchen Epochen nimmt die Menſch⸗ 
heit mit feſter Überzeugung irgendein poſitibes Glaubensbekenntnis 
an, das Richter über alle ihre Handlungen wird und mehr oder 
weniger bedingte Wahrheit mit Anpaſſung an die jeweiligen Be⸗ 
dürfniſſe der Menſchheit enthält. Unter ſolchem Einfluß ſchreitet 
die Menſchheit auf allen Gebieten ſo weit vor, wie es ſich mit dem 
Glaubensbekenntnis verträgt, um jch:ießlich darüber hinauszuwachſen 
und in eine Periode der Kritik und Verneinung zu gelangen, in der 
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ſie die alten Überzeugungen verliert, ohne neue von allgemeinem und 
zwingendem Charakter zu gewinnen, die eine ausgenommen: daß die 
alten falſch ſind. So war zum Beiſpiel das Mittelalter eine orga⸗ 
niſche Epoche, ſolange das Chriſtentum herrſchte. Mit der Refor⸗ 
mation begann die notwendig daraus folgende kritiſche Zeit, die 
noch beſteht und ſo lange dauern wird, bis eine neue poſitive Lebens⸗ 
anſchauung einen neuen organiſchen Zeitabſchnitt bedingen wird. 

Das Saint⸗Simoniſtiſche Syſtem kommt zu einer eingehenden 
Kritik des Eigentums in ſeinen Einwirkungen auf die Gütererzeugung 
und -verteilung, aber nicht fo ſehr vom volkswirtſchaftlichen, wie 
vor allem vom entwicklungsgeſchichtlichen Standpunkt aus. Das 
Hauptbemühen iſt immer, durch Aufzeigen hiſtoriſcher Geſetze den 
Argumenten den Charakter der Notwendigkeit zu verleihen. Von 
hier zu Auguſte Comte's Theorie der ſoziologiſchen Betrachtungs⸗ 
weiſe bleibt nur noch ein Schritt. „Nach dem allgemeinen Vorurteil“, 
ſagt die „Doctrine de Saint-Simon“, „ſieht es ſo aus, als ob 
keine Umgeſtaltung des Eigentums herbeigeführt werden könne, welche 
Umwälzungen auch die Geſellſchaftsordnung erfahren wird; daß das 
Eigentum eine unabänderliche Tatſache ſei.“ Nichts aber iſt der 
Meinung der Saint⸗Simoniſten entgegengeſetzter als dieſes Vorurteil: 
„Das Eigentum iſt eine ſoziale Erſcheinung, die, wie 
alle anderen ſozialen Erſcheinungen, dem Geſetze des kort, 
ſchritts unterworfen iſt.“ Es kann daher zu verſchie⸗ 
denen Zeiten verſchieden verſtanden, definiert und geſetzlich geordnet 
werden. Und ſelbſt wenn man bisher das Eigentum als eine unab- 
änderliche Tatſache betrachtet hat — indem man nacheinander das 
göttliche Recht, das natürliche Recht oder das Utilitätsprinzip heran⸗ 
zog, um ſeine Unverletzlichkeit zu beweiſen — „ſo erkennt man beim 
Studium der Geſchichte doch, daß die Geſetzgebung nie aufgehört 
hat zu intervenieren, entweder um das Weſen der Objekte zu be⸗ 
ſtimmen, die man ſich aneignen konnte, oder um ihre Nutznießung 
und die Form der Übertragung zu regeln“. 

Bei der eingehenden Beurteilung des Privateigentums vom 
Geſichtspunkt der Nützlichkeit ſowohl als dem der Gerechtigkeit aus 
kommen die Saint⸗Simoniſten zu einer leidenſchaftlichen Kritik des 
Erbrechts. Ihr Programm lautet kurz geſagt: Abſchaffung aller 
Geburtsprivilegien ohne Ausnahme und folglich auch die des Erb⸗ 
rechts; die Vereinigung aller Arbeitsmittel, des Bodens und der 


1 Doctrine de Saint-Simon. Paris 1831, p. 179/80 u. 186. 


1739] Die ſozialpolitiſchen Wandlungen von John Stuart Mill 109 


Kapitalien zu einem einzigen geſellſchaftlichen Vermögensſtamm in 
Form einer Hierarchie, „ſo daß die Aufgabe eines jeden den Aus⸗ 
druck ſeiner Fähigkeit darſtelle und ſein Reichtum im Verhältnis zu 
feinen Leiſtungen ftehe”.! Dieſe Relation herzuſtellen gilt für fie 
als oberſtes Moralgeſetz, was offenbar verletzt würde in einem 
Syſtem der völligen Gütergemeinſchaft; und ſo kommen ſie zu einer 
Verwerfung dieſer Form der Eigentumsverteilung, weil ſie das von 
ihnen geforderte Moment nicht genügend berüdfichtigen kann. 

Mill übernahm von den Saint⸗Simoniſten außer der geſchichts⸗ 
philoſophiſchen Betrachtungsweiſe die Kritik der gewöhnlichen Lehre 
des Liberalismus; er hielt Privateigentum und Erbſchaft nun nicht 
mehr für unabänderliche Tatſachen und ſah auch in der Freiheit 
der Produktion und des Handels nicht mehr das dernier mot der 
ſozialen Verbeſſerung. Das Ziel der ſozialiſtiſchen Geſtaltung im 
Sinne der Saint - Simoniften hielt er ungeachtet der vielleicht unwirk⸗ 
ſamen Mittel für wünſchenswert und vernünftig als Aufſtellung 
eines Ideals, ohne an die Wirkſamkeit dieſer „ſozialen Maſchinerie“ 
je geglaubt haben zu wollen. Trotzdem hielt er damals eine Zeit 
für möglich, in der „die Verteilung des Arbeitserzeugniſſes 
durch einſtimmige Beſchlüſſe nach anerkannten Grund⸗ 
ſätzen vor ſich gehen werde“. Eine Zeit „gemeinſchaft⸗ 
lichen Eigentumsrechts an den Rohmaterialien des 
Erdballs und der gleichen Teilnahme aller an den 
Wohltaten der vereinigten Arbeitstätigkeit“.“ 

Es iſt dies die Periode, in der die „Logik“ (1843) und die 
„Politiſche Okonomie (1848) mit ihren verſchiedenen Umarbeitungen 
entſtanden; diejenige Zeit ſeines geiſtigen Werdens, in der er ſich 
leicht ſeiner Meinung nach eine Vorliebe fürs Überregieren 
ſowohl auf ſozialem wie auf politiſchem Boden hätte 
aneignen können.“ | 

Was Mil aus geiftiger Verwandtſchaft mit den Saint⸗Simo⸗ 
niſten perſönlich verband, ſpricht er in einem Briefe an Guſtave 
d'Eichthal vom 7. November 1829 aus. „Die Saint + Simoniften 
haben (ihr Syſtem ſcheint mir ſelbſt zum Übermaß zu neigen) jenen 
Eklektizismus und jene Freiheit der Begriffsbildung entwickelt, die, 


1 Zitiert bei Gide und Rift, „Geſchichte der Volkswirtſchaftlichen 
Lehrmeinungen“. Deutſch von Horn. S. 250. 

$ Bal. Selbſtbericht, S. 138. 

2 Ebenda S. 193. 

4 Ebenda S. 210. 
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ſelbſt wenn fie auch in übertriebener Weiſe unſere Gedanken und 
Gefühle erweitern, doch ſehr viel entſchuldbarer und weniger ſchäd lich 
ſind als der umgekehrte Fehler. Ihre Veranlagung iſt dem kritiſchen 
und diskutierenden Geiſt gerade entgegengeſetzt. Sie iſt derart, daß 
ſie uns nicht zur Widerlegung veranlaßt, ſondern dazu, ſich ergebende 
Irrtümer zu übergehen, um von jenem noch ſo kleinen Teil der 
Wahrheit Beſitz zu ergreifen, der ſich notwendigerweiſe letztlich in 
jedem Irrtum finden muß, wenn dieſer nicht ein einfacher logiſcher 
Denkfehler ift”. ! 

Sehr bezeichnend find zwei Außerungen des Jahres 1831. Eine 
vom 1. März: „Obgleich ich kein Saint⸗Simoniſt bin, noch wahr⸗ 
ſcheinlich im Begriff einer zu werden, ſo halte ich mich doch auf 
dem Laufenden über den Saint⸗Simonismus“ („je tiens bureau 
de Saint-Simonisme chez moi“). ? Und die andere vom 30. No⸗ 
vember desſelben Jahres: „Ich bin jetzt geneigt anzunehmen, da ß 
die ſoziale Organiſation, wie Sie ſie verſtehen, unbe⸗ 
ſchadet der Modifikationen, zu denen die Erfahrung Sie veranlaſſen 
könnte, ſicherlich der endgültige und dauernde Zuſtand 
des Menſchengeſchlechts werden wird. Nur weiche ich in 
dem Punkte von Ihnen ab, daß ich annehme, daß wohl Jahr⸗ 
hunderte nötig ſein werden, um die Menſchheit bis zu dieſem Punkte 
zu führen. Unterdeſſen muß man ſich jetzt mit Annäherungen be⸗ 
gnügen, mit jenen ſtufenweiſen Veränderungen, jenen vorläufigen 
Mitteln, die in Ihren Schriften fo bewundernswürdig aufgezeigt 
und diskutiert worden ſind, und die unabhängig von dem, was ſie 
vorbereiten wollen, unbeſtreitbare und poſitive Verbeſſerungen be⸗ 
deuten. Sollte man Ihr Syſtem ſelbſt als undurchführbar bezeichnen 
müſſen, ſo würde es ſich dennoch von allen anderen Syſtemen, denen 
man denſelden Vorwurf machen könnte, unterſcheiden, nämlich inſo⸗ 
fern, als ſich wenigſtens hier alle oder faſt alle praktiſchen Vorteile 
auf dem Wege finden, den man einſchlägt, ſelbſt wenn das Endziel 
nicht erreicht werden kann“. ... „Und wenn die Stunde für Eng⸗ 
land gekommen wäre (wenn es nicht heute ebenſo unmöglich wäre, 
daß wir irgendeinen organiſchen Grundgedanken annehmen, wie es 
für Ihren Meiſter Saint⸗Simon der Fall geweſen wäre in der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution), wenn dieſer Augenblick, ſage ich, gekommen 


— 


1 Correspondance inédite avec Gustave d' Eichthal. Paris 1898, p. 29. 
2 Ebenda p. 147. 
Ebenda p. 150. 
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wäre, ſo wüßte ich nicht, ob ich nicht auf alles in der Welt ver⸗ 
zichtete, um ſo zu werden wie, ich ſage nicht, einer unter Ihnen, 
ſondern wie Sie“. 

Schließlich fühlt Mill ſich noch angezogen durch die vorurteils⸗ 
freie, kühne Behandlung des Themas der Familie, der Gleichheit 
von Mann und Frau, und betont, daß ſich die Saint⸗Simoniſten 
hierdurch ein Anrecht erworben hätten auf die dankbare Erinnerung 
der künftigen Geſchlechter“. In dieſer von den Saint Simoniſten 
beeinflußten Geiſtesſtimmung erlebte Mill die Julirevolution. Sie 
fachte ſeine höchſte Begeiſterung an und verlieh ihm ein „neues 
Daſein“. Er ging ſofort nach Paris und wurde bei Laſayette 
und einigen Hauptführern der extremen demokratiſchen Partei ein⸗ 
geführt. 

Es erſcheint zweckmäßig, die literariſchen Erzeugniſſe dieſer Zeit 
nicht geſondert, ſondern im Zuſammenhang mit den ſpäteren Schriften 
erſt dann zu betrachten, wenn wir den letzten durchgreifenden Einfluß 
gewürdigt haben, den Comte und Mrs. Taylor auf ihn ausübten. 
Spricht er doch ſelbſt von der dritten durch ſie bewirkten Epoche 
ſeines geiſtigen Lebens nur inſofern, als ſeine bereits gewonnenen 
Anſchauungen an Breite und Tiefe gewannen und ihm den Pfad der 
einzig wirklichen Umwälzung, die durch den Saint - Simonismus in 
ſeiner Denkweiſe ftattgefunden, kühner und vorſichtiger zugleich ger: 
folgen hießen“. — Die einzige Anſichtenwandlung, die ihm noch 
bevorſtand, eine allmähliche größere Annäherung an einen „gemil⸗ 
derten Sozialismus“ ſteht in zu engem Zuſammenhang mit der 
Saint⸗Simoniſtiſchen Periode, als daß man hier eine künſtliche 
Trennung vornehmen dürfe; und anderſeits vereinen ſich die bei⸗ 
den letzten Phaſen ſo deutlich unter dem Geſichtspunkt des Gegen⸗ 
ſatzes zu der erſten liberaliſtiſchen Stufe, daß es ſchon aus dieſem 
Grunde geraten erſcheint, die beiden großen Epochen ſeines Lebens 
geſchloſſen gegeneinander zu kontraſtieren. 

Indes ſcheint es erwünſcht, dieſes Kapitel nicht abzuſchließen, 
ohne — zunächſt nur ganz allgemein — die anfängliche Behauptung 


1 Correspondance inédite avec Gustave d' Eichthal. Paris 1898, p. 152. 

2 Ebenda Paris 1831, p. 6/7: „Religion Saint-Simonisme“. .... Die 
Saint⸗Simoniſten fordern wie die Chriſten, daß ein Mann nur eine Frau be⸗ 
figen ſolle, aber fie lehren, daß die Gattin ihrem Gatten ebenbürtig ſi 
dergeſtalt, daß das ſoziale Individuum, welches bis heute allein durch den 
Mann repräſentiert wurde, nun durch Mann und Frau vertreten ſei.“ 

3 Val. Selbſtbericht, S. 159. 
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von dem inneren Zuſammenhang der einzelnen Entwicklungsſtufen 
des Denkers zu begründen. Der hier vertretene Sozialismus ſtellt, 
von Mills Entwicklung aus betrachtet, keineswegs den radikalen 
Bruch mit ſeinen früheren liberalen Anſchauungen dar, wie es 
oft behauptet wird und auf den erſten Blick hin auch tatſächlich er⸗ 
ſcheinen könnte. 

Hat doch der ſozialiſtiſche Gedankenbau eines Saint Simon 
dasſelbe Fundament wie der extreme Individualismus. Beide gründen 
ſich auf die Annahme eines naturrechtlichen und naturnotwendigen 
Anſpruchs auf Freiheit für alle Individuen, und beide folgern daraus 
mit abſtrakter Logik, daß die ſich ſelbſt beſtimmenden Individuen die 
einzige Autorität ſind, die anerkannt werden muß. Der liberale 
Individualismus liefert geradezu das erſte grundlegende Material 
für das ſozialiſtiſche Gebäude durch ſeine rein materialiſtiſche Be⸗ 
trachtung des Staates als einer Vereinigung ſouveräner Einzelweſen, 
deren Intereſſen und Bedürfniſſen er ſich unterzuordnen hat. Iſt 
ſomit der Staat ſeiner myſtiſchen Allgewalt früherer Jahrhunderte 
beraubt, und hat der Glaube an eine „natürliche Ordnung“ der 
Dinge feinen mächtigſten Beweis, die göttliche Vorſehung, eingebüßt !, 
ſo wird die Unantaſtbarkeit der beſtehenden Geſellſchaftsordnung mit 
dem Augenblick hinfällig, in welchem ihre „Notwendigkeit“ lediglich 
definiert wird als eine geſchichtlich gewordene, auf ökonomiſchen und 
ſozialen Tatſachen begründete Gegebenheit. 

Saint- Simon erſcheint alſo als der eigentliche Begründer der 
ſogenannten materialiſtiſchen Geſchichtsphiloſophie, der Grundauf⸗ 
faſſung des modernen wiſſenſchaftlichen Sozialismus. Marx, ihr 
ſcharfſinnigſter Vertreter, iſt von der Tatſache einer geſchichtlichen 
Entwicklung ſchlechthin überzeugt. Die verſchiedenen Formen und 
Stufen der Produktion bedingen mit Notwendigkeit eine beſtimmte 
geſellſchaftliche Gliederung, und aus dem Zuſammenwirken dieſer 
Momente ergeben ſich nach ihm die verſchiedenen geſchichtlichen 
Epochen. Das notwendige Ziel: die ſozialiſtiſche Umformung der 
heutigen Geſellſchaft mit all den ihr inhärenten Entwicklungsformen 
kann gar nicht vermieden werden; es läßt ſich höchſtens verzögern, 
und ſo ſieht Marx ſeine Aufgabe in einer prinzipiellen Sozialpolitik 
(Durchſetzung ſozialiſtiſcher Prinzipien), um das Tempo der Ent⸗ 
wicklung zu beſchleunigen. Steht mithin die Marxiſtiſche Lehre in 
engem Zuſammenhang mit der klaſſiſchen Nationalökonomie und 


I Bal. oben „Benthams Einfluß“, S. 23. 


1793] Die ſozialpolitiſchen Wandlungen von John Stuart Mill 113 


ihrer Auffaſſung naturnotwendiger Geſetze, wieviel eher trifft dies 
dann zu für die Saint⸗Simoniſtiſche Schule und Mill, die nach 
unſerer deutſchen Vorſtellung von dem Begriff des Sozialismus in 
mancher Hinſicht eher als Gipfelpunkt des exſtremſten Liberalismus 
gelten können. Jedenfalls iſt der Weg vom Individualismus eines 
Ricardo zu dem Sozialismus eines Mill eine konſequente 
Weiterentwicklung und kein willkürliches Abbiegen. 


IV. Mill als Solidariſt 


1. Einfluß Aug uſte Comtes 


Die Periode des Geiſtesfortſchritts, die durch Comte beſtimmt 
iſt, bedeutet zugleich den Höhepunkt und den Abſchluß der Entwick⸗ 
lung Mills. Ohne durch eine merkliche Kriſis ſichtbar in die Gr, 
ſcheinung zu treten oder ihn ſelbſt zu eingehenden Außerungen zu 
veranlaſſen, ſcheint ſie doch dem nacherlebenden Betrachter von 
überragender Bedeutung für die Endgültigkeit und Geſchloſſenheit 
ſeines Syſtems. Zwar fehlt einſtweilen noch der ausführliche Beweis 
dafür, daß Mill eine Zeitlang extrem⸗ſozialiſtiſche Forderungen ver⸗ 
trat. Und ebenſo kann man auch jetzt nur behauptungsweiſe die Be⸗ 
merkung wagen, daß dieſe dritte Periode keine eigentliche Umwälzung 
mehr bedeutet, ſondern gewiſſermaßen einem ausſchwingenden Pendel 
vergleichbar iſt, deſſen ſchließlicher Ruhepunkt notwendig in der Mitte 
der beiden äußerſten Schwingungspunkte liegt. Inwieweit der Einfluß 
Comtes und Mrs. Taylors die letzte Faſſung ſeiner Meinungen 
mitbeftimmte und zu der Außerung berechtigt, die dritte Periode die 
Syntheſe der beiden erſten zu nennen, wird aus der Beziehung des 
Denkers zu dieſen beiden Perſönlichkeiten, noch mehr aber aus ſeinen 
Werken aus dieſer letzten Zeit hervorgehen. 

Um zu einer vollen Würdigung des Einfluſſes Auguſte Comtes 
auf Mill zu gelangen, darf man die nachträglichen Mitteilungen im 
Selbſtbericht nur mit Vorſicht aufnehmen und muß bedenken, daß ſie 
etwa im Jahre 1861 niedergeſchrieben wurden, alſo ungefähr 20 Jahre 
nach einer auf tiefſter Verehrung und Sympathie beruhenden Korre⸗ 
ſpondenz zwiſchen den beiden Gelehrten. Während man in der Auto⸗ 
biographie nur eine ſehr ſachliche, kühle Konſtatierung der Comteſchen 
Verdienſte erfährt und nicht annähernd den Eindruck gewinnt, daß 
hier eine neue Epoche des Millſchen Denkens einſetzte, ſpiegeln die 
Briefe das wahre Verhältnis wieder, in welchen Mill der „feurige 


Bewunderer“, der Schüler des Meiſters iſt. Die Briefe Mills ſind 
Schmollers Jahrbuch XII 4. 8 
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erſt ſeit 1899 der Offentlichkeit übergeben worden. Bis dahin wußte 
man nur einiges durch Alexander Bain, der in ſeinem Werke über 
Mill intereſſante Einzelheiten berichtet von den Beziehungen zwiſchen 
den beiden Denkern . Er hat die Antworten Mills über die Frage 
der Ungleichheit der Geſchlechter geleſen und erzählt, daß gerade, 
was dieſen Punkt betrifft, Mill ſpäter ungern daran erinnert wurde, 
weil er Comte zu große Konzeſſionen gemacht zu haben glaubte. 
Und tatſächlich iſt er hierin bis zur äußerſten Grenze ſeiner Über⸗ 
zeugungen gegangen, bis ſchließlich an der Unmöglichkeit einer Ver⸗ 
ſtändigung hierüber der Briefwechſel ſcheiterte. 

Schon früher, im Jahre 1828, hatte Comte einmal einen 
lebhaften Eindruck auf Mill gemacht, als verſchiedene Einflüſſe — 
beſonders feine Berührung mit den Saint⸗Simoniſten — feinen 
Benthamitiſchen Glauben zu erſchüttern begannen. Und wenn Mill 
auch viele kritiſche Bedenken über den „Traité de Politique Positive“ 
in den Briefen an Eichthal äußerte (p. 13), ſo erkennt man doch, 
wie ſehr ihn das klare und methodiſche Syſtem Comtes ſchon damals 
anregte. Dann lernte Mill von den Saint- Simoniften den Wert 
der ſoziologiſchen Geſchichtsforſchung kennen und nahm die Unter⸗ 
ſcheidung der organiſchen und kritiſchen Perioden an. Es war dies 
die beſte Vorbereitung für das Verſtändnis des „Cours de Philo- 
sophie Positive“ von Comte im Jahre 1837. Der Eindruck war 
unvergleichlich ſtärker als das erſte Mal. Hatte er bis dahin in 
Comte einen allerdings ſehr überlegenen Schüler von Saint⸗Simon 
geſehen, ſo fühlte er jetzt, daß er vor einem neuen philoſophiſchen 
Syſtem von höchſter Bedeutung ſtand. 

So ungewöhnlich offen und freundſchaftlich Mill in den erſten 
Briefen ſeiner „Verehrung und Vewunderung gegen einen der größten 
Geiſter dieſes Jahrhunderts“? Ausdruck verleiht und „wie zu einem 
älteren Bruder in der Philoſophie ſpricht, um nicht mehr zu ſagen“, 
ſo findet ſich doch ſchon bald eine ganz bewußte Beſtimmtheit, die 


1 „J. St. Mill. A criticism“, p. 70/81. 

Lettres inédites de J. St. Mill à Auguste Comte, publiquées par Levy- 
Bruhl. Paris 1899. — Am 8. November 1841 (p. 2) .. . „C'est dans l'année 
1828, Monsieur, que j'ai lu pour la premiere fois votre petit traité de 
„Politique Positive“; et cette lecture a donné à toutes mes idées une forte 
secousse, qui, avec d'autres causes, mais beaucoup plus qu'elles, a déter- 
mine ma sortie définitive de la section benthamiste de l’école 
revolutionnaire, dans laquelle je fus élevé, et méme je puis presque dire 
dans laquelle je nacquis.“ 

à Ebenda p. 4. 
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gewiſſe ihm liebgewordene Meinungen nicht ohne triſtigſte Gegen⸗ 
gründe aufgeben wollte. Comte dagegen, hocherfreut, ſich von einem 
jo ernſthaften auswärtigen Philoſophen verſtanden zu ſehen, glaubte 
ſofort einen bedingungsloſen Anhänger ſeines ganzen Syſtems ge⸗ 
funden zu haben und überſah vollkommen — mit der großen Ein⸗ 
ſeitigkeit des ſchöpferiſchen Geiſtes — die nicht unweſentlichen Punkte, 
in denen Mill von ihm abwich; allerdings vermied dieſer es aus 
Beſcheidenheit, ihre Bedeutung ſtark zu unterſtreichen. Während Mill 
ſich nur mit der poſitiven Methode einverſtanden erklärte, glaubte 
Comte, daß er damit auch die ganze pofitive Philoſophie mit allen 
ihren Prinzipien und Folgerungen angenommen hätte. Denn es gibt 
nur ei ne Philoſophie für Comte, und da der Gedanke des zuſammen⸗ 
hängenden Ganzen, bei dem das eine das andere zugleich vorausſetzt 
und ergänzt, ihm immer gegenwärtig iſt, ſo konnten die Einwände 
Mills, ſo klug ſie im einzelnen auch waren, die Geſamtheit ſeines 
Syſtems nicht erſchüttern. Man begreift es, daß ein Geiſt von ſo 
feſter Prägung wie Comte, aber deshalb auch von ſo großer Un⸗ 
fähigkeit, durch andere zu lernen, auf die Dauer mit Mill nicht zu⸗ 
ſammenſtimmen konnte, der ſelbſt alles andere als ein feſt begrenztes, 
einſeitiges Syſtem beſaß. Sein Geiſt, viel aufnahmefähiger als der 
Comtes, neigte nach den außergewöhnlichen Erfahrungen ſeiner Jugend 
und ſpäteren Entwicklung immer mehr dazu, niemals ſeine augen⸗ 
blicklichen Überzeugungen als endgültige anzuſehen. Von einem 
immer ſtärkeren Drange nach Wahrheit beſeelt und überzeugt, daß 
die Philoſophie und Sozialwiſſenſchaft unzählige Möglichkeiten der 
Betrachtungsweiſe darbieten, wollte er möglichſt viele kennen lernen, 
ohne ſich das Recht zuzuſprechen, der beſtrickenden logiſchen Ordnung 
eines Syſtems auch nur den geringſten Bruchteil möglicher Wahr⸗ 
heit zu opfern. ö 

Mill hat ſpäter verſucht, die Ideen herauszuheben, die er Comte 
verdankt (in „Comte et le Positivisme“, im „Selbſtbericht“ und 
in der „Logik“), zum Beiſpiel alle Gedanken über die Methode der 
Soziologie, die Unterſcheidung zwiſchen ſozialer Statik und Dynamik, 
ferner die Klaſſifizierung der Wiſſenſchaften, ſowie die großen Linien 
der Comteſchen Geſchichtsphiloſophie. Aber eine ſolche Aufzählung 
kann nur einen ſehr unvollkommenen Eindruck geben von dem Ein⸗ 
fluß, den ein Philoſoph auf den anderen ausübt. Findet er ſich doch 
weniger in einzelnen feſtzuſtellenden Teilen ſeines Werkes, als viel⸗ 
mehr latent in den allgemeinen Richtlinien und großen Gedanken⸗ 


gängen eines ganzen Zeitabſchnittes. 
8 * 
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Eine kurze Charakteriſtik des Comteſchen Standpunktes wird 
dazu beitragen, Mills Stellung, die nunmehr endgültig werden ſollte, 
eingehend zu beleuchten. 

Comte, der Begründer des Poſitivismus, hat zwei fundamentale 
Gedanken aufgeſtellt: 

1. die geſchichtliche Annahme der drei Stadien in der intellek⸗ 
tuellen Entwicklung der Menſchheit, 
2. eine neue Anordnung der Wiſſenſchaften. 

Die drei Stadien der Entwicklung ſind: das theologiſche, das 
metaphyſiſche und das Stadium der exakten Wiſſenſchaften — das 
poſitive; oder mit Mills Terminologie: die theologiſch⸗animiſtiſche, 
die ontologiſch⸗metaphyſiſche und die phänomenologiſch⸗poſitiviſtiſche 
Erkenntnisſtufe !. 

Das Einzelindividium ſowohl wie die ganze denkende Menſchheit 
durchlaufen dieſe drei Stufen. In der erſten erklärt ſich der Menſch 
die Naturerſcheinungen aus dem Wirken übernatürlicher Weſen; dieſe 
Anſchauung hat ſich hintereinander in drei religiöſen Formen dar⸗ 
geſtellt: dem Fetiſchismus, dem Polytheismus und dem Monotheis- 
mus. Sie iſt die Stufe der Kindheit. 

In der zweiten, der methaphyſiſchen Stufe, wird die Natur aus 
abſtrakten Urſachen gedeutet. Es iſt dies eine Übergangsepoche, in 
die nach Comte unſere Zeit noch hineingehört. Die dritte, poſitive 
Stufe wird erreicht, wenn man allein durch Beobachtung und Ex⸗ 
periment den Zuſammenhang der Dinge zu erklären verſucht. Es 
iſt die Zeit der exakten Wiſſenſchaften, der einzigen Philoſophie, die 
für die Zukunft der Menſchheit von Bedeutung iſt. Sie ſucht nicht 
abſolute, ſondern relative Wahrheit durch Feſtſtellung von Geſetz⸗ 
mäßigkeiten innerhalb der Erſcheinungswelt. 

Dieſe drei Stadien, die auch jede einzelne Wiſſenſchaft durch⸗ 
laufen muß, bedingen außerdem gleichzeitig eine Rangordnung der 
Wiſſenſchaften untereinander, die eine Entwicklungsreihe vom Ein⸗ 
fachſten und Allgemeinſten bis zu immer größerer Kompliziertheit 
und Spezialiſierung bildet, und es ergibt ſich demnach folgende 
Staffelung: 

1. Mathematik, 2. Aſtronomie, 3. Phyſik, 4. Chemie, 5. Bio⸗ 
logie, 6. Soziologie“. 


1 Val. „Augufte Comte und der Poſitivismus“. Weſtminſter⸗Review 1864. 
2 „Der Poſitivismus“ von A. Comte. Deutſch von Noſchlau, 1894, 
S. 80. 
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Während die Mathematik ſchon ziemlich früh, die Chemie und Bio⸗ 
logie erſt kürzlich in das poſitive Stadium eingetreten ſind, iſt es 
das Ziel Comtes, die Geſellſchaftslehre, die Soziologie, in dieſes 
letzte Stadium zu bringen. Dies in aller Kürze die berühmten 
Entwicklungsſtufen Comtes, die Mill im großen ganzen billigte. 

Am meiſten intereſſiert hier zum Verſtändnis Mills Comtes 
Moralprinzip. Nur was die Ablehnung jeder Theologie als Metaphyſik 
betrifft, ſtand Comte auf demſelben Boden wie die materialiſtiſche 
Schule; ſein Moralprinzip iſt indes genau das entgegengeſetzte. 
Während Bentham dem Egoismus und Indiviudalismus huldigt und 
aus ihnen die Tugenden abzuleiten ſucht, iſt Comte der Erfinder 
des Namens „altruisme“, und ſtellt in dieſem Begriff das Leben 
für andere als den wahren Grund aller Sittlichkeit hin: „Vivre pour 
autrui“. War der Benthamiſtiſche Radikalismus in ſeiner Welt⸗ 
anſchauung materialiſtiſch, in ſeiner Moral utilitariſtiſch und in der 
Politik vom laisser-faire- Prinzip durchdrungen, ſo iſt die Richtung 
Comtes poſitiviſtiſch, altruiſtiſch und fozial?. 

Der altruiſtiſche Grundſatz des Poſitivismus lautet: „Lebe für 
den Nächſten“, d. h. für die Familie, das Vaterland, die Menſchheit. 
Comte ſieht die natürliche Überlegenheit des poſitiviſtiſchen Geiſtes⸗ 
lebens gegenüber dem theologiſchen beſonders in der Aufgabe, „die 
egoiſtiſchen Regungen den ſympathiſchen Trieben, das perſönliche dem 
ſozialen Gefühl ſoweit als möglich unterzuordnen“. Das Wurzeln 
in dem Grundprinzip des ſozialen Bewußtſeins bewirkt nach ihm, 
daß „das menſchliche Glück des privaten wie öffentlichen Lebens vor⸗ 
nehmlich in der größtmöglichen Ausbildung der wohlwollenden 
Regungen“ beſteht *. 

Gelegentlich der Beſprechung von Mills Urteil über Bentham 
iſt ſchon ausgeführt worden, wie bei ihm der Begriff des Glücks 
eine tiefgehende Veränderung erfuhr“; jetzt wird ſichtbar, daß fein 
Betonen der „Sympathetic“ Vergnügungen ſich in Übereinſtimmung 
befindet mit Comtes Prinzip des Altruismus, ohne daß deshalb 
das Streben nach Glückſeligkeit aufgegeben iſt“. 


1 Bol. Schultze⸗Gaevernitz, „Zum ſozialen Frieden“. Leipzig 1890, 
II, S. 72. 

2 „Der Poſitivismus“, S. 86/87. 

2 Bgl. oben S. 104. 

1 Nützlichkeitsprinzip“. Gef. Werke Bd. I, S. 170... „Iſt dem aber fo, 
fo it Glückſeligkeit der einzige Endzweck des menſchlichen Handelns, und die 
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Die ſoziologiſche Einſtellung bringt Comte nach Anſicht 
F. A. Langes durchaus in das Lager der Kommuniſten, inſofern 
man unter Kommuniſten die Gegner des egoiſtiſchen Prinzips ver⸗ 
ſteht. Man dürfte heute ſtatt Kommunismus eher den Begriff Soli⸗ 
darismus hiermit im Einklang finden, wenn Solidarismus den or⸗ 
ganiſchen Zuſammenhang auf allen Gebieten der ſozialen Erſchei⸗ 
nungen, insbeſondere der gegenſeitigen Abhängigkeit der geiſtigen, 
fittlichen, ſtaatlichen und gewerblichen Entwicklung bedeutet. 

Das ganze Syſtem Comtes iſt ja ſchließlich nichts anderes als 
die ausdrückliche Betonung der zu erſtrebenden Solidarität mora⸗ 
liſcher und religiöſer, juriſtiſcher und wirtſchaftlicher, biologiſcher 
und ſoziologiſcher Intereſſen. Im „Discours sur l' Esprit positif“ 
ſagt er: „Die Geſamtheit der neueren Philoſophie läßt die Ver⸗ 
bindung eines jeden mit allen unter einer Menge von verſchieden⸗ 
artigen Zügen ſo ſtark hervortreten, daß unwillkürlich das tiefe 
Gefühl der ſozialen Solidarität zu aller Zeit und an allen 
Orten zum innerlichen Erlebnis werden muß”. ! 

Wie weit Mill ſich dieſem Standpunkt nähert und einen dauernden 
und vollkommenen Idealzuſtand ſozialer Einrichtung für möglich hält, 
geht aus den Ausführungen im „Nützlichkeitsprinzip“ (S. 30) hervor. 
„Die fortſchreitende Entwicklung der menſchlichen Vernunft wird 
bei allen Einzelweſen ein Gefühl der Einheit mit allen anderen er⸗ 
zeugen, ein Gefühl, das, wenn es zu ſeiner Vollkommenheit gelangt 
iſt, dem Individuum nicht mehr geſtatten wird, irgendeine Verbeſſerung 
ſeiner Lage anzuſtreben, an der nicht auch alle anderen teilhaben.“ — 
Gewiß ein Solidarismus in ſeiner höchſten Ausprägung. Während 
aber Comte Utopift iſt, wenn auch nicht im gleichen Maße wie Saint - 
Simon, und mit dogmatiſchem Eifer ſeine Lehren wie ein Religions⸗ 
ſtifter verkündet, bleibt Mill — trotz des Einfluſſes, den Comte auf 
ihn ausübt — kritiſcher Skeptiker. Nur die Einheitlichkeit der Er⸗ 
ziehung, die für Comte ein Hauptmoment bedeutet zur „Unterordnung 
der natürlichen Selbſtſucht unter die geſellſchaftliche Liebe“, wird 
auch von Mill zu jeder Zeit gefordert als ein wichtiger Faktor zur 
Verbeſſerung der beſtehenden Verhältniſſe. Er glaubt wie Comte, 
daß die ſoziale Entwicklung nicht ſo ſehr von politiſchen als von 


Beförderung derſelben der Prüfſtein, nach welchem alles menſchliche Verhalten 
zu beurteilen iſt; und hieraus folgt wieder mit Notwendigkeit, daß ſie das 
Kriterium der Moralität iſt, ſintemal das Ganze den Teil in ſich ſchließt.“ 

1 Zitiert nach Gide und Riſt, a. a. O. 


1799] Die ſozialpolitiſchen Wandlungen von John Stuart Mill 119 


moraliſchen und ſittlichen Veränderungen abhängig iſt. Es ſcheint 
ein grundlegender Unterſchied zwiſchen dieſem Solidarismus einer⸗ 
ſeits und dem Kommunismus und Sozialismus anderſeits vor allem 
der zu ſein, daß dieſe letzteren die Löſung der ſozialen Frage durch 
politiſche Mittel und Anwendung von Gewalt erſtreben, während 
der Solidarismus die Gegenſätze des Klaſſenhaſſes auf friedlichem 
Wege zu löſen ſucht, da die Achtung vor den geſchichtlichen Tat⸗ 
ſachen ihn beſtimmt zu verſuchen, dieſe als notwendige Stufen der 
Entwicklung in günſtigem Sinne zu beeinfluſſen, ohne ſie gewaltätig 
zu zerſtören. Die Forderung des ſtaatlichen Eingreifens beſchränkt 
ſich in dieſem Syſtem lediglich auf das ſoziale Gebiet, im übrigen 
beſteht das Ideal ſtrengſter Nicht⸗Interventionspolitik. Daher handelt 
es ſich beim Poſitivismus auch nicht um Vernichtung des Indivi⸗ 
dualismus zugunſten des Sozialismus, ſondern lediglich um eine 
Unterordnung der Einzelintereſſen unter völliger Wahrung der Frei: 
heit des Individuums. Am meiſten berührt ſich dieſe Weltanſchauung 
mit den ſozialiſtiſchen Ideen in der den beiden gemeinſamen ver⸗ 
änderten Problemſtellung gegenüber der klaſſiſchen Schule der Libe⸗ 
ralen, was die wirtſchaftspolitiſchen Fragen anbelangt. Nicht die 
Produktionsfaktoren, ſondern die lebendigen Individuen, und unter 
dieſen nicht die Kapitaliſten, ſondern die Arbeiter und ihre Rechts⸗ 
beziehungen zu den anderen ſozialen Klaſſen bilden das Thema, die 
Lebensfrage, die, einmal in ihrer wahren Bedeutung erkannt, nie 
wieder vom Schauplatz ſozialwiſſenſchaftlicher Diskuſſionen ver⸗ 
ſchwinden ſollte. 

Bei der Beſprechung der Millſchen Werke aus dieſer Zeit wird 
fid) noch Gelegenheit finden, hier und dort Comtes Einfluß feſt⸗ 
zuſtellen, obgleich die einzelnen praftifd = jozialpolitifchen Ideen und 
Vorſchläge weniger auf den franzöſiſchen Philoſophen zurückzuführen 
find, als vielmehr die endgültig übernommene ſoziologiſche Einſtellung, 
die relativiſtiſche Methode und das altruiſtiſche Moralprinzip, drei 
Momente, die in ihrer unmittelbaren Einwirkung auf das ſozial⸗ 
politiſche Programm Mills nicht leicht überſchätzt werden können. 


2. Mrs. Taylors Einfluß auf die endgültige Feft- 
legung der Aberzeugungen Mills 

„In die Periode des Fortſchrittes, welche jetzt mein Geiſt erreicht 

hatte, fällt die Bildung einer Freundſchaft, welche die Ehre und der 

Hauptſegen meines Daſeins geweſen iſt, wie auch die Quelle von 

vielem, was ich zur Hebung der Menſchheit verſucht habe und noch 
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zu erzielen hoffe, die wertvollſte Freundſchaft meines Lebens““, die 
mit Mrs. Taylor. Sie war die Gattin eines nach Mills eigenem 
Urteil ausgezeichneten, wackeren und ehrenhaften Mannes von liberalen 
Anſichten und guter Erziehung, den ſeine Frau achtete und verehrte 
bis zu ſeinem Tode (1849). Der Beginn der Bekanntſchaft fällt 
ſchon in das Jahr 1831. Mill iſt 25, ſie 23 Jahre alt, und erſt nach 
20 langen Jahren ritterlichſter Minne — nur der mittelalterliche 
Begriff ſcheint dieſer ſeltſam fernen, ehrfurchtsvollen und doch glühenden 
Verehrung angemeſſen — finden ſie ſich zu dem Bunde zuſammen, 
der ihre ſchon ſo lange beſtehende Gemeinſchaft des Fühlens und 
Denkens durch die Vereinigung ihres ganzen Daſeins krönt. Nur 
Vila Jahre kann Mill „dieſen Segen fein eigen nennen“ ?. Eine 
auf der Reiſe entſtandene Lungenentzündung war die Urſache von 
Mrs. Taylors plötzlichem Tode. 

Dies die wenigen äußeren Daten jener Freundſchaft, die zu den 
ſeltenſten, tiefſten und einflußreichſten gehört, die wir in der Geſchichte 
großer Männer kennen. 

Läßt man den Selbſtbericht Mills urſprünglich auf ſich wirken, 
ſo bietet ſich dem Auge das Bild einer hohen, edlen Frau von reicher 
natürlicher Begabung des Herzens und des Geiſtes, von der ſchlichten 
Anmut eines moraliſch geſeſtigten, ſelbſtloſen Charakters und von 
der echt weiblichen Innigkeit ſeeliſchen Erlebens, das verſchwenderiſch 
und unerſchöpflich ſich offenbart und all denen einen Anteil gewährt 
an dem eigenen Reichtum, die dafür nur das kleinſte Gefühl entgegen ⸗ 
zubringen vermögen. Ergänzt man das Bild durch die Vorſtellung 
einer außergewöhnlichen intellektuellen Regſamkeit und intuitiven Be⸗ 
gabung ſchnellen und gründlichen Erfaſſens einerſeits und eines 
künſtleriſch regen und anregenden poetiſchen Temperaments anderſeits, 
fo begreift man, daß Mill, ſelbſt bei ſubjektiver Überſchätzung feiner 
„faſt unfehlbaren Beraterin“, in Mrs. Taylor die glücklichſte Er⸗ 
gänzung ſeines in unermüdlicher harter Denkarbeit verfloſſenen Lebens 
gefunden hat. 

Die überſtrömenden Worte der Dankbarkeit, mit der er ihr 
huldigt, ſooft er nur ihren Namen im Selbſtbericht erwähnt, find 
im tiefſten Grunde ſeines Weſens empfunden. Er hat in ihr die Ver⸗ 
wirklichung deſſen geſehen, was wir eine „ſchöne Seele“ nennen. 
Für ſie iſt charakteriſtiſch, daß ihr ſittliches Handeln nicht erſt der 


1 Selbſtbericht, S. 153. 
® Ebenda S. 200. 
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Überwindung entgegengeſetzter Triebfedern bedarf, ſondern aus der 
Selbſtverſtändlichkeit eines konfliktloſen Triebes quillt: „Für die 
ſchöne Seele iſt das Leben gleichſam einreihig, ſie will von vornherein 
nur, was fie fol” 1. Dieſe Einheitlichkeit ihrer Natur, die Harmonie 
ihres Seins und ihres Handelns iſt es, die den leicht beeinflußbaren, 
leicht zu überzeugenden Geiſt des Denkers wohl am meiſten feſſelte und 
die wohltätigſte Wirkung ausübte auf ſeinen zur Skepſis und zum 
Prüfen und Nachprüfen neigenden Verſtand. Er ſelbſt ſpricht dieſe 
überzeugung aus: „Meine haſtige Bereitwilligkeit, von jedermann 
zu lernen und in meinen Anſichten jeder neuen Errungenſchaft Raum 
zu geben, indem ich die neuen Ideen den alten anpaßte, hätte mich 
ohne ihren befeſtigenden Einfluß verleiten können, meine früheren 
Anſchauungen allzuſehr zu modifizieren. Durch nichts leiſtete ſie 
meiner geiſtigen Entwicklung einen wertvolleren Dienſt, als durch 
das richtige Abmeſſen der relativen Wichtigkeit von gewiſſen Berück⸗ 
ſichtigungen; dadurch bewahrte ſie mich oft davor, Wahrheiten, die ich 
erſt kürzlich erkannt hatte, einen bedeutſameren Platz in meinen Ge⸗ 
danken einzuränmen, als ihnen füglicherweiſe zuſtand“.“ 

Nicht ſo ſehr das Objektiv⸗Wiſſenſchaftliche, auch nicht ſo ſehr 
die „menſchliche Note“, die er ihr in ſeinen Werken am meiſten ver⸗ 
danken zu müſſen glaubt, ſcheinen das Bedeutſamſte zu ſein; der 
Abſchluß, die Endgültigkeit, die ſeinem Denken verliehen wurde, 
oder — vielleicht vorſichtiger ausgedrückt — die nunmehr eindeutig 
vorgeſchriebene und konſequent beſchrittene Bahn ſeines geiſtigen 
Fortſchrittes find der Gewinn, den dieſe einheitliche, in ſich ruhende 
Frau dem vielbewegten Denker brachte. Ohne Furcht vor Über⸗ 
treibung darf man mit Mill ſagen, daß in bezug auf ſeinen geiſtigen 
Fortſchritt und ſeine zunehmende Originalität ſeine Schriften eben⸗ 
ſogut ihr Werk genannt werden können, wie das ſeinige. 

Als ſie ſtarb, war auch ſein Geiſt erloſchen. „Eine Leitung für 
Ideen“, nannte er ſich ſeither, und es iſt ergreifend, die wenigen 
Worte in der Selbſtbiographie zu leſen, die er ſeinem unausſprechlichen 
Schmerze abringt '. 


1 Bgl. Georg Simmel, „Das Relative und Abſolute im Geſchlechter⸗ 
problem“, S. 89. (Aufſatz in „Philoſophiſche Kultur“.) 

2 Selbſtbericht, S. 210. 

s In einem Briefe an Thornton, zitiert von Bain, „J. St. Mill“, 
A criticism, p. 102, ſchreibt er: „It is doubtful if 1 shall ever be fit for any- 
thing, public or private, again. The spring of my life is broken. But I shall 
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Obgleich erſt 52 jährig, fand Mill doch nicht mehr die Kraft und 
ſeeliſche Energie, ſein Leid ſich ſo ſehr zu eigen zu machen, daß es 
als ein Teil ſeiner ſelbſt in ihm geruht hätte und ſein Wirken und 
Schaffen nur noch menſchlicher und reicher hätte geſtalten können. 
Sein Schmerz ſtand zu aller Zeit über ihm und unterjochte die 
ganze Perſönlichkeit. Er blieb einſam und war nur noch bemüht, den 
Reſt ſeines Lebens in der geiſtigen und ſeeliſchen Nähe der geliebten 
Frau zu verbringen. In Avignon, in nächſter Nähe ihrer letzten 
Ruheſtätte, baute er ſich ein Häuschen und lebte dort mit ſeiner 
Stieftochter, um nur noch auf kurze Zeit in die Welt zurückzukehren 
und als Mitglied des Parlaments ſeiner radikalen Geſinnung während 
der Dauer einer Seſſion beredten Ausdruck zu verleihen. Dann ließ 
er ſich endgültig in Südfrankreich nieder und lebte der Erinnerung 
an die Frau, deren Andenken ihm Religion war. 

Die Grabesinſchrift, die er ihr widmete, iſt durch J. Stuart 
Glennie überliefert worden. Sie lautet: 


„Dem teuren Andenken von 
Harriet Mill, 
der treu geliebten und tief betrauerten Gattin von 
John Stuart Mill. 

Ihr weites und liebendes Herz, ihre edle Seele, ihr klarer 
und machtvoller, ihr ſchöpferiſcher und umfaſſender Geiſt, machten 
ſie zur Führerin und Stütze, zur Verkünderin der Weisheit, und 
ihr Vorbild an Güte zum einzigen irdiſchen Troſt derer, die das 
Glück hatten, ihr anzugehören. Sie erfaßte das Wohl des Volkes 
mit demſelben Ernſt, wie ſie Edelmut und Ergebenheit für alle 
diejenigen hatte, die ſie umgaben. So hat ſich ihr Einfluß an 
vielen Verbeſſerungen unſerer Zeit fühlbar gemacht und wird es 
noch künftighin tun. Gäbe es nur wenige ſolchen Herzens und 
Geiſtes, ſo würde dieſe Erde ſchon der erſehnte Himmel ſein. Sie 
ſtarb — ein unerſetzlicher Verluſt für alle, die ſie überleben — zu 
Avignon, am 3. November 1858”. 1 


Man begreift die Stimmung, die Glennie bei dem Leſen dieſer 
Widmung zu den Worten veranlaßte: „Ich weiß nicht, was von 


best fulfil her wishes by not giving up the attempt to do something useful 
I am sure of your sympathy, but if you knew what she was, you would feel 
how little any sympathy can do.“ 

1 J. Stuart Glennie, „James and John Stuart Mill: Traditional and 
Personal Memorials“. 
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allem, das ich jemals las — dank dem verinnerlichten und vornehmen 
Gefühlsausdruck — einen tieferen Eindruck auf mich machte, als dieſe 
Grabſchrift, die ich las auf dem weißen Marmorgrab inmitten der 
herbſtlichen Luft und in dem glühenden Licht des Sonnenunterganges, 
das ausgegoſſen war über dem zypreſſenbepflanzten Friedhof der 
Provence“. 

Mrs. Taylors geiſtiger Anteil an Mills Werken tritt zum erſten 
Mal in den „Principles“ deutlich hervor. Die „Logik“ verdankt 
ihr nur einige untergeordnete Momente in der Diktion. — Aber 
das Kapitel in der „Politiſchen Okonomie“, „Über die wahrſchein⸗ 
liche Zukunft der arbeitenden Klaſſen“, das nach Mills Anſicht mehr 
Eindruck gemacht hat als das ganze übrige Buch, iſt ausſchließlich 
ihr Werk. In dem erſten Konzept hatte es noch nicht geſtanden. 
Während der rein wiſſenſchaftliche Teil von ihm war, gab ſie dem 
Buch „jenen allgemeinen Ton, nach welchem es ſich von allen früheren 
Behandlungen der Nationalökonomie, die eine wiſſenſchaftliche Be⸗ 
deutung beanſpruchen, unterſchied“ .“ 

Die „Freiheit“ iſt das wichtigſte und bedeutendſte Produkt ihrer 
gemeinſamen Arbeit. Hier nur ſoviel: Mill hielt es ſelbſt für das 
Beſte, was je vorher oder nachher von ihm ausging. Er verſichert 
ausdrücklich, die Mitarbeit ſeiner Frau unmöglich an einzelnen Ge⸗ 
danken nachweiſen zu können; die ganze Denkweiſe ſei durchaus der 
Ausdruck ihrer gemeinſam gewonnenen Überzeugungen, die ſie in 
gewiſſenhafteſter Prüfung nach allen Richtungen hin als endgültige 
angenommen hätten. 

Schon hier findet ſich der für ihre Zuſammenarbeit charakte⸗ 
riſtiſche Gedanke (S. 111), daß, um die faſt deſpotiſche Gewalt des 
Mannes über die Frau zu beſeitigen, nichts weiter erforderlich ſei, 
als daß die Frauen dieſelben Rechte erhalten und den Schutz der 
Geſetze in derſelben Weiſe genießen ſollten wie die Männer, die in 
dieſer Frage „ſich nicht des Vorwandes der Freiheit bedienen, ſondern 
offen als Kämpen der Gewalt auftreten“. 


1 a. a. O. 

2 Selbſtbericht, S. 205; vgl. auch S. 206/07. — Bain berichtet (p. 166), 
daß die erſten Dedikationsexemplare der „Polit. Okonomie“ eine Widmung ent⸗ 
hielten, die lautete: „To Mrs. John Taylor, who of all persons known to the 
author, is the most highly qualified, either to originate or to appre- 
ciate speculation on social advancement, this work is, with the 
highiest respect an esteem, dedicated.“ 
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Zwar ſagt Mill, daß er nicht erft durch Mrs. Taylors Einfluß 
auf dieſes Problem geſtoßen ſei. Vielmehr verdanke er hierin weit⸗ 
gehende Anregung den Saint⸗Simoniſten . Was jedoch die Einſicht 
in die ungeheuer praktiſche Tragweite einer Emanzipation der Frauen 
anlangt, wie ſie niedergelegt iſt in dem Buche über „Subjection of 
Women“ 18692, ſo ſtellt ſie zweifellos das Reſultat ihrer ſeit 
Jahren gemeinſam gepflogenen Diskuſſionen dar. Bain meint, dieſes 
Thema ſei das einzige, welches Mrs. Mill mit eigener Feder ge⸗ 
ſchrieben habe. Ihr Einfluß auf Mill und durch ihn auf die ganze 
Welt liegt in erſter Linie in dieſer Leiſtung. Unabhängig von ihr 
würde Mill wohl die Gleichheit der Geſchlechter auch weiter als ab⸗ 
ſtraktes Prinzip verteidigt haben, allein ſchon ſeiner Maxime gemäß: 
höchſte Freiheit für das Individuum. Die aktuelle Dringlichkeit 
dieſer Frage aber ging ihm erſt auf durch ihre ſeltene Kenntnis der 
menſchlichen Natur und der Würdigung der moraliſchen und ſozialen 
Einflüſſe, welche von der Löſung dieſer Frage abhängen. Mill fordert 
kurz gejagt: völlige Gleichberechtigung der Geſchlechter in allen ge- 
ſetzlichen, politiſchen, ſozialen und häuslichen Beziehungen. Abgeſehen 
von dem großen geiſtigen und moraliſchen Vorteil, den die Frau 
ſelbſt hierdurch erlangen würde, wird vor allem ihr verſittlichender 
Einfluß auf den Mann gewürdigt und eine Garantie für glückliche 
Ehen in gleicher Bildung und Gleichberechtigung geſehen. Beſonders 
wird „die Verdoppelung der dem Dienſt der Menſchheit zu Gebote 
ſtehenden Summe der geiſtigen Kraft” * als bedeutſamer Gewinn 
gewertet. . 

Gleichgültig, wie groß der geiftige Anteil feiner Frau bei der 
Entſtehung dieſes Buches war — es iſt das beredteſte Dokument ſeiner, 


1 Vgl. oben S. 61/62. 

2 „Die Hörigkeit der Frau“, aus dem Engliſchen überſetzt von Jenny 
Hirſch. Berlin 1891. 

8 In einem Briefe an Florence Nightingale aus dem Jahre 1867 
( „Lettres“ Vol. II, p. 104) findet ſich ſchon die charakteriſtiſche Stelle: „I will 
confess to you that I have often stood amazed at what has seemed to me 
the presumption with which persons who think themselves humble set bounds 
to tbe capacity of improvement of their fellow creatures, think themselves 
qualified to define how much or how little of the divine light of truth can 
be borne by the world in general, assume that none but the very elite can 
see what is perfectly clear to themselves, and think themselves permitted to 
dole out infinitesimal doses that daily bread of truth upon which they them. 
selves live, and without which the world must come to an end.“ 

* „Hörigkeit der Frau“, S. 115. 
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das ganze Leben hindurch verfochtenen Anſicht von dem verwerflichen 
Mißbrauch der Gewalt. Die Art der Beweisführung und die bei 
ihm ſonſt nicht übliche Wucht der Sprache bewirkt, daß dieſe Ab⸗ 
handlung nicht nur zu einem hervorragenden Wortführer gegen Unter⸗ 
werfung und Hörigkeit in jeder Form wurde, ſondern zu den logiſch 
einwandfreieſten und objektiv wertvollſten Mitteln gehört, durch 
welche die moderne Frauenbewegung am eheſten ihre Gegner über⸗ 
zeugen zu können hofft. 

Mill war mit ſeiner Frau und Miß Emily Davies unter anderen 
einer der Gründer der erſten Frauenſtimmrechts⸗Geſellſchaft, welche 
béi zu der „National Union of Women’s Suffrage Societies“ ent- 
wickelte, und er war der erſte, der eine Petition, dieſen Gegenſtand 
betreffend, im Parlament einreichte. 


3. Mills ſozialpolitiſche Werke aus den beiden 
letzten Perioden ſeiner Entwicklung (ſeit 1840) 

An der Hand von Mills Werken aus dieſer ſozialiſtiſch⸗ſolida⸗ 
riſtiſchen Zeit muß nun verſucht werden, ſein ſozialpolitiſches Pro⸗ 
gramm zu entwickeln und es zur letzten Faſſung zu verfolgen. 

Das größte Intereſſe gilt zunächſt dem Hauptwerk, den „Prin- 
ciples of Political Economy“, das, wie oben erwähnt, von 
Sidney Webb als die Grenze zwiſchen den alten und neuen Oko⸗ 
nomen bezeichnet wurde. Verſteht man unter dem Begriff „Grenze“ 
keine haarſcharf trennende Linie, ſondern einen allmählichen Über⸗ 
gang, ſo iſt dies Urteil berechtigt. Beim Vergleich der zeitlich nicht 
weit auseinanderliegenden verſchiedenen Ausgaben dieſer erſten um⸗ 
faſſenden Arbeit auſ dem Wirtſchaftsgebiet werden ſich manche be⸗ 
deutſame Anſichtsänderungen aufweiſen laſſen, ſowohl was die prak⸗ 
tiſchen Vorſchläge anbetrifft, wie die Unterſcheidung zwiſchen ſozialer 
Statik und Dynamik und die ſoziologiſche Betrachtungsweiſe. Immer 
aber wird ſich bei dieſem Werke der Zuſammenhang mit dem ur⸗ 
ſprünglich liberal⸗utilitariſchen Geſichtspunkt des Denkers mehr oder 
weniger deutlich konſtatieren laſſen. 

Den raſchen Erfolg der „Politiſchen Okonomie“, die in vier 
Jahren drei Auflagen erlebte — im ganzen wurde fie fiebenmal 
verlegt —, führt Mill darauf zurück, daß die Volkswirtſchaft hier 
nicht geſondert dargeſtellt war, ſondern „als Fragment eines größeren 
Ganzen, als ein Zweig der ſozialen Philoſophie“, mit der ſie in 
betreff von Wirkung und Gegenwirkung in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang ſtehe. So deutet ſchon der vollſtändige Titel des Buches 
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„Prinzipien der politifden Okonomie mit einigen ihrer Anwendungen 
auf die Sozialphiloſophie“ daraufhin, daß Mills Werk ſozialphilo⸗ 
ſophiſche und ⸗politiſche Tendenzen hatte, d. h. über die Grenzen 
der reinen Theorie hinausſtrebte. Hierdurch war von vornherein 
eine neue Unterſuchung der früheren Anſchauungen erforderlich ge⸗ 
worden. Zwar kann Mill ſich nicht entſchließen, ſeine früheren An⸗ 
ſchauungen ohne weiteres aufzugeben. Er verſucht ſie dadurch zu 
retten, daß er eine Trennung vornimmt zwiſchen zwei ökonomiſchen 
Unterſuchungsſphären. Es iſt die Unterſcheidung zwiſchen 
der Theorie der Produktion und der Theorie der Diſtri⸗ 
bution, die ſeiner Anſicht nach ſein Hauptverdienſt in der ganzen 
Wirtſchaftslehre bedeutet. Die Produktion baſiert auf unveränder⸗ 
lichen Naturgeſetzen; ſie bildet das ſtatiſche Element in der Wirt⸗ 
ſchaft und kann nur durch die a priori-Methode erfaßt werden. Die 
Diſtribution dagegen enthält nur dynamiſche Elemente, indem ſie 
zwiſchenmenſchliche Beziehungen darſtellt und von den Veränderungen 
in der Geſellſchaft abhängt. Daher gibt es für ſie keine a priori 
giltigen Normen, ſondern nur a posteriori feſtzuſtellende Tendenzen. 
Ohne auf die logiſchen Einzelheiten ſeiner Methodenlehre hier näher 
eingehen zu wollen, genügt es, in dieſem Zuſammenhang ihr Reſultat 
feſtzuſtellen, daß nämlich die Sozialwiſſenſchaften — von denen die 
Nationalökonomie als Verteilungslehre nur ein Zweig iſt — nur 
zeitlich beſchränkte Wahrheiten oder Geſetze aufſtellen kann. 

Alſo ſchon damals die Erkenntnis der Relativität wirt⸗ 
ſchaftlicher Geſetze! Eine Anſchauung, die von der hiſtoriſchen 
Schule Deutſchlands (Hildebrand, Roſcher, Knies) im Laufe der 
nächſten Jahre weiter verfolgt werden ſollte. 

Im Kapitel „Über das Eigentum“ verſucht Mill die getrennte 
Betrachtungsweiſe der Produktion und Diſtribution zu rechtfertigen. 
Soweit die Geſetze und Bedingungen der Produktion von Vermögen 
den Charakter phyſikaliſcher Wahrheiten zeigen, ſollen ſie ihrem 
Objekt entſprechend zu den Naturwiſſenſchaften zählen; die Güter⸗ 
verteilung hingegen, die von den ſozialen Einrichtungen und Be⸗ 
ziehungen der Menſchen abhängt, gehöre in das Gebiet der morali⸗ 
ſchen und ſozialen Wiſſenſchaft !. 

Dieſe Unterſcheidung bleibt in dem „Lehrbuch der politiſchen 
Okonomie“ noch ziemlich oberflächlich und mußte es bleiben, denn 
eine Wiſſenſchaft, die den Menſchen, die Geſellſchaft in den Mittel- 


— 


1 Bol. Einleitung zur „Politiſchen Okonomie“ und Buch II, Kap. 1, § 1. 
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punkt ſtellt, verträgt keine Ausſchließlichkeit in der Anwendung von 
Methoden. 

Der Gegenſatz von Natur⸗ und Geiſteswiſſenſchaften oder nomo⸗ 
thetiſcher und idiographiſcher Wiſſenſchaften, unter denen wir heute 
— nach Rickert und Windelband — vielleicht am eheſten Mills 
Bemühen der Trennung von Produktion und Diſtribution begreifen 
können, bezeichnet nur polare Punkte, zwiſchen denen ſich die metho⸗ 
diſche Arbeit der Nationalökonomie bewegen muß!. So zutreffend 
daher Mills Unterſcheidung allgemeingültiger⸗ſtatiſcher Geſetz e und 
hiſtoriſch⸗ rechtlicher dynamiſcher Tendenzen ift, fo unmöglich ſcheint 
es, durch die allzu äußerliche Scheidung der Wiſſenſchaft in Pro⸗ 
duktion und Diſtribution eine Trennungsmauer errichten zu können, 
welche die Wirkungsſphäre der Statik und Dynamik voneinander 
abarenzt?. Längſt iſt es uns geläufig, einen Kreislauf im wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchehen zu erkennen mit gegenſeitiger urſächlicher Be⸗ 
einfluſſung und funktioneller Abhhängigkeit der Wirtſchaftsſtufen 
voneinander. 

Mag indes die Unterſcheidung, die Mill vornimmt, zur Kritik 
herausfordern und ſich in dieſer Form jedenfalls als unhaltbar er⸗ 
weiſen, ſo iſt doch hiermit die Grundlage der klaſſiſchen Doktrin 
zum erſtenmal erſchüttert: daß nämlich die Verteilung ebenſo wie 
die Produktion etwas Notwendiges, a priori Beſtimmtes ſei, gegen 
das keine menſchliche Macht etwas tun könne. 

Wer den Gedanken mit voller Überzeugung ausſprechen konnte, 
daß „die geſellſchaftliche Verfaſſung des heutigen Europa ihren Aus⸗ 
gangspunkt von einer Verteilung des Eigentums, die nicht das 
Ergebnis gerechter Teilung und nicht durch Erwerbstätigkeit 
erworben, ſondern das Ergebnis von Eroberung und Ge⸗ 
walt ſei“,“ der hat ſich in ſeinen Grundprinzipien frei gemacht 
von der „dismal science“ der klaſſiſchen Schule. Mill hat damit 
bewußt einen der Grundpfeiler untergraben, die ſeine Lehrmeiſter in 
tendenziöſer Gebundenheit an die Klaſſenintereſſen der neu auf⸗ 
kommenden Induſtrie errichtet hatten, nämlich die ſakroſankte Eigen⸗ 
ſchaft des Eigentums als naturrechtliche, d. h. naturnotwendige und 


1 Bol. Schmoller, Handwörterbuch der Staats wiſſenſchaften, Artikel 
„Volks wirtſchaft“ III. 

2 Bal. hierzu die neueſten grundlegenden Ausführungen von J. Schum⸗ 
peter, „Dogmen⸗ und Methodengeſchichte“, vor allem III. „Über die Methode 
der Klaſſiker“ im „Grundriß der Sozialökonomik“, 1. Buch A, II. Tübingen 1914. 

2 „Politiſche Okonomie“, Buch II, Kap. I, § 3, S. 314. 
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gerechte Inſtitution. Von dieſem Standpunkt ausgehend hatten 
A. Smith und Ricardo ebenſo wie der junge Mill lediglich 
die Art und Weiſe der Verteilung des Eigentums an die Produktions⸗ 
faktoren Boden, Kapital und Arbeit volkswirtſchaftlich erörtert und 
Geſetzmäßigkeiten konſtatiert. 

Durch die ſoziologiſche Betrachtungsweiſe der franzöſiſchen 
Sozialiſten aber mußte mit der Erkenntnis dynamiſcher Entwicklungs⸗ 
ftufen eine Kritik des Eigentums als einer nur hiſtoriſch gewordenen 
Kategorie erfolgen und ſomit eine vollkommen veränderte Problem⸗ 
ſtellung gewonnen werden. Die Frage lautet, konkret gefproden, 
nun nicht mehr: wie verteilt ſich das Eigentum an die ver- 
ſchiedenen Produktions faktoren?, ſondern: warum find 
gewiſſe Menſchen Eigentümer und andere nicht? Hier⸗ 
mit iſt der Boden abſtrakter Erörterungen verlaſſen und das lebende 
Individuum als ſoziologiſches Phänomen Problem geworden. Der 
Produzenten⸗Konſumentengegenſatz wird abgelöſt durch den nun 
aktuell gewordenen Kapitaliſten⸗Arbeitergegenſatz. Von da aus zur 
Unterſcheidung ſozialer Klaſſen und ihrer Rechtsbeziehungen zuein⸗ 
ander führt ein direkter Weg. 

Faßt man zuſammen, ſo ergibt ſich mit dieſer vorläufigen Feſt⸗ 
ſtellung für die Frage der Sozialpolitik folgendes: 

Die zu einer Zeit gegebenen geſellſchaftlichen Zuſtände ſind 
als Reſultat der Verteilung des Vermögens ebenſo wie dieſes 
ſelbſt verurſacht durch die menſchliche Natur. Dieſe aber iſt nicht 
„abſtrakt- univerfel”, ſondern hiſtoriſch geworden und wandelbar. 
Alſo iſt von ihrer Entwicklung der geſellſchaftliche Fortſchritt ab- 
hängig. 

Der Menſch — die Bildung ſeines Charakters, die Erziehung 
zu ſozialem Gefühl, die Milderung ſeiner Selbſtſucht — mußte 
ſomit der Ausgangspunkt einer jeden ſozialen Reform werden, und 
in dieſem Sinn iſt der Wunſch Mills zu verſtehen, eine Ethologie 
zu ſchreiben „als die Wiſſenſchaft, die der Kunſt der Erziehung ent⸗ 
ſpricht im weiteſten Umfang des Wortes, indem ſie ebenſo die Bil⸗ 
dung eines nationalen oder Geſamtcharakters wie die des indivi⸗ 
duellen begreift“ 7. 

Der bedeutendſte Fortſchritt Mills aber ſcheint in einem Moment 
zu liegen, deſſen Tragweite er ſchwerlich ſelbſt erkannt haben dürfte: 
in dem Auffinden des Problems der Umwelt. Hatte die klaſ⸗ 


1 „Logik“, Buch VI, Kap. V, § 4, S. 272. 
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ſiſche Schule bis dahin mit einer einzigen Welt gearbeitet und deren 
Konturen in einheitlichen Begriffen ſozuſagen homogeniſiert, ſo be⸗ 
greift Mill die zeitliche und räumliche Beſchränktheit einzelner 
Epochen und der ihnen adäquaten Wirtſchaftsformen. Das hatten 
Saint⸗Simon und Comte zwar auch ſchon geleiſtet. Doch beſchränkten 
ſich ihre Feſtſtellungen mehr auf eine Geſchichtsphiloſophie und eine 
Einordnung der Wirtſchaftswiſſenſchaft in die Soziologie. Mill aber 
hat wohl eine Abgrenzung der Soziologie verſucht, indem er die 
funktionellen Zuſammenhänge, die zwiſchen und über den einzelnen 
Perioden ſtehen, unterſcheidet von den innerhalb ihrer homogenen 
Sphäre abſolut gültigen Geſetzen der Wirtſchaftswiſſenſchaft. Hätte 
Mill die Ethologie wirklich geſchrieben, ſo wäre er damit vielleicht 
der Begründer der Soziologie geworden, deren Hauptaufgabe darin 
geſehen werden kann, die quantitativen Geſetzmäßigkeiten der Einzel⸗ 
wiſſenſchaften zu qualitativ funktionalen Beziehungen zu erweitern. 
Jedenfalls liegt in dem Aufdecken des zentralen Problems Mills 
großes Verdienſt, das keine Abſchwächung erfährt dadurch, daß er 
die Anregung dazu Saint⸗Simon und Comte verdankt. 

Aus dem bisher Geſagten ergibt ſich von ſelbſt der Weg für 
die folgenden Betrachtungen: Das erſte Buch der „Principles“, das 
von der Produktion handelt und ganz auf dem Boden der her⸗ 
kömmlichen Smith Ricardoſchen Theorie aufgebaut iſt, enthält für 
das intereſſierende Problem keinen Stoff. Um ſo mehr das zweite 
Buch, die Verteilungslehre. Hier mußte eine Auseinanderſetzung er⸗ 
folgen mit dem Eigentum als geſchichtliches und Rechtsinſtitut und 
den drei Arten des Einkommens: Profit, Grundrente und Arbeits⸗ 
lohn als den Reſultaten der Verteilung; und hier wird ſich prüfen 
laſſen, inwieweit Sidney Olivers Urteil zu Recht beſteht, wenn er 
ſagt: „Das ganze Fühlen Mills iſt ſozialiſtiſch, ſelbſt wenn er ſeine 
Beweisführung auf individualiſtiſchen Prämiſſen aufbaut“. ! 

Die erfte Auflage der „Principles“ wurde geſchrieben und vers 
öffentlicht vor der franzöſiſchen Revolution von 1848. In ihr waren 
die Schwierigkeiten des Sozialismus noch fo ſtark hervorgehoben, 
daß im ganzen der Ton eher oppoſitionell klang“.“ Die Ereigniſſe 
des Jahres 1848 eröffneten neue Möglichkeiten, der öffentlichen 
Meinung die ſozialiſtiſchen Ideen zugänglicher zu machen, und ſo 
ſtellt dieſer Teil des Buches in der zweiten Ausgabe (1849) ſchon 


1 To-Day. — Vol. If. N. S. 1884. 
2 Selbſtbericht, S. 195. 
Schmollers Jahrbuch XLI 4. 9 
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„Prinzipien der politiſchen Okonomie mit einigen ihrer Anwendungen 
auf die Sozialphiloſophie“ daraufhin, daß Mills Werk ſozialphilo⸗ 
ſophiſche und ⸗politiſche Tendenzen hatte, d. h. über die Grenzen 
der reinen Theorie hinausſtrebte. Hierdurch war von vornherein 
eine neue Unterſuchung der früheren Anſchauungen erforderlich ge⸗ 
worden. Zwar kann Mill ſich nicht entſchließen, ſeine früheren An⸗ 
ſchauungen ohne weiteres aufzugeben. Er verſucht ſie dadurch zu 
retten, daß er eine Trennung vornimmt zwiſchen zwei ökonomiſchen 
Unterſuchungsſphären. Es iſt die Unterſcheidung zwiſchen 
der Theorie der Produktion und der Theorie der Diſtri⸗ 
bution, die ſeiner Anſicht nach ſein Hauptverdienſt in der ganzen 
Wirtſchaftslehre bedeutet. Die Produktion baſiert auf unveränder⸗ 
lichen Naturgeſetzen; ſie bildet das ſtatiſche Element in der Wirt⸗ 
{daft und kann nur durch die a priori-Methode erfaßt werden. Die 
Diſtribution dagegen enthält nur dynamiſche Elemente, indem ſie 
zwiſchenmenſchliche Beziehungen darſtellt und von den Veränderungen 
in der Geſellſchaft abhängt. Daher gibt es für ſie keine a priori 
giltigen Normen, ſondern nur a posteriori feſtzuſtellende Tendenzen. 
Ohne auf die logiſchen Einzelheiten ſeiner Methodenlehre hier näher 
eingehen zu wollen, genügt es, in dieſem Zuſammenhang ihr Reſultat 
feſtzuſtellen, daß nämlich die Sozialwiſſenſchaften — von denen die 
Nationalökonomie als Verteilungslehre nur ein Zweig iſt — nur 
zeitlich beſchränkte Wahrheiten oder Geſetze aufſtellen kann. 

Alſo ſchon damals die Erkenntnis der Relativität wirt⸗ 
ſchaftlicher Geſetze! Eine Anſchauung, die von der hiſtoriſchen 
Schule Deutſchlands (Hildebrand, Roſcher, Knies) im Laufe der 
nächſten Jahre weiter verfolgt werden ſollte. 

Im Kapitel „Über das Eigentum“ verſucht Mill die getrennte 
Betrachtungsweiſe der Produktion und Diſtribution zu rechtfertigen. 
Soweit die Geſetze und Bedingungen der Produktion von Vermögen 
den Charakter phyſikaliſcher Wahrheiten zeigen, ſollen ſie ihrem 
Objekt entſprechend zu den Naturwiſſenſchaften zählen; die Güter⸗ 
verteilung hingegen, die von den ſozialen Einrichtungen und Be⸗ 
ziehungen der Menſchen abhängt, gehöre in das Gebiet der morali⸗ 
ſchen und ſozialen Wiſſenſchaft !. 

Dieſe Unterſcheidung bleibt in dem „Lehrbuch der politiſchen 
Okonomie“ noch ziemlich oberflächlich und mußte es bleiben, denn 
eine Wiſſenſchaft, die den Menſchen, die Geſellſchaft in den Mittel- 


1 Bol. Einleitung zur „Politiſchen Okonomie“ und Buch II, Kap. 1, § 1. 
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punkt ftellt, verträgt keine Ausſchließlichkeit in der Anwendung von 
Methoden. 

Der Gegenſatz von Natur⸗ und Geiſteswiſſenſchaften oder nomo⸗ 
thetiſcher und idiographiſcher Wiſſenſchaften, unter denen wir heute 
— nach Rickert und Windelband — vielleicht am eheſten Mills 
Bemühen der Trennung von Produktion und Diſtribution begreifen 
können, bezeichnet nur polare Punkte, zwiſchen denen ſich die metho⸗ 
diſche Arbeit der Nationalökonomie bewegen muß!. So zutreffend 
daher Mills Unterſcheidung allgemeingültiger⸗ſtatiſcher Geſetz e und 
hiſtoriſch⸗ rechtlicher dynamischer Tendenzen ift, fo unmöglich ſcheint 
es, durch die allzu äußerliche Scheidung der Wiſſenſchaft in Pro⸗ 
duklion und Diſtribution eine Trennungsmauer errichten zu können, 
welche die Wirkungsſphäre der Statik und Dynamik voneinander 
abgrenzt“. Längſt iſt es uns geläufig, einen Kreislauf im wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchehen zu erkennen mit gegenſeitiger urſächlicher Be⸗ 
einfluſſung und funktioneller Abhhängigkeit der Wirtſchaftsſtufen 
voneinander. 

Mag indes die Unterſcheidung, die Mill vornimmt, zur Kritik 
herausfordern und ſich in dieſer Form jedenfalls als unhaltbar er⸗ 
weiſen, ſo iſt doch hiermit die Grundlage der klaſſiſchen Doktrin 
zum erſtenmal erſchüttert: daß nämlich die Verteilung ebenſo wie 
die Produktion etwas Notwendiges, a priori Beſtimmtes ſei, gegen 
das keine menſchliche Macht etwas tun könne. 

Wer den Gedanken mit voller Überzeugung ausſprechen konnte, 
daß „die geſellſchaftliche Verfaſſung des heutigen Europa ihren Aus⸗ 
gangspunkt von einer Verteilung des Eigentums, die nicht das 
Ergebnis gerechter Teilung und nicht durch Erwerbstätigkeit 
erworben, ſondern das Ergebnis von Eroberung und Ge⸗ 
walt fei”,® der hat ſich in feinen Grundprinzipien frei gemacht 
von der „dismal science“ der klaſſiſchen Schule. Mill hat damit 
bewußt einen der Grundpfeiler untergraben, die ſeine Lehrmeiſter in 
tendenziöſer Gebundenheit an die Klaſſenintereſſen der neu auf⸗ 
kommenden Induſtrie errichtet hatten, nämlich die ſakroſankte Eigen⸗ 
ſchaft des Eigentums als naturrechtliche, d. h. naturnotwendige und 


1 gl. Schmoller, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, Artikel 
„VBolkswirtſchaft“ III. 

2 Bal. hierzu die neueſten grundlegenden Ausführungen von J. Schum⸗ 
peter, „Dogmen- und Methodengeſchichte“, vor allem III. „Über die Methode 
der Klaſſiker“ im „Grundriß der Sozialökonomik“, 1. Buch A, II. Tübingen 1914. 

2 „Politiſche Okonomie“, Buch II, Kap. I, 8 3, S. 314. 
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gerechte Inſtitution. Von dieſem Standpunkt ausgehend hatten 
A. Smith und Ricardo ebenſo wie der junge Mill lediglich 
die Art und Weiſe der Verteilung des Eigentums an die Produktions⸗ 
faktoren Boden, Kapital und Arbeit volkswirtſchaftlich erörtert und 
Geſetzmäßigkeiten konſtatiert. 

Durch die ſoziologiſche Betrachtungsweiſe der franzöſiſchen 
Sozialiſten aber mußte mit der Erkenntnis dynamiſcher Entwicklungs⸗ 
ftufen eine Kritik des Eigentums als einer nur hiſtoriſch gewordenen 
Kategorie erfolgen und ſomit eine vollkommen veränderte Problem⸗ 
ſtellung gewonnen werden. Die Frage lautet, konkret geſprochen, 
nun nicht mehr: wie verteilt fich das Eigentum an die oer, 
ſchiedenen Produktions faktoren?, fondern: warum find 
gewiſſe Menſchen Eigentümer und andere nicht? Hier⸗ 
mit iſt der Boden abſtrakter Erörterungen verlaſſen und das lebende 
Individuum als ſoziologiſches Phänomen Problem geworden. Der 
Produzenten⸗Konſumentengegenſatz wird abgelöſt durch den nun 
aktuell gewordenen Kapitaliſten⸗Arbeitergegenſatz. Von da aus zur 
Unterſcheidung ſozialer Klaſſen und ihrer Rechtsbeziehungen zuein⸗ 
ander führt ein direkter Weg. 

Faßt man zuſammen, ſo ergibt ſich mit dieſer vorläufigen Feſt⸗ 
ſtellung für die Frage der Sozialpolitik folgendes: 

Die zu einer Zeit gegebenen geſellſchaftlichen Zuſtände ſind 
als Reſultat der Verteilung des Vermögens ebenſo wie dieſes 
ſelbſt verurſacht durch die menſchliche Natur. Dieſe aber iſt nicht 
„abitraft « univerſell“, ſondern hiſtoriſch geworden und wandelbar. 
Alſo iſt von ihrer Entwicklung der geſellſchaftliche Fortſchritt ab⸗ 
hängig. 

Der Menſch — die Bildung ſeines Charakters, die Erziehung 
zu ſozialem Gefühl, die Milderung ſeiner Selbſtſucht — mußte 
ſomit der Ausgangspunkt einer jeden ſozialen Reform werden, und 
in dieſem Sinn iſt der Wunſch Mills zu verſtehen, eine Ethologie 
zu ſchreiben „als die Wiſſenſchaft, die der Kunſt der Erziehung ent⸗ 
ſpricht im weiteſten Umfang des Wortes, indem ſie ebenſo die Bil⸗ 
dung eines nationalen oder Geſamtcharakters wie die des indivi⸗ 
duellen begreift“ 7. 

Der bedeutendſte Fortſchritt Mills aber ſcheint in einem Moment 
zu liegen, deſſen Tragweite er ſchwerlich ſelbſt erkannt haben dürfte: 
in dem Auffinden des Problems der Umwelt. Hatte die Pot, 


1 „Logik“, Buch VI, Kap. V, § 4, S. 272. 
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ſiſche Schule bis dahin mit einer einzigen Welt gearbeitet und deren 
Konturen in einheitlichen Begriffen ſozuſagen homogeniſiert, ſo be— 
greift Mill die zeitliche und räumliche Beſchränktheit einzelner 
Epochen und der ihnen adäquaten Wirtſchaftsformen. Das hatten 
Saint⸗Simon und Comte zwar auch ſchon geleiſtet. Doch beſchränkten 
ſich ihre Feſtſtellungen mehr auf eine Geſchichtsphiloſophie und eine 
Einordnung der Wirtſchaftswiſſenſchaft in die Soziologie. Mill aber 
hat wohl eine Abgrenzung der Soziologie verſucht, indem er die 
funktionellen Zuſammenhänge, die zwiſchen und über den einzelnen 
Perioden ſtehen, unterſcheidet von den innerhalb ihrer homogenen 
Sphäre abſolut gültigen Geſetzen der Wirtſchaftswiſſenſchaft. Hätte 
Mill die Ethologie wirklich geſchrieben, ſo wäre er damit vielleicht 
der Begründer der Saziologie geworden, deren Hauptaufgabe darin 
geſehen werden kann, die quantitativen Geſetzmäßigkeiten der Einzel⸗ 
wiſſenſchaften zu qualitativ funktionalen Beziehungen zu erweitern. 
Jedenfalls liegt in dem Aufdecken des zentralen Problems Mills 
großes Verdienſt, das keine Abſchwächung erfährt dadurch, daß er 
die Anregung dazu Saint⸗Simon und Comte verdankt. 

Aus dem bisher Geſagten ergibt ſich von ſelbſt der Weg für 
die folgenden Betrachtungen: Das erſte Buch der „Principles“, das 
von der Produktion handelt und ganz auf dem Boden der her⸗ 
kömmlichen Smith Ricardoſchen Theorie aufgebaut ut. enthält für 
das intereſſierende Problem keinen Stoff. Um ſo mehr das zweite 
Buch, die Verteilungslehre. Hier mußte eine Auseinanderſetzung er⸗ 
folgen mit dem Eigentum als geſchichtliches und Rechtsinſtitut und 
den drei Arten des Einkommens: Profit, Grundrente und Arbeits⸗ 
lohn als den Reſultaten der Verteilung; und hier wird ſich prüfen 
laſſen, inwieweit Sidney Olivers Urteil zu Recht beſteht, wenn er 
ſagt: „Das ganze Fühlen Mills iſt ſozialiſtiſch, ſelbſt wenn er ſeine 
Beweisführung auf individualiſtiſchen Prämiſſen aufbaut”. ! 

Die erfte Auflage der „Principles“ wurde geſchrieben und vers 
öffentlicht vor der franzöſiſchen Revolution von 1848. In ihr waren 
die Schwierigkeiten des Sozialismus noch fo ſtark hervorgehoben, 
„daß im ganzen der Ton eher oppoſitionell klang“.“ Die Ereigniſſe 
des Jahres 1848 eröffneten neue Möglichkeiten, der öffentlichen 
Meinung die ſozialiſtiſchen Ideen zugänglicher zu machen, und ſo 
ſtellt dieſer Teil des Buches in der zweiten Ausgabe (1849) ſchon 


1 To-Day. — Vol. II. N. S. 1884. 
2 Selbſibericht, S. 195. | 
Schmollers Jahrbuch XLII. 9 
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einen „vorgeſchritteneren Standpunkt“ dar. Mill felbit ſagt: „So 
wunderbar ſind die moraliſchen und wirtſchaftlichen Umgeſtaltungen, 
die ſich in unſerer Zeit vollziehen, daß man ohne eine beſtändige 
Erneuerung eines Werkes wie des vorliegenden mit ihnen kaum Schritt 
halten kann“ !. 

In der erſten Auflage viele warme Worte der Verteidigung für 
das Privateigentum, in der zweiten Ausgabe im folgenden Jahr, 
und noch vielmehr in der dritten Ausgabe des Jahres 1852 eine 
ebenſo eingehende wie wohlwollende Kritik und Würdigung des 
Sozialismus und Kommunismus mit der Begründung, daß „die 
geſteigerte Bedeutung, welche die ſozialiſtiſche Kontroverſe gewonnen 
hat, ſeit der Entſtehung dieſes Werkes es wünſchenswert gemacht 
habe, das betreffende Kapital zu erweitern“ ?. 

Die diesbezügliche Stelle in der dritten Ausgabe, die vollkommen 
umgearbeitet wurde, iſt charakteriſtiſch für ſeine nunmehr endgültige 
Stellungnahme zu dieſer Frage“: „Der gewöhnlich gegen ein Syſtem 
gemeinſchaftlichen Eigentums und gleicher Verteilung des Ertrages 
gemachte Vorwurf, daß nämlich jede Perſon ſich beſtändig ihrem zu⸗ 
kommenden Arbeitsteil zu entziehen ſuchen wird, berührt zweifellos 
eine wirklich vorhandene Schwierigkeit. Die jedoch dieſen Einwand 
erheben, vergeſſen, in wie hohem Grade die gleiche Schwierigkeit bei 
dem Syſtem beſteht, nach welchem neun Zehntel aller geſellſchaftlichen 
Verrichtungen jetzt ausgeführt werden.“ 

Auch den Einwurf einer Übervölkerung in einer kommuniſtiſch 
organiſierten Geſellſchaft weiſt Mill energiſch zurück, weil „jede 
Vermehrung der Zahl, welche die Lebenshaltung herabſetzt ... uns 
mittelbare und unverkennbare Nachteile für jedes Individuum in der 
Gemeinſchaft hervorrufen“ würde. Die einzige Schwierigkeit von 
Bedeutung, die er aber auch nicht für unüberwindlich hält, liegt 
in der gerechten Verteilung der Arbeit; aber „die ſchlechteſte und die 
ungerechteſte Arbeitsverfaſſung, die in dieſer Beziehung unter einem 


1 Als Anmerkung zu Buch II, Kap. II, § 6. 

2 Vorwort zur II. Ausgabe 1849: „. .. the increased importance which 
the Socialist controversy has assumed since this work was written, has made 
it desirable to enlarge the chapter wich treats of it; the more so, as the 
objections therein stated, to the specific schemes propounded by some Socia- 
lists, have been erroneously understood as a general condemnation of all 
that is commonly included under that name.“ 

s Zitiert nach der vorzüglichen neueſten Überſetzung von Gehrig⸗ 
Waentig, Jena 1913, Fiſcher, welche bei weitem die vorhergehenden Ober, 
trifft. Buch II, Kap. I, § 3. 
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nach Gleichheit ſtrebenden Syſtem eingeführt werden könnte, würde 
doch noch jo weit hinter der Ungleichheit und Ungerech⸗ 
tigkeit zurückbleiben, unter denen die Arbeit an ſich jetzt verteilt 
iſt, daß ſie kaum bei dieſer Gegenüberſtellung in Rechnung geſtellt 
zu werden braucht“. 

Folgende viel zitierte Stelle faßt Mills Urteil über den Kommu⸗ 
nismus in einer glänzenden Verteidigung desſelben zuſammen: 


„Wenn demnach zu wählen wäre zwiſchen einem Kommunismus 
mit allen ſeinen Ausſichten und Gefahren und dem gegenwärtigen 
Geſellſchaftszuſtand mit allen ſeinen Leiden und Ungerechtigkeiten; 
wenn die Einrichtung des Privateigentums notwendig zur Folge 
hätte, daß der Arbeitsertrag, wie wir heute ſehen, beinahe im ent⸗ 
gegengeſetzten Verhältnis zur Arbeit verteilt würde, — daß nämlich 
der größte Anteil denen zufällt, die überhaupt niemals gearbeitet 
haben, der nächſtgrößte denen, deren Arbeit faſt nur auf dem Papier 
ſteht, und ſo in ſteigender Linie, wobei die Vergütung um ſo mehr 
abnimmt, je härter und unangenehmer die Arbeit iſt, bis ſchließlich 
die ermüdendſte und anſtrengendſte körperliche Arbeit überhaupt nicht 
mehr auf einen ſelbſt für die Lebensbedürfniſſe notwendigen Lohn 
Rer rechnen kann; wenn dieſer Zuſtand oder der Kommunismus 
die Alternative wären, ſo würden alle bedeutenden und un⸗ 
bedeutenden Schwierigkeiten des letzteren nur wie 
Staub auf der Wage wiegen“ .! 

Weil ein gerechtes Urteil über den Wert einer Geſellſchafts⸗ 
ordnung ſolange unmöglich iſt, wie ſie nur in der Theorie beſteht 
und man trotz aller erſtrebten Objektivität vom Standpunkt des 
herrſchenden privatwirtſchaftlichen Syſtems aus immer leichter die 
Schwierigkeiten abſchätzt als die Vorteile, ſo verlangt Mill geradezu 
eine Periode des Experiments, ausgeübt von ſolchen, die ſich dazu 
berufen fühlen. 

Für ſich perſönlich aber ſieht er zunächſt die wichtigſte Aufgabe 
darin, das Privateigentum als Prinzip einer eingehenden Prüfung 
zu unterziehen und es als Einrichtung „nicht wie es iſt, ſondern 
wie es ſein könnte“, dem Kommunismus gegenüberzuſtellen. „Iſt doch 
das auf der gegenwärtigen Stufe menſchlichen Fortſchrittes haupt⸗ 
ſächlich Wünſchenswerte nicht die Untergrabung des Syſtems des 
individuellen Eigentums, ſondern ſeine Verbeſſerung und die volle 


1 d. a. O. Buch II, Kap. I, § 3, S. 313. 
9 * 
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Teilnahme eines jeden Mitgliedes der Gemeinſchaft an ſeinen Wohl⸗ 
taten“ l. 

Mills Kritik des Kommunismus zwingt zur höchſten Bewunde⸗ 
rung. Sie zeigt, welche Freiheit ein Denker bewahrt, der nie ſeine 
Erfahrungen und Studien zu unumſtößlichen Überzeugungen werden 
läßt, mit Ausnahme der einen, daß alles, was wir annehmen und 
für richtig halten, beſtändig revidiert werden muß. Nur auf dieſe 
Weiſe ſchützt er ſich vor Vorurteilen, die allzu leicht traditionell 
werden; nur ſo erreicht er die nötige Elaſtizität, ganz von An⸗ 
ſchauungen der Zeit abſtrahieren zu können und auf dem Wege des 
eigentlichen freien Denkens auch die am nächſten ſtehenden Probleme 
von der nötigen Entfernung aus zu überſchauen. 

Es iſt die Zeit, in der Mill ſich ſehr entſchieden unter die 
Sozialiſten reiht und ſein Programm folgendermaßen formuliert: 
Vereinigung des Höchſtmaßes an individueller Handlungsfreiheit 
mit Gemeinſamkeit am Beſitz der natürlichen Schätze der Welt und 
gleichmäßiger Anteil aller an den Erzeugniſſen der Arbeit, die dieſe 
Schätze ausnützt !. 

Im Rahmen dieſer Arbeit muß es die Hauptaufgabe bleiben, 
nicht ſo ſehr die Bedeutung der einzelnen Vorſchläge auf ihre prak⸗ 
tiſche Verwertbarkeit hin zu prüfen, wie vielmehr die Abweichung 
und den theoretiſchen Fortſchritt gegenüber der liberalen Schule 
und die Übereinſtimmung mit der ſozialen Richtung feſtzuſtellen. 

Was das Erbrecht betrifft, iſt der Einfluß der Saint⸗Simo⸗ 
niſten auf Mill deutlich erkennbar. „Der Zufall der Geburt“ iſt 
nach ihnen ſchuld, daß die Produktionsmittel nicht in die Hände 
derer gelangen, die fie für das Intereſſe der Geſellſchaft am beiten 
verwenden könnten. Das einzige Mittel, die Zerſplitterung des 
Nationaleigentums zu verhüten, iſt die ausſchließliche Erbberechti⸗ 
gung des Staates. Er ſoll als „bankartige Regierung“ die Kapi⸗ 
talien verwalten und die Organiſation der Produktion im großen 
betreiben. Wie verträgt ſich dieſer Vorſchlag mit der Forderung 
der größtmöglichen individuellen Freiheit, an der Mill nach wie vor 
feſthält? Er rettet feine Anſchauung durch einen theoretiſch ein» 
wandfreien Gedanken, indem er unterſcheidet zwiſchen dem Ver⸗ 
fügungsrecht des Beſitzers und dem Erwerbsrecht des Erben. Der 
Erblaſſer ſoll teſtamentariſch zwar völlig frei verfügen dürfen über 


— 


1 4. a. O. Buch II, Schlußwort des I. Kapitels, S. 325. 
2 Vgl. Selbſtbericht, S. 193. 
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ſein Vermögen und jeden, den er will, zum Erben einſetzen; die 
Annahmeberechtigung des Erben aber ſoll eine beſtimmte Grenze 
nicht überſchreiten, über die hinaus der Staat in die Erbfolge 
eintritt 1. 

Dieſe Löſung iſt vielleicht nicht ſo geiſtreich wie ſie Gide er⸗ 
ſcheint; viel eher iſt ſie eine Art Vogel⸗Strauß⸗Politik, durch die 
Mill ſein individualiſtiſches Prinzip zu retten ſucht. Der Erblaſſer 
hat zwar in ſeiner Eigenſchaft als freies Individuum das Recht, 
über ſein Vermögen unbeſchränkt zu verfügen; wenn der Erbe aber 
im Intereſſe der Geſamtheit nur bis zu einer beſtimmten Höhe erb⸗ 
berechtigt iſt, ſo wird der Beſitzer doch wohl bei Kenntnis dieſer 
geſetzlichen Beſtimmung ſeine Verfügung danach treffen und über 
den Reſt anderweitig disponieren, oder ihn direkt dem Staat über⸗ 
weiſen. Praktiſch alſo iſt damit das freie Verfügungsrecht des 
Einzelnen doch ſehr beſchränkt. 

Daß bei fehlender Deszendenz und letztwilliger Beſtimmung das 
Eigentum an den Staat fallen ſoll, iſt ein Vorſchlag, den Mill 
{gon von Bentham übernommen hat. 

Jedenfalls iſt mit dem Vorſchlag, den Reichtumserwerb durch 
Erbſchaft ſehr zu beſchränken und den Staat in ſo hohem Maße 
erbberechtigt zu machen, eine der ſtärkſten ſozialiſtiſchen Forderungen 
aufgeſtellt, die Mills Programm enthält *. 

Gegen die Bodenrente lehnt Mill ſich aus den gleichen Er⸗ 
wägungen wie gegen das Erbrecht auf, weil auch hier ein „unearned 
increment“ beftebe. 

Ricardo hatte ſich damit begnügt, die Rente im wefentliden 
für ein Differentialeinfommen zu erklären, das ſeinen Urſprung den 
Differenzen der Rentierung (oder den naturgegebenen und verkehrs⸗ 
gegebenen Bonitätsunterſchieden, nach Oppenheimers Terminolgoie) 
verdankt. Er ſowohl wie feine Schüler hatten die Rente als eine 
natürliche, ja ſogar notwendige Tatſache hingenommen, ohne ihren 
Charakter der Illegitimität als unverdientes Einkommen zu erkennen. 
Ganz abgeſehen davon, daß Mill den Rentenbegriff bedeutend er⸗ 
weitert ®, zieht er die Schlußfolgerungen aus den Prämiſſen Ricardos. 


1 d. a. O. Buch II, Kap. II, § 4, S. 340. 

2 Gide ſagt daher mit vollem Recht: „Von allen von Mill vorgeſchlagenen 
Löſungen iſt dieſe offenbar die am ſtärkſten ſozialiſtiſche“, S. 424 in 
Gide u. Rift, Geſchichte der volkswirtſchaftlichen Lehrmeinungen. 

* Mill führt die Entſtehungsurſache auf den Charakter des Bodens 
jurück: „Die Urſache der Rente liegt darin, daß das Produkt in Wirklichkeit 
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Hatte dieſer den Beweis zweifellos erbracht, daß die Grundrente 
ein Einkommen ohne Arbeit iſt, ſo ſtellt Mill ſofort die Frage 
nach der Gerechtigkeit eines ſolchen Einkommens und kommt zu dem 
Reſultat, daß nicht nur die Grundrente, ſondern jede Aneignung 
des Bodens durch Private dem Prinzip des rechtmäßigen Eigentums 
widerſpricht. 

„Da das weſentliche Prinzip des Eigentums iſt, allen Perſonen 
das zuzuſichern, was ſie durch ihre Arbeit hervorgebracht und durch 
ihre Enthaltſamkeit angehäuft haben, kann das Prinzip keine An⸗ 
wendung finden auf das, was nicht das Produkt von Arbeit iſt, 
alſo auf das Rohmaterial der Erde“ !; und an anderer Stelle: „Kein 
Menſch ſchafft das Land, es iſt das urſprüngliche Erbe des 
ganzen Menſchengeſchlechts. Seine Aneignung iſt im ganzen 
eine Frage des allgemeinen Nutzens“. Ihn ſieht Mill am ebe 
ſten erreicht in der Nationaliſierung des Bodens, ohne indeſſen eine 
ſofortige Erfüllung dieſer Forderung für nützlich zu halten. Da eine 
Enteignung nur allmählich und unter größten Schwierigkeiten der 
Berechnung des Mehrwerts möglich ſein würde, erſcheint ihm zu⸗ 
nächſt die Konfiskation der Bodenrente mit Hilfe einer allgemeinen 
durchgreifenden Grundſteuer am gerechteſten und ratſamſten. 

Schon ſein Vater James Mill hatte den gleichen Gedanken ſehr 
ausführlich ausgeſprochen 8. Hauptſächlich aber ſcheinen Sismondi 
und Saint⸗Simon Mills Vorſchläge in dieſer Richtung beeinflußt 
zu haben, was auch aus längeren Zitaten in den „Principles“ her⸗ 
vorgeht. Bei den allgemeinen Grundſätzen der Beſteuerung kommt 
er im fünften Buch noch einmal auf die Bodenrente zurück und argu⸗ 
mentiert hier mit unwiderlegbarer Logik: „Man nehme den Fall 
an, daß eine Art Einkommen die Tendenz habe, ſich beſtändig zu 
vermehren, ohne Zutun oder Anſtrengung irgendeiner Art von ſeiten 
der Eigentümer, welche dadurch zu einer Klaſſe der Geſellſchaft wer⸗ 
den, die, bei völliger Paſſivität ihrerſeits der natürliche Lauf der 
Dinge fortwährend bereichert. In einem ſolchen Fall wäre es keine 
Verletzung der Grundſätze, auf denen das Privateigentum beruht, 
wenn der Staat dieſen Zuwachs des Reichtums oder einen Teil 


einen Seltenheitswert hat; daher iſt die Rente ein Monopoleinkommen (a. a. O. 
Buch II, Kap. 16, § 1 u. 2), entſtehend aus dem Monopolpreis der Nahrungs- 
mittel;“ alſo eine Monopolpreistheorie im Sinne Oppenheimers. 

1 d. a. O. Buch II, Kap. II, § 5, S. 343. 

2 Ebenda S. 348. 

„Elements of Political Economy“, Kap. IV, Abt. V. 
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davon gleich bei ſeinem Entſtehen für ſich beanſpruchte. Es würde 
hierdurch eigentlich niemandem etwas genommen; es wäre nur eine 
gemeinnützige Verwendung einer Vermehrung des Vermögens, die 
durch die Umſtände herbeigeführt iſt und die ſonſt nur eine unver⸗ 
diente Zunahme der Reichtümer einer beſonderen Klaſſe wäre. 
Dieſer Fall beſteht nun aber in Wirklichkeit bei der Bodenrente“. 

In den „Papers on Land Tenure“ (im IV. Bd. der Diss. 
and Disc.) iſt Mills Reformprogramm ausführlich dargeſtellt. 
Faßt man es kurz zuſammen, ſo iſt Mill zwar theoretiſch zu den 
Anhängern der Verſtaatlichung des Bodens zu rechnen, in praxi 
aber begnügt er ſich mit dem Vorſchlag der Neutraliſierung durch 
eine ihr adäquate Grundſteuer. Seine Idee iſt als ſolche nicht 
eigentlich ſozialiſtiſch zu nennen; ſein Ziel iſt vielmehr Hebung des 
kleinbäuerlichen Beſitzes auf individualiſtiſcher Baſis — wiederum 
einer ſeiner charakteriſtiſchen Kompromiſſe zwiſchen Individualismus 
und Sozialismus, denen man noch öfter begegnen wird. — Erſt 
feine Nachfolger, die Mitglieder der Fabian- Society und unter 
ihnen beſonders die Webbs, weiteten den Rentenbegriff ſozialiſtiſch 
aus mit radikaler Forderung des Kollektiveigentums. 

War ſchon bei der Löſung der Eigentumsfrage das Bemühen 
Mills erkennbar, einen verbindenden Weg zu finden zwiſchen der alten 
liberalen Partei und dem Sozialismus, indem er das bedingungs⸗ 
loſe laisser-faire verwarf, ohne die Sozialiſierung des individuellen 
Eigentums anzuſtreben, ſo iſt die Behandlung des Arbeiterproblems 
das typiſche Beiſpiel für die Solidarität, d. h. für die Aufrecht⸗ 
erhaltung der individuellen Menſchenrechte unter gleichzeitiger Aufer⸗ 
legung gewiſſer Opfer und Pflichten jedes Einzelnen im Intereſſe 
der Geſamtheit. 

So verſchieden auch die Wege find, die zu dem einen Ziel, der 
allgemeinen dauernden Erhöhung des Arbeitslohnes hinführen ſollen, 
ſo ſtimmen doch alle in dem Streben überein: tatkräftige Hingabe 
an die ſozialen Pflichten mit individueller Unabhängigkeit zu vereinen“. 


1 a. a. O. Buch V, Kap. II, § 5, S. 126, zitiert nach der Überſetzung 
von Ad. Soetbeer, da bis zu dieſem Zeitpunkt nur der erſte Band der 
Gehrig⸗Überſetzung erſchienen iſt. 

2 Im Vorwort zu der III. Ausgabe der „Principles“ (1852) ſagt Mill: 
. . ylt appears to me, that the great end of social improvement should be 
to fit mankind by cultivation, for a state of society combining the greatest 
personal freedom with that just distribution of the fruits of labour, whiclı 
tbe present laws of property do not profess to aim at.“ 
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Ob es ſich um materielle Vorſchläge handelt, wie die von den 
Arbeitern ſelbſt zu ſchaffende Produktivgenoſſenſchaft oder die vom 
Staat zu fordernde Koloniſation, ob das ideelle Mittel der Volkserziehung 
oder der Selbſtbeherrſchung der Maſſen als oberſte Maxime zur 
Hebung des Arbeiterſtandes geprieſen wird: das Solidarintereſſe 
verleiht ihnen allen die gleiche Dringlichkeit und verſöhnt die ſcheinbar 
polaren Gegenſätze zwiſchen dem ausgeprägteſten Individualismus 
und der ſtärkſten Interventionspolitik in ihrem Zuſammenwirken des 
gleichen Zieles willen. 

Die Verbeſſerung der geſellſchaftlichen Zuſtände durch jedes nur 
denkbare Mittel zu erreichen, war zu allen Zeiten Mills erſter und 
ernſthafteſter Wunſch; und deshalb ſcheute er, ſelbſt auf die Gefahr 
hin, von gewiſſenhaften Dogmatikern mancher Widerſprüche geziehen 
zu werden, doch nicht davor zurück, auf Koſten der Einheitlichkeit 
ſeines Lehrgebäudes heterogenſte Forderungen nebeneinander zu 
ſtellen. 

Es wäre wohl eine leichte und vielleicht dankbare Aufgabe für 
den Kritiker, Mills divergierende Ausſprüche aufzuweiſen und einander 
gegenüber zu ſtellen; denn vieles, was ihm früher Überzeugung war 
und ſpäter überwunden wurde, iſt in ſeinen Werken ſtehen geblieben. 
Es bleibt ſogar zu bezweifeln, ob er ſelbſt bei völliger Umarbeitung 
des Früheren je zu einer einheitlich geſchloſſenen Darſtellung ſeiner 
Anſchauungen gelangt wäre. Allzu abgeneigt war ſeine ehrliche 
Natur gegen jegliche Art von Kompromiſſen, die nur der theoretiſchen 
Form genügt hätten. 

Dankbarer aber will auch jetzt die Aufgabe erſcheinen, die lo⸗ 
giſche Notwendigkeit zu erweiſen, die ihn im Laufe ſeiner Entwicklung 
durch die nur ſcheinbar zuſammenhangloſen Gegenſätze von Indivi⸗ 
dualismus und Sozialismus hindurch zum Solidarismus führte. 

Ein bedeutſames Beiſpiel hierfür iſt Mills Stellung zur Frage 
der Produktivgenoſſenſchaft. Zuele iſt nach ihm das „edle Ideal“ 
einer Aſſoziationsform, die unter Beibehaltung des Privateigentums 
alle Vorteile des kommuniſtiſchen Syſtems in ſich vereinigt, und die 
„wenn die Menſchheit in ihrer ſozialen Vervollkommnung fortſchreitet, 
ſchließlich vorherrſchend werden dürfe“. Sie bedeutet nicht die 
Vereinigung eines an der Spitze ſtehenden Kapitaliſten mit Arbeitern, 
die keine Stimme bei der Verwaltung haben, ſondern eine Aſſoziation 
zwiſchen Arbeitern unter ſich auf dem Fuße der Gleichheit, denen 
das Kapital, womit ſie arbeiten, gemeinſchaftlich gehört, und die ihr 
Geſchäft unter der Leitung von Vorſtänden betreiben, welche ſie ſelbſt 
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erwählt haben und wieder abſetzen können!. Er ſpricht von dem 
materiellen Nutzen der geſteigerten Produktivität der Arbeit, hervor⸗ 
gerufen durch das gemeinſame Intereſſe aller Arbeiter, ihre 
Leiſtung möglichſt auf ein Maximum zu ſteigern. Doch bedeutet 
dies ſo gut wie nichts im Vergleich zu der moraliſchen Um⸗ 
geſtaltung der menſchlichen Geſellſchaft: „zu der Beilegung der ewigen 
Fehde zwiſchen Kapital und Arbeit, der Umwandlung des menſch⸗ 
lichen Lebens, in welchem ein wohlwollender Wetteifer für das 
gemeinſame Beſte an die Stelle eines erbitterten Klaſſenkampfes 
treten würde . .. bei welcher Freiheit und Selbſtändigkeit der Indi⸗ 
viduen mit den ſittlichen, intellektuellen und wirtſchaftlichen Vor⸗ 
teilen einer verbundenen Produktion vereinigt blieben“. 

Dieſes genoſſenſchaftliche Programm beruht nicht auf Owens 
Ideen, ſondern auf dem franzöſiſchen Aſſozialismus von Louis Blanc, 
Saint⸗Simon und Fourier, die ähnliche Syſteme ausgearbeitet hatten. 
Es nimmt im Laufe der Jahre einen immer weiteren Raum in den 
„Principles“ ein, und ſchon im Vorwort zur III. Ausgabe (1852) 
ſagt Mill, daß die Zeit reif geworden ſei für eine ſchnellere Aus⸗ 
dehnung der Genoſſenſchaften, weil die demokratiſche Bewegung in 
Europa ihr den Boden bereitet hätte?. Und er bereichert das Ka⸗ 
pitel „Über die Zukunft der arbeitenden Klaſſen“ durch die Gr, 
ſahrung, die Frankreich ſeither auf dem Gebiete der Kooperation 
gemacht hatte !. 

Es iſt alſo die Organiſation von Arbeitergenoſſenſchaften in 
Form des Berufsverbandes mit induſtrieller Teilhaberſchaft als der 
wichtigſte Reformvorſchlag Mills bezüglich der Selbſthilfe der Ar⸗ 


1 „ Politiſche Otonomie’ Bud IV, Kap. VI, § 5, S. 81. 

2 a. a. O. S. 98 u. 100. 

2 Vorwort der III. Ausgabe der „Principles“ (1852): ... „That impor- 
tant experience shows that the time is ripe for a larger and more rapid 
extension of associations among labourerr, than could have been successfully 
attempted before the calumniated democratic movements in Europe, which 
though for the present put down by the pressure of brute force, have 
scattered widely the seeds of future improvements. I have endeavoured to 
designate more clearly the tendency of the social transformation, of which 
these associations are the initial step, and at the same time to disconnect 
the co-operative cause from the exaggerated or altogether mistaken decla- 
mations against competition, so largely indulged in by its supporters. 

In der IV. u. V. Ausgabe der „Principles“ (1865 u. 1871) find im 
Bud IV, Kap. VII, den §§ 6 und 7 immer noch neue Beiſpiele hinzugefügt 
worden. 
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beiter anzuſehen. Er hofft ſo ohne Störung der beſtehenden Ge⸗ 
wohnheiten die ſozialen Unterſchiede allmählich vollkommen zu be⸗ 
ſeitigen. Inwieweit dies nur ein Anfang ſein ſollte für eine zu⸗ 
künftige kollektiviſtiſche Geſellſchaft, entzieht ſich der Beurteilung; 
jedenfalls behält er eine der ausſchlaggebendſten Forderungen des 
Individualismus auch jetzt bei: das Prinzip der freien Konkurrenz. 
Noch in einem ſeiner ſpäteſten Werke, dem „Sozialismus“, das uns 
nur fragmentariſch überliefert iſt, ſchreibt er 1869: „Es muß be⸗ 
merkt werden, daß die Sozialiſten im allgemeinen eine ſehr unvoll⸗ 
kommene und einſeitige Einſicht in die Wirkſamkeit der Konkurrenz 
beſitzen“ “. Mill führt dies näher aus und ſpricht feine Meinung 
in den Worten aus: „In Wirklichkeit beſitzt die Konkurrenz, wenn 
ſie auf beiden Seiten eine vollkommen freie iſt, keine beſondere Ten⸗ 
denz, den Preis der Güter zu heben oder herabzuſetzen, ſondern ſie 
ſtrebt dahin, die Preiſe auszugleichen, Ungleichheiten der Vergütung 
aufzuheben und alles auf einen mittleren Durchſchnitt zu bringen, 
ein Erfolg, der, ſoweit er erreicht wird, den Grundſätzen der Sozia⸗ 
liſten zufolge ein wünſchenswerter ijt’ *. Immer ſteht das Streben 
des urſprünglichen Liberalen hinter allem, die Selbſtändigkeit des 
Individuums nach Möglichkeit ſich ungehindert entfalten zu laſſen, 
da hierin doch der Anfang und das Ende des wirtſchaftlichen Fort⸗ 
ſchrittes gelegen iſt. 

Um auf die Arbeiterorganiſation zurückzukommen, ſo hatten A. 
Smith und ſeine Nachfolger auch ſchon die Koalitionsverbote oer, 
worfen; Mill aber gelangt in ſeiner Beurteilung der Berufsvereinigung 
der Arbeiter erſt zur gerechten Würdigung ihrer Bedeutung und 
erkennt in ihnen das wirkſamſte Mittel zur Hebung der Arbeiter⸗ 
klaſſe und mithin des Arbeitslohnes. 

Bei der Behandlung dieſes Problems mußte es naheliegen, 
nicht nur das herrſchende Lohnſyſtem, ſondern ebenſo die Theorie 
des Arbeitslohnes, wie er ſie von Ricardo übernommen hatte, 
kritiſch zu unterſuchen. War das Geſetz ein notwendiges, „ehernes“, 
daß „der Lohn von der Nachfrage und dem Angebot von Arbeit, 
oder von dem Verhältnis zwiſchen Bevölkerung und Kapital ab⸗ 
hängt“, mit anderen Worten konnte eine Anderung dieſes Geſetzes 
zugunſten der Arbeiter nur ermöglicht werden durch Steigerung des 


1 So fagt Louis Blanc zum Beiſpiel: „Die Konkurrenz iſt für das Volk 
ein Syſtem der Ausrottung.“ (Organisation du travail, IV. Aufl. 1845, S. 7.) 

2 Geſ. Werke, Gomperz, Bd. XII, S. 192. 

8 „Politiſche Okonomie“, Buch II, Kap. XI, § 1, S. 506. 
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Lohnfonds oder Verminderung des Arbeiterangebots, ſo war das 
Urteil über jede Reformbeſtrebung ipso iure geſprochen. Denn der 
Lohn iſt nach dieſem Geſetz von natürlichen Urſachen abhängig, die 
ſich jeder menſchlichen Beeinfluſſung entziehen. Die Verurteilung 
des Arbeiters zur Paſſivität betont Mill felbft*; nur eine Möglich⸗ 
keit bleibt nach ihm dem Arbeiter: die Relation zwiſchen Lohnfonds 
und Arbeiterangebot zu beſtimmen. „Nicht der abſolute Betrag der 
Vermögensanhäufung oder der Produktion iſt für die arbeitende 
Klaſſe von Wichtigkeit, auch nicht einmal die Fonds, die zur Ver⸗ 
teilung unter die Arbeiter beſtimmt ſind, ſondern nur das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dieſen Fonds und der Menge, und 
jeder Plan zur Hebung, der nicht hiervon als dem Fundament aus⸗ 
geht, wird für die Dauer enttäuſchen?“.“ Mit andern Worten: 
übervölkerung iſt die Hauptquelle des Übels niedriger Arbeitslöhne. 
Dieſen Geſichtspunkt hat Mill nie aufgegeben. Auch als durch 
Thornton ſeine berühmte Bekehrung in bezug auf das Lohngeſetz be⸗ 
reits ſtattgefunden hatte, und er durch die Veröffentlichung ſeiner 
„Arbeiterfrage“ in der Fortnightly Review (1869) größtes Mißfallen 
bei der klaſſiſchen Schule erregt hatte, hielt er feſt an ſeinem Mal⸗ 
thuſianismus, von dem man ſagen könnte, er war „päpſtlicher als 
der Papſt“. 

Schon bevor Mill Thorntons Buch „On labour its wrongful 
claims and rightful demands“ (London 1869) kannte, hatte er die 
Naturgeſetzlichkeit — nicht die Allgemeingültigkeit — der Lohn⸗ 
fondstheorie unbewußt ſtark in Zweifel gezogen. In dem Aufweiſen 
einer Möglichkeit nämlich, das Lohngeſetz in ſeiner Wirkung, wenn 
auch nicht aufzugeben, ſo doch abzuſchwächen, lag eine Einſchränkung 
der Behauptung, daß es ſich hier um ein natürliches Geſetz von ewiger 
Gültigkeit handele. So wie er innerhalb des Bereiches der Ver⸗ 
teilung — Lohn, Profit, Rente — überhaupt nur relativ gültige 
„Tendenzen“ anerkannte, leugnet er damit auch von vornherein die 
Ohnmacht des Menſchen, gegenüber den ſeiner Anſicht nach nicht 
abſoluten, ſondern geſchichtlich gewordenen Bedingungen des Lohn⸗ 
geſetzes anzukämpfen. 


1 Ebenda: .. . . „Der Lohn kann nie fteigen, außer wenn der für die 
Entlohnung von Arbeitern angeſammelte Geſamtfonds vermehrt oder wenn die 
Zahl der Bewerber vermindert wird; der Lohn kann aber auch nie fallen, außer 
wenn der zur Bezahlung der Arbeit beſtimmte Fonds vermindert wird, oder 
wenn die Zahl der zu bezahlenden Arbeiter zunimmt.“ | 

2 a. a. O. Buch II, Kap. XI, § 3, S. 516. 
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Allerdings beruht feine Darftellung auf der Annahme einer be: 
ſtehenden Tendenz, daß der Lohn im Durchſchnitt auf der Höhe des 
Exiſtenzminimums des Arbeiters ſtehe, und daß ſomit letzten Endes 
das Bevölkerungsgeſetz das Alpha und Omega der Arbeiterfrage ſei. 

Noch war ſeine Verteidigung des Koalitionsrechtes der Arbeiter 
mehr aus Gerechtigkeitserwägungen und aus ſeiner allgemeinen 
Sympathie für die demokratiſchen Arbeitsformen, wie ſie in Frank⸗ 
reich zu dieſer Zeit aufkamen, diktiert geweſen. Erſt durch Thornton 
ſollte ſie auch wiſſenſchaftlich fundiert werden und er die endgültige 
Überzeugung erlangen, daß die Lohnfondstheorie in ihren weſent⸗ 
lichen Teilen nicht mehr zu halten wäre. Thorntons Verdienſt be⸗ 
ſteht nach Mill zunächſt in der Beobachtung, daß der Preis der 
Arbeit ſich nicht lediglich durch das Geſetz der Ausgleichung zwiſchen 
Angebot und Nachfrage richtet, ſondern noch durch verſchiedene Ur⸗ 
ſachen beſtimmt wird, die zuungunſten der Arbeiter und zugunſten 
des Arbeitgebers wirken. Sie liegen in dem Umſtand, daß beim 
Markt für Arbeit die Initiative der Preisbeſtimmung dem Käufer⸗ 
Arbeitgeber zukommt, und dieſer ſomit alle Vorteile hat, die bei 
dem Markt für Sachgüter auf Seiten des Verkäufers beſtehen. Dem 
kann nur abgeholfen werden durch eine enge Koalition der Arbeiter. 
Mill erkennt dieſe Forderung in dem Aufſatz über die „Arbeiter⸗ 
frage“ an'. Was den anderen Faktor, den Lohnfonds, betrifft, fo 
bekennt ſich Mill auch hierin „des Vergehens ſchuldig, dieſe Theorie 
gleich aller Welt angenommen zu haben, ohne auf die Vorbehalte 
und Einſchränkungen hinzuweiſen, unter denen ſie allein als zuläſſig 
betrachtet werden kann“. 

Thornton verändert den Begriff des Lohnſonds inſofern, als er 
von keinem eng begrenzten Betrag ſpricht, der für Arbeitslöhne gilt. 
Er nimmt zwar auch eine obere Grenze an; dieſe aber wird beſtimmt 
durch die Geſamtmittel der arbeitgebenden Klaſſen. Er unterſcheidet 
alſo nicht zwiſchen dem zu Anfang der Geſchäftsoperationen vor⸗ 
handenen Kapital des Arbeitgebers, das er in Gebäuden und Ma⸗ 
ſchinen anlegt und in Arbeitslöhnen verausgabt — und dem zu 
Ende des Jahres ſich ergebenden Gewinn oder Einkommen, das zum 
perſönlichen Lebensunterhalt gebraucht oder kapitalbringend angelegt 
wird; ſondern beides zuſammen bildet die abſolute, nicht überſteig⸗ 
bare Grenze, die potentiell zur Lohnzahlung verfügbar iſt — ohne 
deshalb je erreicht zu werden. Auf der Seite des Angebots bleibt 
dagegen das Geſetz unangetaſtet. 


1 Geſ. Werke, Gomperz. „Arbeiterfrage“, S. 128. 
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Mill bezeichnet das ſtaatliche Verbot des Koalitionsrechtes als 
eine Abweichung vom laisser faire-Prinzip, „bei welcher der Zweck 
ebenſo gehäſſig ift wie das Mittel“, und er verſucht in energiſchem 
Proteſt ihre Aufhebung zu erlangen: „Dieſe Geſetze ſind zum aus⸗ 
drücklichen Zwecke erlaſſen, die Löhne niedrig zu halten ... und be, 
kunden den teuflichen Geiſt der Sklavenherren, lange nachdem es ſich 
als untunlich herausgeſtellt hat, die arbeitenden Klaſſen in offen⸗ 
kundiger Sklaverei zu halten“ !! f 

Mills zweiter Vorſchlag, durch den die Arbeiter ſelbſt auf die 
Höhe der Arbeitslöhne und ihren „standard of life“ einwirken 
können, iſt zweifellos der ſchwächſte Punkt ſeines ſozialpolitiſchen 
Programms. 

An dem Malthusſchen „Geſetz des ſinkenden Nahrungs— 
ſpielraums“ feſthaltend?, wonach die Bevölkerung béi in geg: 
metriſcher, die Nahrungsmittel aber nur in arithmetiſcher Reihe zu 
vermehren ſtreben, geht Mill inſofern noch über ſeinen Meiſter hinaus, 
als er nicht nur ökonomiſche, ſondern vor allem moraliſche Gründe 
heranzieht, um die Notwendigkeit der Geburteneinſchränkung zu be⸗ 
weiſen. — Es war dies übrigens ſchon einer der Hauptreform⸗ 
vorſchläge ſeines Vaters ( „Principles“ II, $ I Artikel 3). — Die 
Überproduktion an Arbeitern, deren ſtändig ſteigendes Angebot lohn⸗ 
drückend wirken muß, iſt nach Mill kein naturnotwendiger Zuſtand, 
ſondern veränderlich durch Vernunfterwägungen, die zu einer be⸗ 
wußten Selbſtbeſchränkung der Maſſen führen müſſen. Das oberſte 
Geſetz lautet daher: „moral restraint* = moraliſche Enthaltſam⸗ 
keit. Er Wellt ſomit die ganze Bevölkerungsfrage auf eine pbilo- 
ſophiſch⸗eihiſche Grundlage, was abgeſehen von vielen Stellen in den 


1 „Politiſche Okonomie“, Buch V, Kap. X, § 4, S. 249. Noch im Jahre 
1945 hatte Mill in einem Aufſatz der „Edinburgh⸗ Review“ „The Claims of 
labour“ (abgedruckt in den Diss. and Disc., Bd. II, London 1867) als wichtigſtes, 
ja einziges Mittel zur Hebung der Arbeiterklaſſe ihre Erziehung im weite ſten 
Sinne vorgeſchlagen (S. 200), und wenn er hier von induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen der Arbeiter ſpricht, ſo verſteht er darunter die Geſellſchaften unter 
Kapitaliſtenleitung mit Gewinnbeteiligung der Arbeiter. Später in der , Polit. 
Okonomie“ befindet er ſich ſchon auf dem vorgeſchritteneren Standpunkt, daß 
der Arbeiter zwar nicht ohne Kapital, aber ſehr wohl ohne den Kapitaliſten 
auskommen kann; und im „Sozialismus“ und der „ Arbeiterfrage“ endlich 
neigen feine letzten Überzeugungen in mancher Beziehung von der kapitaliſtiſchen 
Organiſation über den Weg der Gewinnbeteiligung ſehr ſtark zu einem extremen 
Kollektivismus. 

2 Wie Oppenheimer das angebliche Naturgeſetz knapp bezeichnet. 
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„Principles“ (Buch II, Kap. XIII) aus der Schrift „Über die 
Freiheit“ hervorgeht: „Die Tatſache ſelbſt, daß man das Daſein 
eines menſchlichen Weſens verurſacht, iſt eine der verantwortlichſten 
Handlungen im ganzen Bereich des menſchlichen Lebens“ 1. Und an 
eben dieſer Stelle des Buches, das den Titel „Die Freiheit“ 
trägt und im übrigen die ſoziale Unabhängigkeit des Individuums 
immer wieder verteidigt, verlangt Mill ein ausdrückliches ſtaat⸗ 
liches Geſetz, um die Ehen zwiſchen Armen zu verbieten“. Er 
geht damit weit über Malthus hinaus, der als liberaler Volks⸗ 
wirtſchaftler jede geſetzliche Heiratsbeſchränkung auf das ſchärfſte 
verwirft ö. 

Wie aus den von Mill zitierten Stellen bereits hervorgeht, 
glaubt er ſelbſt nicht daran, daß die Bevölkerung in ihrem gegen⸗ 
wärtigen Zuſtande des Elends und der Ungewißheit die moraliſche 
Kraft zur Erreichung ihres Zieles habe, und er fordert daher vor 
allem eine materielle und intellektuelle Staatshilfe in großem Maß⸗ 
ſtab zwecks Schaffung einer neuen moraliſch und geiſtig höherwertigen 
Generation. 

Zur Verwirklichung dieſer Aufgabe fordert er als direktes in⸗ 
tellektuelles Mittel eine weitgehende Erziehungsreform, und als in⸗ 
direktes materielles Mittel ausländiſche und innere Koloniſation. 

Erinnert man ſich der Verteidigung des abſoluten laisser-faire- 
Prinzips im Sinne der liberal⸗individualiſtiſchen Schule aus der 
erſten Periode ſeiner Entwicklung und des Ausſpruches Mills, daß 
diejenigen, „die dieſe Regel für richtig halten, neunzehnmal unter 
zwanzig der Wahrheit näher ſind als die, die ſie leugnen“, ſo hat 
man mit der Gegenüberſtellung dieſer zwei extremen Forderungen: 
laisser-faire und Interventions politik einen der deutlichſten Geſichts⸗ 
punkte gewonnen, von dem aus man ſeine im Lauſe der Zeit ver⸗ 
änderte ſoziale Anſchauung prüfen und die Notwendigkeit der Ent⸗ 
wicklung überſchauen kann. 


1 Gef. Werke, Gomperz, Buch I, S. 115. 

Die Geſetze, „welche in manchen Ländern des Kontinents die Heirat 
verbieten, wenn die beteiligten Perſonen nicht nachweiſen können, daß ſie eine 
Familie zu erhalten vermögen, gehen durchaus nicht über die rechtmäßige Gewalt 
des Staates hinaus, und mögen ſolche Geſetze zweckmäßig ſein oder nicht 
ſie ſind nicht als Verletzungen der Freiheit zu verwerfen“. 

o „Man hat mir vorgeworfen, ein Geſetz anregen zu wollen, das dem 
Armen die Ehe verbietet. Das iſt nicht wahr. Tatſächlich bin ich in der ent⸗ 
ſchiedenſten Weiſe der Meinung, daß jedes poſitive Geſetz, durch welches das 
Heiratsalter begrenzt wird, ungerecht und unmoraliſch iſt.“ (Zitiert nach Gide 
u. Rift, a. a. O. S. 151.) 
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Die Frage lautet: Wie konnte ein Mann von der liberal⸗ 
individualiſtiſchen Herkunft Mills zu ſozial⸗folidariſchen Forderungen 
gelangen, ohne damit alles Frühere wertlos zu machen? Oder für 
den ſpeziellen Fall konkret ausgedrückt: Läßt ſich eine Syntheſe 
finden, die das laisser-faire-Prinzip mit der Interventionspolitik 
vereinigt? Um die Antwort vorwegzunehmen: Ja. Mill iſt es ge⸗ 
lungen, feine früheren Anſchauungen ſo zu modifizieren, daß man 
von der Notwendigkeit dieſer Wandlung überzeugt wird, ohne 
daß damit ein unüberbrückbarer Abgrund zwiſchen Früherem und 
Späterem klafft. 

Die Erklärung liegt, wie es ſcheint, in der veränderten ſozio⸗ 
logiſchen Einſtellung des Denkers im Laufe ſeiner Entwicklung. War 
für ihn in ſeiner erſten Periode der Staat aufgebaut auf den 
Selbſtintereſſen des Einzelweſens, das nach dem Benthamſchen 
Glücksideal an ſich weder gut noch ſchlecht, ſondern nützlich handelt, 
waren daher die wirtſchaftlichen Einrichtungen als Komplex aller 
Einzelintereſſen notwendig und unabänderlich, und die Nichtein⸗ 
miſchung des Staates oberſte Maxime, ſo beginnt dieſe Überzeugung 
ſchon zu ſchwanken in dem Augenblick, als Mill den Saint⸗Simo⸗ 
niſtiſchen Standpunkt der geſchichtlich gewordenen und alſo auch ver⸗ 
änderlichen Epochen zugab. Damit iſt der Kritik Türe und Tor 
geöffnet. Im Augenblick aber, wo er die Frage nach der Herkunft 
des Eigentums und ſeiner Berechtigung aufwirft, taucht das Problem 
der ſozialen Klaſſen auf, das Intereſſe am Einzelweſen tritt zurück 
hinter dem der ſozialen Gruppen und ihrer Gegenſätze. Der Staat 
aber bekommt damit ein ſehr verändertes Ausſehen. Er iſt nun 
kein notwendiges Übel mehr; mit der zunehmenden Mechaniſierung 
des Daſeins, die das Leben des Einzelnen zu einer bedeutungsloſen 
Funktion herabmindert, erweitert ſich die Sphäre der möglichen 
Staatsleiſtungen in dem Maße, wie die Klaſſengegenſätze an Be⸗ 
deutung zunehmen; und es iſt eine Tatſache, die durch die Ent⸗ 
wicklung immer von neuem bewieſen wird, daß jede Klaſſe in ihrem 
bewußten ökonomiſchen Gruppenintereſſe den Staat als ihren Funk⸗ 
tionär für ſich beanſprucht. So wird der Staat, ohne eine Realität 
an ſich zu ſein, die Exekutive der jeweilig herrſchenden Klaſſe mit 
der Möglichkeit einer großen Machtentfaltung und Leiſtungsfähigkeit. 
Es entſpricht ſchon durchaus dieſer Grundauffaſſung des Sozialis⸗ 
mus, wenn Mill in dem einleitenden Kapitel „Über die Freiheit“ 
(S. 6) ſagt: „Wo immer eine Klaſſe über alle anderen hervorragt, 
bildet ſich das fittliche Bewußtſein des Landes zum guten Teil nach 
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ihrem Vorurteil und nach dem Bewußtſein der Überlegenheit dieſer 
Klaſſe“. Das heißt nichts anderes, als daß der Staat das Bild 
und der Ausdruck des geſellſchaftlichen Klaſſenaufbaues iſt und die 
Regierung der Ausſchuß der herrſchenden Klaſſe. 

Die Syntheſe dieſer neuen Anſchauung aber mit der alten 
liberal utilitariſtiſchen wird gefunden durch die Aufzeigung des als 
truiſtiſchen Grundſatzes, daß die individuellen Gefühle weder verletzt 
werden noch ſich im Gegenſatz befinden zu den Intereſſen der Ge⸗ 
ſellſchaft, wenn ſie ſozial orientiert ſind. Damit bleibt die Lehre 
vom perſönlichen Intereſſe gewahrt, die der Benthamſchen Schule 
eigen war, indem nur das Feld ihrer Tätigkeit erweitert wird. 
Folgende Ausführungen im „Nützlichkeitsprinzip“ charakteriſieren 
Mills Standpunkt zu dieſer Zeit: „In einem fortſchreitenden Zu⸗ 
ſtand des menſchlichen Geiſtes ſind die Einflüſſe in ununterbrochenem 
Wachstum begriffen, welche ſchließlich dahin zielen, in jedem In⸗ 
dividuum ein Gefühl der Einheit mit allen übrigen 
zu erzeugen — ein Gefühl, das in ſeiner höchſten Vollkommenheit 
den Einzelnen nie eine für das eigene Wohl förderliche Lebenslage 
ins Auge faſſen oder wünſchen läßt, welche in den Genuß ihrer 
Vorteile nicht alle einſchließt“ !. 

Das iſt kein individualiſtiſcher — auch kein ſozialiſtiſcher Utili⸗ 
tarismus mehr, das iſt Solidarismus = Förderung individueller 
Freiheit zwecks Erzielung ſozialen Handelns. 

In dem Werke „Über die Freiheit“, das doch als der Niederſchlag 
ſeiner liberalſten Anſchauungen gilt und das F. A. Lange mit Recht 
eines der trefflichſten Bücher unſeres Jahrhunderts nennt, findet die 
ethiſche Forderung ſtaatsbürgerlicher Erziehung ihren be⸗ 
redteſten Ausdruck. Danach hält Mill formal an ſeinem a priori 
aufgeſtellten „non- interference principle“ feſt, indem er die wirt⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten der Menſchen von den moraliſchen trennt 
und die Machtbefugnis des Staates gegenüber dem Individuum ab⸗ 
grenzt. „Der Individualität ſoll der Teil des Lebens gehören, der 
vorzugsweiſe die Intereſſen des Individuums berührt; der Geſell⸗ 
ſchaft derjenige Teil, der hauptſächlich die Geſellſchaft angeht“ *. 


1 Gel, Werke, Gomperz, Bd. I, S. 163. | 

20.06. BIN. S. 77. Gehrig bemerkt hierzu (in feinem Aufſatz 
„J. St. Mill als Sozialpolitiker“, Conrads Jahrbücher, 47. Bd., Heft 1. Januar 
1914): „Damit iſt natürlich kein Maßſtab für die Abgrenzung gewonnen; inter⸗ 
effant iſt aber das Gefühl für dieſe Notwendigkeit dei dem Denker, der als 
typiſcher Individualiſt aufgefaßt wird.“ 
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Bezeichnenderweiſe ſchließt das Buch mit einer Anerkennung ſtaat⸗ 
licher Interventionspolitik in all den Fällen, in denen Verbeſſerungen 
für die Geſamtintereſſen der Menſchheit wünſchenswert erſcheinen, 
ohne daß ſie für die Individuen lohnend genug ſchienen, ſie frei⸗ 
willig vorzunehmen. 

Mill fordert keine eigentliche Staatsſchule, ſondern ein ſtaat⸗ 
liches Geſetz, wonach die Eltern verpflichtet ſind, ihren Kindern an⸗ 
gemeſſene Kenntniſſe zu vermitteln, und eine eventuelle ſtaatliche 
Unterſtützung zur Durchführung der allgemeinen intellektuellen Bil⸗ 
dung des Volkes. Die Einwendungen, welche man mit Recht gegen 
eine ſtaatliche Erziehung geltend mache, daß die Bedeutung der In⸗ 
dividualität und die Verſchiedenheit der Meinungen durch eine uni⸗ 
forme Staatsbildung allzuſehr nivelliert würden, fänden keine An⸗ 
wendung auf das ſtaatliche Gebot der Erziehung, ſondern höchſtens 
auf die unmittelbare Übernahme der Erziehung durch den Staat 
ſelbſt. Mill ſchlägt daher nur ein Syſtem öffentlicher Prüfungen 
vor, das lediglich Kenntniſſe, keineswegs aber Geſinnungen oder 
Anſichten in ganz objektiver Weiſe feſtſtellen ſoll. Dieſe Vorſchläge, 
wie überhaupt der ganze Aufſatz „Über die Freiheit“, ſind ſtark von 
den „Ideen“ Wilhelm von Humboldts beeinflußt. 

Die von Staats wegen zu regelnde Volkserziehung war nur 
eines der Mittel, die Mill vorſchlug, durch Schaffung einer beſſer 
unterrichteten und moraliſch gefeſtigten Generation das Niveau der 
Arbeiterklaſſe zu heben. Die anderen materiellen Mittel des Staates 
betrafen die Koloniſation im In⸗ und Auslande. 

Die Befürwortung der Regierungseinmiſchung in die Koloni- 
ſationsbeſtrebungen rechtfertigt Mill durch dieſelben Argumente, mit 
denen er die öffentliche Armenpflege verteidigt. Es ſind dies Ge⸗ 
biete von ſo hoher ſozialer Bedeutung, und ſie überſteigen ſo ſehr 
die engen Grenzen rein wirtſchaftlicher Erwägungen, daß der Haupt⸗ 
einwand gegen eine Regierungseinmiſchung — die Regierung könne 
die Angelegenheiten der Individuen nicht ſo gut verrichten wie die 
Individuen ſelbſt — zurückſtehen muß hinter den weittragenden 
Folgen für die Intereſſen der Nation, „für welche die Geſellſchaft 
allein in ihrer Geſamteigenſchaft zu ſorgen fähig und verpflichtet (CT. 

Die auswärtige Kolonifation fol den Zweck haben, die 
Relation zwiſchen Bevölkerung und Subſiſtenzmitteln möglichſt günitig 
zu geſtalten; d. h., ſie bezweckt einen Aderlaß der Bevölkerung, um 


1 „Politiſche Okonomie“, Buch V, Kap. XI, § 14, S. 286. 
SamBllers Jahrbuch XLII. | 10 
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das Arbeiterangebot auf dem Markte zu verringern. Mill betrachtet 
hier ſelbſtverſtändlich nur die im großen Maßſtab von der Regierung 
betriebene Koloniſation offupierter Ländereien und nicht die private 
Auswanderung, die im Gegenteil meiſt einen Verluſt für das Mutter⸗ 
land bedeute, indem die aus freiem Antrieb Auswandernden ſelten 
ganz ohne Kapital ſeien, und er empfiehlt das Wakefield ⸗Syſtem, 
das in dem Gedanken gipfelt: Deckung der Koſten der Ausbildung 
durch ihre Erfolge. 

Es erübrigt ſich in dieſem Zuſammenhang ein näheres Ein⸗ 
gehen und eine Kritik dieſes Vorſchlags, da er in der Praxis wohl 
noch nie in größerem Maßſtab durchgeführt wurde, und es hier vor 
allem darauf ankommt, die Ausnahmen feſtzuſtellen, die Mill dem 
laisser-faire, dieſer Ablehnung jeder ſtaatlichen Sozial⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftspolitik, abringt, und zu ſehen, wieviel zum Schluß von dem 
negativen Prinzip noch beſtehen bleibt. 

Während Mill eine im großen Stil betriebene Ausführung des 
Wakefield Syſtems für das entſcheidende ſtaatliche Mittel zur dauern. 
den Erhöhung des Arbeitslohnes hält, iſt der Gedanke der inneren 
Koloniſation nur ein ferneres Hilfsmittel zum ſelben Ziel. Durch 
Einziehung und Aufteilung des in Kultur genommenen Gemeinde⸗ 
landes ſoll eine Klaſſe kleiner Eigentümer geſchaffen werden, als 
Mittelklaſſe zwiſchen den Arbeitgebern und den unſelbſtändigen 
Lohnarbeitern. Mills Vorſchläge betreffs des kleinbäuerlichen Be⸗ 
ſitzes mit genauen Beſtimmungen über Art der Erwerbung, Ver⸗ 
zinſung, Vererbung uſw. ſind zwar von größtem Einfluß auf die 
ganze radikale Partei in England geweſen — ſchreibt Gide ihm doch 
die Anregung der Geſetze zu, die ſeit dem Ende des 19. Jahrhun⸗ 
derts fortlaufend in England gegeben worden find (Small- Holding- 
Acts) — jedoch bekennt Mill bei der Behandlung dieſer Frage ſeine 
geringe Hoffnung auf baldige Verwirklichung. Jedenfalls erſcheint 
ihm, gegenüber der herrſchenden engliſchen Bodenkultur mittels Lohn⸗ 
arbeit, das Syſtem des kleinbäuerlichen Beſitzes als außerordentlich 
ſegensreich und wünſchenswert für die arbeitenden Klaſſen infolge 
geſteigerter Erziehungsmöglichkeiten, und weil „keine andere beſtehende 
Art der Landwirtſchaft einen ſo ſegensreichen Einfluß auf die Er⸗ 
werbstätigkeit, die Einſicht, Mäßigung und Bevölkerungsbewegung 
hat, noch auch im ganzen ſo ſtark einer unvorſichtigen Vermehrung 
der Bevölkerungszahl entgegenwirkt“ !. 


1 4. a. O. Buch II, Kap. VII, 8 5, S. 444. 
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Von der Überzeugung ausgehend, daß die Erde das urſprüng⸗ 
liche Erbe der geſamten Menſchheit iſt, ſchlägt Mill, wie bereits 
erwähnt, eine allmahliche Wegſteuerung der Bodenrente vor, ohne 
indes — aus finanztechniſchen Erwägungen — ſchon jetzt eine Natio⸗ 
nalifierung des Bodens für ratſam zu halten. Somit bleibt fein 
Vorſchlag über die Erweiterung des kleinbäuerlichen Beſitzes (als 
deſſen Ideal ihm Sismondis Schilderungen vorſchwebten) hinter den 
Syſtemen zurück, die den gleichen Ausgangspunkt nehmen und nicht 
nur das „unearned inerement“ wegſteuern wollen, ſondern das Übel 
an der Wurzel zu faſſen ſuchen durch radikale Forderung der Ent⸗ 
eignung der Grundbefiger mit entſprechender Entſchädigung und des 
freien Zugangs aller zum Boden. So die Bodenreſormer Henry 
George, Carey, Dühring, Oppenheimer !. Aber F. A. Lange? weiſt 
ſchon nach, daß Mill der bisher nie erkannte geiſtige Urheber von 
Careys Ideen iſt und würdigt ſein Verdienſt durch die Worte: 
„Man kann kurz ſagen, daß Mill zwar die einzelnen Fundamental: 
ſätze ſeiner Vorgänger beibehält, aber durch ſchärfere Faſſung und 
wiſſenſchaſtliche Beſchränkung derſelben, durch Erweiterung des Ge⸗ 
ſichtskreiſes und Verbeſſerung der Tendenz in der Würdigung des 
Menſchen und des Zieles der Menſchheit ein völlig neues Gebäude 
des Ganzen errichtet und einen Blick in eine Totalreform der Ver⸗ 
faſſung des Menſchengeſchlechts eröffnet ... während die Vertreter 
unſerer Modevolkswirtſchaft ... ſtark mit Carey liebäugeln, und es 
bei ihnen Sitte iſt, Mill als Anhänger eines überwundenen Stand⸗ 
punktes darzuſtellen und ſeinen Radikalismus totzuſchweigen“. j 

Die Idee der inneren Koloniſation ſtellt, wie ſehr fie auch noch 
des Ausbaues bedurfte, eine der ſtärkſten interventioniſtiſchen Forde⸗ 
rungen in Mills Syſtem dar. Gleichgültig, ob der Staat nun als 
Käufer des Privatbeſitzes an Grund und Boden fungiert oder in 


1 Auch Oppenheimer hat den Gedanken mit Mill gemeinſam, daß das 
Grundübel im Privateigentum an Grund und Boden zu ſuchen iſt, entſtanden 
durch gewaltmäßige Ottupation zur Zeit des „entfalteten politiſchen Mittels“, 
dem Staat. Nur durch Aufhebung des Privateigentums an Grund und Boden 
und dem damit ermöglichten ungehinderten Zugang zum Produktionsmittel ſieht 
er — im Rahmen der Siedlungsgenoſſenſchaft — die Löſung des Arbeiter⸗ 
problems. In der reinen Wirtſchaft, wo das Klaffen- Monopol Verhältnis der 
Bodenfperrung nicht beſteht, ift Boden „freies Gut“; damit aber iſt der „volle 
Arbeitsertrag“ geſichert, denn er wird durch keinen Abzug zugunſten eines 
Ronopoliften gekürzt (ogl. „Theorie der reinen und politiſchen Okonomie“. 
Berlin 1911, S. 400). 

2 „J. St. Mills Anſichten über die ſoziale Frage uſw.“, S. 157. 
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Form von Rentenbanken dem Erwerber die Mittel leiht, oder ſchließ⸗ 
lich auf irgendeine andere Weiſe die Mobiliſierung des Grundeigen⸗ 
tums ermöglicht, jedenfalls ſtellt ſich der Staat zwiſchen den früheren 
und ſpäteren Beſitzer als unumgänglicher Vermittler und übernimmt 
die Aufgabe einer planmäßigen inneren Koloniſation, wie ſie von 
Einzelweſen unmöglich durchgeführt werden könnte. Die erſten Ver⸗ 
ſuche dieſer Art erfolgten in Irland im Jahre 1869, wo der Pacht⸗ 
beſitz durch billige ſtaatliche Darlehen in freies Eigentum ver⸗ 
wandelt wurde. ` 

Zum Schluß noch einige Worte über Mills Idee eines ſtatio⸗ 
nären Zuſtandes. 

Alle Reformvorſchläge Mills gipfelten in dem Wunſch, eine 
neue Generation von höherer Lebenshaltung heranzuziehen; ſei es 
durch eine allmähliche Ausgleichung der Beſitzunterſchiede, ſei es 
durch die Form der Produktivaſſoziationen oder durch das Inkraft⸗ 
treten der Koloniſationsmaßregeln. Dieſes Streben aber hat einen 
ſehr realen Hintergrund in der feſten Überzeugung Mills, daß 
eines Tages mit ſicherer Notwendigkeit die Menge des National- 
vermögens ſtationär geworden ſein wird und man daher die Ver⸗ 
pflichtung hat, den moraliſchen Charakter der Bevölkerung ſo zu 
heben, daß ſie dieſem ſtationären Zuſtand gewachſen ſein wird. 
Schon Ricardo hatte im Zuſammenhang mit dem Geſetz des ſinken⸗ 
den Bodenertrages das Geſetz des allmählich ſinkenden Profits ab⸗ 
geleitet“, und Mill folgert weiter, daß gerade die reichſten Länder 
dieſem Endziel am nächſten ſtehen. Nur die immer noch erfolgenden 
Verbeſſerungen der Produktion und die ſich daraus ergebenden 
Möglichkeiten, die Profitrate zu erhöhen, ſowie die weiſe Vorausſicht 
in bezug auf die Bevölkerungsvermehrung könnten die Kataſtrophe 
hinausſchieben und den Kurs des Schiffes auf einige Zeit noch von 
der Sandbank ablenken; ſchließlich werde es doch, wenn kein Schiff⸗ 
bruch erfolgt, eines Tages zu ewigem Stillſtand gezwungen fein ?. 

Dieſe Ausſicht aber ſcheint Mill trotz ihrer Unvermeidbarkeit 
nicht das Ende alles Fortſchritts zu bedeuten. Im Gegenteil: „Wenn 
wir nicht mehr reicher werden können, wenn das Sichdrängen, 
ſtoßen, ⸗ſchieben, was den dermaligen Typus des ſozialen Lebens 


1 Die Großgrundeigentümer werden bei zunehmender Bevölkerung genötigt, 
ſchlechten Boden in Angriff zu nehmen, was eine Verteuerung der Subſiſtenz⸗ 
mittel zur Folge hat. Dieſe bedingt eine Erhöhung des Arbeitslohnes, der 
wiederum auf Koſten des Kapitalprofiis vor ſich geht. 

2 Bal. „Politiſche Okonomie“, Buch IV, Kap. VI, § 1, S. 58. 
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abgibt, überwunden ſein wird“,! und der einzige Lebensinhalt nicht 
mehr darin geſehen wird, „den Dollar zu jagen und den Dollar⸗ 
jäger aufzuziehen,“ dann wird die Sorge für eine höhere geiſtige 
Kultur mit einer allgemeinen Ausbreitung von mäßigem Wohlſtand 
und Ausbildung das Ideal ſein, dem alle zuſtreben. Der Spiel⸗ 
raum für alle Arten geiſtiger Entwicklung, des moraliſchen und 
ſozialen Fortſchritts, ſowie die Ausbildung der Kunſt des Lebens 
werde in dieſem ſtationären Zuſtand des Kapitals bedeutend er⸗ 
weitert. Mit andern Worten: Mill hofft, daß alle jetzt noch durch 
die rein wirtſchaftlichen Intereſſen gebundenen Energien für den 
moraliſchen Fortſchritt frei werden. 

Gelten ſeine Vorſchläge zur Hebung der Arbeiterklaſſe einſtweilen 
zwar für den jetzt herrſchenden progreſſiven Geſellſchaftszuſtand — 
weshalb ſie, unabhängig von dem letzten Ziel, beſonders zur Dar⸗ 
ſtellung gebracht werden mußten — ſo ſcheint doch der ſtationäre 
Zuſtand letzten Endes Mills erſtrebtes Ideal zur Löſung einer jeden 
ſozialen Frage. 


V. Schluß 
Sufammenfaffung 


Nachdem verſucht wurde, aus den Werken des Denkers feinen 
geiſtigen Wandel zu analyſieren, bleibt als letztes noch, die Syn⸗ 
theſe der ganzen Perſönlichkeit zurückzugewinnen, den Menſchen zu 
erfaſſen, der hinter dem Werte ſteht, und die begriffliche Formulierung 
zu finden für das, was ſeinen Charakter, ſeine Weſensart ausmacht. 

Mehr als je zuvor muß man ſich dabei bewußt bleiben, daß 
man beſtenfalls nur ein Gleichnis finden kann für das unerfaßbare 
Leben, das der Begriff „Perſönlichkeit“ umgreift, für das ſich in 
dieſer Eigenart nie wiederholende lebendige Sein. | 

Grenzt man daher Mills Perſönlichkeit zunächſt mit aller, Borficht 
negativ ab, ſo kann man behaupten: Er war kein Genie, keiner jener 
großen „Einäugigen“, wie Comte zum Beiſpiel, die in naiv unkritiſcher, 
imponierender Einſeitigkeit an ihren originalen Schöpfungen feſthalten 
und ihr ganzes Leben einer Überzeugung weihen. Wie wuchtig und 
geſchloſſen wirkt ihr Lebenswerk auf uns, als ſtänden wir in ihm vor 
lezten Entſcheidungen. Mills Lebenswerk iſt aus einem Guß. Weniger 
produktiv als von einer Staunen erregenden Rezeptivität hat er es 
verſtanden, den ganzen wiſſenſchaftlichen Reichtum ſeiner Zeit zu⸗ 


1 gl. „Politiſche Okonomie“ Buch IV, Kap. VI, 8 2, S. 60. 
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ſammenzufaſſen und zwiſchen ihren ſcheinbar unvereinbaren Gegen⸗ 
ſätzen zu vermitteln. Mit einer faſt allzu ehrfurchtsvollen Pietät 
vor der traditionellen Ideenrichtung, die ihm durch die väterliche 
Erziehung und den Benthamſchen Gedankenkreis eingeimpft war, iſt 
es ihm nie ganz gelungen, ſich von ihr freizumachen, und die fort⸗ 
ſchrittlichen Gedanken ſeiner ſpäteren Perioden entbehren daher der 
Einheitlichkeit und Beſtimmtheit ſowie der Leidenſchaft des über⸗ 
zeugten Propheten, um ihre Wirkung voll auszuüben. Indes iſt eine 
durch Schumpeter ausgeſprochene Warnung nur allzu ſehr am Platze, 
daß ein Mann, der in gleicher Weiſe Bentham und Carlyle, Hamilton 
und Comte, Coleridge und St. Simon auch nur verſtand, auf einer 
Stufe ſtehe, die ihn vor unbeſcheidenem Urteil ſchützen ſolle !. 

Sein Geiſt iſt einem Edelſtein vergleichbar, dem die Fähigkeit 
innewohnt, Licht nach allen Seiten hin auszuſtrahlen, der dies aber 
erſt vermag, wenn er den rechten Schliff erhält und das rechte Licht ihn 
trifft, das ihn am reinſten leuchten läßt. Er bot von früheſter Jugend 
an das dankbarſte Material für einen Schliff feinſter Art, und die 
Lichtſtrahlen, die im Laufe des langen Lebens den Stein zum Leuchten 
brachten, waren beſonders geeignet, ihn in ſeinem vollen Glanz zu 
zeigen. Mill ſelbſt ſchildert, wie alle geiſtigen Strömungen ſeiner 
Zeit auf ihn einwirkten, wie er nicht nur an der Wiege aller großen 
politiſchen Reformen der gegenwärtigen und der letzten Generation 
ſtand, ſondern noch nicht zwanzigjährig, mit der Feder und handelnd 
für fie tätig war?. 

Doch während ſeine Werke oft Angriffspunkte boten der ſchein⸗ 
baren Unbeſtändigkeit ihrer Überzeugungen wegen, muß fein Charakter 
jede Kritik entwaffnen. Seine Biographie, die wie jede Selbſtſchilderung 
eines bedeutenden Mannes zugleich die Geſchichte ſeiner Zeit wider⸗ 
ſpiegelt, iſt die ehrlichſte und intereſſanteſte Beichte, die wohl je ein 
Gelehrter vor der Offentlichkeit abgelegt hat. Man ſuche den von 
der Welt anerkannten Gelehrten, der es laut bekennt, daß er „eine 
beſcheidene Meinung hat von ſeinen eigenen Kräften als Original⸗ 
denker und ſich vielmehr als ein Dolmetſcher der originellen Denker 


1 J. Schumpeter, „Dogmen- und Methodengeſchichte“, im Grundriß der 
Sozialökonomik I, Buch A 11, S. 64, führt wörtlich aus: „Mag er (Mill) nicht 
zu den Geiſtee heroen gehören und mag beſonders feine Leiſtung auf unſerem 
Gebiet nicht epochemachend fein... ehe man über feine Perſönlichkeit urteilt, 
iſt ſicher die Frage am Platze, ob man wohl den zehnten Teil ſeiner Lebens⸗ 
arbeit zu leiſten imſtande wäre.“ 

3 Diss. and Disc. II, p. 337. 
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und als ein Vermittler zwiſchen ihnen und dem Publikum vor⸗ 
kommt“ |? 

Dieſe Ehrlichkeit gegen ſich und gegen andere erſcheint als der 
vornehmſte Grundzug ſeines Weſens. Ihr verdankt er letzten Endes 
ſein unermüdliches geiſtiges Streben und Ringen, da er ſich nie mit 
einer Scheinlöſung zufrieden gibt; ſie bewirkt, daß die Antinomien, 
die man gern durch Kompromiſſe zum Schweigen bringt, ihm Zeit 
ſeines Lebens bewußt bleiben, wenn es auch für ihn ſelbſt die un⸗ 
barmherzige Folge hatte, daß er nie das glückliche Gleichmaß einer 
feſten Gewißheit, das über allen Zweifel erhabene Bewußtſein einer 
abgeſchloſſenen Weltanſchauung beſaß. Gerade dieſes Ewighoffende, 
raſtlos Sichbemühende, bringt ihn uns menſchlich nahe und rechtfertigt 
den Ausſpruch Gomperz: „Er war als Jüngling ein Mann und 
als Greis faſt noch ein Jüngling!“ 

Das ſtändige Bewußtſein vorhandener Gegenſätze bildet wohl 
die letzte Erklärung für den nie überwundenen Relativismus und 
Skeptizismus ſeiner geiſtigen Verfaſſung. Schon in früher Jugend 
quält ihn die Zartheit ſeines Gewiſſens, und über ſeine geheimſten 
Seelenkämpfe ſich genau Rechenſchaft gebend, verfolgt er kritiſchen 
Auges jeden eigenen Schritt. Darüber verſäumt er jene Lebens⸗ 
momente, in denen der Menſch, ganz mit ſich einig, ohne Wahl und 
Frage ſein beſtes ſchafft. Der Gegenſatz zwiſchen ſeiner ſchneidenden 
Verſtandesſchärfe und ſeinem weichen Gemüt und der nicht geringen 
Phantaſie iſt ihm allezeit gegenwärtig dank feiner zerſetzenden Analyſe, 
und ſein Doppelleben drückt ihn zu Zeiten wie einen Geiſteskranken. 
Anderſeits aber entging er damit einem Erbfehler ſeiner Landsleute, 
jener ſalbungsvollen Heuchelei, die man nirgends ſo ausgeprägt wie 
in England antrifft und die auch nur dort die nicht zu überſetzende 
Formulierung „cant“ gefunden hat. 

Seine Rechtlichkeit und unbeſtechliche Art wurde auch von ſeinen 
Zeitgenoſſen gewürdigt. So gibt Gladſtone, der Führer der eng⸗ 
liſchen Liberalen, in einem Briefe an W. L. Courtney eine treffende 
Schilderung von Mills Weſen während ſeiner kurzen parlamentariſchen 
Tätigkeit: „Herrn Mills hervorragende Geiſtesgaben waren uns allen 
wohl bekannt, lange ehe er in das Parlament eintrat. Was ſein 
Verhalten daſelbſt uns, mir zum mindeſten offenbarte, war der un⸗ 
gewöhnliche Adel ſeines Charakters. Ich pflegte ihn zu jener Zeit 
geſprächsweiſe .... den Heiligen des Rationalismus zu nennen. 
Allen Antrieben und Beweggründen, durch welche Parlamentarier ihres 


1 gl. Selbſtbericht, S. 201. 
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Egoismus wegen gewöhnlich beeinflußt werden, war er völlig unzu⸗ 
gänglich, ja unnahbar .... He did us all good!” ! 

Die Züge von Mills Antlitz und Erſcheinung ſind bekannt dank 
der lebensvollen Schilderung, die ſein ausgezeichneter Biograph 
A. Bain gibt: „Seine große ſchmächtige Geſtalt, ſein jugendliches 
Geſicht und ſein Kahlkopf, das weiße Haar und die friſche Geſichts⸗ 
farbe und das Zwinkern der einen Augenbraue, wenn er ſprach, er⸗ 
regten zuerſt die Aufmerkſamkeit; dann die Lebhaftigkeit ſeiner Be⸗ 
wegungen, ſeine dünne Stimme, die faſt ſcharf klang, ohne deshalb 
ſchrill oder peinlich zu wirken, feine anmutigen Geſichtszüge und der 
ſympathiſche Ausdruck — all das würde mir im Gedächtnis geblieben 
ſein, auch wenn ich ihn nie wieder geſehen hätte. Um das Bild zu 
vervollſtändigen, ſollte ich noch ſeinen Anzug erwähnen, der immer 
aus einem ſchwarzen Frack beſtand mit ſeidenem Halstuch“. 

Dieſe Schilderung paßt vollſtändig zu der Vorſtellung, die man 
ſich unwillkürlich bei der Lektüre ſeiner Selbſtbiographie macht, und 
ergänzt man ſie ſich noch durch die Erinnerung an das vornehme 
Standbild des Denkers auf den Embankments in London, ſo iſt der 
Eindruck unfehlbar der eines vollendeten „bourgeois-gentleman“ aus 
dem 18. Jahrhundert. Mag das Bewußtſein des Gegenſatzes zu den 
überkommenen Lehren der klaſſiſchen Schule auch zeitweiſe noch ſo 
ſtark in ihm geweſen ſein, mag er ſich dem Wortlaut nach ganz der 
Reaktion angeſchloſſen haben und — ſeiner Gewiſſenhaftigkeit ent⸗ 
ſprechend — intellektuell die ſozialiſtiſchen Strömungen akzeptiert 
haben: immer iſt das Gefühl des ſtarken inneren Zuſammenhangs 
mit der Tradition in ihm lebendig. Des ungeachtet muß man ſich 
hüten, ſein Werk lediglich als das eines Epigonen anzuſprechen. 
Hat er doch, abgeſehen von der tiefgehenden Umgeſtaltung der klaſ⸗ 
ſiſchen Lehren, neue Perſpektiven eröffnet, in deren ausgebauten Bahnen 
ſich die heutige Sozialpolitik bewegt. 

Und noch ein Letztes: Schon zu Anfang der Betrachtung iſt 
angedeutet worden, daß die Entwicklung Mills ſymptomatiſch ſein 
dürfte für eine ganz beſtimmte Geiſtesſtrömung im England des 
letzten Jahrhunderts. Jetzt, am Ende angelangt, kann man vielleicht 
dieſe Behauptung dahin erweitern, daß der Weg vom Individualismus 
über den Sozialismus zum Solidarismus, den Mill nahm, charakte- 
riſtiſch iſt für die Entwicklung der bedeutendſten ſozialpolitiſchen 
Lehren der neueſten Zeit überhaupt. Es iſt ja in der Geiſtesgeſchichte 


1 „Pall Mall Gazette“ vom 19. Dezember 1888. 
2 A. Bain, „J. St. Mill“. A Criticism. p. 64. 
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unſerer großen Männer kein vereinzelt daſtehender Fall, daß fie zu- 
künftige Stadien der Menſchheit in ihrer eigenen Entwicklung vor⸗ 
ahnend durchlebten. 

Das unerwartete Wiederaufblühen der klaſſiſchen liberalen Theorien, 
der „reinen Okonomik“ Ricardos entſpricht dem erſten Stadium Mills. 
Man denke nur an einige hervorragende Vertreter in England wie auf 
dem Kontinent: Walras, Jevons, Pantaleoni und die ganze öſter⸗ 
reichiſche Schule der Grenznutzentheoretiker. Gleichzeitig erlebt der 
Sozialismus eine tiefgehende Veränderung. Unter verſchiedenen Namen 


auftretend — der „Fabier“ in England, der „Reviſioniſten“ in 


Deutſchland — iſt ihnen allen die immer größere Gleichgültigkeit 
gegen den hiſtoriſchen Materialismus und die Marxſche Mehrwert⸗ 
theorie gemeinſam. Ihr aller Hauptſtreben geht auf Sozialiſation 
der Produktionsmittel, Nationaliſierung des Bodens und Schaffung 
von Gewerkſchaften. Sie alle finden ſich in der ihnen gemeinſamen 
Tendenz nach einer Ausſöhnung zwiſchen dem Liberalismus und 
Sozialismus zuſammen, indem ſie entweder den individualiſtiſchen 
Geiſt wieder ſchärfer betonen, oder ſich auf die klaſſiſche Theorie 
der Bodenrente ſtützen als auf das berühmte „unearned inerement“ 
Ricardos (fo Henry George und die Fabier Webbs). In bezug auf 
die Wandlungen, die Individualismus und Sozialismus durchmachten, 
bezeichnen auch Gide und Riſt den Solidarismus als den Verſuch, 
die „Syntheſe“ beider Richtungen zu ermöglichen. Das wirtſchaft⸗ 
liche Programm der deutſchen ſogenannten „Staatsſozialiſten“ wie 
der entſprechenden franzöſiſchen Partei der „Radikalſozialen“, zu 
denen Mill von Meétin gerechnet wird, lautet: Wahrung der Rechte 
und Freiheiten des Individuums unter Anerkennung der Verpflichtung 
gewiſſer Opfer im Intereſſe der Geſamtheit; Verwerfung der Sozia⸗ 
lifierung des individuellen Eigentums, aber ebenſoſehr des laisser- 
faire-Prinzips in feiner abſoluten Form. 

Wenn man den Solidarismus auch nicht als endgültige Löſung 
des ſozialen Problems anſehen kann, ſo ſcheint doch die auffallende 
llbereinſtimmung Mills mit den Führern der modernen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre ihn in ſeiner Entwicklung aus dem bloß Zufälligen herauszu⸗ 
heben: Mills Leben läßt die ſozialen Lehren des vorigen Jahrhunderts 
wie in einem Mikrokosmos erſcheinen. 

Damit wäre ein letzter und vielleicht nicht unweſentlicher Eides⸗ 
helfer für die verſuchte Beweisführung gefunden, die ſozialpolitiſchen 
Wandlungen John Stuart Mills in ihrem notwendigen inneren Auf⸗ 
bau und in ihrer urſächlichen Verkettung aufzuweiſen und zu begreifen. 
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Gewerbliches Schulweſen in Belgien 
Von Hans Beſſell⸗Kiel 


Juhaltsverzeichnis: Allgemeine Vorbildung und Erziehung der gewerblichen 
Jugend S. 157— 162. — Allgemeine Organifation der gewerblichen Schulen 
S. 163 — 168. — Die höheren Spezialſchulen und Handelsſchulen S. 168 
bis 177. — Gewerbliche Abendſchulen S. 177—179. — Die Tagesgewerbe⸗ 
ſchulen S. 179-182. — Kunſtgewerbeſchulen, Lehrwerkſtätten, Gewerbe⸗ 
mufeen uſw. S. 182—186. — Schulen für das weibliche Geſchlecht S. 186 
bis 188. — Vergleich zwiſchen preußiſchen und belgiſchen Schulen S. 189 
bis 191. 


Des Material zu dem nachfolgenden Aufſatz habe ich gelegentlich 
einer Studienreiſe zur Beſichtigung der Weltausſtellung in Brüffel 
1910 geſammelt. Ein mehrtägiger Beſuch der Veranſtaltungen auf 
dem Gebiete des gewerblichen Schulweſens überzeugte mich bald, 
daß ich auf dieſem Wege kein vollſtändiges Bild dieſes Schulzweiges 
erhalten würde. Ich wandte mich daher an das Ministere de 
l’Industrie et du Travail in Brüſſel mit der Bitte um weitere 
Auskunft, die mir auch bereitwillig von dem Generaldirektor des 
gewerblichen Unterrichtsweſens, Herrn J. Stevens, erteilt wurde. 
Seiner perſönlichen Vermittlung habe ich es zu verdanken, daß ich 
ein paar ſolcher Schulen beſuchen durfte, und die dabei gemachten 
Erfahrungen im Verein mit einer umfangreichen Literatur, beſtehend 
aus Organiſationsplänen, Programmen und Monographien, haben 
mich in den Stand geſetzt, eine, wie ich hoffe, im weſentlichen voll⸗ 
ſtändige Überſicht über Belgiens gewerbliche Schulen zu gewinnen. 

Der Artikel 17 der belgiſchen Verfaſſung lautet: „L’enseignement 
est libre; toute mésure preventive est interdite; la répression 
des delits n'est regl&e que par la loi.“ Der Freiheit des Lehrens 
ſteht natürlich auch die Freiheit des Lernens gegenüber: einen Schul⸗ 
zwang gibt es in Belgien nicht. Von der Befugnis, Schulen zu er⸗ 
richten, ſowohl allgemeinbildende als gewerbliche, wird der weit⸗ 
gehendſte Gebrauch gemacht; ſtädtiſche Behörden, Korporationen und 
Private beteiligen ſich daran und nicht in letzter Linie die katholiſche 
Kirche. Es berührt uns Deutſche allerdings ſeltſam, wenn wir 
hören, daß die Ecoles Saint Luc, kunſtgewerbliche Zeichenſchulen, 
die ſeit dem Jahre 1862 errichtet ſind in Gent und anderen Städten, 
von der Geſellſchaft der Frères des écoles chrétiennes geleitet 
werden. 
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Weiter heißt es in dem erwähnten Artikel 17: „L’instruction 
publique donnée aux frais de l'Etat est reglée par la loi.“ 
Aber dieſer Satz bezieht ſich nur auf die allgemeinbildenden Anſtalten 
und iſt noch nicht ausgedehnt auf die ſpäter entſtandenen gewerb⸗ 
lichen Schulen. Bei der Beſprechung dieſer ſcheinbaren Ungeſetz⸗ 
mäßigkeit beruft fid) der Generaldirektor des gewerblichen Unterrichts- 
weſens, Stevens“, zunächſt darauf, daß nur die „ausſchließlich“ vom 
Staat unterhaltenen Schulen unter das Geſetz fielen, die es im Be⸗ 
reiche des Gewerbeſchulweſens nicht gäbe; ferner ſeien die Staats⸗ 
unterſtützungen der Kontrolle der geſetzgebenden Faktoren unterworfen 
und ſtänden demnach unter dem Etatsgeſetz. Die glänzende Ent⸗ 
wicklung der letzten 15 Jahre würde niemals ſtattgefunden haben, wenn 
ſtarre Vorſchriften eines Geſetzes, das nicht alles vorherſehen könne, 
hätten beobachtet werden müſſen. In dem Maße, wie die Schulen ſich 
weiterbildeten, würden, wenn auch nicht das Lehrpenſum — denn 
das würde immer im Fluß bleiben entſprechend der Vervollkommnung 
der Technik —, ſo doch die Lehrmethoden ſich fixieren, und dann wrde 
es Zeit ſein, an ein Geſetz zu denken, deſſen Vorſchriften hoffentlich 
weit genug ſein würden, um nicht die Fortſchritte zu hindern, die 
der techniſche Unterricht in ſeiner jetzigen Freiheit gemacht habe. 

Ein ſolches Unterrichtsgeſetz beſteht für die allgemeinbildenden 
Schulen ſeit dem 15. September 1895, und der Artikel 4 beſtimmt, 
daß in allen écoles primaires gelehrt werden muͤſſen: Religion und 
Sittenlehre (wovon die Kinder auf Wunſch der Eltern befreit werden 
können), Leſen, Schreiben, Rechnen, das geſetzliche Maß⸗ und Gewichts⸗ 
ſyſtem, die Anfänge der franzöſiſchen, flämiſchen oder deutſchen Sprache“ 
Geographie, Geſchichte Belgiens, die Elemente des Zeichnens, Ge⸗ 
ſundheitslehre, Geſang und Turnen. Den Gemeinden iſt geſtattet, 
daneben noch Geometrie einzuführen, die Grundzüge der Natur⸗ 
wiſſenſchaften, der Kunſtgeſchichte, Geſetzeskunde, Buchführung, Hand⸗ 
fertigkeitsunterricht für Knaben und Haushaltskunde für Mädchen. 
Wir können hier den Volksſchulunterricht, beſonders in den écoles 
primaires normales d'Etat, deren es im Jahre 1910 überhaupt nur 
13 gab, nicht ganz übergehen, weil gerade an ihnen in den letzten Jahren 
ſehr viel verbeſſert worden iſt, und ihre Beziehung zu dem praktiſchen 
Leben eine erheblich engere geworden iſt. ,L’école pour la vie“ iſt der 


1 L' Enseignement industriel et professionel en Belgique. Conférence | 
faite & la Société d'Economie sociale le 30 mai 1910 par Jean Stevens. 
Gand 1910, Imprimerie Plantijn. 
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Grundſatz, unter dem dieſe Neuerungen eingeführt worden ſind, und 
es handelt ſich im weſentlichen darum, eine große Menge neuen Lehr⸗ 
ſtoffes ſchnell und gründlich zu verarbeiten. L'enseignement occa- 
sionel, welcher dies leiſten fol, darf nicht verwechſelt werden mit 
etwa gelegentlich gegebenen Belehrungen, die ſich an zufällige Um⸗ 
fände und Begebenheiten in⸗ und außerhalb der Schule anſchließen. 
Er iſt vorher beſtimmter, ſyſtematiſch organiſierter Unterricht. 

Einzelne Kapitel aus Diſziplinen, die ſonſt der Volksſchule fern⸗ 
ſtehen, ſollen hier an den ö Unterricht angeſchloſſen werden. 
Dazu kommen: 


1. Monatlich ein⸗ oder zweimal Vorträge der Lehrer vor den ver⸗ 
einigten Schülern aller Klaſſen. 

2. Schülervorträge in jeder Klaſſe und in jedem Fach. 

3. Empfehlung von Privatlektüre. 

4. Schülerausflüge und Beſichtigungen. 


Wir geben einige Beiſpiele, die aus verſchiedenen Schulen für 
einzelne Fächer zuſammengeſtellt ſind: 

In dem ordentlichen Unterrichte in der Phyſik wird die Wärme⸗ 
lehre durchgenommen. Dazu gibt der Gelegenheitsunterricht die 
Fabrikation des künſtlichen Eiſes. , 

1. Ein Lehrer hält einen Vortrag über drahtloſe Telegraphie. 

2. Ein Schüler ſpricht über das Prinzip der Dynamomaſchinen. 

3. Als Privatlektüre wird „Die Leinwandfabrikation von R. Beau⸗ 
mont“ Kap. 1 und 2 empfohlen. 

4. Eine Dampfmühle wird beſichtigt. 


In dem ordentlichen Geſchichtsunterricht wird das Zeitalter des 
Perikles beſprochen. Dazu gibt der Gelegenheitsunterricht die doriſche, 
joniſche und korinthiſche Säulenordnung. 

1. Der Lehrer hält einen Vortrag über den gotiſchen Stil. 

2. Ein Schüler ſpricht über ägyptiſche Kunſt. 

3. Als Privatlektüre. „Einfache Unterhaltungen über Kunſt“ von 
Picaut und Baude. 

4. Beſuch der Stadt Löwen, Beſichtigung ihrer Denkmäler und 
der Ausſtellung der Werke C. Meuniers. 

Es ſoll der Entwurf und die Zeichnung eines Fenſters der Aula 
der Schule ausgeführt werden. Dazu gibt der Gelegenheitsunterricht 
die allgemeinen Kennzeichen der gotiſchen Architektur. 

1. Der Lehrer ſpricht über romaniſche Architektur. 
2. Ein Schüler trägt vor über flämiſche Malerei. 
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3. Privatlektüre: Ein Auszug über griechiſche Denkmäler aus 
dem Werke E. J. Dardenne: „Die Denkmäler der verſchiedenen 
Zeitalter“. 

4. Beſucht wird das Muſeum des Cinquantenaire in Brüſſel. 


Ein Lied von Gretry wird einſtudiert. Gelegenheitsunterricht: 
einige Notizen über den Komponiſten. 
1. Ein Muſikprofeſſor ſpricht über Edgar Tinel. 
2. Ein Schüler trägt vor über altbelgiſche Volkslieder. 
3. Privatlektüre: Eine Biographie Gretrys. 
4. Das Programm eines bevorſtehenden Konzertes wird beſprochen 
und erläutert. 


Neben dieſen genannten Gebieten wird noch Geologie, Literatur: 
geſchichte, Geſchichte der Pädagogik, Phyſiologie und Pſychologie 
des Kindes und an Mädchenſchulen die Pflege des Neugeborenen 
berückſichtigt. Das größte Gewicht aber wird auf die Kenntnis der 
„expansion belge“ gelegt, unter welchem Schlagwort die Entwicklung 
der belgiſchen Volkswirtſchaft zur Weltwirtſchaft veritanden fein joll- 
Auf der unterſten Stufe wird etwa von der Einrichtung und dem 
Nutzen der Poſt geſprochen. Die Produktion von Erbſen, Bohnen 
und Hopfen in einzelnen Gegenden wird erwähnt, und der Vorteil 
eines Syndikats der Produzenten zur Hebung der Preiſe geprieſen. 
Maſchinen erleichtern die Handarbeit und geben vielfache Beſchäftigung. 
Die günſtige Lage von Antwerpen wird geſchildert, deſſen Hafen 
das beſte Tor für den Weltverkehr iſt. Die Meere, ein Bindemittel 
der Völker. „Wir verkaufen unſere Produkte direkt an die Fremden, 
wir verbeſſern die Schiffahrt und deren Häfen.“ An anderer Stelle 
— im geographiſchen Unterricht — wird der Rückgang der bebauten 
Flächen von 283000 ha im Jahre 1846 bis auf 158 000 ha im 
Jahre 1907 beklagt. „Wir ſtehen nicht allein in der Welt. Das 
Ausland produziert beſſer und billiger, und in dem Maße, in dem 
ſich die Verkehrsbedingungen entwickeln, ſinkt der Preis unſerer Pro- 
duktion. Belgien führt Getreide ein; der hierdurch bedingte Verluſt 
an Nationalvermögen ſoll durch vermehrte Tätigkeit auf anderen 
Gebieten erſetzt werden uſw. Daß ſolche Erörterungen dem Ver⸗ 
ſtändnis eines Volksſchülers zugänglich gemacht werden können, ſoll 
nicht beſtritten werden. Von dem pädagogiſchen Takt des Lehrers 
wird es abhängen, ob der Schüler einen Begriff von der belgiſchen 
Volkswirtſchaft erhält, oder ob auch hier zur rechten Zeit ein Wort 
ſich rettend einſtellt — expansion belge 
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Dieſe Art des Unterrichts — l'enseignement occasionel — 
findet unter den Schulmännern Belgiens faſt keine Gegner mehr, 
die geſamte Lehrerſchaft iſt von ſeiner Notwendigkeit und Nützlichkeit 
überzeugt und betreibt ihn mit großem Eifer in allen Klaſſen des 
ſechsjährigen Volksſchulunterrichts. An dieſen ſchließen ſich die 
écoles d’adultes, eine Art von Fortbildungsſchulen, die in noch 
höherem Maße das tägliche Leben berückſichtigen. Sie behandeln 
die Entwicklung Belgiens, ſie ſprechen von dem Nutzen politiſcher 
und ſozialer Einrichtungen, ſie treiben Zeichenunterricht und erwähnen 
auch wohl einzelne Induſtrien. Sie vermeiden es aber, rein techniſchen 
Unterricht zu geben und fehlen zum Beiſpiel in dem Induſtriegebiet 
Lüttichs vollſtändig, offenbar weil hier genügend gewerbliche Schulen 
vorhanden ſind, die dem Bedürfnis nach praktiſcher Ausbildung 
beſſer genügen. Überhaupt beſtreiten die leitenden Kreiſe der bel⸗ 
giſchen Induſtrie der école primaire ſowohl als auch der Ecole 
d'adultes jede Fähigkeit der Vorbildung für das gewerbliche Leben. 
Schule und Werkſtatt — ſo ſagen ſie — ſind in ihren ganzen Ge⸗ 
dankenkreiſen zu ſehr verſchieden, als daß ſie ſich jemals verſtehen 
könnten. Die Kinder verlaſſen mit dem dreizehnten Jahre die Volks⸗ 
ſchule, können aber nicht vor dem fünfzehnten in den Fabriken be⸗ 
ſchäftigt werden, insbeſondere jetzt, nachdem infolge des Geſetzes“, 
betreffend die Verwendung der Kinderarbeit, die Verantwortlichkeit 
der Fabrikanten eine erheblich größere geworden iſt. Die Beſchäftigung 
in einer kleinen Werkſtatt während der Zwiſchenzeit iſt in den meiſten 
Fällen nutzlos, da die Lehrlinge nur in häuslichen oder untergeordneten 
Arbeiten verwendet werden und außerdem vielfach dem ſtetigen Verkehr 
mit bereits verkommenen, dem Trunke und anderen Laſtern ergebenen 
Arbeitern ausgeſetzt ſind. „Man ſehe ſich dieſe Kinder an, wie ſie 
abends nach Schluß der Werkſtatt an den Straßenecken des Arbeiter⸗ 
viertels herumlungern, Mädchen und Knaben, ſich balgend, in Flüchen 
und Zoten ſich ergehen. Dieſe verwahrloſten Lehrlinge ſind unſere 
ehemaligen Volksſchüler?.“ „Die Gefahr ijt groß, aber fie iſt bes 
kannt.“ So erklärt ſich die Errichtung vieler Schulen, die neben 
der gewerblichen Ausbildung auch einen ausgeſprochen erzieheriſchen 
Zweck verfolgen. Die Ecole professionelle de mécanique in Lüttich, 
deren Direktor Paſcal Wathoul iſt, beabſichtigt: | 


1 Geſetz vom 13. Dezember 1889: Kinder bis zum 13. Jahre ſollen täglich 
nur 6 Stunden beſchäftigt werden. 
2 P. Wathoul, Education, Usages et Bienséances 4 l' usage des ouvriers 
et d autres personnes encore. Liege 1908, Imprimerie Benard. 
Schmollers Jahrbuch XLI 4. 11 
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1. Das Kind nach dem Verlaſſen der Volksſchule nützlich zu be⸗ 
ſchäftigen; 

2. es theoretiſch und praktiſch zu belehren, es fernzuhalten von 
allen ſchlechten Einflüſſen, bis daß es mit Vorteil in eine der 
großen Maſchinenfabriken eintreten kann; 

3. ihm den Sinn für Genauigkeit in der Arbeit beizubringen 
und deren Wert erkennen zu laſſen; 

4. die Lage des Arbeiters durch methodiſchen Unterricht in möglichſt 
kurzer Zeit zu verbeſſern, indem ſie ihm zeigt, daß ſelbſt in 
den einfachſten Gewerben eine Unterweiſung nötig und nützlich 
iſt, und daß der Mangel an dieſer das Haupthindernis für 
das Fortkommen des Arbeiters iſt; 

5. den jungen Arbeiter für die Praxis vorzubereiten, un ihm in 
ſeinem Berufe ſchnell vorwärts zu helfen; 

6. ſeine wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe ſo zu vermehren, daß er auch 
in andere, höhere Schulen eintreten kann; 

7. die große Zahl derjenigen zu vermindern, die vergeblich nach 
Arbeit ſuchen und oft genug im Elend verkommen. 

Die Schule unterſcheidet ſich weſentlich von unſeren auch er⸗ 
zieheriſch wirkenden gewerblichen Fortbildungsſchulen dadurch, daß 
ſie ſich auf ein beſtimmtes Gebiet beſchränkt, den Schüler vier Jahre 
hindurch den ganzen Tag für ſich in Anſpruch nimmt und zugleich 
auch in der Werkſtatt praktiſch beſchäftigt. Sie iſt errichtet für die 
beſonderen Verhältniſſe des Lütticher Induſtriebezirkes, iſt aber ander⸗ 
ſeits auch wieder vorbildlich für viele Schulen dieſer Art. Charak⸗ 
teriſtiſch für dieſe Anſtalt find die pädagogiſchen Vorträge, welche 
der Direktor ein⸗ oder mehreremal in der Woche vor verſammelten 
Lehrern und Schülern hält. Er ſpricht über die Organiſation der 
Schule, über die Pflichten des Lehrlings, über den Alkoholismus, 
über gute und böſe Frauen, er zitiert Lafontaineſche Fabeln und 
beſchreibt Szenen aus dem Hauſe eines Trinkers. Mit der Schule 
verbunden iſt eine Abteilung für Automobilfahrer, und auch für ſie 
hat der Direktor einen Katechismus ihrer Pflichten zuſammengeſtellt. 
Er ſpricht über Reinlichkeit und Höflichkeit, über Gruß und Anrede, 
über Eſſen, Trinken, Rauchen — „et ne pas cracher, ne pas 
cracher, ne pas cracher!“ Das Spucken ſcheint tatſächlich ein National⸗ 
laſter der Belgier zu ſein. Überhaupt beklagt ſich Wathoul über die 
ſchlechte Haltung der belgiſchen Jugend; er vergleicht ſie zu ihrem 
Schaden mit den Engländern und Amerikanern. Was nützt die Ge⸗ 
lehrſamkeit, wenn man nicht reden und überzeugen kann. Gerade die 
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beſten und klügſten Menſchen wiſſen ſich ſehr oft nicht zu benehmen. 

Es genügt nicht, den Schülern etwas zu lehren; ſie ſollen tatkräftige, 
ſelbſtbewußte Debatter werden mit engliſcher Sicherheit und fran⸗ 
zöſiſcher Eleganz, und — wenn man zwiſchen den Zeilen lieſt — 
nicht zu viel denken. Es iſt ein gefährliches Ideal, das Wathoul 
den Belgiern empfiehlt; aber wir wollen gern glauben, daß er es 
ehrlich meint. Nur eins macht uns ſtutzig. Er ſelbſt redet nur, er 
kennt keinen Widerſpruch, er hofmeiſtert bis ins kleinſte. Er kennt 
nur die Kultur, die alle Welt beleckt; und wenn der Lack abgefallen 
iſt, dann kommt der Menſch wieder zum Vorſchein, und das Dichten 
und Trachten der Menſchen ut böſe von Jugend auf!. 

Die belgiſche Regierung hat ſich bis jetzt nicht veranlaßt ge⸗ 
fühlt, ſelbſtändig mit der Gründung gewerblicher Schulen vorzugehen; 
ſie hat ſich begnügt, überall wo es nötig war, provinziale und 
kommunale Behörden, geiſtliche und gewerbliche Genoſſenſchaften, 
Induſtrielle, Kaufleute, Handwerker, Angeſtellte und Arbeiter dazu 
zu ermuntern und Ratſchläge zu geben für die Ausarbeitung von 
Reglements und Programmen, für die Wahl und Ausbildung des 
Lehrperſonals und für die Anwerbung von Schülern. Die älteſten 
Schulen dieſer Art ſind denn auch von den Städten gegründet; ſeit 
einer Reihe von Jahren aber ſind eine große Anzahl ſolcher An⸗ 
ſtalten auch von Privaten ins Leben gerufen. Jede Schule iſt nach 
Wunſch und Willen ihrer Gründer organiſiert; ſie hat ihr eigenes 
Statut und ihren eigenen Lehrplan, der nach den lokalen Bedürf⸗ 
niſſen und nach dem Bildungsgrade der Bevölkerung ſehr verſchieden 
geſtaltet iſt. Der Staat hat es noch immer vermieden, ein Normal⸗ 
programm aufzuſtellen und durchzuführen. Jede Schule wird von 
einer Verwaltungskommiſſion geleitet; die Zahl der Mitglieder iſt 
verſchieden, jedoch muß mindeſtens je ein Delegierter des Staates 
und der anderen fubventionierenden Behörden vertreten fein. Dieſe 
Kommiſſion ſetzt jedes Jahr das Programm, den Stundenplan, das 
Budget feſt, weiſt die Rechnungen an, macht Vorſchläge für die 
Beſetzung der Direktor⸗ und Lehreritellen, empfiehlt Verbeſſerungen 
und führt die Oberauffidt über den Unterricht und die Dilziplin. 
Iſt die Schule ſtädtiſch, ſo wird das Lehrperſonal von den ſtädtiſchen 


1 Bei meinem Beſuch der Lütticher Schule ließ ſich Herr Wathoul nicht 
ſehen, trozdem ihm meine Abſicht vom Generaldirektor Stevens mitgeteilt 
worden war, und er gewiß auch bei mir Gelegenheit gefunden hätte, den guten 
Ton in allen Lebenslagen zur Darſtellung zu bringen. Doch will ich nicht ver⸗ 
ſchweigen, daß er mir feinen 17 jährigen Sohn ſandte, der ſehr gut Deutſch konnte. 

11* 
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Kollegien ernannt nnd von der Regierung beſtätigt; ift fie privat, 
fo ernennt die Verwaltungskommiſſion und zeigt die Ernennungen 
der Regierung an. Die geſetzgebenden Kammern bewilligen jedes 
Jahr der Regierung die nötigen Kredite, um ſie in den Stand zu 
ſetzen, die gewerblichen Schulen finanziell zu unterſtützen. Dieſe 
Subventionen können bis zu einem Drittel der Geſamtausgaben 
ſteigen, wenn die Kurſe rein theoretiſch ſind, bis zu zwei Fünfteln, 
wenn auch praktiſche Übungen dabei ſind. Die Koſten des Schulgebäu⸗ 
des, des Bauplatzes und der Unterhaltung fallen ſtets den Gründern 
zur Laſt, dagegen kann der Staat die Koſten der inneren Ausſtattung 
und des Mobiliars übernehmen. Die Gewährung dieſer Beihilfen 
iſt an folgende Bedingungen geknüpft: 

1. Das Organiſationsſtatut und die Schulordnung müſſen von 
der Regierung gebilligt werden. 

2. Das Budget der Einnahmen und Ausgaben, die Rechnungen 
nebſt deren genauen Belegen müſſen ebenſo wie das Programm 
und der Stundenplan jährlich eingereicht werden. 

3. Ernennungen und Veränderungen im Lehrkörper unterliegen 
bei ſtädtiſchen Schulen der Genehmigung, bei privaten der 
Anzeigepflicht bei der Regierung. 

4. Beſoldungsverbeſſerungen, Statuten- und Programmänderungen 
müſſen vom Staate gebilligt werden. 

5. Der Verwaltungskommiſſion muß mindeſtens ein Regierungs⸗ 
kommiſſar angehören. 

6. Die Schule iſt der Inſpektion durch ſtaatliche Aufſichtsbeamte 
unterworfen. 

Das gewerbliche Schulweſen gehört zu dem Geſchäftsbereich des 
Ministére de l'Industrie et du Travail. Die Geſchäfte führt ein 
Generaldirektor und ein Generalinſpektor. Ein Conseil supérieur 
de l'enseignement technique, der ſeit dem Jahre 1906 beſteht und 
aus 21 Mitgliedern zuſammengeſetzt iſt, und dem auch der Generol, 
direktor und der Generalinſpektor von Amtswegen angehören, hat 
nur eine beratende Stellung. Er verhandelt über Fragen, die ihm 
vom Miniſter vorgelegt werden; jedes Mitglied aber hat die Be⸗ 
rechtigung, innerhalb ſeines Kompetenzbereiches Wünſche zu äußern 
und die Initiative zu einem Vorſchlage an die Regierung zu er- 
greifen. In ſolchen Fällen beſchließt die Verſammlung, ob und wann 
der Vorſchlag beraten werden ſoll. Der Miniſter hat außerdem 
das Recht, für beſtimmte Gegenſtände Sachverſtändige zur Auf⸗ 
klärung heranzuziehen. 
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Auch in Belgien iſt die Frage niemals zur Ruhe gekommen, 
welche Behörde am meiſten geeignet fei, die Entwicklung des mo- 
dernen techniſchen Unterrichtsweſens zu fördern. Sie wurde geſtellt 
bei der Schaffung des Ministere de l’instruction publique im 
Jahre 1878 und wurde wieder aufgenommen bei der Gründung des 
Ministére des sciences et des arts im Jahre 1907. Die Ligue 
de l' Enseignement ſieht die Vereinigung des geſamten Unterrichts, 
des allgemeinbildenden ſowohl als auch des ſpeziellen techniſchen, 
landwirtſchaftlichen, künſtleriſchen, militäriſchen uſw. unter ein gemein⸗ 
james Unterrichtsminiſterium als einen weſentlichen Teil ihres Arbeits: 
programms an, und es gibt heute noch genug Senatoren und De⸗ 
putierte im Parlament, welche dieſe Vereinigung nur noch als eine 
Frage der Zeit betrachten. Hierüber äußert ſich Stevens !: „Ich 
fürchte, daß dieſe Konzentration für den techniſchen und gewerblichen 
Unterricht böſe Folgen haben wird. Ich fürchte, daß die Pädagogen 
verſuchen werden, dieſen Unterricht zu uniformieren, ſeine Organi⸗ 
ſation, ſeine Programme und Methoden nach ein und derſelben 
Schablone feſtzulegen. Und könnte nicht andrerſeits der gewerbliche 
Unterricht vielleicht Einfluß gewinnen auf den allgemeinen, und dieſer 
dadurch ſeinen erziehlichen Charakter verlieren und zu einem be⸗ 
denklichen Utilitarismus gelangen? Die Länder, in denen der ge: 
werbliche Unterricht am ſtärkſten entwickelt iſt, haben ihn faſt immer 
von dem allgemeinen getrennt und ihn einem Miniſterium unter⸗ 
ſtellt, welches die Sorge für Handel und Induſtrie mit zu ſeinen 
Kompetenzen zählt. Man zitiert immer Deutſchland als das Land, 
wo dieſer Unterricht am meiſten gedeiht. Vor etwa 25 Jahren war 
er dort dem Kultusminiſterium zugewieſen, und Fürſt Bismarck 
empfahl letzteres durch das Handelsminiſterium zu erſetzen.“ „Ich 
habe ſoeben (1910) einen Bericht dieſer Behörde empfangen, an 
deſſen Spitze fic) der folgende Satz findet:? „On a pu constater, 
que l'enseignement ne saurait progresser, s'il n'est pas dirigé 
par une administration, qui garde le contact le plus etroit avec 
les faits économiques. Il échoue dés qu’il cesse d’étre un moyen 
pour devenir un bout.“ „Man kann es in der Tat nicht beer 
ausdrücken,“ fügt Stevens hinzu, „und die glänzende Entwicklung 
des Gewerbeſchulweſens in Preußen beweiſt, daß Fürſt Bismarck 
recht gehabt hat, es dem Handelsminiſterium zuzuteilen.“ Die 


1 Stevens, L' Enseignement Industriel et Professionel en Belgique. 
2 Ich zitiere mit Abſicht franzöſiſch. 
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zitierten Sätze finden fid in dem dritten Verwaltungsbericht des 
Königlich Preußiſchen Landesgewerbeamtes auf Seite 2 und 3 und 
lauten im Original: „Die Entwicklung der letzten 25 Jahre hat 
immer deutlicher erkennen laſſen, daß das mittlere techniſche Unter⸗ 
richtsweſen im Sinne dieſes Programmes nur gedeihen kann, wenn 
die Handels⸗ und Gewerbeverwaltung engſte Fühlung ſucht und 
bewahrt mit denjenigen erwerbstätigen Kreiſen, für deren Nachwuchs 
ſie zu ſorgen berufen iſt, wenn die im ſteten Wandel begriffenen 
Bedürfniſſe des Handels, des Handwerks und der Induſtrie ſorg⸗ 
fältige Beachtung finden, und daß die Strafe des Mißerfolges droht, 
ſobald die Schulen, ſtatt zu dienen, Selbſtzweck werden.“ Es iſt 
intereſſant zu ſehen, wie der belgiſche Überſetzer das Original ge⸗ 
kürzt und komprimiert hat, um die für ihn brauchbare Pointe 
herauszuarbeiten. 

Auch die Frage nach der Beſchaffung geeigneter Lehrer für ge⸗ 
werbliche Schulen iſt in Belgien noch nicht gelöſt worden. Eine 
Miniſterialverfügung vom Jahre 1903 teilt die Anſtalten in dieſer 
Beziehung in drei Kategorien: 

1. die elementaren Kurſe, die den Volksſchullehrern . 
werden können; 

2. die mittleren Kurſe, für welche die Lehrer der Mittelſchulen 
oder auch Spezialiſten geeignet erſcheinen; 

3. die techniſchen oder angewandten Kurſe, welche den Technikern 
vorbehalten werden ſollen. 

Die Direktoren aller Schulen ſollen vorzugsweiſe aus der dritten 
Kategorie der Lehrer, nur ausnahmsweiſe auch einmal aus der 
zweiten entnommen werden. 

Direktoren und Lehrer werden zunächſt proviſoriſch und nach 
wenigſtens zweijähriger Probetätigkeit definitiv angeſtellt. Bei ein⸗ 
zelnen Schulen wird eine Probelektion verlangt; anderswo beſtehen 
gelegentliche Kurſe zur Ausbildung von techniſchen Lehrern. Hier 
werden dem Pädagogen techniſche Kenntniſſe, dem Techniker päd⸗ 
agogiſche beigebracht (inculquer). 

Die belgiſche Induſtrie iſt ein Produkt teils der natürlichen 
Beſchaffenheit des Landes, teils der geſchichtlichen Entwicklung und 
der internationalen Beziehungen. Langs der Waſſerläufe der Maas, 
der Sambre, der Henne (la Haine) und mitten durch Kempenland 
(la Campine) haben ſich große Steinkohlengebiete gebildet, und 
dort iſt eine lebhafte und einträgliche Induſtrie entſtanden, deren 
Arbeiterzahl in ſtetem Wachſen iſt. Sie hat ſich ſeit 1845 ver⸗ 
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dreifacht, während fid) die Produktion verfünffacht hat. Wenn 
ferner die Zuckerfabrikation an die Zone gebunden iſt, in welcher 
die Zuckerrübe gebaut wird, ſo ſind für die Leinen⸗, Woll⸗ und 
Baumwollinduſtrie mehr geſchichtliche als geographiſche Einflüſſe 
maßgebend geweſen. Freilich iſt die Flachskultur zum Stillſtand 
gekommen, die heimiſche Wolle iſt minderwertig, und es würde 
finnlos ſein, in Belgien Baumwolle anpflanzen zu wollen. Trotz⸗ 
dem iſt die Textilinduſtrie eine der blühendſten im ganzen Lande. 
Sie muß alſo Rohmaterial einführen und ihre Produkte, ſoweit 
ſie den heimiſchen Bedarf überſteigen, wieder ausführen. Ahnlich iſt 
es mit der Metallinduſtrie. Eiſenerze gibt es nur im Süden der 
Provinz Luxemburg, wo ſich auch die Hochöfen angeſiedelt haben; 
die Fabrikation aber von Eiſen und Stahl befindet ſich weſentlich 
in der Umgegend von Charleroi und Lüttich. Die Produktion iſt 
außerordentlich gewachſen in den letzten Jahren, und ebenſo hat ſich 
die Zahl der Stahlarbeiter beträchtlich vermehrt. 

Dieſe Tatſachen bedingen im großen und ganzen die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage Belgiens, und ſie weiſen die beiden Hauptzüge ihres 
Außenhandels auf: Einfuhr von Lebensmitteln und Rohmaterialien 
und Ausfuhr der bearbeiteten Produkte. 

Daß ein ſolcher Staat das Bedürfnis und die Verpflichtung 
fühlt, gegenüber der fremden Konkurrenz die Zukunft ſeiner nationalen 
Arbeit ficherzuftellen, gut vorgebildete Arbeiter im Innern und 
geſchickte Agenten für das Ausland zu erziehen, iſt ſelbſtverſtändlich. 
Dieſem Bedürfnis entſprach auch die erſte, 1837 in Belgien gegrün⸗ 
dete techniſche Schule, (école des mines in Mons. Ihr Zweck iſt, 
junge Leute durch theoretiſche und praktiſche Studien im Bergbau 
und im Hüttenweſen ſoweit vorzubilden, daß ſie ſpäter imſtande 
ſind, in ihrer Heimatprovinz Hennegau (le Hainaut) die Leitung 
der großen Werke dieſer beiden wichtigſten Induſtrien zu über⸗ 
nehmen. Die Schule hatte bald nach ihrer Gründung einen ſolchen 
Erfolg, daß man ihr noch weitere Abteilungen für techniſche Chemie, 
Maſchinenbau, Eiſenbahnweſen, Bauingenieurwiſſenſchaften, Geologie, 
Feldmeſſen und Elektrotechnik angliederte. Es war dieſelbe Zeit, in 
der auch in anderen Ländern, in Preußen, Oſterreich und Hannover, 
die erſten techniſchen höheren Schulen entſtanden, und wie dieſe, ſo ent⸗ 
wickelte ſich auch die belgiſche Anſtalt allmählich zu einer techniſchen 
Hochſchule, wenngleich ſie vom Staate als ſolche noch nicht aner⸗ 
kannt iſt, wenigſtens nicht bezüglich der Ausbildung von Staats⸗ 
ingenieuren. Trotzdem iſt ihr jetziges Programm genau nach den 
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Vorſchriften eingerichtet, welche das Geſetz über den Hochſchulunter⸗ 
richt vorſchreibt zur Erlangung des Staatsdiploms für Ingenieure 
nach fünfjährigem Studium. Die oberſte Verwaltung wird aus⸗ 
geübt durch eine Kommiſſion von ſieben Mitgliedern, die von der 
Provinz, dem Staat und der Stadt gewählt werden; den Zort 
führt ein Mitglied der Députation permanente. Das Lehrer⸗ 
perſonal beſteht aus 27 Profeſſoren, die Zahl der Schüler betrug 
im letzten Jahre (1909) 271. Die Anſtalt gehört, wie geſagt, 
eigentlich zu den techniſchen Hochſchulen, die in Belgien mit 
den Univerſitäten verbunden find und dem Ministere des scienses 
et des arts unterſtehen. Indeſſen vorläufig wird ſie noch zu den 
gewerblichen Schulen gerechnet, unter welchem Namen die folgenden 
Anſtalten zuſammengefaßt werden: 


I. Für das männliche Geſchlecht 
a) Die höheren Spezial: und Handelsſchulen, 
b) die niederen gewerblichen und kaufmänniſchen Abendſchulen 
und ⸗kurſe, 
c) die ländlichen Zeichenſchulen und Jurte mit Abendunterricht, 
d) die kunſtgewerblichen Schulen vom Saint Luc, 
e) die Tagesgewerbeſchulen und ⸗kurſe, 
f) die Lehrwerkſtätten, 
g) Gewerbemuſeen, Ausſtellungen, Meiſterkurſe uſw. 


II. Für das weibliche Geſchlecht 
a) Die Haushaltungsſchulen und -flaffen für den Arbeiterſtand, 
b) die gewerblichen Haushaltsſchulen für den Kleinbürgerſtand, 
c) die Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchulen (systeme du demi 
temps), 
d) die Lehrwerkſtätten für Wäſcheartikel, Stick⸗ und Spitzen⸗ 
arbeiten. 


Zu den höheren Spezialſchulen gehört neben der ſchon erwähnten 
Schule in Mons die höhere Schule für Brauerei und Brennerei, 
welche im Jahre 1887 unter dem Patronat der Geſellſchaft belgi⸗ 
ſcher Brauer in Gent errichtet if. Sie umfaßt alle nötigen theo- 
retiſchen und praktiſchen Fächer, dazu praktiſche Arbeiten im Labo⸗ 
ratorium und in einer Verſuchsbrauerei. Die Abſolventen der 
Schule werden nach einem Jahre als Brau- und Brennmeiſter, 
nach zwei Jahren mit der Berechtigung zum ſelbſtändigen Betrieb 
und nach dreijährigem Kurſus als Ingenieure der Gärungsinduſtrie 
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entlaſen. An der Anſtalt werden 78 Schüler von 12 Lehrern 
unterrichtet. Eine ähnliche Schule ijt dem Inſtitut Saint Lievin 
ebenfalls in Gent angegliedert mit 22 Schülern und 9 Lehrern. 
Die écoles d'arts et métiers, Tagesſchulen mit dreijähriger Dauer, 
entſprechen am meiſten unſeren Maſchinenbauſchulen und Techniken; 
ſie ſetzen aber keinerlei praktiſche Tätigkeit voraus, da ſie alle mit 
Werkſtättenunterricht verbunden ſind. Doch verlangen ſie eine Vor⸗ 
bildung, die der unſerer höheren Maſchinenbauſchüler entſpricht, und 
die entweder durch Zeugniſſe oder durch eine Aufnahmeprüfung nach⸗ 
zuweiſen iſt. Die Abſolventen ſollen die niederen und höheren Offi⸗ 
ziere der Induſtrie werden (Werkmeiſter, Werkſtättenvorſteher, Be⸗ 
triebsingenieure, techniſche Direktoren); ſie ſollen für die Induſtrie 
dasſelbe bedeuten wie die Bauinſpektoren für den Brücken⸗ und 
Wegebau im Betriebe des Staates. 

Die erſte Idee einer ſolchen Schule findet ſich in dem Arbeits⸗ 
programm des kirchlichen Ordens der Aumöniers du Travail, der 
fid) insbeſondere mit der gewerblichen Erziehung der Jugend befaßt. 
Es iſt für uns, die wir den Wert dieſer Erziehung kennen, nicht 
mehr nötig, den Ausführungen der Belgier zu folgen. Da wird 
Jules Simons „Le Travail“ und Pyfferoens „Enseignement profes- 
sionel“ zitiekt. Da werden Ribots Verdienſte in Frankreich und 
Nyſſens' Tätigkeit in Belgien geprieſen. Als der letztere das Mini⸗ 
ſterium übernahm, war es ſeine erſte Sorge, die für das gewerbliche 
Unterrichtsweſen ausgeworfenen Summen erheblich zu vergrößern. 
Dann ſandte er namhafte Fachmänner nach England, Deutſchland 
und Oſterreich, um die dortigen Einrichtungen zu ſtudieren, und 
ſchließlich beſuchte er ſelbſt die wichtigſten induſtriellen Werke Bel⸗ 
giens. Bis dahin gab es im Lande nur die rein praktiſchen Lehr⸗ 
lingsſchulen und die allgemeinen gewerblichen Abendſchulen, welche 
den Werkmeiſter und den beſſeren Arbeiter bildeten. Sie waren 
ſchlecht, aber ſie halfen der Induſtrie aus einem jämmerlichen Zuſtande. 
Nun aber gab es Wichtigeres zu tun. In der Lehrlingsſchule wurde 
der Arbeiter beſſer und ſchneller ausgebildet als in der Meiſterlehre, 
aber er blieb Arbeiter, weil man ihm nur körperliche Gewandtheit 
und manuelle Geſchicklichkeit beibrachte. Nun erkannte man, daß 
die intellekteulle Ausbildung mit dieſer praktiſchen Unterweiſung 
verbunden werden müſſe. Das fol die Ecole d'arts et métiers 
leiſten. 

Die allgemeine Verwaltung der Schule in Pierrard⸗lez⸗Virton 
(Provinz Luxemburg) führen die Aumöniers du Travail. Ihnen 
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zur Seite ſteht ein Beirat von Induſtriellen, der insbeſondere den 
Werkſtättenunterricht überwacht und von dem Direktor auf dem 
laufenden erhalten wird. Die allgemeine Direktion führt ein ad⸗ 
ministrateur délégué, die ſpezielle über die techniſchen Fächer ein 
ingénieur-directeur. Aufnahmebedingungen find: Vollendung des 
15. Lebensjahres, Abſolvierung einer Mittel ſchule (Realſchule) oder 
der dritten Klaſſe der modernen oder humaniſtiſchen Abteilung eines 
Königl. Athenäums (Oberſekunda einer Oberrealſchule oder eines 
Gymnaſiums). Fehlen dieſe Bedingungen, ſo iſt eine Aufnahme⸗ 
prüfung zu beſtehen in Planimetrie, Algebra, Rechnen und Fran⸗ 
zöſiſch. Die hierzu nötigen Kenntniſſe kann der Kandidat auch in 
einem einjährigen Vorbereitungskurſe erwerben. Der Unterricht in 
der eigentlichen &cole d'arts et métiers iſt fo eingerichtet, daß die 
Schüler nach dreijährigem Kurſus ſofort ihren Beruf mit Erfolg 
betreiben können. Der theoretiſche Unterricht, der in den Morgen⸗ 
ſtunden von 8— 12 Uhr gegeben wird, umfaßt: Franzöſiſch, Deutſch, 
Geographie, Geſchichte, Geometrie, Algebra, Trigonometrie, Phyſik, 
allgemeine Chemie, Arbeiten im Laboratorium, Buchführung, Wirt⸗ 
ſchaftslehre, Maſchinenlehre, Feſtigkeitslehre, Technologie, Elektro⸗ 
technik und Zeichnen aller Art. Der Schule iſt außerdem noch ein 
ziemlich vollſtändiger Lehrgang in den Bauingenieur wiſſenſchaften 
angegliedert. Ein fünfſtündiger praktiſcher Unterricht in den ver⸗ 
ſchiedenen Werkſtätten findet jeden Nachmittag ſtatt. Letztere ſind 
mit den nötigen Materialien verſehen für Arbeiten in der Modell⸗ 
tiſchlerei, Gießerei, Schloſſerei, in der Schmiede, für Maſchinenbau 
und Elektrotechnik. Eine eigene Zentrale liefert den Strom zur 
Betätigung der Maſchinen. Jeder Schüler des dritten Jahrganges 
übt ſich außerdem noch 14 Tage in der Führung und Wartung 
der Dampfmaſchinen und Gasmotoren. Die Schule iſt mit einem 
Internat verbunden und verlangt von ihren Zöglingen außer dem 
täglichen Unterricht noch eine dreiſtündige Arbeitszeit. Im letzten 
Jahre wurden 59 Schüler von 12 Lehrern unterrichtet. Daß eine 
von geiſtigen Oberen geleitete Schule noch höhere Zwecke verfolgt 
als die bloße techniſche Ausbildung, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. Es 
heißt im Programm: „Dieſe im tiefſten Sinne katholiſche Anſtalt 
wird in den Herzen der Schüler die Gebote der heiligen Kirche 
wiedererwecken und befeſtigen. Die ſo erzogenen chriſtlichen Hand⸗ 
werker werden ſpäter als Werkmeiſter dieſelbe Geſinnung in ihrer 
Umgebung betätigen und den wohltätigſten Einfluß auf ſie ausüben. 
So wird allmählich, langſam aber ſicher der Kirche die Achtung und 
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Ehrfurcht wiedererworben, auf welche ſie Anſpruch hat, und Jeſus 
Chriſtus der Ehrenplatz wieder eingeräumt, welcher dem göttlichen 
Handwerker von Nazareth in jeder Werkſtatt gebührt.“ Daß bei 
dieſer Gelegenheit auch Wathoul zitiert wird, der ſchon genannte 
Direktor der Lütticher Gewerbeſchule, iſt charakteriſtiſch für ihn. 
Natürlich kommt er bei ſeinen zahlreichen Vorträgen auch auf die 
Mißachtung zu ſprechen, die der Handarbeit von den höher gebil⸗ 
deten Ständen entgegengebracht wird, auf die Überfüllung der Kolle⸗ 
gien in den gelehrten und künſtleriſchen Fächern und auf die große 
Zahl der Deklaſſierten. „Intereſſant würde es ſein, die Geſchichte 
dieſer Leute zu ſchreiben, die ihren Beruf verfehlt haben: der 
Mufiker, die Anſtreicher und Barbiere, der Philoſophen und Mathe⸗ 
matiker, die Handlungsreiſende und Winfelagenten‘, der Advokaten, 
die Schreiber und Rechtskonſulenten, der Akademiker, die Kneipwirte 
geworden ſind uſw.“ Ich weiß nicht, ob die Not wirklich ſo groß 
iſt, aber durch Vorträge vor halbwüchſigen Zuhörern, die dazu nicht 
einmal mehr freie Berufswahl haben, wird dieſem Notſtande doch 
auch nicht abgeholfen. Die Folge davon kann doch nur eine Ver⸗ 
breiterung der Kluft ſein, die zwiſchen den der kirchlichen Obhut 
anvertrauten Handwerkern und den auf eigene Kraft vertrauenden 
Vertretern der Kunſt und Wiſſenſchaft beſteht. Mögen indeſſen die 
letzten Tendenzen dieſer kirchlichen Gründungen ſein, welche ſie wollen, 
die nächſten Zwecke kommen jedenfalls der Induſtrie zugute. 

Das College Saint⸗Louis in Lüttich enthält neben einem 
Gymnaſium und einer Sonntagsſchule für Gewerbetreibende auch eine 
école d'arts et métiers mit einer Vorbereitungsſchule. Die Haupt⸗ 
ſchule enthält eine maſchinentechniſche, eine elektrotechniſche und eine 
chemiſche Abteilung. Der theoretiſche Unterricht iſt von dem der erſt⸗ 
genannten nicht weſentlich verſchieden, die praktiſchen Übungen aber 
enthalten einige Beſonderheiten. Die Schule ſtellt ihren Zöglingen 
die nötigen Werkſtätten zur Verfügung, ferner einen großen Zeichen⸗ 
ſaal, der reich mit Modellen aller Art verſehen iſt, und ein Gewerbe⸗ 
mujeum, das alle zum Unterricht nötigen Sammlungen enthält. Die Be- 
nutzung dieſer Räume iſt auch den Induſtriellen geſtattet zur Anſtellung 
irgendwelcher Verſuche oder Analyſen. Nach dreijährigem Studium 
und einer unter Kontrolle des Staates abgelegten Abgangsprüfung 
werden Diplome erteilt. Ein Syſtem von regelmäßig ſich wieder⸗ 
bolenden Repetitionen ſoll die fortſchreitende Leiſtung des Schülers 
kontrollieren und ihn zugleich an die Schrecken der Abgangsprüfung 
gewöhnen. Die in dieſen Repetitionen erhaltenen Noten ſind mit 
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den Trimeſtralzeugniſſen maßgebend für die Verfegung. Das jähr- 
liche Schulgeld beträgt 200 Fr. Außerdem müſſen 80 Fr. bezahlt 
werden für die Abnutzung der Materialien, 12 Fr. für ärztliche 
Behandlung, Bibliothek und Druckerei, endlich 50 Fr. Kaution, die 
zurückgezahlt werden, wenn kein unnötiger Schaden verurſacht worden 
iſt. Zeichenutenſilien und Handwerkszeug hat ſich jeder Schüler 
ſelbſt anzufchaffen. Auf Wunſch nimmt die Anſtalt die Zöglinge in 
ganze, halbe oder Viertelpenſion. Ohne Prüfung wird niemand 
aufgenommen. Die hierzu nötigen Kenntniſſe kann ſich der Aſpirant 
in einer Vorbereitungsſchule erwerben, in der er je nach feiner Bil- 
dung ein, zwei oder drei Jahre bleibt. Hier wird neben den mathe⸗ 
matiſchen und naturwiſſenſchaftlichen Fächern auch Religion, Sprachen, 
Geſchichte und Geographie, Buchführung, Stenographie und Maſchinen⸗ 
ſchreiben gelehrt. Die Vorſchüler werden aus der Volksſchule out, 
genommen und müſſen 100 Fr. Schulgeld zahlen. Im letzten Jahre 
wurden 80 Schüler von 13 Lehrern unterrichtet. 

Unter dem Namen einer école centrale d'arts et metiers ſind 
in Brüſſel vier Veranſtaltungen zuſammengefaßt: 1. eine große 
Sonntags: und Abendſchule, 2. die eigentliche Ecole d'arts et mé 
tiers, 3. eine Vorbereitungsſchule, 4. ein Gewerbemuſeum verbunden 
mit einer Bibliothek für Schüler und frühere Schüler, desgleichen 
mit Vorträgen für denſelben Zuhörerkreis und endlich ein Kurſus 
für Automobilfahrer. Die zweite Abteilung ſoll intelligente Hilfs⸗ 
arbeiter im Maſchinenbau und in der Elektrotechnik heranbilden, die 
fähig ſind, die Ingenieure zu unterſtützen und die Arbeiter zu diri⸗ 
gieren. Die Lehrer ſollen ihre Schüler ſtets auf die Verwendung 
ihrer theoretiſchen Kenntniſſe für die Praxis hinweiſen, ſich aber 
auch bemühen, Herz und Charakter zu bilden und diejenigen Eigen⸗ 
ſchaften zu entwickeln, die dem Induſtriellen am nötigſten: ſcharfe 
Beobachtung, richtiges Urteil, guter Geſchmack, Klarheit und Knapp⸗ 
heit in den Ideen, Unternehmungsgeiſt und Beharrlichkeit in der 
Ausführung. In dem theoretiſchen Unterricht ſind die humaniſtiſchen 
Fächer geſtrichen, dagegen die mathematiſchen erheblich ausgedehnt. 
Zur Aufnahme in die école d'arts et metiers iſt nötig: 1. gott, 
endung des 15. Lebensjahres, 2. ein polizeiliches Führungszeugnis, 
3. eine Photographie des Schülers, 4. ein Geſundheitszeugnis und 
ein Zeugnis der Wiederimpfung, 5. die Anzahlung eines Drittels 
vom jährlichen Schulgeld, 6. die Unterſchrift der Eltern oder deren 
geſetzlichen Stellvertreter unter den Lehrkontrakt der Schule für die 
Dauer von drei Jahren. Endlich wird niemand aufgenommen ohne 
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Prüfung in den Elementarfächern. Am Ende jedes Jahres werden 
Verſetzungsprüfungen abgehalten. Die Berechnung des Reſultates 
erfolgt in Belgien ganz allgemein nach Points. Gewöhnlich ge⸗ 
nügen 50 — 60 %o der für eine vollkommene Leiſtung feſtgeſetzten 
Pointszahl zum Beſtehen der Prüfung. Den Eltern der Schüler 
ſteht der Zutritt zu den Prüfungsſälen ofſen. Der Unterricht findet 
ſtatt an jedem Wochentage vormittags von 8—11 / Uhr, nach⸗ 
mittags von 1¾ — 5½ Uhr. Der Sonntagvormittag foll zu 
Repetitionen, Vorträgen und wiſſenſchaftlichen Ausflügen benutzt 
werden. Das Schuljahr beginnt am 1. Oktober und endet am 
31. Auguſt. Dazwiſchen ſind im ganzen etwa 14 Tage ſchulfrei zu 
Weihnachten, Oſtern und an einigen Feſttagen. Die Vorſchule 
(3. Abteilung) umfaßt einen dreijährigen Kurſus und ſoll den 
Schülern eine gewiſſe Allgemeinbildung geben mit beſonderer Be⸗ 
rüchſichtigung der ſpäteren techniſchen Bildung. Sie ſoll auch den 
Schüler einführen in die Werkſtatt und an ein ruhiges und genaues 
Arbeiten gewöhnen. Die wiſſenſchaftlichen Fächer ſind die einer 
Mittelſchule niederer Ordnung (Realſchule), vermehrt um die Mecha⸗ 
nik und mechaniſche Technologie. Aufgenommen werden Volksſchüler 
mit vollendetem 14. Lebensjahre. Die Schülerzahl betrug im letzten 
Jahre (1909) 381, die Zahl der Lehrer 381. 

Zu den höheren Spezialſchulen gehört auch die höhere Webe⸗ 
ſchule in Verviers. Sie iſt im Jahre 1899 aus der Initiative der 
Privatinduſtrie entſtanden und wird vom Staat und der Provinz 
unterſtützt. Zur Aufnahme ſind die Kenntniſſe der erſten Klaſſe eines 
Königl. Athenäums (Primareife) nötig. Die Abiturienten dieſer 
Schule erhalten nach Ablegung der Prüfung, die unter dem Vorſitz 
des Generalinſpektors des gewerblichen Unterrichtsweſens abgehalten 
wird, den Titel eines Diplomingenieurs. Die Schule verfügt über 
glänzende Räume, Laboratorien und Werkſtätten. Im Jahre 1910 
wurden 105 Schüler von 11 Lehrern unterrichtet. Der höheren 
Schule iſt eine Abendſchule zur Bildung von Werkmeiſtern und Elite⸗ 
arbeitern angegliedert mit 427 Schülern. 

Die höheren Handelsſchulen verfolgen den Zweck, junge Leute 
durch entſprechenden theoretiſchen und praktiſchen Unterricht auf den 
kaufmänniſchen Beruf, das Bankgeſchäft und die Konſulatslaufbahn 
vorzubereiten. Die jetzige Organiſation ſtammt aus dem Jahre 1897 
und ſetzt einen dreijährigen Kurſus feſt, deſſen letztes Drittel ſich in 


1 Vermutlich von der Geſamtanſtalt. 
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vier Abteilungen gliedert: für Kolonialweſen, Seeweſen, ſpezielle 
Handelswiſſenſchaften und für die Konſulatslaufbahn. Das In- 
stitut supérieur de commerce in Antwerpen beſteht ſeit 1852. 
Der Staat trägt drei Viertel der jährlichen Koſten, die Stadt 
den Reſt und ſorgt für die nötigen Räume, deren Ausſtattung 
und Unterhaltung. Direktor und Lehrer werden auf Vorſchlag der 
Verwaltungskommiſſion nach Anhörung der ſtädtiſchen Kollegien vom 
Miniſter ernannt. Die Aufnahme in den erſten Kurſus iſt an eine 
Prüfung gebunden, die demjenigen erlaſſen werden kann, der die 
erſte Klaſſe! der Handelsabteilung eines Königl. Athenäums oder 
einer gleichwertigen freien, (d. h. nichtſtaatlichen, konfeſſionsloſen) 
Anſtalt abſolviert hat. Die theoretiſchen Studien umfaſſen: All⸗ 
gemeine Geſchichte und Geographie des Handels und der Induſtrie, 
Handelsprodukte und Handelschemie, Technologie, die wirtſchaftliche 
Entwicklung der großen Nationen, die moderne Organiſation der 
Handelsgeſchäfte, politiſche Okonomie, allgemeine und angewandte 
Statiſtik, Zivilrecht, Völkerrecht und internationales Privatrecht, 
Schiffs ausrüſtungen und Transporte, Zollgeſetzgebung, Verfaſſungs⸗ 
und Verwaltungsrecht, Handels⸗ und Seerecht, genauere Kenntnis 
des überſeeiſchen Handelsverkehrs, Kenntnis der einheimiſchen und 
fremden Häfen, Beſtimmungen des Konſularrechts, politiſche Kon⸗ 
ſtitution fremder Staaten, Finanzwiſſenſchaft, Koloniſation und 
Kolonialpolitik, koloniale und internationale Hygiene, koloniale Kul⸗ 
turen, koloniale Topographie, Franzöſiſch, Niederländiſch, Engliſch, 
Deutſch, Spaniſch, Portugieſiſch, Italieniſch, Ruſſiſch, Chineſiſch und 
die Handelsſprache des Congo. Die praktiſchen Studien umfaſſen 
Bureauarbeiten, kaufmänniſches Rechnen und angewandte Chemie. 
Im Jahre 1909 wurden 285 Schüler von 25 Lehrern unterrichtet. 

Eine Anzahl ähnlicher Inſtitute iſt in den letzten Jahren ge⸗ 
gründet worden: Die höhere Handels⸗ und Konſulatsſchule in Lüttich 
mit 21 Lehrern, 92 Schülern und 7 Schülerinnen, ferner die der 
Univerſität Löwen angegliederten Kurſe mit 90 Studierenden und 
43 Profeſſoren. Eine eigenartige Anſtalt wurde 1896 mit dem Sn: 
ſtitut Saint Joſeph in La Louviere verbunden. Nach einjährigen 
Studien ſollten die Schüler ins Ausland gehen und dort — in 
England oder Deutſchland — ihre Ausbildung ſuchen. Die Idee 


1 La premiére (sc. classe) commercielle im Gegenfa zu la premiere 
scientifique, die zum Beiſpiel für die höhere Webeſchule verlangt wird; beide 
gehören zu parallelen Zweigen eines Athénée royale. 
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war verführeriſch, die Wirklichkeit aber blieb weit hinter ihr zurück. 
Der Unterhalt der Zöglinge im Auslande erwies ſich als ſehr koſt⸗ 
ſpielig, und außerdem verſtanden die letzteren von der Sprache des 
Landes zu wenig, als daß ſie in den dortigen Schulen oder Vor⸗ 
trägen erfolgreich hätten mitarbeiten können. So verkümmerte die 
Anſtalt und wurde 1899 nach Mons verlegt, wo der Unterricht 
ganz nach dem Muſter der Antwerpener Schule eingerichtet wurde. 
Hinzugefügt noch wurde der Unterricht in der Moralphiloſophie, 
und außerdem ſoll das letzte Trimeſter zum Beſuche von Hütten⸗ 
werken, Häfen uſw. verwendet werden. Ebenfalls in Mons wurde 
1897 das Institut commerciale des Industriels du Hainaut ge- 
gründet mit der ausgeſprochenen Abſicht, Handelsagenten zu bilden, 
welche die belgiſche Induſtrie im Auslande vertreten ſollten. Eine 
zweite Schule in Antwerpen iſt mit dem Inſtitut Saint Ignace ver⸗ 
bunden. Ihr Programm iſt dem der erſten nachgebildet, aber nur 
für zwei Jahre zugeſchnitten, während ein drittes der weiteren Aus⸗ 
bildung in den Finanzwiſſenſchaften gewidmet iſt. 

Seit einigen Jahren hat die Association internationale pour le 
développement de l'enseignement commercial Ferien-Fortbildungs⸗ 
kurſe organifiert, welche abwechſelnd in verſchiedenen Ländern in 
deren Sprache abgehalten werden. Sie haben bis jetzt ſtattgefunden 
in Laufanne, Mannheim, Havre und ſollten im Jahre 1910 in Wien 
Rattfinden. Die Regierung verleiht würdigen Schülern dieſer Kurſe 
Stipendien zum Beſuche Deutſchlands und Englands für Sprach⸗ 
und Wirtſchaftsſtudien. Die Stipendiaten ſind verpflichtet, in der 
Sprache des Landes Bericht zu erſtatten. 

Außer dieſen höheren Schulen beſtehen noch 21, von der Re⸗ 
gierung unterſtützte Abendkurſe mit 4058 Schülern und 1391 Schüle⸗ 
rinnen, die von 192 Lehrern unterrichtet werden in der Buchführung. 
im Handelsrecht, in der Handelsgeographie und in den fremden 
Sprachen, teilweiſe auch in der Stenographie und im Maſchinen⸗ 
ſchreiben. Gründer ſolcher Schulen ſind im allgemeinen die Handels⸗ 
fgndifate und kauſmänniſche Vereine. Auffallend iſt, daß man in 
dem Nachbarſtaat Holland von ſolchen Abendſchulen ſich ſehr viel ver⸗ 
ſpricht. Es möge geſtattet ſein, hier anzuführen, was P. Tjeenk Willink, 
der Sekretär der nationalen Vereinigung für Handelsunterricht, in 
ſeinem Buche „der Handelsunterricht in Holland“ (Groningen) hier⸗ 
über ſagt. Es ſei der Zweck des kaufmänniſchen Unterrichtsweſens, 
einen großen Teil der ganzen Bevölkerung auf ſeinen zukünftigen 
Beruf vorzubereiten und den geſamten Handel, feine Vertreter und 
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Gehilfen auf ein höheres Niveau zu heben, damit es Kraft und 
Widerſtand finde im Kampfe mit anderen Nationen. Man ſei ſich 
darüber klar geworden, daß einige große Tagesſchulen hierzu nicht 
ausreichten. Ihre Anzahl zu vermehren, würde nur dann richtig 
ſein, wenn ſich eine immer größere Zahl von Eltern fände, die finan⸗ 
ziell imſtande wären, ihren Kindern die nötigen großen Opfer zu 
bringen. Dies ſei nicht der Fall. Die meiſten müßten ihre Kinder 
im 12. bis 14. Jahre der Sorge halber um das tägliche Brot aus 
der Schule nehmen. Die Beſſergeſtellten aber täten gut, ihren Söhnen 
auch eine beſſere Allgemeinbildung bis zum 18. reſp. 20. Jahre geben 
zu laſſen, ſie dann in die Lehre zu ſchicken und im Anſchluß daran 
in Abendſchulen ſie praktiſche Kenntniſſe erlernen zu laſſen. In vielen 
großen Geſchäften ſei die Arbeitsteilung ſo weit getrieben, daß der 
Lehrling nicht mehr imſtande ſei, ſich einen Überblick über das Ganze 
zu verſchaffen. Der ſo mangelhaft gewordenen Berufslehre müſſe 
ein theoretiſches Gegengewicht gegeben werden, welches um ſo nötiger 
ſei, als auch im kaufmänniſchen Leben die Sphäre der Berufstätigkeit 
ſchnell wechſeln könne, und dem Lehrling Gelegenheit gegeben werden 
müſſe, ſich in jede Materie ſchnell einzuarbeiten. Deswegen ſeien die 
Abendſchulen, die außerdem leicht und überall errichtet werden könnten, 
das geeignetſte Mittel, um das gewollte weitgeſteckte Ziel zu er⸗ 
reichen. Ahnliche Bedenken haben ſich auch in Deutſchland bei der 
Gründung der Handelshochſchulen bemerkbar gemacht!, und wenn 
trotzdem die Regierung keinen Anſtand genommen hat, gründlich durch⸗ 
dachten, praktiſch ausführbaren, finanziell geſicherten und von dem 
Intereſſe des Handelsſtandes und der ſtädtiſchen Behörden getragenen 
Verſuchen ihre Unterſtützung zu leihen, ſo iſt das wohl hauptſächlich 
geſchehen, um einerſeits den Bedürfniſſen der Leiter von Großbetrieben 
und Großhandelsgeſchäften Rechnung zu tragen, anderſeits aber auch 
Akademien zu ſchaffen zur Pflege der Sozial⸗ und Handelswiſſen⸗ 
ſchaften. Ahnliche Zwecke verfolgen ja auch die Ecole libre des 
Sciences Politiques zu Paris und die London School of Economies 
and Political Science. Von allen dieſen Verſuchen zur Schaffung 
eigener Handelshochſchulen iſt das Institut supérieur de commerce 
d’Anvers jedenfalls einer der älteſten geweſen. Es iſt 1852 ge- 
gründet und hat, wie Stevens fagt®, einer großen Zahl ähnlicher 


1 O. Simon, ,die Fachbildung des Preußiſchen Gewerbe⸗ und Handels- 
ſtandes im 18. und 19. Jahrhundert.“ Berlin 1902, Heines Verlag. 
Stevens, L’Enseignement industriel et professionel en Belgique. 
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Schulen im In⸗ und Auslande zum Vorbilde gedient. Schon die 
verſchiedenen verliehenen Diplome und Titel beweiſen den akademiſchen 
Charakter der Anſtalt. Im Jahre 1876 erhielten die nach beſtandener 
Prüfung abgehenden Studierenden den Titel eines Licencié en 
sciences commerciales, fpäter gab es auch Lizentiaten der Handels⸗ 
und Kolonial⸗, der Handels⸗ und Konſulats⸗, der Handels⸗ und 
Seew iſſenſchaften, bis im Jahre 1905 auch der Titel eines Doktors 
der Handelswiſſenſchaften verliehen wurde. 

Endlich iſt noch zu erwähnen die höhere Navigationsſchule, 
welche von der Association maritime belge errichtet worden iſt 
mit Beteiligung und unter dem Protektorat des Staates. Sie hat 
den Zweck einerſeits, zur Erlangung des Kapitänspatents für große 
Fahrt, anderſeits für den überſeeiſchen Handel vorzubereiten und 
ſeine Intereſſen zu fördern. Der Unterricht umfaßt zwei Perioden: 
einen Aufenthalt von 6 Monaten anf einem ſtationierten Schiffe 
und einen Aufenthalt von wenigſtens 4 Jahren auf einem Schiffe 
auf großer Fahrt. 

Die écoles et cours industriels ſind Anſtalten, die dem Hand⸗ 
werker und Induſtriearbeiter diejenigen Kenntniſſe vermitteln ſollen, 
die er in der Werkſtatt ſich nicht erwerben kann, die aber den Wert 
ſeiner Arbeit vermehren und ſeine wirtſchaftliche Lage verbeſſern. 
Die Stunden werden abends und am Sonntagvormittag gegeben, 
damit der Arbeiter ſie, ohne ſeine Berufsarbeit zu verſäumen, beſuchen 
kann. Zugelaſſen wird jeder, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, 
leſen, ſchreiben und rechnen kann. Abſolventen der Volksſchule können 
auch ſchon in einem jüngeren Alter eintreten. Der Unterricht iſt im 
allgemeinen rein theoretiſch und umfaßt die Anfangsgründe der Mathe⸗ 
matik und Naturwiſſenſchaften und deren Anwendungen auf das Ge⸗ 
werbe des Schülers und gewerbliches Zeichnen. An manchen Schulen 
wird der theoretiſche Teil durch praktiſche Übungen ergänzt. Es gibt 
in Belgien 87 Anſtalten dieſer Art, von denen aber die cours in- 
dustriels an Vollſtändigkeit und Wichtigkeit gegen die écoles indu- 
strielles zurücktreten. Die letzteren find meiſtens von den Städten 
unter Beihilfe des Staates und der Provinzen errichtet; jedoch exi⸗ 
ſtieren auch eine gewiſſe Anzahl von Privatſchulen. Die äußere 
Organiſation entſpricht den auf S. 193 u. 194 angegebenen Grund⸗ 
ſätzen. Die Dauer des Unterrichts iſt verſchieden, ſie iſt aber niemals 
kürzer als drei und ſelten länger als fünf Jahre. Zu den größten 
Anſtalten gehört die ſchon als erſte Abteilung der Ecole centrale 
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den doppelten Zweck, für die Werkſtatt geſchickte Arbeiter und für 
das Bureau brauchbare Beamte zu bilden. Sie umfaßt Kurſe für 
Maſchinenbauer, Elektrotechniker, Tiſchler, Tapezierer; einen Kurſus 
für kaufmänniſches Rechnen, Buchführung, Handelsgeographie, Korres 
ſpondenz, in dem auch Stenographie und Maſchinenſchreiben gelehrt 
wird; endlich einen Kurſus für Beamte im Eiſenbahnweſen, Lokomotiv⸗ 
führer, Heizer, Werkmeiſter und Werkſtättenvorſteher uſw. und für 
Kraftwagenfahrer. Am Schluß ſämtlicher Kurſe werden Prüfungen 
abgehalten und Diplome erteilt. Als Schulgeld wird verlangt 5 
bis 10 Fr. für den Jahreskurſus, außerdem muß jeder Schüler 5 Fr. 
Kaution ſtellen als Sicherheit für den fleißigen Beſuch, die ihm zu⸗ 
rückgezahlt werden, wenn er nicht mehr als fünfmal ohne Entſchul⸗ 
digung im Jahre gefehlt hat. Der Unterricht wird an allen Wochen⸗ 
abenden von 7 — 9 ꝶ Uhr mit Ausnahme des Sonnabends erteilt. 
Der Sonntagvormittag iſt Repetitionen, Exkurſionen und Übungen 
im Automobilfahren gewidmet. Eine zweite Schule dieſer Art in 
Brüſſel iſt im Palais du midi untergebracht. Sie teilt ihre Schüler 
in regelmäßige und freie. Nur die erſteren ſind zum Beſuch aller 
Stunden ihres Kurſus, zur Teilnahme an allen ſchriftlichen Arbeiten 
und Prüfungen verpflichtet und erhalten Diplome. Sie werden auf 
Grund ihrer Leiſtungen in die nächſt höhere Klaſſe verſetzt, wenn ſie 
wenigſtens die Hälfte aller Points erhalten, die für eine tadelloſe 
Arbeit feſtgeſetzt ſind. Für die freien Schüler genügt das Vorzeigen 
ihrer Aufnahmekarte, ſie können Fächer belegen, welche ſie wollen, 
und bezahlen eventuell 30 Centimes für jede einzelne Stunde. Für 
die regulären Schüler ſind eine Anzahl Freiſtellen von der Stadt 
Brüſſel und der Provinz Brabant geſtiftet. Es ſoll demnächſt der 
Verſuch gemacht werden, ſämtliche Abend: und Sonntagsſchulen der 
Hauptſtadt im Palais du midi zu konzentrieren, einem rieſigen Ge⸗ 
bäude, in welchem bis jetzt außer der erwähnten Anſtalt ſich Muſeen, 
Verkaufsläden und andere Geſchäftsräume befinden. Außer den ge⸗ 
nannten gibt es noch einige écoles industrielles supérieures mit 
weitergehenden Zielen, in welchen die diplomierten Schüler ſich fort⸗ 
bilden und weitere Berechtigungen erwerben können. Ihre Abſol⸗ 
venten ſollen intelligente und wohlunterrichtete Vorgeſetzte werden, 
Unteroffiziere der Induſtrie, die zwiſchen dem Arbeiter und Ingenieur, 
zwiſchen dem Schreiber und dem Chef vermitteln ſollen. Eine dieſer 
Anſtalten iſt in Mons errichtet, eine zweite iſt an das Provinzial⸗ 
muſeum für techniſchen und gewerblichen Unterricht in Charleroi, 
eine dritte an das Staatsgewerbemuſeum in Morlanwelz angegliedert. 
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In den drei Schulen werden 655 Schüler und 47 Schülerinnen von 
55 Lehrern unterrichtet. 

Niedereren Ranges ſind die Zeichenſchulen, welche hauptſächlich 
in den ländlichen Bezirken errichtet ſind zur Verbeſſerung des Hand⸗ 
werkerſtandes. Zahlreiche ſolcher Schulen ſind neuerdings in der 
Provinz Limburg enſtanden zur Heranbildung eines Stammes von 
Arbeitern für die neu entdeckten Kohlenlager in den Becken von 
La Campine. Sie werden vorausſichtlich ſich zu vollſtändigen écoles 
industrielles entwickeln. Endlich ſind auch die verſchiedenen Lehr⸗ 
werkſtätten für Steinmetzen mit ſolchen gemeinſamen Zeichenſchulen 
verbunden, in denen die Lehrlinge ihre theoretiſche Bildung ver⸗ 
vollſtändigen können. Im ganzen gibt es 41 ſolcher Anſtalten mit 
2329 Schülern und 145 Lehrern. 

Die écoles et cours professionels find Schulen, in denen die 
praktiſche Werkſtättenlehre durch einen theoretiſchen Unterricht ergänzt 
wird. Die Meiſterlehre war wie in anderen Ländern, ſo auch in 
Belgien gegen Ende des vorigen Jahrhunderts allmählich ſo jammer⸗ 
voll geworden, daß es in der Tat als ein gutes Werk erſcheinen 
mußte, dieſe Art von Belehrung aus der Welt zu ſchaffen, in welcher 
der Junge zu allem anderen, nur nicht zur Erlernung ſeines Berufes 
angehalten wurde, und wo er in Gemeinſchaft mit bereits verkommenen, 
dem Trunke und anderen Laſtern ergebenen Geſellen einem liederlichen 
Straßenleben verfiel. Die Jungen von der Straße zu ſchaffen, iſt 
daher der nächſte Zweck dieſer Anſtalten. Sie verfolgen alſo eben⸗ 
ſoſehr erzieheriſche als gewerbliche Ziele und ähneln unſeren gewerb⸗ 
lichen Fortbildungsſchulen. Noch näher ſtehen dieſen diejenigen An⸗ 
ſtalten, die ohne eigene Werkſtätten mit den Meiſtern in enger 
Verbindung ſtehen und den Lehrling nur in den Abendſtunden bes 
ſchäftigen, damit aber keine beſonderen Erfolge erzielen. Die voll⸗ 
ſtändigeren Schulen aber nehmen den Schüler den ganzen Tag für 
Theorie und Praxis in Anſpruch. Die Ecole professionelle de 
mecanique in Lüttich, von der ſchon mehrfach die Rede war, iſt 
eine der beſuchteſten und intereſſanteſten. Sie wurde auf Anregung 
des Waiſenhausdirektors und Leiters der gewerblichen Zeichenſchule 
für Kriſtallfabrikation in Val Saint Lambert, Paſcal Wathoul, 
unter tätiger Beihilfe des Generaldirektors Greiner der Cockerill⸗ 
Werke, des Generalinſpektors Pilippe der Nordbelgiſchen Eiſenbahnen, 
des Univerſitätsprofeſſors Hubert und zahlreicher Induſtriellen im 
Jahre 1902 gegründet und in den von dem Waiſenhaus nicht be⸗ 
nutzten Räumen eröffnet; Räume, die zwar ſehr günſtig im Mittel⸗ 
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punkt der Stadt und in der Nähe der Bahnhöfe gelegen find, aber 
für eine deutſche Schulbehörde vollkommen undiskutabel ſein dürften. 
Sie entbehren auch des allerbeſcheidenſten Komforts, ja ſogar Stühle 
und Schemel fehlen in dem Zeichenſaal. Die Klaſſenzimmer haben 
keine geſonderten Eingänge, führen eins in das andere und endigen 
ſchließlich an einer hölzernen Treppe, die man bei uns nur in Hinter⸗ 
häuſern geſtatten würde. In dieſen Räumen aber herrſcht, wie 
Wathoul berichtet, Eifer, Eintracht und Zuverſicht bei Lehrern und 
Schülern. Man vertraut einzig und allein auf den Fleiß, die Ein⸗ 
ſicht und den geſunden Menſchenverſtand der Schüler nud verbietet 
jegliche Strafe. Nur eins macht dem Direktor Pein: während der 
Schulbeſuch an allen anderen Tagen vorzüglich iſt, zeigt er am Montag 
recht bedauerliche Lücken. Die jungen Herren Großſtädter glauben, 
daß der Sonntag nicht etwa der Erholung, ſondern dem Vergnügen 
gewidmet werden müſſe. Sie ſitzen — mit und ohne Eltern — im 
Café, ſie rauchen viel und gehen ſpät zu Bett. Es ſcheint alſo, als 
ob dieſem üblen blauen Montag gegenüber auch moraliſche An⸗ 
ſprachen nichts nützen. In Deutſchland freilich weiß es jeder Schul⸗ 
mann, daß der Einfluß der Schule gegen den der Eltern und der 
häuslichen Umgebung recht unbedeutend zu ſein pflegt. 

Viele derartige Gewerbeſchulen, die den Schüler den ganzen 
Tag beſchäftigen, zahlen ſür ſeine Arbeit einen kärglichen Lohn, 
ohne den unbemittelte Eltern ihre Söhne ſicher nicht hergegeben 
hätten. Die Lütticher Anſtalt zahlt dieſen Lohn in Naturalien: ſie 
behält den Zögling während der Mittagszeit bei ſich und liefert ihm 
ein kräftiges Eſſen. Und dieſe Art hat zweifellos viele Vorteile, 
vor allem den, daß dieſe Wohltat auch wirklich den Kindern zugute 
kommt und nicht nur den Eltern, die aber ihrerſeits die Gewißheit 
haben, daß ihre Söhne gut aufgehoben und unter beſter Auſſicht 
ſind. Die geiſtigen Folgen der guten Ernährung werden denn auch 
von dem Lehrerkollegium ſehr hoch eingeſchätzt. Die Schule erlaubt 
außerdem ihren Zöglingen, nach Schluß des Unterrichts noch zwei 
Stunden in ihren Räumen zu verweilen, wenn ihre häuslichen Ver⸗ 
hältniſſe ihnen die ſorgſame Anfertigung der aufgegebenen Schüler⸗ 
arbeiten erſchweren oder unmöglich machen. Bei dieſer Gelegenheit 
bemerkt Wathoul ſehr richtig: Wenn ein Schüler ſeinen Eltern ſagt, 
daß er für den Abend nichts zu tun habe, ſo ſagt er die Unwahrheit. 
Der theoretiſche Unterricht der Anſtalt hat bis jetzt nur ſehr be⸗ 
ſchränkte Ziele; er iſt eingeſtandenermaßen nur eingerichtet, weil die 
Schüler in dem Alter von 12 — 14 Jahren nicht gut über vier 
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Stunden in der Werkſtatt beſchäftigt werden können, und die übrige 
Zeit doch auch nützlich verwendet werden mußte. Erſt in neuerer 
Zeit beſchäftigt man ſich wohl angeregt durch das Beiſpiel der écoles 
d'arts et metiers eifrig mit der Entwicklung der theoretiſchen Kurſe. 
Bei der Empfehlung dieſer Neuerung geht es natürlich ohne Über: 
treibung wieder nicht ab!. „Der gebildete Menſch iſt niemals träge, 
niemals eiferſüchtig, niemals boshaft und niemals ſchlecht; er iſt 
demütig, arbeitſam, lebhaft und ausdauernd; er freut ſich über die 
Erfolge anderer und unterſtützt ſie.“ Ich denke, ſchon ſeit den Tagen 
des weiſen Sokrates hat die Menſchheit erfahren, daß die Tugend 
kein Wiſſen iſt. Zum mindeſten aber beweiſt doch die Geſchichte der 
Renaiſſance, daß es Männer gegeben hat, die mit der größten mora⸗ 
lichen Verkommenheit die feinſte wiſſenſchaftliche und künſtleriſche 
Bildung verbunden haben. Das iſt indeſſen bei den Zöglingen der 
Lütticher Schule nicht zu befürchten. Die Anſtalt ſteht in außerordent⸗ 
lichem Anfehen in dem ganzen Induſtriebezirk. Im Anfang ihres Beſtehens 
(1902) wurde ſie von zwei bis drei Gemeinden unterſtützt; 1909 waren 
es bereits dreißig, und es wird die begründete Hoffnung ausgeſprochen, 
daß bald keine einzige Gemeinde ſich der moraliſchen Pflicht mehr 
entziehen wird, die Anſtalt pekuniär zu fördern, die ihre Kinder zu 
brauchbaren Mitgliedern der menſchlichen Geſellſchaft erzieht. Die 
Schüler, welche den dreijährigen Kurſus durchgemacht haben, werden 
alle in den großen Werken des Lütticher Induſtriegebietes untergebracht. 
Ihr Einkommen ſchwankt zwiſchen 2 Fr. für den Tag bis zu 225 Fr. 
für den Monat. Über das Verhalten und die Leiſtungen der Lehr⸗ 
linge in den Werken werden wöchentlich ſeitens der Schule Gr, 
kundigungen eingezogen. Auch diejenigen, welche, um ihren Eltern 
zu helfen, vorzeitig abgehen, werden gut verſorgt, die gänzlich Un- 
geeigneten aber ſchon im erſten Jahre abgeſchoben. Die Anſtalt be⸗ 
figt ſieben Werkſtätten, in denen die Schüler unter Leitung von 
Werkmeiſtern alle wichtigen Arbeiten der Schloſſerei, Dreherei, 
Schmiede, Modelltiſchlerei kennenlernen. Daneben ſtehen Werkzeug⸗ 
maſchinen aller Art zur Verfügung: Fahrräder und Automobile werden 
in Ordnung gebracht, Luftſchläuche montiert und demontiert. Die 
Geſamtkoſten der Anſtalt betrugen im Jahre 1910: 147 955 Fr., 
wovon 46 742 Fr. vom Staat und 25 591 Fr. von der Provinz, 
35 622 Fr. von der Stadt Lüttich und 40 000 Fr. von den übrigen 
Gemeinden und Privaten gegeben wurden. Im ganzen wurden 
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500 Schüler von 20 Lehrern unterrichtet. Aufgenommen werden 
im allgemeinen nur Angehörige der Provinz Lüttich unter 17 Jahren, 
für die das Schulgeld im Jahre 300 Fr. beträgt. Schüler, die 
dieſen Bedingungen nicht genügen, müſſen erheblich höhere Summen 
zahlen, Ausländer ſogar das Vierfache. 

Außer der beſprochenen Anſtalt gibt es noch 67 andere écoles 
professionelles und 16 cours; ſie ſind ſehr verſchiedenartig für ein 
oder mehrere zuſammenhängende Gewerbe eingerichtet, je nach den 
Bedürfniſſen und Gewohnheiten der in den verſchiedenen Gegenden 
herrſchenden Induſtrien. Die Geſamtzahl der Schüler beträgt 
6574, der Schülerinnen 153 für die Gewerbeſchulen; in den Kurſen 
ſind 1099 Schüler und 151 Schülerinnen gezählt. Der Unterricht 
wird von 527 reſp. 79 Lehrern erteilt. 

Lehrwerkſtätten gibt es in Belgien nur für Steinmetzen und 
Weber. Auch ſie ſind manchmal mit theoretiſchem Unterricht ver⸗ 
bunden, der entweder in der Werkſtatt ſelbſt oder an beſonderen 
Schulen gegeben wird. Die in Ecauſſines d'Enghien im Jahre 
1873 von der Stadt unter Mitwirkung der Meiſter errichtete Stein⸗ 
metzwerkſtatt blieb lange Zeit die einzige, ging aber 1888 ein und 
wurde 1890 durch eine größere Anzahl kleinerer Anſtalten mit je 
20 Schülern erſetzt. In ihnen werden Lehrlinge vom 12. Jahre 
an 3 Jahre hindurch an je 300 Tagen unter Leitung eines Werk⸗ 
meiſters beſchäftigt. Die tägliche Arbeitszeit iſt dieſelbe wie 
die der gelernten Arbeiter jedoch mit der Beſchränkung, die 
durch das Geſetz vom 13. Dezember 1889 für die Arbeit von Kin⸗ 
dern bis zum 13. Lebensjahre gegeben iſt !. Die Arbeiten werden 
bezahlt; ein Teil des Lohnes aber wird manchmal zurückbehalten, 
der, vermehrt durch Geſchenke und freiwillige Beiträge, zur Bildung 
einer Kaſſe dient, aus der den Lehrlingen je nach Verdienſt entweder 
Prämien in Geſtalt von Werkzeugen oder Sparkaſſen⸗ reſp. Alters⸗ 
verſorgungsbücher geliefert werden. Abends beſuchen die Schüler 
eine Zen tralzeichenſchule. Ahnliche Lehrwerkſtätten befinden ſich in 
den Steinbrüchen von Ecauſſines Lalaing, Sprimont, Rouvreux, 
Maffles und Namede. Die Zahl der Schüler beträgt 336, die 
in 26 Werkſtätten unterrichtet werden. 

Die Lehrwerkſtätten für Weberei wurden in den vierziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts gegründet, als die Einführung der mecha⸗ 
niſchen Weberei verhängnisvoll zu werden drohte für die bisherige 
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Hausinduſtrie. Eine von der damaligen belgiſchen Regierung ver⸗ 
anſtaltete Umfrage führte auch zu einer Anfrage bei der ehemaligen 
Königl. Hannoverſchen Regierung, und eine intereſſante Erinnerung 
daran habe ich in den Akten der letzteren gefunden . Der belgiſche 
Geſandte ſchreibt an das Hannoverſche Miniſterium des Auswärtigen: 
„Dans le but de s’éclairer sur les moyens d' améliorer les écoles 
d’apprentissage établies en Belgique et de leur donner la di- 
rection la plus convenable, le gouvernement du Roi desire obtenir 
des renseignements aussi complets que possible sur l’organi- 
sation des écoles analogues institutées dans la Hannovre pour 
les classes ouvrieres ... Une école d’industrie ou d’appren- 
tissage a été fondu depuis longtemps A Goettingen, par l’ad- 
ministration des secours publics. D’autres établissements du 
méme genre ont été formés dans les villages aux environs de 
cette ville, et déj& des l'année 1780 on a propageait |’érection 
dans |’électorat de Hannovre au moyen des subsides accordés 
sur les fonds de l’[ütat. Votre pays, Monsieur le Baron, se 
trouvant ainsi date depuis plus de 60 ans de ces sortes d’insti- 
tutions philantropiques, j’ose éspérer que par votre bienvaillante 
intervention il me sera facile d’obtenir, dans un delai rapproche, 
les éclaircissements qui me sont demandés.“ 

Die hannoverſchen Induſtrieſchulen der damaligen Zeit waren 
ihrerſeits nach dem Muſter der böhmiſchen Spinnſchulen errichtet 
und dienten wie dieſe dazu, einer mittelloſen Bevölkerung Gelegen⸗ 
heit zu einem guten Hausverdienſt zu geben. Sie trugen zum großen 
Teil den Charakter von Armenſchulen. Auch die belgiſchen Anſtalten 
ſollten ein Heilmittel werden für die traurige Lage, in die eine 
große Klaſſe von Hauswebern ohne ihr Verſchulden gekommen war. 
Aber auch ſie hielten den Verfall der Hausarbeit nicht auf. Nach 
zahlreichen Reorganiſationen wurden ſie ſchließlich zu ganz anderen 
Anſtalten, welche die Arbeiter in den ländlichen Bezirken mit den 
modernſten Hilfsmitteln der Textilinduſtrie bekannt machen ſollten. 
Die Dauer dieſer Kurſe iſt im allgemeinen zwei Jahre, doch ſteht 
es jedem Arbeiter zu, feine Schulzeit zu verlängern. Die tägliche 
Arbeitszeit geht im Winter von 9 Uhr morgens bis 9½ Uhr abends, 
im Sommer von 10 Uhr morgens bis 11 Uhr abends, wobei aber 
die geſetzliche Beſchränkung der Kinderarbeit berückſichtigt werden 
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muß. Den Lehrlingen wird ein Lohn gezahlt, von dem aber 5 
bis 10 „% zurückbehalten werden, um nach den Verlaſſen der Lehr⸗ 
werkſtatt den Webern zum Ankauf von Handwerkszeug zu dienen, 
damit ſie ihr Gewerbe auch im Hauſe ſpäter fortfetzen können. 
Wöchentlich wird eine Stunde der theoretiſchen Aufklärung ge⸗ 
widmet. Eine Anzahl von Lehrwerkſtätten ſteht im Begriff, ſich zu 
richtigen écoles professionelles de tissage zu entwickeln und be: 
rückſichtigt demgemäß den theoreiſchen Unterricht in erhöhtem Maße. 
Die Zahl der geſamten Anſtalten beträgt 32, in denen 715 Lehr⸗ 
linge unterrichtet werden (1909). 

Eine beſondere Stellung im gewerblichen Schulweſen nehmen 
die écoles Saint-Luc ein, Kunſtgewerbeſchulen, die im Jahre 1882 
von dem Baron Bethune in Gent gegründet worden find und von 
den Freres des écoles chrétiennes geleitet werden. Sie haben den 
Zweck, einem vernachläſſigten Zweige der belgiſchen Induſtrie da⸗ 
durch wieder zu einer Blüte zu verhelfen, daß ſie Lehrlingen und 
Söhnen von Handwerkern, die ſich dem Kunſtgewerbe widmen wollen, 
eine entſprechende theoretiſche und praktiſche Ausbildung geben. Die 
Grundlage des Unterrichts bildet das Zeichnen, und theoretiſche 
Kenntniſſe vervollſtändigen ihn in möglichſter Anpaſſung an die 
praktiſche Tätigkeit des Zöglings. Die Methode beſteht in einem 
Maſſenunterricht für allgemeine Kenntniſſe und einem Einzelunterricht, 
iu welchem die Lehrer durch ſpezielle Details die gewerbliche Er⸗ 
ziehung des Schülers entſprechend ſeinen Fähigkeiten, dem Grad ſeiner 
Ausbildung und ſeinem Talent vollenden. Der Lehrgang enthält 
eine vorbereitende Abteilung, eine Bauabteilung, eine Abteilung 
ſpeziell für Kunſtgewerbe und eine für dekorative Künſte. Die 
Schüler werden nach vollendetem 13. Lebensjahre mit einer genügen⸗ 
den Elementarbildung aufgenommen und bleiben 7—8 Jahre 
Die Stunden werden abends und am Sonntagvormittag gegeben. 
Da die Praxis die notwendige Ergänzung der Schule ſein ſoll, ſo 
bemühen ſich die Lehrer, ihre Zöglinge in der Meiſterlehre zu über⸗ 
wachen. Das geſchieht in Werkſtätten, die von der Schule unter⸗ 
ſtützt und beaufſichtigt und von ehemaligen Schülern geleitet werden. 
Die Meiſter übernehmen den geſchäftlichen Teil und verpflichten 
ſich, ihre Lehrlinge in die Abendſchule zu ſchicken. Dagegen helfen 
ihnen die Lehrer der Schule, Schwierigkeiten zu überwinden, die 
ihnen in ihrem Berufe begegnen können. Im Jahre 1909 beſtanden 
7 ſolcher Schulen mit einer Geſamtzahl von 2921 Schülern und 
93 Lehrern. 
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Nicht eigentlich zu den écoles de Saint-Luc und auch nicht zu 
den écoles des arts industrielles gehört die große ſtädtiſch⸗ 
ſtaatliche Induſtrieſchule in Antwerpen. Sie ähnelt am meiſten un⸗ 
ſeren großen Kunſtgewerbe⸗ und Handwerkerſchulen in Preußen und 
hat wie dieſe alle möglichen Kurſe gewerblicher und kunſtgewerblicher 
Art; dazu eine vorbereitende Abteilung, in der Rechnen, Mathematik, 
Mechanik, Phyſik, Sprachen und viel Zeichenunterricht gegeben wird. 
Die Anſtalt wird von 1050 Schülern beſucht; als Lehrer wirken 
Ingenieure, Baumeiſter, kunſtgewerbliche Architekten, Mathematiker 
und zum Teil auch Handwerksmeiſter. Die Anſtalt hat ein kleines 
Gewerbemuſeum und zwei Werkſtätten für Klempner und Marmor⸗ 
bearbeitung. 

Gewerbemuſeen ſpielen überhaupt neben den Schulen eine wich⸗ 
tige Rolle im gewerblichen Schulweſen Belgiens. Das erſte wurde 
1902 in Charleroi von der Provinz Hainaut unter Beihilfe des 
Staates gegründet. Es enthält ſechs Abteilungen: 

1. eine permanente Kollektivausſtellung von Schülerarbeiten, 

2. eine permanente Ausſtellung von Modellen, Apparaten, Werk⸗ 

zeugen, Maſchinen für den Unterricht; ebenſo Proben von 

Rohmaterialen, Produkten und verkleinerte Modelle der 

Fabrikation; 

. eine Bibliothek; 
. Rormalfurfe zur Ausbildung von Lehrern an gewerblichen 

Schulen: 

5. monatliche Veröffentlichungen; 

6. Eine permanente Ausſtellung von Maſchinen für das Klein⸗ 
gewerbe und zugleich eine Organiſation zur Abhaltung von 
Meiſterkurſen. 

Ein Muſeum gleicher Art iſt 1907 in Morlanwelz vom Staate 
unter Beteiligung der lokalen Behörden errichtet worden und dient 
örtlichen Bedürfniſſen. Außerdem beſtehen noch kunſtgewerbliche 
Muſeen in Gent, Brügge und Courtrai. 

Wenn auch im allgemeinen die Meiſterlehre in Belgien überall 
durch den gewerblichen Unterricht erſetzt werden ſollte, ſo ſuchte man 
doch in gewiſſen Gewerben ſie wieder einzuführen und unterſtützte 
dieſe Verſuche durch Einführung von Lehrlingsſtipendien (bourses 
d’apprentissage). Den eren Anſtoß dazu hatte das Gewerbe der 
Seefiſcher gegeben, in welchem der Nachwuchs anfing zu fehlen, da 
die Fiſcher nach Einführung der Dampfkräne auf den Fiſcherbarken 
keine Lehrlinge mehr brauchten. Die Regierung fürchtete ein Ein⸗ 
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gehen dieſes nationalen Erwerbszweiges und entſchloß béi zu tätiger 
Beihilfe. Der günſtige Erfolg der Lehrlingsſtipendien ermutigte ſie, 
den Verſuch damit auch in anderen Gewerben zu wiederholen. Auch 
die Einführung der ſchriftlichen Lehrverträge ſoll dieſen Zwecken 
dienen. 

Die bisher angeführten Veranſtaltungen kommen hauptſächlich 
der Erziehung der gewerblichen Jugend zu gute. Aber auch den 
gelernten Geſellen und Meiſtern ſoll geholfen werden, ſich die tech⸗ 
niſchen Errungenſchaften der Neuzeit zunutze zu machen. Dieſe 
Abſicht verfolgen in erfler Linie die periodiſchen Ausſtellungen ver⸗ 
ſchiedener Gewerbe. Seit einer Reihe von Jahren werden in Gent jähr⸗ 
lich Ausſtellungen veranſtaltet von Bauhandwerkern, Möbelfabrikanten, 
Dekorationsmalern, Webern, Goldſchmieden, Bildhauern uſw., unter 
dem Protektorate des Staates, der Provinz und der Stadt. In 
ähnlicher Weiſe finden auch in Brüſſel jährlich wiederkehrende Aus⸗ 
ſtellungen des Schneidergewerbes ſtatt. Daneben gibt es zahlreiche 
andere Veranſtaltungen dieſer Art, die keinen periodiſchen Charakter 
tragen. Es iſt klar, daß durch ſolche Ausſtellungen und die damit 
verbundenen Prämiierungen der Ehrgeiz der Meiſter angeſtachelt 
wird und ſie ihr Beſtes zu leiſten verſuchen. Ein zweites Mittel 
zur Erreichung desſelben Zweckes ſind die Meiſterkurſe, welche in 
den verſchiedenen Gewerben während einer Dauer von drei bis vier 
Wochen abgehalten werden. Sie werden entweder für das ganze 
Gewerbe oder nur für einzelne Details organiſiert; jedoch iſt die 
letzte Form in Belgien die bevorzugte. Endlich finden jährlich noch 
eine Reihe von Experimentalvorträgen ſtatt, in denen den Hand⸗ 
werkern und kleinen Fabrikanten die neueſten und beſten Werkzeug⸗ 
maſchinen ihres Betriebes vorgeführt werden. Alle dieſe Veran⸗ 
ftaltungen gehen aus von der techniſchen Abteilung des Office des 
métiers et négoces, welcher auch für die Arbeiter der Großinduſtrie 
ähnliches plant. 

Die gewerblichen Schulen für das weibliche Geſchlecht zerfallen 
im weſentlichen in Haushaltungs⸗ und Gewerbeſchulen, zwiſchen 
denen aber zahlreiche Übergänge ſtattfinden. Die Haushaltungsſchulen 
merden als eins der vorzüglichſten Mittel bezeichnet zur ſchnellen 
Hebung des moraliſchen und materiellen Standes der Arbeiterfamilien. 
Die Gründung der Schulen datiert vom Jahre 1886, in einer Zeit, 
wo man zum Beiſpiel in Holland der zwar ſehr vernünftigen, aber 
doch wohl nicht mehr ganz zeitgemäßen Anſicht war, daß ſolche 
hauswirtſchaftliche Kenntniſſe und Fertigkeiten nur in der Familie 
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von der Mutter auf die Tochter, von der Hausfrau auf die Mägde 
übertragen werden könnten. In den belgiſchen Schulen werden 
Mädchen von 14 Jahren an, die zu Hauſe eine geregelte Erziehung 
nicht erhalten können, im Kochen und Reinmachen, im Waſchen und 
Plätten, im Flicken und Ausbeſſern der Wäſche und Kleider an 
mindeſtens vier Tagen in der Woche unterrichtet. Die Mädchen 
werden in Gruppen geteilt, deren jede ſukzeſſive mit allen vorkommen⸗ 
den Arbeiten beſchäftigt wird. Der praktiſchen Tätigkeit geht eine 
theoretiſche Unterweiſung voraus. Zu dieſen Anſtalten gehören auch 
die Haus haltungsklaſſen, welche den höheren Stufen der Volksſchule 
oder den Fortbildungsſchulen angegliedert ſind. Zur Ausbildung 
des Lehrperſonals iſt ſeit 1898 ein zeitweiliger Normalkurſus orga⸗ 
niſiert, an welchem jedes Jahr zu Oſtern Abgangsprüfungen vor 
einer, vom Miniſter ernannten, Kommiſſion ſtattfinden. Die Zahl 
der vom Staate unterſtützten Anſtalten betrug im Jahre 1909: 268 
mit einer Geſammtzahl von 9396 Schülerinnen. Eine zweite Art 
von Schulen iſt für die kleinbürgerliche Erziehung beſtimmt. Ihr 
Programm enthält theoretiſche Kurſe in den Anfangsgründen des 
Franzöſiſchen und Vlämiſchen und des Rechnens, in Hauswirtſchaft, 
Buchführung und Hygieine; dazu praktiſche Übungen im Schneidern, 
Ausbeſſern, Waſchen und Kochen, in der Inſtandhaltung von Zim⸗ 
mern und Möbeln. Die Dauer der Kurſe beträgt zwei Jahre, in 
denen auch noch eine gewiſſe Fertigkeit im Zuſchneiden und in der 
Herſtellung von Kleidungsſtücken erreicht werden kann. In anderen 
Schulen wieder herrſcht das Syſtem des demi temps, d. h. die 
Hälfte der Tageszeit, gewöhnlich der Vormittag, iſt den theoretiſchen, 
die andere Hälfte den gewerblichen Arbeiten gewidmet. Zu den 
erſteren gehören neben dem oben genannten auch noch die Geſchichte 
und Geographie, die Anfangsgründe der Natur⸗ und Handelswiſſen⸗ 
ſchaften; zu den letzteren kommt je nach Bedarf auch noch der Unter⸗ 
richt im Sticken, in der Herſtellung von Modewaaren, künſtlichen 
Blumen, im Porzellan⸗, Glas» und Dekorationsmalen, in der Steno⸗ 
graphie und im Maſchinenſchreiben hinzu. Die Schulen der ge⸗ 
nannten zweiten und dritten Art haben ſich in den letzten Jahren 
lebhaft entwickelt und ſind bis 1909 zu 65 angewachſen mit 6087 
Schülerinnen. Es bleiben endlich noch zu nennen einige cours pro— 
fessionels, welche entweder an mittlere Mädchenſchulen angeſchloſſen 
find oder ſelbſtändig in den Abendſtunden die gewerblichen Arbeite- 
rinnen fortbilden, und einzelne Lehrwerkſtätten für Herſtellung von 
Wäſcheartikeln, Stid- und Spitzenarbeiten. Von den erſteren gibt 
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es ſechs mit 455, von den letzteren acht mit 490 Schülerinnen. Die 
ſchnelle Entwicklung dieſer Anſtalten iſt bemerkenswert, wenn man 
bedenkt, daß in Preußen nach dem Stande vom 1. Dezember 1912! 
im ganzen nur 292 Schulen mit 26 048 Schülerinnen gezählt worden 
find, wobei allerdings die Befüchtung ausgeſprochen wird, daß nicht 
alle Schulen ermittelt worden ſind. 

Die Aufzählung der gewerblichen Schulen würde nicht voll⸗ 
ſtändig fein, wenn wir neben den vom Staate unterſtützten nicht 
auch die wichtigſten Schulen erwähnen wollten, die ohne Beihülfe 
der Regierung errichtet und ohne ſtaatliche Aufſicht geleitet werden. 
Die Provinr Hennegau (Hainaut), in der zur Vervollkommnung des 
gewerblichen Unterrichts eine beſondere Behörde beſteht, hat eine 
höhere Induſtrieſchule in La Louvière und eine Ecole d'arts et mctiers 
in Saint⸗Ghislain errichtet. Sie hat auch zahlreiche Schneider 
kurſe ins Leben gerufen, die Sonntags für Frauen und Mädchen 
der Arbeiterfamilien abgehalten werden. Die Provinz Brabant 
beabſichtigt ähnliches. Die Société John Cockerill hat für ihre 
Arbeiter eine Ecole des mines in Seraing und eine Ecole industri- 
elle in Hobeken eingerichtet, für welche ſie die Mitwirkung des 
Staates nicht für nötig hält. Es gibt in Maredſous eine Gewerbe⸗ 
ſchule für angewandte Kunſt, die von dem Benediktinerorden gegründet 
iſt. Schulen für die Zuckerinduſtrie ſind in Waremme und Glons 
errichtet, deren letztere ſich neuerdings zu einer vollſtändigen Ecole 
d'arts et metiers entwickelt. Das Inſtitut Meurice in Brüſſel 
bildet Chemiker aus, die Anſtalt M. Logelain in Icelles gibt Mal⸗ 
kurſe für Holz⸗ und Marmorimitationen, eine höhere Handelsſchule 
beſteht in Melle. Schließlich ſei noch das Inſtitut Solvay erwähnt, 
das als eine wirkliche höhere Handelsſchule bezeichnet wird. 

Die Tabelle auf der folgenden Seite gibt eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der geſamten gewerblichen Schulen in Belgien am 31. De⸗ 
zember 1909 . 

Wenn ich nun zum Schluß einen Vergleich anſtelle zwiſchen 
dem Bilde, das ich von dem preußiſchen Gewerbeſchulweſen habe, 
und dem, welches ich gelegentlich meiner Studienreiſe in Belgien 
erhalten habe, ſo fällt in erſter Linie die ſtarke Betonung der rein 
praktiſchen Schulausbildung in Belgien auf. Dieſe Tatſache wurzelt 
in dem Beſtreben der Schulen, ihre Zöglinge möglichſt früh in ihre 
Gewalt zu bekommen und mit dem Nächſtliegenden und Nützlichſten 


1 Verwaltungs bericht des Königl. Preußiſchen Landesgewerbeamts 1914. 
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A. Unterricht für das männliche Geſchlecht 
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Schüle⸗ 
rinnen 


Anzahl Lehrer Schüler Diplome 


1. Höhere Spezialſchulen 15 302 | 1832 7 505 
8 nduſtrieſchulen und Kurſe 90 1136 24751 1223 | 2080 
ichen · und gewerbliche Kurſe 41 145 2308 21 48 

4 Schulen Saint⸗ L ue 7 93 | 2921 — 45 
5. Handel@furfe ........ 21 192 | 4058 | 1391 | 1154 
6. Gewerbeſchulen 68 527 | 6474 89 | 548 
7. Gewerbliche Kurre 16 79 | 1098 158 121 
5 SChTWertRätten für Steinmetze. 26 26 386 — 48 
Weber 32 72 71⁵ — 60 

a e verſchiedener Art 9 28 266 — 40 


B. Unterricht für das weibliche Geſchlecht 


11. Haushaltsſchulen und -flaffen . 268 612 — 9396 1087 
12. Haushalts- und Gewerbeſchulen 8 47 — 883 88 
13. Gewerbe» u. Haushaltsſchulen 20 180 — 1 092 99 
14. Gewerbefdulen. `... . 97 477 — 4612 486 
15. Gewerbliche Kurre 6 40 — 455 65 
16. Lehrwerkſtätten 8 33 — 490 9 


Summe | 672 | 3989 | 44759 | 19 812 | 6368 


zu beſchäftigen, ohne dabei ihr kritiſches Vermögen allzufrüh zu er⸗ 
wecken und ihren Geiſt auf weiter abliegende Probleme zu lenken. 
Der hierin liegende erzieheriſche Zweck wird dadurch erleichtert, daß 
dieſe Schulen faſt überall der Induſtrie ihren Urſprung verdanken, 
welche aus reinen Nützlichkeitsgründen dem geſchickten Arbeiter den 
Vorzug gibt vor dem grübelnden Theoretiker. Da der Staat in 
keiner Weiſe, weder durch allgemeine Direktiven noch durch ſpezielle 
Reglements den Werdegang der Schulen beeinflußte, fo konnten fie 
ſich im obigen Sinne ungehindert entwickeln. Durch die faſt überall 
vorhandenen Vorſchulen gelingt es ihnen, ſich ihre Schüler ſelbſt 
heranzuziehen und ſich ſo einen regelmäßigen Zugang zu ſichern; zu⸗ 
gleich aber auch eine gewiſſe Allgemeinbildung zu gewährleiſten. Dieſe 
kann je nach Bedarf und nach Belieben der Leiter gefördert, ſpezia⸗ 
liſiert, ja vernachläſſigt werden, ohne daß eine ſchultechniſche Aufſichts⸗ 
behörde Einſpruch erheben darf. So gelingt es den belgiſchen An⸗ 
ſtalten, nach Abſolvierung der Volksſchule einen geregelten Bildungs⸗ 
gang für mittlere Techniker durchzuführen, wie er in Preußen in den 
fiebziger Jahren wohl beabſichtigt war, niemals aber durchgeführt 
werden konnte. Die von Peter Beuth gegründeten preußiſchen Pro⸗ 
vinzialgewerbeſchulen, welche urſprünglich die Aufgabe hatten, Schüler 
vorzubilden für das Gewerbeinſtitut in Berlin, gingen 1870 an das 
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Reſſort des Kultusminiſters über, und nun nahm ihre Entwicklung 
den Gang, welchen Steverns, wie wir S. 165 ausgeführt haben, 
auch für die belgiſchen Schulen befürchtete. Die Provinzalſchul⸗ 
kollegien konnten mit den nach ihrer Anſicht minderwertigen An⸗ 
ſtalten nichts anfangen. Sie löſten die Schulen auf oder machten 
ſie zu allgemeinbildenden. Die wenigen aber, die noch übrigblieben, 
bekamen nun die unlösbare Aufgabe, dem Schüler ein Konglomerat 
von Kenntniſſen zu vermitteln, das ſich mit der erſt ſpäter erlernten 
Berufsarbeit zu einem organiſchen Ganzen entwirren ſollte. Die 
Folgen ſind bekannt. Erſt als man die Berufslehre wieder vor die 
theoretiſche Erklärung verlegte, d. h. nach Gründung der Maſchinen⸗ 
bau⸗ und Baugewerkſchulen, wurde die Aufgabe wieder lösbar. 
Belgien hatte wie viele andere Länder den Vorteil von dem preußi⸗ 
ſchen Vorbilde lernen zu können, und es gründete die écoles d'arts 
et metiers. Hier wird eine gründliche theoretiſche Ausbildung mit der 
gleichzeitig geübten praktiſchen Berufslehre verbunden, und es iſt 
nicht unmöglich, daß das Wort des belgiſchen Miniſters Nyſſens! 
in Erfüllung geht: „Nous profiterons des expériences des nos 
voisins et nous donnerons une impulsion nouvelle A cet enseigne- 
ment.“ 

Die écoles industrielles ähneln in vieler Beziehung den preußi⸗ 
ſchen großen Handwerkerſchulen, jedoch ohne deren kunſtgewerbliche 
Abteilung. Da ſie indeſſen für die meiſten Kurſe die Schüler ſchon 
mit dem 12. Lebensjahre aufnehmen, ſo weiſen ſie in dieſer Beziehung 
auch auf die gewerblichen Fortbildungsſchulen bei uns hin, welche 
ja die einzigen Anſtalten unſeres gewerblichen Schulweſens ſind, die 
in ausgedehnterem Maße erzieheriſche Zwecke verfolgen. Daß ſie 
natürlich einen Vergleich mit den écoles professionelles, welche als 
Tagesſchulen organiſiert ſind, nicht aushalten, liegt auf der Hand. 
Wenn dieſe auch nur annähernd das leiſten, was die mehrfach er⸗ 
wähnte Lütticher Schule von ſich behauptet, ſo ſchaffen ſie Er⸗ 
ziehungsreſultate, an die diejenigen unſerer Fortbildungsſchulen bei 
ihrer geringen Stundenzahl und ihrem dementſprechend geringen 
Einfluß auf Werkſtatt und Haus nicht heranreichen. Die eigentlichen 
Fortbildungsſchulen aber, welche bei uns ſeit einer Reihe von Jahren 
das erfolgreiche Beſtreben zeigen, ſich in gewerbliche oder kaufmänni⸗ 
ſche Lehranſtalten zu verwandeln, ſind in Belgien immer noch das, 
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1 Rede Nyſſens am 22. Juli 1896 gelegentlich einer feierlichen Preis⸗ 
verteilung. | 
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was ſie früher auch in Preußen waren, nämlich Wiederholungs⸗ 
ſchulen. Dieſe écoles d’adultes find Anhängſel der écoles pri- 
maires ohne ſpeziellen gewerblichen Charakter. Es muß aber an⸗ 
erkannt werden, daß das belgiſche Volksſchulweſen den Grundſatz 
„l’ecole pour la vie“ energiſch zur Geltung zu bringen ſucht, und 
daß der „Gelegenheitsunterricht“ dazu ein geeignetes Mittel zu ſein 
ſcheint. 

Auffallend iſt, daß eigentliche Baugewerkſchulen in Belgien faſt 
gar nicht zu exiſtieren ſcheinen. Nur in dem Programm der Ecole 
d'arts et métiers in Pierrard⸗lez⸗Virton leſen wir von einem der⸗ 
artigen, ziemlich vollſtändigen Lehrgang. Auch von Kunſtgewerbe⸗ 
ſchulen iſt in Belgien wenig zu ſpüren. Wo ſie aber ſind, werden 
fie von katholiſchen Orden geleitet, wie die écoles Saint Luc von 
den Fréres des écoles chretiennes und die Ecole professionelle d'art 
appliquée von den Benediktinern. 

Im ganzen gilt wohl über den Stand des gewerblichen Schul⸗ 
weſens heute das Urteil, welches der Generaldirektor Stevens ab⸗ 
gegeben hat, daß alle dieſe Anſtalten in Zukunft für die belgiſche 
Induſtrie dieſelben Dienſte leiſten werden wie die ähnlichen An⸗ 
Bolten in Frankreich und Deutſchland für die ihrige. 

Rechnet man, daß die glänzende Entwicklung in Preußen vor 
etwa 32 Jahren begann, als (1885) die gewerblichen Schulen auf 
das Reſſort des Handelsminiſteriums übernommen wurden, und daß 
der gleiche Aufſchwung in Belgien nach Stevens' Worten ſeit etwa 
22 Jahren zu merken iſt, ſo ergibt ſich eine Differenz von 10 Jahren 
zu unſeren Gunſten, eine Tatſache, die bei unſerer ſchnellebenden Zeit 
doch einen erheblichen Vorſprung für Preußen bedeutet. 

In welchem Maße nun der Krieg der Entwicklung dieſes Schul⸗ 
weſens in Belgien ein Ende oder doch eine erhebliche Verzögerung 
bereitet hat, in welchem Maße dieſe Schulen weitergeführt oder 
nach dem Kriege wieder zum Leben erweckt werden, das zu beur⸗ 
teilen, bin ich natürlich in keiner Weiſe imſtande. 
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Entwürfe zur ſtaatlichen Regelung 
der Elektrizitätsverſorgung und die 
Tariffrage 
Von Clemens Heiß ⸗ Berlin / Mariendorf 


Junhalts verzeichnis: Pläne zu einer ſtaatlichen Regelung der öffentlichen 
Elektrizitätsverſorgung in Sachſen S. 193, in Preußen 195. — Verſuche 
der elektrotechniſchen Großinduſtrie, ſich der Bewegung zu bemächtigen 
(Rlingenberg) S. 196. — Iſt die Tariffrage ein Hindernis der Übernahme 
der Elektrizitätsverteilung durch den Staat? S. 197. — Abhängigkeit der 
Tarife von den Erzeugungskoſten (nach Siegel) und Entwicklung der Er⸗ 
zeugungskoſten S. 199 — 206. — Koſten der Tilgung und Berzinfung des 
Anlagekapitals S. 206. — Die Betriebskoſten S. 207—215. — Zuſammen⸗ 
fegung der Koſten der Lieferung elektriſcher Arbeit S. 215. — Die einzelnen 
Tarife: Der Pauſchaltarif S. 215. Der Gebührentarif S. 216. Der Zähler⸗ 
tarif S. 217. Der Dreitaxentarif S. 217. — Die Umſtände des Verbrauchs 
S. 217—219. — Ihre Berückſichtigung in den Tarifen: Größe des Anſchluß⸗ 
wertes S. 219. — Größe des Verbrauds S. 220. — Befondere Behandlung 
der Großabnehmer S. 221 —223. — Die Dauer des Verbrauchs S. 223. — 
Der Zeitpunkt des Verbrauchs (Hauptlichtzeit) S. 224. — Kombinierung 
mehrerer dieſer Prinzipien miteinander S. 225. — Beſondere techniſche und 
wirtſchaftliche Umſtände des Verbrauchers S. 226. — Seine wirtſchaftliche 
Leiſtungs fähigkeit S. 228. — Mindeſtgarantie S. 229. — Zählermiete S. 229. 
— Die mittleren Preiſe der deutſchen Elektrizitätswerke S. 230. — Förderung 
des Verbrauchs durch Preisermäßigung S. 232—235. — Die Vereinfachung 
der Tarife nach dem Vorſchlage Hochſtröms S. 235—238. — Ausgleich der 
Selbſtkoſten der einzelnen Werke bei der Zuſammenfaſſung eines ganzen 
Landes S. 238. 


ie ſtaatliche Regelung der Elektrizitätsverſorgung nimmt im 
Deutſchen Reiche einen ähnlichen Verlauf wie ſeinerzeit die 
Verſtaatlichung der Eiſenbahnen. In zahlreichen Bundesſtaaten ſind 
Anſätze zu einer Verſtaatlichung der Elektrizitätsverſorgung vorhanden, 
an einem für das ganze Reich gemeinſamen großzügigen Plane fehlt 
es auch auf dieſem Gebiete, weil die Einzelſtaaten eiferſüchtig über ihre 
Rechte der wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit gegenüber dem Reiche wachen. 
In Bayern ſteht der Staat im Begriffe, die Waſſerkräfte des 
Walchenſees in eigener Regie auszubauen und will ſie dann durch 
das Bayernwerk — ein gemiſchtwirtſchaftliches Unternehmen, an dem 
der Staat, Gemeinden, Gemeindeverbände und private Unternehmen 
beteiligt ſind — zur Verſorgung des ganzen Landes mit elektriſcher 


Arbeit verwerten. 
Sgmollers Jahrbuch XLI A. 13 
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In Baden will der Staat die Waſſerkräfte der Murg felber 
aus bauen und auch ſelber verwerten !. . 

Am weiteften find die Pläne zu einer ſtaatlichen Regelung der 
Elektrizitätsverforgung im Königreich Sachſeu gediehen. Hier hat 
der Verband der im Gemeindebeſitze befindlichen Elektrizitätswerke 
Sachſens (Elektroverband) mit einem Koſtenaufwand von 120 000 Mk. 
einen Plan zur gemein ſamen Verſorgung feiner Mitglieder mit elek⸗ 
triſcher Kraft ausarbeiten laſſen. Das Unternehmen ſcheiterte an der 
Tariffrage, weil die Staatsverwaltung von dem vorgeſehenen Tarife 
eine weitere Verſtärkung der Vorzugſtellung der Großſtädte als Haupt⸗ 
ſitze der Induſtrie und des Gewerbes befürchtete und erkannte, daß 
es ſich bei dieſem Projekte um eine allgemeine Staatsaufgabe handle. 
Der Elektroverband wollte im Oſten und Weſten des Königreichs zwei 
große Kraftwerke errichten und die elektriſche Kraft ſeinen Mitgliedern 
durch eine 100 000⸗Voltleitung zuführen. Die Staatsregierung er: 
kannte nun im Genehmigungsverfahren der Vorarbeiten dieſes Pro⸗ 
jektes, daß die Zerſplitterung der Elektrizitätsverſorgung des Landes 
nur durch ihre Zuſammenfaſſung ſeitens des Staates beſeitigt werden 
könne. Das Projekt des Elektroverbandes ſoll im weſentlichen von 
der neuen ſtaatlichen Regelung übernommen werden. Es ſoll zunächſt 
im Oſten das Elektrizitätswerk Hirſchfelde der ſächſiſchen Elektrizitäts⸗ 
lieferungsgeſellſchaft, einer Tochtergeſellſchaft der AEG., um 5 Mill. Ml. 
erworben und ſpäter bei Regis im Weſten des Landes ein zweites 
Elektrizitätswerk errichtet werden. Unter dem Finanzminiſterium ſoll 
eine eigene „Direktion der ſtaatlichen Elektrizitätswerke“ errichtet werden, 
der ein aus Vertretern der Großabnehmer und der techniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaft ernannter „Landeselektrizitätsrat“ zur Seite gegeben wer den 
ſoll. Zur Durchführung ihres Planes will ſich die Regierung auf die 
widerruflich gewährten Konzeſſionen zur Benutzung ſtaatlichen Grund 
und Bodens (Wege, Eiſenbahnen, Wälder uſw.) ſtützen, von der An⸗ 
wendung ſtaatlichen Zwanges und der Erlaſſung eines Konzeſſions⸗ 
geſetzes wird abgeſehen. Ein ausgearbeiteter techniſcher und wirtſchaft⸗ 
licher Plan fehlt noch. Zur Einleitung des Verfahrens und zum 
Erwerb des Elektrizitätswerks Hirſchfelde verlangt die Regierung im 
Dekret 23 an die Stände, die Einleitung und den künftigen Ausbau 
einer ſtaatlichen Elektrizitätsverſorgung betreffend, vom 12. März 1916, 
daß ſie ermachtigt werde, bis zu 20 Mill. Mk. außerhalb des Etats zu 


1 Bol. Hans Schutzer, Das Murgkraftwerk, maßgebende Geſichtspunkte 
beim Bau elektriſcher Wafferkrajtanlagen. Karlsruhe 1915, G. Braun. X und 
101 S. 
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verausgaben. Das Recht einzelner, zum eigenen Gebrauch oder der 
Gemeinden, zur Verſorgung ihres Bezirks Elektrizitätswerke zu errichten, 
ſoll unangetaſtet bleiben. Ob der Staat direkt an die Kleinabnehmer 
oder nur an Großabnehmer (Gemeinden und andere öffentliche Elek⸗ 
trizitätswerke ſowie induſtrielle Großbetriebe) Kraft liefern fol, wird 
als Zweckmäßigkeitsfrage bezeichnet. Zunächſt ſcheint nicht die Abſicht 
zu beſtehen, direkt an Kleinabnehmer zu liefern. Ausdrücklich wird 
in der Denkſchrift betont, daß die Regierung keine finanziellen Ab⸗ 
fidten, fondern nur den Zweck der Verbilligung der Verſorgung des 
Landes mit elektriſcher Kraft verfolge. Die Mehrerträge von Über: 
ſchußgebieten ſollen allerdings Zuſchußgebieten zugute kommen. 

Auf die Einwendungen, die der Elektroverband, der Verband 
ſächſicher Induſtrieller, die Vorſtände des deutſchen und preußiſchen 
Städtetages und des Reichsverbandes der Städte gegen dieſen Plan 
erhoben haben, von dem fie eine Gefährdung der Bewegungsfreiheit 
der Induſtrie oder der Selbſtändigkeit der Städte in der Verwaltung 
ihrer Elektrizitätswerke befürchten, braucht hier nicht näher eingegangen 
zu werden. 

Auch in Preußen hat ſich der Minifter der öffentlichen Arbeiten 
Dr. v. Breitenbach in folgender im Abgeordnetenhaus am 19. Februar 
1917 abgegebenen Erklärung prinzipiell für die ſtaatliche Regelung 
der Elektrizitätsverſorgung erklärt und gleichzeitig einen kurzen zu⸗ 
ſammenfaſſenden Überblick über den derzeitigen Stand der Frage 
gegeben, weshalb wir ſeine Ausführungen hier wörtlich wiedergeben: 

„Wenn der Staat in dem Sinne eingreift, große Kraftverſorgungs⸗ 
Bellen (Elektrizität) an richtiger Stelle, an einer Stelle, die eine Gin, 
ſchränkung der Transporte ermöglicht, zu ſchaffen, wird er in der Lage 
ſein, den Strom ſo billig zur Verfügung zu ſtellen, daß Dritte — 
mögen es Provinzen, Kommunalverbände, Städte oder Private ſein 
— vielfältig es für günſtiger halten werden, ihre Werke ſtillzulegen 
oder zu Verteilerwerken zu machen, und doch aus dem Bezuge des 
ſtaatlichen Stromes noch einen ſolchen Gewinn ziehen, daß fie den 
Strom ihren Abnehmern nicht nur billiger zur Verfügung ſtellen 
können, ſondern auch noch zum mindeſten eine ſolche Einnahmequelle 
ſich erhalten, wie ſie ſie bisher gehabt haben. Das würde meines 
Erachtens einer der prinzipalen Zwecke des ſtaatlichen Eingreifens ſein. 
Wenn dieſe Auffaſſung zutrifft für ein zukünftiges Vorgehen des 
Staates, ſo bewegt ſich dieſes durchaus im Sinne der Schritte, die 
der Staat bisher getan hat, die als nicht genügend bezeichnet wurden. 
Ich bitte doch, nicht zu unterſchätzen, was auf dieſem Gebiete bisher 

13 * 
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geſchehen iſt. Ich erinnere Sie nur an die breite Verſorgungszone 
die jetzt faſt von der Nordfee bis zum Main reicht, die ausſchließlich 
der Gewalt des Staates unterſteht. Innerhalb dieſer Zone — ich 
hoffe, daß ſie durch ein neues Kraftwerk in Hannovor alsbald ver⸗ 
vollſtändigt wird — iſt es dem Staate möglich geweſen, dem Lande 
billige Elektrizität zur Verfügung zu ſtellen, ohne irgendwelche pro⸗ 
vinziellen, komunalen, ſtädtiſchen Intereſſen zu ſchädigen. Alſo in 
einem begrenzten, aber bedeutſamen Gebiete haben wir das bereits 
getan und begonnen, was wir uns im großen als die Zukunft denken.“ 

Dieſer Bewegung, deren Ziel die Verſtaatlichung der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung iſt, ſtellen ſich ſtarke wirtſchaftliche Kräfte entgegen. Die 
Gemeinden und Gemeindeverbände befürchten in der Selbſtändigkeit 
bei der Verwaltung ihrer Elektrizitätswerke geſchmälert zu werden oder 
gar dauernd ergiebige Einnahmequellen, im Falle daß auch ein Elek⸗ 
trizitätsverteilungsmonopol und nicht bloß ein Krafterzeugungsmonopol 
errichtet werden ſollte, zu verlieren. Die Induſtriellen, zum Beiſpiel 
der Verband ſächſiſcher Induſtrieller, erkennen zwar das Bedürfnis 
nach Vereinheitlichung und Zuſammenfaſſung der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung an, wollen aber an der Verwaltung beteiligt ſein und das 
Recht auf Selbſtverſorgung der Induſtriellen und der Gemeinden 
geſetzlich geſichert wiſſen. 

Die elektriſche Großinduſtrie, die bereits ein tatſächliches Er⸗ 
zeugungsmonopol beſitzt, ſucht das Waſſer dieſer Bewegung auf ihre 
Mühlen zu leiten. Ihr iſt es um die großen Aufträge zu tun. 
Deshalb hat ſie das größte Intereſſe daran, daß der Staat große 
Kraftwerke baut. Sie ſucht ihm die Rentabilität eines ſolchen Unter⸗ 
nehmens zu beweiſen, will aber die rentablere Elektrizitätsverteilung 
in ihren Händen behalten. Der Staat ſoll die elektriſche Kraft bei 
einem Selbſtkoſtenpreis von 1,5 Pf. für die Kilowattſtunde um 2 
bis 3,5 Pf. an die Großabnehmer verkaufen, die ſie dann zu einem 
Preiſe von 15 Pf. für Kraft und 40 Pf. für Licht die Kilowattſtunde 
weiter verkaufen. Das größte Riſiko hätte hierbei der Staat zu 
übernehmen, die größten Gewinnausſichten behielten die privaten und 
kommunalen Elektrizitätswerke. 

So hat G. Klingenberg in feinem im vorigen Sommer vor bent 
Verbande Deutſcher Elektrotechniker in Frankfurt am Main gehaltenen 
Vortrag „Elektriſche Großwirtſchaft unter ſtaatlicher Mitwirkung“ 
vorgeſchlagen, Preußen ſolle 25 bis 30 Großkraftwerke errichten und 
durch Fernleitungen miteinander verkuppeln. Der Hauptvorteil ſoll 
dabei in den billigeren Geſtehungskoſten und der größeren Wirtſchaftlich⸗ 
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keit der großen Maſchineneinheiten und in ber Möglichkeit ihrer beſſeren 
Ausnutzung (gegenſeitige Unterſtützung bei Spitzenbedarf) durch die 
Verkuppelung beſtehen. Die Koſten berechnet Klingenberg für die 
Werke auf 530, für die Leitungen auf 220 und für die Transformatoren- 
werke auf 150 Mill., insgeſamt alſo auf 900 Mill. Mk. Für die 
Zeit der vollen Wirtſchaftlichkeit, die im Jahre 1926 eintreten ſoll, 
berechnet er eine Verzinſung von 9,56%, fo daß nach Abzug einer 
A prozentigen Verzinſung des Anlagekapitals für den Staat einen 
Reingewinn von 41 Mill. Mk. verbleibt. Dieſes Ergebnis befriedigt 
wohl nach der Meinung Klingenbergs ſelber nicht die Erwartungen, 
die man auf eine ſtaatliche Regelung der Elektrizitätsverſorgung fest. 
Deshalb hängt er ſeinem Großkraftwerksplan eine Kohlenſteuer an, die 
den Löwenanteil aufbringen ſoll, um ſo zu einer Einnahme aus 
Licht und Kraft von jährlich 320 Mill. Mk. zu gelangen. Entſcheidend 
für die wirtſchaftliche Beurteilung des Klingenbergſchen Projekts ſind 
Ziffer 3 und 5 feiner Zuſammenfaſſung, die wir deshalb wörtlich 
hier folgen laſſen: 

„3. Das Übergewicht großer Werke gegenüber mittleren und kleinen 
entſteht durch die geringeren Erzeugungskoſten des Stroms, durch 
die Ausnutzung billiger Brennſtoffe und vor allem durch die Ver⸗ 
kuppelung der Werke, die zur Verbeſſerung des Ausnutzungsfaktors 
und zur Verminderung der Reſerven führt. Dieſe Vorteile werden 
durch die erhöhten Umformungs⸗ und Fortleitungskoſten zwar ver⸗ 
mindert, als Endergebnis bleibt jedoch eine ziffermäßige Überlegenheit 
des ſtaatlichen Betriebes. 

5. Ein ſtaatlicher Wettbewerb mit den beſtehenden großen und 
mittleren Werken würde zu einem Mißerfolg führen. Der Staat 
kann deshalb nur auf dem Wege vorgehen, daß er die beſtehenden 
Werke als Abnehmer zu gewinnen ſucht. Für die bereits vorhandene 
Erzeugung iſt dies nur teilweiſe möglich, dagegen läßt ſich der Zu⸗ 
wachs faſt reſtlos für die ſtaatlichen Werke ſichern.“ 

Sowohl von den Vertretern einer weiter gehenden Verſtaatlichung 
der Elektrizitätsverſorgung wie Emil Schiff in ſeiner Abhandlung 
„Staatliche Regelung der Elektrizitätswirtſchaft“ im Archiv für 
Sozialwiſſenſchaft und Sozialpolitik Band 43 Heft 2 (Separatabdruck 
S. 18 f.) als von Vertretern der öffentlichen Elektrizitätswerke, 
insbeſondere der Gemeindewerke wie Voigt in ſeinem Vortrag 
„Zentraliſierungsbeſtrebungen in der Elektrizitätsverſorgung“ (Sonder⸗ 
abdruck aus den „Mitteilungen der Vereinigung der Elektrizitäts⸗ 
werke" Nr. 183) wird beſtritten, daß der Zuwachs und Spitzen⸗ 
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bedarf der vorhandenen öffentlichen Elektrizitätswerke genüge, um 
die Wirtſchaftlichkeit dieſer ſtaatlichen Großkraftwerke ſicherzuſtellen. 

Von Voigt, der an Stelle des Klingenbergſchen Fernkraftprojekts 
ein Nahkraftprojekt aufgeſtellt hat, wird weiter beſtritten, daß die öffent⸗ 
lichen Elektrizitätswerke Tarifverträge mit Großabnehmern, die nur 
unter äußerſten Bedingungen zu gewinnen ſind, abſchließen können, 
wenn ſie die Elektrizität nicht ſelber erzeugen. Voigt ſchlägt deshalb 
vor, die vorhandenen großen Elektrizitätswerke weiter auszubauen und 
miteinander zu verkuppeln und ſo auf dem Wege einer organiſchen 
Weiterentwicklung des Vorhandenen das gleiche Ziel zu erreichen, das 
Klingenberg auf einem mehr theoretiſch⸗konſtruktiven Wege anſtrebt. 
Aber auch Voigt, der das Projekt des Elektroverbandes ausgearbeitet 
hat, betont die Wichtigkeit der Tariffrage, an der jenes Projekt ge⸗ 
ſcheitert ſei. Die Tarife könnten nicht willkürlich feſtgeſetzt werden, 
ſondern hingen von den Selbſtkoſten der Elektrizitätserzeugung und 
namentlich der Fortleitung ab. 

In einem beſonderen Abſchnitt ſeines Vortrags, der die Über⸗ 
ſchrift trägt: „Soll der Staat außer der Erzeugung auch die Verteilung 
der elektriſchen Arbeit übernehmen?“ wendet ſich Klingenberg gegen 
die Übernahme der Elektrizitätsverteilung durch den Staat. Das 
ſtaatliche Monopol auf Erzeugung und Einzelverkauf des elektriſchen 
Stromes, ſagt er (S. 6), würde eine umfangreiche und feingegliederte 
Organiſation verlangen, die leicht das Haupterfordernis eines erfolg⸗ 
reichen Vertriebes der Elektrizität vermiſſen laſſen könnte, nämlich die 
Beweglichkeit und ſchnelle Anpaſſungsfähigkeit an dauernd wechſelnde 
Aufgaben. Zur erfolgreichen Einführung der Elektrizität und zur 
ſchnellen Erweiterung des Abſatzgebietes ſei nach der übereinſtimmenden 
Anſicht aller Kreiſe tunlichſte Anpaſſung an die jeweiligen Verhältniſſe 
unerläßliche Vorausſetzung. Die Erzeugungskoſten der elektriſchen 
Energie hingen von vielen Faktoren ab, die ſich dauernd ändern. 
Die Koſten einer Kilowattſtunde ſeien kein gleichbleibender oder auch 
nur annähernd gleichbleibender Wert, ſie änderten ſich mit der Gegend, 
den induſtriellen Verhältniſſen, der „Güte“ des Abſatzgebietes und den 
Bahn⸗ und Waſſerverbindungen. Deshalb ſei eine ſtark differenzierte 
Tarifbildung nicht nur zweckmäßig. ſondern unbedingt nötig; ihre 
mehr oder weniger richtige Handhabung ſei von grundlegendem Einfluß 
auf die Wirtſchaftlichkeit des Betriebes und auf die Erzeugungskoſten 
des Stromes. Die Geſchicklichkeit der verantwortlichen techniſchen 
Leiter und der mit dem Verkauf betrauten Beamten ſei für eine ge⸗ 
deihliche Entwicklung der Werke ebenſo wichtig, wie die techniſch 
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richtige Anlage des Werkes. So zweifellos das ſchnelle Wachſen des 
Elektrizitätsverbrauches in der heutigen wirtſchaftlichen Entwicklung 
begründet ſei, ſo ſicher ſei es auch, daß es durch geſchickte Anwerbung 
beträchtlich geſteigert werden könne. 

Die vielgeſtaltigen Aufgaben erforderten ein umfangreiches Per⸗ 
ſonal mit viel Selbſtändigkeit und Unabhängigkeit. Seine Ein⸗ 
gliederung in die normale Beamtenſtellung ſtoße ſchon deshalb auf 
Schwierigkeiten, weil ſich eine Beteiligung am Gewinn bzw. Umſatz 
in der Regel nicht umgehen laſſe. 

Vom Staate würde die gleichmäßige Behandlung aller Strom⸗ 
verbraucher verlangt werden, was ſich wiederum mit der wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung der Werke nicht vertrage. Der ſtaatliche Einzel⸗ 
verkauf hätte daher zweifellos dauernd öffentliche Angriffe zur Folge 
und würde die erſprießliche Arbeit der verantwortlichen Perſönlich⸗ 
keiten hindern. 

Weiter glaubt Klingenberg (S. 8), der Anſchluß der Induſtrie 
an die öffentlichen Elektrizitätswerke würde erſchwert, weil gerade 
die Induſtrie mit Rückſicht auf die Art ihrer Erzeugniſſe hinſichtlich 
der Tarifermäßigung ein beſonders entgegenkommendes Eingehen 
auf ihre Bedürfniſſe und Wünſche verlange, ein ſolches aber von 
der ſtaatlichen Verwaltung nicht zu erwarten ſei. | 

Von der Beſchränkung der ftaatliden Großkraftwerke auf die 
Elektrizitätserzeugung erwartet Klingenberg folgende Vorteile: 

„Die Verteilung und der Einzelverkauf der elektriſchen Energie 
bleibt dann Sache derjenigen, die ſie bisher beſorgt haben: der Ge⸗ 
meinden und der Geſellſchaften. Ein Eingriff in beſtehende Rechte 
wird vermieden oder auf ein Mindeſtmaß beſchränkt; beſtehende mit 
den örtlichen Verhältniſſen vertraute Organiſationen bleiben erhalten; 
die Gefahr, daß Anwerbung und Propaganda nachlaſſen, und daß 
der kaufmänniſche Geiſt infolge bureaukratiſchen Betriebes leiden 
könnte, wird beſeitigt; die Feſtlegung großer Kapitalien mit ver⸗ 
hältnismäßig kleinen Erträgen in teilweiſe völlig veralteten Werken 
entfällt, und zwiſchen den Staat und die Einzelabnehmer mit ihren 
vielfältigen Intereſſen und Sonderwünſchen tritt eine ſelbſtändige, 
in ihren Entſchlüſſen und Handlungen unabhängige Stelle, was mit 
Rückſicht auf die . des ganzen Prohlems E er⸗ 
wünſcht iſt.“ 

Um nun die Frage beurteilen zu können, ob die Schwierigtelten 
der Tariffrage wirklich ein Hindernis für die Übernahme auch der 
Elektrizitätsverteilung durch den Staat bilden, wollen wir im fol⸗ 
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genden im Anſchluß an Guſtav Siegel, „Die Preisbewegung elek⸗ 
triſcher Arbeit ſeit 1898“ (143. Band der Schriften des Vereins für 
Sozialpolitik, Unterſuchungen über Preisbildung, München und 
Leipzig 1914. Duncker & Humblot) einen Überblick darüber geben, 
wie die Tarife von den Erzeugungskoſten der elektriſchen Arbeit ab⸗ 
hängen und wie ſie ſich in Deutſchland entwickelt haben. Aus einer 
von Siegel aufgeſtellten umfangreichen Tabelle über die Anlagekoſten 
von Elektrizitätswerken entnehmen wir, daß in Bonn von 1900 bis 
1912 die Geſamtleiſtungsfähigkeit einſchließlich Akkumulatoren in 
Kilowatt von 980 auf 4620 K W geſtiegen iſt und gleichzeitig die 
Koften pro KW Leiſtungsfähigkeit von 1042 auf 605 Mk. gefallen 
find. In Breslau find die entſprechenden Zahlen für die geſamte 
Leiſtungsfähigkeit 1800 im Jahre 1898 und 19 113 im Jahre 
1912, für die Koſten 1690 und 954 Mk., in Chemnitz 1260 und 
14763 KW fowie 1260 und 793 Mk.; Deuben 780 und 4032 KW 
und dementſprechend 1260 und 767 Mk.; Kaiſerslautern 645 und 
1775 KW ſowie 1280 und 1005 Mk.; Lahr 268 und 2268 KW 
fowie 1440 und 503 Mk.; Oberſchleſien 7057 und 44967 KW Io 
wie 1190 und 648 Mk.; Werdau 1900 und 8540 KW ſowie 875 
und 500 Mk.; Waſſerkraftwerk A 825 und 7515 KW ſowie 2070 
und 1490 Mk.; Waſſerkraftwerk B 7000 und 15 600 KW ſowie 
1150 und 1080 Mk.; Waſſerkraftwerk C (Talſperre) 8400 und 
9590 KW ſowie 1090 und 1020 Mk. Eine Ausnahme von der 
hier auftretenden Tendenz der Verminderung der Anlagekoſten pro 
Kilowatt Leiſtung bei Vergrößerung der Geſamtleiſtungs fähigkeit findet 
ſich nur in München, wo neben Dampf⸗ auch Waſſerkaft als Betriebs⸗ 
kraft verwendet wird. Hier zeigen die beiden Zahlenreihen keinen 
einheitlichen Verlauf. Bei der Größe des Werkes geben wir ſie nach⸗ 
ſtehend unter Hinzufügung des Anlagekapitals wieder: 


—— — — TS — — — 


. Unlagefapital Geſamte Leiſtungs⸗ Koſten pro Kilowatt 
Jahr in fabigtett einſchl. Leiſtungsfähigkeit 
1 mt Akkumulatoren 
000 ME. Kilowatt 


7 1560 
1902 13 928 9 244 1510 
1904 15 076 10 871 1385 
1906 18 238 11 534 | 1580 
1908 27 850 22 050 1260 
1910 31410 24 177 1295 
1912 37 580 24 198 1550 
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In Plauen macht ſich beinahe die entgegengeſetzte Tendenz 
geltend, wie nachfolgende Tabelle zeigt: k 


—— m — m — —— —ú — — 


Anlagekapital Geſamte Leiſtungs | Koſten pro Kilowatt 


Jahr 1 11 5 5 Ee us Leiſtungsfähigkeit 
Nl. Kilowatt Mk. 

1898 1060 

1900 1 330 

En iz 

1 

= E 

1 

1910 1340 

1912 1350 


Anlagekapital | 1 Leiſtungs | Koften pro Kilowatt 


ähigkeit einſchl. ; : 
Gei % , Bea, | Seitungsfäpigteit 
Kilowatt | Mk. 


Auch in Kaiſerslautern zeigen die Anlagekoſten in der Zeit von 
1898—1908 eher eine ſteigende als eine fallende Tendenz, wie 
ſich aus folgender Überſicht ergibt: 


Anlagekapital lok? Leiftungd- Koſten pro Kilowatt 


ähigkeit einſchl. ; : 
Ak. ımulatoren Leiſtungsfähigkeit 


Kilowatt 


Siegel bemerkt dazu, daß ſich dieſe Zahlen nicht bloß von 
Werk zu Werk, was ſelbſtverſtändlich iſt, ſondern auch bei den ein⸗ 
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zelnen Werken in ſehr verſchiedener Weiſe ändern. In einigen 
Fällen nehmen die Hotten pro Kilowatt Leiſtungs fähigkeit mit den 
Jahren zu; das iſt namentlich dort der Fall, wo ausgedehnte Über⸗ 
landnetze den urſprünglich ſtädtiſchen Werken angegliedert wurden 
(zum Beiſpiel Straßburg und Plauen), oder wo bei gleicher Leiſtungs⸗ 
fähigkeit größere Netzerweiterungen ſtattfanden (zum Beiſpiel Kaiſers⸗ 
lautern in den Jahren 1900 — 1905). Bei einer geringen Anzahl 
von Unternehmungen bleiben die Koſten ziemlich gleich, insbeſondere 
wo, wie bei Waſſerkraftanlagen, die Waſſerbauten, und dort, wo 
die Leitungsnetze einen ſo großen Bruchteil des geſamten Anlage⸗ 
kapitals ausmachen, daß Veränderungen in der Größe der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit einen nennenswerten Einfluß auf die Größe der Einheits⸗ 
koſten nicht ausüben (zum Beiſpiel Waſſerkraftanlagen A und C). 

Bei der Mehrzahl der Werke dagegen läßt ſich ein ſtetiger 
Rückgang der Anlagekoſten pro Kilowatt feſtſtellen, der zum Teil 
recht beträchtlich iſt. Dieſer Rückgang iſt in erſter Linie auf die 
Verminderung der Anlagekoſten für die Kraftſtationen, bezogen auf 
die Einheit der Leiſtungsfähigkeit, zurückzuführen. 

Bei der großen Überlegenheit großer Maſchineneinheiten iſt es 
bei einem Tarifkampf nicht einmal notwendig, in der Unterbietung 
des Gegners bis auf die Selbſtkoſten herabzugehen. Die große 
Überlandzentrale kann vielmehr Licht und Kraft zu einem Preiſe 
anbieten, den ſie ſogar mit Rückſicht auf die Steigerung des Um⸗ 
ſatzes allgemein für zweckmäßig hält und dabei doch die Selbſtkoſten 
des kleinen Werkes unterbieten. Beim Hinzutreten eines Groß⸗ 
abnehmers, deſſen Bedarf aber noch keine Erweiterung der Anlage 
notwendig macht, iſt es ſogar möglich, daß ihm unter den bisherigen 
Selbſtkoſten Kraft geliefert wird, weil durch die neue regelmäßige 
größere Inanſpruchnahme des Werkes die Selbſtkoſten pro Kraft⸗ 
einheit ſinken und dadurch das Werk trotz Annahme des neuen Ab⸗ 
nehmers unter den bisherigen Selbſtkoſten einen höheren Geſamt⸗ 
gewinn erzielt. Der Satz, daß ſich bei geringem Nutzen am einzelnen 
Stück der Geſamtgewinn durch eine entſprechende Vergrößerung des 
Umſatzes erhöhen kann, der in ſeiner ſprichwörtlichen Form „großer 
Umſatz, geringer Nutzen“ leicht zu Mißdeutungen Anlaß gibt, gilt 
auch für die Elektrizitätsverſorgung. Deshalb iſt es aber wichtig, 
die Selbſtkoſten elektriſcher Kraft für Werke verſchiedener Größe und 
die dafür entſcheidenden, etwas verwickelten KEE al 
in ihren Grundzügen kennen zu lernen. 

Das Verhältnis der Koſten der einzelnen Anlageteile zueinander 
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hängt von dem Syſtem der Stromerzeugung ab. Anlagen mit 
Wärmekraftmaſchinen weiſen eine völlig andere Zuſammenſetzung 
der Koſten auf als Waſſerkraftwerke. Während bei jenen Grund⸗ 
ſtücke, Gebäude und äußere Einrichtungen ungefähr ein Fünftel der 
Geſamtkoſten beanſpruchen, fallen bei Waſſerkraftanlagen durchſchnitt⸗ 
lich die Hälfte, ja zwei Drittel der Anlagekoſten auf dieſe Teile. 

Bei den Überlandzentralen macht das Leitungsnetz einen weit 
höheren Anteil an den Geſamtkoſten aus als bei den Ortszentralen. 
Der Anteil der Zähler an den Geſamtanlagekoſten iſt nicht un⸗ 
bedeutend. Namentlich bei kleineren Werken und bei Anlagen mit 
ausgedehntem Kleinabnehmerkreis ſtellen dieſe Apparate einen be⸗ 
trächtlichen Anteil der geſamten Anlagekoſten dar. 

Im Laufe der Zeit verſchiebt ſich das Verhältnis, insbeſondere 
geht im allgemeinen der Anteil der äußeren Einrichtungskoſten in 
den erſten Jahren verhältnismäßig etwas zurück, weil die im Anfang 
für einen größeren Bedarf gewählten Anlagen im Laufe der Zeit 
beſſer ausgenutzt werden. Das gleiche gilt von den Koſten für das 
Leitungsnetz, die aber mit der wachſenden Ausdehnung der Netze 
ſpäter wieder anſteigen. Der Anteil der maſchinellen Einrichtungen 
an den Geſamtkoſten nimmt dagegen gewöhnlich in den erſten Jahren ab. 
Der verhältnismäßige Anteil der Zähler weiſt eine ſteigende Tendenz 
auf, weil die Zahl der Abnehmer ſtärker wächſt als der Anſchlußwert 
und andere Umſtände, die die Größe der Zentralſtationen beeinfluſſen. 
Die Anlagekoſten und alſo die Koſten der Verzinſung des Kapitals 
find im Verhältnis zu den Betriebskoſten recht hoch. Nach Siegel 
ſtiegen in Breslau von 1900 —1912 das Anlagekapital von 3½ auf 
18,2 Mill. Mk., die Betriebskoſten von 217 auf 1154, die Verzinſung 
des Anlagekapitals von 95 auf 378, die Abſchreibungen von 86 auf 
282 und die Tilgung von 34 auf 201 Tauſend Mk. In Halle ſtieg 
in der Zeit von 1902—1912 das Anlagekapital von 3,24 auf 
8,01 Mill. Mk., die Betriebskoſten von 133 auf 627, die Verzinſung 
von 111 auf 293, die Abſchreibungen von 86 auf 119 im Jahre 1910 
und die Tilgung von 31 auf 77 Tauſend Mk. (ebenfalls 1910). 
In Straßburg vermehrte Héi in der Zeit von 1900 — 1912 das An⸗ 
lagekapital von 5,59 auf 27,35 Mill. Mk., die Betriebskoſten ſtiegen 
von 413 auf 1335, die Verzinſung von 251 auf 1231, die Ab⸗ 
ſchreibungen von 205 auf 373 Tauſend Mk. Endlich vermehrte 
ſich das Anlagekapital des Waſſerkraftwerks B in der Zeit von 
1903/04— 1911/12 von 0,763 auf 1,482 Mill. Mk., die Betriebs: 
koſten wuchſen von 45 auf 319, die Verzinſung von 343 auf 607 
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und die Abſchreibungen von 114 auf 222 Tauſend Mk. Die Be- 
triebskoſten machen im Maximum (in Halle) 68 und im Minimum 
(in Straßburg) 49% der Selbſtkoſten im Jahre 1912 bei den 
Wärmekraftwerken, dagegen nur 26% bei dem Waſſerkraftwerk aus. 
Das Waſſerkraftwerk hat dagegen 55% für die Verzinſung und 
18 % für die Abſchreibungen aufzuwenden, während das Maximum 
der Verzinſung 39,2% in Straßburg, das Minimum 18,7% in 
Breslau und das Maximum der Abſchreibungen 14% in Breslau und 
das Minimum 11,5% in Halle (1910) bzw. 11,8% in Straßburg 
beanſprucht. 

Es iſt alſo ungefähr die Hälfte der geſamten Erzeugungskoſten 
auf die Kapitalkoſten zu rechnen, bei den Waſſerkraftwerken ſogar 
zwei Drittel. Im übrigen ergeben ſich nach Siegel bei den Wärme⸗ 
kraftanlagen weder bei verſchiedenen Antriebskräften, noch bei den 
einzelnen Stromſyſtemen bedeutungsvolle Unterſchiede. Auch die 
Größe der Unternehmungen ſpielt hierbei keine entſcheidende Rolle. 

Die Tatſache, daß ſich der verhältnismäßige Anteil der einzelnen 
Unkoſtengruppen an den geſamten Selbſtkoſten verſchiebt, beeinflußt 
natürlich die Stetigkeit der Preispolitik der Werke. Bei einzelnen 
Werken nimmt der Anteil der Betriebskoſten ab, bei anderen be⸗ 
trächtlich zu. Wenn nämlich bei gleichbleibendem Kapital die Ab⸗ 
gabe von elektriſcher Arbeit ſteigt, ſteigt der verhältnismäßige Anteil 
der Betriebskoſten; ebenſo dann, wenn die Abſchreibungen nicht 
proportional dem Anlagekapital erhöht werden, oder wenn die 
Zinſen und Tilgungsſätze wie bei ſtädtiſchen Werken mit den Jahren 
zurückgehen. Umgekehrt vermindert ſich der prozentuale Anteil der 
Betriebskoſten, wenn der Verbrauch bei gleichbleibenden Abſchreibungen 
nicht entſprechend den Erhöhungen des Anlagekapitals fortſchreitet. 

Als Maßſtab für die Inanſpruchnahme der Betriebsmittel durch 
die Verbraucher wird die höchſte Belaſtung der Kraftſtation innerhalb 
eines Jahres zugrunde gelegt. Unter der Annahme, daß die geſamte 
abgegebene Leiſtung bei gleichbleibendem Maximum entnommen worden 
fei, erhält man durch Diviſion des Maximums in den Geſamtver⸗ 
brauch die ſogenannte Benutzungsdauer des Maximums. Die Ent⸗ 
wicklung des Elektrizitätsverbrauches hat zu einer fortwährenden 
Steigerung dieſer übrigens rein fiktiven Zahl der Benutzungsdauer 
des Maximums geführt. Die im Anfang ſtarke Inanſpruchnahme 
der Werke durch die Beleuchtung verurſachte zwar für kurze Zeit 
eine hohe Beanſpruchung der Betriebsmittel, wies jedoch eine recht 
geringe Benutzungsdauer auf. Die Kraftſtationen waren in den 
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Abendſtunden auf kurze Beit hoch belaftet, während fie in den übrigen 
Tages: und Nachtſtunden ſchwach ausgenützt blieben. Als aber die 
Elektrizität immer mehr im Gewerbe, Handwerk und Induſtrie ver⸗ 
wendet wurde, ſtieg der Elektrizitätsverbrauch und damit die In⸗ 
anſpruchnahme der Betriebsmittel auch in den übrigen Stunden des 
Tages außerhalb der ſogenannten „Hauptlichtzeit“. Dieſe wurde 
durch Begünſtigung von ſogenannten „Langbrennern“ wie Kaffees, 
Reftaurants, Treppenhaus⸗ und Reklamebeleuchtung, ausgedehnt. 
In gleichem Sinne wirkte natülich die Energielieferung für Straßen⸗ 
bahnen. Beſonders günſtig wirkte auf die Benutzungsdauer der 
Anſchluß mancher Zweige der Großinduſtrie, insbeſondere der chemi⸗ 
ſchen und der Schwerinduſtrie mit ihrem ununterbrochenen Tag⸗ u 
Nad tbetrieb. 

Nach einer von Siegel veröffentlichten Tabelle über 14 Werke 
iſt die Benutzungsdauer des Maximums, abgeſehen von wenigen Aus⸗ 
nahmen, in den letzten 10—15 Jahren ſtändig geſtiegen. In dem 
letzten Jahr (1912) ſtellte ſich die Benutzungsdauer des Maximums 
für die einzelnen Werke folgendermaßen: 


Anlagekapital Benugungsdauer Savitattofien . 
SES a des Maximums Kilowattſtunde 
Mill. Mk Std. Pf. 


Waſſerkraftwerk 3. 14,8 4350 41 
Oberſchleſten 29,1 3420 2,3 
München 37,6 2690 10,5 
Waſſerkraftwerk C 9,8 25600 46 
Rarlsrube -. . .-.-.. 41 2320 7,8 
Deuben ew 3,1 2140 8,5 
Werdau 4,3 2080 4,6 
H Bs ees: 1,1 2060 6,2 
Chemnitz 11,7 1920 5,7 
Breslau 18,2 1840 10,8 
Nürnberg 5,8 1610 10.4 
Bonn 2,8 1580 7,2 
Kaiserslautern N 1.8 1400 10,5 
Dahme. EENG 0,28 1135 13,5 


Im allgemeinen wird man aus vorſtehender Tabelle folgern 
dürfen, daß die Benutzungsdauer des Maximums bei den größeren 
Werken günſtiger iſt als bei den kleineren. Eine Ausnahme davon 
machen von den größeren Werken Chemnitz, Breslau und Nürnberg 
mit ungünſtigen, von den kleineren Werken Karlsruhe, Deuben, 
Werdau und Lahr mit. günftigen Zahlen. Die Kapitalkoſten pro 
abgegebene Kilowattſtunde ſind mit Ausnahme von München und 
Breslau bei den größeren Werken ebenfalls günftiger als bei den 
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kleineren. Sie find beſonders günftig bei den kleineren Werken für 
Werdau und mit Rückſicht auf ſeinen beſonders kleinen Umfang 
für Lahr. 

In die Statiſtik über die größere oder geringere Wirtſchaftlichkeit 
einzelner Elektrizitätswerke, alfo beiſpielsweiſe der großen gegenüber 
den kleineren oder der in öffentlicher Verwaltung ſtehenden gegenüber 
den privaten Werken wird aber durch die Kapitalverzinſung und 
namentlich durch die Abſchreibungen und Rücklagen ſowie durch die 
Kapitaltilgung ein Moment hineingetragen, das mit der größeren 
wirtſchaftlichen und techniſchen Tüchtigkeit des Betriebes nichts zu 
tun hat, ſondern von äußeren Umſtänden oder gar von der Willkür 
abhängt. Der Zinsfuß für Obligationen privater Unternehmungen 
iſt meiſt etwas höher als ſür die Schuldverſchreibungen kommunaler 
oder ſtaatlicher Werke. Die Abſchreibungsſätze ſind von Werk zu 
Werk verſchieden, ſie ſind für Waſſerkraftwerke höher als für Wärme⸗ 
kraftwerke. Das gleiche gilt von der Kapitaltilgung und von den 
Rücklagen für die Erneuerung der Werke. Die Sätze hängen hier 
mehr oder weniger von der Willkür der Werkleitung oder der für 
die Geſchäftsführung des Betriebes verantwortlichen Inſtanz ab. 

Die Abſchreibungen find notwendig, um die durch den Verſchleiß 
entſtehenden Wertverminderungen einen Ausgleich zu ſchaffen. Genau 
wäre der für ſie notwendige Betrag, zum Beiſpiel eine Maſchine, 
erſt dann feſtzuſetzen, wenn die Maſchine außer Dienſt geſtellt und 
als altes Eiſen verkauft iſt. In einem ſolchen Falle würde ſich zum 
Beiſpiel ergeben, daß die Maſchine 20 Jahre Dienſt getan hat, die 
Anſchaffungskoſten 20 000 Mk. betrugen, und für das alte Eiſen 
2000 Mk. gelöſt wurden. Es iſt alſo eine Abnutzung von 18 000 Mk. 
auf 20 Jahre zu verteilen, was jährlich 900 Mk. ergibt“. Die 
Abſchreibung beträgt alſo in dieſem Falle 4,5% des Anlagekapitals. 
Da aber die vorausfidtlide Dienſtzeit einer Maſchine ſchwer zu 
ſchätzen iſt, ſind die in der Praxis e Abſchreibungsſätze mehr 
oder weniger willkürlich. 

Die Tilgung des Anlagetapitals iſt eine notwendige Finanz⸗ 
operation, die die Zurückzahlung des Kapitals, das meiſt im Wege 


b 1 In der Praxis verringern ſich die jährlichen Abſchreibungsſätze von Jahr 
zu Jahr, wenn die vielfach gebräuchliche Übung befolgt wird, von der abe 
geſchriebenen Summe immer den gleichen Prozentſatz abzuſchreiben. Geſchäfts⸗ 
mäßig iſt dieſe Praxis unzweckmäßig, weil ſie die erſten Jahre viel zu hoch und 
die letzten Jahre zu niedrig belaftet, während für ein in der Entwicklung be⸗ 
griffenes Geſchäft gerade die umgekehrte Tendenz wünſchenswert wäre. 
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des Kredits beſchafft worden iſt, in einem beſtimmten Zeitraum zum 
Zwecke hat. Bei Elektrizitätswerken hängt der Tilgungsſatz von 
der dem Unternehmen im Konzeſſionsvertrag eingeräumten Betriebs⸗ 
dauer ab. Er läßt ſich für den einzelnen Fall zweifellos errechnen. 

Der Reſerve⸗ oder Erneuerungsfonds hat die Aufgabe, aus dem 
Ertrag des Unternehmens einen gewiſſen Teil für den Fall zurück⸗ 
zulegen, daß größere Betriebsunfälle, techniſche Neuerungen uſw. mit 
einem Schlage unvermutet einen Teil der Geſamtanlage entwerten. 
Bei Aktienunternehmungen iſt ein derartiger Reſervefonds durch das 

Geſetz vorgeſchrieben. | 

Die Höhe der Abſchreibungen und des Erneuerungsfonds bildete 
bis in die letzten Jahre eine oft und lebhaft erörterte Frage. 
Während die einen Quoten von 10—12% gerade noch für hin⸗ 
reichend erachteten, hielten andere ſolche von 2— 2,5 % für reichlich. 
Dieſe Verſchiedenheit der Anſichten rührte einmal davon her, daß 
man über die Lebensdauer der einzelnen Teile der Anlagen lediglich 
auf Schätzungen angewieſen war, und daß man Erneuerung und 
Abſchreibung einfach zuſammengeworfen hat. Heute haben ſich die 
Anſichten über dieſe Fragen doch inſoweit geklärt, daß man allgemein 
Sätze in Höhe von 3—5 % für angemeſſen hält, und zwar für beide 
Arten der Rücklagen, für Abſchreibung und Erneuerung zuſammen, 
wobei die Mehrzahl der Werke ſich mehr der unteren Grenze nähert 
und bei getrennter Bemeſſung etwa zwei Drittel für Abſchreibungen 
und den Reſt für Erneuerung verwendet. 

Die Betriebskoſten werden ſehr verſchieden gegliedert, was 
natürlich die Vergleichbarkeit der Betriebsergebniſſe der einzelnen 
Werke ſehr erſchwert. Die einen Werke weiſen Gehälter und Löhne 
getrennt, die anderen zuſammen nach. Wieder andere unterſcheiden 
zwiſchen Beſoldungen und Ruhegehältern oder faſſen gar die Löhne, 
Gehälter und Ruhegehälter ſowie andere Koſten in der Sammel⸗ 
rubrik „Allgemeine Unkoſten“ zuſammen. So unterſcheidet ein Werk 
unter den Betriebsausgaben nur 1. Allgemeine Unkoſten, 2. Unter⸗ 
haltung und 3. Betriebsunkoſten. Unter den Betriebsunkoſten führen 
wieder einzelne Werke beſonders auf Kohlen, Schmier⸗ und Putz⸗ 
material, andere dagegen noch Waſſer und Bureaubedarf. Neben 
der Rubrik „Allgemeine Unkoſten“ werden bei einigen Werken noch 
beſonders aufgeführt Steuern und Verſicherungen, ſowie ſonſtige 
Ausgaben. Die Statiſtik der Vereinigung der Elektrizitätswerke hat 
die Betriebsausgaben bis zum Jahre 1910 nach folgenden Ausgabe⸗ 
poſten getrennt: 
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1. Brennmaterial, 
2. Schmier-, Packungs⸗ und Didtungsmaterial, 
3. Gehälter und Löhne, 
4. Unterhaltung, 
5. Koſtenfreier Glühlampenerſatz, 
6. Sonſtiges. 
Seit dem Jahre 1910 wird nun unterſchieden: 
Allgemeine Verwaltung. 
Stromerzeugung: 
Brennmaterial, 
Waſſer, 
Schmier⸗, Packungs- und Dichtungsmaterial, 
Unterhaltung, 
Gehälter und Löhne; 
Stromfortleitung: 
Unterhaltung, 
Gehälter und Löhne; 
Strommeſſung: 
Unterhaltung, 
Gehälter und Löhne; 
Sonſtiges. 

Die engliſchen Statiſtiken unterſcheiden: 1. Kohlen und anderes 
Heizmaterial, 2. ſonſtige Betriebsmaterialien, 3. Betriebsarbeiter⸗ 
löhne, 4. Reparaturen und Unterhaltung, 5. Miete und Steuern, 
6. Verwaltungsausgaben, einſchließlich Gehälter. Und endlich unter⸗ 
ſcheiden die Vereinigten Staaten von Amerika in ihrem Aufnahme⸗ 
ſchema für die Statiſtik folgende Hauptunterabteilungen, die je nach 
der Größe des Unternehmens zuſammengezogen oder in weitere 
Untergruppen eingeteilt werden: Stromerzeugungskoſten (Produktion), 
Stromfortleitungskoſten (Transmiſſion), Stromaufſpeicherungskoſten 
(Storage), Stromverteilungskoſten (Diſtribution), Verbrauchsapparate⸗ 
koſten (Utilization), Akquiſitionskoſten (New Buſineß), Kaufmänniſche 
Verwaltung (Commercial Expenſe), Generalunkoſten (General, Expenſe) 
Sonſtiges (Miscellaneous). 

Je nachdem dieſe Einteilung der Betriebskoſten zweckmäßiger if 
ober nicht, ermöglicht fie eine beffere oder weniger gute Überficht 
über die Struktur der Selbſtkoſten, wobei vorausgeſetzt wird, daß 
auch die Buchführung danach eingerichtet iſt. Einzelne Ausgabe⸗ 
poſten hängen in verſchiedener Weiſe von beſtimmten Umſtänden des 
Verbrauches ab. So zum Beiſpiel die Verwaltungskoſten von det 
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Zahl der Abnehmer, die der Strommeſſer von der Zahl der Zähler, 
die der Stromerzeugung von der Zahl der erzeugten Kilowattſtunden, 
von der Höchſtleiſtung in einem beſtimmten Zeitpunkt, wonach ſich 
die notwendigen Reſerven richten, von der Benutzungsdauer und 
insbeſondere auch vom Kohlenpreis. 

Wenn wir die von Siegel mitgeteilte Tabelle XIII über die 
Betriebskoſten von Elekritizitätswerken für das Jahr 1912 nach der 
Größe der Werke ordnen, ergibt ſich folgende Überſicht: 


| 
| 


| 


— 323 2 Sal = 28 d ane 2 SE ~ 8 
S „Es nr SS (KSS oS ESSILE e 
B 8878328558 38 2323 Ss (FEE See 

Ss CU 2 — e eee Al oS — 2 = = ou >» 2 
Det [S533 83 8 33 383 3 ER ses 
S S SS OSS S 732 v8 SSA = 
= Sees ss S* 3 38 e 

ZS Pf. Pf. Pf. Pf. Pf. Pf. Pf. 

| | 

Minden . . .| 37,6 | 091 | 0,04 | 1,17 | 142 | 0,57 1.50 | 5,61 
Oberſchleſien 291 0,76 0,03 0,19 0,38 0,20 0,30 ] 1,85 
Dreslan . -| 182 2,36 0,18 0,81 | 1,95 | 080 | 046 | 6,57 
Chemnig . . .| 11,7 | 2,77 | 0,04 0,36 1.180,13 085 | 484 
Nürnberg. 58 | 5,75 | 0,11 0,58 | 3,80 1,44 — | 11.68 
Werdau 43 2,24 001 0,19 0,83 1.38 — | 466 
Deuben . -| 31 | 161 | 0,05 1,00 | 137 | 095 | 115 | 6,14 
Jonnn ] 28 2,38 00 134 | 0,99 | 066 1,17 | 656 
Saiferlautern.| 1,8 | 3,49 | 0,10 0,67 | 1,88 | 0,36 | 1,25 | 7,76 
ö 1,1 2.95 0,03 0,50 | 120 2,10 — | 680 
Dame 0,28 4.90 0.25 0,91 | 6,10 | 2,18 | — | 14,30 
Daſferwerk B. 14,8 | 0,09 | 0,0081 0.79 in 7 |inz| — | 0,89 
enc JL 98 | 0,11 | 0,54 | 0,13) — | 0,7 


KI = 

Zufolge der beſſeren Ausnutzung der Betriebsmittel haben fid 
faſt ſämtliche Ausgaben pro nutzbar abgegebene Kilowattſtunde im 
Laufe der Jahre vermindert. 

Da ein großer Teil der Betriebskoſten, namentlich der Perſonal⸗ 
ausgaben, unabhängig von der Höhe des tatſächlichen Verbrauches 
an Kilowattſtunden iſt, wird der auf die Einheit kommende Betrag 
um ſo geringer, je mehr die Anzahl der verkauften Einheiten ſteigt. 
Brennmaterial muß aufgewendet werden, auch wenn die Maſchinen 
zum Beiſpiel in der Nacht und teilweiſe auch am Tage ganz ſchwach 
belaſtet ſind, Bedienung der Erzeugeranlage und der Netze muß vor⸗ 
handen ſein, auch wenn nicht eine Kilowattſtunde nutzbar verkauft 
wird. Gelingt es, in Zeiten ſchwacher Belaſtung den Verbrauch zu 
ſteigern, ſo ſinken im gleichen Maße alle Ausgaben pro Einheit. 
Dazu kommt noch, daß durch Vervollkommnung der Technik die Aus⸗ 
gaben zum Beiſpiel für Maſchinenbedienung verringert und der 


Wirkungsgrad der Maſchinen ſelber erhöht werden kann. Da alle 
SHmollers Jahrbuch XII 4. 14 
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diefe günftigen Momente, zu denen noch vielfach der Erſatz der teuren 
menſchlichen Arbeitskräfte durch Maſchinen kommt, beim Großbetrieb 
gleichzeitig wirkſam ſind, ſo iſt es natürlich, daß der Großbetrieb 
mehr elektriſche Kraft zu niedrigeren Selbſtkoſten herſtellt als der 
kleine und mittlere Betrieb, was ja auch aus unſerer Tabelle her⸗ 
vorgeht, wenn auch ſtörende Momente, zum Beiſpiel hohe Kohlen⸗ 
preiſe, geringe Entwicklung der Induſtrie, ſich geltend machen. Streng 
vergleichbar wären aber nur, um die Überlegenheit des Großbetriebes 
gegenüber dem kleineren und mittleren Betrieb zum Ausdruck zu 
bringen, Ortszentralen von gleicher Bevölkerungsdichtigkeit und ebenſo 
ſolche Überlandzentralen, aber von verſchiedener Größe. Da aber 
bei Ortszentralen die Größe eines Werkes eben durch die Größe des 
vorausſichtlichen Konſums beſtimmt wird, ſo wird meiſt eine größere 
Bevölkerungsdichtigkeit mit der größeren Betriebsgröße und eine ge 
ringere Bevölkerungsdichtigkeit mit dem kleineren Betriebsumfang 
zuſammentreffen. | 

Beſonders ſtark ijt der Einfluß der Größe des Betriebes auf 
den Brennſtoffverbrauch, worauf Siegel beſonders hinweiſt. Er be⸗ 
ginnt ſchon im Keſſelhaus. Je größer die einzelnen Keſſel, um ſo 
geringer find unter ſonſt gleichen Umſtänden die Strahlungs- und 
Abkühlungsverluſte und um ſo größer der Wirkungsgrad. Loko⸗ 
mobilen von ca. 350 PS. Leiſtung brauchen bei Vollbelaſtung ca. 
30 % weniger Dampf als bei 120 PS. Leiſtung; eine Dampfmaſchine 
von ca. 1500 PS. arbeitet um ca. 15—20 %o ökonomiſcher hinſichtlich 
des Dampfverbrauchs als Einheiten von ca. 500 —600 PS. Eine 
Dampfturbine von ca. 1000 KW melt einen Dampfverbrauch von 
ca. 6 kg pro Kilowattſtunde, bei höheren Leiſtungen bis herab zu 
wenig mehr als 5 kg pro Kilowattſtunde auf. Je geringer die 
Zahl der Maſchinen, je größer alſo ihre Einzelleiſtung, um ſo ein⸗ 
facher und kürzer können auch die Rohrleitungen werden, d. h. um 
ſo geringer werden die Wärmeverluſte in den Anlageteilen. — Noch 
beträchtlicher als durch die wachſende Größe der Maſchineneinheiten 
ift die Kohlen⸗ bzw. Dampferſparnis durch techniſche Fortſchritte 
im Laufe der Entwicklung geworden. In erſter Linie iſt hier die 
Anwendung höheren Dampfdruckes und die Dampfüberhitzung zu 
nennen, ferner die Ausnutzung der Abwärme durch Ekonomiſer zur Vor⸗ 
wärmung des Speiſewaſſers. die Verbeſſerung der Feuerungsverhältniſſe 
durch automatiſche Roſtbeſchickung, die Regelung der Verbrennungs⸗ 
vorgänge durch künſtliche Zugregulierung, die erhöhte Druckausnutzung 
durch Verbeſſerung des Vakuums in den Kondenſatoren, die Ver ⸗ 
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vollkommnung der Hilfsbetriebe, wie Speiſe⸗ und Kondenſations⸗ 
pumpen, die weitgehende Verhütung von Wärmeverluſten an Keſſeln, 
Rohrleitungen und Maſchinen, die Vervollkommnung der Steuerorgane 
an Lokomobilen, Dampfmaſchinen und Turbinen. 

Durch die ſteigende Tendenz der Kohlenpreiſe iſt die Vervoll⸗ 
kommnung der Technik auch ſehr gefördert worden, ſo daß das Re⸗ 
ſultat der Rückgang der Kohlenkoſten war. 

Die Höhe der Kohlenkoſten hängt nach einer Einzelnachweiſung 
Siegels in hohem Grade von der Größe des jährlichen Geſamt⸗ 
verbrauches, beſonders aber von der Lage der Werke zu den Kohlen⸗ 
gruben ab. Die in nächſter Nähe der Gruben gelegenen Werke ſind 
den weiter entfernt liegenden Zentralen ſtark überlegen, wie ſich zum 
Beiſpiel daraus ergibt, daß die Oberſchleſiſchen Elektrizitätswerke 
für 100 000 Wärmeeinheiten nur 8 Pf., München dagegen ca. 40 Pf., 
alſo die fünffachen Koſten, aufzuwenden haben. 

Durch die Einführung automatiſcher Schmiervorrichtungen und 
Olreiniger und durch die Verwendung von Dampfturbinen werden 
auch die Koſten für Schmier⸗, Packungs⸗ und Dichtungsmaterialien 
verringert, während ſie auf der anderen Seite durch die Anſprüche 
an eine erhöhte Betriebsſicherheit und die Anwendung des erhitzten 
Dampfes vermehrt werden. 

Die Ausgaben für Unterhaltung und Reparaturen ſind wegen 
ihrer verſchiedenen buchmäßigen Behandlung nicht vergleichbar und 
laſſen keine Schlüſſe auf die Betriebsführung zu. Dieſe Ausgaben 
erhöhen ſich im Laufe der Jahre, weil mit der wachſenden Betriebs⸗ 
dauer alle Anlagen ſtärker beanſprucht werden, ſich raſcher abnutzen 
und mehr Reparaturkoſten verurſachen. Die höchſten Unterhaltungs- 
und Reparaturkoſten erfordern die Waſſerkraftanlagen, es folgen die 
Exploſions motoren, und dieſe Koſten find am geringſten bei den 
Dampfzentralen. 

Die Gehälter und Löhne gehören zu den feſten Koſten, deren 
prozentualer Anteil an den Geſamtausgaben um ſo größer iſt, je 
kleiner das betreffende Werk und je geringer die Abgabe an Kilowatt⸗ 
ſtunden iſt. Obwohl die Gehälter und Löhne fortwährend geſtiegen 
ſind, iſt ihr Anteil an den Geſamtausgaben und auch pro Kilowatt⸗ 
Runde zurückgegangen, was auf die ſteigende Ausnutzung bei häufig 
gleichbleibenden Betriebsmitteln zurückzuführen iſt. Es wurden auch 
Erſparniſſe an Gehältern und Löhnen erzielt durch die umfangreiche 
Anwendung ſelbſttätiger Einrichtungen, bei Schalt⸗, Sicherungs⸗ 
und Regulierapparaten, bei den Schmiervorrichtungen, bei der Kohlen⸗ 

14* 


212 Clemens Heiß [1892 


zufuhr, bei der Feuerung und bei der Beſeitigung der Aſche. Während 
früher für Kraftſtationen mit einer Spitzenleiſtung von etwa 5000 KW 
ein Perſonal von 20—30 Leuten erforderlich war, genügen heute für 
die Umwandlung von 10—20 000 PS. in elektriſche Energie 
4—5 Mann zur Bedienung des ganzes Werkes. Dazu hat namentlich 
auch der Erſatz der Dampfmaſchinen durch Turbinen und beſonders 
die Verwendung großer Einheiten beigetragen. 

Auch die Verwaltungskoſten ſind durch Vereinfachung der Tarife 
und die Einführung des maſchinellen Betriebes in den Bureaus ge⸗ 
fallen, durch erhöhten Aufwand für Propaganda und Akgquiſition 
und ſoziale Fürſorge dagegen geſtiegen. 

Aus 23 — 41 Angaben hat Siegel Mittelwerte berechnet, aus 
denen ſich ergibt, daß betragen haben pro Kilowatt⸗Pf. 


1900 1912 

Brenn materialien 6,34 3,14 
Schmiermaterial. ...... 0,71 0,11 
Gehälter und Löhne 4,54 2,11 
Unterhaltun- g 1,25 0,79 
Sonſtigees 2.90 2,50 
Insgeſamt 15,75 8,52 


Dabei ſind für 1900 23 und für 1912 34 Angaben zugrunde 
gelegt. Der Rückgang der Koſten iſt ſtetig, geringe Abweichungen 
von dem regelmäßigen Verlauf ſind hauptſächlich durch das Hinzu⸗ 
treten neuer Werke mit noch ungeregelten Betriebsverhältniſſen 
verurſacht. Die Ausgaben für Brennſtoffe find um ca. 50 %, für 
Schmier⸗ und Pugmaterialien um ca. 84 %s, für Gehälter und Löhne 
um ca. 53 %, für Unterhaltung um ca. 36% zurückgegangen. Auch 
die Ausgaben für Brennſtoffe haben ſich um nahezu ebenſoviel ver⸗ 
billigt, was beides auf die erhöhte Ausnützung der Werke zurück⸗ 
zuführen iſt. 

Siegel vergleicht für das Jahr 1911 die durchſchnittlichen 
Betriebskoſten der Überlandzentrale Oberſchleſien mit dieſen Mittel⸗ 
werten und kommt zu folgendem Ergebnis: 


Ausgabe für Mittelwerte Oberſchleſien 
Brennmaterial 3,41 0.77 
Putz- und Schmiermaterial . 0,14 0,04 
Gehälter und Löhne 1,74 0,42 
Unterhaltung - . nnn 0,89 0,23 
Sonſtigsssssse 1,14 0,46 
Allgemeine Verwaltung 0.97 0,36 


Insgeſamt 8,29 2,28 
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Im Jahre 1911 hat die nutzbare Abgabe der deutſchen Elektrizitäts⸗ 
werke ca. 1,2 Milliarden Kilowattſtunden betragen; würde dieſe Er⸗ 
zeugung in einigen Großzentralen erfolgen, ſo ergibt ſich allein an 
Brennſtoffkoſten eine jährliche Erſparnis von ca. 32 Mill. Mk. oder 
für die geſamten Betriebskoſten eine ſolche von ca. 76 Mill. Mk. 
Dieſe Erſparnis dürfte ſich heute auf ca. 100 Mill. Mk. pro Jahr 
beziffern; mit einem Satz von 10 %% ä kapitaliſiert, würde fie einem 
Anlagewert von rund einer Milliarde Mark entſprechen, ein Betrag, 
der bei weitem nicht aufgewendet werden müßte, wenn die Zentrali⸗ 
ſierung in wenigen Werken durchgeführt werden würde. Derartige 
Schätzungen der Geſamtkoſten für ein ganzes Land machen einen ge⸗ 
waltigen Eindruck. Sie werden im Zuſammenhang mit den ſonſtigen 
wiſſenſchaftlich einwandfreieren Ausführungen eines Buches wie des 
Siegelſchen gern zitiert, werden ſo weit verbreitet und erlangen 
ein großes Anſehen. Dabei wird ganz überſehen, daß derartige 
Schätzungen ſehr unzuverläſſig ſind. Es wird nicht ſelten bloß auf 
die Hunderte von Millionen Erſparniſſe hingewieſen, und es bleibt 
unerwähnt, daß Siegel über die Koſten einer ſolchen Anlage über⸗ 
haupt keine Ziffern angegeben hat, ſondern behauptet, daß es ſich 
um einen Betrag handle, „der bei weitem nicht aufgewendet werden 
müßte, wenn die Zentraliſierung in wenigen Werken durchgeführt 
werden würde“. Für die volkswirtſchaftliche Bedeutung eines ſolchen 
Werkes dürfen aber die großen Werte, die durch die Stillegung der 
kleineren entwertet werden, nicht außer acht gelaſſen werden. Ohne 
eingehende Unterſuchungen hierüber iſt ein Urteil über die volks⸗ 
wirtſchaftliche Produktivität ſolcher Rieſenzentralen, die keineswegs 
gleichbedeutend iſt mit ihrer privatwirtſchaftlichen Rentabilität, nicht 
möglich. 

Ein Vergleich der Betriebskoſten von 19 deutſchen und 49 eng: 
liſchen vergleichbaren Werken ergibt für Deutſchland 7,36 und für 
England 6,96 Pf. Betriebskoſten pro Kilowattſtunde. Die Kohlen⸗ 
koſten find in England etwa um einen halben Pfennig, alfo 20 °'o 
niedriger als in Deutſchland. Wenn die Zentraliſation der Werke 
auch in England weiter fortſchreitet, wird ſich der Unterſchied in den 
Erzeugungskoſten zugunſten der engliſchen Werke vorausſichtlich noch 
erhöhen. 

Auch unter den Betriebskoſten iſt ein wichtiger Unterſchied 
zwiſchen den feſten und veränderlichen oder beweglichen, zwiſchen 
tonftanten und variablen Koſten zu machen. Da namentlich die 
Zentrale zur Lieferung von Energie Tag und Nacht bereit ſein ſoll, 
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müſſen die Maſchinen oder ſonſtige Stromquellen ſtets betriebsfertig 
gehalten werden; es iſt alſo zu jeder Zeit eine beſtimmte Leerlauf⸗ 
arbeit zu leiſten, wozu, wie zur nützlichen Abgabe, Material und 
Perſonal notwendig iſt. Dieſe Koſten ſind bei ſämtlichen Ausgaben 
für die Verwaltung, ferner für das Leitungsnetz im allgemeinen un⸗ 
abhängig von der Größe des Verbrauches. Dies iſt auch im weiten 
Umfang bei den Löhnen der Zentralſtation der Fall, ebenſo bei den 
Koſten für Unterhaltung und Reparaturen. | 

Bei den einzelnen Beſtandteilen der Betriebskoſten iſt der Anteil 
der feſten Koſten an den Geſamtkoſten verſchieden; er iſt am kleinſten 
beim Brennmaterial, am größten bei den Ausgaben für Verwaltung, 
insbeſondere Gehälter und Löhne. Der prozentuale Satz der feſten 
Koſten iſt um ſo höher, je ſchlechter die Ausnutzung der Kraftſtation 
iſt, weil dann die Aufwendungen für die Leerlaufarbeit beſonders 
hoch ſind; er iſt geringer bei großen modernen Zentralen mit wenig 
großen Einheiten, und er wächſt anderſeits mit der Ausdehnung der 
Leitungsnetze, weil die Koſten für Überwachung und Unterhaltung 
dieſer Teile der Anlage zum großen Teil von der nutzbaren Abgabe 
von Energie unabhängig ſind. Bei den Waſſerkraftanlagen iſt nur 
ein ganz kleiner Bruchteil der Betriebskoſten vom Verbrauch abhängig. 
Dieſer Anteil ſteigt bei den Exploſionsmotoren und iſt am höchſten 
bei den Dampfzentralen. 

Von den geſamten Selbſtkoſten kommen ca. 50 / auf die Kapital⸗ 
koſten, von den Betriebsausgaben werden etwa 40 „, alſo von den 
geſamten Selbſtkoſten weitere 20% von der Höhe der nutzbaren Ab⸗ 
gabe an Kilowattſtunden nicht beeinflußt, es beträgt alſo bei Wärme⸗ 
kraftwerken der unveränderliche Anteil der Selbſtkoſten ca. 70%; 
nur 30% aller Ausgaben ſind mit dem Verbrauche ſelbſt ver⸗ 
änderlich. Von weſentlicher Bedeutung für die Selbſtkoſten find 
aber außerdem, wie wir geſehen haben, die Anzahl der Verbraucher, 
die Ausdehnung der Leitungsnetze, die Höhe der gleichzeitigen Be⸗ 
anſpruchung, die Ausnützung der Betriebsmittel und anderes. 

Daraus ergibt ſich die günftigere Stellung dicht bevölkerter 
gegenüber dünn bevölkerten Überlandzentralen, die Unvergleichbarkeit 
einer ſehr dicht bevölkerten gleich großen Ortszentrale mit einer dünn 
bevölkerten Überlandzentrale. Es ergibt fic) daraus weiter die große 
Bedeutung der Großabnehmer für die Wirtſchaftlichkeit eines Werkes, 
weil ſie verhältnismäßig geringere Verwaltungskoſten verurſachen 
und eine beſſere Ausnützung der Betriebsmittel möglich machen. Es 
ergibt ſich daraus insbeſondere aber die hohe wirtſchaftliche Bedeutung 
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eines den Verbrauch elektriſcher Energie anregenden und fördernden 
‚Tarife, denn mit der Gewinnung einer großen Zahl neuer Abnehmer 
erhöhen ſich die feſten Koſten nicht, und es ſteigt bei dem großen 
verhältnismäßigen Anteil der feſten Koſten an den Geſamtkoſten die 
Rentabilität bedeutend. 

Nach Siegel ſetzen ſich die Koſten der Lieferung elektriſcher Ar- 
beit zuſammen: 

1. aus einem für jeden Verbraucher konſtanten Betrag; 

2. aus einem Anteil, der proportional der Beanſpruchung der 
Betriebsmittel iſt, und 

3. aus einer Größe, die unmittelbar von der Höhe ſeines Ver⸗ 
brauches in Kilowattſtunden abhängt. 

Der Tarif kann ſich nun nach dieſen drei Beſtandteilen der 
Selbſikoſten richten, oder er kann einen oder mehrere dieſer Anteile 
vernachläſſigen, je nach ihrer tatſächlichen Höhe oder nach der Wichtig⸗ 
keit, die man ihnen beilegt. Dann ergeben ſich folgende Grund⸗ 
formen des Tarifs: 

1. unter Berückſichtigung ſämtlicher drei Koſtenanteile der Drei⸗ 
taxentarif; 

2. unter Vernachläſſigung der für jeden Verbraucher gleichen Koſten 
der Grundgebührentarif, der ſich aus einer der Be⸗ 
anſpruchung der Betriebsmittel entſprechenden Gebühr und 
einem Betrag für jede Einheit des tatſächlichen Verbrauches 
zuſammenſetzt; 

3. unter Verrechnung der feſten Koſten beim tatſächlichen Ver⸗ 
brauch der Zählertarif mit einem Preis für jede verbrauchte 
Einheit. 

Zuerſt wurde der Pauſchaltarif angewendet, dann fand der Ge⸗ 
bührentarif größere Verbreitung, gegenwärtig hat der Zählertarif 
die weitaus größte Verbreitung, während der Dreitarentarif in neueſter 
Zeit und zwar in ſeltenen Fällen, verwendet wird. 

Beim Pauſchaltarif werden die veränderlichen Koſten ver⸗ 
nachläſſigt oder anderweitig verrechnet, weil ſie, wie zum Beiſpiel 
bei Waſſerkraftanlagen, ſehr gering ſind oder der Verbrauch bei den 
einzelnen Verbrauchern als ziemlich gleichmäßig anzuſehen iſt. Die 
Gebühr wird entſprechend der Beanſpruchung der Betriebsmittel durch 
die Verbraucher feſtgeſetzt. Nach dem Pauſchaltarif wäre alſo für 
jedes Watt oder für jedes Kilowatt des Anſchlußwertes eine beſtimmte 
Gebühr pro Jahr zu bezahlen. Es wird jedoch meiſt nicht der An⸗ 
ſchlußwert in Watt, ſondern die Größe der Verbrauchsapparate, alſo 
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die Kerzenſtärke der Lampen oder die Leiftung der Motoren zugrunde 
gelegt. Der Pauſchaltarif liegt in dieſer Form dem Prinzip der Ver⸗ 
teilung der geſamten Erzeugungskoſten nach der Größe des Anſchluß⸗ 
wertes zugrunde. Er iſt beſonders bei Waſſerkraftanlagen in der 
Schweiz und in Frankreich verbreitet, wurde aber vor der techniſchen 
Vervollkommnung der Elektrizitätszähler auch bei Wärmekraftanlagen 
angewendet, weil man keine Mittel hatte, den tatſächlichen Verbrauch 
zu meſſen. Dabei übertraf aber entweder der wirkliche Verbrauch 
den geſchätzten derart, daß die Werke mit Verluſt arbeiteten oder die 
Preiſe wurden ſo hoch geſtellt, daß die Verwendung der elektriſchen 
Arbeit dem Verbraucher keinen Vorteil mehr brachte. Deshalb wurde 
der Pauſchaltarif in ſehr vielen Fällen wieder abgeſchafft. Er ver⸗ 
ſchwand jedoch nicht ganz, weil die Zähler entbehrlich ſind, und weil 
er es dem Verbraucher möglich macht, ſeine Ausgaben im voraus 
zu kennen, und ebenſo den Werken, mit ſicheren Einnahmen zu rechnen. 
Er hat deshalb ſogar in den letzten Jahren wieder an Beliebtheit 
gewonnen, insbeſondere auch in landwirtſchaftlichen Bezirken. Hier 
gewährt er dem Werke ſichere Einnahmen und bietet dem kleinen 
Mann eine beſtimmte Gewähr gegen Übervorteilung, die ſein Miß⸗ 
trauen gegen alle ihm unbekannten elektriſchen Meßapparate beſeitigt. 
Eine beſonders volkswirtſchaftlich wichtige Abart des Pauſchaltarifs 
iſt diejenige, die ſich an den Tätigkeiten oder Maſchinen, bei denen 
die Elektrizität verwendet wird, hält, wie zum Beiſpiel der Anrather 
Tarif, nach dem 78 Mk. für den angeſchloſſenen Bandwebſtuhl er⸗ 
hoben werden, oder landwirtſchaftliche Tarife, die nach der Viehzahl 
oder der bewirtſchafteten Grundfläche abgeſtuft ſind. 

Den Vorteilen des Pauſchaltarifs, die in ſeiner leichten Ver⸗ 
ſtändlichkeit, Überſichtlichkeit und Einfachheit beſtehen, ſtehen ebenſo 
große Nachteile gegenüber. Er verleitet nämlich entweder die Kon- 
ſumenten zur Verſchwendung und ſchädigt das Werk, oder es müſſen 
die Preiſe von vornherein ſo hoch geſtellt werden, daß der Unter⸗ 
nehmer unter allen Umſtänden auf ſeine Rechnung kommt, wobei 
dann der Verbraucher vielfach zu hohe Beträge entrichten muß. Um 
dieſen Nachteilen zu begegnen, hat man Sperrſchalter oder Strom⸗ 
begrenzer oder Spitzenzähler, die bei Überſchreitung des abonnierten 
Betrages die verbrauchten Kilowattſtunden regiſtrieren, ſowie die Vor⸗ 
ſchrift, daß der Gebrauch der Apparate nur zu ganz beſtimmten 
Stunden erfolgen darf eingeführt. 

Der Gebührentarif iſt zu Anfang der neunziger Jahre von 
vielen Werken angenommen worden, zum Beiſpiel von Berlin, Altona, 
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Hamburg, Lübeck, Breslau uſw. Er wurde aber dann ſpäter wieder 
abgefchafft, weil der durchſchnittliche Kilowattſtundenpreis zu hoch 
war und deshalb die Anſchlußbewegung hinderte. Später fand er 
jedoch in abgeänderter Form wieder größere Verbreitung. Die feſte 
Gebühr wird wie beim Pauſchaltarif entweder auf den Anſchlußwert 
oder auf die Größe der verwendeten Apparate oder auf den tat⸗ 
ſächlichen Höchſtverbrauch oder auf andere Umſtände bezogen, die mit 
dem Verbrauch in irgendeinem Zuſammenhang ſtehen. In der 
Schweiz wird neben einer Grundgebühr von 60 Fr. im Jahre für 
jede Kilowattſtunde 10 Cts., in Bremen für je 10 Watt der vom 
Höchſtleiſtungsmeſſer angezeigten Höchſtbelaſtung des Rechnungsjahres 
eine Gebühr von 3,90 Mk. und für jede vom Zähler angezeigte 
Kilowattſtunde 10 Pf. erhoben. In England wird die Grundgebühr 
prozentual der Hausmiete und daneben 1 Penny für die ver⸗ 
brauchte Kilowattſtunde erhoben. Nach dem Potsdamer Tarif wird 
ſie nach der Zimmerzahl abgeſtuft und daneben 10 Pf. für die ver⸗ 
brauchte Kilowattſtunde erhoben. In landwirtſchaftlichen Tarifen 
werden 1 Mk. für jeden Morgen bewirtſchafteter Fläche und 20 Pf. 
für die verbrauchte Kilowattſtunde angeſetzt. 

Der Zählertarif hat allmählich die ausgedehnteſte Ver⸗ 
wendung gefunden, weil ſich bei ihm die Preisſtellung am meiſten 
den Formen des Verbrauchs nähert, und weil er vom Standpunkt 
des Verbrauchers aus die gerechteſte Methode iſt. Die für alle Kon⸗ 
ſumenten annähernd gleichen Koſten werden hierbei hauptſächlich 
durch die Meßapparate verurſacht und daher in der Form der Zähler⸗ 
miete erhoben, die meiſtens nach der Größe der Zähler abgeſtuft 
wird. Die übrigen feſten Koſten werden nach irgendwelchen Schätzungen 
auf den tatſächlichen Verbrauch verteilt und jede verbrauchte Einheit 
mit einem beſtimmten Preis belegt. 

Für den Dreitaxentarif findet ſich in Deutſchland ein 
einziges Beiſpiel in Stuttgart. Er dürfte wegen ſeiner Kompliziert⸗ 
heit und völligen Vernachläſſigung der Bedürfniſſe der Verbraucher 
kaum größere Verbreitung finden, wenn er auch vom Standpunkt 
der Tarifierung nach den Selbſtkoſten als der idealſte Tarif 
gelten kann. 

Die Umſtände des Verbrauchs verſchaffen ſich in doppelter 
Weiſe Geltung: 1. ſie beſtimmen die Selbſtkoſten, und 2. ſie führen 
zu einer Berückſichtigung der Bedürfniſſe der Verbraucher. Die haupt⸗ 
ſächlichſten Umſtände, die hierbei (d. h. beim Verbraucher) Berück⸗ 
ſichtigung finden müſſen, find der Verwendungszweck der elektriſchen 
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Energie, die Größe des Anſchlußwertes, die Größe des Verbrauchs, 
die Höhe der gleichzeitigen Beanſpruchung, die Zeitdauer der Be⸗ 
anſpruchung, der Zeitpunkt der Beanſpruchung, Beſonderheiten tech⸗ 
niſcher und wirtſchaftlicher Art, Wertſchätzung und Leiſtungsfähigkeit 
der Verbraucher. b 

Beim Verwendungszweck wird wie bei Beſonderheiten techniſcher 
und wirtſchaftlicher Art der Preis feſtgeſetzt nicht bloß nach den 
Selbſtkoſten, ſondern nach der Tragfähigkeit des Produktes. Wenn 
zum Beiſpiel pro Kilowattſtunde Licht 40 Pf., pro Kilowattſtunde 
Kraft aber nur 8 Pf., d. h. der fünfte Teil, erhoben wird, ſo iſt 
der entſcheidende Grund für dieſe höhere Belaſtung des Lichtes der, 
daß das elektriſche Licht im Vergleich zum Gas und Petroleum auch 
dann noch nicht erheblich teurer wird, wenn auch daneben in Betracht 
kommt, daß ſich der Hauptverbrauch dieſer Energieform in die ſo⸗ 
genannte Hauptlichtzeit zuſammendrängt und daher höhere Koſten 
für Mafdinenreferven notwendig macht. Anderſeits find wiederum 
bei der verſchiedenen Preisnormierung je nach dem Verwendungszweck 
die Selbſtkoſten maßgebend, wenn zum Beiſpiel Hochöfen und Walz⸗ 
werke mit ihrem ununterbrochenen Tag⸗ und Nachtverbrauch oder 
Ziegeleien mit ihrem ausſchließlich auf die Tageszeit (alſo ganz außer⸗ 
halb der Hauptlichtzeit) fallenden Kraftverbrauch bevorzugt werden. 
Aus dem gleichen Grunde wird zur Deckung der Selbſtkoſten für 
die Verwendung der Elektrizität in der Landwirtſchaft ein höherer 
Tarif notwendig, weil die Benutzungsdauer hier ſehr kurz iſt und 
die Leitungen verhältnismäßig viel länger find als in Handwerks⸗ 
und induſtriellen Betrieben. Zugleich fordert aber die wirtſchaftliche 
Macht des Verbrauchers, der ſich unter Umſtänden eine eigene Zentrale 
einrichten oder ſtatt Elektrizität Dampf⸗ oder Waſſerkraft verwenden 
kann, weitgehende Verückſichtigung insbeſondere bei den Großabnehmern 
der Induſtrie. Die Selbſtkoſten werden wiederum beeinflußt durch 
die Größe des Anſchlußwertes, die Größe des Verbrauchs (wobei 
aber auch die Wertſchätzung durch den Verbraucher in Betracht 
kommt) und die Höhe der gleichzeitigen Beanſpruchung, ganz be⸗ 
ſonders aber durch den Zeitpunkt der Beanſpruchung. 

Die Schwierigkeiten, dieſen verſchiedenen, die Selbſtkoſten be⸗ 
ſtimmenden Tatſachen, zu denen in vielen Fällen ſolche hinzukommen, 
die die Bedürfniſſe des Verbrauchers zu berüdjichtigen ſuchen, in 
einer für die Verbraucher verſtändlichen Form gerecht zu werden, 
haben zu zahlreichen Formen der Tarife geführt, von denen die 
Stufenpreiſe und die Rabattpreiſe nach Zonen erwähnt ſeien. 
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Nach Siegel liegen im allgemeinen die Preiſe für Licht in 
Deutſchland unter 50 Pf., für Kraft unter 20 Pf. pro Kilowatt⸗ 
ſtunde. Beide Preiſe haben aber die Tendenz, zu ſinken. Es kommen 
Lichtpreiſe zwiſchen 30 und 70 Pf., Kraftpreiſe zwiſchen 12 und 
40 Pf. und ſolche für Heizung zwiſchen 8 und 20 Pf. pro Kilowatt⸗ 
ſtunde vor. Die Berliner Elektrizitätswerke liefern, ſeitdem ſie ver⸗ 
ſtadtlicht find, hochgeſpannte Energie zum Preiſe von 3 Pf. pro 
Kilowattſtunde und zu einer Grundgebühr, die für jedes Kilowatt 
der entnommenen und durch Leiſtungszeiger feſtgeſtellten Höchſtleiſtung 
nach einem Staffeltarif zwiſchen 10 und 7 Mk. für den Monat zu 
entrichten iſt. 

Die Größe des Anſchlußwertes wird berückſichtigt im 
Hohebacher Tarif, wo eine 10 kerzige Lampe 7,50 Mk., eine 32 kerzige 
16 Mk., die Kerze alſo beim kleineren Abſchlußwert 75 Pf., beim 
größeren 50 Pf. jährlich koſtet; ebenſo wie in Reichenbach die Grund⸗ 
gebühr für die beiden erſten Glühlampen einer Haushaltung 50 Pf. 
und für die dritte und vierte Glühlampe 30 Pf. pro Lampe im 
Monat beträgt und daneben 12 Pf. für die durch Zähler angezeigte 
Kilowattſtunde zu entrichten ſind. Auf Motoren angewendet, findet 
ſich das Prinzip im Augsburger Tarif, wonach für Motoren mit 
10 und weniger PS. jährlich 275 Mk., für ſolche von 100 — 300 PS. 
dagegen jährlich nur 200 Mk. pro Pferdeſtärke zu entrichten ſind. Ebenſo 
bei der Überlandzentrale Wolfenbüttel, bei der die Kilowattſtunde 
beim Anſchluß von Motoren bis einſchließlich 7,5 PS. 25 Pf., bei 
Anſchlüſſen von ſolchen über 7,5 PS. 20 Pf. koſtet. Die einer 
ſolchen Abſtufung zugrunde gelegte Annahme, daß ſich der größere 
Anſchluß auch in einem größeren Verbrauch geltend mache, trifft 
keineswegs überall zu. Auch rechtfertigt die Größe des Anſchluß⸗ 
wertes vom Standpunkte der Selbſtkoſten aus eine Preisermäßigung 
nicht. Der Tarif iſt häufig in der Schweiz, ſeltener in Deutſchland 
in Gebrauch. Es hat dies wohl auch ſeinen Grund darin, daß bei 
den in der Schweiz ſehr zahlreichen Waſſerkraftanlagen, die daher 
in der Tariffrage die Führung haben, die veränderlichen Koften fehr - 
gering ſind und daher eine Bevorzugung der größeren Verbraucher 
weit mehr gepflegt werden kann, um einen höheren Verbrauch an⸗ 
zuregen, weil dieſer ja dem Werk keine höheren Koſten verurſacht. 
Nehmen wir zum Beiſpiel an, ein Elektrizitätswerk mit einer für 
den Betrieb vollſtändig ausgebauten Waſſerkraft von 40 000 PS., 
die auch noch beim niedrigſten Waſſerſtand erzeugt werden können, 
das alſo 336 Mill. Kilowattſtunden (8400 X 40 000) im Jahre 
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abgeben kann, habe nur für 200 Mill. Kilowattſtunden Strom: 
abnehmer. Für die neu hinzukommenden Abnehmer erwachſen ihm 
nur noch Koſten für die Verzinſung und Tilgung der Erweiterung 
des Leitungsnetzes und für vermehrte Koſten für Überwachung und 
Unterhaltung dieſes Netzes, aber keinerlei Koſten für die Kraft⸗ 
erzeugung ſelber. 

Bei der Abſtufung nach der Größe des Verbrauches iſt 
zu beachten, daß ein höherer Verbrauch ſowohl durch andauernd 
gleiche Belaſtung als durch ein⸗ oder mehrmalige hohe Beanſpruchung 
der Betriebsmittel hervorgerufen ſein kann. Im letztgenannten Falle 
iſt vom Geſichtspunkt der Selbſtkoſten aus ein geringerer Einheits⸗ 
preis nicht gerechtfertigt. Die große Verbreitung der Berückſichtigung 
der Größe des Verbrauches iſt auf die Übertragung eines ſonſt im 
Verkehr allgemein anerkannten Grundſatzes zurückzuführen, nach dem 
für den Bezug im großen niedrigere Preiſe üblich ſind als für den 
Bezug in wenigen kleinen Stücken (im Detail). An ſich würde aber 
dieſer Grundſatz nur ganz verſchwindend kleine Ermäßigungen des 
Preiſes vom Standpunkt der Selbſtkoſten aus rechtfertigen, da bei 
ſteigendem Verbrauch von den Geſamtkoſten lediglich die Koſten für 
die Verrechnung und den Einzug des Geldes abnehmen. Nach einem 
Pauſchaltarif der Elektrizitäts⸗Lieferungsgeſellſchaft werden erhoben 
für 16 Normalkerzen bei Wohnungen 60 Pf., bei Wirtshäuſern und 
Bäckereien 90 Pf., für 200 Normalkerzen entſprechend 6—9 Mk. 
pro Lampe und pro Monat. Im Gebührentarif der gleichen Ge⸗ 
ſellſchaft betragen die entſprechenden Gebühren für 25 Normalkerzen 
30 Pf. für Wohnungen und 40 Pf. für Wirtshäuſer und Bäckereien, 
für 200 Normalkerzen 2,05 und 3 Mk. Die Angabe Siegels läßt 
eine Nachprüfung nicht zu, ob dabei nicht auch die längere Be⸗ 
nutzungsdauer der Wirtshäuſer berückſichtigt iſt, weil eine Angabe 
über den Lichtpreis pro Kilowattſtunde und insbeſondere über die 
Zeit, für welche die Gebühr zu entrichten iſt, fehlt. Nimmt man 
aber an, daß der Preis für die Kilowattſtunde einheitlich 40 Pf. 
betrage und die Gebühr vierteljährlich zu entrichten ſei, ſo hätte 
eine Wohnung, in der die 200 Normalkerzen nur 60 Stunden im 
Jahre gebrannt werden, zu bezahlen für 200 & 60 Wattſtunden oder 
12 Kilowatt 4,80 Mk. + 4 & 2,05 Mk. = 13 Mk.; ein Wirtshaus 
aber, in dem die 200 Normalkerzen 2400 Stunden im Jahre in Ge⸗ 
brauch find, 200 & 2400 Wattſtunden oder 480 Kilowattſtunden 
= 192 Mk. ＋ 4 3 Mk. zuſammen 204 Mk., fo daß die Kilowatt⸗ 
ſtunde im erften Fall auf 1300: 60 = 21,6 Pf., im zweiten dagegen 
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nur auf 20 400: 2400 = 8,5 Pf. zu ſtehen kommt. Durch dieſen 
Tarif iſt alſo die geringe Benutzungsdauer höher belaſtet, die Lang⸗ 
brenner ſind dagegen nicht berückſichtigt, denn wegen der um die 
Hälfte höheren Grundgebühr müſſen ſie doppelt ſoviel Lichteinheiten 
verbrauchen, um die gleichen Einheitspreiſe wie die Privatkundſchaft 
zu erreichen. Bei gleichem Verbrauch müſſen ſie für die Einheit 
mehr bezahlen (8,5 ſtatt 8,3 Pf.). Dabei wird alſo das intenſivere 
Bedürfnis der Geſchäftsleute nach elektriſchem Licht, das manchen 
Geſchäftsmann zwingt, es auch gegen ſeine Neigung einzuführen, 
ausgebeutet. 

Der Größe des Verbrauchs wird aber auch durch Rabattſätze 
Rechnung getragen, wenn zum Beiſpiel in einem Tarif eine Grund⸗ 
gebühr von 60 Mk. pro Kilowatt Ausſchlußwert und 4 Pf. für die 
verbrauchte Kilowattſtunde erhoben werden und für einen Geſamt⸗ 
verbrauch von 5000 — 10 000 Mk. 5% und in Staffeln fteigend für 
40—60 000 Mk. 20% Rabatt gewährt werden. Ahnlich werden in 
Mainz nach dem Zählertarif für die erſten 1200 Kilowattſtunden für 
Beleuchtungszwecke 45 Pf. und in Staffeln für die nächſten 4000 Kilo⸗ 
wattſtunden 20 Pf. und für die weiteren Kilowattſtunden 15 Pf. pro 
Stunde erhoben, ähnlich für die erſten 2000 Kilowattſtunden Kraft 
20 Pf. und in Staffeln für die nächſten 25000 Stunden 11 Pf. 
und für die weiteren Stunden 10 Pf. In Fürſtenfeldbruck werden 
für Beleuchtung 60 Pf. und für Kraft 25 Pf. für die Kilowatt⸗ 
ſtunde berechnet und für einen Verbrauch von 50—100 Mk. 5% 
und in Staffeln ſteigend, für einen ſolchen über 5000 Mk. dagegen 
50% Rabatt gewährt. Dabei wird der Verbrauch von Licht und 
Kraft zuſammengerechnet, was ſonſt nicht üblich iſt. Nur eine Stufe 
hat der Straßburger Tarif, der die erſten 3000 Kilowattſtunden eines 
Jahres mit 40 Pf. und den darüber hinausgehenden Verbrauch mit 
32 Pf. pro Kilowattſtunde berechnet. Ein ſolcher Tarif führt zu 
Härten für die Verbraucher, die ſich dem Verbrauch von 3000 Kilo⸗ 
wattſtunden ſtark nähern, ihn aber nicht erreichen. Ein einheitlicher 
Geſichtspunkt läßt ſich in der Feſtſetzung der Stufen nicht erkennen, 
vielmehr kommen dabei die örtlichen Verhältniſſe zur Geltung, oder 
die Stufen werden willkürlich feſtgeſetzt, um dem Drängen der Ver⸗ 
braucher durch Gewährung irgend einer Ermäßigung nachgeben zu 
können. 

Allgemein eingeführt iſt die beſondere Behandlung der Groß⸗ 
konſumenten und der Großabnehmer, deren Jahresabnahme den Durch⸗ 
ſchnitt der größeren Zahl der Abnehmer weſentlich überſteigt, und die 
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daher die erforderliche Energie ſelbſt erzeugen können. Jedes Werk 
ſetzt ſelbſtändig ſeſt, von welchem Mindeſtverbrauch an ein Abnehmer 
als Großabnehmer gilt. Weſentlich verſchiedene Tarife für benachbarte 
Gebiete mit der gleichen Induſtrie können zu Unträglichkeiten führen, 
indem ſie die Wettbewerbsfähigkeit berühren, eventuell aber auch den 
Anſchluß von Großabnehmern bei Werken mit zu hohem Tarif hindern. 
Bei den Großabnehmern gewinnt die Selbſtkoſtengrenze, d. h. alſo 
die untere Grenze der Preiſe, größere Bedeutung, da ſie nicht weſentlich 
überſchritten werden darf, wenn die Großabnehmer in größerem Um⸗ 
fange gewonnen werden ſollen. Hier macht ſich die wirtſchaftliche 
Macht des Großkonſumenten geltend. 

Von der Abſtufung der Pauſchaltarife nach der Höhe des Anſchluß⸗ 
wertes iſt ſtreng zu unterſcheiden die Abſtufung nach der Höhe der 
Beanſpruchung. Es können nämlich die vom Verbraucher unabhängigen 
Selbſtkoſten angenähert proportional der maximalen Beanſpruchung 
der Betriebsmittel geſetzt werden, und man kann bei der Verteilung 
der Selbſtkoſten hierauf Rückſicht nehmen. Wright in Brighton führte 
dieſen Gruudſatz zuerſt in die Praxis ein, und er wurde dann in 
abgeänderter Form von Agthe in Deutſchland nachgeahmt. Wright 
ſtellte für die Verteilung der Selbſtkoſten die Maximalbelaſtung der 
Zentrale dem Maximum des Konſumenten gegenüber; da aber die 
einzelnen Höchſtwerte nicht gleichzeitig auftreten, beſtimmte Wright, 
daß die auf die Einheit entfallende Summe mit dem Verſchiedenheits⸗ 
faktor, d. i. dem Verhältnis: Maximum der Zentrale zur Summe 
der einzelnen Maxima, multipliziert werden ſoll. Damit iſt auch 
gleichzeitig der Tatſache Rechnung getragen, daß nicht ſämtliche Einzel⸗ 
maxima gleichzeitig mit dem Zentralenmaximum auftreten. 

Birrenbach bezeichnet in ſeiner Schrift „Die Stromverſorgung 
der Großinduſtrie“, Seite 9, noch einfacher und klarer „das Ver⸗ 
hältnis des geſamten Anſchlußwertes zur maximal abgegebenen 
Leiſtung der Zentrale mit dem Namen, „Verſchiedenheitsfaktor“.“ 
Das Verhältnis der gleichzeitig benutzten zur inſtallierten Leiſtung 
(Anſchlußwert) wird als „Benutzungsfaktor“ bezeichnet, und das Ver⸗ 
hältnis der maximalen gleichzeitig benutzten Zentralenleiſtung zur 
Geſamtleiſtungsfähigkeit des Werkes heißt „Belaſtungsfaktor“, der 
wie der Benutzungsfaktor in verſchiedenen Zeitabſchnitten ſehr ver⸗ 
ſchieden ſein kann. 

Die Oberſchleſiſchen Werke erheben nach dem Pauſchaltarif für 
eine Höchſtbelaſtung von 30 Watt jährlich 9 Mk. und in Stufen 
fallend von 1000 Watt 246 Mk., ſo daß alſo der höhere Verbrauch 
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etwas billiger berechnet wird. Bei einer Höchſtbelaſtung von 1 KW 
würde, das Jahr zu 3000 Kilowattſtunden gerechnet, die Kilowatt⸗ 
ſtunde nach dieſem Tarif auf 8,2 Pf., bei einer Höchſtbelaſtung von 
30 Watt aber auf 10 Pf. zu ſtehen kommen. In Bremen werden 
für je 10 Watt der vom Höchſibelaſtungsmeſſer angezeigten Höchſt⸗ 
belaſtung im Rechnungsjahre 3,90 Mk. und außerdem für jede vom 
Zähler angezeigte Kilowattſtunde 10 Pf. erhoben. Nehmen wir an, 
daß bei einem kleinen Verbraucher 5 Lampen zu je 25 Normalkerzen 
inſtalliert ſeien und von dieſen immer nur 2 Lampen gleichzeitig 
eingeſchaltet ſind, ſo ergibt ſich ſür eine Benutzungsdauer von 430 
Stunden (durchſchnittliche Benutzungsdauer des Bremer Werkes) ein 
Verbrauch von 53,75 Kilowattitunden, für die 5,38 Mk. zu bezahlen 
find, wozu eine Gebühr für die Höchſtbelaſtung von 5 X 3,90 Mk. 
oder 19,50 Mk., zuſammen alſo 24,88 Mk. kommt, ſo daß die Kilo⸗ 
wattſtunde auf 44 Pf. zu ſtehen kommt. Würde dieſer Verbraucher 
nur ein einziges Mal ſämtliche 5 Lampen einſchalten, ſo würde bei 
ſonſt gleichbleibendem Verbrauch die Kilowattſtunde auf 68 Pf. zu 
ſtehen kommen, da ſich dann die Gebühr auf 5 >< 25 oder 80 Watt 
zu 3,90 Mk. für je 10 Watt, d. h. auf 31,20 Mk. erhöht. In 
Hamburg bezahlen größere Anlagen für die erſten 50 KW 140 Mk. 
pro Kilowatt jährlich und für die 400 KW überſteigende Höchſt⸗ 
belaſtung 70 Mk. pro Kilowatt jährlich. Auf 3000 Arbeitsſtunden 
gerechnet, würde alſo die Kilowattſtunde nach dieſem Tarif auf 6,33 
bis 7,33 Pf. nach dem niedrigſten Satz (beim höchſten Verbrauch) und 
auf 8,66—9,66 Pf. beim höchſten Satz zu ſtehen kommen. 

In manchen Tarifen iſt die Begrenzung des Maximums mittelſt 
Strombegrenzer vermieden, und es wird zum Beiſpiel von den Ober⸗ 
ſchleſiſchen Elektrizitätswerken den Verbrauchern geſtattet, das pau⸗ 
ſchalierte Quantum zu überſchreiten, für jede Kilowattſtunde der 
Aberſchreitung aber 40 Pf. erhoben. | 

Nach der Zeitdauer des Verbrauchs wird ein um fo ge 
ringerer Satz pro Einheit erhoben, je länger der Verbrauch dauert. 
Dies tritt, wie wir an dem angeführten Beiſpiel geſehen haben, 
beim Gebührentarif ganz automatiſch ein, gleichgültig, ob die Grund⸗ 
gebühr auf den Anſchlußwert oder auf das Maximum oder auf ſonſt 
eine Baſis bezogen wird. Es wird ſich dabei bei längerer Benutzungs⸗ 
dauer der Preis immer entfpredend ermäßigen. | 

Da die Abnehmer, die die Einrichtungen lange Zeit benugen, 
für die Elektrizitätsunternehmungen wertvoller find, ift dieſe Be⸗ 
rechnungsart bei ihnen ſehr beliebt, während ſie den Bedürfniſſen der 
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Verbraucher weniger entgegenkommt. Wie das Bremer Beispiel zeigt, 
genügt ein einmaliger außerordentlicher Verbrauch, um für den übrigen 
Geſamtverbrauch den Preis ganz außerordentlich zu erhöhen, während 
ein niedriger Preis bei einem ſolchen Gebührentarif nur bei einem 
regelmäßig gleichbleibenden Verbrauch erreichbar iſt. Als Grundlage 
für die Zeitberechnung wird der Anſchlußwert oder aber das Maximum 
benutzt. So werden zum Beiſpiel in Glogau die erſten 400 Benutzungs⸗ 
ſtunden des Geſamtanſchlußwertes in jedem Jahre mit 50 Pf. pro 
Kilowattſtunde, der darüber hinausgehende Verbrauch in jedem Jahre 
mit 16 Pf. für die Kilowattſtunde berechnet, während das Eleftrizitäts- 
werk Weſtfalen 14 Pf. pro Kilowattſtunde Kraft berechnet und in 
Stufen für 500 — 750 Stunden 71/2 %, für über 2700 Stunden 25% 
Rabatt gewährt. Beim Oberſchleſiſchen Elektrizitätswerk werden die 
erſten 500 Benutzungsſtunden des Maximums mit 40 Pf., jeder 
weitere Verbrauch mit 4 Pf. pro Kilowattſtunde gleichmäßig für 
Licht und Kraft berechnet. Ahnlich erhebt Trier für die erſten 
750 Stunden des Maximums 50 Pf. und dann 5 Pf. pro Kilowatt⸗ 
ſtunde. 

Eine andere Art der Berückſichtigung der Zeitdauer liegt vor, 
wenn für mehrjährige Abnahmeverpflichtungen Rabatte gewährt 
werden, oder wenn für die Benutzung von Licht- und Kraftquellen 
als Reſerven in Notfällen beſonders hohe Einheitsſätze, zum Beiſpiel 
in Pforzheim 30 — 45 Pf. pro Kilowattſtunde, angeſetzt werden. 

Der Zeitpunkt des Verbrauchs iſt deshalb wichtig, weil 
die Höchſtbeanſpruchung der Zentrale mit großer Regelmäßigkeit zu 
beſtimmten Stunden, nämlich im Winter von 6—8 Uhr morgens und 
4—9 Uhr abends einzutreten pflegt. Man belaſtet deshalb alle die⸗ 
jenigen Verbraucher, die zu Zeiten der höchſten Beanſpruchung elek⸗ 
triſche Arbeit verbrauchen, mit einem höheren Anteil der Koſten als 
diejenigen, die außerhalb der Höchſtbelaſtung der Zentrale ihre An⸗ 
lagen benutzen. Für den Verbrauch außerhalb der Hauptbelaſtungs⸗ 
ſtunden werden niedrige Preiſe, häufig wenig mehr als die reinen 
Betriebskoſten, berechnet. Bei Pauſchalgebührentarifen läßt ſich nur 
eine Abſtufung nach Jahreszeiten, ob im Winter oder Sommer, nicht 
aber nach den Betriebsſtunden durchführen. Man nennt die Zeit der 
Höchſtbelaſtung auch Hauptlichtzeit oder Sperrzeit. Glogau erhebt 
in der Sperrzeit für Licht 50 Pf., für Kraft 20 Pf., in der übrigen 
Zeit für Licht 30 Pf. und für Kraft 16 Pf. Die Sperrzeit felber 
wird von Ort zu Ort verſchieden feſtgeſetzt, und es werden dabei 
noch Sommer- und Wintermonate unterſchieden. 
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Bei allen Tarifen, die den Preis nach dem Zeitpunkt des Ver⸗ 
brauchs feſtſetzen, ſind die Selbſtkoſten entſcheidend für die Wahl 
dieſer Art der Tarifierung und das Streben, den Verbrauch elek⸗ 
triſcher Arbeit durch Gewährung eines billigen Preiſes außerhalb 
der Zeit der Höchſtbelaſtung zu heben. 

Bei den bisherigen Tarifbeiſpielen werden meiſt doppelte Ab⸗ 
flufungen, und zwar nach dem Verwendungszweck der elektriſchen 
Arbeit oder nach einem der aufgeführten Prinzipien, gemacht. Es 
laſſen ſich nun aber mehrere dieſer Prinzipien miteinander 
kombinieren: zum Beiſpiel Anſchlußwert und Zeitdauer der Be⸗ 
nutzung. In Kaiſerslautern beträgt nach dem Zählertarif der Preis 
für Licht und Kraft 40 Pf., für über 300 Benutzungsſtunden des 
Anſchlußwertes 10 Pf., und dieſer niedrigere Preis tritt für Anlagen 
über 10 Kilowattſtunden Anſchlußwert ſchon nach 200 Benutzungs⸗ 
ſtunden ein. Im Münchener Pauſchaltarif werden Tarifklaſſen für 
kurze, mittlere und lange Brenndauer in Stufen nach der Größe 
des Anſchlußwertes von 100 — 500 Watt beginnend bis zu über 1000 
Watt kombiniert. Der Anſchlußwert wird mit dem Zeitpunkt der 
Benutzung in Hannover kombiniert. Für den erſten Lichtſtromkreis 
von 0,5 KW wird eine feſte Gebühr von 1,25 Mk. in den Monaten 
des Sommerhalbjahres und 2,50 Mk. in den Monaten des Winter⸗ 
halbjahres erhoben; für jede weiteren 0,5 K W des Lichtanſchluß⸗ 
wertes erhöht ſich die feſte Gebühr im Sommerhalbjahr um 
0,75 Mk., im Winterhalbjahr um je 1,50 Mk. monatlich. Außer⸗ 
dem find für den tatſächlichen Stromverbrauch 20 Pf. pro Kilo⸗ 
wattſtunde zu entrichten. In Soeſt hat man die Größe und 
die Zeitdauer des Verbrauchs durch folgenden komplizierten Tarif 
kombiniert. Für jede Kilowattſtunde zu Kraftzwecken werden 17 Pf. 
berechnet, und bei Benutzung jeden angeſchloſſenen Watts innerhalb 
des Jahres über 800 Stunden und in Stufen von je 200 Stunden 
bis 3000 Stunden ſteigend wird 4— 20% Stundenrabatt gewährt. 
Nach Abzug des Stundenrabattes von dem gezahlten Jahresbetrag 
wird für eine jährliche Summe von über 300 Mk. 4% und in 
Stufen ſteigend für über 4000 Mk. 20% Geldrabatt gewährt. Dieſer 
Tarif begünſtigt die größeren Abnehmer und die mit einer miglidft 
langen Benutzungsdauer. 

Im Mainzer Tarif iſt die Größe des Verbrauchs mit dem 
Zeitpunkt kombiniert. Für die für die einzelnen Monate in den 
Abendſtunden ſeſtgeſetzte Sperrzeit wird für die erſten 1500 Kilowatt⸗ 


ſtunden im Jahre 45 und in Stufen fallend für den — Ver⸗ 
Schmoller? Jahrbuch XII 4. , 
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brauch über 4000 Kilowattſtunden 25 Pf. pro Kilowattſtunde erhoben. 
Bei Bezug des Stromes außerhalb der Sperrzeit werden für bie 
erſten 5000 Kilowattſtunden im Jahre 20 Pf., für 10 000 Kilowatt⸗ 
ſtunden 13 Pf. und für den Mehrverbrauch 12 Pf. pro Kilowatt⸗ 
ſtunde erhoben. Bei einem Verbrauch innerhalb der Abendſtunden 
von 20 000 Kilowattſtunden kommt nach dieſem Tarif die Kilowatt⸗ 
ſtunde auf 30,5 Pf., außerhalb der Abendſtunden dagegen kommt ſie 
bei einem Verbrauch von 100 000 Kilowattſtunden auf 13,85 Pf. 
zu ſtehen. 

Der Zeitpunkt wird mit der Zeitdauer im Tarif der Koburger 
Überlandzentrale kombiniert. Nach Doppeltarif werden erhoben inner: 
halb der Sperrzeit 40 Pf. bis 200 Benutzungsſtunden, bis herab 
zu 25 Pf. bei über 1000 Benutzungsſtunden, außerhalb der Sperr⸗ 
zeit 20 Pf. bis 200 Benutzungsſtunden, bis herab zu 5 Pf. bei über 
1000 Benutzungsſtunden. 

Die Größe, die Zeitdauer und der Zeitpunkt des Verbrauches 
ſind kombiniert im Nürnberger Tarif. Hier werden während der 
Sperrzeit für die Kilowattſtunde 40 Pf. berechnet, außerhalb der 
Sperrzeit für die erſten 100 Ausnutzungsſtunden im Monat 12 und 
für die folgenden 100 Stunden 10 Pf. pro Kilowattſtunde, für alle 
weiteren in einem Monat bezogenen Kilowattſtunden 5 Pf. Bei 
200—400 Kilowattſtunden monatlichem Verbrauch wird 2 %, bei 
400—600 Kilowattſtunden 3% und ſo fort bis 30% Rabatt ge⸗ 
währt. Ahnlich in Duisburg (S. 111). 

Nach beſonderen techniſchen und wirtſchaftlichen Um⸗ 
ſtänden des Verbrauchers wird abgeſtuft, wenn zum Beiſpiel 
ſeine Entfernung vom Kraftwerk berückſichtigt wird, zum Beiſpiel 
wenn für entfernte kleinere Ortſchaften oder Güter, die von einer 
Stadt aus verſorgt werden, ein höherer Tarif feſtgeſetzt wird. 
Niedriger iſt der Tarif wegen der geringeren Selbſtkoſten auch dann, 
wenn bei Dreh⸗ und Wechſelſtrom die Meſſung der elektriſchen Arbeit 
auf der Hochſpannungsſeite der Transformatoren und nicht mit der 
normalen Verbrauchsſpannung vorgenommen wird. Wo mehrere 
Stromſyſteme, zum Beiſpiel Gleich⸗ und Wechſelſtrom, vorhanden 
find, werden je nach den höheren oder niedrigeren Erzeugungskoſten 
der beiden Stromarten verſchiedene Preiſe berechnet. Auch für 
oberirdiſch oder unterirdiſch geleiteten Strom kommen verſchiedene 
Preiſe vor. 

Alle dieſe Umſtände des Verbrauchs ſind vom Verbraucher un⸗ 
abhängig. Es kommen aber auch wirtſchaftliche Faktoren vor, die für 
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die Abſtufung benutzt werden, auf die der Verbraucher einen Einfluß 
hat. Hierher gehört der Pauſchaltarif nach der bewirtſchafteten 
Grundfläche in der Landwirtſchaft, der zum Beiſpiel beim Gemeinde⸗ 
verband des kleinen Heubergs bis zu 25 Morgen 1,20 Mk., von 
25—100 Morgen 1 Mk. pro Morgen beträgt. Vom Elektrizitäts⸗ 
werk Hohebach wird für Dreſchen und Futterſchneiden pro Jahr 
und Morgen 1,50 Mk. berechnet, für Futterſchneiden allein für 
ein Stück Vieh 3 Mk., für ein Stück Jungvieh 1,50 Mk., für 
ein Pferd 5 Mk. Auch Kombinationen ſolcher Tarife kommen vor. 
Auf dem gleichen Prinzip beruhen die Tarife nach Größe der 
Wohnungen, nach der Flächeneinheit der bewohnten Räume, nach 
der Größe der Arbeitsmaſchinen (zum Beiſpiel Stickmaſchinen in 
Vo rarlberg). 

Hierher gehören auch die Ausnahmetarife für Treppen⸗ und Re⸗ 
klamebeleuchtung, die aber in Wirklichkeit die Abſtufung nur mit 
Rückſicht auf die Beanſpruchung der Betriebsmittel, alſo die Selbſt⸗ 
koſten, vorſehen. Endlich genießen bei genoſſenſchaftlichen Überland- 
zentralen die Beſitzer von Anteilſcheinen Vorzugspreiſe. 

Alle bisher behandelten Methoden der Preisfeſtſetzung beruhen 
auf äußerlich erkennbaren, ziffermäßig auedrückbaren Umſtänden des 
Verbrauchs, die faft ausſchließlich die Erzeugungskoſten beeinfluſſen. 
Sie betreffen bloß die Angebotſeite der Preisgleichung, die eben inner⸗ 
halb der freien Konkurrenz durch die Erzeugungskoſten beſtimmt wird. 
Bei Monopolen iſt der hauptſächliche Preisbeſtimmungsgrund aber 
die Aufnahmefähigkeit des Marktes, alſo die Wertſchätzung, die der 
Markt der Monopolware entgegenbringt, und wenn dieſe eine ſehr 
hohe iſt, auch die Leiſtungsfähigkeit der Verbraucher der Ware. 
Nehmen wir an, der Erzeuger einer Monopolware könne bei einem 
Gewinn von 10 % der Selbſtkoſten feine ganze mögliche Leiſtung im 
Wert von 5 Mill. Mk. Selbſtkoſten auf dem Markt unterbringen 
und alſo einen Gewinn von 500 000 Mk. erzielen. Kann er aber 
von ſeiner Ware bei einem Gewinn von 15% nur noch für 1 Mill. Mk. 
ſeines Produktes auf dem Markt unterbringen, ſo geht ſein Gewinn, 
obwohl er am einzelnen Stück um 50% höher iſt, auf 150 000 Mk. 
zurück. Es ift alſo für den Erzeuger und Verkäufer einer Monopol⸗ 
ware, deren Erzeugungskoſten wie die der elektriſchen Arbeit mit 
dem Umfang der Produktion fallen, ſehr wichtig, die Aufnahme⸗ 
fähigkeit des Marktes richtig zu beurteilen, damit er nicht durch 
Berechnung eines zu hohen Gewinnes an der Einheit ſeiner Ware 
ihren Umſatz ſo herabdrückt, daß der Geſamtgewinn weſentlich ge⸗ 
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ringer wird als bei Berechnung einer niedrigen Gewinnquote, die 
aber eine ſtarke Ausdehnung der Produktion zuließe. 

Auch für die Beurteilung der Wertſchätzung, die der Ver⸗ 
braucher einer Ware entgegenbringt und für die Abſchätzung 
feiner wirtſchaftlichen Leiſtungs fähigkeit gibt es äußere Merk⸗ 
male. Ein ſolches iſt der Verwendungszweck elektriſcher Arbeit. Für 
Licht wird ein höherer Preis bezahlt, dieſe Form der elektriſchen Energie 
wird vom Verbraucher höher geſchätzt als die Kraft, weil das elektriſche 
Licht jedem anderen Licht gegenüber große Vorteile und insbeſondere 
auch die Möglichkeit größter Wirtſchaftlichkeit bei der Beleuchtung 
bietet und dabei doch noch zu einem Preiſe angeboten wird, der 
nicht höher, in vielen Fällen ſogar weſentlich niedriger iſt, als für 
andere Arten der Befriedigung des Lichtbedürfniſſes anzuwenden iſt. 
In den Hauptverkehrsſtunden iſt das Licht dem Geſchäftsmann un⸗ 
entbehrlich, für den Privatmann dagegen nach dieſen Stunden wert⸗ 
voller. Die Leiſtungsfähigkeit der Verbraucher läßt ſich für die Be⸗ 
leuchtung nach der Zimmerzahl oder der Miete abſchätzen. Dieſe 
Merkmale bieten zugleich einen, allerdings ſehr ungefähren, Maßſtab 
für die Höhe des Verbrauchs. 

Der kleine Handwerker muß die elektriſche Kraft höher einſchätzen 
als der Großinduſtrielle, der ſich ſelber eine Zentrale errichten kann; 
das Nahrungsmittelgewerbe ſchätzt ſie höher ein als Tiſchler und 
Schloſſer, weil bei ihm der Koſtenanteil der Kraft an den ann 
des Geſamtproduktes ſehr gering ijt. 

Die große Zahl der faſt bei allen Werken, insbeſondere bei 
größeren, vorhandenen Tarife ſowie die daneben übliche Zulaſſung 
von Sonderübereinkommen mit Großabnehmern hat den Zweck, dem 
Verbraucher eine Auswahl von Preisnormierungen zu bieten, unter 
denen er ſich die für ſeine Bedürfniſſe günſtigſte ausſuchen kann. 
Als Beiſpiel ſei hier nur Kiel angeführt, wo ſich folgende Tarife 
finden: Tarif 1: Einheitspreis mit Abſtufung nach Verbrauch, Tarif 
2: Treppenbeleuchtung, Tarif 3: Belaſtungsdoppeltarif (Blocktarif), 
Tarif 4: Wohnungstarif, abgeſtuft nach der Zimmerzahl, Tarif 5: 
Pauſchaltarif, Tarif 6: Kraftſtromtarif mit verſchiedenen Abſtufungen, 
Tarif 7: Akkumulatorentarif, Tarif 8: Sonderverträge. 

Es iſt alſo nicht berechtigt, den Elektrizitätswerken wegen der 
Buntſcheckigkeit ihrer Tarife einen Vorwurf zu machen. Eine große 
Auswahl von Berechnungsarten liegt im Intereſſe der Verbraucher; 
bei den Gütertarifen der Eiſenbahnen oder den Beförderungsgebühren 
der Poſt iſt die Zahl der Preisabſtufungen ſogar weſentlich höher. 
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Die Wertſchätzung und Leiſtungsfähigkeit der Konſumenten ſucht 
der Erfurter Tarif zum erſtenmal gleichzeitig zu berückſichtigen. 
Nach ihm wird der zur Beleuchtung von Läden, Kontoren, Schreib- 
ſtuben und Kaſſenräumen verwendete Strom mit 15 Pf. pro Kilowatt⸗ 
ſtunde und mit einer jährlichen Gebühr von 120 Mk. für jedes an⸗ 
geſchloſſene Kilowatt berechnet (durch dieſe Gebühr wird die geringe 
Benutzungsdauer und größere Leiſtungsfähigkeit der größeren An⸗ 
lagen höher eingeſchätzt); der zur Beleuchtung von Wohnungen ver⸗ 
wendete Strom wird mit 36 Pf. und der zur Beleuchtung von Gaſt⸗ 
und Schankwirtſchaften verwendete Strom mit 28 Pf. für die 
Kilowattſtunde berechnet. Nach dem Potsdamer, Steglitzer und Kieler 
Tarif wird eine monatliche, nach der Zimmerzahl abgeſtufte Gebühr 
erhoben, die in Potsdam für eine 3⸗ Zimmerwohnung 2,50 Mk., für 
eine 7 Zimmerwohnung 9,50 Mk. beträgt und für jedes weitere 
Zimmer um 3 Mk. ſteigt. Daneben wird für jede Kilowattſtunde, 
gleichgültig, ob für Beleuchtung, Kraft⸗ oder Wärmezwecke ein Preis 
von 10 Pf. berechnet. Auch die Erhöhung der Sommerpreiſe in 
Badeorten und die Erhebung beſonderer Gebühren für Aufzugsmotoren 
gehören hierher. 

In manchen Tarifen wird eine Mind eſtgarantie, zum 
Beiſpiel bei den Berliner Elektrizitätswerken ein Mindeſtverbrauch 
von 40 Mk. pro Jahr bei Beleuchtungsanlagen und von 64 Mk. 
bei Kraftanlagen verlangt. Dieſe Mindeſtgarantie kann auch pro in⸗ 
ſtallierte Einheit, pro Kilowatt, pro Lampe, Normalkerze, Pferdeſtärke 
uſw. nach verſchiedenen Abſtufungen oder Pauſchalſummen feſtgeſetzt 
werden. Sie iſt beſonders häufig in der Landwirtſchaft mit ihrem 
geringen Verbrauch. Die Mindeſtgarantie wird aber von den Kon⸗ 
ſumenten vielfach als läſtig empfunden, ſie erſchwert daher die Werbung 
kleiner Verbraucher und iſt deshalb in Deutſchland nicht ſehr verbreitet. 

Der gleiche Zweck wie bei der Mindeſtgarantie wird durch die 
Zäh lermiete erreicht, die durch die hohen Ausgaben für die An⸗ 
ſchaffung der Zähler und durch die nicht unbeträchtlichen laufenden 
Ausgaben für ihre Wartung und Unterhaltung gerechtfertigt iſt. 
Die Höhe der Zählermiete wird meiſt nach der Art der Zählerapparate, 
ihrem Meßbereich und der Verbrauchsſpannung, Umſtände, die die 
Anſchaffungskoſten des Zählers bedingen, feſtgeſetzt. Daß die Zähler⸗ 
miete die Mindeſtgarantie mit erſetzen ſoll, kommt in dem Tarif von 
Hildesheim, Karlsruhe uſw. zum Ausdruck, wo ſie wegfällt, wenn 
der Verbrauch des Konſumenten eine beſtimmte Höhe erreicht. Die 
Zählermiete wird aber auch beim Pauſchaltarif überflüſſig oder in 
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manchem Gebührentarif durch die Gebühr erſetzt. Nur ganz wenige 
Werke wie Berlin und Fulda ſehen von der Zählermiete ab. 

Siegel hat die mittleren Preiſe der deutſchen Elektrizitäts⸗ 
werke in der Weiſe berechnet, daß er die Durchſchnittspreiſe der ein⸗ 
zelnen Werke zuſammengezählt und dieſe Summen durch die Anzahl 
der Werke, von denen Angaben vorlagen, geteilt hat. Er iſt dabei 
zu folgendem Ergebnis gekommen: 


Insgeſamt Zahl 

Jahr Pf. pro der 

Kilowattſtundes Angaben 

1 4 5 
1900 52,4 20,9 34,0 46 
1901 52,0 21,4 33,3 57 
1902 49,7 22,5 80.4 72 
1903 46,2 19,5 31,4 96 
1904 43,3 18,7 29,6 127 
1905 41,7 18,3 29,2 152 
1906 89,1 17,6 26,5 171 
1907 38,3 17,2 25,8 165 
1908 97,7 15,9 23,8 183 
1909 33,8 17,8 23,8 187 
1910 37,5 15,9 23,0 189 
1911 36,8 15,3 21,6 188 
1912 36,1 14,8 19,5 184 


Die Tatſache, daß der Rückgang nicht regelmäßig und fonftant 
iſt, hat verſchiedene Urſachen. Einmal kommen in jedem Jahre einige 
neue Werke hinzu, bei denen ſtets auch unter ſonſt gleichen Verhältniſſen 
die Durchſchnittswerte infolge anfänglich geringer Ausnutzung höher 
ſind als bei älteren Anlagen; bei den Kraftpreiſen können ferner die 
Schwankungen vielfach durch den Zugang oder Abgang von Groß⸗ 
konſumenten verurſacht werden, auch macht ſich die wirtſchaftliche 
Konjunktur in gewiſſem Maße geltend. — Das auffallende Anſchwellen 
der Kraftpreiſe im Jahre 1909 iſt wohl mehr auf eine rechneriſche 
Maßnahme zurückzuführen, indem in dieſem Jahre in der Statiſtik 
zu den Kraftpreiſen auch die Einnahmen für Licht und Kraft nach 
gleichem Tarif hinzugezählt wurden. Im ganzen ergibt ſich, daß die 
Lichtpreiſe von 1900 — 1912 um 16,3 Pf., d. h. alſo pro Jahr um 
1,36 Pf. pro Kilowattſtunde oder um 31,4% , d. h. pro Jahr um 2,62 % 
ermäßigt wurden. Wie bei den einzelnen Werken erſtreckt ſich der 
Hauptanteil der Ermäßigung auf die Jahre bis ungefähr 1907; 
er beträgt im Durchſchnitt 3,2% ,F während er ſich nach 1907, alfo 
nach Einführung der Metallfadenlampe, nur mehr auf zirka 1 % pro 
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Sobre beziffert, ein deutliches Zeichen, daß fic) Angebot und Nachfrage 
einem Zuſtand des Gleichgewichts nähern. Bei Kraft beträgt die 
durchſchnittliche Abnahme der Verkaufspreiſe zirkä 0,5 Pf. pro Kilo⸗ 
wattſtunde oder 2,4% im Jahr, bei den Geſamteinnahmen 1,21 Pf. 
oder 3,56. Diefer ſtärkere Rückgang iſt auf das Überwiegen der 
Kraftſtromlieferung über den Lichtverbrauch zurückzuführen. 

Bei einzelnen Werken dagegen ſind die tatſächlich gezahlten 
mittleren Preiſe pro Kilowattſtunde ſowohl von Verbraucher zu Ver⸗ 
braucher als auch von Monat zu Monat und von Werk zu Werk 
verſchieden. Will man vergleichbare Zahlen erhalten, fo muß man 
die Durchſchnittspreiſe durch eine rechneriſche Operation beſonders 
ermitteln, indem man die geſamten Einnahmen aus der Stromlieferung 
im ganzen oder für die einzelnen Verwendungszwecke durch die An⸗ 
zahl der abgegebenen Kilowattſtunden teilt. Die allmähliche Er⸗ 
mäßigung der Tarifpreiſe führt zu einer ſtetigen und beträchtlichen 
Ermäßigung der Durchſchnittspreiſe, die jedoch hinter der Ermäßigung 
der Tarifpreife verhältnismäßig zurückbleiben kann, weil neben den 
neuen auch noch längere Zeit ältere Tarife beſtehen. Bei gleichzeitig 
ſteigender Ausnutzung der Betriebsanlage kann die Ermäßigung aber 
auch größer ſein, als der Ermäßigung der Grundpreiſe entſpricht, 
wenn nämlich die Größe des Verbrauchs oder die Benutzungsdauer 
in den Tarifen berückſichtigt wird. Dabei kommt der Umſatzrabatt 
gewöhnlich einem größeren Kreiſe zugute als der Benutzungsſtunden⸗ 
rabatt und drückt daher die Durchſchnittspreiſe ſtärker herab als 
dieſer. Aber auch bei unveränderten Tarifen nimmt die Höhe der 
Durchſchnittspreiſe mit den Jahren allmählich ab, und zwar infolge 
des ſteigenden Umſatzes. Allerdings kann ſich eine Wirkung dieſer 
Erſcheinung nur dort geltend machen, wo die Tarife Ermäßigungen 
bei wachſendem Verbrauch in irgendeiner Form vorfehen. — Wo 
dies der Fall iſt, zeigt die Erfahrung, daß bei einigermaßen richtiger 
Tariſſtellung der Geſamtverbrauch an elektriſcher Arbeit nicht nur 
durch Anſchluß neuer Verbraucher, ſondern auch durch die erhöhte 
Abnahme der alten ſtändig erhöht wird. — Rückgang des Preiſes 
und Erhöhung des Verbrauches befinden ſich in ſteter Wechſelwirkung. 
So kommt es, daß in Nürnberg ſich bei einem Rückgang des mittleren 
Preiſes für Beleuchtung von zirka 47,9 auf 39,5 Pf. der Verbrauch 
von zirka 1 000 000 Kilowattſtunden im Jahre 1901 auf zirka 2 500 000 
Kilowattſtunden im Jahre 1912 erhöht hat, alſo eine Erniedrigung 
des Preiſes um zirka 17,5% einer Erhöhung des Abſatzes um zirka 
130% entſpricht, während in Chemnitz bei einem Rückgang des 
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Preiſes von 57,2 auf 34 Pf. pro Kilowattſtunde, alſo um 44,4%, 
eine Erhöhung des Lichtverbrauchs von zirka 490 000 auf 3 900 000 
Kilowattſtunden, alſo auf das Achtfache, eingetreten iſt. 

Bei den Kraftpreiſen iſt das Hinzutreten von Großabnehmern, 
von Straßenbahnen, bei Lichtpreiſen wieder die Einführung der 
Straßenbeleuchtung an der Ermäßigung der Durchſchnittspreiſe de- 
teiligt. 

Bei den Lichtpreiſen, die früher auch verhältnismäßig viel höher 
waren als die Kraftpreiſe, ſind die Durchſchnittspreiſe verhältnis⸗ 
mäßig ſtärker zurückgegangen als bei den Kraftpreiſen; ſie ſcheinen 
ſich aber einem Grenzwert, unter den ſie nicht herabgehen, zu nähern. 
Dieſer liegt nach Siegel bei 30 Pf. Dieſer Preis ſcheint der 
heutigen Wertſchätzung zu entſprechen, und weitere Herabſetzunger 
ſind daher unnötig. Daß der Pauſchaltarif zur Lichtvergeudung 
verleitet, kommt auch in den beſonders niedrigen durchſchnitt⸗ 
lichen Einheitspreiſen bei Pauſchaltariſen zum Ausdruck (bis weit 
unter 20 Pf.). Durch die Einführung der Metallfadenlampe 
mit ihrem viel geringeren Stromverbrauch pro Normalkerze find die 
Durchſchnittspreiſe für Licht auch ohne Tarifermäßigung zurück⸗ 
gegangen und ſeit dem Jahre 1907 daher auch keine weiteren Er⸗ 
mäßigungen der Grundpreiſe zur Steigerung des Verbrauchs mehr 
notwendig geweſen. b 

Große Ermäßigungen der durchſchnittlichen Kraftpreiſe zeigen 
ſich nur da, wo der Abnehmerkreis allmählich mehr auf die Groß⸗ 
induſtrie ausgedehnt wurde, wie zum Beiſpiel in Chemnitz, Ober⸗ 
ſchleſien und Werdau. Die Preiſe ſind ferner dort wegen der beſſeren 
Ausnutzung der Werke am ſtärkſten zurückgegangen, wo die Benutzungs⸗ 
dauer am ſtärkſten angewachſen iſt. 

Bei dem großen verhältnismäßigen Anteil der Kapitalkoſten 
und anderer feſter Koſten an den Selbſtkoſten elektriſcher Arbeit hat 
die durch das Sinken der durchſchnittlichen Preiſe herbeigeführte 
Steigerung des Verbrauchs, die beſſere Ausnutzung der Werke nicht 
nur den Bruttoüberſchuß der Werke, bezogen auf das Anlagekapital, 
nicht herabgedrückt, ſondern geſteigert, trotzdem die mittlere Einnahme 
geſunken iſt. 

Um zu zeigen, in welcher Weiſe die Preisermäßigung dem 
Verbrauch zugute gekommen iſt, berechnet Siegel, daß ungefähr 
425 Mill. Kilowattſtunden für Beleuchtung verbraucht worden ſind 
oder 7000 Kerzenſtunden auf den Kopf der Geſamtbevölkerung 
Deutſchlands, was bei einem mittleren Preis der Kilowattſtunde 
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von 35 Pf. im Jahre 1913 einer Ausgabe von 2,35 Mk. gleich⸗ 
kommt. Im Jahre 1900 hätte für den gleichen Betrag nur eine Licht⸗ 
menge von 4500 Kerzen geliefert werden können, wenn man außer 
acht läßt, daß damals zur Erzeugung der gleichen Lichtmenge der 
dreifache elektriſche Arbeitsverbrauch notwendig war. Beachtet man 
auch dieſe Tatſache, ſo hätten ſogar nur 1800 Kerzenſtunden geliefert 
werder können. Erſt durch dieſe Verbilligung iſt es' den Gewerbe⸗ 
treibenden möglich geworden, das elektriſche Licht in großem Umfange 
zu Reklamezwecken zu verwenden. 

Die Beleuchtung eines Konzertſaales mit 3600 kleinen Lämpchen 
zu je 2 Watt und 30 — 50 Wattlampen koſtet, zum Preiſe von 40 Pf. 
das Kilowatt in der Stunde, nur 3,44 Mk., nach dem Berliner 
Tarif aber nach 10 Uhr zum Preiſe von 16 Pf. pro Kilowatt nur 
140 Mk. | 

Die Verbilligung der Kraft ift namentlich dem Transportwejen, 
dem ſtädtiſchen Lokal⸗ und Lokalſchnellverkehr zugute gekommen. Sie 
hat auf dieſem Gebiete die Entwicklung der Vororte, der Dezentrali⸗ 
ſation des Wohnungsweſens und der Induſtrie gefördert. Es wurde 
der Induſtrie möglich, ihre Betriebe an den Rand der Städte zu 
verlegen, ſich die billigeren Bodenpreiſe, in manchen Fällen auch die 
günſtigeren Transportverhältniſſe, nutzbar zu machen. 

Dies ſind mittelbare Vorteile, die die Bevölkerung und die In⸗ 
duſtrie von der Verbilligung in der elektriſchen Arbeit gehabt haben. 
Als Abnehmer elektriſcher Arbeit von einer Kraftzentrale hat die 
Induſtrie den Vorteil, die Produktion jederzeit erweitern zu können, 
ohne für die Anſchaffung neuer Betriebsmaſchinen Kapitalien an⸗ 
legen zu müſſen; ſie ſpart alſo Kapital für Maſchinenanlage, das 
ſie ſonſt nutzbringend im Geſchäft anlegen kann. Sie kommt deshalb 
leichter über ungünſtige Konjunkturen hinweg, weil ſie nicht die Laſt 
der Verzinſung dieſer hohen Anlagekapitalien bei ſchlechter Kon⸗ 
junktur zu tragen hat. Der Betrieb vereinfacht ſich und wird ſicherer, 
weil ſich der Geſchäftsleiter nicht um die Maſchinenanlage zu küm⸗ 
mern hat und die dadurch gewonnene Zeit den beſonderen Angelegen⸗ 
heiten ſeines Betriebes zuwenden kann. Auch Störungen in der 
Maſchinenanlage kommen nicht vor, und die Störungen in, der 
Stromlieferung find regelmäßig von viel kürzerer Dauer als eine 
Störung in einer eigenen Maſchinenanlage. Endlich wird an Raum 
geſpart, und es ergeben ſich häufig billigere Betriebskoſten, als bei 
einer eigenen Maſchinenanlage notwendig wären (vgl. dazu die 
„Stromverſorgung in der Großinduſtrie“ von H. Birrenbach, ins⸗ 
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befondere S. 31 ff.). Die Kapitalerſparniſſe find beſonders wichtig 
für eine Induſtrie, bei der die Rentabilität nur durch Vermehrung 
des Umſatzes geſteigert werden kann. Auch kleine und mittlere Be⸗ 
triebe ſind durch die Verbreitung der elektriſchen Kraft leiſtungs⸗ 
fähiger geworden, wie die ſächſiſche Statiſtik beweiſt. Nach dieſer 
waren Betriebe mit mehr als 10 Arbeitern vorhanden: 

im Jahre 1906: 22 952 mit 544 084 Arbeitern, alſo pro Be⸗ 

trieb durchſchnittlich 28 Arbeiter; 

im Jahre 1911: 30 632 mit 757 518 Arbeitern, alſo pro Be: 

trieb durchſchnittlich 25 Arbeiter. 

Große Erſparniſſe in der Induſtrie ſind möglich durch den 
Wegfall des Leerlaufs der Dampfmaſchinen; in der Textilinduſtrie 
wird durch die höhere Regelfähigkeit und größere Gleichmäßigkeit 
auch eine Verbeſſerung und Vermehrung der Produktion erreicht. 
Der Wegfall des Leerlaufverbrauches iſt von beſonderer Bedeutung 
in den Walzwerken, in der Papierfabrikation, in der Maſchinen⸗ 
induſtrie, in der Metallinduſtrie, Feinmechanik und in der elektriſchen 
Fabrikation ſelber. 


Am meiſten wurde die Elektrizität vom Handwerk geſchätzt, das 
durch ſie in ſeinen Arbeitsbedingungen erleichtert und auf die Stufe 
des Kleingewerbes erhoben worden iſt. Manche Hausinduſtrie wurde 
durch die Einführung der Elektrizität am Leben erhalten, die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Arbeiter vervielfacht und ſo auch ihre Löhne erhöht. 
Dabei iſt allerdings zweifelhaft, ob dieſe günſtigen Wirkungen für 
die Hausinduſtrie von Dauer ſein werden. Denn der eigentliche 
Grund der unbefriedigenden Lage der Hausinduſtrie iſt ihre große 
wirtſchaftliche Abhängigkeit vom Verleger wegen ihres Ausſchluſſes 
vom Markte. An dieſem Verhältnis ändert aber die Einführung 
elektriſcher Kraft nichts. 


In der Landwirtſchaft zwingt die Leutenot zur Einführung von 
Maſchinenarbeit. Dieſe könnte aber in größerem Umfange erſt durch⸗ 
geführt werden, wenn die landwirtſchaftlichen Maſchinen einen weſent⸗ 
lich billigeren Preis bekämen. Durch die Einführung der Maſchinen 
in die Landwirtſchaft erhält dieſe noch mehr als bisher den Charakter 
eines Saiſongewerbes, das einer Ergänzung durch andere Induſtrien 
bedarf, in denen ihre Arbeiter während der ſtillen Zeit beſchäftigt 
werden können. An ſich iſt die Elektrizität geeignet, ein ſtarkes 
Hilfsmittel zur Löſung dieſes ſchwierigen und wichtigen Problems 
zu bieten. Es ſind aber doch auch ſoziale und wirtſchaftliche Kräfte 
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außerhalb des rein techniſchen Gebietes notwendig, um dieſes ge- 
waltige Problem bewältigen zu können. 

Den zahlenmäßigen Geſamtberechnungen der Vorteile der Ver⸗ 
billigung des Preiſes elektriſcher Arbeit legen wir weniger Wert bei, 
da auf anderen Gebieten Verſchiebungen einzutreten pflegen. Doch 
wollen wir ſie nach Siegel der Vollſtändigkeit halber hier wieder⸗ 
geben: Im Jahre 1900 wurden allein von den öffentlichen Elektrizitäts⸗ 
werken Deutſchlands 140 Mill. Kilowattſtunden nutzbar abgegeben; 
dies entſpricht bei einem mittleren Verkaufspreis von 34 Pf. pro 
Kilowattſtunde einer Geſamtſumme von rund 47,5 Mill. Mk. Die 
gleiche Arbeitsmenge hat im Jahre 1912 einen Aufwand von etwa 
27,3 Mill. Mk. erfordert, was einer Erſparnis von rund 20 Mill. Mk. 
gleichkommt. Vergleicht man auf derſelben Grundlage das Jahr 1906 
mit einem Verbrauch von rund 620 Mill. Kilowattſtunden mit dem 
Jahre 1912, ſo ergibt ſich eine Minderausgabe von rund 45 Mill. Mk. 

Es iſt nun von ganz beſonderem Intereſſe, wie die elektrotech⸗ 
niſche Großinduſtrie ihr Ziel, daß der Staat Großkraftwerke bauen 
fol, auf verſchiedenem Wege zu erreichen ſucht. Unter dem Pſeudo⸗ 
nym N. Hochſtröm iſt nämlich bei Rudolf Lucke in Stuttgart eine 
Schrift erſchienen mit dem Titel „Die öffentliche Elektrizitäts⸗ 
verſorgung als Einnahmequelle für den Staat“. Studie über die 
Frage „Beſteuerung oder Verſtaatlichung“ (95 S., 8°), in der der 
Vorſchlag gemacht wird, der Staat möge unter Annahme des Klingen- 
bergſchen Projekts auch die Verteilung oder den Kleinverkauf der 
elektriſchen Arbeit übernehmen. Die Schrift betont die Verdienſte 
der elektrotechniſchen Großfirmen um die Elektrizitätsverſorgung 
ſo nachdrücklich und ſtellt die Notwendigkeit einer von kaufmänni⸗ 
ſchen Geſichtspunkten durchdrungenen Verwaltung ſo ſtark in den 
Vordergrund, daß wir in der auch anderwärts angedeuteten An⸗ 
nahme nicht fehlgehen dürften, ihr Verfaſſer ſtehe den Berliner 
Großfirmen und insbeſondere der A. E. G., in deren Dienſten be⸗ 
kanntlich auch Klingenberg beſchäftigt iſt, ſehr nahe. 

Wenn auch ſchon unſere Ausführungen über die Entwicklung 
gezeigt haben, daß die Tarife der öffentlichen Elektrizitätswerke 
keineswegs ſchwieriger und verwickelter, ſondern viel einfacher ſind 
als die Eiſenbahngütertarife, und daß alſo die Tariffrage keines⸗ 
wegs ein Hinderungsgrund für die Übernahme auch der Elektrizitäts⸗ 
verteilung durch den Staat bilden kann, ſo kommt dieſe Schrift doch 
noch zur rechten Zeit. Hier zeigt uns nämlich ein Sachverſtändiger, 
wie die Tarife, aus deren Schwierigkeiten man bisher die Unmöglich⸗ 
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keit der Verſtaatlichung der Elektrizitätsverteilung ableiten wollte, 
ganz weſentlich vereinfacht werden können. 

Hochſtröm teilt die Stromabnehmer in drei Klaſſen ein: Zur 
erſten Klaſſe zählen die ſogenannten Kleinabnehmer. Darunter ver⸗ 
ſteht er die Haushaltungen, landwirtſchaftlichen Betriebe und kleinen 
Gewerbebetriebe, die den Anſchlußwert im allgemeinen nicht mehr 
als 500 Stunden im Jahre benutzen. Zur zweiten Klaſſe zählt er 
die induſtriellen Abnehmer, die den Anſchluß mehr als 500 Stunden 
im Jahre benutzen. Zur dritten Klaſſe endlich gehören alle Abnehmer, 
die ununterbrochen Tag und Nacht arbeiten, alſo in gleichmäßiger 
Weiſe Dauerſtrom beziehen. 

1. Kleinabnehmertarife. Für die Kleinabnehmer ſind 
gegenwärtig in der Hauptſache Pauſchaltarife mit und ohne Ve: 
grenzung, Normalzählertarife und der Grundgebührentarif (Pots⸗ 
damer Tarif) im Gebrauch; außerdem kommen noch Münzzähler 
vor. Sämtliche Pauſchaltarife müßten nicht bloß im Intereſſe 
einer genauen Statiſtik nach der Verſtaatlichung der Elektrizität 
verſchwinden, ſondern ſie ſind auch deshalb zu verwerfen, weil ſie 
zu unwirtſchaftlicher Stromvergeudung verleiten. Hochſtröm bevor⸗ 
zugt den Grundgebührentarif, weil er das Intereſſe des Verbrauchers 
durch bedeutende Verbilligung des Strompreiſes mit dem des Gilet, 
trizitätswerkes, da er zu vermehrtem Stromabſatz führt, verbindet. 
Die Höhe der Grundgebühr hängt von den Anlage- und Verwaltungs⸗ 
koſten des Unternehmens, die Höhe des Tarifs von den Betriebs⸗ 
koſten (Brennſtoff, Waſſer, Schmier⸗ und Putzmittel) nach dem Vor⸗ 
ſchlage Hochſtröms ab. Dieſe würden nach Stillegung unwirtſchaft⸗ 
licher Anlagen nirgends höher als 5 Pf. für die nutzbar abgegebene 
Kilowattſtunde ſein. Hochſtröm tritt daher für Kleinabnehmer für 
den ſchon wiederholt vorgeſchlagenen Einheitstarif von 10 Pf. für 
die Kilowattſtunde ein. 

Die Grundgebühr kann man nach der Zahl der inſtallierten 
Lampen, nach der Zahl der Räumlichkeiten oder nach ihrer Grund⸗ 
fläche beſtimmen. Für Kraftſtrom iſt ein Gebührentarif nur in der 
Landwirtſchaft üblich. Die Grundgebühr für landwirtſchaftliche 
Motoren wird dabei nach der Größe der bewirtſchafteten Fläche be⸗ 
rechnet. Für kleingewerbliche Motoren kann der Anſchlußwert zu⸗ 
grunde gelegt werden. 

2. Tarife für Induſtrieanſchlüſſe. Die Strompreiſe 
ſind für die Induſtrie von ſehr verſchiedener Bedeutung. Bei der 
elektrochemiſchen Induſtrie zum Beiſpiel mit wenig Arbeitern, billigen 
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Rohſtoffen und großem Stromverbrauch hängt die Wirtſchaftlichkeit 
vielleicht einzig und allein vom Stromverbrauch ab. Umgekehrt 
ſpielen in einer Maſchinenfabrik mit vielen Arbeitern die Strom⸗ 
koſten unter Umſtänden nur eine untergeordnete Rolle, ſo daß die 
Wirtſchaftlichkeit viel mehr von den Arbeitslöhnen und Rohſtoff⸗ 
preiſen als vom Strompreis abhängt. Die Tarife für die An⸗ 
ſchlüſſe der Induſtrie müſſen alſo in erſter Linie von den Koſten 
für Betriebsſtoffe, insbeſondere von den Brennſtoffpreiſen, und dann 
von der Benutzungsdauer des Anſchlußwertes abhängig gemacht 
werden. Wenn ſich die Selbſtkoſten des Stromes auf 1 und 1,5 Pf. 
für die Kilowattſtunde ſtellen, kommt Hochſtröm unter Annahme 
eines Verluſtes in Transformatoren und Leitungen bis zu 15% 
und eines Reingewinns von 10 zu einem niederſten Verkaufspreis 
von 1,6 und 2,4 Pf. für die Kilowattſtunde. Er ſetzt dabei voraus, 
daß die unveränderlichen Geſchäftsunkoſten durch die Gebühren der 
Kleinabnehmer gedeckt werden. Man brauche aber nicht bis auf den 
niedrigſten Satz herabzugehen, ſondern müſſe die Betriebsſelbſtkoſten 
des anzuſchließenden Betriebes zu ermitteln ſuchen. Dieſe betragen 
nach Büggeln für eine Heißdampfmaſchine von 200 PS. bei 200 
jährlichen Bezugsſtunden 23,30, bei 500 Bezugsſtunden 11,01, bei 
3000 Bezugsſtunden aber 4,48 und bei 8760 Bezugsſtunden (un⸗ 
unterbrochenem Tag⸗ und Nachtbetrieb) ſogar nur 3,11 Pf. für die 
Kilowattſtunde. Die in den Nachtſtunden abgegebene Energie zum 
Beifpiel an Mühlen kann nur zur Hälfte berechnet werden. Die 
Tarife ſind nach in der Literatur hinlänglich erörterten Methoden 
zu ſtaffeln. Nur dann wird man ſich mit einem ſehr niedrigen 
Tarif begnügen müſſen, wenn ein Abnehmer Abwärme oder Zwiſchen⸗ 
dampf in größerem Umfange verwenden kann. Auch an Abnehmer, 
die bereits eine betriebsfähige Wärmekraftanlage haben, ſollte man 
nach Hochſtröm nicht zu zu billigen Preiſen liefern, ſondern lieber 
warten, bis die Anlage betriebsunfähig wird. 

3. Tarife für Daueranſchlüſſe. Hier müßte der Staat 
auf eigentlichen Gewinn verzichten, weil dies im Intereſſe der ganzen 
Volkswirtſchaft liege. Denn dieſe Betriebe haben die Konkurrenz 
mit dem Ausland, insbeſondere mit der Schweiz und Norwegen mit 
ihren billigen Waſſerkräften, aufzunehmen. Das Kilowattjahr (8760 
Stunden) ſollte möglichſt um 80—90 Mk. abgegeben werden. 

Wir ſehen, die von dieſem Techniker vorgeſchlagenen Tarife 
ſind ſo einfach, daß es doch eine ſtarke Unterſchätzung der Tüchtig⸗ 
keit unſerer Staatsbeamten bedeutet, wenn man immer wieder die 
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Behauptung hören muß, es fehle ihnen an dem nötigen kaufmänni⸗ 
ſchen Sinn zu ihrer Anwendung. 

Auf eines möchte ich noch hinweiſen. Alle die bis jetzt faſt 
ausſchließlich von Technikern gepflogenen Erörterungen über die 
Tariffrage kleben zu ſehr an den Selbſtkoſten des einzelnen 
Werkes. Wenn wir eine Elektrizitätswirtſchaft für ein ganzes 
Land auf einheitlich zuſammenfaſſender Grundlage einrichten, müſſen 
wir uns davon freimachen . Dann müſſen auch hier wie bei den 
Eiſenbahnen die Hauptbahnen die Zubringerbahnen mit tragen 
helfen, die Koſten der einzelnen Werke ineinandergerechnet werden. 
Mit dieſem Grundſatz wird man auch dem Grundſatz, die Wert⸗ 
ſchätzung der gelieferten Arbeit für den Verbraucher zu berüdfichtigen, 
gerecht, was jenem Kleben an den Selbſtkoſten des einzelnen Werkes 
nicht möglich iſt. 

Landwirtſchaft, Kleingewerbe, Handwerk, Handel und Induſtrie 
werden erleichtert aufatmen, wenn an Stelle des gegenwärtig herr⸗ 
ſchenden Tarifwirrwarrs und der Tariſwillkür ein durchſichtiger ſtaat⸗ 
licher Tarif tritt, der Gleiches gleich behandelt und mit der von 
unſeren Beamten gewohnten unbeſtechlichen Parteiloſigkeit ange⸗ 
wendet wird. 

Die elektrotechniſchen Spezialfabriken und die Inſtallateure aber, 
ein neu aufblühendes Handwerk, werden durch die Verſtaatlichung 


Leen 


1 Gleichzeitig mit der Korrektur dieſer Abhandlung geht mir das Bud 
von Erich Ritter, „Die öffentliche Elektrizitätsverſorgung in Deutſchland“ 
(Berlin 1917, Haude & Spenerſche Buchhandlung Max Paſchke. VIII und 
158 S. gr. 8°. Geh. 6 Mk., in Leinwd. geb. 7,50 Mk.) zu, das in ber Be 
handlung der ganzen Frage auf dem gleichen Standpunkt ſteht. Darin wird 
S. 154 zu dieſem wichtigen Punkte folgendes ausgeführt: „Für das einzelne 
Elektrizitätswerk mit ſeinem beſchränkten Kundenkreis mag die Anpaſſung der 
Tarife an den einzelnen Fall ebenſo das Gegebene ſein, wie ſie es ſicheilich 
ehemals für die einzelne kleine Privatbahn geweſen iſt, für ein umfaſſendes 
Staatsunternehmen würde im ganzen und im Durchſchnitt der Ausgleich ein⸗ 
treten, der ja auch der Staatsdahn möglich macht, hier und dort unrentable 
Kleinbahnen im Intereſſe des Verkehrsanſchluſſes auch dünnbevölkerter und 
entlegener Gegenden zu betreiben. Im übrigen werden die Eifenbahntarife mit 
Kückſicht auf die Bedürfniſſe einzelner Verfrachtergruppen modifiziert, und fo 
könnten auch im Wege von Elektrizitätstarifkonferenzen, die in regelmäßigen 
Zeitabſchnitten ſtattzufinden hätten, die Strompreiſe den Bedürfniſſen einzelner 
Gegenden oder beſonderer Verbrauchergruppen beſonders angepaßt werden, durch 
ein Verfahren alfo, das nie den Blick aufs Ganze verlieren und nie einem 
einzelnen Verbraucher allein eine Begünſtigung zuteil werden ließe.“ 
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der Elektrizitätsverſorgung von der Monopolherrſchaft der Rieſen⸗ 
betriebe befreit werden, die ſich dieſe in den von ihnen abhängigen 
Geſellſchaften durch offene und verſteckte Materiallieferungs⸗ und 
Inſtallationsmonopole zu ſchaffen verſtanden haben. Für ſie wird 
mit der Verſtaatlichung der Elektrizitätsverſorgung der freie Wett⸗ 
bewerb erſt wiederhergeſtellt werden. 

Die Elektrizitätsverſorgung iſt eben gerade ſo wie die Eiſen⸗ 
bahnen ein Betriebsunternehmen, das nur mit großer Vereinheitlichung 
und Zuſammenfaſſung ſeine ganze Wirtſchaftlichkeit erreichen kann 
und aus den gleichen Gründen wie die Eiſenbahnen zum Monopol 
ſtrebt. Das Staatsmonopol iſt aber, wie das Beiſpiel der Eiſen⸗ 
bahnen glänzend beweiſt, dem privaten Monopol unter allen Um⸗ 
fänden vorzuziehen. 
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Die Schwankungen in der Kaufkraft 
des Geldes und in den Koſten der 
Lebenshaltung 


Mit beſonderer Rückſicht auf die Frage der 
feſten Beſoldungen 


Von A. Zeiler ⸗ Zweibrücken 


Inhaltsverzeichnis: Einfluß der Kriegslaſten S. 244. Statt ſprunghafter 
„Gehaltserhöhungen“ eine ſelbſttätige Anpaſſung: mit einer ſtetigen Steigerung 
S. 249 und einer jährlichen Überprüfung S. 250. Sinken des Geldwerts 
im Zuſammenwirken mit einer Hebung der Lebenshaltung S. 251. Die 
Grundlagen für die ſelbſttätige Anpaſſung: nicht die Summe der einzelnen 
Verbrauchswerte S. 252, ſondern der Verbrauch als eine Geſamtheit S. 256, 
oder richtiger beſtimmt: das Durchſchnittseinkommen des Geſamtvolks als 
Rap des Durchſchnittswohlſtands in feinem jeweiligen zahlenmäßigen Aus⸗ 
druck. Durchführung und Begründung ins einzelne S. 261. Im befonderen: 
die Brauchbarkeit der Einkommenbeſteuerungsergebniſſe S. 272. Das Zurück⸗ 
bleiben der Feſtbeſoldeten bei zahlenmäßig gleicher Gehaltshöhe eine Teil⸗ 
erſcheinung einer allgemeinwirtſchaftlichen Tatſache S. 274. Demnach Aus⸗ 
dehnung des Anpaſſungsvorſchlags auf wirtſchaftliche Verhältniſſe ver⸗ 
wandter Art: im beſonderen auf das Lohnarbeitsverhältnis und auf die 
Kapitalrente S. 275. Gleichmäßigkeit bei der Anpaſſung für alle Einkommen 
ſtufen S. 278. Verſuch, die geforderte Maßnahme an einem Zahlenbeiſpiel 
zu veranſchaulichen S. 2883. 


I 


ie Frage der feſten Beſoldungen, im beſonderen der der öffent- 
lichen Beamten, gehört zu den Stoffen, die in der neueren Zeit 
vielfach beſprochen werden, in Fachzeitſchriften wie in der Tages⸗ 
preſſe. Bei näherem Zuſehen handelt es ſich bei der Sache um drei 
einzelne Fragen, die in jener Hauptfrage zufammentreffen: — 
a) Muß die feſte Beſoldung, wenn fie ſachgemäß geregelt fein foll, 
der Höhe der Familienlaſten des einzelnen Beſoldeten angepaßt werden? 
b) In welcher Weiſe ſollen ſich die Geſamtgegenleiſtungen für 
die Dienſte des Beſoldeten verteilen auf die ganze Zeit, während 
deren die Entlohnung für die Dienſte geſchieht, ſei es als Gehalt 
für die Dienſtzeit oder während des Ruheſtandes, als Verſorgung 
für Witwe und Waiſen? Im beſonderen wieder handelt es ſich 
hierbei um manche Einzelfragen: Beginn der Leiſtungen — Mindeſt⸗ 
gehalt, Anfangsgehalt — Zeitpunkt, in welchem der Föchſtgehalt 
Schwollers Jahrbuch XLI 4. 
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erreicht wird — Dienſtalterszulagen — Höhe und Dauer der Ruhe⸗ 
gehalte und der Verſorgungsleiſtungen für Witwe und Waiſen. 

c) Welchen Einfluß müſſen die Schwankungen in der Kaufkraft 
des Geldes auf die Wirtſchaft des Beſoldeten ausüben und welchen 
Einfluß demgemäß auf die angemeſſene Beſoldung? Im beſonderen 
wieder: Kann und ſoll der Gehalt dieſen Schwankungen angepaßt 
werden, und iſt eine ſelbſttätige Anpaſſung erreichbar? (Dabei mag 
bemerkt werden, daß von den „Schwankungen in der Kaufkraft des 
Geldes“ hier nur mit Vorbehalt die Rede ſein ſoll; die vorliegende 
Unterſuchung ſoll erſt zeigen, ob die Sache mit dieſem Ausdrucke 
richtig bezeichnet iſt.) 

Die in unſeren Einzelfragen zutage tretenden mehrfachen Geſichts⸗ 
punkte ſind alle gleich wichtig für eine angemeſſene Geſtaltung des 
Beamtengehaltes. Man muß ſich aber klar darüber fein, daß ſich 
in der Tat mehrere Fragen kreuzen, und muß, wenn man die Be⸗ 
ſoldungsfrage im ganzen richtige beurteilen will, jene mehreren Einzel: 
fragen auseinanderhalten. 

Unſere erſte Teilfrage, welchen Einfluß die Verſchiedenheit 
der Familienlaſten auf die Wirtſchaft der Einzelnen üben und 
wie hier ein Ausgleich angeſtrebt werden muß und auch erreicht 
werden kann, habe ich als eine allgemeinwirtſchaftliche, nicht 
nur den Beamten treffende Frage behandelt in meiner bei Heß in 
Stuttgart erſchienenen Schrift über „Geſetzliche Zulagen für jeden 
Haushalt. Plan und Begründung einer Beihilfenordnung“; ich habe 
die Frage dort aber zugleich auch in ihrer beſonderen Beziehung auf 
die Wirtſchaft des Feſtbeſoldeten geprüft. 

Dieſes Verhältnis zwiſchen der feſten Beſoldung und der Ver⸗ 
ſchiedenheit der Familienlaſten mußte auch mitberückſichtigt werden 
in einer anderen Arbeit, die ſich im übrigen mit der zweiten Teil⸗ 
frage befaßt: wie die Geſamtleiſtung für die Dienſte des Feſtbeſoldeten 
auf die lange Reihe der Dienſtjahre und darüber hinaus zu verteilen 
ſei. Dieſe Frage behandelt mein Aufſatz „Die anſteigende Linie des 
Beamtengehalts“, Finanzarchiv 1917, S. 147 ff. 

Ganz unabhängig neben dieſen Fragen ſteht nun unſere dritte. 
Sie hat ihre Bedeutung ohne Rückſicht auf die Reglungsweiſe, die 
im übrigen für die beiden erſten Fragen gewählt wird. Dieſe dritte 
Frage bildete den Gegenſtand meiner Unterſuchung, die in dieſem 
Jahrbuch, im dritten Heft von Bd. 39 (1915) S. 295 ff. veröffentlicht 
worden iſt. Ich bin dort zu dem Ergebnis gekommen, daß an Stelle 
der heutigen ſprunghaften Weiſe der Gehaltsbewegung eine irgendwie 


1923] Die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes uſw. 243 


zu erzielende Stetigkeit treten müßte und zugleich eine gewiſſe An⸗ 
paſſung an die Entwicklung, die die Lebenshaltungskoſten des Volkes 
im Durchſchnitt nehmen. Ich ſchlug vor, es ſolle als Grundlage 
dieſer neuen Reglung eine jährliche ſtetige Steigerung mit einer 
beſtimmten, für die verſchiedenen Gehaltshöhen angenommenen 
Steigerungszahl eingeführt werden; doch eben nur als die Grundlage, 
während die durch die ſtetige Steigerung gewonnenen Ergebniſſe 
jährlich nachgeprüft und berichtigt werden ſollten, wenn einmal ein 
ausreichend verläſſiger Zahlenſtoff dafür zur Verfügung ſtehen würde, 
um danach die wirklichen Schwankungen der EE 
feſtzuſtellen. 


II 


Meine letztgenannte Abhandlung war vor dem Kriege geſchrieben. 
Die Erfahrungen der Zwiſchenzeit und der Ausblick in die Zukunft 
zeigen uns in noch viel höherem Grade, als damals angenommen 
werden konnte, die dringende Notwendigkeit, an Stelle der bisherigen 
Sprunghaftigkeit der Gehaltsbewegung und ihrer Zufälligkeiten 
Ordnung, Stetigkeit, ſelbſttätige Anpaſſung anzuſtreben. 

Im einzelnen ergeben ſich hierzu folgende Betrachtungen: 

1. Wir können leider ſicher damit rechnen, daß wir einen er⸗ 
heblichen Teil der jetzigen Teuerung in die kommende Friedenszeit 
hinübernehmen werden. Womöglich noch ſicherer aber ſteht uns eine 
hohe neue Steuerlaſt zur Verzinſung und Tilgung der Kriegsanleihe⸗ 
ſchuld des Reiches bevor. Nehmen wir einmal an (bloß um einen 
ganz ungefähren Anhalt zu haben), daß der Jahresbedarf für Ver⸗ 
zinſung und Rückzahlung der ganzen durch den Krieg entſtandenen 
Belaſtung des Reiches rund 3 Milliarden betrüge, und daß der 
Jahresbedarf durch direkte Steuern aufgebracht werden müßte, fo 
würde dies (wiederum nach einem rohen Überſchlag) für jeden, der 
heute eine direkte Steuer entrichtet, ungefähr den vierfachen Betrag 
ſeiner heutigen direkten Staatsſteuerſchuldigkeit ausmachen (woneben 
natürlich die bisherige Steuerlaſt jeder Art für die verſchiedenen 
offentlichen Verbände zum mindeſten in ihrer heutigen Höhe fort: 
beſtehen würde). Natürlich wird man eine große Anzahl von Maß⸗ 
nahmen ergreifen, um den genannten Bedarf für die Reichskriegs⸗ 
ſchulden auf andere Weiſe zu decken. Aber mögen Monopole, Zölle, 
Verbrauchs ſteuern die Deckung des Bedarfes liefern, aufgebracht muß 
der Geſamtbetrag nun einmal werden. Und wenn es auch leichter 
für die Reichsleitung und weniger beſchwerend für die Zahlungs⸗ 
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pflichtigen fein wird, ihn durch die genannten anderen Maßnahmen 
aufzubringen als durch direkte Steuern, ſo würde es für die, denen 
keine Abwälzung der Steuerleiſtung möglich iſt, im geldlichen End⸗ 
ergebnis keinerlei Vorteil bringen, daß ſie in hundertfachen kleineren 
Beträgen das leiſten müßten, was in einer direkten Steuer auf einmal 
zu entrichten wäre. Unter anderen Nurverbrauchern werden aber die 
Feſtbeſoldeten die ſchwerſtbetroffenen Leidtragenden ſein. 

2. Die Verhältniſſe, die uns erwarten, laſſen ſich auch auf anderem 
Wege zur Anſchauung bringen. Sehen wir ganz davon ab, daß wir 
nach dem Friedens ſchluſſe mit höheren Preiſen aller oder der meiſten 
Lebensbedürfniſſe zu rechnen haben werden als ſie vor dem Kriege 
gegolten hatten, ſo reicht ſchon die ungeheure Vermögensverſchiebung, 
die innerhalb des Volkes die Kriegswirtſchaft bringen mußte, dazu 
aus, um den einen Teil des Volkes gegenüber dem anderen mit 
ſchweren Laſten zu belegen. Nehmen wir wieder runde Beträge, 
willkürlich gegriffen nur zur ungefähren Veranſchaulichung. An⸗ 
genommen alſo, die Kriegsanleiheſchuld des Reiches und was dem 
gleichzuſtellen wäre, betrage 50 Milliarden. Dann ſind ins Volk 
vielleicht 10 Milliarden dafür gefloſſen, daß alle unſere verfügbaren 
Vorräte aufgezehrt worden ſind, an Nahrungsmitteln, an Gegen⸗ 
ſländen des Kriegsbedarfes, an Baumwolle und Petroleum, kurz an 
allen Dingen, für die wir nach dem Friedensſchluß wieder 10 Milliarden 
werden aufwenden müſſen, um das Verbrauchte zu erſetzen. Andere 
10 Milliarden ſollen das Entgelt ſein für die außergewöhnlichen 
Nutzungen aus unſerem heimiſchen Boden: an den eigentlichen Boden⸗ 
ſchätzen, wie an den Erzeugniſſen unſerer Wälder nnd an der über 
das Friedensmaß hinaus in Anſpruch genommenen Nährkraft unſeres 
landwirtſchaftlichen Bodens; dann bilden dieſe 10 Milliarden einen 
Erſatz für hingegebene Vermögenswerte, und ſoweit mag auch dieſer 
Betrag dazu dienen, nach dem Friedensſchluſſe einen gewiſſen Erſatz 
für das Hingegebene zu ſchaffen. Aber dann bleiben immer noch 
30 Milliarden, die eine wirkliche bloße Vermögensverſchiebung bilden, 
und es wird der Geſamtheit derer, die an den 30 Milliarden Anteil 
haben, die Geſamtheit der anderen gegenüberſtehen, die leer aus: 
gegangen ſind; die einen reicher geworden, die anderen ärmer, ſogar 
dann, wenn dieſe rein zahlenmäßig gleichgeblieben — oder gar zahlen- 
mäßig gegen früher geſtiegen ſind. Wir ſprechen uns heute angeſichts 
der Rieſenſummen der neuen Schuldenlaſt gern den Troſt ein, daß 
wir den Vetrag ja nur an uns ſelbſt ſchuldig ſeien, daß die ganzen 
Anleihen innerhalb des Reiches aufgebracht ſeien, und es ſich alſo 
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„nur um eine Vermögensverſchiebung innerhalb des Volkes“ handle. 
Das iſt gewiß ein Vorzug unſerer Stellung gegenüber der unſerer 
Feinde, und die Tatſache ſtärkt ohne Zweifel unſere Stellung nach 
außen und gibt uns Beruhigung vor uns ſelbſt. Aber gleichwohl 
bleibt es ſchlimm für die, die bei dieſer „bloßen Vermögensverſchiebung“ 
auf der Schattenſeite des Lebens haben ſtehen müſſen. Freilich ſagt 
man uns, die Volksgenoſſen, denen das Reich die vielen Milliarden 
ſchulde, „bildeten nicht die Minderheit des Volkes, die Milliarden 
ſeien zuſammengebracht durch viele Millionen von Zeichnungen, an 
denen letzten Endes durch die Zeichnungen der Sparkaſſen und Banken 
faſt jeder einzelne Volksgenoſſe mitbeteiligt fei”. Das iſt nun wohl 
an fic) eine ſtattliche Übertreibung, und es wird vielmehr umgekehrt 
die Zahl derer recht erheblich ſein, denen durch wirtſchaftliche Enge 
der Zwang auferlegt war, von dem Milliardenopfer fern zubleiben. 
Doch das mag dahingeſtellt bleiben. Angenommen ſelbſt, eine jede 
ſelbſtändige Wirtſchaft hatte ſich an der Zeichnung für die Kriegs⸗ 
anleihe beteiligt, ſo träfe, wenn wir auch nur jene 30 Milliarden 
von vorhin ins Auge faſſen, die nach der gemachten Annahme das 
Maß der wirklich eingetretenen Vermögensmehrungen bilden ſollen, 
bei rund 20 Millionen ſelbſtändiger Wirtſchaften im Reiche auf jeden 
im Durchſchnitte 1500 Mk. Jede der 20 Millionen von Wirt⸗ 
ſchaften hätte nun zur Verzinſung und Tilgung der 30 Milliarden 
im Durchſchnitt jährlich 90 Mk. aufzubringen, und wer von ihnen 
um den Durchſchnittsbetrag von 1500 Mk. im Vermögen geſtiegen 
iſt, erhielte im Jahre an Zins und Tilgung 90 Mk. Soll alſo die 
Rechnung Null für Null aufgehen, ſo müßte jemand ſchon um 1500 Mk. 
„reicher“ geworden ſein gegenüber dem Vermögensſtande beim Kriegs⸗ 
beginn. Hätte ſich aber ſein Vermögen um 1000 Mk. erhöht, ſo zahlt 
er ſeinen Kopfteil zu den Laſten mit 90 Mk. und erhält dagegen an 
Zins und Tilgung 60 Mk., iſt alſo trotz der ſcheinbaren Vermögens⸗ 
mehrung an wirtſchaftlicher Kraft gegen früher geſunken. Geſunken 
deshalb, weil die anderen mehr geſtiegen ſind als er, dergeſtalt, daß 
ſeine Vermögensmehrung hinter dem Durchſchnittsmaß zurüd-$ 
geblieben iſt. 

Wie ſollte es auch anders ſein: liegt doch jene „bloße Vermögens⸗ 
verſchiebung innerhalb des Volkes“ vor; d. h. alſo es muß, was 
die Verhältniſſe dem einen zugeſchoben haben, einem anderen Teile 
genommen worden ſein. Ob dabei der eine Teil, der empfangen 
hat, an Zahl größer iſt oder kleiner als der andere, und ob nicht 
auch hier Heines Wort gegolten haben ſollte, das bittere Wort vom 
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„Halt du viel, fo wirft du bald“ — das kann unerörtert bleiben, iſt hier 
auch belanglos, wo es nur darauf ankommt, hervorzuheben, wie ſich 
im allgemeinen die Wirkung jener Vermögensverſchiebung äußern muß. 

Wir können uns alſo ruhig vorſtellen, daß die Reichsſchulden⸗ 
verwaltung weiter nichts ſei als die Vermittlungsſtelle, die von dem 
einen Teil die Beträge einhebt, um ſie dem anderen Teile an Zins⸗ 
anfall und allmählicher Tilgung abzuführen. Mag dann die Reichs» 
leitung den von dem einen Teil zu entrichtenden Geſamtbetrag ver⸗ 
teilen wie immer, mag ſie zu direkter oder indirekter Beſteuerung 
greifen, zu Zöllen, zu Mtonopolen, fo kann ſich durch dieſe bloße Form 
der Einhebung an der Tatſache nichts ändern, daß immer der eine 
Teil zu geben hat und der andere nimmt. 

3. Alſo wäre das Ergebnis das, daß durch keinerlei Mußnahmen 
die durch die kriegswirtſchaftlichen Verhältniſſe geſchaffene Vermögens⸗ 
verſchiebung wieder ausgeglichen oder auch nur gemildert würde? 
Eine gewiſſe Ausgleichung bringt die Kriegsgewinnſteuer; freilich in 
einem trotz der an ſich beträchtlichen Höhe des Steuerertrages verhältnis⸗ 
mäßig recht beſcheidenen Umfange. Ein weiterer Ausgleich könnte 
etwa geſchehen durch eine Verſchärfung und Verbreiterung dieſer 
Steuer; ob dies durchführbar wäre, und welche Folgen es hätte, iſt 
hier nicht zu unterſuchen. Abgeſehen von dieſen Maßnahmen würde 
ausgleichend wirken nur die Zeit, die im ewigen Wandel der Dinge 
Berge aufwirft und Täler einebnet, Vermögen entſtehen, Vermögen 
zerfließen läßt; aber bis zu einer „Umgruppierung“ in einem Um: 
fange, daß die mächtigen Wirkungen der Vermögensverſchiebungen 
der Kriegszeit nicht mehr erkennbar wären, möchten nicht wenige 
Jahrzehnte vergehen. Hier aber böte ſich uns als ein weiteres und. 
wie uns ſcheinen will, recht wirkſames Mittel der Ausgleichung die 
Maßnahme dar, auf die unſere Unterſuchung hinzielt: die ſelbſttätige 
Anpaſſung an die wirtſchaftlichen Verändetungen für den weiten 
Bereich, auf den ſie nach dem Ergebniſſe unſerer Unterſuchung an⸗ 
gewandt werden ſoll. 

Ich brauchte hier nicht zu betonen, daß mir nichts weniger in 
den Sinn kommt, als etwa einer Herabſetzung des Zinsfußes für die 
Kriegsanleihe oder ſonſt einer Kürzung dieſer Anleihenverbindlichkeit 
des Reiches das Wort zu reden. Die Frage überhaupt zu erwähnen, 
gibt nur der Umſtand Veranlaſſung, daß anderwärts tatſächlich ſchon 
Maßnahmen dieſer Art beſprochen worden ſind, und daß in manchen 
Kreiſen die Befürchtung beſteht, es könnte zu einer ſolchen Beſchneidung 
der Gläubigeranſprüche kommen. Es bedurfte indeſſen, um ſolche 
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Gedanken weit abzuweiſen, nicht erſt der vom Staatsſekretär des 
Innern, Dr. Helfferich am 22. September 1916 gegenüber Vertretern 
wirtſchaftlicher Verbände abgegebenen ernſtlichen Verſicherung, daß 
die Reichsleitung ſolche Maßnahmen noch nie erwogen habe und 
niemals die Hand dazu bieten würde. Es verrät einen bedenklichen 
Mangel an Einſicht, wenn man auch nur die Möglichkeit einer ſolchen 
Maßnahme erwägt. Der Gedanke zerbricht ſofort an der Tatſache, 
daß ſich nicht nur der Kreis der ſpäteren Inhaber von Kriegsanleihe⸗ 
ſtücken, ſondern ſchon der Kreis der urſprünglichen Zeichner bei weitem 
nicht deckt mit dem Kreis derer, zu deren Gunſten jene ungeheure 
Vermögensverſchiebung eingetreten iſt. Braucht's des Beweiſes? 
Der eine hat Vermögenswerte irgendwelcher Art abgeſtoßen, um 
Kriegsanleihe zeichnen zu können, ohne doch nach der Zeichnung um 
einen Pfennig reicher zu ſein als vorher, ja er mag ſelbſt ein⸗ 
träglichere Vermögenswerte gegen die Kriegsanleihe hingegeben haben. 
Der andere aber hat die ihm im Kriege oder gar durch den Krieg 
zugefloſſene Vermögensmehrung nicht in Kriegsanleihe angelegt, 
ſondern in Induſtriewerten oder Hypotheken; gleichgültig nun, ob 
das nicht vielleicht gerade zu dem Zwecke geſchah, nicht durch die 
Zeichnung von Kriegsanleihe die Vermögensmehrung zu verraten. 
Wir haben alſo nicht Kreiſe, die ſich decken (ſei es auch nur derart, 
daß der kleinere ganz innerhalb eines größeren läge), ſondern Kreiſe, 
die ſich ſchneiden; und daraus ergibt ſich die unabweisliche Folgerung, 
daß die dem Zeichner der Kriegsanleihe gewährten günſtigen Be⸗ 
dingungen unangetaſtet bleiben müſſen für immer. Nie dürfte das 
Vertrauen derer getäuſcht worden, die vaterlandstreu und opferwillig in 
ſchwerer Zeit ihr Vermögen dem Reiche zur Verfügung geſtellt haben, — 
mögen wir uns auch fernhalten von einer ebenſo beliebten wie 
falſchen Vorſtellung, als wären alle die vielen Milliarden, die dem 
Reiche zugefloſſen ſind, aus eitel Vaterlandsliebe und Opfergeſinnung 
gezeichnet worden. 

Nach alledem aber wird es, mag das Ergebnis den betroffenen 
Volksteil ſchwer belaſten, bei der Tatſache bleiben, daß er — die 
Wirkung der gedachten Milderungen vorbehalten — den bevorzugten, 
den reicher gewordenen Volksgenoſſen zinsbar geworden iſt! 

Die Arbeiter aber, die Angeſtellten und Beamten (immer natürlich 
ſoweit ſie nicht neben dem Einkommen aus Arbeitsverhältnis oder 
Amt weitere Einkünfte beziehen), dieſe breiten Schichten alſo, ſoweit 
nur ihr Lohn⸗ und Gehaltseinkommen in Frage ſteht, ſind der Natur 
dieſes ihres Einkommens nach unter der wenig begünſtigten Be⸗ 
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völkerungsgruppe, haben alſo mitzutragen an der Zinslaſt zugunften 
der anderen. 

4. Der Ausgangspunkt meiner Ausführungen hat die Frage 
des Beamtengehalts gebildet. Zu ihm alſo im beſonderen wollen 
die folgenden Ausführungen zurückkehren. Daß nun der Beamten⸗ 
gehalt (bei einem ſelbſt beſcheidenen Familienſtande) nichts mehr an 
Belaſtung vertragen kann, iſt außer Frage. Das gilt für hohe und 
mittlere Beamte genau ebenſo wie für die unteren (wobei ſelbſt⸗ 
verſtändlich wieder von den Verhältniſſen derjenigen Feſtbeſoldeten 
ausgegangen werden muß die nicht neben ihrer Beſoldung noch andere 
Einkommen haben). Es iſt alſo mit aller Beſtimmtheit zu er⸗ 
warten, daß unter dem Drucke der kommenden Ausgabenſteigerungen 
alsbald nach dem Friedensſchluſſe ſtürmiſche Bitten um Gehalts⸗ 
erhöhung kommen werden. Kommen müſſen. Aber ſie werden, wie 
leider mit hoher Wahrſcheinlichkeit zu erwarten iſt, im weſentlichen 
ungehört verhallen. Dann wird ſich freilich mit greller Deutlichkeit 
zeigen, wie verhängnisvoll es geweſen iſt, daß man mit Mühe und 
Not von Zeit zu Zeit nur jeweils dem dringendſten Bedürfniſſe ab⸗ 
geholfen hat und nie die Entſchlußkraft hat finden können, grund⸗ 
legend zu beſſern und vorzuſehen. ` 

Wie ſehr beiſpielsweiſe in Preußen im Laufe der letzten feds 
Jahrzehnte die Gehalte hinter der allgemeinen Hebung des Volks⸗ 
wohlſtandes zurückgeblieben, die Beamten alſo damit weit unter die 
wirtſchaftliche Schicht geſunken ſind, der ſie um 1855 angehört hatten, 
das iſt in meinem erwähnten Aufſatze (in dieſem Jahrbuch S. 325 ff.) 
auf Grund einer Arbeit von Elz (in den Preuß. Jahrb. 1908, 
Bd. 132, S. 193 ff.) mitgeteilt. Neuerdings hat der Wirkl. Geh. 
Admiralitätsrat Dr. Danneel im Juniheft 1916 des „Beamten⸗ 
jahrbuches“ die früheren Berechnungen (die er ſelbſt unter dem Deck⸗ 
namen Dr. Elz veröffentlicht hatte) bis zum Jahre 1914 fortgeführt 
und damit gezeigt, welch bedrohlichen Fortgang auch fernerhin das 
Abſinken des Beamtentums genommen hat. In meiner genannten 
Arbeit habe ich gezeigt, daß die Verhältniſſe anderwärts ebenſo liegen, 
wie in Preußen. 

5. Nur eine grundſätzliche Umgeftaltuug unſeres 
Beſoldungsweſens kann hier Hilfe bringen, inſofern 
als wenigſtens ein weiteres Fortſchreiten dieſes Ab⸗ 
ſinkens verhütet würde, und mir will ſcheinen, als wären für 
eine Regelung dieſer Art immerhin beſſere Ausſichten vorhanden 
als für die Erreichung einer (einigermaßen fühlbaren) „Gehalts⸗ 
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aufbefferung” nach dem alten Brauche. Freilich beſtehenden und 
künftigen wirtſchaftlichen Nöten des Beamtentums wird nicht damit 
ausreichend geſteuert, daß nur einem ferneren Abſinken, das iſt alſo 
nur der Verſchärfung jener Notlage, vorgebeugt wird. Aber doch 
wäre es ſchon von Wert, dieſes zunächſt erreichbare Ziel ernſtlich 
anzuſtreben. Und wie es die Pflicht des Staates und der anderen 
öffentlichen Verbände iſt — Pflicht gegenüber ihren Beamten wie 
ihrem eigenen wohlverſtandenen Vorteil —, eine Erhöhung des be⸗ 
ſtehenden Übelftandes ſorgſam zu verhüten, fo werden fie fic) daneben 
auch nicht der Pflicht entſchlagen können, die früher verſäumten 
Maßnahmen nachzuholen und wenigſtens allmählich und nach Mög⸗ 
lichkeit die Beſoldungen wieder auf die Höhe des angemeſſenen — 
zum mindeſten des notdürftigen — Standes zu erheben. 

Nach dieſem Gedankengange ſcheint mir jetzt erſt recht meine 
Forderung begründet, das Sprunghafte, Unſichere, Kämpferiſche 
unſerer Gehaltsregelung durch ein Verfahren der Ordnung, Sicherheit 
und Ruhe zu erſetzen. Ich wiederhole alſo den Vorſchlag meines 
früheren Aufſatzes, mit einer gewiſſen jährlichen Steigerungszahl die 
Gehaltsreihe jedes Beamten zu berechnen und die gewonnene Zahl 
jährlich durch die ſtatiſtiſch zu beſtimmende wirkliche Teuerungszahl 
zu berichtigen. 

6. Ich verlangte eine ſtetige Steigerung. Hierzu veranlaßte 
mich die wirtſchaftliche Erſcheinung, wonach wir ſeit Jahrzehnten 
nichts anderes als eine Aufwärtsbewegung erlebt haben. Gewiß 
hat es zwiſchen hinein Preisſenkungen gegeben, Erhöhung der „Kauf: 
kraft des Geldes“. Aber das war jeweils eine vorübergehende Er⸗ 
ſcheinung, und auch mit dieſer Einſchränkung war ſie eine Erhöhung 
der Kaufkraft nur für den, der die ſtatiſtiſche Unterſuchung nach 
einer doppelten Richtung fehlerhaft anlegte. Fehlerhaft nämlich 
inſofern, als er die Berechnung die Großhandelspreiſe zur Grundlage 
nahm; denn wenn die Preiſe für den letzten Verbraucher genommen 
werden, wird ſich für die letztverfloſſenen ſechzig Jahre kaum je eine 
Einſenkung der Entwicklungslinie für den Durchſchnittswarenpreis 
berechnen. Fehlerhaft aber zugleich und beſonders inſofern, als eine 
ſolche Berechnung nur die Preisbewegung genau der nach Art und 
Menge gleichen Verbrauchsgegenſtände unterſuchte, ſtatt darauf Rück⸗ 
ſicht zu nehmen, daß ſich mit dem Fortſchreiten der Lebenshaltungs⸗ 
höhe Jahr um Jahr neue Verbrauchsgegenſtände zu den alten geſellten. 

Eine Steigerung aber als Grundlage mußte ich auch deshalb 
fordern, weil die Beamtengehalte (wie unbeſtritten iſt) hinter der 
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allgemeinen Steigerung der Lebenshaltung bedenklichſt zurückgeblieben 
ſind, ſo daß alſo auch dann, wenn in einem Jahre wirklich eine all⸗ 
gemeine Senkung der Lebensghaltungskoſten feſtgeſtellt würde, doch 
die Steigerung der Beamtengehalte ihren Fortgang nehmen müßte; 
würden damit doch die Gehalte wenigſtens wieder um ein kleines 
dem Durchſchnittseinkommen der Volksgenoſſen angenähert. 

7. Aber bei der ſtetigen Steigerung für ſich ſoll es nicht bleiben, 
vielmehr ſoll die jährlich durch die Steigerung gewonnene Verhältnis⸗ 
zahl jeweils auf Grund der wirklichen Bewegung der Lebenshaltungs⸗ 
koſten nachgeprüft und auf Grund des Ergebniſſes dieſer Prüfung 
berichtigt werden. (Das Nähere iſt ausgeführt a. a. O. [in dieſem 
Jahrbuch S. 341 ff. ].) 

Dieſe Berichtigung ſcheint nun allerdings der ſchwierigere Teil. 
Denn während die Beſtimmung der ſtetigen Gehaltsreihe und die 
Wahl eines zutreffenden Steigerungsſatzes nicht eben viel Mühe 
machen würde, hat es ſchon ſeine Schwierigkeit, auch nur die richtige 
Berechnungsweiſe und die geeigneten Grundlagen für jene hinzutretende 
jährliche Berichtigung zu finden. Ich habe in meinem Aufſatz in 
dieſem Jahrbuch S. 341 ff. unter Nr. 4 und 5 den Verſuch gemacht, 
eine ſolche Grundlage zu finden. Aber es will mir jetzt ſcheinen, als 
könnte dieſer Weg nicht zu einem brauchbaren Ergebniſſe führen. 
Hierüber ſollen die folgenden Ausführungen handeln. 

Jedoch mag vorher noch kurz geprüft werden, ob nicht die ſelbſt⸗ 
tätige Anpaſſung dadurch vereinfacht werden könnte, daß die feſten 
Beſoldungen gleich unmittelbar, alſo ohne eine vorherige Berechnung 
mit einer ſtetigen Steigerungsziffer Jahr um Jahr feſtgeſetzt würden. 

Ich glaube indeſſen, daß uns doch die Verbindung der beiden 
Berechnungsweiſen mehrfache Vorteile böte. Aus der Verwertung 
der Zahlenermittlung für die wirklich in Jahrzehnten ſprunghaft ge⸗ 
ſchehenen „Gehaltserhöhungen“ heutigen Brauches läßt ſich zunächſt 
ermitteln, um wieviel vom Hundert im Laufe dieſer Zeit der Durch⸗ 
ſchnittsgehalt zahlenmäßig tatſächlich geſtiegen iſt, und wie ſtark 
eine ſtetige Steigerung hätte ſein müſſen, um dasſelbe Endergebnis 
zu liefern. Daß wir aber ſeit Jahrzehnten ein Anſteigen der Gehalts⸗ 
zahlen gehabt haben, läßt mit größter Wahrſcheinlichkeit, wenn nicht 
mit Sicherheit den Schluß zu auf eine Fortſetzung dieſes Anſteigens. 
Alſo mag die ermittelte ſtetige Steigerungszahl zunächſt einmal weiter⸗ 
wirken — wenigſtens ſo lange, bis uns verläſſige Grundlagen zur 
Verfügung ſtehen würden, um danach die Bewegung der Lebens⸗ 
haltung mit Sicherheit zu beſtimmen. Würde zunächſt als Grund⸗ 
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lage die Berechnung nach einer ſtetigen Steigerungszahl gewählt, 
ſo brauchten wir nicht erſt jenen vielleicht nicht allzu nahen Zeitpunkt 
abzuwarten. Dann aber: die Überprüfung fordert die Beibringung 
eines reichlichen Zahlenſtoffes; dieſer aber läßt ſich (je nach der Art 
der zu verwendenden Rechnungsunterlagen) vielleicht jeweils nicht 
ſo rechtzeitig beſchaffen, daß nicht das Ergebnis einer auf ſolcher 
Grundlage angeſtellten Berechnung dem Jahr, für das ſie gelten 
ſollte, bedenklich nachhinken würde. Inzwiſchen müßte dann doch 
immer eine Vorſorge getroffen werden, und hierfür ſcheint mir dann 
die ſtetige Steigerung das einfachſte und angemeſſenſte Auskunfts⸗ 
mittel. Die Verbindung der beiden Berechnungsweiſen hätte dabei 
die Wirkung, ſtarke Schwankungen zu mildern und ſomit bis zu 
einem gewiſſen Grade eine wirkliche Stetigkeit in die Bewegung der 
Beſoldungslinie zu bringen; möglicherweiſe würde ſich auch dieſe 
Wirkung als ein Vorzug erweiſen. 

Das alles ſpricht dafür, die vorgeſchlagene Verbindung der 
beiden Berechnungsweiſen zu wählen. Doch kann ſehr wohl ſchon 
jetzt in Ausſicht genommen werden, daß bei weiterer Entwicklung 
die ſelbſttätige Anpaſſung nach jener einfachen und unmittelbaren 
Berechnungsweiſe beſtimmt werden könnte. 

Übrigens iſt die Frage, ob die gedoppelte Berechnungsweiſe zu 
wählen ſei oder die einſache, ſicherlich weniger wichtig als die andere: 
ob die allgemeine Bewegung der Lebenshaltungskoſten zahlenmäßig 
genau ermittelt werden kann, und welcher Weg zur Ermittlung ein- 
geſchlagen werden muß. 

Für dieſe andere Frage iſt ſchon das eine und erſte zweifelhaft: 
welches genau geſehen die wirtſchaftliche Größe iſt, 
deren Bewegung für die geforderte ſelbſttätige An⸗ 
paſſung die Grundlage zu bilden hätte. Dieſe Zweifel⸗ 
haftigkeit führte auch zu den Schwankungen der bisher in der vor⸗ 
liegenden Arbeit gebrauchten Ausdrucksweiſe, die ich mit Abſicht ſo 
habe ſtehen laſſen, wie ſie aus der Feder gefloſſen iſt: Schwankungen 
der allgemeinen Lebenshaltungskoſten — der Kaufkraft des Geldes — 
der durchſchnittlichen Einkommenshöhe — der Lebenshaltung des 
Volkes. Es muß alſo näher geprüft werden, auf was es uns 
für eine ſachgemäße Reglung in Wirklichkeit anzukommen hat. Dabei 
wird ſich vielleicht zeigen, daß es ſich bei den angegebenen Ausdrucks⸗ 
weiſen oder bei einem Teile ihrer gar nicht um verſchiedene Dinge 
handle, ſondern nur um verſchiedene Geſichtspunkte und Auffaſſungs⸗ 
weiſen für ein und dieſelbe wirtſchaftliche Erſcheinung. 
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III 


Um Klarheit über die Grundlage der ſelbſttätigen Anpaſſung 
zu erhalten, iſt es nötig, die mehreren wirtſchaftlichen Erſcheinungen 
gegeneinander zu vergleichen. 

1. Ich glaubte (a. a. O. S. 341) die Entwicklungslinie der 
Lebenshaltungskoſten erfaſſen zu können durch die Ermittlung, welchen 
Schwankungen die Preiſe einer möglichſt bunt und reichhaltig zu: 
ſammengeſtellten Reihe von Verbrauchsgegenſtänden unterworfen 
wären, und meinte, dieſe Schwankungen als Veränderungen iu der 
„Kaufkraft des Geldes“ auffaſſen zu müſſen. Der gleiche Gedanke 
iſt längſt auch von anderen vertreten worden. Neuerdings hat ihn 
Chriſten in einem Aufſatz in den Annalen des Deutſchen Reiches 
(1915, Heft 7, S. 493 ff.) vorgetragen. Er ſchildert hier ein Ver⸗ 
fahren, die „Kaufkraft des Geldes“ zu beſtimmen, und ſieht darin 
die Grundlage für eine Umgeſtaltung und Verbeſſerung unſerer 
„Währung“, indem nämlich unſere heutige mit ihrem gleichwohl 
wechſelnden wirtſchaftlichen Werte der Geldeinheit erſetzt werden ſollte 
durch eine „abſolute Währung“, deren Einheit ſich durch ihre immer 
gleichbleibende wirtſchaftliche Kraft auszeichnen ſollte. 

2. Auf ſolche Weiſe die Schwankungen der allgemeinen Kauf⸗ 
kraft des Geldes zu beſtimmen (ſofern man ſich mit Näherungswerten 
begnügen will), wäre rechneriſch jedenfalls erreichbar. Aber mir will 
ſcheinen, als ob eine Berechnungsweiſe, wie fie hier ins Auge gefaßt 
iſt, doch in ihrer Grundlage abzulehnen ſei, möchte ſie auch 
ſonſt zu annehmbaren Ergebniſſen führen; denn dies wäre nur 
der Fall infolge einer eigenen wirtſchaftlichen Erſcheinung, die nachher 
näher zu beſprechen iſt und nicht ohne weiteres in die Augen fällt. 
Das richtige Ziel würde damit nicht auf einem geraden Wege er⸗ 
reicht, ſondern nur mittelbar, auf einem Umwege, und würde der 
Durchſichtigkeit entbehren. 

Wir könnten nämlich mit jener Berechnungsweiſe die beſtehenden 
Schwankungen zahlenmäßig nur ſo erfaſſen, daß wir Jahr um Jahr die 
gleichen Rechnungsgrundlagen (die gleichen Waren und Leiſtungen) zur 
Berechnung zuſammenſtellen, während doch mit der anſteigenden Lebens⸗ 
haltung Jahr um Jahr zu den alten neue Bedürfniſſe hinzutreten 
als eine Verfeinerung und — meiſt — Verteuerung der Lebens⸗ 
haltung. Dieſe Erſcheinung würde ſeltſamerweiſe in der Berechnung 
ſelbſt nicht zutage treten, und doch wäre ſie in den Rechnungs⸗ 
ergebniſſen mit enthalten, wenn ſchon unzuverläfſig und un⸗ 
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vollſtändig. Iſt nämlich beiſpielsweiſe der Preis des Weizens (d. h. 
ſein Preis im Brote als der Erſcheinungsform des letzten Verbrauchs) 
allmählich von 10 auf 11 und 12 geſtiegen, ſo ſteckt in dieſer Zahlen⸗ 
verſchiebung zugleich die Wirkung eines allgemeinen Steigens der 
Lebenshaltung. Denn wenn der Bauer ſeinem Dienſtboten nicht mehr 
Magerkäſe und Dünnbier vorſetzen kann wie ehedem; wenn er dem 
Knecht nicht mehr 150, ſondern 250 Mk. zu zahlen hat, weil der 
Knecht nicht mehr hinter dem Ofen ſitzen will, ſondern ins Wirts⸗ 
haus geht und nicht mehr die Pfeife raucht, ſondern Zigaretten; 
wenn der Bauer ſelbſt ſich einen Raſſehund beilegt ſtatt des ſelbſt⸗ 
gezogenen Hausköters von ehedem: ſo ſind dies wirtſchaftliche Tat⸗ 
ſachen, die ſich in den Preiſen wenn nicht aller landwirtſchaftlichen 
Erzeugniſſe, fo doch in ihrem Durchſchnitte bemerkbar machen müfjen. 
Auch wenn wir alſo für unſere Berechnung die gleiche Warenliſte 
für Jahre beibehalten, ſo ſehen wir in der Liſte keineswegs ein reines 
Ergebnis der Preisſchwankungen nur eben dieſer beſtimmten Waren, 
ſondern zugleich das Ergebnis der Preisſchwankungen im allgemeinen, 
für jede Art Waren und Dienſte. 

Allgemein geſprochen: iſt im Jahre 1910 die Kaufkraft des 
Geldes = k, fo ift die entſprechende Zahl k, für 1915 k ＋ a 4 b, 
wobei a und b folgende Werte ſind: 

a ergibt ſich, wenn für die beiden Jahre genau die gleichen 
Arten und Mengen von Waren und Leiſtungen, in derſelben Güte, 
verglichen werden, ſo daß alſo Mengen, die in einem Vergleichsjahre 
höher oder von beſſerer Art ſind als im anderen, außer Betracht 
bleiben. Schon inſoweit wird ſich mit Wahrſcheinlichkeit ein gewiſſer 
Unterſchied der beiden Jahre berechnen, der ſich ganz ausſchließlich 
auf die Preisbewegung gerade dieſer Waren und Leiſtungen bezieht, 
mit genau dieſen Mengen des Verbrauches. 

Zur Größe b: Die Vergleichung der beiden Jahre würde zeigen, 
daß 1915 manche Waren und Leiſtungen verbraucht wurden, die 1910 
nicht in dieſer Menge oder Güte oder überhaupt nicht verbrgucht 
worden find. Vielleicht auch iſt manche Ware im Jahre 1915 weg⸗ 
gefallen, die zum Verbrauch von 1910 gehört hatte. Alle Anderungen 
dieſer Art ſind nicht Außerungen einer Anderung im Preiſe der 
einzelnen Waren, ſondern ein Ausdruck für das Auf und Ab in der 
Lebenshaltung des Volkes. 

Sowohl die Wertgröße a wie auch die Wertgröße b kann natürlich 
poſitiv wie negativ ſein. Die beiden aber bei der Berechnung aus⸗ 
einanderzuhalten, iſt, wie geſagt, jedenfalls praktiſch nicht möglich. 


we 
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Nicht nur aber Veränderungen in der Lebenshaltungshöhe üben 
ihren Einfluß auf die Preisſchwankungen der einzelnen Waren, ſondern 
die Preisgeſtaltung jeder Ware wird notwendig ſchon dadurch beeinflußt, 
daß andere Waren, wenn auch im übrigen vollkommen gleichgeblieben 
gegen früher, ihren Preis ändern. Koſtet heute ein Fahrrad 150, 
ſo koſtet dasſelbe Rad in fünf Jahren möglicherweiſe 160, vielleicht 
auch 135 Mk. Im einen Fall kann die Erhöhung der Rohſtofſpreiſe 
oder des Arbeitslohnes oder die Einführung einer Aufwandſteuer 
oder eine Anderung der Währung den Preis geſteigert haben; im 
anderen Falle hat vielleicht eine Verſchärfung des Wettbewerbes oder 
eine einſchneidende Verbilligung des Herſtellungs verfahrens eine Gr, 
mäßigung des Preiſes bewirkt. In beiden Fällen aber iſt un⸗ 
ausbleiblich für die Preisbewegung mitbeſtimmend die Bewegung 
der Kaufkraft des Geldes im allgemeinen: mäßigend bei ihrem 
Steigen, ſteigernd bei ihrem Sinken. Denn dieſes Steigen oder 
Sinken muß notwendig ſeine Wirkung äußern auf die Höhe der 
Löhne, auf die Preiſe der Roh- und Halbſtoffe, der Werkzeuge, auf 
die Miete der Verkaufs⸗ und Lagerräume und ſomit auf den Preis 
des fertigen Erzeugniſſes. 

Darum könnte eine Unterſuchung darüber, wie ſich im Laufe 
der Jahre der Preis der einzelnen Ware verſchiebt, niemals die 
Schwankungen eines „inneren Wertes“ dieſer Ware rein aufzeigen. 

Erſtreckten wir dann auch die Unterſuchung auf eine beliebig zu⸗ 
ſammengeſtellte Gruppe von Waren, fo bekämen wir wiederum das Er⸗ 
gebnis, daß die Preisbewegung bis zu einem gewiſſen Grade zugleich 
auch die von der Anderung der Lebenshaltung beeinflußte Schwankung 
der allgemeinen Kaufkraft des Geldes widerſpiegeln würde. Mit 
der auf eine ſolche Warengruppe beſchränkten Unterſuchung hätten 
wir übrigens nur ein ganz unzuverläſſiges Zufallsbild gewonnen. 

3. Im einzelnen läßt ſich eine Berechnung jener Schwankungen, 
die ſich auf die zuſammengefaßten Preisſchwankungen einzelner Waren 
und Leiſtungen aufbaut, in verſchiedener Weiſe ausgeführt denken. 
In jedem Falle zwar müßte ermittelt werden, wie viele Mengen be⸗ 
ſtimmter Waren in einem gewiſſen Ausgangs jahre von der Geſamt⸗ 
bevölkerung verbraucht worden ſind, und man fände, wenn jede dieſer 
Zahlen mit der dazugehörenden Preiszahl vermehrt wird, das Gr, 
gebnis, das dem Geſamtaufwand für die behandelten Rechnungs⸗ 
grundlagen (Waren 'und Leiſtungen) entſpräche. Für die Berechnung 
auf die folgenden Jahre aber beſtänden die verſchiedenen Möglich⸗ 
keiten: 
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a) Man kann in dieſen folgenden Jahren die gleichen Rechnungs⸗ 
grundlagen wie im Ausgangsjahre beibehalten, keine weglaſſen, keine 
hinzufügen, auch durchwegs die gleichen Verbrauchsmengen anſetzen 
wie im Ausgangsjahre. Die Preiszahlen zu den einzelnen Rechnungs⸗ 
grundlagen werden dann zumeiſt geändert ſein, und damit wird ſich 
auch für den Jahresaufwand eine andere Anſchlußziffer ergeben als 
im Ausgangsjahre. 

b) Man kann aber auch zwar die Rechnungsgrundlagen nach 
der Art, wie ſie im Ausgangsjahre angeſetzt waren, beibehalten, 
aber nunmehr diejenigen Mengen einſetzen, die jetzt den Geſamt⸗ 
verbrauch des Volkes entſprechen, dann wird die Abſchlußziffer der 
Berechnung eine andere ſein als bei a. 

c) Man kann endlich weitergehend auch in der Art der Rechnungs: 
grundlagen Anderungen eintreten laſſen. Zwar machen Weglaſſungen 
von ſolchen (bei dem vollſtändigen Wegfalle eines Verbrauchs dieſes 
Gegenſtandes) keinen Unterſchied gegenüber der Berechnungsweiſe 
unter b, weil auch dort, wegen des Anſatzes der Menge mit Null auch 
das Produkt mit der Preiszahl hinſichtlich dieſes Gegenſtandes zu 
Null wird. Anders dagegen beim Hinzutreten neuer Rechnungs⸗ 
grundlagen, die im Volks verbrauche aufkommen. Ihre Aufnahme in 
die Rechnung muß wiederum andere Abſchlußzahlen ergeben als bei 
a und b. 

Von dieſen drei Berechnungsweiſen muß die unter a ohne weiteres 
ausſcheiden, weil ſie offenbar zu unzutreffenden Ergebniſſen führen 
würde. Es kann inſolge von Anderungen in der Lebensführung des 
Volkes ein Gegenſtand an Verbrauchsmenge ſtark zurückgehen, dann 
wird auch (namentlich wenn der Grund dafür eine aufkommende 
Geſchmacksabwendung, ein freiwilliges Aufgeben des Verbrauches iſt) 
mit Wahrſcheinlichkeit eine Preisminderung für dieſen Gegenſtand 
eintreten. Würde dann gleichwohl der Gegenſtand mit der ur, 
ſprünglichen Mengenzahl in der Rechnung weitergeführt, ſo würde 
das Ergebnis dadurch verfälſcht, daß die Preisſenkung in der Rech⸗ 
nung ihren Einfluß auf eine der Wirklichkeit nicht entſprechende, zu 
hohe Verbrauchsmenge üben würde. Und umgekehrt, wenn ein Gegen⸗ 
Rand ſtark in Aufnahme kommt und vielleicht — gerade infolge 
dieſer Verbrauchsmehrung — auch eine Preisſteigerung eintritt, ſo 
würde dieſe Steigerung, auf die zu niedrige Verbrauchsmengenzahl 
verrechnet, nur in unzureichender Weiſe zur Bildung der Abſchluß⸗ 
zahl beitragen. 

Bei den beiden anderen Berechnungsweiſen (unter b und c) 
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find nun die Anderungen in der Lebenshaltung des Volkes bereits 
mitberückſichtigt, die fih durch Verſchiebungen in den Verbrauchs⸗ 
mengen äußerte. Dann zeigt ſich aber auch, daß wir es hier nicht 
mehr mit einer bloßen und reinen Verſchiebung der Warenpreiſe, mit 
einer bloßen „Anderung in der Kaufkraft des Geldes“ (in ihrer Be⸗ 
ziehung auf beſtimmte einzelne oder auf alle Waren) zu tun haben, 
ſondern daß hier mitberückſichtigt ſind die Anderungen 
in der Höhe der Lebenshaltung und damit die Ber: 
änderungen in den Koſten, die das Volk im Durchſchnitt 
auf ſeine Lebenshaltung aufwenden muß. 

Wenn es nun möglich wäre, wirklich alle Verbrauchsgegenſtände 
(Waren und Leiftuugen), und nur dieſe (d. h. nicht die einzelnen 
zum Teil mehrfach), in Rechnung zu ſtellen, und wenn es vollends 
möglich wäre, die Berechnung unter c fo anzuſtellen, daß alle jeweils 
neu aufkommenden Verbrauchsgegenſtände in die Rechnung eingeführt 
würden, dann hätten wir, will mir ſcheinen, dasſelbe Bild, das ſich 
uns auch böte, wenn wir auf eine andere Weiſe den Geſamtaufwand 
des Volkes, auf den Kopfzahldurchſchnitt zurückgeführt, erfaſſen und 
der Berechnung zugrunde legen könnten. 

Offenbar würde die Berechnung nach c, ſofern fie wirklich voll⸗ 
kommen durchführbar ſein ſollte, ein richtigeres Ergebnis gewährleiſten 
als die nach b. Aber die Ergebniſſe der beiden Berechnungen würden 
wegen der innigen Wechſelwirkung, die die Preisgeſtaltung einer 
Ware auf die aller anderen ausübt, wohl kaum ſtark voneinander 
abweichen, ſofern nur nicht die Berechnung nach b an ſich auf eine 
zu ſchmale Grundlage geſtellt geweſen wäre, und ſofern es ſich nicht 
um eine nach Menge oder Preishöhe allzu ſprunghafte Anderung 
handelt. Auch wenn wir alſo davon abſehen, die neuen Verbrauchs⸗ 
gegenſtände mit in die Rechnung aufzunehmen, werden ſie ſchon in 
der Preisgeſtaltung aller anderen mitberückſichtigt ſein. Nur eins 
wäre dabei freilich zu beachten, daß dieſes Einwirken aller Waren⸗ 
preiſe auf alle nicht eine jederzeit fofort eintretende Erſcheinung iſt, 
ſondern daß bis zur Erreichung des vollen Auswirkens und damit 
eines gewiſſen Gleichgewichtszuſtandes unter den einzelnen Waren⸗ 
preiſen Monate und ſelbſt Jahre vergehen können. 

4. Dieſe Überlegungen leiten zu dem Gedanken über, ob nicht 
deshalb, weil mit dieſen Berechnungsweiſen die richtigen Ergebniſſe 
nur mittelbar und in undurchſichtiger Weiſe zu gewinnen wären, 
an ihre Stelle eine andere Berechnungsweiſe zu ſetzen iſt, die das 
richtige Ergebnis auf einem geraden, klar zu überblickenden Wege zu 
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erreichen erlaubte. Zu einer ſolchen Frage führt uns auch die Be⸗ 
ſonderheit unſeres Ausgangspunktes, die beſtehenden Schwankungen 
(in der Kaufkraft des Geldes, in der Lebens haltungshöhe des Volkes, 
in den Lebenshaltungskoſten) an den Verhältniſſen des einzelnen 
Familienhaushalts, eines Durchſchnittshaushalts oder des Geſamt⸗ 
haushalts eines Volkes zu meſſen — alſo nicht ſo faſt auf die 
Schwankungen in den Preiſen (d. h. eine Eigenſchaft der Sachen) 
zu ſehen, als vielmehr ſie als eine die Perſon und ihre Lebens⸗ 
verhältniſſe berührende Erſcheinung zu erfaſſen. 

Denken wir uns einen beſtimmten Einzelhaushalt, und zwar 
in der Weiſe, daß er in zwei aufeinanderfolgenden Jahren genau 
dieſelben Mengen von Waren und Leiſtungen in genau derſelben 
Beſchaffenheit und Güte verbrauche, ſo kommt es, wenn die einzelnen 
Waren und Leiſtungen in verſchiedenen Graden im Preiſe ſchwanken, 
für die Berechnung ſehr weſentlich darauf an, in welchem Verhältniſſe 
die Aufwendungen auf die einzelnen Waren und Leiſtungen ſtehen. 
Indeſſen würde uns eine richtig durchgeführte, d. h. das Miſchungs⸗ 
verhältnis berückſichtigende Berechnung hier wirklich haarſcharf er⸗ 
geben, in welchem Maße für dieſen Haushalt die Kaufkraft des 
Geldes in dem einen Jahre höher geweſen iſt als im anderen. Das 
Ergebnis würde hier vollkommen zuſammentreffen mit der Anderung, 
die von dem einen auf das andere Jahr in den Lebenshaltungskoſten 
der Familie eingetreten iſt. 

Die eben gemachte Vorausſetzung iſt aber in Wirklichkeit niemals 
gegeben. Es iſt vielmehr unvermeidlich, daß gewiſſe Schwankungen 
in den Einzelheiten des Verbrauches nach Menge und Art eintreten, 
ſelbſt wenn nach der Wertſchätzung der Volksgenoſſen im allgemeinen 
die Lebenshaltungshöhe als gleichgeblieben angenommen würde. Schon 
hier fällt alſo die Anderung in der Kaufkraft des Geldes nicht mehr 
zuſammen mit den Anderungen der Lebenshaltungskoſten. Nun 
vollends in den Fällen, wo die Anderung in Einzelheiten ein 
Maß erreicht hat, daß man auch praktiſch die Lebenshaltung nicht 
mehr als gleichgeblieben beurteilt. Zum Beiſpiel: die Familie hat 
begonnen, zum Mittagstiſch ein Glas Wein zu nehmen, hat eine 
teurere Wohnung bezogen, hat einen Sohn aus der Volksſchule in 
die Mittelſchule gegeben; oder fie mußte umgekehrt erſparnis halber 
auf mancherlei bisherige Ausgaben verzichten. Ebenſo ſteht es, 
wenn wir unſere Betrachtung auf das Volksganze erſtrecken. Auch 
hier haben wir (was allein ſchon ausreichend wäre, eine genaue Be⸗ 
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die man allgemein nicht als Anderungen der Lebenshöhe anfieht, 
ſondern meiſtens beſteht ein wirkliches Aufſteigen oder Sinken der 
Lebenshaltung. Das Maß dieſes Schwankens iſt für ſich nicht 
beſtimmbar (ſo daß man die Möglichkeit hätte, danach das Ergebnis 
unſerer Berechnung für das Schwanken der Kaufkraft des Geldes 
zu berichtigen), ſondern man muß ſchon gleich, während man dieſe 
Berechnung anſtellt, die Tatſache mit in den Kauf nehmen, daß not⸗ 
wendig das Rechnungsergebnis auch den Einfluß dieſes Sinkens oder 
Steigens der Lebenshaltung mit und unausgeſchie den zum 
Ausdruck bringt. 

Die „Kaufkraft des Geldes“ iſt eben nur in einem gewiſſen 
Sinne gleichgeblieben, wenn ich heuer um denſelben Geldbetrag 
genau die gleichen Warenmengen in genau derſelben Beſchaffenheit 
bekommen kann wie im Jahre vorher, und eine in dieſem Sinne 
durchgeführte Unterſuchung über die Schwankungen der „Kaufkraft 
des Geldes“ würde uns allerdings eine Anſchauung liefern von den 
Schwankungen im Durchſchnittspreiſe aller Waren und Leiſtungen. 
Eine Unterſuchung der Art mag rein wiſſenſchaftlich ihre Reize 
baben — vielleicht auch Vorteile bieten, obwohl mir das zweifelhaft 
ſcheint. Jedenfalls aber für Fragen des Lebens, und im beſonderen 
für unſere Frage einer ſelbſttätigen Anpaſſung der Beſoldungen an 
beſtehende Schwankungen, wäre fie ohne Wert. Hier kommt es viel- 
mehr darauf an, ob nach der Auffaſſung des Volkes (oder einer 
Bevölkerungsſchicht? wovon ſpäter) die denſelben Koſtenaufwand 
erfordernde Lebenshaltung des Volkes (oder der Schicht) von heute 
und von vor zehn Jahren als gleichgeblieben, als geſtiegen, als ge⸗ 
ſunken anzuſehen iſt. 

5. Wie wir hieraus zu entnehmen haben, iſt zum mindeſten 
für Zwecke des Lebens (wenn nicht überhaupt) die Geldeinheit nicht 
eine Größe, um die heuer und in zehn Jahren eine beſtimmte Menge 
einer beſtimmten Ware oder ein beſtimmter Teil eines Inbegriffs 
unverändert gleichbleibender Waren in gleicher Zuſammenſetzung er» 
worben werden kann, ſondern ſie iſt uns eine Größe, um die 
jeweils ein gleich großer Bruchteil des Jahresaufwands 
für den Durchſchnittsunterhalt eines Volksgenoſſen 
beſtritten werden kann. Gegenſtändlicher geſprochen: Wer im 
Sabre 1910 mit einem Einkommen von 2000 Mk. feine Lebſucht be⸗ 
ſtritt, iſt dann wirtſchaftlich gleichgeblieben, wenn ihm auch im 
Jahre 1915 ſein jetzt zahlenmäßig geändertes Einkommen diejenige 
Höhe der Lebensführung erlaubt, die jetzt ſeiner Schicht nach der 
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Auffaſſung der Volksgenoſſen zukommt. Und wie das Einkommen 
im ganzen, trotz der Anderung ſeiner zahlenmäßigen Höhe, wirtſchaft⸗ 
lich gleichgeblieben ift, fo auch jeder Bruchteil, jedes Tauſendſtel. 
Nicht die einzelne Mark im einen wie im anderen Jahr iſt nach ihrer 
wirtſchaftlichen Kraft gleich, aber jedes Einkommenstauſendſtel von 
damals dem von heute, da darum heute wie damals ein Tauſendſtel 
des Lebensaufwandes in ſeiner umgewandelten Betragshöhe beſtritten 
werden kann. 

6. Die Unmöglichkeit, die Veränderungen in der Kaufkraft des 
Geldes rein zur Darſtellung zu bringen, d. h. losgelöſt von der Mit⸗ 
wirkung einer ſteigenden oder ſinkenden Lebenshaltung, iſt keineswegs 
eine Erſcheinung, die den Wert der anzuſtellenden Berechnungen und 
ihrer Ergebniſſe beeinträchtigt. Sie iſt vielmehr innerlich wohlbe⸗ 
gründet, und zwar über das Gebiet der feſten Beſoldungen und all⸗ 
gemein der fortlaufenden Leiſtungen hinaus. Vereinbare ich beiſpiels⸗ 
weiſe heute mit jemand, daß er mir in fünf Jahren 50 000 Mk. zu 
zahlen habe, ſo iſt dieſer Geldbetrag in fünf Jahren um einiges 
weniger wert, die Kaufkraft des Geldes alſo geſunken, mag zwar all⸗ 
gemein jede Familie die gleiche Menge und Güte von Fleiſch und Brot 
verzehren, in ſünf Jahren wie heute, die Wohnmiete gleichgeblieben 
ſein, die Bekleidung, die Vergnügungen, zugleich auch die Preiſe 
für alle dieſe Dinge — wenn aber in der Zwifchenzeit die Übung 
aufgekommen wäre, daß man ſich zur Fortbewegung des Fahrrades 
bediente, das zur Zeit des Vertragsſchluſſes noch unbekannt war. 
Inſoweit alſo, nur in dieſem einzigen Punkte, wäre die Lebenshaltung 
geftiegen, aber dieſer eine Umſtand hätte zur Folge, daß nun die 
2000 Mk., die zur Zeit des Vertragsſchluſſes (als die Zinſen aus 
50 000 Mk.) einer beſtimmten Familie genau den Lebensunterhalt 
ermöglichten, nun nicht mehr voll hierzu ausreichten, weil jetzt die 
Aufwendungen auf das Fahrrad zu den bisherigen Ausgaben des 
Haushaltes einer ſolchen Familie hinzugetreten wären. Und in dieſer 
Weiſe muß jede Anderung der Lebenshaltung (ſofern nicht zufällig 
die Ermäßigung in einem Punkte genau die Erhöhung in einem 
anderen ausgleicht) ihren Einfluß auf die Kaufkraft des Geldes 
ausüben, und mit jeder Anderung der allgemeinen Lebenshaltung 
nach oben oder unten ergibt ſich notwendig eine Verſchiebung in der 
wirtſchaftlichen Kraft einer gleichbleibenden Summe. Denn die An⸗ 
derungen in der allgemeinen Lebenshaltung ſind nicht etwas, was 
der Einzelne mitmachen oder unbeachtet laſſen könnte, und darum 
nüſſen fie neben den Schwankungen der einzelnen Preiſe aller 
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Waren und Leiſtungen als gleichwertiger Umſtand mit in Rechnung 
kommen. 

Und da ſie bei der Berechnung, wie ſich gezeigt hat, überhaupt 
nicht ausgeſchieden werden können, ſo iſt gerade dieſes, wenn man 
will, unreine Ergebnis dafjenige, was uns die richtige, die 
wirklich brauchbare Grundlage der Berechnung bietet, 
müßte uns alſo die wahre Bewegung der Kaufkraft des Geldes und 
ebenſo die wahre Bewegung der Lebenshaltungshöhe angeben, ſofern 
es möglich wäre, für das geſamte Volk (oder für eine einzelne Gruppe) 
alle und genau diejenigen Gegenſtände (Waren, Leiſtungen) 
rechneriſch zu erfaſſen, die im Rechnungs jahre „verbraucht“ worden 
ſind. Wir müßten dazu ſämtliche beſtehenden Verbrauchsgegenſtände 
in die Rechnung aufnehmen; aber wenn dies ſelbſt möglich wäre, 
würde ſich unvermeidlich ergeben, daß vielfach in den einzelnen Zahlen 
Teile von Waren und Leiſtungen ſtecken würden, die zur Herſtellung 
anderer nun eigens wieder in der Rechnung vorkommender Waren 
verwendet worden ſind. Denn wird beiſpielsweiſe der Brennſpiritus, 
der im Liter geholt wird, dazu dienen, dem Kinde des kleinen Handwerks⸗ 
mannes die Milchflaſche zu wärmen oder in ſeinem Geſchäftsbetriebe 
dazu, der hergeſtellten Ware für den Verkauf den letzten Glanz zu 
geben? Und wird der Feinbäcker die auf dem Wochenmarkte gekauften 
300 Eier für den eigenen Haushalt in Kalk legen oder zur Herſtellung 
von Verkaufsgebäck verwenden? Und ſo iſt es millionenfach nicht 
möglich zu ermitteln, inwieweit es ſich bei den Umſatzgeſchäften um 
Gegenſtände des letzten Verbrauches handelt, die doch allein für 
unſere Rechnung in Frage kommen könnten. Und iſt der Ziegelſtein 
ein Gegenſtand des „ſchließlichen Verbrauchs“, wenn er verwendet 
wird zum Bau eines Eigenlandhauſes — eines ſtädtiſchen Zins⸗ 
hauſes — eines Fabrikneubaues? Unvermeidlich alſo würde die er⸗ 
mittelte Zahl des Geſamtaufwandes entweder nur einen Bruchteil 
oder — viel wahrſcheinlicher — fie würde ein Vielfaches des wirf- 
lichen, von den Volksgenoſſen gemachten Verbrauches darſtellen. Da⸗ 
mit aber wäre die Verwendung dieſer Aufwandszahlen als Grund⸗ 
lage der Berechnung unzuverläſſig und mit ihr das damit zu er- 
reichende Ergebnis nur mit Vorbehalt verwendbar. 

7. Wir haben damit einſtweilen dieſes Ergebnis: Unbrauchbar 
für unſeren Zweck iſt der Verſuch, die Schwankungen in der Kauf: 
kraft des Geldes zu beſtimmen, ſofern er die Mitwirkung der 
Schwankungen in der Lebenshaltungshöhe auszuſchalten trachtete. 
Aber auch die Beſtimmung der Schwankungen in der Art, daß ſie 
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dieſem anderen Geſichtspunkte Rechnung trüge, würde durch die 
tatſächliche Unmöglichkeit ſchwer beeinträchtigt, genau das volle Maß 
des wirklichen Jahresverbrauches zugrunde zu legen und auch nicht 
mehr als dieſes. 

Da es aber zum richtigen Ergebniſſe führen müßte, wenn ſich 
eben dieſes richtig ermittelte Geſamtmaß des letzten Verbrauches 
innerhalb des ganzen Volkes als Rechnungsgrundlage gewinnen ließe, 
ſo iſt zu prüfen, ob nicht an Stelle der Berechnung, die die einzelnen 
Waren und Leiſtungen, freilich in ihrer Geſamtheit, zuſammenzuſtellen 
ſuchte, eine andere zu treten hätte, bei der der Geſamtverbrauch 
des Volkes auf eine ſicherere und doch viel einfachere 
Weiſe beſtimmt werden könnte. 


IV 


1. Für eine ſolche Ermittelung des Geſamtverbrauches des 
Volkes wäre auszugehen von dem Geſamteinkommen des Volkes. 
Deſſen Höhe aber läge uns ohne weiteres in den Ergebniſſen der 
Einkommenſteuerveranlagung vor (ſofern wir die heute freilich noch 
lange nicht zutreffende Annahme machen, daß das Veranlagungs- 
ergebnis die Wirklichkeit voll erreichte). 

2. Für eine vom Geſamteinkommen des Volkes ausgehende Er⸗ 
mittelung des Geſamtverbrauches könnten indeſſen offenbar nur die 
Einkommen der natürlichen Perſonen in Anſatz kommen. Nicht zu 
berückſichtigen wären vor allem die Einkommen oder die Verbrauchs⸗ 
zahlen der juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechtes; denn deren 
Erträgniſſe kommen dem Gemeinwohl zugute, erhöhen die Lebens⸗ 
haltung der Allgemeinheit, nicht Einzelner (Aufwand für die all⸗ 
gemeine Ordnung und Sicherheit; Schulen; freies Bad; Abwaſſer⸗ 
leitung). Ebenſowenig aber auch die Einkommen der Erwerbs⸗ 
geſellſchaften, der Vereine, der Stiftungen. Denn auch dieſe äußern 
ihre Wirkungen zum Teil zugunſten der Allgemeinheit und erhöhen 
die Lebenshaltung im ganzen, und zum Teil dienen ſie (wie eben 
namentlich die Erwerbsgeſellſchaften) nur dem Erwerbe, und die Er⸗ 
trägniffe fließen den beteiligten natürlichen Perſonen zu, kommen 
alſo bei der Feſtſtellung der Einkommen dieſer ohnehin zur Berechnung. 
Soweit aber die Erträgniſſe einer juriſtiſchen Perſon nicht der All⸗ 
gemeinheit zugute kommen und auch nicht in offenkundiger Weiſe auf 
den Einzelnen als Gewinnanteil abfließen, iſt es Sache der Feſtſtellung 
des Einkommens (für den Steuerzweck wie für unſere Berechnung), 
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auch die mehr in verſteckter Weile der einzelnen natürlichen Perſon 
zufließenden Vorteile aus ihrer Beteiligung bei einer juriftifden 
Perſon ihr als Einkommensteil zu buchen (zum Beiſpiel Zuwendung 
einer unter dem Werte berechneten Dienſtwohnung oder Ablaſſung 
von Nahrungsmitteln und Gebrauchsgegenſtänden unter ihrem Werte 
an Angeſtellte. Solche Vergünſtigungen ſind volkswirtſchaftlich Ein⸗ 
kommensteile). N 

Übrigens läge eine ſtändige ſtarke Fehlerquelle für unſere Be⸗ 
rechnung darin, daß in das Geſamteinkommen des Volkes auch die 
Einkommen der juriſtiſchen Perſonen einbezogen würden. Denn je 
mehr ſich in einer Volkswirtſchaft eine Zuſammenſchließung Einzelner 
zu Geſellſchaften (ja weiter von Geſellſchaften zu wieder eigenen 
Verbänden mit wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit) herausbildet, werden 
die geſondert auftretenden Einkommen immer mehr vervielfältigt; 
die Erträgniſſe der Wirtſchaft erſcheinen zunächſt als ſolche etwa einer 
Erwerbsgeſellſchaft und danach in der Verteilung des Geſellſchafts⸗ 
erträgniſſes zum zweitenmal als Einkommen Einzelner (Einkommen 
der Familie Krupp vor der Bildung der Aktiengeſellſchaft und nach⸗ 
her!). Damit erſchiene in der Berechnung eine Erhöhung des 
Geſamtvolkseinkommens auch da, wo in Wirklichkeit eine ſolche nicht 
vorliegt. 

Wollen wir im beſonderen das Einkommen des Feſtbeſoldeten 
richtig bemeſſen, ſo kann es ohnehin nur darauf ankommen, wie hoch 
ihm gegenüber das Einkommen des einzelnen Volksgenoſſen iſt. Alſo 
ob der Ertrag von gewerblichen Unternehmungen des Staates oder 
einer Gemeinde, ob der Ertrag eines Stiftungswaldes, ob der 
zur Dividendenverteilung verfügbare Gewinnbetrag einer Erwerbs⸗ 
geſellſchaft geſtiegen oder geſunken iſt, iſt für unſeren Zweck ohne 
Bedeutung. Maßgebend iſt vielmehr, ob nach der Bewegung, die 
der Verlauf eines Jahres gebracht hat, die durchſchnittliche Lage 
der lebenden Volksgenoſſen, ſoweit ſie nicht feſtbeſoldet ſind, gleich⸗ 
geblieben, geſtiegen, geſunken iſt, gegenüber der Lage der Feſtbeſoldeten. 
Wir können das Leben des einzelnen Menſchen, ſeine wirtſchaftliche 
Lage und Behaglichkeit nur meſſen an der Lebenshöhe der lebendigen 
Volksgenoſſen. 

3. Doch zurück zur Ermittelung des Geſamtverbrauches 
des Volkes. Wir hatten unter III 4 den Weg beſprochen, der 
über die Zuſammenſtellung der einzelnen Waren und Leiſtungen zur 
Ermittelung des Geſamtverbrauches des Volkes führen ſollte. Daraus 
ergäbe ſich die Folgerung, daß auch bei dem anderen Wege, den wir 
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eben beſprechen, nicht das Geſamteinkommen die Rechnungs- 
grundlage zu bilden hätte, ſondern nur ein gewiſſer Teil dieſes 
Einkommens, der vom Volke wirklich verbraucht wird. Es läßt ſich 
wohl denken, daß eine Ermittelung dieſes Verbrauches bei der ein⸗ 
zelnen natürlichen Perſon und demnach für das ganze Volk möglich 
wäre, ja daß durch eine gewiſſe Anderung (und Verbeſſerung 7) der 
Einkommenſteuer dieſe Ermittelung ſchon für Steuerzwecke ſtattfände, 
alſo hierdurch die erforderlichen Zahlen ſür unſere Berechnung 
ſchon fertig zur Verfügung ſtünden. Doch wird ſich die nähere Er⸗ 
drterung dieſer Frage, wie der Geſamtverbrauch zu ermitteln wäre, 
erübrigen, wenn ſich aus dem Folgenden ergibt, daß wir für unſere 
Unterſuchung über die Schwankungen der Lebenshaltungskoſten und 
der Kaufkraft des Geldes in Wahrheit doch nicht die Zahl des 
Geſamtverbrauches, ſondern die des Geſamteinkommens zu⸗ 
grunde zu legen haben. Um aber hierin klarer zu ſehen, wird es 
fich empfehlen, von einem zahlenmäßig beſtimmten Beiſpiel aus⸗ 
zugehen. 

a) Nehmen wir einen Haushalt, deſſen Einkommen in einem 
beſtimmten Jahre 3500 Mk. betrage. Wir wollen dann annehmen, 
es würden hiervon folgende Ausgaben beſtritten: 


für Ernährung 1200 Mk. 
„Wohnung, Heizung, Beleuchtung, 800 = 
e Bekleidung 600 
„Erhaltung und Reinigung 150 
„Erziehung der Rinder 150 
„kleinere Ausgaben 100 


Summa 3000 Mk. 


Unter den Ausgaben aber ſollen, wie wir weiter annehmen 
wollen, keine ſolchen auf irgendeine Vorſorge für die Zukunft und für 
unvorhergeſehene Wechſelfälle des Lebens fein: alſo keine Kranken-, 
Unfall», Diebſtahlsverſicherung, keine Vorſorge für Alters⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenrenten. Aber nach Leiſtung der Ausgaben von 3000 Mk. 
bleiben dem Einkommenbezieher 500 Mk. übrig, die er als Rücklage 
buchen kann, und in denen er eine Deckung hat eben für jene Wechſel⸗ 
ſälle des Lebens. Nehmen wir dann an, beim Lebensende dieſes Ein⸗ 
kommenbeziehers (oder gegebenenfalls beim Wegfall der Unterhalts⸗ 
bedürftigkeit von Witwen und Waiſen) ergäbe ſich als endgültiger 
Rechnungsabſchluß, daß von dem im Laufe der Jahre zurückgelegten 
Geſamtbetrage zur Beſtreitung all jener Leiſtungen, die durch die 
jährlichen Ausgaben für die regelmäßig wiederkehrenden Bedürfniſſe 


264 A. Zeiler 11944 


nicht gedeckt worden wären, ein Teilbetrag von ſechs Zehnteln auf: 
gezehrt wurde, ſo dürften demnach von dem Rücklagenbetrag unſeres 
Vergleichsjahres (zu 500 Mk.) nur /10 = 200 Mk. als reine 
Vermögensmehrung oder echte Erſparnis gebucht werden. 
Das aber wäre wirkliche Vermögensmehrung, und aus der An⸗ 
ſammlung dieſer Teilbeträge des Einkommens (und der hieraus an⸗ 
fallenden Zinſen und Zinſeszinſen) entſtünde unſerem Einkommen⸗ 
bezieher ein Vermögensſtock, der ihm als ſolcher und neben ſeinem 
Einkommen, von dem wir ausgegangen ſind, eine jährlich ſteigende 
Lebenshaltung erlaubte, ihm einen für irgendwelche Lebenszwecke 
frei verfügbaren Betrag gewährte und ihm die Hinterlaſſung eines 
Erbes für Kinder und Verwandte geſtattete. 

Für die Berechnung nun iſt es offenbar gleichgültig, ob unſer 
Mann 500 Mk. zurücklegt, von denen im Laufe der Jahre und Jahr⸗ 
zehnte zur Deckung der unvorhergeſehenen und unregelmäßigen, un⸗ 
ſicheren Ausgaben im Durchſchnitt 300 Mk. aufgebraucht werden, 
oder ob er von dem Jahresertreg (zu den anderen, angegebenen 
Aufwendungen hin) 300 Mk. an Verſicherungsgebühren entrichtet, 
um ſich für die einzelnen, mit mehr oder weniger Wahrſcheinlichkeit 
eintretenden Bedarfsfälle die Deckung zu verſchaffen. Und endlich iſt 
es wirtſchaftlich wiederum gleich, wenn dem Einkommenbezieher durch 
ſtaatliche Fürſorge oder wenn ihm durch privatvertragliche Ab⸗ 
machungen mit einem Arbeitgeber alle die Verluſtgefahren, die die 
Wechſelfäle des Lebens bringen, oder ein Teil davon abgenommen, 
dafür aber ſein Einkommen um 300 Mk. gekürzt würde (oder um 
den einer bloßen Teildeckung entſprechenden Teilbetrag jener 300 Mk.). 
Das iſt in der Tat bei den Arbeitern und vielen Angeſtellten zum 
Teil der Fall, ſoweit nämlich, als der Arbeitgeber Beiträge zur 
Kranken, Unfall-, Alters» und Hinterbliebenenfürſorge zu leiſten 
hat, die in den Lohn⸗ und Gehaltszahlungen keinen Ausdruck finden, 
und ferner, infoweit als der Staat zu dieſer Fürſorge für Arbeiter 
und Angeſtellte Zuſchüſſe leiſtet. Das iſt aber nicht minder auch 
die Lage des Beamten, indem nämlich ein Teil der Vorſorge für 
jene unvorhergeſehenen Fälle des Lebens von dem öffentlichen Ver⸗ 
bande geleiſtet wird. Hierher gehört vor allem die Vorſorge für 
Dienſtunfähigkeit und Alter des Beamten und die Fürſorge für die 
Hinterbliebenen, ebenſo die mehrfach vorkommende unentgeltliche 
Krankenhilfe. Würden dieſe Leiſtungen von dem öffentlichen Ver⸗ 
bande nicht gewährt, und ſollte doch der Beamte nicht wirtſchaftlich 
ſchlechter geſtellt ſein, ſo müßte der Gehalt um ein dem Rechnungs⸗ 
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werte dieſer Leiſtungen gleichkommenden Betrag höher ſein. Inſoweit 
aber, als der Beamte infolge jener Leiſtungen der eigenen Auf⸗ 
wendungen zur Deckung der künftigen und möglichen Wechſelfälle 
überhoben iſt, iſt ſein Gehalt wirtſchaftlich höher als ein zahlen⸗ 
mäßig gleich hohes Einkommen eines Nichtbeamten, der hiervon für 
jene Bedürfniſſe Rücklagen machen oder Verſicherungsgebühren leiſten 
muß. Oder auch, anders ausgedrückt: Sollen beide wirtſchaftlich 
gleichſtehen, ſo kann und muß die feſte Beſoldung um den Betrag 
niedriger ſein, der beim Nichtbeamten auf Verſicherungsgebühren 
erwächſt. | 

Nehmen wir beiſpielsweiſe an, bei einer Einkommenslage von 
3500 Mk. betrage der Jahresaufwand (oder die Verſicherungsgebühr) 
zur Deckung aller derjenigen beſonderen Aufwendungen, deren Tragung 
der Staat dem Beamten durch feine Fürſorge abnimmt, 180 ˙ Mk., 
ſo würde ein barer Beamtengehalt von 3320 Mk. genau entſprechen 
dem Einkommen von 3500 Mk. bei einem Nichtbeamten, der ſich für 
jene Aufwendung ſelbſt decken muß. Aber er dürfte auch nicht 
niedriger ſein. 

Nachdem nämlich durch unſere Unterſuchung dargetan iſt, daß 
nur ein Teil „der Rücklage“ von 500 Mk. zur Deckung der außer⸗ 
ordentlichen Aufwendungen zu dienen hat, zeigt ſich klar, daß der 
überſchuß über dieſen Teil in dem Gehalte auch dem Feſt— 
beſoldeten zur Verfügung ſtehen muß, ſoll er nicht wirt⸗ 
ſchaftlich ſchlechter geſtellt ſein als der geſellſchaftlich gleichgeachtete 
nichtbeamtete Volksgenoſſe. Denn während der Nichtbeamte, nachdem 
er ſelbſt für ſeine Lebenszeit (und ſeine Angehörigen während ihrer 
Verſorgungszeit) dieſelben Beiträge verfügbar gehabt hätte wie der 
Beamte, dann aber als Rechnungsabſchluß noch das aus dem Rück⸗ 
lagenteil (von 200 Mk., der echten Erſparnis) angeſammelte Ver⸗ 
mögen übrig behielte, hätte der Beamte zwar für ſich und ſeine 
Familie dieſelben Beträge zur Bedürfnisdeckung zur Verfügung gehabt, 
müßte aber im übrigen vom Schauplatze leer abtreten, wie er ge⸗ 
kommen war. 

(Ich nehme natürlich auch bei dieſer ganzen Betrachtung einen 
Beamten, der zum Beginn ſeiner eigenen wirtſchaftlichen Laufbahn 
ohne ertragbringendes Vermögen war und auch ſonſt keinen Neben⸗ 
erwerb hat. Wenn ein Beamter ein ſolches Nebeneinkommen 
hat, ſo wäre zwar die Vergleichung mit dem Nichtbeamten unrein, 
aber am Ergebnis unſerer Vergleichung würde dadurch nichts ge⸗ 
ändert.) 
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b) Gehen wir einen Schritt weiter, fo können wir uns an Stelle 
des angenommenen Einzelhaushalts mit 3500 Mk. Einkommen das 
Geſamteinkommen des Volkes (genauer geſagt aller natürlichen Per⸗ 
fonen des Volkes) in einer Höhe denken, daß das Durchſchnitts⸗ 
einkommen, auf den einzelnen ſelbſtändigen Einkommenbezieher ge⸗ 
rechnet, 3500 Mk. iſt. (Dieſe Annahme entſpricht nach der Höhe 
der Zahl allerdings bekanntlich nicht unſeren heutigen Verhältniſſen 
doch iſt das für unſere, nur mit willkürlich gegriffenen Zahlen rechnende 
Betrachtung ohne Belang.) Angenommen alſo, in einem Volk von 
15 Millionen Einwohnern hätten wir 5 Millionen ſelbſtändige 
Einkommenbezieher (natürliche Perſonen), und das Einkommen all 
dieſer betrage 5 Millionen mal 3500 Mk. gleich 17¼ Milliarden. 
Wir hätten dann nach dem Beiſpiel unter a eine Geſamtrücklage 
(im Sinn einer wirklichen Vermögensanſammlung) von 5 Millionen 
mal 200 Mk. = 1 Milliarde. Eine ſolche Annahme gibt uns ein 
klareres und anſchaulicheres Bild; denn innerhalb eines ſolchen großen 
Perſonenkreiſes verſchwindet die Ausſcheidung nach dem Geſichtspunkte, 
ob für außergewöhnliche Bedürfniſſe Rücklagen gemacht oder Ver⸗ 
ſicherungsgebühren bezahlt werden. Bei dieſer großen Zahl von Per⸗ 
ſonen können wir uns nämlich ohne weiteres die einzelnen Einkommen⸗ 
bezieher als gegenſeitig gegen das Eintreten dieſer außergewöhnlichen 
Bedürfniſſe verſichert denken, oder wir haben uns die Sache ſo vor⸗ 
zuſtellen: Der Geſamtverbrauch (von 5 Millionen mal 3300 Mk. 
= 16 ͤ Milliarden) umfaßt neben den alltäglichen und mehr oder 
weniger regelmäßigen Aufwendungen auch die Geſamtheit der nur 
ausnahmsweiſe eintretenden und nur einen Teil, vielleicht nur wenige 
Volksgenoſſen treffenden außergewöhnlichen Bedürfniſſe, wie ſie ſich 
tatſächlich über das ganze Volk verteilt und darum des Zufälligen 
entkleidet, innerhalb des Volkes und im Verlauf des Jahres ein⸗ 
zuſtellen pflegen. Der wirkliche Rücklagenbetrag, die Erſparnis, 
iſt dann, wie geſagt, 1 Milliarde. An dieſer wirklichen Erſparnis 
aber müſſen dann alle Volksgenoſſen, die Feſtbeſoldeten wie 
die anderen, in gleicher Weiſe (nach dem Verhältnis der Ein⸗ 
kommenhöhe) teilhaben können. 

Daraus ergibt ſich, daß für den Ausgangspunkt einer 
ſelbſttätigen Entwicklung der Gehaltslinie das Maß mitberückſichtigt 
werden muß, in welchem das Gemeinweſen dem Feſtbeſoldeten die 
Vorſorge für die nicht alltäglichen Aufwendungen abnimmt, für die 
Aufwendungen alſo, für die die anderen Volksgenoſſen ſelber Sorge 
treffen. Wir haben vorhin (unter a) für eine Cinfommenshdhe von 


1947] Die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes uſw. 267 


3500 Mk. 180 Mk. angenommen als den Jahreswert der vom Staate 
übernommenen Vorſorge für die außergewöhnlichen Bedürfniſſe. Es 
entſpricht alſo einer Einkommenshöhe des Nichtbeamten zu 3500 Mk. 
eine Beſoldungshöhe von 3320 Mk. Das wäre alſo — zunächſt 
einmal — der Ausgangsbetrag, der für die Entwicklungs⸗ 
reihe der ſpäteren Jahre zu gelten hätte. In Wirklichkeit 
wird freilich der Ausgangspunkt des Gehalts für die einzelnen Beamten⸗ 
gruppen nicht durch eine ſolche denkmäßige Unterſuchungsweiſe be⸗ 
ſtimmt, ſondern er liegt überall in geſchichtlicher Gegebenheit vor, 
und es kann daher der vorſtehenden Überlegung nur die Bedeutung 
zukommen, daß ſie es ermöglicht, zu prüfen, ob die beſtehende Be⸗ 
ſoldung einer Gruppe im Vergleich zu gewiſſen Gruppen von Nicht⸗ 
beamten richtig und angemeſſen iſt. 

Wenn dann aber der angemeſſene Ausgangspunkt für die Linie 
der Beſoldung einer Beamtengruppe gefunden iſt, dann muß dieſer 
Gehaltsbetrag in feiner ganzen Höhe der ſelbſttätigen An⸗ 
paſſung zugrunde gelegt werden. Denn für jeden Teil des Gehalts, 
mag er für einen Zweck wie immer beſtimmt und nötig ſein: für 
Verköſtigung, Wohnung, Kleidung und die vielerlei ſonſtigen Be⸗ 
dürfniſſe des Haushalts, nicht minder aber auch für die Vorſorge 
auf kranke und alte Tage und für den Unterhalt für Witwe und 
Waiſen, wird ein wechſelnder Betrag notwendig ſein je nach deu 
Schwankungen, denen die Höhe der Lebenshaltung der Geſamtvolkes 
unterliegt. Würden wir alſo für dieſe Schwankungen beiſpielsweiſe 
in fünf aufeinanderfolgenden Jahren die Verhältnisreihe: 

3500: 3700: 3750: 3850 38850 
finden, ſo wäre die Entwicklungslinie für unſeren (vorhin auf 3320 Mk. 
angenommenen) Ausgangsgehalt: 
3320 — 3510 — 3529 — 3652 — 3652 Mk., 

eine Reihe, die (wie nochmals betont ſei) nur das eine Ziel erreichen 
will, die Schwankungen auszugleichen, denen die Höhe der Lebens⸗ 
haltung des Geſamtvolkes unterliegt, während ſelbſtverſtändlich hier 
die Unterſchiede der Familienlaſten ſo wenig mitberückſichtigt werden 
wie die Verſuche des Gemeinweſens, den Gehalt in ſeiner Entwicklung 
nach den Lebensjahren des einzelnen Beamten den anſchwellenden oder 
abnehmenden Bedürfniſſen des Haushaltes anzupaſſen. Soweit nicht 
gleichbleibende Gehaltsbeträge gewährt werden ſollten, ſondern etwa 
(durch eine Dienſtaltersvorrückung von 240 Mk. den nach den Lebens⸗ 
jahren geſtiegenen Bedürfniſſen Rechnung tragend) die heute geltende 
Gehaltsreihe wäre: 
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3320 — 3320 — 3320 — 3560 — 3560 Mk., 
fo würde fid) dieſe Reihe in ihrer Anpaſſung an die Schwankungen 
der Lebenshaltungskoſten der Geſamtheit (nach der vorhin genommenen 
Verhältnisreihe 3500: 3700: 3750: 3850: 3850) geſtalten wie folgt: 
3320 — 3510 — 3529 — 3916 — 3916 Mk. 

4. Damit ſind wir der Beantwortung der Frage näher gekommen, 
nach welchem Maßſtabe ſich dieſe Verhältnisreihe beſtimmt, wie wir 
ſie vorhin für fünf Jahre nur in willkürlichen Zahlen angenommen 
haben. , 

Wiederum ſollen uns Zahlenreihen, wenn auch willkürlich ge— 
wählt, die weitere Beantwortung der Frage erleichtern. Nehmen 
wir an: 


in den Jahren 


ſei das Geſamteinkommen der natürlichen 
Perſonen des Volkes (in Milliarden Mk.)] 17,5 


und ſein Durchſchnitt, bezogen auf den 
einzelnen Einkommenbezieher (wie vorhin 
angenommen 3500 


der Geſamtverbrauch aber (in dem Sinne, 
daß die ſämtlichen Aufwendungen für | 
außergewöhnliche Bedürfniſſe mit in: 
begriffen ſind oder an ihrer Stelle Ver⸗ 
ſicherungsgebühren für ſolche Fälle). . | 3300 | 3400 | 3400 3700 3550 


fo wäre die echte Erſparnis im Volks⸗ 
durchſchnitt (wirkl. Vermögensanſammlg.)] 200 | 300 | 350 150 300 


Soll nun ein Ausgangpsgehalt von, wie angenommen 3320 ME. 
ſeine Entwicklungsreihe erhalten nach der Verhältnisreihe: 
3500: 3700: 3750: 3850: 3850 
oder nach der Verhältnisreihe: 
3300: 3400: 3400: 3700: 3550? 


Die Ergebniſſe beider Berechnungsweiſen wären beachtenswert 
verſchieden. Die erſte Berechnungsweiſe würde im Ergebnis der von 
Elz angewandten Berechnung entſprechen. Denn Elz legt der Ent⸗ 
wicklung der geforderten Gehaltsreihe die durch die ſteuerliche Er⸗ 
faſſung der Einkommen ermittelte Bewegung der Einkommen zugrunde. 
(Ein Unterſchied beſteht allerdinds inſofern, als Elz ſeiner Berechnung 
nicht die Entwicklung nach dem Volksdurchſchnitt, ſondern die nach 
Steuerklaſſen weiterhin verſchiedenen Ergebniſſe zugrunde legt. Doch 
hiervon fpäter!) 
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Die zweite Berechnungsweiſe aber ſcheint auf den erſten Blick 
einzuleuchten. Denn man möchte meinen, daß die Lebenshaltungs⸗ 
höhe, die uns den Maßſtab der Gehaltsentwicklung geben ſoll, nicht 
von dem Durchſchnitts einkommen der Volksgenoſſen beſtimmt 
würde, ſondern danach, wie das Volk im Durchſchnitt lebt, d. h. 
alſo nicht danach, wieviel es verbrauchen könnte, ohne rück⸗ 
wärts zu wirtſchaften, ſondern danach, wieviel es von ſeinem Ein⸗ 
kommen wirklich verbraucht. Die weitere Unterſuchung ſoll zeigen, 
ob die eine oder die andere Berechnungsweiſe verwendbar iſt. 

In dem erſten Falle wäre die Gehaltsreihe (wie ſchon an früherer 
Stelle berechnet, dieſe: 

3320 — 3510 — 3529 — 3652 — 3652 Mk., 
im anderen Falle aber die: 

3320 — 3421 — 3421 — 3722 — 3572 Mk. 
Der Verbrauch des Beamten nun würde wie beim Volksdurchſchnitt 
oben, jedoch jeweils unter Abzug des ihm vom Gemeinweſen ab⸗ 
genommenen Aufwandes auf die Vorſorge für die außergewöhnlichen 
Bedürfniſſe, eines Aufwandes, der von uns mit 180 Mk. angeſetzt 
worden iſt, in den fünf Vergleichsjahren betragen: 

3120 — 3220 — 3220 — 3520 — 3370 Mk. 
Demnach wäre die Möglichkeit echter Erſparniſſe für die einzelnen 
Jahre bei der Gehaltsentwicklung nach der erſten Berechnungsweiſe 
dieſe: 

200 — 201 — 201 — 202 — 202 Mk. 

Beide Berechnungsweiſen, beſonders aber die zweite, hätten alſo das 
Ergebnis, daß dem Beamten die Möglichkeit, echte Erſparniſſe zu 
machen, in der Höhe beſchnitten wäre gegenüber dem Durchſchnitt 
der Volksgenoſſen. Ein für Beamte wie Nichtbeamte gleiches Er⸗ 
gebnis: daß nämlich der Beamte ſämtliche Lebensaufwendungen in 
gleicher Weiſe machen könnte wie der Nichtbeamte derſelben Einkommens⸗ 
ſchicht und daß zugleich dieſer wie jener dieſelbe Rück⸗ 
lagen möglichkeit hätte, erzielen wir demgegenüber nur dann, 
wenn als der Ausgangsgehaltsbetrag für den Beamten kein anderer 
genommen wird als der Einkommensbetrag des Nicht⸗ 
beamten. Wir dürfen alſo nicht als Ausgangsbetrag für unſere 
Rechnung den Betrag nehmen, der im erſten Jahr dem Beamten 
bar ausbezahlt wird, ſondern müſſen hinzurechnen den Betrag, 
der der Gebühr einer Verſicherung zur Deckung all der vom Staat 
übernommenen außerordentlichen Nebenleiſtungen entſpricht, alſo in 
dem vorhin genommenen Anſchlage von 180 Mk. Wenn alſo dem 
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Beamten eben wegen dieſer Nebenleiftungen des Staates nur nod 
3320 Mk. bar ausbezahlt werden, mit der Wirkung, daß er einem 
nichtbeamteten Bezieher eines Einkommens von 3500 Mk. in ſeiner 
wirtſchaftlichen Lage gleich iſt, ſo muß jetzt zur Berechnung der 
ſelbſttätigen Anpaſſung des Gehalts der Betrag von 180 Mk. 
wieder zugeſchlagen werden, und wir erhalten als Ausgangsbetrag 
3320 + 180 = 3500 Mk. Danach iſt dann auch für den Beamten 
die Reihe der Einkommenshöhen für unſere fünf Vergleichsjahre dieſe: 

3500 — 3700 — 3750 — 3850 — 3850 Mk., 
mit einer Rücklagenmöglichkeit im Betrage von: 

200 — 300 — 350 — 150 — 300 Mk. 

alſo in den Beträgen, wie ſie ſich oben für den Volksdurchſchnitt ergeben 
hatten. Ausbezahlt würde dann von den angegebenen Beträgen 
der Gehaltsreihe jeweils der Teil, der nach Abſetzung unſerer auf 
180 Mk. angeſchlagenen gedachten Verſicherungsgebühr bleibt, alſo 
nach der Reihe: 

3320 — 3520 — 3570 — 3670 — 3670 Mk. 
Eine Entwicklungsreihe nach den Verhältniszahlen des Verbrauchs 
(von 3300: 3400: 3400: 3700: 3550) ergäbe dagegen wiederum 
ein verſchobenes Bild, indem wir dann dieſe Gehaltsreihe erhielten: 

3500 — 3606 — 3606 — 3924 — 3765 Mk., 
und demnach eine Möglichkeit echter Rücklagen nur von 

200 — 206 — 206 — 224 — 215 Mk., 

ſomit eine Beeinträchtigung der Beamten gegenüber den Volksgenoſſen. 

5. Haben wir durch ſolche Zahlenbetrachtungen gefunden, welche 
Wirkungen die und jene Berechnungsweiſe für eine ſelbſttätige An⸗ 
paſſung der Gehalte an die Lebenshaltungshöhe haben würde, ſo iſt 
damit die Antwort auf die Frage gefunden, was als Grund 
lage für die ſelbſttätige Anpaſſung zu gelten hat. 

Es ift nicht die Höhe des Durchſchnittsverbrauchs der Einkommen⸗ 
bezieher, nicht eine irgendwie aus volkswirtſchaftlichem Zahlenſtoff 
künſtlich berechnete Zahl für die Schwankungen der Kaufkraft des 
Geldes, ſondern ijt einfach die Schwankung in dem Durchſchnitts-⸗ 
einkommen aller Einkommenbezieher im Volke, ſoweit 
ſie natürliche Perſonen ſind. Nur eine Berechnungsweiſe dieſer 
Art bringt ein angemeſſenes Ergebnis für die Einkommenslinie der 
Feſtbeſoldeten. Dagegen müßten zum mindeſten für dieſen Zweck 
die Gehaltsreihen in dieſer Weiſe berechnet werden. | 

Zu demſelben Ergebniſſe führt auch eine Erwägung allgemeiner 
Art: Beſteht nämlich nach der wirtſchaftlichen Lage des Volks⸗ 
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durchſchnitts die Möglichkeit, einen Teil des Einkommens (in unſerem 
Beiſpiel 200 Mk. im Ausgangsjahre) zurückzulegen, fo würde die 
Geſamtheit kaufkräftiger, kaufluſtiger und demnach der Durchſchnitts⸗ 
warenpreis höher ſein, als wenn das Durchſchnittseinkommen in ſeiner 
vollen Höhe eben ausreichend wäre zur Beſtreitung der durchſchnitt⸗ 
lichen Lebensbedürfniſſe. Es iſt alſo für die Höhe der Lebenshaltung 
und ihrer Koſten als Maßſtab doch wohl entſcheidend nicht was der 
einzelne Einkommenbezieher im Durchſchnitt verbraucht, ſondern 
was ihm zum Verbrauch zur Verfügung ſtünde, alſo das Durchſchnitts⸗ 
einkommen in feinem vollen Betrage. 

Eine Gelegenheit, die vorgetragene Aufſaſſung gleich auf ihre 
Brauchbarkeit zu prüfen, geben uns die beſonderen Verhältniſſe der 
ſchweren Kriegszeit. Iſt wirklich der eingeſchlagene Weg der richtige, 
die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes nach der Höhe der 
Einkommen zu machen, ſtatt etwa doch nach den Anderungen einer 
geeigneten Auswahl von Waren und Leiſtungen? 

Aber der Verſuch einer ſolchen Prüfung verſpricht kaum einen 
Erfolg. Dazu ſind die Verhältniſſe der Kriegszeit: das Spiel und 
Gegenſpiel der Preiserhöhungen, Einkommensverſchiebungen, Ver⸗ 
mögensumwälzungen, der Vernichtung oder mächtigen Förderung von 
Einzelwirtſchaften viel zu verworren und zu ſchwer zu überblicken. 
Schon das wird nur ſehr unvollkommen möglich ſein, zu beurteilen, 
inwieweit ſich in der Kriegszeit die Koſten der vor dem Kriege im 
Durchſchnitt üblich geweſenen Lebenshaltung im ganzen genommen 
geſtaltet haben. Neben ſtarken Preiserhöhungen für viele Lebens⸗ 
bedürfniſſe ſtehen manche Aufwandsgebiete, die vom Kriege kaum be⸗ 
einflußt worden find, insbeſondere die Wohnungsmiete, die im all: 
gemeinen nur ſelten eine Steigerung und vielfach ſogar eine Er⸗ 
mäßigung erfahren hat. Dazu kommen aber weiter Einflüſſe einer 
anderen Erſcheinung, daß es vielen Einzelwirtſchaften möglich iſt, 
an manchen Dingen fühlbar zu ſparen. Man ſchränkt den Verbrauch 
an Kleidern und die Anſchaffung an Haushaltungsgegenſtänden ein, 
verzichtet auf eine in Friedenszeiten gewohnte Bedienung oder be⸗ 
ſchränkt ſie, hält ſich von den Vergnügungen der Friedenszeit fern, 
unterläßt Reiſen uſw. Darin liegt freilich eine zweifelloſe Senkung 
der Lebensführung. Aber ob dieſe Senkung ſo viel ausmacht, um 
die in anderen Familien möglich gewordene, nicht ſelten ſtarke Er⸗ 
hoͤhung der Lebensführung auszugleichen, ob ſich alſo der Volks⸗ 
durchſchnitt geſenkt oder gehoben hat, mag zweifelhaft ſein. In⸗ 
deſſen mag dem ſein, wie ihm wolle, immer kann ſchließlich doch nur 
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das volksdurchſchnittliche Einkommen den Maßſtab dafür liefern, wie 
das Volk im Durchſchnitte wirklich lebt, und wie im Durchſchnitte 
die Lebenshaltung als die den derzeitigen Verhältniſſen angepaßte, 
alſo auch im allgemeinen einzuhaltende eingeſchätzt wird. Alſo das 
Einkommen iſt die Grundlage und der Ausgangspunkt, wonach ſich 
die Lebenshaltung und ihre Koſten auf die Dauer richten müſſen, 
mögen auch Sonderverhältniſſe vorübergehend unruhige Schwankungen 
und Abweichungen von einer verhältnismäßig geraden Linie ruhiger 
Friedensentwicklung mit ſich bringen. 

Abgeſehen davon alſo, daß ſich die Verhältniſſe einer Kriegszeit, 
und gar einer Kriegszeit von großer Dauer und tiefgreifender wirt⸗ 
ſchaftlicher Umgeſtaltungen, nur ſchlecht eignen, um danach den Wert 
und die Brauchbarkeit einer volkswirtſchaftlichen Auffaſſung zu be⸗ 
urteilen, die auf einer ruhigen Friedensentwicklung der Verhältniſſe 
aufgebaut iſt — abgeſehen alſo hiervon geben uns die wirtſchaftlichen 
Erſcheinungen dieſer Kriegszeit nicht einmal einen beſtimmten Anhalt, 
Hum ſagen zu müſſen, daß ſich die für die Friedenszeit entwickelte 
Auffaſſung für die Verhältniſſe der Kriegszeit nicht halten ließe. 

6. Nicht verkannt werden kann freilich, daß wir heute noch um 
ein gutes Stück davon entfernt ſind, in der Einkommenſteuerfeſtſetzung 
die zutreffenden Zahlengrundlagen für die wirkliche Einkommenhöhe 
des Volkes zu haben. Aber wir können darauf bauen, daß das 
Steuergewiſſen auch ferner eine Schärfung erfahren wird, und daß 
auch die fortſchreitende Verbeſſerung der Ermittelungsweiſe immer 
verläſſigere Ergebniſſe bringen wird. Dies namentlich dann, wenn 
die von mir geforderte Beihilfenordnung durchgeführt würde und 
ihre Wirkung auf die Einkommenſteuerveranlagung üben würde 
(vgl. hierzu meine Schrift über „Geſetzliche Zulagen für jeden Haus⸗ 
halt“, S. 19 u. 20), und wenn ferner (was ich ſchon oben angedeutet 
habe, aber zur näheren Ausführung einer anderen Arbeit vorbehalten 
muß) an Stelle einer Beſteuerung nach dem vollen Einkommen eine 
Beſteuerung nur desjenigen Einkommenteils geſetzt würde, der vom 
Einkommenbezieher verbraucht wird. Dieſe beiden Maßnahmen würden 
ſehr dazu beitragen, der Steuerbehörde die zuverläſſige Ermittelung 
der vollen Einkommenbeträge zu ermöglichen. 

Inzwiſchen freilich, ſolange nämlich bis wenigſtens eine an⸗ 
nähernd verläſſige Feſtſetzung der wahren Einkommenhöhe erreicht 
ſein würde, würde gerade die fortſchreitende Verbeſſerung im Erfaſſen 
der wahren Einkommenhöhe zu unrichtigen Ergebniſſen in der Gr 
mittelung der Lebenshaltungslinie führen. Denn das Verhältnis 


1953] Die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes uſw. 273 


der unter ſteigender Schärfe der Einkommenfeſtſtellung gewonnenen 
jährlichen Zahlen würde in merkbar ſtärkerem Maße ſteigen, als die 
Einkommenhöhe ſelbſt in Wirklichkeit ſteigt. Es kann hier, wenn 
auch ohne genaue zahlenmäßige Unterſuchung kein Nachweis dafür 
zu erbringen iſt, die Vermutung ausgeſprochen werden, daß die von 
Elz gefundenen Zahlen für das Maß des Abſinkens der Beamten⸗ 
ſchaft deshalb übertrieben ſind, weil die Steigerung der Einkommen 
innerhalb des Volksganzen in Wirklichkeit nicht ſo groß geweſen ſein 
wird, wie dies nach den Ergebniſſen der ſteuerlichen Einkommens⸗ 
erfaſſung der Fall zu ſein ſchien. Wenn ſchon heute das Einkommen 
des Beamten (wie aller Feſtbeſoldeten und auch der Lohnarbeiter) 
im allgemeinen in ſeinem Verhältniſſe zum Durchſchnittseinkommen 
der Volksgenoſſen höher ſcheint, als es iſt — weil ihr Einkommen 
auf den Pfennig genau bekannt iſt, das Einkommen des gewerblichen 
Unternehmers, des Landwirts, des Rentners aber dem genauen Ein⸗ 
blick entzogen zu ſein pflegt, — ſo war das vor fünfzig und ſechzig 
Jahren, können wir wohl annehmen, noch in höherem Maße der 
Fall, da die inzwiſchen verbeſſerte Weiſe der ſteuerlichen Einkommens⸗ 
erfaſſung erlaubt, Herz und Nieren genauer zu prüfen. Daraus 
würde ſich ergeben, daß Elz zu hohe Zahlen als Maß des Abfinkens 
gefunden hätte. Es iſt alſo zwar kein Zweifel, daß die Beamten⸗ 
ſchaft ganz empfindlich geſunken iſt, aber doch — vielleicht — nicht in 
dem Maße, wie Elz berechnet hat. 

Die hier aufgezeigte Fehlerquelle muß alſo ſicherlich beachtet 
werden. Aber ihre Erkenntnis dürfte nur zur Folge haben, auch 
aus dieſem Grunde auf eine ſichere Einkommensfeſtſtellung und auf 
eine möglichſt baldige Erreichung wirklicher Steuerwahrheit hinzu⸗ 
arbeiten, Nicht aber dürfte die Erkenntnis zu der Annahme führen, 
daß nun die grundſätzlich für richtig erkannte Berechnungsweiſe für 
die Lebenshaltungshöhe und für die ſelbſttätige Anpaſſung der feſten 
Beſoldungen nicht verwendbar wäre. Abgeſehen übrigens davon, daß 
wir vielleicht die Veredlung der Menſchheit überſchätzen, wenn wir 
von einer Steigerung des Steuergewiſſens ausgehen, und daß viel- 
leicht mit der Verbeſſerung der ſteuerlichen Einſchätzungskunſt auch 
die Gewandtheit der Steuerpflichtigen gleichen Schritt gehalten hat, 
dieſer verbeſſerten Kunſt auszuweichen, ergibt ſich hier noch eine 
weitere Erwägung. Wenn es nämlich richtig iſt, daß die wirklichen 
Durchſchnittseinkommen der Nichtbeamten höher ſind als die ſteuerlich 
ermittelten Einkommenbeträge, und wenn ferner, wie vorhin unter⸗ 
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ergebnis im Laufe der Jahrzehnte geringer geworden, alſo früher 
größer geweſen wäre, als er heute durchſchnittlich iſt: ſo würde ſich 
daraus ergeben, daß einer Vergleichung zwiſchen dem Beamtengehalt 
und den ſteuerlich ermittelten Einkommen der Nichtbeamten für frühere 
Jahrzehnte verhältnismäßig noch niedrigere Einkommen der Nicht⸗ 
beamten zugrunde gelegt wurden, ſo daß bei der für dieſe frühere 
Zeit durchgeführten Vergleichung die Beamten im Nachteile waren. 
Wenn ſodann nach und nach das Verhältnis zwiſchen Wirklichkeit 
und Einſteuerungsergebnis ſich im Sinne einer Annäherung an die 
Wirklichkeit verſchoben hätte, jo wäre dies weiter nichts, als daß da: 
mit das früher zuungunſten der Beamten vorgelegene Mißverhältnis 
allmählich einigermaßen gutgemacht worden wäre. 


V 


1. Wir haben ſchon früher darauf hingewieſen, daß das Zurück⸗ 
bleiben des Feſtbeſoldeten bei zahlenmäßig gleichbleibender Einkommens⸗ 
höhe nur eine Teilerſcheinung einer allgemeinwirtſchaftlichen Tatſache 
iſt, wonach die wirtſchaftliche Kraft aller geldwerten Forderungen, 
Verbindlichkeiten, Leiſtungen trotz zahlenmäßigen Gleichbleibens ſtän⸗ 
digen Schwankungen — meiſt jedoch im Sinne der Senkung — unter⸗ 
worfen iſt. 

Es ergibt ſich darum auch für dieſes breitere, umfaſſendere 
Gebiet die Frage, was uns für die Zahlen dieſer Schwankung Maß 
zu geben hat, im beſonderen, ob die für die Beamtengehaltslinie ge⸗ 
fundene Berechnungsweiſe auch für jene umfaſſendere Erſcheinung 
der Wertſchwankungen zu gelten hat. | 

Auch hier wieder erhebt ſich die Frage, ob wir es einfad mit den 
Anderungen in der „Kaufkraft des Geldes“ zu tun haben, oder ob 
auch hierfür Veränderungen in der Lebenshaltung des Volkes eine 
Rolle ſpielen müſſen. Und es ſpielt herein die zweifelnde Frage, 
ob wir angeſichts ſolcher unbeſtreitbarer Wertſchwankungen ein Recht 
haben, von einer „Währung“ des Geldes zu ſprechen und nicht an 
Stelle deſſen, was wir heute eine Währung nennen, eine wirkliche, 
eine „abſolute Währung“ zu ſetzen hätten. 

2. Wenn heute A an B 50 000 Mk. auf 20 Jahre als Dar: 
lehen gibt, ſo gibt er damit einen Vermögenswert aus der Hand, 
der ihm heute die Erwerbung einer ganz beſtimmten Gütermenge 
ermöglichte. Es iſt dagegen ſicher, daß er nach Ablauf der 20 Jahre 
nicht mehr genau dieſe Gütermenge, ſondern mehr oder weniger 
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Güter um denſelben Zahlenbetrag wird erwerben können, und zwar 
iſt mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß A ganz weſentlich 
weniger als heute um die 50 000 Mk. bekommen wird, die er von 
B zurückbezahlt erhält. Man hat nach Mitteln geſucht, dieſem 
wirtſchaftlichen Übelſtande entgegenzuwirken und zu gewährleiſten, 
daß A bei Rückzahlung des Darlehens einen wirtſchaftlich gleich⸗ 
wertigen Betrag erhalte, anderſeits aber auch den B gegen die 
gewiß geringere, immerhin aber auch für ihn beſtehende Gefahr zu 
ſchützen, daß er im Fall einer Steigerung der Kaufkraft des Geldes 
durch Rückgabe des zahlenmäßig gleichen Betrages auch wirtſchaftlich 
mehr zu leiſten haben würde, als er heute in den 50 000 Mk. an 
Wert erhält. 

Und um von großen Beträgen auf kleinſte überzugehen: wenn 
ein Arbeiter heute für die Stunde 50 Pf. Arbeitslohn erhält, in 
10 Jahren aber nicht nur der Geſamtaufwand für die Warenmenge, die 
er heute verbraucht, im Verhältnis von 1000 zu 1080, darüber hinaus 
aber (wegen des gleichzeitigen Steigens der Lebens haltungshöhe) die 
durchſchnittlichen Lebenshaltungskoſten innerhalb des Volkes gar im 
Verhältnis von 1000 zu 1140 geſtiegen ſind, ſo wäre ein gleich⸗ 
gebliebener Lohnbetrag von 50 Pf. an wirtſchaftlicher Kraft ge⸗ 
ſunken. Mit großer Wahrſcheinlichkeit würde im Verlauf der 
10 Jahre der Arbeiter eine Lohnerhöhung durchgeſetzt haben. Nicht 
ohne Kämpfe, nicht ohne Aufregungen, Erbitterung, Sorgen, Ver⸗ 
luſte, vermutlich für Arbeitgeber wie Arbeiter. Auch bei ihm alſo 
dasſelbe Bild wie beim Beamten und ſeinem Gehalte. Sollte alſo 
nicht auch hier an Stelle des Sprunghaften und Kämpferiſchen die 
ruhige Entwicklung und ſelbſttätige Anpaſſung zu treten haben, 
wie wir ſie für die Entwicklung der Gehaltsreihe des Beamten ge⸗ 
fordert haben? Und was für alle dieſe wiederkehrenden Leiſtungen 
in hohen und niedrigen Beträgen gilt, ſollte das nicht ebenſo gelten 
für Anſprüche und Verbindlichkeiten auf einmalige, in Geld aus⸗ 
gedrückte Leiſtungen, ſo daß ſich alſo auch ihr zahlenmäßiger 
Inhalt ſelbſttätig dem Auf und Ab unſerer Entwicklungsreihe an⸗ 
zupaſſen hätte? Denn warum ſoll die Stiftungsverwaltung, die vor 
100 Jahren auf ein Anweſen 200 Fl. geliehen hat, bei der Rück⸗ 
zahlung heute nur den Bettel von 343 Mk. erhalten? Das Ergebnis 
einer ſelbſttätigen Anpaſſung auch ſolcher Schuldverhältniſſe wäre 
dagegen ‚dieſes: Wer 20000 Mk. als Darlehen erhalten hat, 
ſchuldet heuer 20000 Mk., im nächſten Jahre aber, wenn ſich der 
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höht hat, den Zahlenbetrag von 20 300 Mk. — aber darum, auf 
die wirtſchaftliche Bedeutung geſehen, doch nicht mehr als jene 
20 000 Mk.; und die Zinſen betragen bei 5% heuer 1000 Mk. 
und im nächſten Jahre 1015 Mk. Und was vom Darlehen gilt, 
muß gelten für irgendwelches andere Schuldverhältnis, bei dem der 
im nächſten Jahre entſtandene Anſpruch in einem anderen verzinſt 
_ oder getilgt wird. Wer heuer einen Warenkaufpreis von 1000 Mk. 
ſchuldig geworden iſt, hätte im nächſten Jahre 1015 ſtatt 1000 Mk. 
zu entrichten — unabhängig natürlich davon, ob die auf wirtſchaft⸗ 
lichen Gründen ganz anderer Art beruhende Pflicht zur Entrichtung 
von Verzugszinſen noch ihrerſeits eine Erhöhung des Schuldbetrages 
bewirkt. Jene Anpaſſung wäre auch hier die klare, und wie mir 
ſcheint, ſelbſtverſtändliche Folge des Umſtandes, daß die wirtſchaftliche 
Kraft des Betrages von 1015 Mk. im folgenden Jahe nicht mehr 
und nicht weniger, ſondern eben genau ſoviel ſein würde wie heuer 
die wirtſchaftliche Bedeutung der 1000. Daß es für den Einzelfall 
den Beteiligten freiſtünde, eine andere Regelung ausdrücklich zu 
treffen, braucht kaum bemerkt zu werden. 

3. Auch für die Anwendungsfälle dieſer Art nun ergibt ſich 
wieder die für die Entwicklung der Beamtengehalte beſprochene 
Frage, wonach ſich die ſelbſttätige Anpaſſung zu beſtimmen hat. 
Für wiederkehrende Leiſtungen etwa von der Art des Arbeitslohnes 
ergibt ſich die Antwort von ſelbſt; die Sache liegt hier offenbar nicht 
anders als beim Beamtengehalt. Ich komme aber zum gleichen Er⸗ 
gebnis auch für die Behandlung jener einmaligen, oft größeren und 
ſelbſt ſehr hohen Leiſtungen, für die, wie ausgeführt, die ſelbſttätige 
Anpaſſung nicht minder gefordert werden muß. 

Wiederum iſt die Bemeſſung auf der Grundlage der Preis⸗ 
ſchwankungen von einzelnen Waren oder von Warenzuſammen⸗ 
ſtellungen wegen ihrer Unzuverläſſigkeit und Verſchwommenheit ab⸗ 
zulehnen. Wiederum könnte eine Berechnung auf dieſer Grundlage 
das zuverläſſigſte Ergebnis noch dann liefern, wenn es möglich wäre, 
den Geſamtverbrauch aller Waren und Leiſtungen und doch nicht im 
Übermaß zu erfaſſen. Auch hier aber blieben die unüberwindlichen 
Schwierigkeiten für eine ſcharfe Erfaſſung der Rechnungsgrundlagen 
(Willkürlichkeit der Zuſammenſtellung, Unvollſtändigkeit, Anderung 
in Art und Güte der Waren, Schwierigkeit einer zutreffenden Preis⸗ 
feſtſtellung wegen ſtarker örtlicher Schwankungen — vom Brot, 
Fleiſch und der Wohnung zum Obſt und hundert nicht alltäglichen 
Bedürfniſſen). Wiederum alſo würde ſich empfehlen, den Geſamt⸗ 
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verbrauch zu erfaſſen auf dem Umwege über das Geſamteinkommen 
des Volkes (der natürlichen Perſonen). Und ſchließlich müſſen wir 
auch hier dazu gelangen, als den richtigen Maßſtab für die ſelbſt⸗ 
tätige Anpaſſung die Veränderungen im Geſamteinkommen 
der natürlichen Perſonen in der Volksgeſamtheit zu 
erkennen. 

Dieſe Gleichbehandlung ergibt ſich ſchon aus einer Schluß⸗ 
folgerung allgemeiner Art. Handelt es ſich doch im einen wie im 
anderen Falle gleichmäßig darum zu beſtimmen, wie hoch eine heuer 
auf x Mk. beſtimmte Leiſtung im folgenden Jahre fein muß, um die 
gleiche wirtſchaftliche Kraft zu haben wie heuer, und löſt ſich doch 
letzten Endes in der ungeheuren Mehrzahl der auf längere Zeit an⸗ 
gelegten Geldanſprüche und Verbindlichkeiten das Rechtsverhältnis 
wirtſchaftlich in eine große Reihe kleinerer Einzelanſprüche und 
Einzelverbindlichkeiten auf. Wer jene 50 000 Mk. als Darlehen be⸗ 
kommen hat, iſt in der Lage, ſie wirtſchaftlich zu nutzen, und ſein 
Vorteil daraus wird nach aller Regel nicht ein Jahr um Jahr 
gleicher Betrag von ſagen wir 2500 Mk. ſein; ſondern bei ſteigen⸗ 
den Lebenshaltungskoſten und fallender Kaufkraft des Geldes wird 
der erreichbare Nutzen ſich heben von 2500 auf 2600, 2800, 3000 Mk. 
Der Geldgeber aber ſollte auf ſeine 2000 Mk. Zinſen angewieſen ſein, 
gleichmäßig heute wie morgen und in 20 Jahren? Sein Anſpruch 
aus der Darlehenshingabe äußert ſich während des Beſtehens des 
Darlehensverhältniſſes in dem jährlichen oder vierteljährlichen An⸗ 
ſpruch auf die Zinſen — warum alſo ſollte dieſes Verhältnis wirt⸗ 
ſchaftlich anders behandelt werden als der wiederkehrende Gehalts⸗ 
anſpruch des Beamten oder der Tag für Tag entſtehende Lohn⸗ 
anſpruch des Arbeiters? Und wenn die 50 000 Mk. nach Jahren 
zurückbezahlt werden, ſo wird auch nachher wieder der Ertrag aus 
dem in anderer Weiſe anzulegenden Vermögenswerte die Quelle ſein, 
aus der der Gläubiger ſeinen Unterhalt zu ſchöpfen hat. Alſo 
wiederum die Auflöſung des Vermögenswertes in wiederkehrende 
Anſprüche. 

Dieſe Betrachtung ſcheint auszureichen, um die innere Gleich- 
heit der äußerlich verſchiedenartigen Verhältniſſe darzutun und damit 
die Forderung ihrer Gleichbehandlung zu rechtfertigen. 
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VI 


1. Nach unferen Ausführungen wären die Veränderungen der 
Kaufkraft des Geldes (in ihrer Einwirkung auf das Leben) und die 
Veränderungen in den Lebenshaltungskoſten des Volkes und des 
einzelnen Haushaltes eigentlich ein und dasſelbe, nur von verſchiedenen 
Standpunkten aus geſehen und beurteilt. Und die Frage einer 
„abſoluten Währung“ ſcheint in derſelben wirtſchaftlichen Größe 
ihre Löſung zu finden. Für die Wirkung dieſer Frage aber auf 
das Leben iſt es gleichgültig, auf welche Urſachen jene Schwan⸗ 
kungen zurückzuführen ſind: hier gilt es nur, ſich der Schwankungen 
bewußt zu werden, deren Richtung und Maß zahlenmäßig zu be⸗ 
ſtimmen und danach die Wege zu finden, auf denen die Übelſtände 
ſolcher Schwankungen beſeitigt werden könnten. 

Aber freilich iſt ſicher, daß all dieſe Überlegungen keinen An⸗ 
ſpruch auf abſchließende Richtigkeit erheben können. Solchen Fragen 
läßt ſich die Löſung nicht einfach auf rein denkmäßigem Wege finden. 
Es ſcheint vielmehr unumgänglich notwendig, bevor man eine ſichere 
Stellung zu den Fragen gewinnen will, auf Grund eines reichen 
Zahlenſtoffes, den uns die Statiſtik liefern müßte, die Ergebniſſe zu 
berechnen, zu denen wir damit für eine ſelbſttätige Anpaſſung der 
Gehalte an die Lebenshaltung des Volkes kommen würden, ſowie 
auch welche Ergebniſſe ſolche Berechnungen für jenes andere um⸗ 
faſſendere wirtſchaftliche Gebiet liefern würden. Hiernach alſo wollen 
die vorliegenden Ausführungen nichts weiter ſein als ein Verſuch, 
zur Klärung beizutragen und zu weiteren und tiefergehenden 
Unterſuchungen, beſonders aber zur Prüfung auf der Grund⸗ 
lage eines breiten Zahlenſtoffes anzuregen! Bin ich mir 
doch auch nur zu ſehr der Unzulänglichkeit bewußt, mit der ich als 
bloßer Liebhaber an die volkswirtſchaftlichen Fragen heranzutreten 
vermag. 

2. Einige Worte erfordert noch eine naheliegende, im bisherigen 
nur flüchtig geſtreifte Frage. 

Die Arbeit von Elz berechnet für jede Gehalts⸗ und Steuer⸗ 
klaſſe die Schwankungen der Einkommensentwicklung geſondert. Für 
die von ihm behandelte Frage, deren Gegenſtand ja nur die Ent⸗ 
wicklung der Beamtengehalte war, konnte dies auch ſehr wohl ge⸗ 
ſchehen. Dieſe Behandlung iſt aber nicht mehr möglich, ſofern wir 
die Frage einer ſelbſttätigen Anpaſſung des Beamtengehaltes nur 
als einen Ausſchnitt aus der allgemeinen Frage der Bewegung des 
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Geldwertes auffaſſen, und ſofern wir dieſe Schwankungen des Geld⸗ 
wertes als Allgemeinerſcheinung zahlenmäßig beſtimmen wollen. Hier 
gibt es natürlich nur die einheitliche, unausgeſchiedene Berechnung 
auf Gund des Volksdurchſchnittes. 

Indeſſen wird auch für jenen Ausſchnitt aus der allgemeinen 
wirtſchaftlichen Erſcheinung, für die Beamtengehaltsbewegung, eine 
geſonderte Behandlung nach Schichten und Gruppen durchaus nicht 
erforderlich fein, um das richtige Ergebnis zu erhalten. Kein Stand, 
keine Einkommenſchicht, keine Berufsgruppe ſteht geſondert für ſich 
und losgelöſt aus der Geſamtheit des Volkes. Die Lebenshaltungs⸗ 
koſten des Arbeiters ſind ſchließlich davon mitbeeinflußt, ob die 
Fabrikbeamten zu Fuß zu gehen oder im Wagen zu fahren pflegen, 
und die Lebens haltungskoſten des höchſten Beamten von der Höhe 
des ortsüblichen Taglohnes. Steigt das Einkommen des Fabrik⸗ 
arbeiters, ſo muß die von ihm erzeugte Ware im Preiſe ſteigen und 
der Gehalt des kleinſten wie des hohen Beamten eine entſprechende 
Steigerung erfahren. Das ſind gegenſeitige Einflüſſe und Abhängig⸗ 
keiten, die gewiß nicht von heute auf morgen, von Monat zu Monat 
eintreten, die ſich vielmehr in der Regel mühſam, oft ſprunghaft 
unter Zuckungen und Kämpfen ausgleichen, niemals klar und offen 
erkennbar zutage treten, aber doch ſich unausbleiblich geltend machen 
müſſen. So ſteht einer für und gegen alle, alle für und gegen 
einen. Daraus muß ſich die Folgerung ergeben, daß, abgeſehen von 
kleinen Schwankungen, die Entwicklungslinie der Lebenshaltungs⸗ 
koſten für die ſo verſchiedenen Volksgruppen und Einkommenſchichten 
immer ſehr nahe beieinanderliegen. Wenn ſie ſich beiſpielsweiſe im 
Laufe langer Jahre für eine Einkommenſchicht verdoppelt haben 
werden, ſo wird dies für die anderen — niedrigeren oder höheren — 
Einkommenſchichten annähernd nicht minder der Fall ſein. Dieſe 
zunächſt denkmäßig gewonnene Auffaſſung ſcheint in der Tat ihre 
volle Beſtätigung zu finden, wenn wir die von Elz mitgeteilten 
Zahlen auf unſere Frage hin unterſuchen. | 

Elz hatte berechnet, daß die für das Jahr 1857 ermittelten 
Durchſchnittsgehalte der preußiſchen Beamten 


in der 
Gehaltsklafſe Mk. M. Me. 


u mit 6645 Jim Jahre 1906 (23 500 u. 24 500) alfo bet An» (24000 
HI 3111 lentſprochen hät⸗] 8500 - 9500| nahme des J 9000 


ten einer Ein⸗ Mittels einer 
IV 1840 kommenshöhe 6000 6500 Einkommens⸗ 6250 
V zwiſchen 2400 + 27007 höhe von 2550 
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Daraus berechnet fid) (nach dem Anſatz 6645 X x = 24000) 
für den 50 jährigen Zeitraum von 1857—1906 eine Steigerung 
für die Klaſſe 

II mit 3,61)alfo im Durchſchnitt mit 3,24; ferner ( 1,0260] oder vox 

III „2,89 Ubei Annahme einer ſtetigen Mehrung 1,0214 durch 

IV 3,40 [(nach dem Anſatz 3,61 — x5) eine 1,0248 ſchnittlich 

V s 2,82 jährliche Steigerungszahl von 1,0209) 1,0233 

Das ſind Zahlen, die gewiß keine großen Abweichungen von 
einander zeigen. 

Führen wir ſodann die gleiche Berechnung weiter durch mit 
den für das Jahr 1912 gewonnenen und von mir (in der Abhandlung 
in dieſem Jahrbuch a. a. O. S. 327, 328) mitgeteilten Zahlen, fo 
finden wir für die nun in Frage kommende Reihe von 56 Jahren 
dieſes Bild: 

Die für das Jahr 1857 ermittelten Durchſchnittsgehalte 


in der Klaſſe Mk. Mk. Mk. 
ll mit 6645) hätten im Jahre (26 500 u. 27 500) alfo bei Ane (27 000 

III 3111 „ 10 500 » 11 500 ra des 11 000 
einer tne tite einer 5E 
IV 1840 kommens hohe 7000 7 500 Einkommens⸗ | 20 


Daraus berechnet ſich für die 56 Jahre eine Steigerung 
für die Klaſſe 
II mit 0 


III 3.54 P bei Annahme einer ſtetigen Mehrung 1.0228 durch: 


IV „3,94 , zg; A 1,0248 ſchnittlich 
v 48 eine jährliche Steigerungszahl von 1.0225) 1.0288 


Wir ſehen alſo, es beſtehen zwar in den vier Einkommengruppen 
Unterſchiede, doch ſind dieſe nicht eben groß und weichen von den 
gefundenen Durchſchnittszahlen nur wenig ab. Zu beachten iſt für 
das Berechnungsergebnis, daß die Annahme der Mittel zwiſchen den 
Grenzbeträgen der Einkommenſtufen (zum Beiſpiel 3150 Mk. als des 
Mittels zwiſchen 3000 und 3300 Mk.) roh, aber nicht wohl zu ver⸗ 
meiden iſt. Dieſes Verfahren mußte jedenfalls das Rechnungsergebnis 
etwas verzerren; doch läßt ſich nicht ohne weiteres ſagen, ob die 
gefundenen Vermehrungszahlen näher beiſammen lägen, wenn ein 
richtiger beſtimmtes Mittel zwiſchen den Grenzbeträgen hätte in die 
Rechnung eingeführt werden können. Von Einfluß wäre ferner die 


alſo im Durchſchnitt mit 3,75; ferner | 1.0253] das ift von 


1 Die von mir a. a. O. S. 328 mitgeteilten ftetigen Steigerungszahlen find 
nicht richtig; ich habe dort verſehentlich das Jahr 1854 als Ausgangsjahr ge⸗ 
nommen ſtatt des Jahres 1857 und die Steigerungszahlen für einen Zeitraum 
von 58 ſtatt von 56 Jahren berechnet. 


1961] Die Schwankungen in der Kaufkraft des Geldes uſw. 281 


Frage, ob ſich nicht im Laufe des Berechnungszeitraumes für die 
einzelnen Einkommenſchichten, die den verſchiedenen Gehaltsklaſſen 
entſprechen, das Verhältnis zwiſchen den wirklichen Einkommen⸗ 
beträgen und den (für unſere Berechnung verwerteten) Beträgen der 
Steuerveranlagung in einem für die mehreren Einkommenſchichten 
verſchiedenen Maße gegeneinander verſchoben haben (vgl. hierzu die 
Bemerkungen unter IV 6 a. E.). Möglicherweiſe liegt auch hierin 
eine Fehlerquelle, die ein noch näheres Zuſammengehen der Ver⸗ 
mehrungszahlen verhindert hat. 

3. Jedenfalls ſcheint das Ergebnis der Berechnung das zu ſein, 
daß man für das ganze weite Anwendungsgebiet einer zahlenmäßigen 
Ermittelung der Gehaltslinie ruhig den Volksdurchſchnitt wählen 
kann. Dieſe gefundene Entwicklungslinie hätte Maß zu geben für 
die zahlenmäßige Höhe aller in Geld beſtimmten Anſprüche und 
Verbindlichkeiten, ſeien es einmalige oder wiederkehrende Leiſtungen 
irgendwelcher Art, ſofern ſie nicht ſofort und innerhalb des laufen⸗ 
den Jahres ſich erledigen, ſondern auf Jahre angelegt ſind oder ſich 
ſonſt in der Erledigung auf die folgendeu Jahre verſchleppen, natür⸗ 
lich auch ſofern nicht eine irgendwie andere Vertragsabrede getroffen 
wird oder aus der Art des Rechtsverhältniſſes ſich etwas anderes 
ergibt. 

Was dann innerhalb des weiten Gebiets noch an Unſtimmig⸗ 
keiten verbliebe, an Strebungen nach unten oder oben, könnte ſich 
daneben immer noch unbeengt auswirken. Zwar hätte beiſpiels⸗ 
weiſe unſer Darlehensbetrag von 50 000 Mk. (ich meine dieſen 
Schuldbetrag an ſich) für immer in dieſe Höhe den Ausgangspunkt 
für die Entwicklungslinie der Vergleichungszahlen zu bilden. Geſchuldet 
würde alſo immer dieſer beſtimmte Vermögenswert, nicht mehr und 
nicht weniger, nur daß ſich infolge der Anderungen der wirtſchaftlichen 
Kraft der Geldeinheit der zahlenmäßige Ausdruck für den 
Gegenſtand des Schuldverhältniſſes ändern würde. Daneben aber 
ſtünde nichts im Wege, daß in den für die Hingabe des Darlehens 
beſtimmten, vom Schuldner zu entrichtenden wiederkehrenden Leiſtungen 
(den Zinſen) ſpäterhin Anderungen vereinbart würden, indem aus 
Gründen irgendwelcher Art der Zinsfuß durch Vereinbarung oder 
Geſetzesbeſtimmung erhöht oder gemindert würde, ſo daß alſo, während 
in einem Jahre 4 / %o Zins zu entrichten war aus dem in dieſem 
Jahre etwa zahlenmäßig auf 52 315 Mk. feſtgeſetzten Schuldbetrag, 
der Zins im nächſten Jahre 4¼ é betrüge aus dem für dieſes 
Jahr mit 52 567 Mk. ermittelten Schuldbetrage. Das gleiche würde 
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gelten für alle wiederkehrenden Leiſtungen anderer Art, vor allem 
für das weite Gebiet aller Entlohnungen für Amt, Dienſt, Arbeit. 
Wegfallen würden hier nur die ſprunghaften Anderungen heutiger 
Art, ſoweit dieſe durch die die Allgemeinheit, den 
Volksdurchſchnitt treffende Erhöhung der Lebens— 
haltungskoſten veranlaßt wären, weil hierfür der Ausgleich 
durch die ſelbſttätige Anpaſſung geſchaffen wäre. Aber das Ringen 
der einzelnen Bevölkerungsſchichten untereinander, das Streben einer 
jeden Schicht, nach oben zu kommen, ſeine Lebſucht, ſeine Einkommens⸗ 
verhältniſſe gegen früher und gegen andere Bevölkerungsſchichten zu 
verbeſſern, blieben beſtehen. Bringt es etwa die Entwicklung mit 
ſich, daß die (geiſtige oder körperliche) Arbeit einer beſtimmten Be⸗ 
völkerungsgruppe gegen früher als wichtiger erachtet wird, oder auch 
daß dieſe Arbeit nicht mehr denſelben Zulauf findet wie früher und 
darum ein erhöhter Anreiz dafür geſchaffen werden muß, ſo wird 
ſich — neben der ſelbſttätigen Anpaſſung — von ſelbſt eine Er⸗ 
höhung der Gegenleiſtung gegen früher einſtellen, die jene Bevölkerungs⸗ 
gruppe gegen früher in die Höhe bringt. Um bloß zwei Beiſpiele 
zu geben: ſteigerte ſich die allgemeine Erkenntnis von der Bedeutung 
allgemeiner Volksbildung, ſo mußte der Lehrerſtand in ſeiner Be⸗ 
deutung ſteigen, es wurden die Anforderungen an ihn erhöht, und 
ſeine geſellſchaftliche Stufe und die allgemeine Einkommenshöhe ſind 
gegenüber der früheren geſtiegen. Oder wenn die Landflucht der 
Arbeiter für die Landwirtſchaft Leutenot bringt, ſo wird ſich daraus 
von ſelbſt eine Lohnerhöhung für die landwirtſchaftlichen Arbeiter 
ergeben. Beide Fälle liegen in geſchichtlicher Gegebenheit vor uns. 
Wir ſehen alſo, daß die ſelbſttätige Anpaſſung an die allgemeine 

Lebenshaltungslinie mit nichten den „Kampf Aller gegen Alle“ aus⸗ 
ſchalten würde: nicht das Streben des Geſamtbeamtenſtandes um 
geſellſchaftliche und geldliche Höherbewertung, den Wettkampf der 
einzelnen Beamtengruppen untereinander, die geſellſchaftlichen Kämpfe 
der Arbeiterſchaft um Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Lage, den 
Kampf um den Boden zwiſchen Grundbeſitzer und Mieter, das Ringen 
der Geiſtigarbeitenden um Höherbewertung gegenüber dem Hand⸗ 
arbeiter. Doch darin läge wahrlich kein Übel, und drollig, aber 
treffend ſingt in ſeinem hübſchen Gedicht von „der Ordnung“ auf 
der Welt unſer bayriſcher Kobell: 

Dös is ja d' Ordnung, daß an jds 

Dös mehrere will ſei, 

Und is aa gut, ſunſt ſchlafet ja 

Di ganz Kamedi ei.“ 
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Wir ſehen hier ein erlaubtes, erwünſchtes, den Menſchen kenn⸗ 
zeichnendes und im allgemeinen zierendes Vorwärtsſtreben vor uns. 
Freilich, jedesmal wenn eine einzelne Volksgruppe an Bedeutung, 
an Achtung und geldlicher Stellung gegen früher und gegenüber den 
Volksgenoſſen aufrückt, erhöht dies notwendig den Durchſchnitt der 
Lebenshaltung und drückt damit mit rechneriſcher Notwendigkeit den 
Stand aller anderen Volksgenoſſen herab, den dieſe bisher gegenüber 
dem Durchſchnittsſtande des Volkes eingenommen hatten. Inſofern 
bildet jedes Vorwärtskommen einzelner Volksſchichten immer wieder 
den Antrieb und ſelbſt den geſellſchaftlichen Zwang für die 
anderen, ſelbſt wieder nachzurücken. Aber dieſem Wettkampf, der 
Kampfesweiſe wäre ein böſer Stachel der Bitterkeit und Schärfe 
genommen, wenn durch eine allgemeingeſellſchaftliche Einrichtung, 
durch unſere ſelbſttätige Anpaſſung, immer wieder von 
ſelbſt ein Teilaus gleich hergeſtellt und ein ſcharfes Zurückſinken 
einzelner Gruppen oder Schichten unter ihr bisheriges Verhältnis 
zum Einkommendurchſchnitt hintangehalten würde. Im Sinne einer 
ſolchen Milderung des Wettkampfes müßte es wirken, wenn jede 
Bevölkerungsgruppe, jeder Einzelne, das Gefühl einer gewiſſen Sicher⸗ 
heit hätte, indem von jedem Vorwärtskommen anderer Gruppen 
mittelbar auch für ſie ein Stückchen Vorwärtskommen abfällt, daß 
alſo jede Bevölkerungsgruppe, und jeder Einzelne ſich der Notwendigkeit 
überhoben wiſſen könnte, unabläſſig nach oben zu drücken, um 
nicht zu ſinken. 

Alſo nicht eine Ausſchaltung des Kampfes, aber eine Milderung 
nach dem Grad und der Kampfesweiſe. 

4. Schließlich mag die Wirkungsweiſe einer Berechnung, wie 
ſie uns vorſchwebt, durch ein Zahlenbeiſpiel veranſchaulicht werden. 
Es genügt hierfür, einige wenige Bevölkerungsgruppen — als die 
Vertreter der unendlich vielen — in einer Liſte zuſammenzufaſſen. 
Dabei ſoll die Annahme gemacht ſein, daß die Geſamtheit dieſer 
Gruppen das ganze Volk darſtelle, und es ſei zur Vereinfachung 
der Berechnung weiter angenommen, daß jede Bevölkerungsgruppe 
eine gleiche Zahl von Einkommenbeziehern umfaſſe. 

Nehmen wir alſo 15 Bevölkerungsgruppen mit den in der folgenden 
Zuſammenſtellung angegebenen, willkürlich gegriffenen Ausgangs⸗ 
einkommen. Dabei ſollen die Gruppen 1, 3, 4, 6, 8, 10, 11, 12, 
14 ſolche ſein, deren Einkommensreihe ſich nach der geforderten ſelbſt⸗ 
tätigen Anpaſſung beſtimmen würde; alſo neben Beamten und An⸗ 
geſtellten Vorarbeiter, Handarbeiter ferner aber auch die Kapital⸗ 
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rentner. Die anderen Gruppen: 2, 5, 7, 9, 13, 15 find ſolche von 
felbftändigen Unternehmern verſchiedener Art: Landwirte, Gewerbe- 
treibende, Kaufleute, Angehörige höherer Berufe. Das übrige mag 
aus den Angaben und Zahlen der Berechnung ſelbſt entnommen 
werden. Würde (wie bei der bayriſchen Veranlagung zu den direkten 
Steuern) als Stichtag der 1. Oktober jedes Jahres genommen, ſo 
könnte ſehr wohl ſchon im Dezember (auf Grund der wenigſtens 
vorläufigen Ergebniſſe der Veranlagung) die Geſamteinkommenzahl 
und damit der Einkommendurchſchnitt nach der jüngften Veranlagung 
feſtgeſtellt ſein, und damit wäre die Möglichkeit gegeben, ſchon für 
den 1. Januar des folgenden Jahres die für dieſes Jahr geltende 
Verhältniszahl für die Bewegung der Durchſchnittseinkommen bereit 
zu haben. Wenn ſich dieſe Vorausſetzung einer alsbaldigen Be⸗ 
rechnung verwirklichen ließe, ſo wäre allerdings der Fall gegeben, auf 
die unter II, 7 beſprochene und als erwünſcht bezeichnete Verbindung 
der Berechnung mit einer vorgängigen ſtetigen Steigerung vielleicht 
zu verzichten. 

Zum richtigen Verſtändnis der folgenden Beiſpielberechnung ſoll 
noch auf eins aufmerkſam gemacht werden. Die Zahlenreihen der 
„Feſtbeſoldeten“ (im weiteren Sinn) ſind aufzufaſſen in dem Sinn, 
der hierfür unter III, 3 entwickelt worden iſt. Das heißt alſo: die 
Ausgangszahlen 800, 1200, 1500 Mk. uſw. der Spalten 1, 3, 4, 
6, 8, 11, 12, 14 ſtellen nicht den Jahresbetrag der am Lohn oder 
Gehalt dem Arbeiter, Angeſtellten, Beamten bar ausbezahlten Ent⸗ 
lohnung dar, ſondern dieſe Entlohnung unter Zuſchlag des Jahres⸗ 
werts für die dem Einkommenbezieher neben den Barbezügen nach 
Geſetz oder Vertrag vom Gemeinweſen oder dem Arbeitgeber ge⸗ 
währten anderweitigen Entlohnungsteile. Und demgemäß bezeichnet 
auch in den Entwicklungsreihen für die folgenden Jahre die jeweils 
berechnete Zahl nicht die Barbezüge, ſondern dieſe vermehrt um jenen 
Barwert der Nebenleiſtungen. Bei allen anderen Berufsgruppen, die 
nichtbeſoldete Perſonen umfaſſen, fallen dagegen die Ausgangszahlen 
und die Zahlen der Entwicklungsreihen mit dem Bareinkommen zu⸗ 
ſammen; auch bei der Gruppe 10 (von Rentnern) gilt dies, da ſie 
in dieſer Beziehung anders ſteht als die Feſtbeſoldeten. 

Es könnte ſich alſo dieſes Bild der Entwicklung zeigen: 

(Siehe die Tabelle auf S. 286 und 287.) 


Zum Verſtändnis ſei noch folgendes bemerkt: Wenn nach der 
beſtehenden Gehaltsordnung zur Ausgleichung der mit den Jahren 
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ſteigenden Familienlaſten „Dienſtaltersvorrückungen“ vorgeſehen find, 
ſo würden dieſe natürlich nicht wegen der Steigerung nach der nach⸗ 
ſtehenden Tabelle wegfallen. Ein Beiſpiel fol anſchaulich machen, 
was ich meine. Angenommen, für die Beamtengruppe der Spalte 11 
ſei vorgeſehen, daß alle drei Jahre eine Dienſtaltersvorrückung von 
500 Mk. eintrete, und dies träfe für einen Beamten am 1. Januar 
1913, 1916, 1919 und 1922 ein, ſo würden zu der aus der Tabelle 
zu entnehmenden Reihe der Grundgehaltsbeträge für die einzelnen 
Jahre die Dienſtaltersvorrückungen in folgenden Beträgen hinzutreten: 


für das Jahr 1913: 500 = 19 200 
1044, 500 — 9 
9015: 500 x 40 200 
* 9 1916: 1000 = 29200 
> = = 1917: 1000 x 25200 
18. 1000 > 49200 
.  « 1919: 1500 x 40200 
„„ 020. 1500 > 49200 
„ 121: 1500 x 49200 , 

+ + + 1922: 2000 49200 2375 Mi) 


denn ſelbſtverſtändlich hätte die Dienſtaltersvorrückung als ein Teil 
der feſten Beſoldung auch wieder an der ſelbſtätigen Anpaſſung 
ihren Teil. 

Ich bin, um die Wirkungsweise der ſelbſttätigen Anpaſſung 
anſchaulicher zu machen, von Verhältniſſen ausgegangen, bei denen 
das allgemeine Urteil im Laufe der Jahre auf eine Beſſerſtellung 
der Beamten hindrängte. So kam es nach und nach bei den Ein⸗ 
kommensgruppen 3, 6, nochmal 3, 8, 11, 14 zu Gehaltserhöhungen 
(zu echten, im Gegenſatz zu den Scheinerhöhungen, wie wir fie 
heutzutage kennen). Für die Gruppe 1 iſt angenommen, daß die 


286 A. Zeiler 1906 


Gruppen 


Tagelöhner 
Landwirte 


Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1910. 


Einkommensaufbeſſerung im Jahre 191. — | — 1300 | 1380 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1911. . I 800 | 1100 | 1300 | 1580 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 1912. ...... — 1324 1609 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1912. . 815 1090 | 1324 1609 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 1918. ...... — 1344 1633 
Ergebnis der en im Oktober 1913. .] 827) 1150} 1344 | 1633 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 19114. 842 — 13681663 
Lohn- und Gehaltserhöhung 19111. 920 — 1450 — 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1914. . 9201165 1450 1663 
Selbfttdtige Anpaſſung für Januar 1915. — 1474 1690 
Ergebnis der VNV. im Oktober 1915. . | 9351168 1474 1690 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 19166. 945 — 14891708 
Zinsherabſetzung im Jahre 191. — — — 
Ergebnis der Einkommenserbebung im Oktober 1916. .] 945 | 1189 | 1489 1708 
Selbſttätige Anpafjung für Januar 1917. . 962 — 15161738 
Gehaltserhöhung im Jahre 191111111... — — | — — 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1917. . 962 1225 1516 17: 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 191288888. 8 — 1572 1803 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1918. . 9981190 7572 1803 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 1919999999999. 1005 — 15841817 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1919. . 1005 1150 1584 | 1817 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 19200. 9980 — 1572 1803 
Ergebnis der Einkommenserhebung im Oktober 1920. . 998 1230 1572 | 1803 
Selbſttätige Anpaſſung für Januar 1911. 1021 — 16081844 
Ergebnis der SE im Oktober 1921. . [1021 | 1205 | 1608 | 1844 
Selbittätige Anpaffung für Januar 1922. ...... 1038 — |1637 | 1877 


Einkommenſtand am 1. Januar 192222 


1038 1205 1637 | 1877 


Die Einkommensmehrung ſeit dem Oktober 1910 ent, 
ſpricht einer Vermehrung mitt 1,80 | 1,20 


1,36 | 1,25 


Entwicklung zu der Einſicht führte, das bis dahin geltende (nur der 
Höhenentwicklung ſelbſttätig angepaßte) Einkommen erreiche nicht 
mehr das zum Lohn erforderliche Mindeſtmaß, ſo daß alſo eine Lohn⸗ 
erhöhung eintreten mußte, ſei es durch ſreie Vereinbarung, durch 
Geſetz oder als Wirkung von Arbeiterausſtänden. Endlich iſt bei 
der Gruppe 4 (Vorarbeiter) angenommen, daß ſich einmal eine Lohn⸗ 
ſteigerung als angemeſſen erwies und durchſetzte. Dagegen wäre es 
bei der Gruppe 12 im Laufe der Jahre zu keiner Gehaltserhöhung 
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Berufe 

2 2 = 25 € | | = 2 e =| = Sé Quer⸗ 
5 22 8 | 5 S253 5 | Se 

S* S SS 2 8 332288 & 23 ſummen 
a2, 154 >| 2, 2 @ se SS Ss (Ber 
s2| ES S 8 | 2 2 FES 228 sg S2 
= > 2 = 4 ER SA == oc. = SA Se hältnis⸗ 
55 S & = : | S & G SO | japteny 
S 8 S 8 e SEH 
56789101112 8 | 14 | 15 

1800 2000 | 240 | 2400 | 3000 3500 | 4000 4500 | 5000 5500 6000 7000 49 200 
1800 | 2100 | 2420 | 3000 3650 | 4000 4500 5000 5650 6000 7200] 50 100 
— 2138 — 3054 — 4073 4582 5091 — (6110 — | — 
1810 | 2138 | 2400 | 3054 | 3580 | 4073 | 4582 | 5091 5790 6110 7400 50 861 
— 2171 — |3101| — 4135 4652 51690 — 16203| — = 
1850 | 2171 | 2500 | 3101 | 3790 | 4135 4652 5169 5800 6203 7450 51775 
— 2210 — 3157 — 9 735 5262 — 6314 — | — 
1870 | 2210 | 2530 | 3157 | 3830 | 4209 |4735 5262 5820 6314 7500] 52 635 
— |2247| — 3209 — 4279 481415349) — 6419 — — 
1850 | 2247 2500 3209 3850 4279 4814 5349 5840 6419 7550 58 174 
— 2269 — 3242 — 4323 4863 5401“ — 6485 — | — 
as u | — Eee — = 
1910 | 2269 | 2700 | 3242 3970 4067 4853 5404 6050 6485 7810 54 121 
— 2310 — 3300 — 4716049505500“ — 6600 — — 
— — | — 3450 — 5200 — — 7000 — — 
2000 | 2310 | 2800 | 3450 4100 4160 5200 5500 6180 7000 8000] 56 141 
— 2396 — 3579 4315 539 5705 — 7261 — — 
1950 2396 2700 3579 | 3950 | 4315 5394 5705 6010 7261 7750] 56 573 
— 2415 — 3606 — 4348 5435 5749 — 7377 — — 
1920 | 2415 2600 | 3606 | 3800 | 4348 5435 5749 5900 7317 7500 56 146 
— 2396 — 3579 — 14315 5394 5706 — 7262 — — 
2050 2396 | 2680 3579 | 4100 | 4315 5394 5706 6150 7262 8200] 57 435 
— 12451) — 3661 4414 5518 5837 — 7428 — — 
2080 2451 2760 | 3661 4010 4414 5518 5837 6250 7428 8350] 58 437 
— 2494 — 3725 — 44915615 |)5939 | — 7558 — — 


2080 2494 | 2760 3725 | 4010 | 4491 | 5615 | 5939 | 6250 7558 8350 59 029 


| | 


1,15 112) 125 10 1,14 a 


1,19| 1,20 


10 125) 15 1,24 


gekommen, und in der Gruppe 10 (der Rentner) wäre gar eine 
Minderung des Einkommens eingetreten infolge einer allgemeinen 
Ermäßigung des Darlehenszinsfußes (was ja bekanntlich aus ver⸗ 
ſchiedenartigen Gründen möglich iſt). 

Das Schlußergebnis der Rechnung zeigt dann, wie mehrere 
Gruppen gegenüber dem Durchſchnitt zurückgekommen wären, andere 
aber (eben die mit Lohn⸗ oder Gehaltserhöhung bedachten) ſich über 
den Durchſchnitt erhoben hätten. Bei den mit ſolchen Erhöhungen 
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bedachten Gruppen aber würde, wie das Ergebnis zeigt, die einmal 
eingetretene als wirkliche Erhöhung weiterwirken von Jahr zu 
Jahr, während bekanntlich nach der heutigen Behandlung der Gehalts⸗ 
frage die Entwicklung einiger weniger Jahre immer wieder unaus⸗ 
weichlich dahin führt, daß die erhöhten Gehalte von dem Einkommen 
der Volksgenoſſen überholt werden, ſo daß ſelbſt eine wirkliche Er⸗ 
höhung, die die Beamtengruppe gegenüber ihrem bisherigen Ver⸗ 
hältniſſe zum Einkommensdurchſchnitt des Volkes hebt, nur wenige 
Jahre wirkſam bleiben kann. Nur ſtarke und wiederholte Einkommens⸗ 
mehrungen der Selbſtändigen würden, und nur recht allmählich, 
dazu führen können, daß die den Beamten früher gewährten echten 
Gehaltserhöhungen ihre Wirkung verloren. 

Zu beachten iſt die Gehaltsentwicklung der Jahre 1917 — 1920. 
Das Jahr 1917 brachte eine allgemeine Erhöhung der Einkommen⸗ 
ſätze für die Selbſtändigen, ein „gutes Jahr“, ſo daß die ſelbſttätige 
Anpaſſung für die Feſtbeſoldeten auf das Jahr 1918 einen kräftigen 
Ruck nach oben gab. Dasſelbe Jahr 1918 aber zeigt für die Selb- 
ſtändigen einen Rückſchlag in der Einkommenshöhe, aber immerhin 
nicht ſo ſtark, daß nicht auch im Oktober 1918 noch eine Steigerung 
des Einkommens durchſchnitts des Volksganzen vorhanden 
geweſen wäre. Alſo nochmal eine, wenn auch nur ſchwache Mehrung 
für das Jahr 1919 durch die ſelbſttätige Anpaſſung. Auch 1919 
brachte für die Einkommensverhältniſſe der Selbſtändigen einen 
weiteren Rückgang, und nun zeigt ſich im Oktober 1919 wirklich auch 
ein Rückgang des Einkommensdurchſchnitts, mit der ſelbſtverſtändlichen 
Folge, daß Héi nun auch die Einkommensverhältniſſe der „Feſtbeſoldeten“ 
für 1920 ſenken mußten. 1920 ergab dann für die Selbſtändigen 
eine Erholung der Einkommenshöhe, und für das nächſte Jahr folgte 
daraus wieder eine Einkommensmehrung auch der „Feſtbeſoldeten“ 
Dieſer Verlauf zeigt nun allerdings, daß die Entwicklung bei den 
Feſtbeſoldeten der Einkommensentwicklung der Geſamtheit immer um 
ein Jahr nachhinkt. Doch iſt ein Nachhinken um mindeſtens ein 
Jahr ſchlechterdings nicht zu vermeiden und ſicher erträglich — ſehr 
viel beſſer jedenfalls als die heutige Beſoldungsweiſe, bei der die 
Bewegung der Beamtengehalte nie bloß um ein Jahr, ſondern nicht 
ſelten um 6 und 10 Jahre der Einkommensentwicklung des Geſamt⸗ 
volkes nachzuhinken pflegt. Dieſes Nachhinken um ein Jahr wäre 
dieſelbe Erſcheinung, wie wir ſie für die Einſteuerung kennen: auch 
hier ſind für die Bemeſſung der Steuerbeträge eines Jahres jeweils 
die Einkommensverhältniſſe des vorhergegangenen Jahres beſtimmend. 
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Für das Maß des Anſteigens, wie es uns die Wirklichkeit 
gegenüber den willkürlich gegriffenen Zahlen unſeres Beiſpiels bringen 
möchte, läßt ſich natürlich im voraus kein Anhalt finden. Mit⸗ 
beſtimmend dafür wären zweifellos auch die ſich aus dem Verkehr 
mit dem Auslande ergebenden Verhältniſſe; ſie können ſteigernd, aber 
auch mäßigend wirken. Jedenfalls aber iſt es, ſoweit nur die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe der Volksgenoſſen untereinander in Frage 
ſtehen, bedeutungslos, wie hoch an ſich die Zahlen der Einkommen ſind; 
entſcheidend iſt vielmehr, in welchem Verhältnis die Einkommens⸗ 
höhen untereinander und gegenüber dem Volksdurchſchnitte ſind. 
Erreicht aber wäre durch unſere ſelbſttätige Anpaſſung, daß die 
Seamtengebalte (abgeſehen von Fällen echter Erhöhungen) im richtigen 
und gleichmäßigen Verhältniſſe verblieben zum Volksdurchſchnitt und 
qu den frei verſchieblichen Einkommen der Selbftändigen, und daß 
dieſes Ziel in Ruhe und Ordnung gewonnen würde und mit einer 
Sicherheit und Selbſtverſtändlichkeit, die ſich vorteilhaft abheben 
würde von der Beſoldungsweiſe von heute. 
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L Allgemeiner Aberblick über die geſchichtliche Entwicklung 
der Republik Guatemala 


Noa die Spanier Zentralamerika in den Jahren 1524 bis 
1535 erobert hatten, gründeten ſie das Generalkapitanat Gua⸗ 
temala, welches als ſpaniſche Kolonie bis zum Jahre 1821 beſtand. 
Die fünf Freiſtaaten Zentralamerikas: Guatemala, San Salvador, 
Honduras, Nicaragua und Coſta Rica, waren bei der allgemeinen 
Lostrennung des ſpaniſch⸗amerikaniſchen Kolonialgebietes von Spa« 
nien im Anfang des 19. Jahrhunderts dem Mutterlande länger als 
die übrigen treu geblieben. Erſt mit dem Jahre 1821 kam es auch 
in dieſen Staaten zur Unabhängigkeitserklärung. Von dieſer Zeit 
an beginnen aber auch ſofort die bis heute vergeblichen Unions⸗ 
beſtrebungen der neu entſtandenen Republiken, die anfänglich, ihrer 
geographiſchen Lage gemaß, vor der Wahl ſtanden, ſich Mexiko oder 
) 19* 
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Kolumbien anzuſchließen. Man blieb aber für fid), gründete eine, 
von Anfang an unhaltbare Republik Zentralamerika, die ſchon im 
Jahre 1839 wieder auseinanderfiel. Die Errichtung einer unab⸗ 
hängigen Regierung in Guatemala, das ſich ſeiner Selbſtändigkeit 
und wirtſchaftlichen Bedeutung am eheſten und nachhaltigſten be⸗ 
wußt wurde, erfolgte am 17. April 1839; ſie war hauptſächlich das 
Werk von Rafael Carrera. Bei der herrſchenden Unzufriedenheit 
der verſchiedenen politiſchen Parteien mit dem Präſidenten Moranza 
gelang es Carrera, die föderaliſtiſche Partei zu ſtürzen, und er ſchuf 
Marino Rivera Paz zum Präſidenten der neu entſtandenen Republik Gua⸗ 
temala. Doch ſchon Anfang 1840 übernahm Carrera ſelbſt die Präſi⸗ 
dentſchaft Guatemalas, die er bis zu feinem Tode, am 14. April 1865, 
mit diktatoriſcher Gewalt durchführte. Carrera war ein mit wenig 
Indianerblut gemiſchter Abkömmling der herrſchenden reichen ſpani⸗ 
ſchen Familien, die nach Art ihrer aus dem Mutterlande mitgebrachten 
Anſchauungen völlig im Fahrwaſſer des Feudalismus und des 
Klerikalismus ſegelten. Carreras Charakter war brutal und religiös⸗ 
fanatiſch, aber der Mann verſtand es, die Finanzen Guatemalas 
durch eine muſterhafte Finanzverwaltung zum Wohle des Staates 
zu fördern. Tatſächlich war Carrera, zumal nach ſeinen Siegen 
1851 bei La Arada über Honduras und San Salvador nicht nur 
der allgewaltige Herrſcher Guatemalas, ſondern ganz Mittel⸗ 
amerikas, wo man überall ſeine Tätigkeit zur Beſſerung der Fi⸗ 
nanzen und zur Förderung der materiellen Wohlfahrt anerkannte. 
Die Intereſſen des Klerus fanden unter ſeinem Regime ſomit auch 
in den Guatemala benachbarten Ländern die allerkräftigſte För⸗ 
derung, und über zwei Jahrzehnte blühte in ganz Zentralamerika 
allerorts der Weizen der Jeſuiten. Nach Carreras Tode wählte 
man Vicente Cerna, der ſchon im Mai 1871 durch Granados ge⸗ 
ſtürzt wurde. Eine Revolution 1871 begründete auch in Mittel⸗ 
amerika die Herrſchaft der Liberalen; die Jeſuiten wurden ver⸗ 
bannt, ihre Klöſter aufgehoben, das Kirchenvermögen eingezogen und 
Religionsfreiheit verkündet. Die liberale Regierung hat mit viel⸗ 
fachem Erfolg Reformen im Unterrichtsweſen und durch Aufhebung 
von Handelsbeſchränkungen geſchaffen. Trotz dieſer nunmehr offi⸗ 
ziellen Herrſchaft der Liberalen geht doch der Einfluß des Klerus in 
ganz Zentralamerika noch weiter als im übrigen ſpaniſchen Amerika. 
Durch ſeine Beherrſchung der Indianer übt er nach unten, durch 
die der Frauen nach oben eine Macht aus, der gegenüber auch die 
Regierungen zu Kreuze kriechen. Nach Granados trat im Jahre 1873 
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Nufino Barrios ans Ruder, der 1880 auf ſechs Jahre wiedergewählt 
wurde, aber ſchon 1885 in der Schlacht bei Chalchuapa fiel. Von 
1886 bis 1892 war dann der General M. L. Barillas Präſident 
und nach ihm J. M. Reyna Barrios, ein Neffe des vorigen. Dieſer 
Neffe Barrios förderte in Guatemala ſehr das Eiſenbahnweſen, 
Hafenbauten, ſowie Poſt und Telegraphie. Am 10. Februar 1898 
fiel er durch Meuchelmord, und der Lizentiat Manuel Eſtrada Cabrera 
übernahm den Sitz auf dem Präſidentenſtuhl von Guatemala, zunächſt 
proviſoriſch, ſeit Herbſt 1898 aber endgültig. Cabrera iſt heute noch 
Präſident der Republik Guatemala, und ſeine Amtszeit lief noch 
bis zum 15. März 1917. 


ll. Die politiſchen Strömungen im Lande 


Bürgerkriege und politiſches Ränkeſpiel abwechſelnd mit Revo⸗ 
lutionen bilden den politiſchen Auftakt der mittelamerikaniſchen Klein⸗ 
republiken. In Zentralamerika, und auch auf den Antillen, ſind die 
Bürgerkriege, wie F. Garcia-Caldéron jagt, nicht nur die Wirkung 
der Raſſengegenſätze, ſondern auch des tödlichen Klimas. Frühreif, 
finnlich und leicht erregbar, weihen die Amerikaner dieſes weiten 
Gebietes ihre Tätigkeit der örtlichen Politik. Handel, Induſtrie und 
Ackerbau ſind gefährdet; die zügelloſe Phantaſie der Kreolen erzeugt 
eine Überfülle von Verfaſſungen, Programmen und lyriſchen Pro⸗ 
dukten: die Anarchie iſt die unbeſtrittene Herrin in dieſen Ländern. 

Fünf Republiken kommen dort zuſtande, die vom beſtändigen 
Kampfe um die politiſche Herrſchaft zerwählt werden. Bürgerkriege 
und auswärtige Kriege wechſeln einander ab. Herrſchſüchtigen Gene⸗ 
tälen gelingt es mitunter, dieſe Länder vorübergehend zu vereinen; 
aber bald reißt die Anarchie und die Diktatur ſie wieder von⸗ 
einander. Unaufhörlicher Umſturz wütet fo auf dieſem Teilſtück 
amerikaniſch⸗tropiſcher Erde. 

Es iſt ganz unmöglich, die Entwicklung Zentralamerikas in 
eine Periode der Militärherrſchaft und in eine induſtrielle Periode 
zu ſcheiden. In Wirklichkeit regieren bald die Generäle, bald die 
geifrig Bedeutendſten. Beide aber haben dieſelben Methoden, und 
ihre Herrſchaft iſt gleich blutig. Einige Diktaturen, die einen wenig 
längeren Beſtand haben, ermöglichen mitunter die Vermehrung der 
Schulen und die Entwicklung der Finanzen des Staates. Aber der 
Aufſchwung der perſönlichen Unabhängigkeit iſt ebenſo unmöglich 
wie die Aufnahme ausländiſchen Kapitals unter der Herrſchaft 
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dieſer Deſpoten, die ihre Stellung nur durch die Armee erhalten 
haben und halten können. Freiheit, Reichtum und Menſchenrechte 
find allein für die Diktatoren vorhanden, die jeglicher milden Regung 
unfähig ſind. 

In Zentralamerika wird am 10. April 1825 die Republik prokla⸗ 
miert und eine entſprechende Verfaſſung angenommen. Von dieſem 
Zeitpunkte an beginnt die Autonomie der fünf vereinigten Republiken. 
General Manuel Sofe Abel iſt der erſte Präſident in Zentralamerika. 
Die förderaliſtiſche Verfaſſung vom Jahre 1824 erteilt dem Kongreß 
alle Gewalt: ſie führt die Diktatur des Parlaments ein. 

Der Volksvertretung gegenüber iſt die Exekutivgewalt völlig 
machtlos; ſchwach infolge ſeiner geringen Mitgliederzahl iſt auch 
der Senat, der indeſſen die Macht hat, die Geſetze, die der Kongreß 
erläßt, zu vollziehen. Wie in allen Republiken wird die Regierung 
vom Volke gewählt, ſie iſt föderaliſtiſch und hat rein repräſentativen 
Charakter. Nachdem die Gleichheit aller Bürger und die Abſchaffung 
der Sklaverei beſchloſſen worden iſt, beginnt eine neue liberale und 
romantiſche Ara. 

In der Zweiten Kammer hatte Guatemala die Majorität, und 
dieſe Überlegenheit iſt der Grund für die Verſuche, die politiſche 
»Herrſchaft fic) zu ſichern. Dies ruft eine lange Reihe von Bürger⸗ 

iegen hervor. Es ſtoßen hier aber nicht Völker aufeinander, ſon⸗ 
dern Intereſſengegenſätze rivaliſierender Provinzen und die Herrſchaft 
der Generäle. Salvador will ſeine Selbſtändigkeit behaupten: die 
männliche, wenig bevölkerte Republik ordnet ſich nur ſchwer der 
Hegemonie Guatemalas unter. 

Das iſt eine Seite dieſer monotonen Geſchichte, wie es Garcia 
Calderon nennt: Zwiſchen Guatemala und Salvador herrſcht ewiger 
Kampf, Kampf um die Hegemonie, um die geiſtige Herrſchaft. Die 
alte föderaliſtiſche Vereinigung bleibt beſtehen; neue Parlamente 
werden eröffnet. So gibt es allgemeine Kongreſſe und Kongreſſe 
der Provinzen. Mit einem Male erklärt ein Staat, daß er den 
Vertrag, der die fünf Republiken zu einer Einheit zuſammenfaſſe, 
nicht mehr anerkenne. Da wird der Kongreß aufgelöſt und ein neuer 
einberufen. So herrſcht beſtändige Verwirrung in der Regierung. 

In den erſten zwanzig Jahren der Unabhängigkeit kämpfen die 
anarchiſtiſchen, einheitsfeindlichen Neigungen und die ruhige Einſicht 
miteinander, die die Republiken unter dem Drucke einer ſtarken 
Tradition zuſammenſchmieden will. Der Nationalismus der einzelnen 
Republikländer aber widerſtrebt dem Einheitsgedanken. So liegt 
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denn Guatemalas General Carrera im Streite mit dem „Caudillo“ 
Morazdn, dem Verfechter der Einheit, und zwölf Jahre lang wütet 
der Kampf zwiſchen Provinz und Provinz. 

Während die Staaten ſich trennen, dann wieder zu einem theo⸗ 
tetiſchen Bundesſtaate ſich vereinigen, erläßt der Kongreß Geſetz auf 
Geſetz, ſucht man mit dem Eifer der Jakobiner den Grund der 
künftigen Nation zu erzeugen. In elf Parlamenten des Bundes⸗ 
ſlaates werden Geſetze und Verfaſſungen verfertigt. Der Hauptzug 
all dieſer neuen Geſetze iſt der laienhafte Geiſt und eine dem Klerus 
feindliche Tendenz. So herrſcht in Zentralamerika die Glut des 
Radifalismus; Klöſter werden aufgehoben und den früheren Mönchen 
geſtattet, heiraten zu dürfen. Einige Jahre ſpäter, 1832, wird wohl 
die Duldung aller Religionen verkündet, aber trotz dieſer liberalen 
Anſchauungen tobt im Staate der Kampf um das Patronat, herrſcht 
ſtändige Gegnerſchaft zwiſchen dem Staat, der die höchſte Gewalt 
für ſich beanſprucht, und der widerſtrebenden Kirche. 

Die Kriege des Volkes werden zu Bürgerkriegen, in denen ehr⸗ 
geizige Generäle um die Macht kämpfen. Willkürlich legen die 
Generäle dann der Freiheit des Volkes Beſchränkungen auf. Wie 
in Frankreich, ſo erwächſt auch hier im tropiſchen Zentralamerika aus 
der Revolution die Diktatur, und dieſe wiederum ruft ſofort Gegen⸗ 
tevolutionen hervor. Aus plötzlicher Unordnung entſteht erſchreckende 
Bedrückung. Frankreichs Geſchick hat ſich hier auf einem neuen Schau⸗ 
platz mehrfach wiederholt. Die Diktatoren drücken wie die Könige 
in der Zeit der unumſchränkten Fürſtenmacht die „Kaziken“ zu Boden, 
vernichten die Provinzgewalthaber. Und ſo folgt Revolution auf 
Revolution, bis endlich der erwartete Tyrann erſcheint, der dann 
20 oder 30 Jahre des Lebens das Volk beherrſcht. 

Allerdings iſt ein Werk ſolchen autokratiſchen Regiments der 
materielle Fortſchritt. Die großen „Caudillos“ ſind jeder Theorie 
abhold: ihr praktiſcher Sinn bewirkt den Schutz des Handels, der 
Induſtrie, der Einwanderung, der Landwirtſchaft und auch der 
Schulen. Langdauernder Friede iſt unter ihrer Herrſchaft, die ſomit 
der wirtſchaftlichen Entwicklung durchaus günſtig iſt. Im poli⸗ 
tiſchen wie im wirtſchaftlichen Leben vertreten dieſe Diktatoren den 
amerikaniſchen Standpunkt. Sie ſind die Repräſentanten der neuen 
Miſchraſſe, des Landes und ſeiner Tradition. Sie ſind der Bevor⸗ 
mundung der rdmifden Kirche, des europäiſchen Kapitals und der 
ausländiſchen Diplomatie feindlich geſonnen. Ihre hauptſächliche 
Tätigkeit liegt darin, daß ſie die Menſchen nivellieren und die 
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Klaſſengegenſätze überbrücken wollen. So begründen die Tyrannen 
allmählich dann Demokratien, während die Anarchie ſpontan entſteht. 
Zwei Gedanken beherrſchen vor allem die neuen Geſetzgeber: 
der engliſche Utilitarismus und der nordamerikaniſche Föderalismus. 
Hier ſtehen allerdings nicht die franzöſiſchen Ideen im Vordergrund. 
Indeſſen können dieſe tropiſchen Länder ſich nicht den ſtrengen eng⸗ 
liſchen Lehren anpaſſen. Vergeblich beſchloß zum Beiſpiel im Jahre 
1832 der Kongreß die allgemeine Landestrauer wegen des Todes 
Benthams. Gleich vergeblich wird in Guatemala die abſolute 
Freiheit des Vermächtniſſes einzuführen verſucht. Raſch gegebene 
Geſetze vermögen nicht den zwiefachen unheilvollen Einfluß von 
Überlieferung und Raſſe zu paralyſieren. Man glaubte an die 
tatſächliche Wirkſamkeit der gegebenen Verfaſſung und ſucht ideo⸗ 
logiſche Gebilde in die Wirklichkeit umzuſetzen. Man glaubt an die 
Allmacht des Landtages und man mißtraut wiederum der Regierung. 
Die Verfaſſungen ſtellen ſtets eine Teilung der höchſten Gewalt auf; 
ſie ſchwächen die Exekutivgewalt und machen ſie illuſoriſch. Be⸗ 
merkenswert iſt die freiheitliche Tendenz der Verfaſſungsurkunden. 
Stets wird die Freiheit der Preſſe, Verſammlungsfreiheit., das 
Recht auf Privateigentum, die induſtrielle und die kommerzielle 
Freiheit gewährt. Allgemeines Stimmrecht, Volksabſtimmung 
wird eingeführt, und man ſucht das ganze republikaniſche Ideal zu 
verwirklichen. Zentralamerika entlehnt den Vereinigten Staaten die 
Art des Wahlrechts, das föderaliſtiſche Syſtem, die Gerichts verfaſſung 
und die Geſetzbücher Louiſianas. Aber das Volk ſchafft dieſe Ge⸗ 
richtsverfaſſung wieder ab, das föderaliſtiſche Syſtem hat nicht die 
Kraft, die Einheit aufrechtzuerhalten. So wurde 1842 dieſe 
Konföderation von Brudervölkern aufgelöſt, und es beginnt nun 
innerhalb der einzelnen Staaten im Grunde überall dieſelbe alte 
verwirrte Geſchichte. Über die anarchiſtiſchen Maſſen erheben ſich 
tatkräftige „Caudillos“; es ſind Tyrannen, die ſich bemühen, die 
Ordnung zu erhalten und für die Regelung des Staats haushaltes 
eintreten. Lange noch herrſcht in Guatemala der Kampf und die 
Zwietracht, die Raſſen ſind gemiſcht und die Indianer noch in der 
Mehrzahl. 

Die neuere Geſchichte des Freiſtaates Guatemala, dem nach An⸗ 
ſicht gründlicher Kenner des Landes unbedingt die Führung in 
Mittelamerika zukommt, zeigt uns, daß ſchon 1890 der damalige 
Präſident Manuel Liſandro Barillas es verſtanden hat, Ruhe und 
Ordnung im Lande zu erhalten, die Finanzen, ſoweit dies eben für 
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dortige Begriffe möglich iſt, zu ordnen und die Landwirtſchaft zu 
heben. Der Präſident Rufino Barrios hat entſchieden richtig erkannt, 
daß die Union der fünf Staaten Mittelamerikas durch Tiſchreden, 
Kongreſſe und Verträge nicht hergeſtellt werden könne. Dies hat 
ſchon die Geſchichte ſeit 1837 bewieſen. Eine wahre Einigung wird 
auch hier nur durch Blut und Eiſen geſchaffen werden können. Nur 
war ein ſo allgemein und mit Recht verabſcheuter Tyrann wie Barrios 
nicht der Mann, dieſe Einigung zu ſchaffen, zu erzwingen. Wohl 
hat Guatemala ſeit 1886 verſchiedene Kongreſſe zur Beratung von 
Grundzügen für eine Union der fünf Staaten zuſammenberufen, auf 
denen beſtimmt werden ſollte, daß alle Streitigkeiten zwiſchen den 
fünf Staaten durch einen Schiedsſpruch beigelegt werden ſollten, 
aber meiſt blieben einige Staaten dieſen Kongreſſen fern, ſo daß 
alſo immer nur halbe Arbeit geleiſtet wurde. Der Neid und die 
Eiferſucht zwiſchen dieſen ſogenannten Brüdernationen ſind die Ur⸗ 
ſache, daß alle ernſthaften Unionsverſuche bisher aus den nichtigſten 
Gründen ſcheiterten und des öfteren gar mit einem Kriege endeten. 

Geſchichte und Politik Guatemalas haben indeſſen bewieſen, 
daß dieſes Land die zentralamerikaniſche Union aus politiſchen und 
ſtaatsmänniſchen Gründen ſchaffen will, ohne dabei eigene Erobe⸗ 
rungen machen zu wollen. Fremden Einwanderern gegenüber hat 
die Regierung von Guatemala lange Jahre hindurch ſtets ein gewiſſes 
Mißtrauen gezeigt und ſie ſtets möglichſt bald zu Guatemalteken zu 
machen verſucht; wohl um eventuelle Differenzen mit fremden Staaten 
zu vermeiden. So beſtimmt der Artikel 5, Abteilung I der Ber: 
faſſung von Guatemala, daß alle Perſonen, die im Gebiete der Re⸗ 
publik geboren find oder geboren werden, Guatemalteken find. An 
dieſem Vertragspunkte ſcheiterte denn auch urſprünglich ſchon mancher 
Staatsvertrag. 

Unter dem tatkräftigen M. L. Barillas zeigte zum Beiſpiel für 
das Kalenderjahr 1890 der Staatshaushaltsetat für die Republik 
Guatemala folgendes Ausſehen: Die Ausgaben betrugen 4610675 
und die Einnahmen 5 060 000 Peſos. Das Jahresgehalt des Präſi⸗ 
denten war zu 20 000 Peſos feſtgeſetzt, die 69 Deputierten erhielten 
für 50 Sitzungen 500 Peſos; die Miniſter 7200 Peſos jährlich. 
Von den Staatsausgaben entfallen auf das Fomentominiſterium 
(Ackerbau, öffentliche Bauten, Poſt, Telegraphie, Wege) 579 092 Peſos, 
für das Finanzminiſterium 1 343 074 Peſos, für öffentlichen Unter⸗ 
ticht 710 364 und für das Kriegs miniſterium 1 154 184 Peſos. Die Ein⸗ 
nahmen ftellten ſich auf folgende Poſten: Importzölle 2 300 000 Peſos, 
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Exportzölle 400 000 Pefos, Grundſteuer 3 pro Tauſend 125000 Peſos, 
Militärſteuer 20000, Wegeſteuer 100000, Stempelpapier und 
Gewichtsſtempel 120 000, Branntwein- und Likörſteuer 1 500 000, 
Pulver- und Sal peterſteuer 15000, Tabakſteuer 60 000, Poſt und 
Telegraphie 80 000, Verkauf von Urland 30 000, Leihämter 12 000 
und Univerſitäten 60000 Peſos. Dazu kamen 1890 noch die Er⸗ 
träge folgender Abgaben, welche erſt unter der Regierungszeit des Nuf⸗ 
fino Barrios, des berüchtigten Vorgängers von Barillos, wo ſtets Geld- 
mangel herrſchte, eingeführt ſind, nämlich Schlachtſteuer 140 000 Peſos, 
Salzſteuer 31000 Peſos und Mehlſteuer 40 000 Peſos. 


III. Allgemeine wirtſchaftsgeographiſche Aberſicht über 
S das Land 

Ganz Zentralamerika, jo wie es heute geographiſch verftanden 
wird, alſo die engliſche Kolonie Britiſch Honduras und die Panama⸗ 
Kanalzone als Grenzgebiete und dazwiſchen die ſechs Republiken 
Guatemala, Honduras, San Salvador, Nicaragua, Coſta Rica und 
Panama, umfaßt ein Gebiet von 535290 qkm mit 5 225 854 Be⸗ 
wohnern und einer Vevdlferungsdidte von 10 pro Quadratkilometer. 
Zentralamerika iſt ſomit ein Gebiet von der Größe Frankreichs oder 
annähernd Deutſchlands. 

Die Republik Guatemala, deren wirtſchaftliche Verhältniſſe hier 
geſchildert werden ſollen, umfaßt 113030 qkm mit 1 991 261 Be 
wohnern, Ende 1909; die Volksdichte beträgt alſo 17,6 pro Quadrat⸗ 
kilometer. Der Größe nach ſteht Guatemala an dritter Stelle in Zentral- 
amerika, nach Nicaragua und Coſta Rica; es entſpricht etwa einem 
Fünftel des Deutſchen Reiches oder iſt ungefähr viermal ſo groß wie 
Belgien. Zentralamerika gehört dem andinen Teile Südamerikas an. 
Seine Gebirgszüge treten von Mexiko her in Virgation gegen das 
Karaibiſche Meer auseinander. Ein altes kriſtallines Schiefergebirge 
zieht aus Chiapas gegen Südoſten und Oſten nach Guatemala hinein 
und erreicht in der Sierra de las Minas noch 3000 m Höhe. Am 
Golf von Honduras bricht das Gebirge zwar ab, aber es findet ſich 
in Cuba fortgeſetzt. Dieſes Gebirge war bereits während der paläos 
zoiſchen Zeit vorhanden, wurde während der meſozoiſchen Zeit dann 
abgetragen und mit einer Decke von Kalkſteinen, Sandſteinen, Mer⸗ 
geln und Konglomeraten bedeckt. Im mittleren Tertiär wurde das 
Land vielfach gefaltet und durch Quer⸗ und Längsbrüche zerftüdelt. 
Durch dieſe im Tertiär eingetretenen Längsbrüche wurde namentlich 
der Südflügel des geſamten Grundgebirges verſenkt und mit vul⸗ 
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kaniſchen Maſſen überlagert; in Form einzelner Vulkanberge treten 
ſie nur auf der pazifiſchen Seite auf. Man zählt hier 81 Vulkane, 
darunter noch 44 in neuerer Zeit tätige, meiſt andeſitiſche Berge. 
Dieſe heutige „Feuerlinie“ iſt nach Ed. Sueß nur der Reſt einer 
früher viel weiter nach Norden ausgedehnten. 

Das Land iſt allgemein gebirgig, nur teilweiſe trifft man an 
den Mündungen der meiſt kurzen Flüſſe größere Niederungen. Meſo⸗ 
zoiſche und tertiäre Kettengebirge durchziehen Guatemala im Nor⸗ 
den, im Süden alte Maſſengebirge mit archäiſchen und paläozoiſchen 
Schichten. So gliedert ſich das Gebiet ber Republik Guatemala in 
drei ſtreng geſchiedene orographiſche Zonen: das nördliche Tiefland 
Peten, das Kettengebirge von Mittelguatemala und die meiſt erup⸗ 
tiven Gebirge von Südguatemala. Der Südrand beſteht aus jungen 
Eruptivgeſteinen, welche die große mittelamerikaniſche Küſtenkordillere 
mit ihren zahlreichen Vulkanen bilden. Erhebungen bis über 4200 m 
trifft man hier an. Auf dieſem, von Flußtälern zerſägtem Gebirge 
verläuft die Waſſerſcheide zwiſchen dem Atlantiſchen und dem Großen 
Ozean. Es iſt jungeruptives Gebirge in fünf Linien angeordnet. 
Eigentümlichkeiten dieſes Gebirgslandes ſind die kleinen Vallos, 
Hochebenen, die nach K. Sapper in den Einſenkungen des Geländes 
durch alluviale, äoliſche und vulkaniſche Aufſchüttungen gebildet ſind; 
in Guatemala ſind es beſonders die Hochebenen von Quezaltenango 
und San Marcos. Der Nordabfall der öſtlichen Hälfte von Guate⸗ 
mala iſt die Alta Verapaz, ein ſtaffelförmig abgebrochenes, 2500 m 
hohes Faltengebirge, welches aus archäiſchen, paläozoiſchen, meſozoiſchen 
und tertiären Schichten beſteht, wozu noch weiter im Oſten und 
Nordoſten ein bedeutendes, 1000 m hohes Serpentingebirge tritt. 

Die Gebirge zwingen die das ganze Jahr über vorherrſchenden 
Raffatwinde ſowie die im Winterhalbjahr häufig auftretenden, aus 
den Vereinigten Staaten kommenden Nordwinde zum Aufſteigen und 
damit zur Regenabgabe. Dieſer Umſtand iſt höchſt wichtig für die 
Kaffeekultur. Die atlantiſche Küſte iſt gleichmäßig warm, die pazi⸗ 
fifde dagegen in ihrem nördlichen Teile, etwa vom 13° nördlicher 
Breite an, erheblich kälter. Im allgemeinen iſt die atlantiſche 
Seite weit regneriſcher als die pazifiſche, weil die herrſchenden Oſt⸗ 
und Nordwinde an erſterer Steigungsregen erzeugen, während die 
pazifiſche Seite im Regenſchatten liegt. So haben denn auch auf 
der atlantiſchen Seite alle Monate Regen. 

Eine gemäßigte Temperatur herrſcht in dieſen rein tropiſchen 
Ländern Zentralamerikas nur im Gebirgsland. Bis zu 600 m Höhe 
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über dem Meeresſpiegel, der oberen Grenze des Kakaoanbaues, rechnet 
man die Tierra Caliente mit 27— 23% C mittlerer Temperatur. 
Von 600—1800 m rechnet man die Tierra Templada mit Jahres⸗ 
mitteln von 23 — 15 C und mit Kaffeekultur. Dann folgt 
oberhalb 1800 m die Tierra Fria, und zwar bis zu 3250 m mit 
Temperaturen von 15 — 10% C als Anbaugebiet von Weizen, 
Kartoffeln, Apfeln und mit immergrünen Wäldern. Oberhalb 
3250 m iſt die Hochgebirgsregion ohne Landbau, mit Bergwieſen, 
alpinen Kieferwaldungen, ſowie teilweiſe Schneefällen. 

Die geſamte Bevölkerung der Föderativrepublik Guatemala wurde 
für Ende des Jahres 1909 auf 1 991 216 Seelen berechnet, neuere 
ſtatiſtiſche Angaben liegen noch nicht wieder vor. Bei einer Geſamt⸗ 
größe des Staates von 130030 qkm beträgt alſo die Volks⸗ 
dichtigkeit 17,6 Einwohner auf den Quadratkilometer. Von den 
Einwohnern des Landes find 65%e Indianer, und 35% gelten als 
Nachkommen der Spanier, ſie werden allgemein Ladinos genannt. 
Die wirtſchaftliche Bedeutung Guatemalas beruht vorzugs weiſe auf 
der in lebhafter Entwicklung begriffenen tropiſchen Landwirtſchaft, 
da in der heißen und der gemäßigten Klimazone dieſes Landes alle 
tropiſchen Erzeugniſſe gebaut werden können. 

Am wichtigſten iſt der Anbau des Kaffees, der in einer Meeres: 
höhe von 500—1500 m gedeiht, namentlich im weſtlichen Teile der 
Republik, der ſogenannten Coſta chica, ſowie in der Coſta grande 
bei der Hauptſtadt Guatemala und bei Soconusco, endlich auch um 
Cobän auf der atlantiſchen Seite betrieben wird. Mehr als die 
Hälfte des Kaffees geht nach Deutſchland, ein Drittel etwa nach den 
Vereinigten Staaten von Amerika und nur etwa ein Achtel nach 
England und Britiſch⸗Honduras. 

Zucker und Bananen werden in zunehmenden Mengen angebaut 
und gewonnen, auch werden viele neue Kulturen angelegt, doch wird 
noch verhältnismäßig wenig ausgeführt. Infolge der vorzüglich 
organiſierten Transportdampfer der United Fruit Co. gehen alle 
Bananen nach den Vereinigten Staaten. Ein vorzüglicher Kakao wächſt 
an der Nordoſtküſte von Guatemala bei dem jetzt zu Mexiko gehören⸗ 
den Soconusco, Tabak reicht nur für den eigenen Landesbedarf, 
ebenſo Weizen, Mais, Bataten und Bohnen. Überhaupt findet in 
Brotgetreide eine ſtark wachſende Einfuhr ſtatt. Des weiteren wird 
in Guatemala noch Baumwolle und etwas Indigo gewonnen; außer⸗ 
dem kommen noch Vanille, Sarſaparilla, Kautſchuk ſowie hoch⸗ 
wertige Hölzer in Betracht. Kautſchuk wurde bisher faſt nur durch 
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Anzapfen von wildwachſenden Bäumen gewonnen, erſt neuerdings 
haben nordamerikaniſche und belgiſche Geſellſchaften Pflanzungen 
von Castilloa elastica angelegt. 

Auf ausgedehnten Strecken des Landes ſind wohlgepflegte Vieh⸗ 
weiden mit gutem Grasſtand anzutreffen. Im Jahre 1903 zählte 
man in Guatemala 197 000 Rinder, 78 000 Schafe, 50000 Pferde 
und Maultiere ſowie 30000 Schweine. Die Ausfuhr von Häuten 
hat im Laufe der Jahre immer mehr zugenommen. | 

Der Bergbaubetrieb in Guatemala bewegt fic) immer nod in 
beſcheidenen Anfängen, obwohl Gold, Silber, Blei, Kupfer und Eiſen⸗ 
erze vorhanden find, auch Schwefel, Marmor und Steinſalz hat man 
angetroffen. Für die Steigerung der Mineralausbeute wurden im 
Jahre 1908 neue Verordnungen erlaſſen und auch die Transport⸗ 
verhältniſſe verbeſſert. Die Verkehrswege machen in neuerer Zeit 
recht erhebliche Fortſchritte, die Landſtraßen ſind vielfach ſehr viel 
beſſer als in den Nachbarrepubliken. Es beſteht ſeit 1908 in der 
Nordbahn eine interozeaniſche Verbindung zwiſchen Puerto Barrios 
und San Sofé, auch wird die Verbindung mit Mexiko als Teilſtück 
der panamerikaniſchen Eiſenbahn gebaut. Der Bau umfaßt die 
Strecke von Caballo Blanco — zwiſchen Retalhuleu und Cham⸗ 
perico — über Coatepeque nach Ayutla, woſelbſt der Anſchluß an 
die mexikaniſchen Bahnen erreicht wird. 

Gewerbe und Induſtrie befaſſen ſich mit der Herſtellung von 
Flechtwaren, Leder und Lederwaren, Holzarbeiten, Woll⸗ und Baumwoll⸗ 
ſtoffen; auch mehren ſich die Brauereien und die Zuckerfabriken. Ein⸗ 
geführt werden beſonders Baumwollwaren, dann in weitem Abſtande 
Seiden⸗ und Wollwaren; ferner noch Leinen⸗, Flachs⸗ und Jute⸗ 
jabrifate. In der Ausfuhr hat Kaffee weitaus den Vorrang, dann 
folgen Häute, Bananen, Zucker, Kautſchuk und Hölzer. An der Ein⸗ 
fuhr iſt die Union am ſtärkſten beteiligt, dann folgen Deutſchland, 
England, Frankreich, Italien, China und Japan. Bei der Ausfuhr 
ſteht Deutſchland voran mit gegen drei Fünftel, an zweiter Stelle 
die Union mit ein Viertel, dann erſt folgt England. 

Die in einer Meereshöhe von 1480 m über dem Spiegel der 
Südſee gelegene Hauptſtadt Guatemala iſt mit 125 000 Einwohnern 
neuerdings zu einer Großſtadt geworden; ſie iſt der Mittelpunkt für 
Handel und Verkehr. Hier blüht auch die Verarbeitung von Tabak, 
Wolle, Baumwolle, Gold und Silber. Im letzten Jahrzehnt, von 
1903 bis 1913, war für Guatemala ein bedeutendes Aufblühen von 
Handel und Wandel zu verzeichnen. Eine große Anzahl der Kaffee⸗ 
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und Zuckerplantagen fowie der Viehweiden iſt Eigentum von deutſchen 
Staatsangehörigen. Die erſte Gründung der Spanier im Jahre 1524 
war die Stadt Quezaltenango, die heute viel Schafzucht und Woll⸗ 
weberei treibt und 30 000 Einwohner zählt. Etwas kleiner iſt die 
Stadt Totonicapdn („am warmen Waſſer“) mit 26 000 Einwohnern 
in rund 2500 m Meereshöhe. Die Stadt betreibt Induſtrie von 
Holz und Tonwaren. Recht lebhaften Handel weiſt die Stadt Cobän, 
25000 Einwohner, auf; fie liegt 1320 m hoch und iſt ein Haupt⸗ 
mittelpunkt des Kaffeebaues. Ein beliebter Winteraufenthalt iſt 
Escuintla mit 11000 Einwohnern. Die atlantiſchen Ausfuhrhäfen 
Guatemalas ſind Livingſton, Santo Tomas und Puerto Barrios, 
die pazifiſchen Ausfuhrhäfen: San Joſé, Champerico und Ocos. 
Da die Spanier keine Frauen mitbrachten und auch ſpäter nur 
wenig weiße Frauen nachkamen, ſo entſtand zunächſt eine Miſchlings⸗ 
bevölkerung in Zentralamerika. Doch neben ihr blieb eine an der 
alten Sprache und Kultur feſthaltende Indianerbevölkerung beſtehen, 
in Guatemala mehr als eine Million. In den anderen fünf mittel⸗ 
amerikaniſchen Staaten lebt jedoch heute kaum noch ½ Million 
Indianer. Indianer und Meſtizen ſind allerdings heute vielfach nur 
ſchwer zu unterſcheiden. Katholiken ſind ſie natürlich alle, aber alle 
auch nur äußerlich. In Guatemala unterſcheidet man die Bevölke⸗ 
rung nur in Indianer und Ladinos, d. h. ſpaniſch ſprechende 
Menſchen. Letztere ſind allerdings hauptſächlich Meſtizen, aber mit 
Einſchluß der Neger, Zambos und der ſpärlichen Kreolen, der an⸗ 
geblich reinbliitigen, im Lande geborenen Weißen. Die Ladinos 
bilden die herrſchende Klaſſe in Guatemala, ſie ſchätzen die Indianer 
gering. Die Bevölkerungsſtatiſtik iſt noch ſehr ungenau, namentlich 
die Zahl der Neger, Zambos und auch der Weißen iſt überhaupt 
nicht ſicher zu ermitteln. Der Raſſenbegriff „Weiße“ iſt in Gua⸗ 
temala ungemein ſchwankend, ja reine Weiße ſind unter den ſchon 
lange in Mittelamerika heimiſchen Familien wohl überhaupt nicht 
mehr zu finden. Die zugewanderten weißen Einwanderer gehen 
häufig in der zweiten oder dritten Generation ſchon in der Allgemein« 
heit der Landes kinder, nach Sprache und Kultur, völlig auf. Die 
wenigſte Widerſtandskraft gegenüber dieſem Aufſaugungsprozeß zeigen 
dabei die Romanen, eine größere die Germanen (beſonders die Eng⸗ 
länder) ſowie die Nordamerikaner. Die letzte Volkszählung fand 
am 31. Dezember 1903 ftatt, fie ergab 914406 männliche und 
927 728 weibliche, zuſammen 1842134 Bewohner. Unter dieſen 
Bewohnern wurden 750615 „Weiße“ gezählt und 1091519 „Ein⸗ 
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geborene“, was beides entſchieden falſch iſt. Seitdem fanden nur 
noch Berechnungen der Bevölkerungsziffer auf Grund der jährlichen 
Fortſchreibungen ſtatt, die für den 31. Dezember 1909: 1991 261 
Einwohner ermittelte. 


IV. Die politiſchen und wirtſchaftlichen Zuſtände in 
Guatemala in nenerer Zeit 


Wenn wir in folgendem einen kurzen Überblick über die poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Zuſtände in Guatemala geben wollen, ſo 
ſoll damit nur die Zeit unter der Präſidentſchaft M. Eſtrada Cabreras 
verſtanden ſein. Dieſer Mann wurde zuerſt Präſident von Guatemala 
für die Zeit vom 8. Februar 1899 bis zum 15. März 1905, dann 
wiedergewählt für die Jahre 1905 - 1911 und nochmals für den 
Zeitraum vom 15. März 1911 bis zum gleichen Tage 1917, eine 
für mittelamerikaniſche Politiker glänzende Laufbahn. Der am 
12. Juli 1904 auf 6 Jahre neugewählte Präſident M. Eſtrada Cabrera 
von Guatemala hatte in ſeiner abgelaufenen erſten Amtsperiode 
durch Aufrechterhaltung friedlicher Zuſtände die wichtigſte Vor⸗ 
bedingung für eine günſtige wirtſchaftliche Entwicklung der Republik 
geſchaffen, auch durch ſeine Bemühungen für Verallgemeinerung des 
öffentlichen Unterrichts, die zur Gründung von 2500 Schulen führten, 
eine bemerkenswerte Hebung der Bildung und der Erwerbsfähigkeit 
des Volkes angebahnt. In ſeiner Botſchaft bei Beginn der neuen 
Amtszeit konnte der Präſident betonen, daß die Lan dwirtſchaft, die 
Haupterwerbsquelle der Bewohner von Guatemala, ſich während der 
vergangenen 7 Jahre ſeiner beſonderen Fürſorge zu erfreuen gehabt 
hätte. Behufs Förderung des Landbaues wurde in der Hauptſtadt 
der Republik ein General: Wuritulturbureau eingerichtet mit Zweig⸗ 
bureaus in den verſchiedenen Staaten der Republik. Eines der Mittel, 
welche dieſes Bureau zur Vertiefung des Wiſſens auf landwirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete methodiſch anwendete, war die Veröffentlichung einer 
Zeitſchrift, des Bulletins für Agrikuliur, die lediglich auf die Be⸗ 
dürfniſſe der Landwirte zugeſchnitten iſt. Ein anderes wichtiges 
Werk des Burcaus von hervorragendem praktiſchen Werte war die 
Verſorgung der Farmer mit vom Ausland eingeführten ausgeſuchten 
Samenſorten landwirtſchaftlicher Produkte zur Vornahme von Anbau⸗ 
verfudjen und zur Einführung neuer Arten der Bodenbenutzung. 
Maßregeln wurden getroffen zur Vergrößerung der Anbauflächen in 
möglichſt ausgedehnter Weiſe und Beſtimmungen zur Regelung der 
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Kautſchukgewinnung in den Waldungen der Republik erlaſſen. Des 
weiteren wurde die Einfuhr landwirtſchaftlicher Geräte und Maſchinen 
ſoviel als möglich angeregt und begünſtigt. Verträge wurden ab⸗ 
geſchloſſen über rationelle Ausnutzung der wertvollen Nutzholzbeſtände 
in den Staatsforſten im nördlichen Teile der Republik. Die indu⸗ 
ſtriell verwertbaren Bodenſchätze des Landes ſind recht bedeutend, 
ſeine Wälder enthalten viel wertvolle Hölzer, und ſeine Mineral⸗ 
vorkommen ermöglichen einen ſehr ertragreichen Bergbau; doch ſteckt 
hier faſt alles noch in den Kinderſchuhen. Ackerbau und Rindvieh⸗ 
zucht ſind noch die Hauptgrundlagen des Wohlſtands der Einwohner 
von Guatemala. 

Die Zunahme des Handels, die Aufbeſſerung der Kurſe der im 
Ausland befindlichen Staatspapiere, die Aufnahme der Arbeit in 
verſchiedenen öffentlichen und ſonſtigen Unternehmungen, wie zum 
Beiſpiel bei der Northern Railroad, und verſchiedene andere Faktoren 
ſchienen im Jahre 1905 bei Beginn der zweiten Amtsperiode Cabreras 
auf einen Aufſchwung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe Guatemalas 
hinzudeuten. Zwar zeigte der Staatshaushalt immer noch ein Defizit; 
für das Jahr 1905 06 werden die Einnahmen der Republik auf 
23 Millionen und die Ausgaben auf 27317659 Peſos angegeben. 
Von letzterem Betrage entfielen etwa 17 Millionen Peſos allein auf 
die öffentliche Schuld. Während der Zeit des Druckes, der letzthin 
vor 1905 auf dem wirtſchaftlichen Leben Guatemalas laſtete, hatte 
auch der Handel mit den fremden Ländern gelitten. Die Maisernte 
war ſchlecht ausgefallen, und es mußten ſehr viele Nahrungsmittel 
aus den Vereinigten Staaten bezogen werden; dieſe Einkäufe waren 
beſonders groß, fie machten 38 %s der geſamten Bezüge von dieſem 
Lande aus, und ein mindeſtens ebenſo hoher Prozentſatz entfiel auf 
die Einfuhr von Fabrikaten, beſonders Eiſen⸗ und Stahlwaren ſowie 
Textilwaren. Die Einfuhr von Brotſtoffen aus Nordamerika hatte 
ſich von 450 000 f in 1903 / 04 auf 1008000 $ in 1904/05 geſteigert. 
allein infolge der ſchlechten Maisernte. Doch traten wieder beſſere 
wirtſchaftliche Zuſtände ein. 

Nachdem einzelne Feindſeligkeiten, welche die diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen verſchiedener mittelamerikaniſcher Republiken zeitweilig ge⸗ 
trübt hatten, in einer für alle Beteiligten ehrenvollen Weiſe durch 
einen an Bord des nordamerikaniſchen Kreuzers Marblehead unter 
zeichneten Friedensvertrag im Juli 1906 beendet und dieſer Vertrag 
durch die guatemaliſche Nationalverſammlung im Auguſt ratifiziert 
worden war, vollzog ſich die weitere Regierung des Präſidenten 
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Eſtrada Cabrera unter in der Hauptſache günſtigen und friedlichen 
Verhältniſſen. Die Beziehungen Guatemalas zu Braſilien wurden 
enger geknüpft, indem Guatemala in Braiilien eine Geſandtſchaft 
errichtete. Dieſe Maßnahme erwies ſich ſehr bald als nützlich, ſchon 
während der in Verbindung mit dem dritten panamerikaniſchen 
Kongreß abgehaltenen Konferenzen. Am 27. April 1906 wurde das 
auf den Geſundheitsdienſt getroffene Abkommen von der Regierung 
Guatemalas unterſchrieben und damit eine Regelung zwiſchen den 
Staaten: Guatemala, Chile, Coſta Rica, Cuba, die Dominicaniſche 
Republik, Ecuador, Mexiko, Peru, Nicaragua, Venezuela und den 
Vereinigten Staaten erzielt. Außerdem wurden ſeitens Guatemalas 
noch verſchiedene andere Verträge und Abkommen genehmigt, ſo ein 
Freund ſchafts⸗, Friedens⸗ und Handelsvertrag mit der Nepublik 
Coſta Rica. Dem Nationalkongeß unterbreitete Eſtrada zur Ge— 
nehmigung ein Patentſchutzabkommen mit den Vereinigten Staaten 
ſowie Abkommen über Beitritt zur Genfer Konvention des Roten 
Kreuzes. 

Die Staatseinnahmen betrugen im Jahre 1906 30 500 772,98 e 
zu nationaler Währung, was dem Etatsvoranſchlage gegenüber ein 
Mehr von 6 000 000 F bedeutet. Die geſamten Ausgaben ſtiegen auf 
45 732 988,51 8. Das Defizit wurde aus einem bei einem ameri⸗ 
kaniſchen Syndikat hinterlegten Fonds gedeckt. Der Umſtand, daß 
die Bezahlung von vor 1898, zum Teil in Gold, aufgenommenen 
Anleihen im Jahre 1906 erfolgte, erklärt zur Genüge das Anwachſen 
der Ausgaben und zeigt, daß zu jener Zeit die Landesfinanzen eine 
befriedigende Lage auſwieſen. Dieſe Reſultate konnten zudem erzielt 
werden ohne Erhöhung der Steuern; Guatemalas wirtſchaftliche 
Zuſtände waren alſo recht günſtige. Dieſer günſtige Stand der 
Angelegenheiten Guatemalas hielt im Jahre 1908 und auch 1909 
an und konnte demgemäß von dem Präſidenten in ſeiner Botſchaft, 
welche er am 1. März 1909 an die Nationalverſammlung richtete, 
hervorgehoben werden. Bei den Staatseinkünften wurde bis Früh⸗ 
jahr 1909 ein Überſchuß gutgeſchrieben, und bei verſchiedenen ſtaat⸗ 
lichen Unternehmungen ſind beträchtliche Gewinne erzielt worden. 
Das im Juni 1908 verkündete neue Bergbaugeſetz veranlaßte eine 
ausgedehnte Tätigkeit auf dem Gebiete des Bergbaues und der Er⸗ 
forſchung der Mineralvorkommen der Republik. Als ein günſtiges 
Zeichen induſtrieller Fortſchritte find die im Jahre 1908/9 erzielten 
reihen Erträge an Bananen, Kautſchuk, Zucker und Harthölzern an⸗ 
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Als Fortſchritt auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens ift ber 
Regierungsbeſchluß zur Errichtung eines nationalen Paſteurſchen 
Inſtituts zu erwähnen; geſundheitliche Vorſchriften für den Hafen 
Puerto Barrios bedeuten einen weiteren Schritt nach dieſer Richtung 
hin. Der genannte Hafen iſt die karibiſche Endſtation der inter⸗ 
ozeaniſchen Landeseiſenbahn, welche im Januar 1908 vollendet und 
mit großer Feierlichkeit eröffnet war. Eiſenbahnverbindungen mit 
San Salvador und mit Mexiko traten damals ſchon in den Kreis 
der Erwägungen, welche Cabrera im Intereſſe ſeines Landes der 
Nationalverſammlung vorzulegen für gut befand. 

Das Ausgabebudget für 1909 / 10 wurde auf 13000000 8 feſt⸗ 
geſtellt. Die Geſamteinkünfte der Republik für das Jahr 1908 
hatten 14 000 984 F erreicht, gegenüber einem Voranſchlag von nur 
10 312 500 8; die Ausgaben dagegen betrugen 16 848 657 $ gegen, 
über einem ſolchen von 12 071436 8. Am 31. Dezember 1908 be: 
zifferte ſich die Schuld der Republik auf 13 694 445 $ in Gold und 
71 884 744 $ in Papier. Die Notwendigkeit, alle verfügbaren Fonds 
für die Fertigſtellung der Nordeiſenbahn zu verwenden, dabei auch 
die zeitweilig notwendige Aufrechterhaltung einer beträchtlichen Kriegs⸗ 
macht bedingten, daß in letzter Zeit erhebliche Summen der Tilgung 
der äußeren Schuld entzogen wurden. Nach Vollendung der Bahn⸗ 
linie und Erledigung ſchwebender politiſcher Fragen mit den Nachbar⸗ 
ſtaaten will Cabrera aber wieder genügend Mittel zur Befriedigung 
der Anſprüche der Inhaber von Staatspapieren zur Verfügung 
ſtellen. 

Die Landwirtſchaft in Guatemala hat ſich zuſehends entwickelt, 
Zucker und Bananen werden in zunehmender Menge gewonnen. 
Durch einen Erlaß des Präſidenten vom Juli 1908 wird die Ver⸗ 
pflichtung zum Anbau von Baumwolle den Beſitzern von ſolchen 
Ländereien auferlegt, welche ſich zur Kultur dieſer Pflanze eignen. 
Die Anlage ſtaatlicher Verſuchsgärten, Verteilung einheimiſcher und 
fremder Nutzpflanzen an Privatunternehmer, Veranſtaltung landwirt⸗ 
ſchaftlicher Ausſtellungen, Verbeſſerung der Anbaumethoden, alles 
das ſind Punkte aus dem Programm der Regierung Guatemalas. 
Auch um die Erforſchung der Nutzholzbeſtände des Landes bleibt die 
Regierung ſtetig bemüht. Wertvolle Konzeſſionen zum Fallen und 
für die Ausfuhr von Farbhölzern, feinen Holzarten, ſowie zur Ge- 
winnung von Gummi ſind neben ſolchen zur ſachgemäßen Förderung 
der Kautſchukinduſtrie erteilt worden. Der hohe Stand der guatema⸗ 
liſchen Landwirtſchaft verdient um deswillen noch beſonders betont 
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zu werden, weil, von einem kleinen Landſtrich an der Küſte abgeſehen, 
das Land eine Höhenlage von 4000 —11 500 Fuß hat. Die Berg⸗ 
kette, welche mit ihren Ausläufern das Land durchzieht, bildet in⸗ 
deſſen verſchiedene Plateaus, die außerordentlich fruchtbar und geſund 
find, und auf denen Erzeugniſſe der tropiſchen und gemäßigten Zone 
mit Erfolg angebaut werden. 

Guatemala hat nach ſeiner Loslöſung von den übrigen mittel⸗ 
amerikaniſchen Staaten die einheitliche republikaniſche Regierungs⸗ 
form angenommen. Die Nationalverſammlung beſteht aus nur einer 
Kammer mit 69 Mitgliedern, von denen eins auf je 20 000 Ein⸗ 
wohner oder einen 10 000 überſteigenden Bruchteil hiervon entfällt. 
Dieſe Mitglieder werden auf vier Jahre in direkter Wahl vom Volke 
gewählt; ſtimmberechtigt ſind alle Bürger über 21 Jahre, die des 
Leſens und des Schreibens kundig ſind. Die Nationalverſammlung 
tritt alljährlich in der Stadt Guatemala am 1. März auf die Dauer 
von zwei Monaten zuſammen, eine Zeitſpanne, die auf weitere 
dreißig Tage ausgedehnt werden kann. Zu einer außerordentlichen 
Seſſion kann ſie vom Präſidenten der Republik oder dem ſtändigen 
Kongreßausſchuß berufen werden. Dieſer Kongreßausſchuß beſteht 
aus 7 Mitgliedern, die von der Nationalverſammlung zu ihrer Ver⸗ 
tretung außerhalb der Seſſionszeit gewählt werden. Der Präſident 
wird in direkter Wahl gewählt; ſeine Amtsdauer beträgt 6 Jahre. 
Im zur Seite ſteht ein Kabinett von 6 Sekretären und ein Staats- 
rat von 15 Mitgliedern, der ſich aus den 6 Kabinettsſekretären, 
5 von der Nationalverſammlung gewählten und 4 vom Präſidenten 
ernannten Räten zuſammenſetzt. Einen Vizepräſidenten gibt es nicht, 
dagegen werden 2 ſogenannte Deſignados von der Nationalverſammlung 
gewählt, die den Präſidenten im Falle ſeiner Abweſenheit oder 
Dienſtunfähigkeit oder im Todesfalle zu vertreten haben. Guatemala 
beſitzt eine aktive Armee, die aus 7000 Offizieren und Mannſchaften 
beſteht, ferner eine Reſerve, zu der 56900 Bürger im Alter von 
18-30 Jahren zählen, endlich noch eine Hilfstruppe von 30 000 Mann, 
die im Alter zwiſchen 30 — 50 Jahren ſtehen. Eine Kriegsflotte be⸗ 
figt Guatemala noch nicht. 

Das Jahr 1910, ebenſo auch die ſpäteren, verlief für Guate⸗ 
mala günſtig, die Beziehungen zu fremden Staaten waren durchaus 
friedliche. Im Jahre 1911 wurde in Guatemala der Bau eines 
mittelamerikaniſchen pädagogiſchen Inſtituts beſchloſſen, ferner be⸗ 
Ratigte die Nationalverſammlung verſchiedene Abkommen über die 
Vereinheitlichung der mittelamerikaniſchen Münz⸗, Maß- und Ge⸗ 
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wichtsſyſteme und den mittelamerikaniſchen Konſulardienſt. Die 
dritte mittelamerikaniſche Konferenz tagte in der Stadt Guatemala 
am 1. Jauuar 1911, auch ſie diente ſehr dem Fortſchritt unter den 
zentralamerikaniſchen Staaten. Im gleichen Jahre 1911 ließ die 
Regierung von Guatemala einen großen Teil der Bevölkerung gegen 
Pocken impfen. Dieſes Maſſenimpfen war ein großes Ereignis im 
Lande; es wurden 207463 Perſonen geimpft. Dieſe Maßnahme, 
bei der die benötigte Lymphe von dem nationalen Paſteurſchen 
Inſtitut geliefert wurde, war ſo erfolgreich, daß das Land 
nachher völlig frei von dieſer Krankheit war. Durch dieſe und an⸗ 
dere hygieniſchen Maßnahmen wurde erreicht, daß der öffentliche 
Geſundheitszuſtand ein ſo günſtiger wurde, daß 1911 die Zahl der 
Geburten die Todesfälle um fait 40 000 überſtieg. 

Im Jahre 1912 wurden in der Republik Guatemala 73 797 Ge⸗ 
burten und 43 355 Todesfälle regiſtriert. Der Geburtenüberſchuß betrug 
ſomit 30 442. Die Heiraten in der Republik betrugen 1912: 5340, 
davon die meiſten im Departement Guatemala, nämlich 625. 

In ſeiner Antrittsrede 1914, welche der Präſident gewohnheits⸗ 
gemäß am 1. März vor dem Nationalkongreß bei Eröffnung der 
regulären Seſſion hält, teilte er mit, daß der Wert der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe von Guatemala im Jahre 1913: 540 189 111 
Peſos erreicht habe, gegenüber 533011756 Peſos im Jahre 1912. 
Der Wert der landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe in den letzten zehn 
Jahren hat ſich ſomit faſt verdoppelt. Nach Abzug des Exports 
der landwirtſchaftlichen Produkte ſtanden im Jahre 1913 zur Ver⸗ 
fügung des inländiſchen Verbrauchs: 2 810 650 q Mais, 180095 q 
Bohnen, 260 000 q Kaffee, 173 730 q Zucker, 612 315 q Rohzucker, 
34528 q Reis, 218476 q Weizen, 6306 q Gerſte, 4312 q Hafer, 
822 q Kichererbſen, 3827 q Kakao. 55040 q Kartoffeln, 2551 9 Zo 
bak, 680 o Baumwolle und 461068 Bund Bananen. Ein Quintal, 
der ſpaniſche Zentner, entſpricht 46 kg. 

Da der Ackerbau großen Gewinn abwirft, ſo iſt es erklärlich, 
daß ſich nur ein kleiner Teil der Bevölkerung der Induſtrie widmet, 
obgleich das Land viele Rohmaterialien zu billigen Preiſen liefert 
und manche Induſtrie geſchaffen werden könnte, die bald großen 
Gewinn abwerfen würde. Es iſt dies eine für die Mehrzahl der 
ſpaniſch⸗amerikaniſchen Länder charakteriſtiſche und nicht zu be 
zweifelnde Tatſache, welche der Tatkraft tüchtiger, mit Kapital aus⸗ 
gerüſteter europäiſcher Handwerker und Fabrikanten noch ein 
weites Feld eröffnet. Eine größere Kenntnis der wirtſchaftlichen 
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Verhältniſſe Guatemalas verdiente darum ſehr wohl in weiteren 
Kreiſen verbreitet zu werden. Die Hauptſchwierigkeit liegt nur 
darin, daß nicht allein Werkzeuge und Maſchinen eingeführt werden 
müſſen, ſondern auch ſachverſtändige Arbeiter, da die Eingeborenen, 
Indianer ſowohl wie Ladinos, hierfür nicht geeignet ſind. Ein Auf⸗ 
ſchwung der Induſtrie Guatemalas iſt ſomit nach dem Urteil von 
Kennern des Landes nur von der europäiſchen Einwanderung zu 
erwarten. Die hauptſächlichen Fabriken im Lande ſind bislang 
Garn⸗ und Zeugwebereien, Möbelfabriken, Zigarren⸗ und Tabak⸗ 
fabriken, Webereien für Wolle, Baumwolle und Seide, dann noch 
Kerzen⸗ und Seifenfabriken. 

Man kann im allgemeinen wohl ſagen, daß in den letzten Jahren 
ſich Guatemala in einem Zuſtande wirtſchaftlichen Aufwärtsſtrebens 
befand und ſchließlich auch zu geordneten finanziellen Verhältniſſen 
gelangen würde. Da trat der Krieg in Europa ein und mit ihm in 
Guatemala eine ſchwere Kriſis, die ſich am deutlichſten in der plötz⸗ 
lichen Weiterentwertung der Landesmünze zeigte. Der Krieg hat 
auf die wirtſchaftliche Lage Guatemalas einen ſehr ungünſtigen Ein⸗ 
fluß ausgeübt, und die Verhältniſſe haben ſich für alle beteiligten 
Kreiſe außerordentlich ſchwierig geſtaltet. 

Schon ſeit vielen Jahren leidet Guatemala unter einer un⸗ 
günſtigen Währung; die meiften Einfuhrhäuſer, Pflanzer und Banken 
in Guatemala arbeiten mit großen europäiſchen Krediten, die ſie 
nach dem Ausbruch des Krieges gar nicht oder nur noch zum 
kleinen Teil benutzen können. Die Folge davon iſt, daß nur ſehr 
wenige Wechſel auf Europa zum Verkauf angeboten werden und 
die Inhaber von Läden und anderen Anſtalten, die nur Ein⸗ 
nahmen in Landeswährung haben, für das Papiergeld nur in be⸗ 
ſchränktem Maße Goldwechſel kaufen können. Da auf dieſe Weiſe 
die Nachfrage nach Goldwechſeln ſehr viel größer iſt als das Angebot, 
ſo hat das an und für ſich ſchon im Kurſe tief ſtehende Papier⸗ 
geld nach dem Kriegsausbruch noch weiter an Wert verloren. Das 
Jahr 1914 begann mit einer Goldprämie von 1800 %, der Papier: 
peſo wertete alſo 21,1 Pfennig. Im Laufe des erſten Halbjahres 
1914 ſtieg die Prämie langſam bis auf 2000 % , womit der Wert 
des Peſo auf etwa 19 Pfennig geſunken war. Während der erſten 
Auguſtwochen 1914 war die Verwirrung ſo ſtark, daß überhaupt 
leine einheitlichen Notierungen zuſtande kamen. Im September ergab 
ſich dann eine Goldprämie von 3000 % gegen eine Prämie von 
2100 % im Anfang Auguſt, d. h. ein Golddollar war damals 
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gleich 40 Papierpeſos. Dieſe ſtarke Entwertung verblieb mit 
Schwankungen bis Ende des Jahres 1914. Vorübergehend erreichte 
die Prämie ſogar den Stand von 3200 %, alſo 12,1 Pfennig der 
Peſo; jedoch ſchloß das Jahr mit 3000 % Goldprämie, d. h. 13 Pfennig 
für den Peſo. Eine ſolche kräftige Herabſetzung des Papiergeldes 
bedeutet für die Einfuhrhändler einen großen Verluſt, da ſie bei dem 
Einziehen ihrer teilweiſe recht bedeutenden Papierausſtände infolge 
der Entwertung mehr als 50 % des Wertes ihrer Forderungen — 
in Gold berechnet — verlieren. Abgeſehen von dieſem Verluſte 
ſind auch die Verkäufe im ganzen Lande ſtark zurückgegangen, da 
einmal die Einfuhrhändler zurzeit nicht mehr auf Kredit kaufen 
können und anderfeits die Bevölkerung nicht in der Lage ill, 
diejenigen Preiſe zu bezahlen, welche die Waren in Landeswährung 
bei dem gegenwärtigen Kurſe koſten. ! 

Dieſe tiefgreifenden Wirkungen des Krieges auf den Kurs des 
landesüblichen Papierpeſos geben uns Veranlaſſung, hier zunächſt 
eine Darſtellung der geſamten Finanzverhältniſſe des Landes zu 
geben und daraufhin den Außenhandel Guatemalas zu beleuchten. 


V. Die Finanzen der Republik Guatemala 


a) Die Münzverhältniſſe 


Eine kurze Erwähnung verdienen zuvor noch die Münzverhält⸗ 
niſſe, die in ganz Mittelamerika höchſt eigenartiger Natur ſind und 
ſich ſehr verſchiedenartig entwickelt haben. Hier ſoll beſonders der 
Zuſtand in Guatemala geſchildert werden, wie ihn der Landeskundige 
Dr. Karl Sapper in einem längeren Aufſatz über die Münzverhält⸗ 
niſſe in Mittelamerika berichtet. Ganz Mittelamerika gehörte ur⸗ 
ſprünglich zum ſpaniſchen Kolonialreich. Als die verſchiedenen 
Einzelſtaaten nun ſelbſtändig geworden waren, adoptierten ſie alle 
den nordamerikaniſchen Silberdollar (zu 100 Centavos) als Einheit 
ihres Münzſyſtems. Da nun dieſer Silberdollar zwei der alten 
ſpaniſchen Toſtones zu vier Reales enthielt, ſo behielten die meiſten 
Einzelſtaaten die alten Reales bei, gaben alſo dem Dollar, Peſo 
oder Sol, 8 Reales zu 12½ Centavos, während andere Staaten 
das Dezimalſyſtem durchführten und ihrem Real nur 10 Centavos 
gaben. Bei der ſtarken territorialen Zerſplitterung und der immer⸗ 
hin ſchon langen Dauer der politiſchen Selbſtändigkeit der einzelnen 
Staaten (ſeit 1839), ſowie bei der über die politiſchen Grenzen ein⸗ 
zelner Gebiete hinausgehenden Handelsgemeinſchaft hat ſich eine 


1991] Die wirtſchaftlichen Zuſtände der Föderativrepublik Guatemala 311 


ganz eigentümliche Geſtaltung des Münzweſens herausgebildet. Gua⸗ 
temaltekiſches Silbergeld iſt vielfach in den Nachbarſtaaten im Um⸗ 
lauf, ſelbſt in Britiſch⸗Honduras, welches ſeit 1894 offiziell Gold⸗ 
währung, nordamerikaniſche Dollars, beſitzt. Auch in Chiapas, das 
ſich ſchon frühzeitig von der damaligen mittelamerikaniſchen Republik 
losgelöſt und an Mexiko angeſchloſſen hatte, iſt Guatemalageld in 
ſeinem größten Teile das vorherrſchende Tauſchgeld und inländiſches 
mexikaniſches Geld nur gegen hohe Prämie, meiſt 25% und oft 
noch mehr, zu bekommen. Die Verbreitungsgrenze des Guatemala⸗ 
geldes hat ſich ſogar noch weiter weſtwärts verſchoben. 

Guatemala iſt von den mittelamerikaniſchen Staaten bisher am 
fonjervativiten in bezug auf die Münzeinteilung geblieben; es hat 
zwar unter Juſto Rufino Barrios den Verſuch gemacht, die Dezimal⸗ 
einteilung einzuführen; aber da das Volk dieſe nicht annehmen 
wollte, ſo wurde das Geſetz niemals durchgeführt. Die Silber⸗ 
münzen Guatemalas find Peſos, 4-, 2-, 1⸗Realſtücke, Medios (Real- 
ſtücke) und Cuartillos (/ ⸗Realſtücke). Die Hälfte eines Cuartillo 
nennt man Racion, es gibt aber keine Münze dafür; auch Cuartillos 
find ſchon ſelten, und man ſieht daher oft in der Mitte durchgeſchnittene 
Medioſtücke an Stelle von Cuartillos im Umlauf. 

Die niedrigſte Münzeinheit war früher in Guatemala, wie in 
ganz Mittelamerika, die Kakaobohne, ein Überbleibſel aus dem india⸗ 
niſchen vorkolumbianiſchen Münzweſen. Die Kakaobohnen ſind aber 
faſt ganz außer Kurs gekommen und haben nur noch an ganz wenig 
Orten, Dr. Sapper nennt S. Criſtopal Verapaz, Geldwert. Nach 
dem verſchiedenen Marktpreis des Kakao iſt auch der Geldwert der 
Bohne nicht mehr einheitlich. 

In Guatemala ſind neben dem eigenen Silbergeld noch chile⸗ 
niſche, peruani ſche und bolivianiſche Silberpeſos in Gebrauch, die 
höherwertigen Mexikaner trifft man dagegen ſelten. Salvadoreniſche 
Peſos oder hondureniſche Soles ſind nur in der Nähe der be⸗ 
treffenden Grenzen in Geltung. Altſpaniſche Peſos und Kleingeld 
bis herab zum Medio werden ebenfalls noch angenommen, ſofern 
die Prägung noch deutlich ſichtbar iſt. 

Infolge des Verbots der Silberausfuhr und der Einführung 
des Zwangskurſes für Papiergeld war der Kurs in Guatemala ſo 
hoch geſtiegen, daß Silbergeld überhaupt faſt nicht mehr zu ſehen 
war und vielfach Privatmarken (fichas) die Stelle von Kleingeld 
vertraten. In den letzten Jahren des vorigen Jahrhunderts war 
Silber infolge des Papiergeldzwangskurſes auf rund 600 % ge: 
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ftiegen. Die heutigen Zuſtände werden weiter unten geſchildert. 
Da trotz des Silberausfuhrverbots viel Silber außer Landes ging, 
ſo hatte die Regierung die Prägung von Kleingeld mit nur 500 
Feingehalt angeordnet (1899), während bisher der Feingehalt des 
Kleingeldes 835 betrug, ältere Peſos aus der Zeit Carreras ſogar 
900 fein ſind. Dieſes neue Silbergeld kam natürlich außerhalb der 
Grenzen von Guatemala nicht in Umlauf. Im Jahre 1901 hat dann 
die Regierung durch Einführung von Nickelmünzen dem Mangel an 
Kleingeld abgeholfen. 

Goldmünzen von Mexiko, Guatemala, Honduras, Columbien 
ſieht man ſelten; meiſtens ſtehen ſie im Kurſe ein klein wenig 
niedriger als das Gold der Vereinigten Staaten. Die kleinen Gold⸗ 
peſos und Gold⸗4⸗ Realſtücke von Guatemala, ebenſo wie von Hon⸗ 
duras, werden aber weit über ihren Wert bezahlt, da man ſie als 
Kurioſitäten für Schmuckgegenſtände verwendet. 

Nach dieſem kurzen hiſtoriſchen Überblick über die Münzverhält⸗ 
niſſe möge nunmehr die geſchichtliche Entwicklung der äußeren Schuld 
Guatemalas ſkizziert werden. 


b) Geſchichte der äußeren Staatsſchuld 


Im Jahre 1825 hatte das Bankhaus Barclay, Herring & Co. 
der damals noch beſtehenden mittelamerikaniſchen Zentralrepublik 
eine ſechsprozentige Anleihe in Höhe von 1428 571 angeboten, 
doch wurden nur 163 000 & zum Kurſe von 73% ausgegeben. 
Als dann im Jahre 1827 die Vereinigung der mittelamerikaniſchen 
Staaten zerfiel, mußte die neugebildete Republik Guatemala fünf 
Zwölftel dieſes Betrages von 163 000 übernehmen, alſo 67 900 2. 
Dieſer Betrag bildet den Anfang der äußeren Staatsſchuld Gua⸗ 
temalas; Zinſen jedoch zahlte die Republik während all der Jahre 
von 1828 bis 1855 nicht einen Pfennig. Im Jahre 1856 erſt 
wurde dann ein Übereinkommen getroffen, wodurch dieſer Schuldbetrag 
nebſt den rückſtändigen Zinſen in eine fünfprozentige Föderativ⸗ 
anleihe umgewandelt wurde. Guatemala erkannte ſeine Verpflichtung 
damals auf ein Drittel der Anleihe vom Jahre 1825 an, alſo auf 
54433 FC. Die rückſtändigen Zinſen für die Zeit von 1825 bis 1856 
wurden auf 45 567 K herabgeſetzt. Dieſe erſte Konverſion der 
äußeren Schuld Guatemalas wurde von dem Londoner Bankhaus 
Iſaac & Samuel ausgeführt. Als Sicherheit für dieſe Anleihe 
wurden 50% der Zolleinkünfte hypothekariſch eingetragen. Erſt im 
Jahre 1863 ſchritt dann Guatemala wieder zu einer Anleihe, die 
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aber nur gering war und zu London aus Privathand gegeben wurde. 
Ihr Betrag war 11300 , die zum Bau von Bahnen, Hafen⸗ 
anlagen und Brückenbauten beſtimmt waren. Schon im Februar 
1864 zahlte Guatemala nicht die Zinſen hierfür. 

Eine größere Anleihe beſchaffte dann im Jahre 1869 dem ſtets 
notleidenden Staate das Bankhaus Thomſon, Bonar & Co. in Höhe 
von 500 000 £ zum Rurfe von 70½½, einem Zinfuße von 6% 
und einer Tilgungsrate von 3%. Die ganzen Einfuhrzölle der 
Republik dienten als Sicherheit für dieſe neue Anleihe, aber trotz⸗ 
dem konnte Guatemala ſchon im Jahre 1876 wiederum nicht die 
Zinſen für die Anleihen von 1856 und 1869 entrichten. Im No⸗ 
vember 1878 wurde verſuchsweiſe ein Drittel des Kupons vom 
vom 1. April 1876 der Anleihe von 1869 gezahlt, die Einlöſung 
weiterer Zinsſcheine unterblieb aber wieder. Ernſte politiſche 
Schwierigkeiten im Lande hinderten im Jahre 1884 eine beabſichtigte 
Neuregelung der beiden Anleihen von 1856 und 1869, die dann erſt 
drei Jahre ſpäter, 1887, von der Regierung durchgeführt wurde und 
eine Umwandlung der äußeren ſowie inneren Schuld der Republik 
betraf. Die alte äußere Schuld nebſt den inzwiſchen wieder auf⸗ 
gelaufenen Zinſen ſollte in eine neue vierprozentige äußere, konſoli⸗ 
dierte Schuld umgewandelt werden, die mit / % zu amortiſieren 
ſei. Die Ausloſungen ſollten halbjährlich ſtattfinden und die Stücke 
zu Pari bezahlt werden. Dieſe Amortiſation habe zu beginnen drei 
Jahre, nachdem die auswärtigen Staatsgläubiger der Umwandlung 
zugeſtimmt hätten. Zur Deckung der Zinſen beſtimmte man Beträge 
der Einfuhrzölle. Ein Überwachungskomitee folle aus drei aus⸗ 
wärtigen und drei inländiſchen Staatsgläubigern und den Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaften des Landes beſtehen. Alle Importeure ſollten ihre 
Einfuhrzölle nur an dieſes Komitee zahlen. Im folgenden Jahre 
1888 nahmen die fremden Staatsgläubiger Guatemalas dieſen Vor⸗ 
ſchlag an, und wiederum war es das Bankhaus Thomſon, Bonar & Co., 
welches die neue äußere, konſolidierte, vierprozentige Staatsſchuld in 
Höhe von 922 700 © begab. Die Staatsgläubiger hatten die Koſten 
der Emiſſion zu übernehmen, zu welchem Zweck 28 %ů der rid: 
ſtändigen Zinſen gefordert wurden. Jede 10⸗& Staatsobligation der 
Anleihe von 1856 nebſt 62 £ 1 s 8 d Zinſen wurde umgetauſcht 
gegen 144 £ 14 s 0 d neue vierprozentige Obligationen, ferner jede 
100: E-Dbligation der Anleihe von 1869 nebſt 72 £ 10 8 O d out, 
gelaufener Zinſen gegen 152 £ 4 s 0 d neue vierprozentige Obli⸗ 
gationen. Die Umwandlung der inneren Staatsſchulden Guatemalas 
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in eine neue fonfolidierte innere Schuld wurde zu ähnlichen Be 
dingungen durchgeführt, wie ſie für die äußere Schuld gelten. Zum 
Umrechnungskurſe von 16 für je 100 Peſos wurden neue, mit 
1% zu tilgende Obligationen ausgegeben; die Zinſen ſollten viertel⸗ 
jährlich zum Satze von 6% für das Jahr gezahlt werden, alſo 
4 4 1681 d für je 500:¢- Obligation = 80 F. Als Sicherheit 
galt die gleiche wie für die äußere Staatsſchuld. Dieſe Obligationen 
wurden dann in Guatemala ausgegeben und im Jahre 1888 in 
London auf den Markt gebracht. Insgeſamt wurden auf dieſe 
Weiſe 6400000 Peſos eingeführt. 

Die alte Anleihe von 1863 wurde ebenfalls in dieſen Konver⸗ 
ſionsplan eingeſchloſſen, und zwar wurden 144 14 s 0d in 
neuen Staatsobligationen gegeben für je 100 K alte Schuldſcheine, 
die mit rückſtändigen Zinſen zu 119 £ 11 s 8 d übernommen 
wurden. 

Dieſe Neuſtellung der geſamten guatemaltekiſchen Staatsſchulden 
erfolgte im Jahre 1888 und ſchien für einige Jahre auch befrie⸗ 
digend zu wirken; da wurde im Jahre 1894 der Zinſendienſt für 
beide Anleihen, die äußere und innere eingeſtellt und das Über⸗ 
wachungskomitee für abgeſetzt erklärt. Im Mai 1895 wurde dann 
wieder zu einer Neuordnung der arg zerfahrenen finanziellen Ver⸗ 
hältniſſe der Republik geſchritten. Man beſchloß eine Zuſammen⸗ 
legung der äußeren und der inneren Schuld und deren Umwandlung 
in eine neue vierprozentige äußere Schuld. Die äußere Schuld be⸗ 
lief ſich im Mai 1895 auf 890 300 E, die innere auf 6025900 8 
oder 964 144 C; beide wurden zum Betrage von 1 600 000 £ in 
neue äußere Schuldtitel umgetauſcht. Dieſe neuen äußeren Titel 
nebſt rückſtändigen Zinſen vom 1. Januar 1894 bis zum 30. Juni 
1895 in Höhe von 53262 & wurden zum Satze von 75 £ neue 
für je 100 K alte Staatsſchuldſcheine begeben. Die Obligationen 
der inneren Staatsſchuld mit 86772 rückſtändigen Zinſen für 
die gleiche Zeit wurden zum Satze von 75 K neue für je 500 $ 
oder 80 & alte Obligationen umgewechſelt. Jährlich ſollten durch 
Aufkauf im offenen Markte 15000 & getilgt werden. Dieſe neue 
Staatsſchuld ſollte durch einen beſonderen Ausfuhrzoll von 1¼ 8 
Gold (6 Schilling) für den Quintal exportierten Kaffee betreffs 
ihrer regelmäßigen Zinszahlung geſichert werden. Der Aus fuhrzoll 
war für zehn Jahre unwiderruflich und begann mit dem 1. Juli 
1895, die Beträge dafür waren an den Vertreter der auswärtigen 
Staatsgläubiger in der Hauptſtadt Guatemala abzuliefern. Die 
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Zinſen für die neue konſolidierte Anleihe liefen vom 30. Juni 
1895 ab. 

Noch in demſelben Finanzjahre 1895/96 ſchloß die Regierung 
von Guatemala eine Anleihe ab mit dem Hauſe Müller & Thomſon 
in Hamburg in Höhe von 658 500 £ zum Bau der Nordeiſenbahn. 
Dieſe Anleihe wurde ſichergeſtellt durch den Überſchuß der Kaffee⸗ 
warrants nach Abzug der Zahlung für die äußere Schuld von 1895. 
Die Regierung beſchloß, dem Hauſe Müller & Thomſon ſämtliche 
Kaffeewarrants für die Ernten der Jahre 1895/96, 1890/97 und 
1897/98 zu übergeben und fie zu verpflichten, als Gegenwert den 
Zinſendienſt der äußeren Schuld bis zum 30. Juni 1898 zu beſorgen. 
In den Händen der auswärtigen Staatsgläubiger ſollten aber ſo viel 
Kaffeewarrants belaſſen werden, als für Zinszahlung der äußeren 
vierprozentigen Schuld nötig ſei. Auf Grund eines Sondervertrags 
zwiſchen der Regierung und Müller & Thomſon einerſeits, ſowie 
dem Verband der auswärtigen Staatsgläubiger anderſeits wurden 
die Kaffeewarrants für die drei bevorſtehenden Erntejahre bei der 
Bank von Guatemala niedergelegt. Dieſe Bank hatte die zur Zins⸗ 
zahlung erforderlichen Beträge bereit zu ſtellen, ohne Rückſicht auf 
etwa erfolgte Kaffeeverkäufe und daher auch ohne Rückſicht auf die 
Höhe des ſchon bezahlten Kaffeeausfuhrzolles. Im Dezember des 
Jahres 1897 unterhandelte die Regierung von Guatemala aber 
ſchon wieder mit der Bank von Guatemala, welche übrigens die 
Vertreterin eines deutſchen Syndikats iſt, wegen eines Vorſchuſſes 
auf eben dieſe Kaffeelagerſcheine. Näheres iſt hierüber nicht bekannt 
geworden. Im Jahre 1895 hatte man den Ausſuhrzoll auf den 
Quintal Kaffee eingeführt und ihn feſt für die Dauer von zehn Jahren 
zu 1½ $ Gold = 6 Schilling angeſetzt. Aber ſchon am 5. April 
1898 erließ Guatemala ein neues Geſetz, welches dieſen Ausfuhrzoll 
auf 1 $ Silber herabſetzte. Im November des gleichen Jahres 
ſchloß dann die Regierung mit ihren auswärtigen Gläubigern einen 
neuen Vertrag ab, der folgende Beſtimmungen enthielt: Die Zinſen 
für die auswärtige Schuld während der nächſten drei Jahre ſollen 
gezahlt werden zu 2%ĩ in bar und zu 2% in Staatsſcheinen 
Gertifikaten). Der erſte Kupon mit 1% (2 %o im Jahr) fei zahlbar 
am 30. Dezember 1898. Nach Ablauf dieſer drei Jahre erfolgt 
volle Zahlung von 4% für das Jahr auf den Zinskupon, der am 
31. Dezember 1901 fällig wird. Diejenigen Zertifikate, welche nach 
dem 30. Juni 1901 gegen definitive Staatsobligationen eingetauſcht 
werden, genießen 4°/o Zinſen und ſtehen im übrigen den bisherigen 
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Staatsobligationen gleich. Eine Amortiſation der geſamten Staats: 
ſchuld unterbleibt für drei Jahre. Vom 30. Juni 1901 ab bis zum 
30. Juni 1908 fol die Tilgungsſumme jährlich 6000 & betragen; 
nachher ſoll dann die volle Tilgung im Betrage von 15000 5 
jährlich wieder aufgenommen werden. Die Tilgung erfolgt halb⸗ 
jährlich. Ein den auswärtigen Staatsgläubigern genehmes Bank⸗ 
haus übernahm die Garantie der Zahlung von 2 % Zinſen jährlich 
für die nächſten drei Jahre, ſolange der Verkauf der Kaffeewarrants, 
die den neuen Ausfuhrzoll von 1 $ Silber für den ſpaniſchen 
Zentner repräſentieren, in den Händen des deutſchen Syndikats be⸗ 
laſſen wird. 

Auch dieſer Vertrag war nicht lange in Geltung, denn ſchon 
im Juni 1899 verletzte die Regierung von Guatemala den Vertrag 
von 1895 zum zweiten Male, indem fie den Kaffeeausfuhrzoll, der 
von 1 ñ $ Gold auf 1 $ Silber herabgeſetzt worden war, jetzt 
auf 1 8 Papier feſtlegte. Das deutſche Syndikat verweigerte je⸗ 
doch daraufhin die Einlöſung des Dezemberkupons 1899 zum Satze 
von 2 %, wie es in dem Vertrage vom November 1898 vorgeſehen 
war. Infolgedeſſen erhöhte zwar die Regierung von Guatemala 
nach und nach den Ausfuhrzoll auf 2 $ Papier, aber fie lieferte die 
ſo erzielten Mehrerträge des Kaffeexportzolls nicht vertragsgemäß an 
das deutſche Syndikat ab, ſondern benutzte dieſe Eingänge für an⸗ 
dere Zwecke. Im Jahre 1900 beſtimmte dann die Regierung, daß 
die Erträgniſſe des Kaffeeausfuhrzolles, welche bei dem deutſchen 
Syndikat eingezahlt ſeien, an die Deutſche Bank in London zu über⸗ 
führen ſeien, bis daß ſchiedsrichterlich klargeſtellt fei, ob das Syn⸗ 
dikat den Dezemberkupon 1899 der äußeren Schuld zu bezahlen 
habe. Weiter beſchloß dann die Regierung, daß die bei der deutſchen 
Bank in London eingezahlte Summe einem „Neuen“ deutſchen Syn⸗ 
dikat überſchrieben werde. In weiterer Verletzung des Vertrags von 
1895 händigte die Regierung für 800 000 $ Kaffeewarrants der 
bevorſtehenden Ernte dem deutſchen Syndikat ein und legte den 
Gegenwert bei der Okzidentbank (Banco de Occidente) ein. Zu- 
gleich wurde noch im Jahre 1900 der Ausfuhrzoll auf den Kaffee 
auf 6 $ Papier erhöht. In den Jahren 1901, 1902 und 1903 
verſuchte die guatemaliſche Regierung, durch ihren Londoner Geſandten 
verſchiedene Anderungen in ihren Verträgen mit den auswärtigen 
Staatsgläubigern durchzudrücken, doch fand keiner dieſer Vorſchläge 
Annahme. Im Jahre 1903 ſetzte daraufhin Guatemala den Aus⸗ 
fuhrzoll für den Quintal Kaffee auf 1 8 Gold herauf, der urſprüng⸗ 
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lichen Höhe von (iss Gold in 1895 war man ſomit ſchon wieder 
näher gerückt. Im Jahre 1904 ließ Guatemala durch einen Sonder⸗ 
geſandten neue Pläne in Europa vorlegen, die eine völlige Wieder⸗ 
herſtellung der guatemaliſchen Finanzen einſchließlich aller Zinsrück⸗ 
ſtände bis 30. Dezember 1904 zum Ziele haben ſollten; eine Einigung 
wurde indeſſen nicht erzielt. In den Jahren 1903 — 1908 fanden 
dann verſchiedene Unterhandlungen ſeitens Guatemala mit einem 
nordamerikaniſchen Finanzſyndikat ſtatt, dem die Regierung als 
Gegenwert für geleiſtete Vorſchüſſe die Erträgniſſe des Kaffeeausfuhr⸗ 
zolles und einen Teil der in Gold zahlbaren Einfuhrzölle hypothe⸗ 
kariſch überwies. In jedem Falle eines ſolchen Vertrags mußte eine 
Kopie davon auf der amerikaniſchen Geſandtſchaft in der Hauptſtadt 
Guatemala hinterlegt werden. Die Inhaber äußerer Staatsſchuld⸗ 
ſcheine Guatemalas ſollten das Recht haben, bei irgendwelcher 
Verletzung ihrer finanziellen Intereſſen den Schutz der Union anzu⸗ 
rufen. Der genaue Inhalt dieſer guatemaliſch amerikaniſchen Finanz⸗ 
verträge iſt nicht bekannt. Die Verträge ſcheinen aber in Neuyork 
befriedigt zu haben, denn noch im Jahre 1908 bewilligte das ameri⸗ 
kaniſche Finanzkonſortium dem Staate Guatemala eine Anleihe von 
5000 000 8 Gold. Die nächſten Jahre verliefen dann ohne jede 
Finanzoperation; der Kaffeeausfuhrzoll wurde 1912 wieder auf den 
urſprünglichen Satz von 1½ $ Gold feſtgeſetzt. 

Am 10. Mai 1913 wurde betreffs der äußeren Schuld Gua⸗ 
temalas ein neues Übereinkommen mit dem Verband der auswärtigen 
Staatsgläubiger abgeſchloſſen. Das Miniſterium der Finanzen und 
des öffentlichen Kredits ſoll ſo bald als möglich der offiziellen Ver⸗ 
tretung des Komitees der auswärtigen Staatsgläubiger die Zertifikate 
jür die Bezahlung des Kaffeexports gemäß Artikel 9 des Vertrags 
vom 11. Juli 1895 in genügender Menge behändigen, um den 
Zinſendienſt der Staatsſchuld für das Jahr 1913 / 14 zu decken. 
Am 1. Juli 1913 ſoll dieſe Finanzoperation erledigt ſein. Dieſe 
Zertifikate ſollen in jeder Weiſe bezüglich ihrer Einlöſung bevorzugt 
ſein, und keine anderen Zertifikate ſollen zur Bezahlung von Kaffee⸗ 
ausfuhrzoll zugelaſſen werden, bis daß dieſe, für den Zinſendienſt 
der vierprozentigen äußeren Schuld beſtimmten Zertifikate in bar 
zurückgezahlt ſind. Als Erſatz für diejenigen Zertifikate, welche ge⸗ 
mäß Vertrag vom 18. November 1898 ausgegeben ſind, ſollen neue 
Obligationen im Gefamtbetrage von 29656 L mit entſprechenden 
Zinsſcheinen möglichſt ſchnell ausgegeben werden. Die Zinsſcheine 
ſollen vom zweiten Halbjahr 1901 an berechnet werden. Die Ver⸗ 
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handlungen behufs Umtauſches der alten in die neuen Stücke follen 
in London geführt werden. Die auswärtigen Staatsgläubiger ger 
zichten auf die Dauer von vier Jahren, gerechnet vom 1. Juli 1913 
an, auf die Anſammlung von 15 000 E, welche gemäß Artikel 6 des 
Vertrages vom 11. Juli 1895 als Amortiſationsbetrag für die 
äußere Schuld anzuſammeln ſind. Nach Ablauf dieſer vier Jahre 
ſollen neue Beſtimmungen über die Tilgungsrate getroffen werden. 

So ſetzte ſich denn Ende 1913 die äußere Schuld der Republik 
Guatemala aus folgenden Beträgen zuſammen: 


Bierprozentige äußere Schuld, Anleihe von 1895. 1600000 E 


Ausgeloſter Betrag 117 200 
1482 800 £ 
Neuanleihe von 19’ ſę t 22222828. 29 660 
1512460 £ 


Zertifikate vom Jahre 1913, ausgegeben in Rückſicht auf die bisher 
noch nicht gezahlten Zinſen, fällig im Dezember 1899 und 
Dezember 1901, bis einſchließlich Juni 191. 844 403 
2 357 063 # 


Bei rund 2 Millionen Einwohnern, welche die Republik zu 
Ende 1913 wohl gezählt haben wird (am 30. Dezember 1909: 
1991 261), ſtellt ſich der Betrag der äußeren Schuld des Landes auf 
den Kopf der Bevölkerung auf 1 % 3 s 6 d. 

Um den Leſern einen Vergleich der Höhe dieſes Kopfbetrages 
mit demjenigen anderer Staaten des lateiniſchen Amerika zu er⸗ 
möglichen, ſchalte ich hier folgende kleine Überſichtstabelle ein. Auf 
den Kopf der Bevölkerung berechnet, ſtellte ſich die auswärtige Schuld 
des Landes zu Ende des Jahres 1913. 


bei Guatemala.. auf 14 3s 6d 
e Coſta Rica. 8 „3 9: 9» 
Honduras 42 19 6s 
Mexiko 2 6 10 
» Nicaragua. .. =» Is Des He 
e Paraguay... = 1 5» 1» 
e Columbia... e — « 16 - Je 
San Salvador. — e D 5 H e 
Santo Domingo » 5 - 12 » 9 
e Beneguella. .. e 1=- 9s 8: 


In den letzten Jahren vor der großen Finanzreorganiſation von 
1913 ſetzte ſich die geſamte Staatsſchuld von Guatemala in folgender 
Weiſe zuſammen: 
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am 31. Dez. 31. Dez. 31. Dez. 
1911 1910 1908 


Außere Schuld in Peſos Gold, A 4,20 Mk. 7 414 000 13 694 446 13 694 446 


in Pfd. Sterling 1 482 800 1 482 800 1 482 800 
Küͤckſtändige Zinſen e 8 2 1 663 998 711 747 511 >62 


3146798 2194547 1994662 
Innere Schuld in Peſos Papier, A 0,32 Mk. 103 129 468 71884744 71 884 744 


c) Finanzlage um das Jahr 1900 


Wie die Finanzen Guatemalas um die Jahrhundertwende ſtanden, 
möge in folgendem hier kurz nach einigen Notizen angegeben werden, 
welche der Reiſebericht von Dr. Preuß enthält. Im Auftrage des 
Kolonialwirtſchaftlichen Komitees zu Berlin hat Dr. Preuß in den 
Jahre 1899 / 1900 eine Expedition nach Zentral⸗ und Südamerika 
unternommen, hauptſächlich im Hinblick auf Entwicklung tropiſcher 
Agrikultur. Er ſchreibt: „Die finanziellen Verhältniſſe Guatemalas 
waren um die Jahrhundertwende wieder außergewöhnlich ſchlecht. 
Silbergeld gehörte zu den Raritäten, und wer gar mit Silbergeld 
bezahlte, wurde als Protz verſchrien. Goldgeld ſah man überhaupt 
nicht. Der Wert des Papierdollars betrug 50—65 Pf. nach deut⸗ 
ſchem Gelde, und wer mit engliſchem oder amerikaniſchem Golde nach 
Guatemala kam, konnte dort billig leben. Außer dem gewöhnlichen 
Papiergeld kurſierten 1900 auch die berüchtigten Cedulas, kleine 
Scheine im Werte von ½—2 Real. Jede Stadt machte aber ihre 
eigenen Cedulas, und diejenigen der einen wurden in der anderen 
Stadt nicht angenommen. Die Ausfuhr von Silbergeld war ver⸗ 
boten, und bei Verlaſſen des Landes fand daher eine ſehr genaue 
Gepäckreviſion ſtatt. 

Der große Preisſturz des Kaffees im Jahre 1899 hatte auf den 
geſamten Handel und Wandel in Guatemala äußerſt niederdrückend 
eingervirkt. Immerhin konnten die Pflanzungen ſich inſofern gut 
halten, als ſie ihre Produkte im Auslande mit Gold bezahlt erhielten, 
während ſie ihre Arbeiter in Guatemala⸗Papiergeld ablohnten. Den 
Arbeitern machte ſich aber auch allmählich die Minderwertigkeit des 
Geldes fühlbar, ſie begannen auf höhere Löhne zu dringen und er⸗ 
hielten ſie um 1900 auch bereits ſtellenweiſe. Daraus erwuchs aber 
die Gefahr, daß die Löhne bei dem zu erwartenden Steigen des 
Kurſes ſich nicht wieder auf den früheren nominellen Wert herab⸗ 
ſetzen laſſen würden, und daß eine allgemeine dauernde Lohnſteigerung 
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die Folge ſein würde. Dieſe Befürchtung hat ſich jedoch nicht be⸗ 
ſtätigt, da 1900 der Wert des Dollars bald wieder ſtieg.“ 


d) Staatshaushalt und Staatsſchulden 1903/04 
und 191012 

Um die Finanzen der Republik war es immer ſehr mißlich beſtellt, 
und trotz ſtets ſteigender Zolleinkünfte blieb das „Defizit“ ein ſtetiger 
Begleiter des Staatshaushaltes. Betrachtet man nur die Entwick⸗ 
lung des letzten Jahrzehnts, ſo erkennt man ſchon genügend deutlich, 
wie die Finanzen der Republik in Unordnung ſind und die aus⸗ 
wältige Schuld immer mehr wächſt. Man muß aber bei der Er⸗ 
örterung der geldwirtſchaftlichen Zuſtände Guatemalas billig und 
gerecht ſein. Wir dürfen nach dem Urteil von Dr. Stoll, welcher 
Land und Leute durch langjährigen Aufenthalt genau kennen lernte, 
an Guatemala, ſeine Bevölkerung und ſeine neuere Geſchichte nicht 
denjenigen Maßſtab anlegen, mit dem wir europäiſche Staatskörper 
meſſen. Ein Land, welches drei Jahrhunderte lang in gänzlicher 
politiſcher Bevormundung und Unterdrückung, in ſyſtematiſcher Volks⸗ 
verdummung im Intereſſe eines engherzigen, kurzſichtigen Mutter⸗ 
landes gehalten wurde, kann ſich nicht mit einem Male diejenige 
politiſche Reife aneignen, welche ein Teil der europäiſchen Staaten 
im Laufe einer langen und an bitteren Lehren überreichen Geſchichte 
erlangt hat. Dazu kommen in Guatemala, wie in Lateinamerika 
überhaupt, die ſchroffen Gegenſätze der Raſſen, die ſich immer noch 
als Sieger und Beſiegte gegenüberſtehen. 

Wir wollen hier deshalb zum Vergleich ein Bild der wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſe Guatemalas an Hand ſeiner Finanzen vor etwa 
einem Jahrzehnte geben und dann daran anſchließend ein Bild der 
neueren Zeit bringen. 

Die Staatsſchulden Guatemalas am 31. Dezember 1904, ver⸗ 
glichen mit derem Stande an demſelben Tage des Jahres 1903, er⸗ 
geben folgende Ziffern: 


in Goldwährung in Landeswährun 
$ 4,20 Mk. Peſo = 30—35 ei. 


Geſamtheit der Schuld 1904 9 939 511 49 327 070 
e e e 1903 9649104 43 465 760 
Zunahme in 1904 290 407 5261 310 


Die Staatseinnahmen und ausgaben für die beiden bier op: 
gezogenen Jahre ſetzten ſich aus folgenden Budgetpoſitionen zuſammen 
in Peſos: 


Lé 
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1. Einnahmen: 1904 1903 oe ame 
V' 21177747 10 054 141 11 123 606 — 
Liköre und Monopole. 5851 532 4977 126 874 406 — 
Direkte Steuern. . . . . 2 887 956 1 788 017 599 939 — 
Telegraph, Bruttoeinnahme 682 283 550 256 132 027 = 
Roft, = 215 894 217 344 — 1450 

2. Ausgaben: 


Geſamtheit der Ausgaben 40 159 223 23 633 389 16 525 834 


Die Geſamtſumme der Ausgaben verteilt ſich folgen dermaßen 
für das Etatsjahr 1904: 
Allgemeine Ausgaben 21 891 280 Peſos 
Ausgaben für die Staatsſchuld . 18 267943 


Zuſammen 40 159 223 Peſos 
Vergleich der Ausgaben mit den Einnahmen: 


1903 1904 

Peſos Peſos 
Ausgaben . . . . 23633 389 40 159 223 
Einnahmen. 17586884 30 315 413 
Fehlbetrag. 6046505 9 843 810 


Im Anſchluß hieran bringen wir nun die Ziffern des Staats⸗ 
haushalts für die Jahre 1910, 1911 und 1912. 


(Siehe die Tabelle auf S. 322). 


Die genaue Abrechnung über die auswärtige Schuld der 
Republik Guatemala, in Goldwährung, ergibt folgende Ziffern für 
das Jahr 1904: | 


Amerik. 
Pfd. Sterling Golddollar 


(a 4,20 Mk.) 
Emiſſion gemäß Dekret Nr. 514 vom 27. Aug. 1895 1 600 000 8 000 000,— 
Amortifation bis zum 30. Juni 1889. 117 200 586 000, — 
D . "been 
Kapital am 30. Juni 1899. 1 482 800 7 414 000,— 
Zertifikate über 50 „ der Zinſen, verfallen am | 
30. Dezember 1898 und 30. Juni 1899, kon⸗ 
vertierbar in Bonds gemäß Übereinkommen mit 
deren Inhabern vom 26. März 1902, einſchließlich 
des Poſtens: Unbezahlte Kuvons vom 30. De⸗ 
zember 1899 bis 30. Juni 1902, konvertierbar 
in Bonds gemäß demſelben Übereinkommen. 207 592 1 037 960,— 


Schuld am 30. Juni 19022... 2 1690 932 8 451 960,— 


auswärtigen Staatsgläubiger zu London . . . 25 3555/1777 1286 779,40 
Zinſen der am 30. Dezember 1903, am 30. Juni 

und 31. Dezember 1904 verfallenen Kupons, zu , 

3% jährlich, gemäß demſelben Übereinkommen 26067/12/9 380 338,18 


Schuld am 81. Dezember 194. 1791 815/104 8959 077,58 
Schmollers Jahr buch XLI 4. 21 
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Staatshaushaltsplan der Republik Guatemala 


in Peſos Landwährung = 0,32 Mk. 


Wirkliche Staats einkünfte in den Jahren 1910, 1911 und 1912 


Zölle: 
Einfuhrzölle 
Ausfuhrzölle 

Mon opoleinkünfte: 
e 
Tabak⸗ e 
Pulvers e 
Salpeter. e 
Munitions» e 


BVerfdied. Einkünfte: 


Stemvelpapier . . . . - 
Sten pelgebühren. ur 
Handlungsbüchergebühr 
Beſitzſteuer. 
Straßenſteuer 
Militärſteuer 
Schlachtſteuer 
Salzſteuer 
Steuer auf Verkauf u.Über- 

tragung von Staats land 
Erbſchaftsſteuer. 

dlandeverkäufe 
Pfandleihgebühren und 

Geldſtrafen 


Nationaldienſte: 
Tele graphie 
Poſt 


E eee © „% „ @ 


Total 


Zunahme gegenuber dem 
Vorla hre 


5 ee By 2 
nneres und Juſtiz. 
Kriegeminıfterium ‘ 
Miniſterium fomento . . 
des A iferen 
Offent icher Unterricht. 
VPenſ ionen 
Offentuche Schuld 
Beton d. Nertindlichfeiten 


Zuſammen 


Zunaum \irgenüver d. + 
Abnahbm ] Vorjahre — 


1910 1911 
$ $ $ $ 
26 830 045 33 178 459 
11772 720 13 435 185 
9 102 765 — 43 613 644 
6 929 691 8 053 306 
34 972 35 275 
277 650 261 920 
39 200 58 367 
22 752 11 760 
7304 265 8420628 
419 146 443 182 
146 507 146 979 
18 057 16 819 
02 497 909 
292 696 
253 945 384 150 
1 568 734 1 867 890 
40618 51115 
263 519 356 768 
207 218 | 121 411 
36 571 34 770 
202 202 209 986 
3955048 4423 675 
1149 625 1576 444 
1059 737 1013 084 
2 209 36222 2589528 
51571 440 62046 475 


Wirilide Staatsausgaben 


2 433 590 2 591 849 
4 405 676 7110125 
3 739 657 12 6°8 927 
3 768 012 7777 602 
368 431 6 031 114 

2 145 416 2 999 170 
497 511 560 123 
28 601 116 29 348 879 
— 84 180 


45 959 410 69 161 969 
— 24 594 851 + 23 202 559 


10 477 0³⁵ 


1912 
$ $ 


40 025 978 
13 77 654 


53 804.632 
8316 754 


8813875 


4881914 


1 956 0:4 
1558 251 
351438 


71 014 726 


8.967 251 
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Außerdem ſchuldete die Regierung von Guatemala am 31. De⸗ 
zember 1904 noch die folgenden Summen in Gold: 
dem Banco de Oecidente . 45 107,52 $ 


verſchiedene Zertifikate 616040 » 
der Zentralbahn . 296 703,.— e 
Schuldſcheiie 48 939,19 = 
dem amerikaniſchen Syndikat. 312 907,24 » 
Berwaltungsfhulden . . .. . 270 110,60 » 


Zuſammen 980 433 95 $ 
Die Abrechnung über die innere Staatsſchuld Guatemalas am 
31. Dezember 1904 ergibt in Landeswährung, Peſos, die 
folgenden Ziffern: 


Gläubiger. 6 ec: Ge & Mover a eh 17 000,— $ 
Gläubiger der Rorbbahn . . g 102 878,76 + 
Altionäre e te ee E nan 577 945,92 = 
Banco Americano, Dekret Nr. 578... 206 485,71 
Banco de Occidente, Vertrag betreffend Steuern . . 7040 585,14 
e e e e wegen Kaffee 2 528 027,17 » 
Schatz ſcheine im Umlauf . rr. 34 435,— e 
Banknoten des Comité Bancario 5 999 972,— » 
Banco de Guatemala, verſchiedene Beträge. . . 8362 639.38 
Verſchiedene Anweiſun egg 90 550,11 » 
Anweiſungen der inneren Shuld .........- 3 610 700,— = 
e e Nordbbabn. -. . - 220.000. 2513 700,— « 
Fiskaliſche Schuldſcheine auf Silber lautes 1 538,— « 
Zertifikate, Dekret Mr. 51ũ11i 2. 2 200000. 3879,88 « 
e der ſchwebenden Schuld. 796,29 
e verfchiedene. . 2. » 2 2 2 2 e 75 057,16 » 
Schuld an fünf Banken der Haupiſtadt, gemäß Vertrag 
vom 28. Auguſt 189... 2... 222000. 5 016 399,80 = 
Depoſiten, Konto Ge. eralſchat zam . . « . 2051 702,03 
e e Nordbaun. 148 ‚25 >» 
Schwebende Verwaltungs ſchull' vd 28 545,12 
Schuldſch eiiien 13 23137 « 
Anleihe von September 180. 170 538,71 » 
Sentalbahn.: 6 2s See en el 75 342,49 = 
Dcds Eifenbahn . - » = 2 2 2 2 ee... ... 300 000.— > 
Anweiſungen (Teilwert 12 645,47 
Zinſen der . der inneren Schuld. . . 2732454,— . 
e e e Nordbbahn . ..... 974 483,— = 
Schuldſcheine zu Laſten des Generalſchatzamts 92 908, — > 
e e e der Nordbahn.. ...... 137 182,50 
Serwaltungsfdulden 


zu Laſten der Departementsverwaltungen . 2580755,18 « 
e e eS Generalfhngamis. ..... 5773 110,75 e 


Geſamtbetrag der inneren Schuld am 31. Dezbr. 1904 49 327 v7u,27 ¥ 
(in Peſos zu 30—35 Pfennig) 
21* 
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Man fieht, das Konto „Innere Staatsſchuld“ war ſchon vor 
zehn Jahren recht reichlich ausgeſtattet. 
Das ſtändige Defizit, welches die Staatskaſſe von Guatemala 
begleitet, wird in folgender Überſicht vor Augen geführt, wo nur 
einmal, im Jahre 1910, ein rechnungsmäßiger Überſchuß auftritt. 


Wirkliche geſamte 
Staatseinnahmen 


in 8 Landeswährung 


Wirkliche EEN 
Staatsausgaben 


Defizit 


1903 17 586 884 23 201 000 5 614 116 
1904 30 315 413 39 906 529 9591116 
1905 34 058 169 45 392 388 11 334 214 
1906 30 500 722 45 732 987 15 232 215 
1907 35 247 822 44 560 222 9 262 400 
1908 37 335 957 44 929 752 7593 795 
1909 49 239 723 70 554 261 21 314 538 
1910 51571440 . 45 959 410 5612 déit (überſchuß) 
1911 62 047 475 69 161 969 7114494 
1912 71.014 726 76 682 916 5 668 190 
Insgeſ. ſeit 1903: 418 968 381 | 506 081 429 87 113 048 Nettodefizit 


Innerhalb diefer zehn Jahre hat ſomit das guatemaliſche Staats: 
defizit ſich um durchſchnittlich 8,7 Millionen Peſos jährlich vermehrt, 
was um ſo mehr ins Gewicht fallen muß, als die Staatseinnahmen 
bis 1909 jährlich unter 40 Millionen Peſos betrugen, das mittlere Defizit 
alſo etwa 22 gie der Jahresſtaatseinkünfte ausmachte. Dabei muß 
berückſichtigt werden, daß die Finanzverwaltung der Republik Guatemala 
ſich in den Einfuhr⸗ und Ausfuhrzöllen eine ſtändig ſteigende Einnahme⸗ 
quelle geſchaffen hat. 


e) Zollerträge und. Geldkurs 


Nach der amtlichen Zuſammenſtellung zeigt der Ertrag der 
Einfuhr⸗ und Ausfuhrzölle ſeit dem Jahre 1891 folgende Entwicklung 
in Peſos Landeswährung (zu 30—35 Pf.): 

(Siehe die Tabelle auf S. 325.) 

Von dem Geſamtertrage der Einfuhrzölle und der Ausfuhrzöll 
werden etwa die folgenden Anteile in den einzelnen Zollämtern 
eingenommen. 

Von den Einfuhrzöllen nehmen ein: 
das Zollamt Guatemala 


Von den Ausfuhrzöllen nehmen ein: 
das vn San Sofe. .. 49,65 % 


(Hauptſtadt) 67,70 % , 38.28 . 
e „ Retalbuier . 18,48 « j Ger Ga . 
= 2 Livingiton . . 725 >» S Livingſton. SZ S 
2 e Puerto Barrios 5,08 = | * S Dë .... 47° 
die anderen Zollämter und 2 : Puerta Barrios 
Zoll agenturen. 1,49 « und Provinz Peten. . . 0,59 = 


100,— 100,— 
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Ausfuhrzölle 
$ $ 


— — — —ꝛ— Ce — 


Einfuhrzölle Geſamtertrag 


Jahr 


1051 987,40 4631 970,67 

982 367.62 4 418 225,56 

1 183 835.71 5 462 724.26 

1755 484,7 6177 159,61 

2014 142.86 8.391 465,82 

1915 738,72 8984 148,87 

22340 236,50 6 809 923.87 

' 1.980 603,76 5 122 967.92 

; | 815 551,60 3 593 637,33 

1900 1999 061.838 1573 873.50 3572 935.33 
1901 37871518 10074897 8513 260,88 
1902 6 088 734,07 4707 448,91 10 796 182.98 
1903 6 175 928,70 3378 214.04 10 054 140,74 
1904 11 398 285,46 | 9 779 461.87 21 177 747,33 
1905 = = 628 153° — 
1906 — | = 21 136 300,— 
1907 = | = 25 113 640,— 
1908 = | — 25 542 160,— 
1909 = u 36 987 487 — 
1910 = | = 38 102 765,— 
1911 = = 46 613 644 — 
1912 = SS 53 804 632, — 


Unter den Ausfuhrzöllen ſpielt beſonders derjenige auf Kaffee 
eine gewichtige Rolle, ſchon dadurch, daß er in Gold zu zahlen iſt. 
In den letzten Jahren erreichten die Zolleingänge für den zur Aus⸗ 
fuhr gelangten Kaffee folgende Beträge: 


im Jahre Kaffeeausſuhrzoll in $ Gold 
105: e ër ët ae 810 816,— 
1908.25. de ee ke EE 684 420,— 
7 aed See ae es 901 995,— 
10% 8 569 731,— 
1909: 5. ae E A ew Ae e 881 626,— 
MOOG 4 Tan tk eee. SS 664 550,— 
1911: 2: AAA 788 720,— 
I/ ĩð eS 741 626,— 


Dieſer Kaffeeausfuhrzoll, um weiter oben, bei der Geſchichte der 
auswärtigen Schuld Guatemalas bereits Geſagtes nochmals kurz zu 
wiederholen, wurde im Jahre 1895 laut Abmachung mit den aus⸗ 
wärtigen Staatsgläubigern auf (is $ Gold für den Quintal feſt⸗ 
geſetzt. Im Jahre 1898 ſetzte ihn die Regierung eigenmächtig herab 
auf 1 8 Silber und 1899 weiter herab auf 1 8 Papier. Bald 
darauf wurde der Zoll aber auf 2 8 Papier erhöht und 1900 
auf 6 8 Papier gebracht. Im Jahre 1903 betrug der Zoll 1 8 Gold, 
und erſt im Jahre 1912 wurde es wieder auf den urſprünglich oer, 
einbarten Betrag von 1¼ $ Gold pro Quintal erhöht. 
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Das Kapitel über die Finanzen Guatemalas mag bier feinen 
Abſchluß finden mit der Notierung der letzten Geldkurſe. Es betrug 
das Aquivalent für 1 K Sterling in Peſos Landeswährung: 


im Dezember 1912 94,50 5 im Juni 1918. 95,05 $ 
„Januar 1918 92,55 Gutt 1919999999. 96,50 « 
e Gebruar 1918 91,15 - | e Auguft 1913 ze 3 97,10 
März 1918 91.25 [September 1918. 97,25 « 
e April 1918. 98,25. Oktober 1913. 97,75 
. Mat 191333 94,35 » | November 191898. 98,00 


f) Staats voranſchlag 1913/14 


In der Sitzung vom 21. Mai 1913 wurde von der National⸗ 
verſammlung der Republik Guatemala der vom Präſidenten Eſtrada 
Cabrera vorgelegte Entwurf für das Staatshaushaltsjahr 1913/14 
genehmigt. 

Dieſer Voranſchlag hat folgendes Ausſehen in Peſos Landes⸗ 
währung: : 

Geſchätzte Staatseinnahmen für 1913/14 


Zölle: i $ $ 
Einfuhrzölle. 3 000 000 
Ausfuhrzölle. 800 000 
Gegenwerte (exchange). ....... 84 500 000 
Gebühren und Geldftrafen ...... 160 000 

Monopoleinkünfte: ee 
Alkohol⸗ Monopol. 6 900 000 
Tabak⸗ Ki "ege ae ve ee were er A 40 000 
Duler rr 120 000 
Galpeter © e 2-20 50 000 
Munitions» .. rn. 30 000 
7 
Verſchiedene Einkünfte: N 
Stempelpapier. - - 222020. 350 000 
Stempelgebühren. 100 000 
Handlungsbüchergebulhtrt 10 000 
Beſitzſteuee r 450 000 
Straßen ſ teuer 250 000 
Militärſt eurer 160 000 
Schlacht teuer 1 000 000 
Salzſteuer. E, 20 000 
Steuer auf Verkauf und Übertragung von 
Staatdland .......2 2 ees 300 000 
Erbfdhaftsfteuer, Gefällle 50 000 
Odlandsverkäufſee Be 30 000 
Pfandleihgebühren und Geldſtrafen 180 000 
2 900 000 
Nationaldienſte: 
Telegraphiu e 1 000 000 
Fr a re 500 000 
1 500 000 


Geſamthöhe der veranſchlagten Staatseinkünfte 50 000 000 
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Mit dieſer Schätzung geht der Voranſchlag unter die wirklichen 
Einnahmen des Jahres 1910 herab, die 51571440 $ ausmachten; 
aber die wirklichen Einnahmen der Republik betrugen im Jahre 
darauf ſchon 62 047475 $ und 1912 gar 71 014 726 §, alſo ganz 
erheblich mehr, wie der Voranſchlag für 1913 / 14 ausweiſt. Beſonders 
niedrig ſind die Erträgniſſe des Pulvermonopols, der Militärſteuer 
und der Schlachtſteuer angenommen. 

Betrachten wir nunmehr den Ausgabeetat, wie ihn der mini⸗ 
ſterielle Voranſchlag für 1913/14 annimmt. Des beſſeren Vergleichs 
halber werden die Vorjahre mit hinzugezogen. | 
Voranfdlag fiber die Staatsausgaben der Sabre 1913'14 bis 1909/10 

in Peſos Papier = 32 Pf. 


1. Juli bis 191914 1912/13 | 1911/12 | 1910/11 | 1909/10 


ee und Juſtiz 4 856 940 4724170! 4658360| 4 599 684 4 547 604 


uß eres 1 983 633| 2 408 239 123 199 1 009 839 993 039 
Finanzen 2 596 974 2374922; 1 808 054 1 703 216 1 678 016 
Oſſentliche Schuld 25 211 741 | 22 000 000 22 000 000 22 000 000 22 000 000 
FTomento 2 632 310 2535606 2 2713610 2 204 053 2 188 543 


Krieeeeg 6 235 852 5 267 268 2343996 | 2419 266 2 508 415 
Ofientt. Unterriht .| 4084395) 3 199 035 2 578 760] 2 526015 2 195 121 
Penſionen 568 942 511 093] 473 4871 486 165 463 030 


Summe Ausgaben 48 170 787 | 43 020 333 | 37 417 217 | 36 948 238 36 578 768 


Wie weiter oben gezeigt worden iſt, blieben dieſe Voranſchläge 
der Staatsausgaben ſtets hinter den wirklichen Ausgaben der Republik, 
oft ſogar ganz erheblich, zurück. 

Seinem offiziellen Berichte an die Nationalverſammlung am 
1. März 1913 fügte der Präſident Eſtrada Cabrera eine genaue 
Darſtellung der „Aktiva und Paſſiva“ der Republik nach dem 
Stande vom 31. Dezember 1912 bei. 

Nach dieſem Berichte ſetzte ſich das Guthaben Guatemalas 
aus folgenden Werten in Dollar Landeswährung zuſammen: 


Aktiva $ 
Barbeftand in Staatskaſſen und Verwaltungen . 3627417 
Befondere Kreditguthaben laut Verträgen mit Banken 217025 3844 442 
Beſondere ſchwebende Rednungen - - - » » 22.2.» 111 924 
Sonderbebitoren - - - 2 2 2 0 2 m rn nenn 1114 887 
en zur Verfügung des Schatzamtes 18 473 828 
Inapa⸗Eiſenbahn ggg 446 049 
! Gebäudebeſit ie a ait ap 2 eh oat Mas ae Se A als 36 835 190 
Hafen von Jatapa. . 2 > 2 > we te le 1 140 790 
Staats ländereien bei Los Andes 208 141 38 184 121 
Staatliche Einrichtungsgegenſtände, Mobiliarbeſitz 976 369 
Pulver, Patronen, Salpeter 342 566 


Am 31. Dezember 1912 Geſamtoermögen der Republik Guatemala 63494 186 
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Paffiva $ 
Dienft der Verwaltung der verſchiedenen Departements . . 10545047 
Schulden der Verwaltung der verſchiedenen Departements 5486349 
Aktionäre der Nordeiſenbaas nns 577 745 
Im Umlauf befindliche Obligationen der Nordeiſenbah n 2 513 900 
Rückſtändige Zinſen auf dieſe Obligationen der Rordeifenbagn . . 2181423 
Beſondere Kreditoren der Nordeiſenbanuan-nnuk̃œꝛ 92 878 
e Depofiten » E ee erh 1481 
Zentraleiſenbahn, beſondere Rechnungennn˖nnn 802 686 
Deös⸗Eiſenb ahn. ⅛ ANE CN 300 000 
Bank von Guatemala, verſchiedene Verträgen 36 571 362 
Banco de Occidente, e Be ee ne ee ze 23 772 166 
Amerikaniſche Bank 938 613 
Innere Staatsſchuld, Obligationen im Umlauf o 3 667 000 
Rückſtändige Zinſen auf dieſe Obligationen der inneren Staatsſchuld 6293 973 
Sonderoblig ationen 70 750 
Teiloblig ationen 12 779 
Staatliche Banknoten im Umlauf 34 435 
Banknoten des Bankenkomi tees 5 999 972 
Silbercedu las 1 538 
Verſchiedene Zertifikate. 17 471 
Verträge mit einzelnen Banken, vom 28. Auguſt 1899: 
Banco Agricola . aaa . . . 1802944 
Colombiano W 539 489 
s de Guatemala. ......... . 2811 164 
Internacional 1 775 587 
» de Occidente 764199 7193383 
Anleihe vom September 1897 ... 2: 22 2.1 2 ewe wns 170 539 
Verfallene Obligationen 92 908 
e e der Nordeiſenbahugn gn. 137 182 
Schwebende Schuld der verſchiedenen Verwaltungen 28 545 
Nationales Schatzamt: Spezialdepoſiten 250 287 
Beſondere VerpflichtungendNnsn 13 231 
e SELEDILOTEN. u: eS, er Cé 117 000 


Am 31. Dezember 1912 Geſamtſchulden der Republik Guatemala . 107 884 642 


Hierzu treten noch die Verpflichtungen der Republik, die in 
Dollar Gold zahlbar ſind, nämlich: 


$ Gold 
Beſondere Staatsdepartements o Be re a Are ie 292 866 
Außere vierprozentige Staatsſchuld, Anleihelapital EEE Er 7 414 000 
d s e AU, AU EEE EEN 8 573 548 
Ientraleifenbahn - - >» > 2 2 mer ren 296 703 
Fällige Staatsobligationen hö are Be 2 6 660 
11 583 783 


Gegenüber der 1 Uberfidjt, welche Präſident Cabrera für 
das Jahr vorher der Nationalverſammlung von Guatemala unter⸗ 
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breitete, iſt zu bemerken, daß unter den Guthaben die Nordeiſenbahn 
nicht mehr auftritt, welche damals noch mit 12761817 $ Papier zu 
Buche ſtand. Dieſe Bahn iſt an die Geſellſchaft übergegangen. 
Trotzdem ſomit dieſer Guthabensbetrag fortfällt, iſt doch für 1912 
das geſamte Staatsvermögen um 5 800 000 $ höher als im Jahre 1911, 
was daher rührt, daß der Wert der ſtaatlichen öffentlichen Gebäude 
um rund 18 800 000 $ höher ijt als 1911. 

Die Angaben über die in Gold zahlbaren Beträge der äußeren 
vierprozentigen Schuld ſind in dieſer Überſicht des Präſidenten nicht 
ganz korrekt angegeben. Neben der urſprünglichen Anleiheſchuld von 
7414 000 $ Gold laufen noch ausſtehende Zertifikate am 31. De⸗ 
zember 1912 im Betrage von 148 280 8, für welche im Jahre 1901 
neue Obligationen ausgegeben werden ſollten. Die Geſamtſumme 
an rückſtändigen Zinſen erreicht ſomit 4071770 f, und der Geſamt⸗ 
betrag der in Gold zahlbaren Verpflichtungen erhöht ſich demgemäß 
um 646 502 $ Gold. 

Nach dem Wechſelkursſtande von Ende Dezember 1912 über⸗ 
trafen die Staatsſchulden, einſchließlich der eben genannten 646 502 5 
Gold, die geſamten Staatsguthaben um rund 270 000 000 S Landes⸗ 
währung, alſo Peſos Papier zu 32 Pf. Nach deutſchem Gelde 
berechnet, waren am 31. Dezember 1912 Guatemalas Staats⸗ 
ſchulden um 86,4 Mill. Mk. höher als das gleichzeitige Staats⸗ 
guthaben. 

Die vierprozentige äußere Anleihe Guatemalas notierte im 
Jahre 1913: höchſt 60, niedrigſt 46, am 31. Dezember 54 /. 

Gegen Mitte Januar 1914 hatte ſich der Anleihekurs wieder 
gehoben, man notierte am 19. Januar 1914: 60; um die Jahres⸗ 
mitte, am 27. Juli 1914, aber wieder 47 und am 22. Oktober 1914 
gar nur 46; den tiefſten Kursſtand im Jahre 1914 hatte der Kriegs- 
ausbruch alfo ſchnell wieder herbeigeführt. 


VI. Der Außenhandel der Republit 


Eine günſtige Entwicklung zeigt demgegenüber der Außen⸗ 
handel Guatemalas, da beſonders der Export ſich ſehr gehoben 
hat. Geben wir zunächſt einen kurzen Überblick über dieſe Ent⸗ 
wicklung ſeit 1898: 
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in $ Gold 
Einfuhr | Ausfuhr 


4 850 835 


in $ Gold 
Einfubr | Ausfuhr 


1906. 7 220 759 7 136 271 


1899 1907 7316574 10 174 486 
1900 1908 5 811 586 6 756 143 
1901 1909 5251317 | 10079219 
1902 1310 6 468 319 8 913 907 
1908 1911 8 166670 11 005 835 
on 1912 9822462 | 13 156 537 


Der Außenhandel von Guatemala für das Jahr 1913 bezifferte 
ſich nach der Aufſtellung des Generaldirektors des Statiſtiſchen Amtes 
Sr. Don Hofe J. Sanchez und dem beigefügten Berichte des Sekretärs 
für Finanzen und öffentlichen Kredit, wie ſolcher dem guatemal⸗ 
tekiſchen Nationalkongreß am 5. März 1914 vorgelegt wurde, auf 
24 512 253,82 8 Gold. Der amtliche Bericht des Finanzminiſters 
gibt ſtets die Zahlen in Goldwährung der Vereinigten Staaten von 
Amerika an, es find hier alſo nicht Peſos Gold gemeint. Die Gin: 
fuhr betrug 10062 327,68 $ und die Ausfuhr 14449 956,14 8. 
Im Jahre 1912 ſtellte ſich die Einfuhr auf 9 822 462,33 8, die 
Ausfuhr auf 13 156 537,66 8 und der Geſamtaußenhandel auf 
22 978 999,99 8. Für das Jahr 1913 ergibt ſich hieraus im Ver⸗ 
gleich zum Vorjahre 1912 ein Anwachſen der Einfuhr um 239 8365,58, 
der Ausfuhr um 1 2933 88,49 $ oder eine Geſamtzunahme des Außen⸗ 
handels um 1 533 253,33 8. Die Handelsbilanz ergibt den Betrag 
von 4 387 598,46 $ zugunſten der Republik. 

Der Anteil der verſchiedenen Länder an der Einfuhr Guatemalas 
während der Jahre 1909—13 iſt in folgender Überſicht, ebenfalls in 
Goldwährung der Vereinigten Staaten von Amerika, zuſammengeſtellt: 

(Siehe die Tabelle auf der folgenden Seite.) | 

Der reine Fakturenwert der Einfuhr über die Hafenzollämter 
beziffert fic) für 1913 nur auf 7959 325,62 $. Hierzu find in Meier 
Überfiht 25 1989 831,40 $ zugeſchlagen, als ungefährer Betrag 
für Frachten, Verſicherung, Kommiſſionsgebühren uſw.; ſerner ſind in 
der Tabelle enthalten 113 170,66 $ für ſolche Einfuhrwaren, die 
über Zollämter der Feſtlandsgrenze Guatemalas den Eintritt in die 
Republik gefunden haben. Dieſe Einfuhr über Land hat gegen 
frühere Jahre ganz beträchtlich zugenommen, ſie erreichte zum Beiſpiel 
1909 nur 18 532 8. Die ſtatiſtiſche Unterſcheidung von Einfuhr: 
wert + allen Speſen iſt demgemäß von der amtlichen Zentralſtelle 
erſt vom Jahre 1912 ab durchgeführt, vor dem Jahre 1912 bedeuten 
die Ziffern nur den reinen Fakturenwert der Waren; die Einfuhr 
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1909 | 1910 | 1911 | 1912 | 1918 
$ $ 


15 915 | 


8 097 


Ver. Staaten von Amerika] 2 181 859 |2 758 796 2 696 144 | 4 532 861 | 5 053 060 
Deutſch land 1 249 559 | 1 459 130 1 592 658 2 250 862 2 048 329 
England: 1 135 420 | 2 374 086 1 314 202 1 739 598 1 650 387 
rankreic h 237 215 270 135 285 050] 436 882 402025 
de und Japan 121 852 187 748 307 937 305 151 
Belgien 102 816 5 136014 146431] 125316 
Mexiko 14 740 2 48 821 135 971] 121543 
Spanien. 56 516 — 95 334 115 934 111475 
Italien 78 677 a 134 817 96 496; 113578 
Südamerika 7225 e 640 — 98 599 
S 5527 2 4441 — = 
Bye et, sig ghee Pay einen — — 1991 — — 
Leg E 3 677 e 1 733 — = 
entralamerifa. . . . . 25 064 = 18271 44075 29768 
amaifa........ — 2 318 — — 
Kanada — | 152 — — 
Holland. — 87 — 
| 


über Land war nod ſehr unbedeutend. Der ganze Einfuhrhandel 
Guatemalas ſpielt ſich im weſentlichen mit den drei Hauptländern 
Deutſchland, England und den Vereinigten Staaten ab; auffallend 
gering iſt Guatemalas Handelsverkehr mit ganz Südamerika. 

Ein Bild der Wareneinfuhr, nach den einzelnen Artikeln und 
reinem Fakturenwert unterſchieden, bringt folgende Tabelle: 


$ 
Baumwollftoffe und waren 1848 650, — 926 423,39! 1 734 832,69 
Eifen- und Stahlwaren 626 425,32 730 830,79 685 548.08 
Lebensmittel - - - > 2 ee ee te 419 817,86 713 122,82 566 856,48 
Eiſenbahnmateriaallnnnsnsnn $11 384,56] 290 222,74 426 826,96 
Weizen mehl 354 154,66! 512 354,66) 394 931 78 


Landwirtſchaftl u. induſtrielle Maſchinen 
Weine und Spirituoſ‚en 
Drogen u. Medikamente (pharmazeutiſche). 
Seidenſtoffe und/ waren 
Wollen ſioffe und⸗ waren 
Leinen⸗, Flachs⸗ und Juteſtoffe u. ⸗waren 
ele V 

)) 8 


196 421.64 280 698,38 350 866,60 
223 285,81) 340 675,76 347 752,30 
217 635,26 276 011,34 268 523,07 
267 279,00| 328 999,57 263 448,22 


59 855,91] 88 415,69 179 880,20 


135 198.26 157 779,40 156 688,96 
87 246.63 89 844.20 106 825.97 
169 230,43 135 207,03 88 852,97 


>» ee W m» W ů— » @ @  @ W .»  & VO 


SE em Glas, Porzellan u. Ton (irden) 
Waren aus Holz oder Holz und Eiſen 


. 8 38 812.39, 47 225 30 45 417991 
Zaren aus Blei, Zinn, Kupfer u. Legierungen 39 459,73 44352,96; 37 687,57 
Alle übrigen Waren 792 414.221 054 642.24 1 464 772.52 


Zuſammen 6514 421.03 H 781 984,927 959 325,62 
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Den Hauptbeſtandteil der Einfuhr nach Guatemala bilden ſomit 
baumwollene Stoffe und Waren, aber dieſe Einfuhr zeigt keine Zu⸗ 
nahme mehr, ebenſowenig die Einfuhr von Eifen- und Stahlwaren. 
Dagegen hat die Einfuhr landwirtſchaftlicher Maſchinen ſich ſehr a 
ſtark gehoben, auch Eiſenbahnmaterial wurde 1913 reichlich ein⸗ 
geführt. Bedeutende Zunahme, beſonders gegenüber 1911, zeigt 
die Einfuhr von Petroleum und Holz; unbedeutend iſt die Kohlen⸗ 
einfuhr, die wohl nur als Bunkerkohle oder für induſtrielle Werke 
ſtattfindet. An übermäßiger Exaktheit und beſſerer Spezialiſierung 
leidet die guatemaltekiſche Statiſtik noch nicht, das beweiſt die ge⸗ 
waltige Steigerung des Einfuhrpoſtens „alle übrigen Waren“, der 
fi in zwei Jahren verdoppelt hat und faſt die Einfuhr des Haupt⸗ 
artikels, Baumwolle, dem Werte nach erreicht. Hier wäre genauere 
Erfaſſung demnach ſehr wohl möglich. Die Einfuhr von Waren 
über die Landgrenze nach Guatemala hinein iſt in dieſer Zuſammen⸗ 
ftelung unberückſichtigt gelaſſen, ebenſo erfolgte kein Auſſchlag für 
Frachten, Verſicherung, Speſen uſw. 

(Siehe die Tabelle auf Seite 332—335.) 

Guatemalas Cine und Ausfuhr wickeln ſich nahezu völlig auf 
dem Wege über die einzelnen Seehäfen des Landes ab, nur ein recht 
geringer Teil der Ausfuhr erfolgt über die Landgrenze gegen Sal⸗ 
vador und Honduras. Die Ein⸗ und Ausfuhr über dieſe Häfen 
Guatemalas und die genannte Landesgrenze entwickelte ſich in den 
Jahren 1912 und 1913 in folgender Weiſe: 


Einfuhr Ausfuhr 


Hafenplatz „1912 1913 1912 1913 
Kilo: | Wert in] Kilo» Wert in | Gite, Wert in] Kilo- Wert ir 
aramm | Dollar qtamm Dollar gramm | Dollar | gramm | Dollar 


uerto Barrios „40 501 31204 922 989 [f 628 851 |5 35% 719 1280 145 47: 17 355 2 255 463 | 5 241 932 
an Yofé . . . 20 351 44711102 387 | 5 426 5.811142 707] 230 382 188 714] 219 053 2 03 94 
ampetico. .. . . 9 935 780 1 260 337 | 7102 797 856 720 196 »58 2 538 7691 231 713 3 141 84. 
Livingſton 3 107 027 388 1.6 431 518 1 008 1231 486 101! 1071 * 
cos. ; „ 71411 191177 2 570 ow 
et ens 190 181 5 480 183 085 330 04 
ber die Grenze von 
con Salvador un 
: 257| 20950 398; 103m: 


a 77 877 081|7 781 984 Dot 539 939!7 


| 959 325 2 987 aal 196 537 3 516 97014 449 925 


Die Werte in diefer Zufammenftellung find ebenfalls wieder in 
Dollar Gold Vereinigter= Staaten - Währung gegeben, und zwar als 
reine Rechnungsbeträge oder Warenwerte ohne Zuſchlag von Fracht 
und Speſen oder Zöllen. 
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Guatemalas Ausfuhr ſeit dem Jahre 1909, nach den einzelnen 
Beſtimmungsländern geordnet, wird in folgender Überficht dargeſtellt 
in Dollar Gold U.⸗S.⸗A.⸗ Währung. 

Guatemalas Ausfuhr in Dollar Gold 


| 


fiber die Grenze von | | 
Salvador u. Honduras — 24111 20 950 10 300 


Zuſammen | 10079219) — 11005 83513 156 587/14 449 926 


Bei weitaus an erfter Stelle in der Ausfuhr Guatemalas fteht 
ſomit das Deutſche Reich, welches nahezu die Hälfte des geſamten 
guatemaltekiſchen Auslandsabſatzes aufnimmt. Es iſt aber auch deut⸗ 
ſches Kapital in Guatemala in ſehr bedeutender Höhe angelegt. Faſt 
alle großen Kaffeepflanzungen befinden ſich in deutſchen Händen und 
haben lange Zeit hindurch reichliche Dividenden erbracht. Außerdem 
gibt es eine ganze Anzahl kleinerer Pflanzungen, welche Deutſchen 
gehören. Der Unternehmungsgeiſt unter den Deutſchen Guatemalas 
war überhaupt von jeher ſehr groß. Es ſcheint indeſſen, als ob die 
Kaffeepflanzungen heute ſich nicht mehr fo gut rentieren, als dies 
früher der Fall war. Was die Qualität des Kaffees anbelangt, fo 
iſt es jedenfalls eine Tatſache, daß der Guatemalakaffee eine vor⸗ 
zügliche und beliebte Handelsmarke darſtellt, wenn er auch an manche 
anderen Marken, wie Ceylon, Java, Mokka, nicht heranreicht. Bei 
den früheren hohen Kaffeepreiſen muß eine Kaffeepflanzung in Gua⸗ 
temala eine ſehr gute Kapitalsanlage geweſen ſein; ob aber heute 
noch, muß man, wenn man den hohen Kaffee⸗Exportzoll, die teueren 


Dampferfrachten uſw. in Betracht zieht, bezweifeln. N ſind 
Schmollerf Jahr buch XLI 4. 


Beſtimmungsland 1909 | 1910 | 1911 | 1912 1918 
Deutſchland - 5 828 554 5 046 859 5 851 817| 6 975 006| 7 653 557 
Bereinigte Staaten . . 2 739 075 2 094 814 3 297 156] 3863 829 3 923 354 
England 1 006 263 1 198 055 1 324 751 1 458 498] 1 600 029 
Oſterreich⸗ Ungarn | 148878 142 403 215 164 514 213 
Südamerika 120 697 2110 173 782 264056 
Britiſch⸗ Honduras — 31802 251553 257077 
Chile — 137 135 — = 
Mexiko. 146 276 35 069 47311 77970 
Zentralamerika 15 720 73 | 81216} 53282] 71234 
Holland — 5 54 779 47 632 
Frankreich ee 32 748 S 19 333 9690 21 268 

panien 3 5350 8 | 9 928 8 247 4734 
Kanada = = 1647 2295 2 593 
Nu béUʃaaʒa 2.. — = I o 3 977 = 
Belgien 19 648 58 558 18585 1332 
Italiien 17 830 | 42698; 11810 506 
China und Japan — — — 71 
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die finanziellen Erträgniſſe der Kaffeeplantagen heute ſehr gering. 
Guatemalas Ausfuhr ſeiner verſchiedenen Landeserzeugniſſe, allen 
voran der Kaffee, zeigt in den drei Jahren 1911—13 folgende Werte 
in Dollar Gold U. S. A. 


1911 


1912 | 1913 


— — 


Kaffee, enthülſã w. 


7282 748 9 125 639 9 904 877 
„nicht enthüllt... .... 1991 161 1 262 x82 2 349 847 
Bananen E 526 711 666 691 825 670 
Häute von Vien 325 261 190 330 455 476 
. %%. Bea SÉ 344 015 564 532 349 052 
E re engt de 158 178 241 473 247 759 
0 bene. fas ce Tye wn xe ee Me 150 903 274 853 142 108 
Gummi. me 159 621 140 768 100 323 
ee u teas ee —• 20 153 17 137 24 676 
düte. 5978 ? 10 144 
, we. a ee E 9 127 
EE und Liköre 5 820 
SSG ² A ra Be 1 695 
Wollene KleiderſtofffMCeww . 1405 
Lebende Tiere. - . . 2. 2. eee 1 360 
Eiſen waren 993 
Holzſchnitzere ien 972 
See.. Se 2 A — 
Garfapartla .......2... — 
Mineralien (Erze) 901 
Den... ee, Sor A 760 
oe Pflanzen 568 
e 399 
See C 18 
BVerſchiedenes 5 676 
Über die Land renze von San Sal. 
vador und Honduras 24 111 


Zuſammen | 11 005 835 | 13 156 537 


Um das Bild des Ausfuhrhandels von Guatemala möglichſt zu 
vervollſtändigen, ſeien hier in folgendem noch die Ausfuhrmengen 
der wichtigſten guatemaltekiſchen Exportprodukte in ſpaniſchen Zentnern, 
Quintals, für das Jahr 1913 nach den einzelnen Beſtimmungsländern 
angegeben. Es betrug die Ausfuhr an: 

Quintals Quintals 


Kaffee, enthüllſſdſaſcc 02868. 707 491 
nach Deutſchlangd. 418 393 
„Vereinigte Staaten 190 479 
„ (ngland: 26 6 204 68 ES 62 208 
„Südamerika.. . 18060 
e Sſterreich⸗Unganmsms. 15 431 
„Frankreich.. 1423 


Hand re EE 699 
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Quintals Quintals 


Kaffee, nicht enthüllen 209 807 
nach Deutſch lad. 113 935 
„England 44 475 
, Diterreih-Ungarn. . 2. 2 22... 26 622 
= Bereinigten Staaten 21 406 
„ Holland es wl SS 3 385 
Bananen, alle nach Vereinigte Staaten 2 209 765 
Biehhin re we 2 22 773 
nach Deutſch land 21 967 
Vereinigte Staaten 762 
EE A 2.0 6 e aa ðO ii 116 349 
nad) England 73 907 
Vereinigte Staaten 22 250 
- Bentralamerifa. ......... 17639, 
„Südamerika 2 551 
)%%%%%%—è EE 4 955 170 
ne Britiſch-Hondurass 2091 209 
S os: wae gee es cae e e 1559 390 
s Bereinigte Staaten. ....... 1024 380 
e Deutſchladz. 207 883 
e Südamerika 62800 
„England 9508 
Kichererbſen, alle nach Britiſch⸗ Honduras 3 878 
Gunmı 25.2 E E eS e 2 006 
nach Deutſch land 950 
„Vereinigte Staaten 802 
%% E ne De ee 5 822 
nach Vereinigte Staaten 315 
e Deutfland. -. 2... 22020. 172 


Die Entwicklung des deutſchen und hamburgiſchen Handels mit 
Guatemala ſeit dem Jahre 1897 wird in folgender Überſicht gezeigt. 
Es betrug in Millionen Mark — ohne Berückſichtigung des 
Edelmetallverkehrs — die deutſche 


Ausfuhr im 
Spezial⸗ |Gefamteigen 
handel 


Einfuhr im 
Spezial⸗ Zeſamteigen⸗ 
handel 


Hamburgs 
Einfuhr | Ausfuhr 


1913 34,9 42,9 47 5,3 34,3 5,9 
1912 81.6 452 42 4,5 35.9 5.8 
1911 27,2 35,9 8.6 41 28.2 53 
1910 19,0 29,4 29 3,4 22.6 44 
1909 24.9 35,0 2,5 2.8 26,2 3,7 
1908 21,4 25.6 2.4 2.8 78.8 8,3 
1907 245 33,8 3,1 3,6 26,2 4.5 
1906 24,3 340 2.4 2.8 18.3 37 
1905 22,0 27.6 29 3,1 21.8 39 
1904 18,3 21,4 2,4 2,5 17,7 3,2 
1900 21,8 26,5 1,6 17 24,0 2,7 
1897 29,0 86,5 2,9 8,0 34,6 5,4 
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Der Unterſchied zwiſchen dem Geſamteigenhandel und dem 
Spezialhandel in der Einfuhr vor dem 1. März 1906 rührt nach 
der amtlichen deutſchen Erklärung faſt ausſchließlich vom Kaffee⸗ 
Zollagerverkehr, ſeitdem aber auch von der Einbeziehung des Ham⸗ 
burger Freihafenverkehrs in die deutſche Handelsſtatiſtik her. 

Der Spezialhandel Deutſchlands mit der Republik Guatemala hat 
im Jahre 1913 gegen 1912 in der Einfuhr um 3,3 Mill. Mk. = 10,4% 
und in der Ausfuhr um 0,5 Mill. Mk. = 11,9% zugenommen. In 
der Einfuhr aus Guatemala ragten 1913 beſonders Rohkaffee 
mit 32,7, Rindshäute mit 1,9, Kautſchuk mit 0,14 Mill. Mk. hervor. 

An der Einfuhrzunahme in 1913 gegen das Vorjahr 1912 
iſt faſt aus ſchließlich Rohkaffee mit 3,4 Mill. Mk. beteiligt; dagegen 
verloren Kautſchuk 132 000 und getrocknete Rindshäute 17000 Mk. 

Deutſchlands Einfuhr von guatemaliſchem Rohkaffee, der Haupt⸗ 
einfuhrware, geſtaltete ſich ſeit dem Jahre 1897 wie folgt, nach Menge 
und Wert: 


Deutſchlands Einfuhr von Nohkaffee aus Guatemala 
& Doppelzentner im Werte von Proz. d. Geſamteinfuhr 
ahr Nil gut = 


v Rohkaffee aus Guatemala 
1913 215 361 32,7 98,7 
1912 183 613 29,4 98,0 
1911 170 189 25,2 92,6 
1910 141 056 16,9 89,2 
1909 205 857 23,1 92,8 
1908 179615 19,3 92,5 
1907 212962. 23,0 93,7 
1906 217620 22,5 92,8 
1905 183225 20,5 93,2 
1904 154 416 17,3 94,5 
1900 163 348 20,4 93,6 
1897 189 524 28,4 97,6 


Beſonders die Prozentziffern laſſen die hohe Bedeutung des 
Kaffee Exports im geſamten guatemaliſchen Außenhandel erkennen. 

Abgeſetzt wurden aus Deutſchland nach Guatemala im Jahre 
1913 hauptſächlich: Waren aus Spinnſtoffen zu 1,7 Mill. Mk., 
ſolche aus unedlen Metallen 0,8, Erzeugniſſe der Landwirtſchaft 0,472, 
Maſchinen, elektrotechniſche Erzeugniſſe, Fahrzeuge 0,458 und chemiſche 
Erzeugniſſe 0,344 Mill. Mk. Von den Hauptausfuhrwaren erreichten 
Werte in 1000 Mk.: Baumwollgarn 269, Maſchinen 253, gefärbte, 
bedruckte, buntgewebte Baumwollgewebe 236, Flaſchenbier 207, 
wollene Kleiderſtoffe 203, baumwollene Strümpfe, Socken 125, 
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Haus⸗ und Küchengeräte aus Eiſenblech 113, Poſamentierwaren 88, 
polierter Reis 74 und anderes. Hamburg führte im Jahre 1913 
aus Guatemala 248626 dz im Werte von 34,3 Mill. Mk. ein; 
darunter 222636 dz Kaffee für 31,6 Mill. Mk., für 2,1 Mill. Mk. 
Rindshäute, für je 0,2 Mill. Mk. Rohrzucker und Kautſchuk. Es vers 
ſandte dorthin 60 536 dz zu 5,9 Mill. Mk., darunter für 0,6 Mill. Mk. 
Eiſenwaren, für 0,5 Baumwollwaren und für je 0,3 Mill. Mk. 
Maſchinen und Säcke. 

Im großen Durchſchnitt ſtellt ſich der Preis für guatemaliſchen 
Rohkaffee in 1913 loco Hamburg unverzollt auf 1,38 Mk. für das 
Kilogramm oder auf 69 Pf. das Pfund. Zum Vergleich dazu ſei 
hier angeſührt, daß der 1913 er Durchſchnittspreis in Hamburg für 
Santos 1,27 Mk. und für La Guayrakaffee 1,26 Mk. betrug, während 
in Bremen Savanillakaffee 1,30 Mk. erzielte. Der Guatemalakaffee 
ſteht ſomit recht hoch im Werte. 


VI. Dentſchtum und deutſches Kapital in Guatemala 


Der ungemein ſtarke Anteil Guatemalas an der Einfuhr nach 
Hamburg erklärt ſich daraus, daß gerade in Guatemala ſich beſonders 
viele deutſche Pflanzer niedergelaſſen haben und außerdem deutſche 
Kredite in großem Umfange gewährt wurden. Angaben über den 
deutſchen Grunbdbefig und die Zahl der in Guatemala lebenden Deut⸗ 
ſchen find ſehr ſpärlich und nur ſelten zu erbringen. Nach einem 
älteren, von Sapper mitgeteilten Berichte von der deutſchen Geſandt⸗ 
ſchaft in Guatemala betrug im Jahre 1897 der deutſche Grundbeſitz 
im Konſulatsbezirk von 


— — — — — — — — — 


Zahl der anſäſſigen 


Quadrat- ne Reichsdeutſchen 
Ailometer Mil. mr. | Manner | SHER Uno 


| 
CobnnXnnn . 10 31 
Jetalhuleu . . . 66 15 
@uatemala. . - . . 460 | 42 
Duesaltenango 95 41 


In der ganzen Repu- 
blik Guatemala . . 


Dieſer Grundbeſitz nahm etwa 2,25% ber Geſamtfläche der Res 
publik ein; die Zahl der Kaffeebäume auf den deutſchen Beſitzungen 
betrug 17,7 Mill. Im Jahre 1897 gab es im Lande 40 deutſche 
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Handelsfirmen mit 15 Filialen, einem Kapital von 18,9 und Krediten 
von 19,3 Mill. Mk. In Eiſenbahnen und induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen hatten Deutſche 5,1 Mill. Mk. angelegt; die deutſchen 
Kredite beliefen ſich auf 66 Mill. Mk., die Geſamtſumme des in 
Guatemala angelegten deutſchen Kapitals auf 155,5 Mill. Mk. Sapper 
meint hierzu allerdings, daß dieſe Werte infolge der ſchweren Finanz⸗ 
kriſe, welche in den letzten Jahren des vorigen Jahrhunderts auf 
Guatemala laſtete, bedeutend herabgeſetzt werden müßten, aber immer⸗ 
hin hält auch er, der ein vorzüglicher Kenner des Landes iſt, den 
deutſchen Beſitz in Guatemala für einen ſehr wichtigen Faktor und 
bezeichnet es als verwunderlich, daß das deutſche Kapital die günſtige 
Gelegenheit damals nicht wahrnahm, ſich die Kontrolle über die 
wichtige, damals noch auszubauende Nordbahn des Landes zu ſichern. 
Doch haben wohl die Erfahrungen mit der Verapaz⸗ und der Ocosbahn, 
an denen deutſches Kapital hauptſächlich intereſſiert iſt, allerdings 
nicht zu weiteren Vorſtößen ermuntern können. Von den ſechs Frei⸗ 
ſtaaten Mittelamerikas iſt Guatemala bei weitem der fortgeſchrittenſte 
und blühendſte; dank der Fruchtbarkeit des Bodens und der Güte 
des Klimas befindet er ſich auf einer verhältnismäßig hohen Stufe 
wirtſchaftlicher Entwicklung. In keinem anderen Staate iſt aber 
auch die Bedeutung des Deutſchtums, das hier ſchon über ein halbes 
Jahrhundert alt iſt, ſo umfaſſend, nirgends wurzelt es feſter in 
einem weit ausgedehnten Grundbeſitz. Von den Deutſchen mögen 
wohl an 250 in der Hauptſtadt Guatemala leben, während ſich der 
Reſt ziemlich gleichmäßig auf die Departements San Marcos, Alta 
Verapaz und Quezaltenango verteilt, in denen die größten deutſchen 
Kolonien anzutreffen ſind. Den Pflanzern und Kaufleuten ſind im 
Laufe der Zeit Ingenieure, Handwerker, ferner Lehrer, die an 
Deutſche und Einheimiſche Privatunterricht zu erteilen pflegen, und 
auch einige Arzte gefolgt. 

Auch in den erſt in den letzten zwei Jahrzehnten des vorigen Jahr⸗ 
hunderts in Aufſchwung gekommenen induſtriellen Unternehmungen 
ſpielt das deutſche Geld und die deutſche Arbeit wohl die erſte Rolle. 
Die von dem Hafen Ocds ausgehende, 32 km lange Eiſenbahn, 
welche für die Kaffeeausfuhr eine große Bedeutung beſitzt und kürzlich 
fertiggeſtellt wurde, iſt von deutſchen Ingenieuren und zumeiſt mit 
deutſchem Gelde gebaut worden. Ebenſo verhält es ſich mit der 
ſeit 1898 in Betrieb befindlichen Verapazbahn, die den Flußhafen 
Panzös am Rio Polochic mit Pancaſché verbindet und den Abſatz 
des vorzüglichen Verapazkaffees befördert. Zu Anfang dieſes Jahr⸗ 
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hunderts hat ſich die Bahngeſellſchaft mit der älteren Flußſchiffahrts⸗ 
geſellſchaft, die den Verkehr zwiſchen Panzös und Livingſton ver⸗ 
mittelt, zur „Compania del Ferrocaril Verapaz y Agencias del 
Norte“ vereinigt. Das Kapital dieſer neuen Geſellſchaft wird zu. 
2,5 Mill. Mk. angegeben. 

Für das Jahr 1904 wird nach einem amtlichen Berichte das 
in Guatemala angelegte deutſche Kapital, wie folgt, geſchätzt: 


in deutſchen Handelshäuſeernn 20 000 000 Mk. 
in Plantagen 90 000 000 
in Form von Krediten, mit welchen Plantagen 

und Induſtriebetriebe arbeiten 90 000 000 
in Form von Krediten, mit welchen kaufmänniſche 

Unternehmungen arbeiten 20 000 000 
in Eiſen bahnen e 6 000 000 
im Bergwerke 50 000 
in induſtriellen Betrieben 4 170 000 


Zuſammen 230 229 000 Mk. 


Danach hätten ſomit, im Gegenſatz zu der Vorausſicht Dr. Sappers, 
die wir oben anführten, die deutſchen Kapitalanlagen in Guatemala 
ſich ganz erheblich vermehrt, nämlich von 155,5 auf 230,22 Mill. Mk. 

Die Zahl der Reichsdeutſchen wird in dieſem gleichen Berichte 
für 1904 mit nur 700 angegeben, was wohl zu niedrig gegriffen 
ſcheint; eher werden es 1000 ſein. 


VIll. Die Entwicklung der Landwirtſchaft und ihrer 
Zweige in Guatemala 


Man kann wohl ohne Übertreibung behaupten, daß in keinem 
außer deutſchen Gebiete, unſere eigenen Kolonien nicht ausgenommen, 
ein, wenn nicht abſolut, ſo doch relativ ſo umfangreicher und örtlich 
ſo konzentrierter ländlicher Grundbeſitz in deutſchen Händen iſt wie 
in Guatemala. Dabei muß man allerdings von den Ackerbaukolonien 
in Südbraſilien abſehen; aber die dortigen Deutſchen beſitzen nur 
zum geringſten Teile noch die deutſche Staatgangehörigkeit. Ein 
nicht unbedeutender deutſcher Plantagenbeſitz beſteht auch in anderen 
amerikaniſchen Staaten, wie Venezuela, Nicaragua und Mexiko, 
nirgends aber findet man ihn auf ſo kleinem Gebiete in ſolcher 
Ausdehnung beieinanderliegend wie in Guatemala. An dem Beſitz 
beteiligt ſind ungefähr 150 Perſonen, vorwiegend Hamburger, dann 
Bremer, daneben auch Süddeutſche und andere; gebaut wird faſt 
ausſchließlich Kaffee. 
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a) Der Anbau und die Kultur des Kaffee 


Der Anbau von Kaffeebäumen ſpielt im Wirtſchaftsleben der 
meiſten mittelamerikaniſchen Staaten eine ſehr wichtige Rolle, zumal 
die beſſeren Sorten des mittelamerikaniſchen Kaffees auf dem Welt⸗ 
markte eine ſehr hohe Stelle betreffs ihrer Wertſchätzung einnehmen. 
Auf dem Hamburger Kaffeemarkte beſonders, dem bedeutendſten 
Kaffeemarkt Europas, nimmt der mittelamerikaniſche Kaffee nach 
ſeiner Einfuhrmenge die zweite Stelle überhaupt ein und wird in 
dieſer Hinſicht nur noch von dem braſilianiſchen Kaffee übertroffen, 
deſſen Preis aber erheblich unter dem Preiſe für Guatemalakaffee ſteht. 

Der Kaffeeanbau wird in Mittelamerika von faſt Meereshöhe 
bis zu 1800 m über Meereshöhe hinauf betrieben. Indeſſen werden im 
allgemeinen Kulturen doch nicht über 1550 m hinauf angelegt. 
wenigſtens keine größeren. Denn ſchon in dieſer Höhe von über 
1550 m ſind die Kulturen vielfach der Froſtgefahr ausgeſetzt, 
namentlich an ſolchen Stellen, wo die Pflanzungen in Talkeſſeln 
und Mulden des Geländes angelegt ſind, in denen die herabfließende 
kalte Luft ſtagnieren kann. Die beſten und ſicherſten Wachstums⸗ 
bedingungen findet der Kaffeebaum in Höhen von 600 —1200 m, 
und der weitaus überwiegende Teil der Kaffee⸗Ernte wird von Pflan⸗ 
zungen in dieſer Höhenlage hervorgebracht. 

In Guatemala begann man erſt in den fünfziger Jahren des 
vorigen Jahrhunderts der Kaſſeekultur Aufmerkſamkeit zuzuwenden, 
aber ſeitdem iſt ſie ſtetig gewachſen. In Guatemala wurden weit 
größere Anſtrengungen zur Ausdehnung der Kaffeekultur gemacht als 
im übrigen Zentralamerika, namentlich wird der Bau von Bahnen, 
welche die Kaffeediſtrikte mit den Häfen verbinden ſollen, kräftiger 
gefördert. Auch darf Guatemala die Anerkennung beanſpruchen, daß 
ſeine hervorragendſten Pflanzer mit der Einführung moderner mecha⸗ 
niſcher Hilfsmittel den Anfang gemacht haben. Die Farbe des 
Guatemalakaffees ſchwankt zwiſchen bläulich und dunkelgrün, ſeine 
Bohnen find in der Regel von gleichmäßiger Größe, und die feineren 
Qualitäten beſitzen einen Wohlgeſchmack, der ſie zu den höchſten 
Rangſtellungen berechtigt. In Guatemala wachſen die feinſten Kaffee⸗ 
ſorten in einer Meereshöhe von etwa 1100 —1500 m. Der Kaffee⸗ 
baum liebt ziemlich ſtarken Regenfall, der möglichſt gleichmäßig über 
das ganze Jahr verteilt iſt, und kurzdauernde nicht zu intenſive Trocken⸗ 
zeit. Da dieſe Bedingungen in erſter Linie in dem Gebiete der regen⸗ 
feuchten Wälder gegeben ſind, ſo ſind auch die Kaffeebezirke faſt 
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ganz auf dieſe Waldgebiete beſchränkt. Der beſte Boden für Kaffee 
iſt zweifellos nach den vielfachen Beobachtungen Sappers die vul⸗ 
kaniſche Erde, auf der auch die weitaus überwiegende Menge mittel- 
amerikaniſchen Kaffees wächſt. Dieſe vulkaniſche Erde findet man 
oft noch in ſehr großer Entfernung von Vulkanen, da der Wind die 
vulkaniſche Aſche jo weit verſchleppt hat. So liegt in Guatemala 
vulkaniſche Aſche noch über den Kaffeebaudiſtrikt von Cobän hinaus, 
über 150 km vom nächſten Vulkan entfernt. So entſprach zum 
Beiſpiel in Guatemala das Jahr 1904 nicht den gehegten Er⸗ 
wartungen, weil ſtarke Regenfälle am Ende der Saiſon den Ertrag 
beeinträchtigten. Die Qualität des Kaffees erreichte jedoch den 
vollen Durchſchnitt, vor allem im Gebiete von Santa Maria, wo 
die Menge wie Güte der Ernte die Ergebniſſe vieler Jahre vorher 
übertrafen. Das war eine Folge des Vulkanausbruchs vom 24. Ok⸗ 
tober 1902, welcher ein weites Gebiet 6 Zoll bis 3 Fuß hoch mit 
Vulkanaſche überdeckte. Zuerſt meinte man, der Aſchenregen hätte 
das Land und die Pflanzungen auf viele Jahre hinaus ruiniert; 
aber es erwies ſich, daß er ihnen zum Segen gereicht hatte, denn 
die Kaffeebäume gediehen viel beſſer und ſchöner als zuvor. Hier 
iſt alſo ausdrücklich der günſtige Einfluß der vulkaniſchen Aſche 
beſtätigt. , 
Vorzüglicher Boden für Kaffeeanbau iſt auch noch das dur 

ſtarken Humusgehalt verbeſſerte Erdreich, welches aus tiefgründiger 
Zerſetzung jungeruptiven Geſteins entſtanden iſt. Im allgemeinen 
wird in ganz Mittelamerika den Kaffeebäumen in allen tieferen Lagen 
Beſchattung gegeben, meiſt jedoch nicht natürlicher Waldſchatten, 
ſondern künſtlich werden Schattenbäume zwiſchengepflanzt. In Guate⸗ 
mala verwendet man als Schattenbäume vielfach Madrecacao. In 
Lagen von 900 — 1000 m werden die Kaffeekulturen ſchon vielfach 
ohne Schatten gelaſſen; immer aber ſind die meiſten Kaffeepflanzungen 
Mittelamerikas ſo gelegen, daß ſie gegen Wind geſchützt ſind und 
zudem auf geneigtem Gelände ſich befinden. Durch Beſchneiden ſucht 
man den jungen Kaffeebäumchen eine kurze gedrängte Geſtalt zu geben, 
jo. daß fie allgemein nicht über 2¼ m hoch wachſen, doch zieht man 
bei Cobaͤn in Guatemala auch bis zu 4½ m hohe Kaffeebäume. 
Die Ernte erfolgt, je nach der Höhenlage, 6 — 9 Monate nach der 
Blüte. Sind die Fruchtfleiſchreſte, welche den Kaffee umhüllen, 
völlig fermentiert, ſo wird der Kaffee gewaſchen. Der ſo gewaſchene 
Kaffee beſitzt noch eine dünne Pergamenthülle um die Bohnen und 
wird vielfach in dieſer Pergamenthülle auch verſchifft. Dieſer Kaffee 
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heißt café en pergamino, er wird erſt im Beſtimmungsland ent: . 
hülſt, ſepariert und ausgeleſen. Auf einzelnen großen Pflanzungen 
oder in den Zentren einzelner Kaffeediſtrikte ſind aber auch maſchinelle 
Einrichtungen — Retrillas, Separadores — zum Schälen vorhanden, 
um den Kaffee zu enthülſen, der dann als café en oro verſandt wird. 

Nächſt Braſilien iſt Guatemala das wichtigſte kaffeebauende 
Land Amerikas uud für Deutſchland das wichtigſte Bezugsland für 
Kaffee. Vermöge feiner ausgedehnten fruchtbaren Ländereien in 
günſtigen Höhenlagen und bei genügenden Regenmengen iſt Guate⸗ 
mala ein Kaffeeland erſten Ranges zu nennen. Die Kaffeepflanzungen 
nehmen hier Dimenſionen ein wie in keinem anderen Kaffeelande, 
von ½ bis über 1000 qkm. Die als Muſterpflanzung vielfach 
gezeigte Pflanzung Chocold beſaß um die Jahrhundertwende 560 000 
Kaffeebäume und erntete damals bis zu 17000 Zentner Kaffee. Die 
Oſuna⸗Rochela⸗Geſellſchaft mit den Pflanzungen San Andres⸗Oſuna 
und Rochela beſitzt eine noch größere Anzahl von Kaffeebäumen und 
erntet bis 22 100 Zentner Kaffee. Die meiſten größeren Kaffeeplantagen 
und auch ſehr viele der kleineren Anlagen ſind im Beſitz von Deutſchen, 
vielfach Hamburgern, die ſich in Guatemala beſonders durch große 
Unternehmungsluſt auszeichnen. Die Kulturmethoden find demgemäß 
auch überall gut, ſtellenweiſe ſogar vorzüglich zu nennen. Dabei iſt 
die Behandlung des Kaffeebaums gar nicht ſo einfach, aber die 
Pflanzer in Guatemala tragen den Eigenarten des Kaffeebaums mit 
vollem Verſtändnis Rechnung, und wenn man lernen will — ſchreibt 
Dr. Preuß, der im Jahre 1900 Guatemala auf Veranlaſſung des 
Kolonialwirtſchaftlichen Komitees beſuchte —, aus alten abgewirt⸗ 
ſchafteten, eng bepflanzten Kaffeebeſtänden etwas Gutes zu machen, 
ſo hat man in Guatemala die beſte Gelegenheit dazu. Die allgemein 
in Guatemala eingeführte Kaffeeart iſt Coffea arabica; zwar werden 
auch andere Sorten angebaut, aber ſtets nur in geringem Umfange. 

In wirtſchaftlicher Beziehung beruht ſomit der Wohlſtand 
Guatemalas auf dem Kaffee, der überall im Lande an die Stelle 
des Indigos und der Cochenille getreten iſt und auch den Kakao 
verdrängt hat. Die wichtigſten Kaffeegebiete find die Coſta Chica, 
die Coſta Grande, die Landſchaft Tumbador, alſo das Land zwiſchen 
dem Grenzfluſſe Suchiate und Mazatenango um San Marcos und 
Retalhuleu, dann das ganze paziſiſche Gehänge mit reichen Alluvial⸗ 
böden oſtwärts bis Amatitlän und endlich auf dem atlantiſchen Ab⸗ 
hange die Verapaz um Coban. Im Jahre 1894 hatte der Kaffee 
von Guatemala noch einen Ausfuhrwert von 52, 1901/02 ſchon nur 
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noch 26,7 Mill. Mk., worin ſich der Einfluß des Kaffeepreisſturzes 
kundgibt. Doch nahm der Kaffee 1912 mit 46,2 Mill. Mk. immer 
noch 84% der Geſamtausfuhr ein. Bananen ſtehen an zweiter 
Stelle, 1912 mit 2,8, Zucker mit 2,4 Mill. Mk. 

Kakao war früher eines der wichtigſten Erzeugniſſe Guatemalas, 
ebenſo Tabak; beide werden indeſſen faſt nicht mehr ausgeführt, da 
ihr Anbau ſo ſehr zurückgegangen iſt. Baumwolle und Indigo 
werden überhaupt nicht mehr exportiert. Da nun auch alle übrigen 
Erzeugniſſe: Weizen, Gerſte, Agave, Kartoffeln aus den Altos, Mais, 
Reis, Bohnen, Henequen vom übrigen Lande, nicht zur Ausfuhr 
kommen, ſo nehmen Kaffee, Bananen und Zucker 1912 für zuſammen 
52,8 Mill. Mk., allein 95,60 der Ausfuhr ein. 


b) Die Bananenpflanzungen 

Einer der nutzbringendſten Erwerbszweige dee Landes iſt zweifel⸗ 
los der Anbau von Bananen. Hierfür ſind an der atlantiſchen 
Küſte Guatemalas noch weite und fruchtbare Flächen vorhanden, und 
dieſe werden ſicher in Kultur genommen, da der Bau der Nord⸗ 
eiſenbahn dieſe Gegend erſchließt und ihr den Markt in New Orleans 
eröffnet. 

Die Bananenernte in Guatemala wurde ſchon vor zehn Jahren, 
1905, auf etwa 800 000 Trauben geſchätzt, von denen etwa die eine 
Hälfte im Lande verzehrt und die andere Hälfte nach den Vereinigten 
Staaten verladen wird. Dieſe Verladung von Bananen nach Nord⸗ 
amerika ſoll nach Fertigſtellung der Nordeiſenbahn 750 000 Büſchel 
fiberfdreiten, und man hofft, den Transport auf mehr als eine Million 
Büſchel zu bringen. Auch im Diſtrikt Livingſton hat ſich der Bananen⸗ 
export zu einem vielverſprechenden und gewinnbringenden Handelszweige 
entwickelt. Zahlreiche Anpflanzungen von Bananen ſind an der Oſtküſte 
Guatemalas, beſonders in der Nähe von Puerto Barrios, entſtanden. 
Die klimatiſchen Verhältniſſe in dieſem Teile der Republik ſcheinen 
für die Entwicklung der Bananenkultur gut geeignet zu ſein. Der 
Ertrag der Bananen ſtellt ſich in Guatemala annähernd auf 15 Büſchel 
im Monat für den Acre (= 40,5 a). So findet die Bananenkultur 
immer mehr und mehr Beachtung in Guatemala, und große Pflan⸗ 
zungen können noch an der Guatemala⸗Eiſenbahn entlang innerhalb 
eines 100 engliſche Meilen (152 km) großen Umkreiſes von Puerto 
Barrios angelegt werden. Eine Geſellſchaft hat bereits die vertragliche 
Lieferung von 1 200 000 Büſcheln jährlich zur Verſchiffung übernommen. 
Man erwartet indeſſen, daß dieſe Geſellſchaft ihre Produktion auf 
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bie Höhe von faſt 2000000 Büſcheln bringen werde. Von der 
atlantiſchen Küſte Guatemalas wurden vor einigen Jahreu ſchätzungs⸗ 
weiſe ſchon 500 000 Büſchel jährlich nach den Vereinigten Staaten 
geliefert. 

Von hoher Bedeutung für die Bananenkultur Guatemalas wird 
der Umſtand, daß die United Fruit Co. ſich auch für dieſes Land 
zu intereſſieren beginnt. Dieſe große nordamerikaniſche Bananen⸗ 
transportgeſellſchaft hat am meiſten Kapital in Coſta Rica angelegt, 
dann folgen Kuba, Jamaica, Panama und ſchließlich noch Santo 
Domingo, Kolumbien und Honduras. Die Zahl der Bananenſchiffe 
der United Fruit Co., die jährlich in den Vereinigten Staaten an⸗ 
kommen, läßt ſich auf etwa 1000 angeben; während der Hochſaiſon 
treffen bis 40 Bananendampfer wöchentlich in den nordamerikaniſchen 
Häfen ein. Dieſe United Fruit Co. ſucht bereits das Intereſſe für 
Bananenanbau in Guatemala zu heben und Einfluß auf die größeren 
Kulturen zu gewinnen. Recht praktiſcherweiſe ſorgt die Geſellſchaft 
gleichzeitig dafür, daß in Guatemala ein reges Intereſſe der Schüler 
für die Erlernung der engliſchen Sprache herrſcht. Die United 
Fruit Co. gibt nämlich jährlich dem Schüler der öffentlichen Schulen, 
welcher im Jahre die beſten Fortſchritte in der Erlernung der eng⸗ 
liſchen Sprache macht, eine Prämie von 100 Dollar amerikaniſchem 
Gold und ein Rundreiſebillett nach New Orleans mit United Fruit Co.⸗ 
Dampfer. Dazu ferner einen Monat freien Aufenthalt in New Orleans 
und von da aus mehrere Reiſen in verſchiedene Teile der Vereinigten 
Staaten unter Leitung von Herren der United Fruit Co. Die Gejamt- 
koſten betragen ſomit für dieſe Prämie etwa 500 8 Gold. Im 
Dezember 1913 wurde der Dampferverkehr der United Fruit Co. 
zwiſchen Puerto Limon (Coſta Rica) und Puerto Barrios (Guatemala) 
zeitweilig eingeſtellt; es ſollte ein Paſſagierverkehr und Fracht⸗ 
erleichterungen geſchaffen werden; inzwiſchen fuhren halbmonatlich 
die Dampfer der Hapag zwiſchen Puerto Limon und Colon. Der 
Dampferverkehr zwiſchen den Guatemalahäfen und Puerto Limon 
wurde aber ſchon im März 1914 wieder von der United Fruit Co. 
aufgenommen und ferner der Bananenverſand noch in folgender 
Weiſe gefördert: Einen direkten Dienſt zwiſchen Guatemala und Mittel⸗ 
meer und New Orleans ſollten im April 1915 Dampfer der La 
Veloce Co. aufnehmen, und zwar auch mit Umladung von Bananen 
auf United Fruit⸗Dampfer nach Nordamerika hin. — Über die finan⸗ 
ziellen Ausſichten der Bananenkultur berichtet im „Tropenpflanzer“ 
1910 der landwirtſchaftliche Sachverſtändige Kaumanns beim Kaiſerlich 
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deutſchen Generalkonſulat in Chicago. Der Bericht ſpricht über die 
Rentabilität eines Unternehmens der American Central Growers and 
Transportation Co., und zwar der Bananenpflanzung dieſer Geſell⸗ 
ſchaft am Kuringwaßfluß in Nicaragua. Die Anlage iſt 4000 Acres 
groß. Der Durchſchnittspreis, welcher im nordamerikaniſchen Groß⸗ 
handel ſür Bananen gezahlt wird, iſt 2,05 8 für 100 Pfund, ent⸗ 
ſprechend 1,23 § für ein erſtklaſſiges Fruchtbündel, 0,73 6 für ein 
zweitklaſſiges und 0,65 $ für ein drittklaſſiges. Zieht man hiervon 
eine Riſikoprämie von 20% für eventuelles Fallen der Preiſe ab, fo 
ergeben ſich nach Verlauf von 14 Monaten nach der erſten An⸗ 
pflanzung in drei Jahren an jährlichen Einnahmen, bei einer wöchent⸗ 
lichen Ernte von 200 000 Bündeln, für 416 000 Bündel der erſten 
Ernte 371 000 5, für 624000 Bündel der zweiten Ernte 548 000 8 
und für 1400000 Bündel der dritten Ernte 920 000 8; zuſammen 
alſo für drei Jahre 1 840 800 §. 

Demgegenüber ſtehen an Ausgaben vom erſten Spatenſtich an 
bis zur Ablieferung der Frucht in Baltimore im erſten Jahre für 
Vermeſſung, Bearbeitung und Bepflanzung des Landes 50 $ pro 
Acre = 200000 8. Ferner für Inſtandhaltung und Bewirtſchaftung 
im zweiten und dritten Jahre je 10 8 pro Acre = 80000 8. Für 
Transporte find zu rechnen im erſten Jahre 111814 C, im zweiten 
Jahre 165 059 $ und im dritten Jahre 276 874 f; alles zuſammen 
in drei Jahren alſo etwa 834 000 $ an Ausgaben. 

Es ergibt ſich alſo ein Einnahmeüberſchuß in drei Jahren von 
rund 1000 000 $, wobei Auslagen für Proviſionen und ſonſtige Un: 
koſten ſowie für Verluſte auf dem Transport ſchon bei Berechnung 
der Transportkoſten in Abzug gebracht ſind. Das ſind verlockende 
Ausfidten, ſagt Kaumanns zum Schluß, auch wenn man damit 
rechnen muß, daß unvorhergeſehene Natur⸗ und Kriegsereigniſſe 
eventuell den Reingewinn ſchmälern könnten. 

° Die Banane, von welcher nach Dr. Stoll in Guatemala haupt⸗ 
ſächlich zwei Varietäten, der „Plaͤtano comun“ und der „Guineo“, 
kultiviert werden, gehört zweifellos nicht zu den einheimiſchen Nutz⸗ 
gewächſen des Landes, ſondern iſt erſt nach der Eroberung daſelbſt ein⸗ 
geführt worden, wofür neben ſprachlichen Gründen folgende Beweiſe 
vorliegen: es werden nirgends in den Wäldern Bananen wildwachſend 
angetroffen, zweitens liefert die Banane in Guatemala niemals Samen, 
ſondern Verpflanzung und Fortpflanzung geſchieht ausſchließlich durch 
die neu aus dem Wurzelſtock aufſchießenden Keime. 

Die erſten Bananenpflanzungen wurden in Guatemala zu Beginn 
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der achtziger Jahre vorigen Jahrhunderts auf gerodetem Waldland 
in der Gegend von Livingſton, alſo auf der atlantiſchen Seite von 
Guatemala nach dem Golf von Honduras zu, angelegt. Auch in 
den anderen mittelamerikaniſchen Staaten ſchoſſen an deren Oſtküſte 
damals die Bananenpflanzungen wie Pilze aus der Erde, weil auf 
dem Früchtemarkt in Nordamerika die Bananen in Mode gekommen 
waren. Daß dabei urſprünglich ſehr viel ungeſunde Spekulation 
mit unterlaufen iſt, infolgedeſſen ſchon bald Überproduktion bei 
mangelnder Transportorganiſation eintreten mußte, hat damals wohl 
mancher Bananenpflanzer zu ſpüren bekommen. Die urſprünglichen 
Preiſe begannen von ihrer Höhe bald ſo zurückzugehen, daß nicht 
nur die hochgeſpannten Erwartungen vieler Leute, welche ſich in un⸗ 
ſinniger Weiſe in dieſer „Empreſa bananera“ verſpekuliert hatten, ſich 
nicht erfüllten, ſondern ſogar eine Menge Geldes dabei verloren 
wurde. Heute iſt die Bananenkultur in Guatemala entſchieden in 
ein ruhigeres Fahrwaſſer gelangt, auch ſind viele der früheren An⸗ 
lagen längſt nicht mehr vorhanden. Der Hauptproduzent iſt in 
Mittelamerika wohl die Republik Coſta Rica, wo die United Fruit Co. 
hervorragenden Einfluß ſich geſichert hat. Der Bananenexport 
Guatemalas betrug in den letzten Jahren in 1000 Peſos Gold: 
1 . . 667 19009 8 230 


c) Der Anbau von Kautſchuk 


Die nächſte Kultur, der man ſich in Guatemala widmet, iſt der 
Anbau von Kautſchuk. Der hohe Preis und der ſtets wachſende 
Bedarf von Kautſchuk hat natürlich auch in Mittelamerika die Auf⸗ 
merkſamkeit der Pflanzer erregt. Man hat aus den wildwachſenden 
Kautſchukbäumen Castilloa elastica, in Mittelamerika „Hule“ genannt, 
Pflanzungen angelegt. Indeſſen iſt man über den Umfang dieſer 
Kautſchukproduktion noch ſehr wenig unterrichtet. Nach einem 
Regierungsberichte wurden im Jahre 1904: 4389 Quintals Kautſchuk 
gewonnen. In den kultivierten Landſtrichen am Atlantiſchen Ozean 
bietet Guatemala dem unternehmenden Pflanzer alle Vorbedingungen, 
zu einem erſolgreichen Anbau der ſehr lohnenden Kautſchukpflanzen, 
nämlich guten Boden, warmes Klima und über das ganze Jahr hin⸗ 
durch gut verteilte Feuchtigkeit. Schon ſeit langen Jahren wird 
ſowohl von der Regierung als auch von Privatleuten das Anpflanzen 
von jungen Kautſchukbäumen dringend empfohlen, und zwar um ſo 
mehr, als die niedrigen Kaffeepreiſe die Pflanzer ſchon ganz natur⸗ 
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gemäß auf andere Zweigen tropiſcher Agrikultur hindrängen müßten 
Trotzdem wird nur ſehr vereinzelt und meiſt auch nur in kleinem 
Maßſtabe an die Anlage von Kautſchukpflanzungen geſchritten, da. 
einmal die lange Zeitdauer, welche zwiſchen der Anpflanzung und 
der erſten Ernte verſtreicht, viele abſchreckt, dann aber auch wohl, 
weil viele Pflanzer infolge eigener ſchlechter Erfahrungen ein un- 
überwindliches Mißtrauen gegen die glänzenden Rentabilitäts⸗ 
berechnungen bekunden. 

Die ſchlechten Erfahrungen der guatemaliſchen Kautſchukpflanzer 
beruhen vielleicht zum Teil auf mangelnder Kenntnis dieſer Kultur; 
aber es iſt ihre Abneigung wohl vorwiegend darauf zurückzuführen, 
daß die Pflanzer ganz einſeitig auf Kaffeebau eingerichtet ſind und 
anderen Agrikulturen nur zu wenig oder ſelbſt gar kein Intereſſe ent⸗ 
gegenbringen. Der Kautſchukexport Guatemalas betrug in 1000 Peſos 
Gold: 


d) Kakaopflanzungen 


Guatemala produziert den beſten Kakao der Welt, beſonders 
an der Nordoſtküſte bei Soconusco; ebenſo wie ſein Kaffee ſehr gut iſt 
und kaum von einer anderen amerikaniſchen Sorte übertroffen wird. 
Aber während Guatemala Kaffee bis zum Überfluß anbaut, iſt ſeine 
Kakaokultur noch recht gering. Vor etwa zehn Jahren nahm der 
Kakaoanbau 7500 Acres ein und lieferte 3068 Quintals Kakao. 

Lebene bedingung für den Kakao baum ijt ein warmes, feuchtes 
Klima. Sein eigentliches Vaterland iſt deshalb das tropiſche Amerika 
vom 23. Grad nördlicher Breite bis zum 20. Grad ſüdlicher Breite. 
Sein Vegetationsgebiet reicht etwa von Südmexiko, durch Mittel⸗ 
amerika nebſt Antillen, nach Südamerika: Venezuela, Guayana und 
Nordbraſilien. In den windgeſchützten Tälern dieſer Länder, deren 
weicher und humusreicher Boden von großen und kleinen Waſſer⸗ 
ſtrömen durchzogen iſt und feucht gehalten wird, blüht der Kakao⸗ 
baum oft das ganze Jahr hindurch. Wild wächſt der Kakaobaum 
in ſeiner Heimat gewöhnlich im Schatten großer Bäume. In der 
Kultur wird der junge Kakaobaum meiſtenteils im Schalten von 
Bananen angepflanzt, ſpäter dienen auch noch andere Bäume als 
Schattenſpender. Der Kakaobaum gedeiht nämlich am beſten im 
Schatten anderer und größerer Bäume, als welcher vielfach Erythrina 
indica verwandt wird, die von den Spaniern Madre del Cacao ge⸗ 
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nannt wird. Die Wahl fiel auf diefen Baum, weil er bei guter 
Pflege ſehr ſchnell wächſt und bald einen ausgebreiteten Schatten 
gibt. Auch Bananen werden als Hilfsſchatten zwiſchengepflanzt; 
ſie liefern dann vielfach ein wertvolles und vorteilhaftes Nebenprodukt 
jeder Kakaopflanzung. Abgeſehen davon, daß die Banane als Hilfs⸗ 
ſchatten dient, hilft dieſer Baum in günſtigen Jahren und unter 
normalen Umſtänden auch einen Teil der Koſten tragen, m die 
Anlage einer Kakaoplantage mit ſich bringt. 

Da dem Kakaobaum durch die Schattenbäume viel Licht ge⸗ 
nommen wird, darf man ihn nicht zu dicht pflanzen, was zur Folge 
hat, daß eine Kakaoplantage ſtets einen anſehnlichen Raum be⸗ 
anſprucht. Man rechnet ungefähr 400 —600 Kakaobäume auf eine 
Fläche von 1 ha. 

Es gibt wohl kein landwirtſchaftliches tropiſches Produkt, deſſen 
Kultur mehr Mühe, Sorgfalt, Ausdauer und Unkoſten verurſacht 
als der Kakao. Aber anderſeits gibt es auch nur wenig Produkte, 
die, wenn ſie gut einſchlagen, größeren Vorteil einbringen als der 
Kakao, da die Erträge von Jahr zu Jahr verblüffend ſteigen. Da 
der Samen der wilden Kakaobäume durch ſeinen bitteren, un⸗ 
angenehmen Geſchmack für den Handel faſt wertlos iſt, ſo beſchränkt 
ſich die Kakabernte ausſchließlich auf in Plantagen kultivierte Pflanzen. 
Bei guter Pflege, geeignetem Boden und unter günſtigen Umſtänden 
iſt der Kakaobaum erſt im zwölften Jahr völlig ausgewachſen, und 
feine Fruchtbarkeit wächſt progreſſiv fteigend vom fünften bis zum 
ſünfundzwanzigſten Jahr. Man rechnet auf den Baum 25 Früchte, 
die 1 kg trockenen Kakaos ergeben, weil das Trocknen der Kakao⸗ 
bohnen einen Gewichtsverluſt von etwa 30 —40 „ zur Folge hat. 
| Als die Spanier 1516 unter Cortez Mexiko eroberten, fanden 

ſie dort den Kakaobaum in hohem Anſehen, die Eingeborenen be⸗ 
trachteten ihn als den für ſie wichtigſten, nahrungſpendenden Baum. 
Nach der Eroberung Mexikos hielten die Spanier ihre Entdeckung 
des Kakaos noch lange Zeit geheim. 

Die beſten Sorten von Kakao, welche im Handel vorkommen, 
tragen meiſt ihre Namen nach den Häfen und Plätzen, aus denen 
fie exportiert werden. An erſter Stelle nennt man hier den flauſüß 
ſchmeckenden Kakao von Soconusco in Guatemala, der, mit Caracas⸗ 
kakao vermiſcht, eine ſehr gute Schokolade gibt. Leider iſt wegen 
der oben angeführten Abneigung der guatemaliſchen Pflanzer der 
Anbau in Soconusco noch gering und wenig bedeutend. Nähere 
Statiſtik über die Kakaoerzeugung in Guatemala fehlt noch völlig. 
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e) Kleinere Kulturen verſchiedener Art 

Nächſt dem Kaffee iſt Zuckerrohr die wichtigſte Kulturpflanze. 
Cocaanpflanzungen, ſowie ſolche der Ramiefaſer haben ſich nicht be⸗ 
ſonders bewährt, auch der Pfeffer⸗ und Zimmtanbau ſcheint über 
Verſuche nicht herausgekommen zu fein. Die Qualität des angebauten 
Tabaks wird als eine gute bezeichnet, doch hat die falſche Behandlung 
bei der Zubereitung vielfach das Aroma zerſtört. Es iſt nur wenig 
Tabak bisher angebaut. — Die Cochenillezucht, welche Mitte 
des vorigen Jahrhunderts die Haupteinnahmequelle des Landes 
bildete, iſt wegen des niedrigen Preiſes der Cochenille in Europa 
faſt gänzlich eingeſtellt, nur für den eigenen Gebrauch im Lande und 
den nächſten Nachbargebieten werden noch kleine Pflanzungen betrieben. 
In den erſten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts war Guatemala 
das führende Land in der Cochenilleproduktion, doch wurde die Zucht 
der Cochenillelaus ſchon in den ſiebziger Jahren aufgegeben, da ſie 
nicht mehr genügend rationell war. 

Indigo wurde im tropiſchen Amerika ſchon in vorſpaniſcher 
Zeit kultiviert und als Färbemittel verwendet. In den Indianer 
gebieten von Guatemala wird er auch jetzt noch gebraucht. In 
Guatemala war offenſichtlich in früherer Zeit der Anbau von Indigo 
ſtark verbreitet geweſen, wie man, nach Sapper, an den verwilderten 
Indigopflanzen und den zahlreichen Ortsnamen: El Obraje, die Indigo⸗ 
fabrik, noch jetzt erkennen kann. Aber der Anbau iſt hier nun vollſtändig 
verſchwunden, und in abſehbarer Zeit wird der Indigobau wohl auch 
in den übrigen mittelamerikaniſchen Ländern nach und nach eingehen. 
Schon um 1900 wurde in ganz Mittelamerika Indigo in größerem 
Maßſtabe nirgends mehr in den feuchtwarmen Gebieten gebaut. Außer: 
dem hat, zumal in Guatemala, wo faſt alle verfügbaren Arbeitskräfte 
für den Kaffeeanbau verwendet werden, die Arbeiterfrage zur Aufgabe 
der Indigokultur geführt. ö 

Die Zuckerrohrkultur in Guatemala umfaßte vor zehn Jahren 
ſchon 41000 Acres, die einen Ertrag von 3054865 Quintals 
Zucker lieferten (1905). Die guatemaliſche Regierung ſucht die 
Zuckerproduktion, welche im Lande recht lohnend ausfällt, ſtetig zu 
heben; im Jahre 1909 konnten ſchon mehr als 5 Mill. Pfd. Zucker 
exportiert werden. Die Zuckerausfuhr der letzten Jahre betrug in 
1000 Peſos Gold: 

1910 3: 0-5 2% 964 199 3 153 


BOLO: ek zë ër 114 1908 . ..... 187 
Ehmollers Jahrbuch XLIA. 23 
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f) Die Arbeiterverhältniſſe 


Ein ſehr wichtiges Problem in der geſamten Landwirtſchaft 
Guatemalas ſtellt entſchieden die Arbeiter frage dar, und zwar 
läßt ſich darüber nach den Ausſagen von Landeskundigen nicht viel 
Gutes berichten. Die Arbeiterverhältniſſe ſind in Guatemala nicht 
beſonders günſtig, aber auch nicht ſchlecht zu nennen. Die Löhne 
ſind verhältnismäßig niedrig. Zur Zeit der Kaffee⸗Ernte herrſcht aller⸗ 
dings oft Arbeitermangel. Die Indianerbevölkerung von Guatemala 
iſt zwar ſehr zahlreich, aber nicht immer laſſen ſich die Indianer zur 
Arbeit heranziehen. Es bedarf oft großen Geſchickes von ſeiten der 
Pflanzungsleiter, um die genügenden Arbeitskräfte zur rechten Zeit 
zu ſammeln. Trotzdem kann man mit Sicherheit annehmen, daß 
die Kaffeeproduktion in Guatemala ſtändig ſteigen wird. Die Pflan⸗ 
zungen haben meiſt einen kleinen Stamm hier Arbeiter, die mit 
Familie auf den Pflanzungen wohnen, außerdem ſolche Arbeiter, die 
nur kurze Zeit, während der Ernte, ſich verpflichten. Die Arbeiter 
werden von Agenten, wohl auch von der Regierung gegen gewiſſe 
Entſchädigung beſorgt. Die Löhne ſind ſehr verſchieden; ſie liegen 
zwiſchen v und 11 Peſo im Tag (1 Peſo Papier etwa 32—40 Pf.). 
Außer dem Bargeld erhalten die Leute auch noch jeden Tag Mais, 
etwa nach deutſchem Maß 2 Liter, wohl auch alle acht Tage etwas 
Salz und ſchwarze Bohnen. Ebenſo wie in Mexiko ſtecken auch hier 
die Arbeiter bei den Pflanzungen meiſt in Schulden. Das Arbeiter⸗ 
vorſchußkonto erreicht bei größeren Pflanzungen oft bedeutende 
Summen. Da nun außer zum Unterhalt der Leute auch Mais 
zum Futter für die Pferde und Maultiere verwandt wird, ſo bauen 
die meiſten Pflanzungen ihren Bedarf an Mais ſelbſt an. Die 
Arbeiterverhältniſſe in Guatemala bezeichnete Dr. Preuß um das 
Jahr 1900 als leidliche. Die Bevölkerung, welche zum größten 
Teil aus Indianern beſteht, iſt verhältnismäßig dicht. Von den 
mittelamerikaniſchen Staaten iſt nur noch San Salvador dichter 
bevölkert als Guatemala. Die Arbeitslöhne ſind im allgemeinen 
niedrig. Ein Plantagenleiter, der ſeine Arbeiter gut behandelt und 
mit ihnen umzugehen verſteht, wird ſelten Mangel an Leuten haben, 
ausgenommen etwa zur Erntezeit des Kaffees, wo allerdings kaum 
Hände genug zu haben ſind. Die Arbeit wird, wo es irgend an⸗ 
geht, im Akkordſyſtem geregelt. — Die Produktions fähigkeit Guate⸗ 
malas iſt nach Dr. Preuß in bezug auf Kaffee, Kautſchuk, Kakao 
noch einer ganz erheblichen Steigerung fähig, und es ſcheint wenig 
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Kulturpflanzen zu geben, die ſich dort nicht mit Ausſicht auf Erfolg 
anbauen ließen. 


IX. Bergbau 


In Hinfidt auf die Entwicklungsmöglichkeiten eines modernen 
Bergbaus ſcheint die Republik Guatemala, wenigſtens nach dem 
Stande unſeres heutigen Wiſſens, nicht ſo reichlich von der Natur 
bedacht zu ſein, wie man bisher vielfach angenommen hatte, obwohl 
Spuren alten Bergbaus überall im Lande anzutreffen ſind. Die 
wichtigſten Bergbaudiſtrikte Guatemalas liegen an der öſtlichen 
Grenze. Aber auch an der Weſtgrenze in der Nähe von Chiantla 
ſollen reichhaltige Kupfererze zu finden ſein. Ihre Ausbeutung 
wurde etwa um das Jahr 1905 in Angriff genommen, doch jeden⸗ 
falls nur ſehr verſuchsweiſe. Die beigebrachten Erzproben ergaben 
56% Blei und 40 Unzen Silber pro Tonne, aber nur geringe 
Spuren von Kupfer. Auch in anderen Gebieten der Republik wurden 
ſchon vor mehr als zehn Jahren Erzlager gefunden und die zu ihrer 
Ausbeutung erforderlichen Geredtfame erworben, mangels ges 
nügender Trans portmöglichkeiten bleibt indeſſen der größte Teil des 
Landes in bergbaulichem Sinne ein unausgebeutetes Gebiet. Ebenſo 
hat man in verſchiedenen Teilen von Guatemala Lager von Gold, 
Silber, Kupfer, Eiſen, Blei, Zink und Antimon nachgewieſen, doch 
ſind alle dieſe Vorkommen noch nicht in genügender Weiſe unter⸗ 
ſucht worden. Indeſſen wird Goldwäſcherei im Lande betrieben, und 
es gibt eine Gruppe von Silberbergwerken, die erhebliche Metall⸗ 
mengen in das Ausland verſendet. Gold wird in Guatemala nur 
in unbedeutenden Mengen, und zwar nur als Sand- und Alluvial⸗ 
gold, gefunden. Solche Goldwaſchereien werden in Las Quebradas 
in der Nähe von Mabal, Silberbergwerke in den Departements 
Santa Roſa und Chiquimula mit Erfolg betrieben. In den Departe⸗ 
ments Alta Verapaz und Santa Roſa wird auch Salz gefunden. 
Der Gehalt der verſchieden auftretenden Metallerze wird nach einem 
Berichte im London Mining Journal geſchätzt auf 20—25 0 Blei, 
15—25% Zink, 5—20 „% Silber oder auf einen geringeren Prozent⸗ 
ſatz Silber. Im Norden von Guatemala in der Nähe von Santo 
Tomas ſoll eine ſehr gute Kohle aufgefunden ſein, die aber noch 
nicht in Abbau genommen zu ſein ſcheint. 

Während der ſpaniſchen Herrſchaft ſind jedenfalls viele und 
wohl auch reiche Erzgruben in Betrieb geweſen, wie ſich aus den 


Überreſten von Schmelzöfen und den Arbeitsſtätten, auf die man in 
23+ 
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verſchiedenen Teilen des Landes ſtößt, und aus alten Überlieferungen 
ergibt. 

Über den älteren Bergbau bei Mabal oder Jzabal berichtet 
Dr. Stoll: Izabal iſt, obwohl Hauptort des gleichnamigen Departements, 
dennoch ein unbedeutender Ort von kaum 600 Einwohnern. Von 
hier aus wurde das Gold exportiert, welches aus den Wäſchereien 
jenſeits der Sierra del Mico ſtammt. Dieſe Wäſchereien, „Placeres“ 
oder „Lavaderas de oro“, liegen in einer Gegend am unteren Mota⸗ 
gua, welche La Libertad heißt. Am linken Ufer des Fluſſes kommen 
in dieſer Gegend verſchiedene kleine Wildbäche von der Sierra herab, 
und in dieſen Quebradas wird das Gold gewaſchen. Da jedoch 
auch die Höhenzüge oder „Playas“, welche je zwei Quebradas trennen, 
in dem lockeren Schwemmaterial, aus welchem ſie beſtehen, viel Gold 
enthalten ſollen, ſo hat eine amerikaniſche Aktiengeſellſchaft ihre 
Ausbeutung im großen unternommen und zu dieſem Zwecke im 
Jahre 1882 eine Konzeſſion für 30 Jahre von der Regierung von 
Guatemala erwirkt, um die Quebrada des „Rio Bobos“ oder „Aga⸗ 
pito“ zu bearbeiten. — Die Geſetze des Landes ſind übrigens für 
einen Bergbaubetrieb günſtig; ſie ſichern das Eigentum an den 
Gruben dem Bewerber, und dieſer hat nur den Beſitzer desjenigen 
Landes, auf dem die Metalle gefunden werden, zu entſchädigen. — 
Die amerikaniſche Geſellſchaft wurde mit einem Aktienkapital von 
100 000 Peſos gegründet, welches in Aktien zu je 10 Peſos ge- 
zeichnet wurde. 

Ob aber die großen Hoffnungen, welche man auf dieſe Unter⸗ 
nehmung ſetzte, ſich erfüllt haben, entzieht ſich meiner Kenntnis, man 
hat wenigſtens nichts beſonderes ſpäter über dieſen Bergbaubetrieb gehört. 

Der geringe Metallreichtum Guatemalas war zu allen Zeiten 
für ſeine Beſitzer ein ſchwerer Kummer. Vergeblich hatten ſchon 
vor Jahrhunderten die erſten ſpaniſchen Koloniſten nach des Ximenez 
Zeugnis Scharen von zwei- bis dreihundert Knaben und Mädchen, 
die zu anderer Arbeit noch zu jung waren, in die Varrancas und 
Quebradas des Rio Grande geſchickt, um dort Goldkörner zu ſuchen, 
wobei fie vor Hunger und ohne Witterungsſchutz elend umkamen. 
Überall, wo eine Spur von Hoffnung auf das Vorhandenſein von 
Gold vorlag, da haben die Spanier die Erde angebohrt und Ge— 
ſchiebe gewaſchen. Der Erfolg aber lohnte nur ſelten die Arbeit, 
oder die „Placeres“ und Gänge waren raſch wieder erſchöpft. Nach 
einem älteren Berichte von Gage ſollen die Indianer früher zwiſchen 
Acaſahuaſtlan und Guatemala in der Gegend von Agua Caliente 
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im Bette eines Fluſſes ſo viel Gold gewaſchen haben, daß ihnen 
die Spanier einen Tribut an Gold auferlegten, den ſie für die Er⸗ 
laubnis, Gold zu waſchen, bezahlen mußten. Trotz vielfacher Zwangs- 
maßregeln gelang es jedoch nicht, den Indianern das Geheimnis 
der Fundſtelle zu entreißen. Auch die Placeres am Rio Bobos und 
an anderen Seitenquebradas des Motagua blieben lange wieder ver⸗ 
ſchollen und den Spaniern unbekannt, da dieſe Gegenden ſchon in 
jener Zeit ihre eingeborene Bevölkerung und mit ihr das Geheimnis 
der Goldfundorte verloren hatten. Ein Anfang der achtziger Jahre 
vorigen Jahrhunderts in Izabal wohnender Amerikaner exportierte, 
wie Dr. Stoll in Guatemala erfuhr, jährlich gewaſchenes Gold aus 
jenen Quebradas im Werte von 30 000 Peſos, das er zum Preiſe 
von 11—12 Peſos für die Unze von den Goldwäſchern ankaufe. 

Den Kupfer⸗ und Eiſenerzen der Sierra de las Minas ſowie 
den ſchwach filberhaltigen Bleierzen der Sierra Madre ſchenkten die 
Spanier faſt gar keine Aufmerkſamkeit, da der Wert der Ausbeute 
nicht einmal die Unkoſten gedeckt hätte. Das alte verlaſſene Berg⸗ 
werk von San Juan Sacetepequez, welches um 1880 von einer 
Aktiengeſellſchaft von neuem in Angriff genommen wurde, hat wieder⸗ 
um nicht zu ermutigenden Reſultaten geführt. 

Trotz der recht umfaſſenden Arbeit von A. Dollfus und 
E. de Mont⸗Serat, Voyage dans les Republiques de Guatemala 
et de Salvador (Paris 1868) iſt die Geologie von Guatemala hin⸗ 
ſichtlich der Verteilung und des Vorkommens von abbauwürdigen 
Erzen noch zu unvollſtändig und zu oberflächlich bekannt, als daß 
ſich, nach der Anſicht von Dr. Stoll, darauf halbwegs ſicher op: 
gelegte bergmänniſche Unternehmungen gründen ließen. 

Man kann ſagen, daß eine Zone von ſilberführenden Erzadern 
in den Bergketten von Trachytporphyren ſich findet, welche ſich 
öſtlich an die Küſtenkordillere anlehnen. Dieſe Zone ſtreicht im all⸗ 
gemeinen von Nordweſt nach Südoſt. Ihr ziemlich parallel verläuft 
eine zweite Zone von Erzadern, welche ſilberhaltige Bleierze führen, 
in den ſekundären Formationen, die von San Criſtobal in der Vera⸗ 
paz nach dem Departement Huehuetenango hinüberziehen. Da und 
dort tritt auch Gold auf, am reichlichſten, wie es ſcheint, in den 
ſchon erwähnten Anſchwemmungen der Seitentäler des Rio Motagua, 
im Gebiete der dortigen Glimmerſchiefer. 

Zum Zwecke gründlichen Studiums etwa vorhandener Metall⸗ 
reichtümer Guatemalas ließ die Regierung im Jahre 1882 das Land 
von dem franzöſiſchen Geologen J. Charles Mand mit zwei ein- 
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heimiſchen Gehilfen unterſuchen. Dieſer Geologe beſuchte zunächſt 
die Kalke von Huehuetenango, die wohl der paläozoiſchen Periode 
angehören. In dieſen Kalklagern finden ſich nun Erzgänge, die 
hauptſächlich Bleierze mit etwas Silber enthalten. 

In dem Bergwerk von Almengor beträgt der Silbergehalt der 
Bleierze 8%. In der „Barranca Oscura“ bei Torlon fand Mand 
einen feinen metallhaltigen Sand, der über 70% Blei und über 
2—3 /p Silber enthielt. Als beſonders erzreich bezeichnet Mand 
die Gegend zwiſchen dem Dörfchen Todos Santos und den Altos 
Cuchumatanes ganz im Norden des Landes. 15 km nordweſt⸗ 
lich von Todos Santos exiſtiert hier in 3400 m Höhe ein 
Berg von mehr als 1000000 ebm Inhalt, der völlig aus großen 
Erzbarren beſteht. Der Bleigehalt dieſer Erzklötze iſt — wieder 
nach Mand — etwa 75—80% und ihr Silbergehalt etwas höher 
wie jener der Erze von Almengor (8%). Die Lage aber, im 
Innern einer ſchwer zugänglichen Gebirgsgegend, weitab vom Meere, 
inmitten einer indianiſchen Bevölkerung, ohne jede Transportmöglich⸗ 
keit, läßt die Ausſichten auf Abbaumöglichkeit noch in ſehr weite 
Zukunft rücken. Spuren von Kupfer⸗ und Eiſenerzen hat man ver⸗ 
ſchiedentlich in den Departements von Guatemala nachgewieſen, auch 
brachten zeitweilig Indianer aus den Altos (Gebirgshöhen) von 
Huehuetenango reines Queckſilber nach Retalhuleu, das ſie ſelbſt im 
Gebirge gewinnen; doch gaben ſie die Fundſtelle nicht an. Im 
allgemeinen hat ſich bis jetzt Guatemala als das gezeigt, wofür es 
ſchon die Spanier der Konquiſtadorenperiode hielten, nämlich als 
ein metallarmes Land. 

Was an neueren Nachrichten über den Mineralreichtum und die 
Möglichkeiten eines gewinnbringenden Bergbaus in Guatemala vor⸗ 
liegt, iſt noch herzlich wenig. Man erfährt einiges aus den offi⸗ 
ziellen Reden des Präſidenden Eſtrada Cabrera bei Eröffnung der 
Nationalverſammlung von Guatemala jeweils am 1. März. Nach 
einigen Nachrichten im Bulletin of the Pan American Union aus 
den Jahren 1913 und 1914 iſt über den Bergbau in Guatemala 
noch folgendes hinzuzufügen: Beſonders lebhaftes Intereſſe erweckt 
in bergbaulichem Sinne das Departement Huehuetenango im weſt⸗ 
lichen Teile der Republik, wo man neuerdings eine Anzahl von 
Solquellen in Betrieb genommen hat. Bei dem Orte Nuca wird 
eine Solquelle unter dem Namen „El Porvenir“, die Zukunft (), 
von Indianern betrieben; dieſe Quelle liefert ſchon ſeit undenklichen 
Zeiten das Salz für den Bedarf der ganzen Umgegend. Die Pro⸗ 
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duktion ſolcher Solquellen iſt nicht beträchtlich und wird meiſt im 
Lokalhandel völlig aufgebraucht. In der Nachbarſchaft von San 
Mateo, an dem Abhang des Bobiberges, in etwa 2540 m Höhe 
über Seeſpiegel gelegen, brechen Solquellen hervor, deren Aus: 
beutung die Hauptinduſtrie in San Mateo iſt. Dieſer Teil Guate⸗ 
malas iſt rauh, zerklüftet und vielfach gebrochen, und Bergſpitzen 
bis zu 3000 m über Seehöhe machen dieſen Bezirk zu einem ſehr 
maleriſchen Teile des Landes. Seitens der Stadtbehörde von San 
Mateo werden vier Solquellen ausgebeutet. Das Waſſer dieſer 
Quellen iſt ſehr hoch ſalzhaltig und zeigt keinerlei fremde, ſchädliche 
Beimengungen. Das durch die Indianer aus dieſen Quellen her⸗ 
geſtellte Salz iſt ziemlich dunkel und beſitzt einen ganz beſonderen, 
eigentümlichen Geſchmack; es wird aber dennoch im umliegenden 
Gebiet vielfach danach gefragt, zumal das Salz therapeutiſche Eigen⸗ 
ſchaften beſitzen ſoll. Auf der Pflanzung Santa Delia, eine kurze Ent⸗ 
fernung von San Mateo ab, werden ebenfalls vier Solquellen aus⸗ 
gebeutet. Obwohl dieſer Teil von Guatemala zu Ackerbau und 
Viehzucht beſonders gut geeignet iſt, ſo iſt doch in der Nähe dieſer 
Salzwaſſerquellen die Landwirtſchaft etwas zurückgedrängt, da die 
bei den Solquellen beſchäftigten Indianer all ihren Lebensunterhalt 
durch den Salzhandel verdienen. Die naheliegende Stadt San Mateo 
hat 4000 Einwohner und eine gute Trinkwaſſerverſorgung, was für 
guatemaliſche Verhältniſſe ſchon viel bedeutet. 

Aus dem Berichte des Präſidenden Manuel Eſtrada Cabrera 
vom 1. März 1914 geht weiter hervor, daß der Bergbau in der 
Republik fic) in günſtiger Entwicklung befinde. Die Lager von 
filberhaltigen Bleierzen im Departement Huehuetenango, die ſich als 
reichhaltig erwieſen, werden fortlaufend mit Gewinn abgebaut, trotz 
der recht primitiven Abbaumethoden, die den Betrieb verteuern. 
Das Ausbringen der weiter vorn ſchon genannten Las Quebradas 
Goldplacer im Departement Izabal ſowie anderer Bergwerke gleich⸗ 
falls reicher Natur in derſelben Zone hat zugenommen. Gold⸗ 
wäſchereibetrieb findet ebenfalls recht lebhaft auf den Sandbänken 
der Flüſſe Grande und Platanos im Gerichtsbezirke Baja Verapaz 
Hatt, ` Hohen Gewinn brachte auch im letzten Jahre die Gold⸗ 
wäſcherei in Progreſo (Fortſchritt). Neuere bergbauliche Tätigkeit 
fand im Jahre 1913 ſtatt in den Departements Guatemala, Santa 
Rofa und Chiquimula, ſowie in Alotepeque in der reichen Bergbau: 
zone von Concepcion. Während des Jahres 1913 wurden 40 Berg⸗ 
werksgeſuche genehmigt. 
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Neuere Berichte aus dem Frühjahr 1914 erwähnen vielfach das 
Vorkommen von Petroleum in Guatemala. Das Bergbauminiſterium 
hat daraufhin Unterſuchungen angeſtellt, ob Petroleum in gewinn⸗ 
baren Mengen in Guatemala anzutreffen ſei. Es wurde zunächſt 
ermittelt, daß die geologiſche Formation beſtimmter Gebiete der 
Republik ernſtlich die Exiſtenz von Naturgas und Petroleum an⸗ 
zeigt, aber es iſt noch nicht gelungen, die Ausdehnung und den 
Wert dieſer Lager nachzuweiſen. Es fehlt noch an genaueren Unter⸗ 
ſuchungen, vor allem an Bohrungen und Bohrkernen, in den als 
petroleumhaltig angeſehenen Gegenden. 

Um die Entwicklung des Bergbaues auf Mineralien in der 
Republik zu fördern, hat der Präſident am 30. Juni 1908 neue 
Geſetze erlaſſen, welche den Erwerb und die Ausbeutung der Berg⸗ 
werke regeln. Unter anderem iſt darin die Errichtung eines Berg⸗ 
werksamtes vorgeſehen, welches dem Miniſterium der öffentlichen 
Arbeiten unterſtellt iſt und die Oberaufſicht über die Angelegenheiten, 
betreffend die Erwerbung von neuen Bergwerksanteilen, die Ent⸗ 
wicklung der alten, ſowie über alle Unternehmungen zu führen hat, 
die geeignet ſind, die Bergwerksinduſtrie des Landes zu ſördern. 
Das Vorhandenſein von Gold, Silber, Kupfer, Eiſen, Blei, Zink 
und Antimon ſcheint nach den neueren Unterſuchungen für ver⸗ 
ſchiedene Teile des Landes feſtzuſtehen. Die ungenügende Entwick⸗ 
lung des guatemaliſchen Bergbaues beruhte bisher zum großen Teil 
auf dem Mangel genügender Transportmöglichkeiten, doch werden 
hier einſchneidende Verbeſſerungen durch den Bau von Straßen und 
Eiſenbahnen geſchaffen. 


X. Eiſenbahnen 


Guatemala hat unter den mittelamerikaniſchen Staaten das 
größte Eiſenbahnnetz, nämlich 987 km am 31. Dezember 1913. 
Zum gleichen Zeitpunkt beſaßen an Eiſenbahnen die verſchiedenen 
Staaten: 


1. Guatemala . . . 987 km 4. Nicaragua . . . 322 km 
2. Coſta Rica . . 878 5. Salvador. . 820 = 
3. Panama . 479 = 6. Honduras. . Al > 


Alle Eiſenbahnen in Guatemala beſitzen die einheitliche Spur⸗ 
weite von 3 Fuß. Um die Mitte des Jahres 1914 ftanden in 
Guatemala 502 Meilen Eiſenbahnen in Betrieb: Die Guatemala⸗ 
Eiſenbahn mit der 25 Meilen langen Zweigbahn von Quirigua, 
220 Meilen Geſamtlänge; die Okzidental⸗Eiſenbahn iſt 54 Meilen, 
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die Ocoͤs⸗Eiſenbahn 25, Verapazbahn 29, Pan American 20, Su: 
burban 9 und die Decauville⸗Eiſenbahn 4 Meilen lang. Im Jahre 
1897 ſtanden erſt 298 Meilen Eiſenbahn im Betrieb innerhalb der 
Republik; die Zunahme bis 1914 beträgt fomit ſeit 1897: 41 %. 
Die Guatemala, Zentral, Ocoͤs und Okzidental ſtehen unter der Lei⸗ 
tung der Internationalen Eiſenbahn von Zentralamerika. 

Die Verapaz⸗Eiſenbahn an der Oſtküſte des Landes, die Panzos 
mit Pancajche verbindet und eine Länge von 29 Meilen beſitzt, iſt 
in den Händen einer deutſchen Geſellſchaft. Dieſe Bahn gewährt 
Zugang zu dem reichen Verapaz⸗Diſtrikt über den Izabalſee, den 
Dulcefluß und den Hafen von Livingſton am Golf von Honduras. 

Die älteſte Eiſenbahnlinie des Landes iſt die Guatemala⸗Zentral⸗ 
bahn, die urſprünglich von San Joſé an der pazifiſchen Küſte nach Es⸗ 
cuintla ging und ſpäter nach der Stadt Guatemala weitergeführt 
wurde, iſt ſchließlich von der Geſellſchaft in weſtlicher Richtung bis 
nach Mazatenango ausgebaut worden. Hier erhielt ſie 1908 Ver⸗ 
bindung mit der Weſtbahn (Occidental Railway), die von Champerico 
am Großen Ozean über Caballo Blanco und Retalhuleu nach San 
Felipe führt. Die Zentralbahn und die Weſtbahn ſind jetzt in einer 
Hand und haben eine Geſamtlänge von 189 Meilen. Im Jahre 1905 
hat die Guatemala⸗Zentraleiſenbahngeſellſchaft mit einer Geſellſchaft 
in San Franzisko einen Vertrag auf die jährliche Lieferung von 
100 000 Faß Rohöl als Lokomotivheizmaterial auf die Dauer von 
zehn Jahren, alſo bis 1915, abgeſchloſſen. Die Lokomotiven wurden 
dementſprechend umgebaut, da ſie bislang auf die Heizung mit 
Steinkohlen eingerichtet waren. Die ganze, 150 Meilen (225 km) 
lange Hauptſtrecke iſt modern mit Steinſchotter ausgebaut. Die 
Bahnlinie führt durch die reichen Kaffeegebiete und Zuckerdiſtrikte 
und beſitzt Bahnhöfe in Guatemala⸗Stadt, San Joſé de Guatemala, 
dem Hauptſeehafen und in Mazatenango an der Weſtküſte. Die 
Hauptſtadt Guatemala iſt durch Eiſenbahnen mit den Häfen San 
Joſè an der Küſte des Stillen Ozeans und mit Puerto Barrios an 
der atlantiſchen Küſte verbunden. Die Entfernung bis zum erſteren 
Hafenorte beträgt 75 und bis zum letzteren 189 Meilen. 

Im Frühjahr 1908 wurde die 195 Meilen lange Nordeiſen⸗ 
bahn vollendet, die zwiſchen Puerto Barrios und San Joſc verläuft 
und eine neue interozeaniſche Verkehrslinie in Amerika eröffnet. 
Ziele Nord⸗ oder Guatemala Eiſenbahn hat auch eine 15 Meilen 
lange Strecke für den Bananentransport in Betrieb. Der Bau und 
die Betriebsleitung diefer Guatemala⸗Nordbahn wurde im Jahre 1906 
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an eine amerikaniſche Geſellſchaft auf die Dauer von 33 Jahren 
vergeben, mit beſonderen Vorrechten für die Strecke nach Puerto 
Barrios. Dem Mangel einer Verbindung zwiſchen der Zentral⸗ und 
der Nordbahn wurde dadurch abgeholfen, daß man 1906 begann, 
eine Eiſenbahn von San Joſé an der pazifiſchen Küſte über Gua⸗ 
temala und Zacapa zu bauen und mit Puerto Barrios an der at- 
lantiſchen Küſte in Verbindung zu bringen, um zur Förderung des 
Handels mit Nordamerika weſentlich beizutragen. Die Guatemala⸗ 
Eiſenbahngeſellſchaft hat ferner auch mit der Nationalregierung den 
Bau einer Eiſenbahn von Zacapa nach der Grenze von San Sal⸗ 
vador vereinbart. Dieſe Linie ſoll auf Grund einer von der ſal⸗ 
vadorianiſchen Regierung verliehenen Konzeſſion weitergeführt werden 
bis nach Santa Ana in Salvador, woſelbſt ſie Anſchluß erhält an 
das Eiſenbahnnetz dieſer Nachbarrepublik. 

Eine ſehr wichtige Eiſenbahn in Guatemala iſt die zwar nur 
24 Meilen lange Ocoͤs⸗-Eiſenbahn. Sie nimmt ihren Anfang in 
Ocoͤs am Stillen Ozean, läuft parallel dem Suchiatefluß, der Grenze 
zwiſchen Guatemala und Mexiko, bis Ayutla, wo ſie oſtwärts geht; 
fie endet in Vado Ando. Dieſe Ocös⸗Eiſenbahn befördert jährlich 
über 15 Mill. Pfd. Kaffee, wodurch ihre Bedeutung ohne wei⸗ 
teres ſofort klargeſtellt iſt. Sie verbindet den Hafen von Ocoͤs 
mit den reichen Diſtrikten von Tumbador und San Marcos. Es 
wird auch neuerdings beabſichtigt, eine Eiſenbahnverbindung mit der 
Hauptſtadt über dieſe Linie herbeizuführen; weitere Linien, die neue 
Ackerbau⸗ und Bergwerksgebiete erſchließen ſollen, ſind noch geplant. 
Die von dem Hafen Ocoͤs an der guatemaliſch⸗mexikaniſchen Grenze 
landeinwärts nach Ayutla und Vado Ancho führende Ocoͤs⸗Eiſenbahn 
tit durch die im Juni 1914 erfolgte Vollendung der Strecke Ancho— 
Coatepeque an die übrigen Bahnen des Landes angeſchloſſen worden. 
Der Betrieb hat am 8. Juni 1914 angefangen; man kann ſeitdem 
von der Hauptſtadt Guatemala nach Ocoͤs in etwa 15 Stunden ge⸗ 
langen, die ſich allerdings auf zwei Tage verteilen. Der Bahnhof 
Ayutla befindet ſich 1,6 km von der Ortſchaft gleichen Namens 
entfernt; dieſe liegt am Grenzfluß Suchiate, und in unmittelbarer 
Nähe derſelben mündet die von Mexiko kommende Strecke der 
Panamerikaniſchen Eiſenbahn mit einer ſtattlichen Brücke auf 
guatemaliſchem Gebiete ein. Obwohl dieſe Brücke vollkommen 
fertig iſt, geſtattet jedoch die Regierung deren Benutzung eigen⸗ 
artigerweiſe nicht. Eine am Brückenkopf in Guatemala aufgeſtellte 
Grenzwache verhindert jeglichen Verkehr darüber, ſo daß Reiſende, 


2013] Die wirtſchaftlichen Zuftände der Föderativrepublik Guatemala 363 


Gepäck und Waren immer noch in Kähnen über den Fluß ſeben 
müſſen. 

Die Arbeiten zur Verbindung der guatemaliſchen mit der mexi⸗ 
kaniſchen Strecke waren ſchon Mitte des Jahres 1914 im Gange. Es 
kommt daher wohl die Anlegung eines Umladebahnhofs in Ayutla 
in Frage, weil die mexikaniſchen Bahnen europäiſche Normalſpur, 
1435 mm, haben, aber die Bahnen in Guatemala nur Im Spur⸗ 
weite beſitzen. Das Geleiſe der mexikaniſchen Bahn liegt ſchon auf 
der Grenzbrücke und wäre alſo bis zum neuen Umladebahnhof Ayutla 
noch fortzuführen. 

Am 21. November 1910 wurden die Bauarbeiten des guate⸗ 
maliſchen Teiles der Panamerikaniſchen Eiſenbahn feierlich in Angriff 
genommen. Dieſe Strecke, welche von der Guatemala -Zentralbahn 
ausgeführt wird, ſoll die Guatemala Zentralbahn von Las Cruces 
aus über Ayutla an der mexikaniſch⸗guatemaliſchen Grenze mit der 
Panamerikaniſchen Bahn im Staate Chiapas in Mexiko verbinden. 
Dies erfolgt durch die obengenannte Eiſenbahnbrücke über den 
Suchiate bei Ayutla. Die Bahn hat eine Länge von etwa 60 km. 
Bei dem Orte Vado Ancho hat die Panamerikaniſche Eiſenbahn ihre 
Linie mit der Ocoͤs⸗Eiſenbahn verbunden und fo eine Verbindung 
zwiſchen Guatemala und Mexiko geſchaffen. Mit Ausnahme eines 
kleinen Stückes von etwa 3 Meilen und dem Bau einer feſten 
Brücke über den Naranchofluß iſt die Panamerikaniſche Eiſenbahn 
vollſtändig fertig von Ayutla bis nach der mexikaniſchen Grenze. 
Ebenfalls im November 1910, am gleichen Tage ſogar, wurde mit 
dem Bau einer Eiſenbahn begonnen, welche Quezaltenango mit der 
Zentralbahn verbinden ſoll. Es geſchieht alſo, wie man ſieht, in 
Guatemala ſehr vieles zur Hebung des Verkehrs und zur Er⸗ 
leichterung ſowie Vergrößerung der Transportmöglichkeiten. Auch 
das Straßennetz in der ganzen Republik nimmt ſehr ſchnell zu. 
Von großer Bedeutung für die landwirtſchaftlichen und Handels⸗ 
intereſſen iſt der Chiquimulilla⸗Kanal, der den ſüdlichen Teil des 
Departements Santa Roſa durchzieht. Dieſer Kanal iſt ſeit Früh⸗ 
jahr 1914 fertiggeftellt. | 


XI. Poft und Telegraphie 
Das Poſtweſen in Guatemala hat ſich im Laufe der letzten 
jwei Jahrzehnte ganz entſchieden in weſentlichem Maße verbeſſert 
und großzügig entwickelt. Bemerkenswerte Verbeſſerungen wurden 
zunächſt ſchon mal in den ſieben Jahren von 1897 bis 1904 im 
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Poſtdienſt der Republik zur Einführung gebracht, und die Zunahme 
des Ein⸗ und Ausgangs von Korreſpondenzen betrug innerhalb 
diefer Zeit 1 500 000 Stück. Die Regierung von Guatemala hob 
während des Jahres 1904 die Beſtimmung wegen Erhebung des 
Zuſchlagszolles von 50% für alle auf Grund der Paketpoſtab⸗ 
machung mit den Vereinigten Staaten nach Guatemala gebrachten 
Sendungen auf. Viele neue Poſt⸗ und Telegraphenämter wurden 
eingerichtet, ſo baß gegen Ende 1904 die Geſamtzahl beider in der 
Republik auf 300 geſtiegen war. Eine Anzahl Verträge über Be: 
förderung der Poſt wurden abgeſchloſſen und mit den meiſten 
größeren Nationen der Welt wurden Poſtkonventionen auf Grund der 
Satzungen des Weltpoſtvereins, dem Guatemala angehört, zum Ab⸗ 
ſchluß gebracht. 

Die Telegraphenverbindungen der Republik wurden gründlich 
reformiert und neue Telegraphenlinien in einer Ausdehnung von 
rund 1000 km gelegt; ferner wurden 28 neue Telegraphenämter 
errichtet. Im Jahre 1904 betrug die Länge der Telegraphen⸗ und 
Telephonleitungen der Republik 5199,33 km gegen 5052,33 km im 
Jahre 1903; folglich wurden dieſe Linien im Jahre 1904 um 147 km 
verlängert. 

Abgeſandt wurden im Jahre 1904: 1281419 Telegramme, 
das find 173597 mehr als im Vorjahre. Der geſamte Poſtdienſt 
des Jahres 1904 wickelte ſich folgendermaßen ab: 

Empfangen wurden in allen Poſtanſtalten der Republik 4 841 668 Poſtſtücke, 


e e im Hauptpoſtamt Guatemala . 716 449 
Abgeſandt wurden von allen Poſtanſtalten der Repulik 3 652 566 e 


Vier Jahre fpäter, im Jahre 1908, betrugen die Einnahmen 
der Poſtverwaltung insgeſamt 165745 8, fie haben gegen das Jahr 
1907 um 33000 $ zugenommen. Im Jahre 1908 wurden 1 200 000 
Briefmarken zu 1, 2 und 6 Cents ausgegeben, deren Geſamtwert 
ſich auf 15375 8 belief. An Zuſchlagsmarken wurden für 79 578 $ 
verkauft. Die Telegraphen⸗ und Telephonverbindungen haben ſich 
auch bis 1908 weiter günſtig entwickelt. Neue Verbindungen wurden 
1908 zwiſchen Zacapa, Puerto Barrios und der Stadt Guatemala 
hergeſtellt. Die Einnahmen aus der Telegraphen⸗ und Telephon⸗ 
verwaltung bezifferten fic) im Jahre 1908 auf zuſammen 395 978 8. 
Die Zahl der aufgegebenen Depeſchen belief ſich im gleichen Jahre 
auf 1 205 261 Stück. 

Die Geſamtlänge der Telegraphenlinien der Republik betrug am 
31. Dezember 1908 3697 Meilen, die der Telephonlinien 384 Meilen. 
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Im Jahre 1910 zählte man in Guatemala an Poſtämtern 200, 
die insgeſamt 9 069 705 Poſtſachen beförderten; das ſtaatliche Tele⸗ 
graphen⸗ und Telephonnetz hatte eine Geſamtlänge von etwa 4000 
Meilen mit mehr als 200 Dienſtſtellen. Gegen das Jahr 1904 hat 
ih die Zahl der in der Republik vorhandenen Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
anſtalten um 100 vermehrt. 

Im Jahre 1913 waren im Lande an Poſtanſtalten 380 vor⸗ 
handen, die insgeſamt 13637 740 Poſtſtücke erledigten. Der Tele⸗ 
grammverkehr erreichte im Jahre 1913: 1329789 gegen 1245611 Stück. 
In Betrieb ſtanden 1913 in der Republik 232 Telegraphenämter 
und 100 Telephonämter; das Telegraphennetz umfaßte zu Jahres⸗ 
ende 1913: 6171 km und das Telephonnetz 792 km. Für den Poſt⸗ 
dienſt im Lande ſtanden der Poſtverwaltung 498 Meilen betriebs⸗ 
fertige Eifenbahn zur Verfügung. Zwiſchen den Städten Retalhuleu 
und Coatepeque wurde im Frühjahr 1914 der Bau einer Telegraphen⸗ 
linie beſchloſſen. Die Materiallieferungen dazu von Eiſen, Bau⸗ 
konſtruktionen, Schrauben, Bolzen, Leitungen uſw. find für den 
Geſamtpreis von 2228,50 Peſos (969,40 8) an Guillermo S. Flores 
vergeben worden. | 

Eine Nationalſchule für Telegraphie wurde am 17. Januar 1913 
in der Hauptſtadt Guatemala mit einer Winterſeſſion eröffnet. Die 
Einrichtungen dieſer Telegraphenſchule entſprechen den modernſten 
Anforderungen, die man heute an eine ſolche Lehranſtalt zu ſtellen 
berechtigt iſt. 


XII. Banken, Induſtrie, Zeitungsweſen u. a. 


In der Hauptſtadt Guatemala ſind ſechs Banken, mit Zweig⸗ 
anſtalten und Agenturen in allen Hauptteilen der Republik. Unter 
dieſen Banken ſind beſonders zu nennen: die Agrikultur⸗ und Hypo⸗ 
thekenbank mit einem Kapital von 12 Mill. Peſos (1 Peſo Silber 
= 0,434 8 Gold), die Amerika⸗Bank mit 5 Mill. Peſos Kapital. 
die Okzidental⸗Bank mit 2 Mill. und die Columbian- Bank mit 
1776 000 Peſos. Die Stadt Guatemala hat ferner noch eine Reihe 
bedeutender Bankhäuſer: zum Beiſpiel Schulbach, Dauch & Cie.; 
Schwartz & Co.; Clermont & Co.; Roſenthal and Sons (1) und 
noch viele andere. In folgender Überſicht find die hauptſächlichen 
Bankinſtitute von Guatemala kurz zuſammengeſtellt: 
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Urfprüng- | Nominal- | Darauf Heutiges 


liches wert waren ur- | Altien- 
Aktien⸗ jeder ſprünglich kapital: 
kapital Aktie eingezahlt Juni 1914 
$ $ ` $ $ 


, | 2000000 2 000 2 

Banco Agricola Hipotecario | 8000 000 4000 4650 000 12 000 000 
Banco Americano 1 200 000 1000 990 000 5 000 000 
Banco Colombiano . . . . 1776000 1000 1776000 | 1776000 
1 


Banco Internacional 


Banco de Occidente. . . . | 1650000 100 : 
Banco de Guatemala . . . I 2500000 1 000 2500000 | 2500000 


Die induſtriellen Intereſſen des Landes beſchränken fid 
vornehmlich auf die Textilinduſtrie; Rohbaumwolle und Baumwollen⸗ 
garne bilden Gegenſtand der Einfuhr. Kerzen und Seife werden 
ebenfalls hergeſtellt, auch Eisfabriken beſtehen in der Landes hauptſtadt 
und anderorts. Infolge des Überfluſſes an feinem Tiſchlerholz iſt 
die Möbelfabrikation eine wertvolle nationale Induſtrie geworden. 
Die Verwertung der reichen Nutzholzbeſtände des Landes wird von 
der Regierung gefördert durch Verleihung wertvoller Konzeſſionen, 
welche die Abholzung und die Ausfuhr von Tiſchler⸗ und Farbhölzern, 
die Gewinnung von Chicle⸗ und anderem Gummi fowie die Förderung 
der Kautſchukinduſtrie zum Gegenſtande haben. Außer dieſen In⸗ 
duſtriezweigen iſt in Guatemala noch zu erwähnen die Herſtellung 
von Zement, Tonwaren, Zigarren und anderem ſowie die Verarbei⸗ 
tung von Ramie. Auch Gießereien, Zuckermühlen, Brauereien und 
Brennereien gibt es im Lande. Alle dieſe Induſtrien arbeiten mit 
mehr oder weniger großem Nutzen. Für die Verarbeitung von Baum⸗ 
wolle iſt im Lande beſonders hervorragend eingerichtet die Cantel 
Cotton Cloth Factory, welche 1885 in Cantel erbaut wurde, welcher 
Ort im Departement Quezaltenango liegt. Das Kapital dieſer 
Fabrik beträgt 600 000 8 Gold; die Gebäudekoſten 125 000 $ Gold, 
Maſchinenkoſten 475000 8 Gold. Die Fabrik ſtellt weiße und ge 
färbte Baumwollzeuge her und beſchäftigt etwa 500 Perſonen. An 
10 % der in der Fabrik verbrauchten Baumwolle ſtammen aus Gua: 
temala ſelbſt her, der Reſt wird aus Nordamerika bezogen. Die 
durchſchnittliche Tagesleiſtung der Fabrik iſt etwa 300 Bolts Baum- 
wollſtoff von je 24 Yards Länge, alſo 300 Stück Tuch von rund 
22 m Länge = 6600 m Stoff. Die maſchinellen Einrichtungen der 
Fabrik geſtatten eine Tagesleiſtung von 400 Bolts. Das Erzeugnis 
iſt von tadelloſer Güte, der Preis für das Stück ſchwankt von 
2—3 g. | 
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Im Jahre 1913 wurden in Guatemala 72 induſtrielle Waren⸗ 
zeichen eingetragen und ferner 14 Erfinderpatente erteilt. Im gleichen 
Jahre wurden 27 Städte mit Trinkwaſſerleitung verſehen, der ſchon 
genannte Chiquimulilla⸗Kanal dem Verkehr übergeben und 87 km öffent: 
liche Chauſſeen gebaut In den ſtaatlichen Krankenhäuſern Guate⸗ 
malas wurden 17679 Patienten behandelt, von denen 1656 ſtarben. 
Die Bevölkerungsbewegung 1913 wird gekennzeichnet durch 75 593 Ge⸗ 
burten, 38 302 Todesfälle und 5274 Heiraten. Das Land beſaß 
1913 über 4000 Primärſchulen, dazu fünf graduierte, höhere Schulen, 
je eine Juriſtiſche Schule, Medizinſchule, Ingenieurſchale, Militär⸗ 
akademie, Muſikkonſervatorium und Malſchule. Ferner Sprachſchulen, 
Normalſchulen, Kunſtſchulen, Fachſchulen in verſchiedenen Teilen des 
Landes. In den öffentlichen Schulen Guatemalas waren im Jahre 
1913 an 61 136 Kinder eingeſchrieben, was gegen 1912 ein Mehr 
von 1532 beträgt. Zu Ehren der Entdeckung Amerikas durch Ko⸗ 
lumbus wurde der 12. Oktober zu einem öffentlichen nationalen Feier⸗ 
tag erklärt. b | 

In der Landeshauptſtadt Guatemala find zwölf Zeitungen ein- 
getragen, von denen vier, einſchließlich des Regierungsamtsblattes, 
täglich erſcheinen. Außer dieſen Zeitungen erſcheinen nur noch wenige 
in anderen Städten und tragen dann meiſt nur lokalen Charakter. 
Die Zeitungen ſind in ihren Größenabmeſſungen ſehr verſchieden, in 
der Breite wechſeln ſie von 16—22 Zoll und in der Seitenlänge 
von 22—28 Zoll. Die Seitenzahl ſchwankt von 4—8 und 10 Seiten, 
die alle ſechsſpaltig bedruckt werden. Den Hauptteil des Inhalts 
der erſten Seiten bilden Neuigkeiten, doch iſt auch hier ein erheblicher 
Naum für Annoncen gelaſſen. Auf den anderen Seiten ſtehen un⸗ 
gefähr zu gleichen Teilen Leſeſtoff und Annoncen. Die Einheit für 
deren Preisberechnung iſt der Spaltenzoll, deſſen Preis ſich verhältnis⸗ 
mäßig niedrig ſtellt. Im allgemeinen iſt er nicht höher als 5 Cents 
Gold für die Einheit bei einmaliger Aufnahme, er ſteigt bis auf 
5 8 Gold für die Seite. Natürlich wird bei mehrfachem Annoncieren 
oder fortlaufenden Aufträgen entſprechender Rabatt gewährt, wie 
dies ja allgemein im Zeitungsweſen üblich ut. Die Auflage der 
guatemaliſchen Zeitungen iſt jeweils wohl nicht über 4000 Exemplare 
anzuſetzen. | 

Von den guatemaliſchen Zeitungen find als bedeutendere hervor⸗ 
zuheben, in der Lands hauptſtadt: La Republica und Diario de 
Centro⸗America, ferner in der Stadt Quezaltenango die Zeitungen 
El Bien Publico, El Diario und El Pais (das Land). 


308 Bruno Simmersbach 2048 


Unter den verſchiedenen Einrichtungen, welche die Kommunal⸗ 
verwaltungen im Laufe der letzten Jahre geſchaffen haben, ſind zu 
nennen die Einführung von Märkten ſowie vielfache Schulbauten der 
verſchiedenſten Art, insbeſondere die Errichtung des „Tempels der 
Minerva“. Dieſer iſt beſtimmt zur Abhaltung von Schulfeſten und 
zur Vorführung von Sport: und Leibesübungen, welche jährlich am 
letzten Sonntage des Oktobers von Lehrern und Schülern in Gegen⸗ 
wart des Publikums veranſtaltet werden. Die Anlage öffentlicher 
Gärten und Parks, zahlreicher Hoſpitäler und Aſyle ſowie die Er⸗ 
richtung eines neuen großen Poſtamtes in der Hauptſtadt, verſchie⸗ 
dener Denkmäler möge hier nur kurz erwähnt werden. Die ſtädtiſchen 
Einkünfte in der ganzen Republik werden für das Jahr 1912 zu 
5 318 146,56 Peſos angegeben, denen an Ausgaben 4805 398,65 Peſos 
gegenüberſtehen. 

Andere ſtaatliche Maßnahmen neuerer Zeit betrafen die geſetz⸗ 
liche Regelung der Arbeitsverhältniſſe ſowie den Erlaß von Beſtim⸗ 
mungen, durch welche verſchiedenen Gemeinden die Befreiung vom 
Militärdienſt gewährt wurde. In einem neu erbauten mineralogiſchen 
Muſeum in der Hauptſtadt ſollen die Mineralvorkommen des Landes 
in Muſterſtücken und Proben ausgeſtellt werden; überhaupt muß 
man anerkennen, daß unter der Regierung Eſtrada Cabreras recht 
viel zur Hebung des bislang wohl noch ſtark zurückgeſetzten Berg⸗ 
baues geſchieht. Eine beſſere Kenntnis der mineraliſchen Boden⸗ 
ſchätze des Landes wird demnach wohl im Laufe der nächſten Jahre 
zu erwarten ſein. 


XIII. Einfluß der neueſten Zeit auf Inftände und Entwick⸗ 
lung des Landes 

Die neueſte Zeit ſcheint ſich für Guatemala nicht günſtig zu 
geſtalten, vielmehr machen ſich ganz bedenkliche, nahezu kriſenhafte 
Zuſtände bemerkbar. Mit Ausbruch des Krieges trat ſofort eine ganz 
enorme Geldentwertung ein, wie wir ſchon weiter oben beſprochen 
haben, die ſofort ihren gewaltig ſchädigenden Einfluß auf das 
ganze Warengeſchäft ausübte. Die Einfuhr aus Europa hörte plöß- 
lich fo gut wie ganz auf, allerdings beſitzen die großen Einfuhrhäuſer 
recht große Vorräte, ſo daß hier alſo für eine Zeitlang Deckung 
geſchaffen werden kann. 

Beſonders wirkt auf den Handel Guatemalas der Umſtand 
lähmend, daß die Kaffee⸗Ernte nicht wie in früheren Jahren ſofort 
abgeſetzt werden konnte, auch die Lage der Kaffeepflanzer iſt ebenſo 
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wenig beneidenswert. Da Kaffee nach den wichtigſten Abſatzgebieten 
von Guatemala, nämlich Deutſchland und England, während des 
Krieges nicht abgeſetzt werden kann, oder jedenfalls nur in ganz ge⸗ 
tingem Maße, fo bleibt für, den Kaffee Export des Landes nur noch 
Nordamerika offen. Hier aber ſind die Kaffeepreiſe gleich in den erſten 
zwei Monaten nach Kriegsausbruch um 30 % gefallen und ſpäter 
noch weiter zurückgegangen. Dies rührt daher, daß für faſt alle 
kaffeeproduzierenden Länder heute allein die Vereinigten Staaten 
als Abſatzgebiet in Frage kommen. Da nun die Kaffeekultur in 
Braſilien heute einen derartigen Umfang beſitzt, daß dieſes Land 
allein ſchon weit mehr als den halben Weltbedarf zu decken vermag, 
ſo iſt naturgemäß die Lage der kleineren Kaffeeländer eine ſehr 
ſchwierige. In Guatemala blieb der weitaus größte Teil der letzt⸗ 
jährigen Ernte 1914 unverkauft, wurde in den Hafenplätzen eingelagert, 
koſtet täglich hohe Speſen. Der Geldkurs ſank zudem. Viele Kaffee⸗ 
pflanzer haben daher für die neue Kampagne Mühe, die erforderlichen 
Betriebsgelder aufzubringen. Es ijt bei dem Tiefſtand des Kaffee⸗ 
preiſes in New Pork leicht möglich, daß der Erlös aus dem Kaffee, 
abzüglich des hohen Ausfuhrzolles im Lande, nicht ausreichen wird, 
die Koſten der Bewirtſchaftung zu decken. Kapitalſtarke Pflanzer 
werden daher vorziehen, ihren Kaffee jetzt nicht zu verkaufen; wer 

» aber Geld benötigt, muß eben feinen Kaffee unter allen Umſtänden 
nach den Vereinigten Staaten ausführen. Die Banken im Inlande 
können ihm auch nicht helfen, denn ihnen ſind zum großen Teile 
die Kredite im Auslande entzogen. Geldnot iſt in Guatemala 
ſomit eine natürliche Folge des Kriegsausbruchs. Die Einnahmen 
der Regierung, die in allererſter Linie in dem Ausfuhrzoll auf 
Kaffee und in den Einfuhrzöllen beſtehen, werden ſich ganz erheblich 
vermindern. Eingeführt werden faſt nur Lebensmittel aus den 
Vereinigten Staaten, was bei dem niedrigen Kurſe feiner Landes⸗ 
währung für Guatemala auch nicht angenehm ſein kann. 

Hier zeigt ſich mal recht deutlich, ähnlich wie ſchon mehrfach 
bei Braſilien, die große wirtſchaftliche Gefahr, welche die Mono⸗ 
kultur, wie ſie mit dem Kaffee betrieben wird, in ſich birgt. Obwohl 
der Kaffeepreis infolge ſtarker Überproduktion im Laufe der Jahr⸗ 
zehnte ſtetig zurückging, und obwohl der Erlös für das Produkt in 
ein zuſehends ſchlechteres Verhältnis den Geſtehungskoſten geriet, 
wurde der Anbau immer mehr und mehr ausgedehnt. Man ſchuf 
nicht nur in Guatemala, ſondern auch in den übrigen kaffeebauenden 


Ländern fortgeſetzt Neuanlagen, weil der Kaffeeanbau immer noch 
Scholler Jahrbuch XII 4. 24 
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einträglicher war als der Anbau anderer Kulturpflanzen. So ent⸗ 
ſtand die gewaltige Überproduktion, und die Kaffeepreiſe auf dem 
Weltmarkte gingen im Laufe der Zeit immer tiefer herab. Recht 
ſchlimm ſteht es dann in ſolchem Falle um die Regierung eines 
Landes, deſſen Finanzen auf die Einnahmen aus dem Kaffee-Erportzoll 
angewieſen ſind. Kaffeeanbau und Kaffeehandel bilden aber heute 
die ganze wirtſchaftliche Grundlage Guatemalas, Kaffee ſpielt im 
Handel und in der Ausfuhr des Landes die allein ausſchlaggebende 
Rolle, er machte früher bis an 98°%o des Exports aus und beträgt 
heute etwa 85%. Die Gefahr, welche in dem ausſchlaggebenden 
Einfluß des Kaffeeanbaus für die Republik Guatemala und beſonders 
ihre Finanzen liegt, iſt gar nicht zu verkennen und um ſo mehr 
ſcharf zu tadeln, als das Land auf Grund ſeiner natürlichen Ver⸗ 
hältniſſe und ſeines überaus günſtigen Klimas eine ganze Anzahl 
anderer Weltwaren, anderer Kulturpflanzen der Weltwirtſchaft in 
anſehnlichen Mengen liefern könnte. Es liegt doch klar auf der 
Hand, daß eine derartig ausgeprägte Vorherrſchaft, eine Monokultur 
des Kaffees, auch für ein finanziell gefeſtigtes Land eine äußerſt große 
Gefahr in ſich birgt, denn Preisrückgänge müſſen hier fofort das 
Gleichgewicht ſtören. Und Guatemala iſt bei weitem nicht ein 
finanziell gefeſtigtes Land; im Gegenteil, Jahr für Jahr ſchließt ſein 
Budget mit einem Fehlbetrage ab, und die Geſchichte ſeiner äußeren 
Staatsſchuld, die wir weiter oben mitgeteilt haben, iſt direkt ein 
Leidenskapitel. 

Aber auch abgeſehen von den wirtſchaftlichen Schwankungen, 
die Einflüſſe des Klimas machen ſich bei der Kaffeekultur in höchſtem 
Maße geltend. Bekommen die Pflanzen während ihrer meiſt nur 
kurzen Blütezeit zu viel Regen oder zu viel Sonne, ſo kann die 
Ernte ganz oder teilweiſe verloren ſein. Selbſt in einem klimatiſch 
ſo günſtig ausgeſtatteten Lande wie Guatemala iſt alſo der Kaffee⸗ 
anbau auch aus dieſem Geſichtspunkte heraus nicht abſolut riſikolos. 

Was außer den Natureinflüſſen die Exiſtenz der Pflanzer zu 
ſchädigen imſtande iſt, das iſt der Umſtand, daß die Kaffeekultur 
ebenſowenig wie alle anderen Zweige der menſchlichen Tätigkeit 
der Induſtrialiſierung zu entrinnen vermag. An Stelle der Hand⸗ 
arbeit tritt die mechaniſche Arbeit; wiſſenſchaftliche Technik, die 
nichts dem Zufall überläßt, ſich nicht an jahrelange Erfahrung ge: 
bunden erachtet, hat die frühere Arbeitsweiſe völlig überholt. Moderne, 
vorteilhaft arbeitende Maſchinen und neueſte Methoden ſind an den 
Platz der altehrwürdigen Arbeitsweiſe getreten, und ein Land, welches 
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hier nicht mitmacht, tritt unbedingt ſehr bald zurück. Jede derartige 
Anderung in der Kultur und den Handelsbedingungen iſt un⸗ 
vermeidli mit ökonomiſchen Störungen verbunden. Wenn man 
ſich eine tabellariſche Zuſammenſtellung des deutſchen Grundbeſitzes 
in Guatemala vor Augen nimmt, ſo ſieht man als Produktions⸗ 
objekt faſt nur Kaffee, einige wenige Male auch Zucker; genau ſo 
iſt es natürlich auch bei den Pflanzern anderer Nationalität. Die 
beſten Gebiete des Landes ſind für dieſe Kaffeeplantagen mit Be⸗ 
ſchlag belegt. Für den Kaffeeanbau in Guatemala eignen ſich am 
meiſten einerſeits die atlantiſchen Abfälle des Kettengebirges von 
Nittel» Guatemala, anderſeits die dem Stillen Ozean zugewendeten 
Abhänge der langen Vulkanreihe, welche ſich parallel der Meeres⸗ 
küſte von der Grenze von San Salvador nach derjenigen von Mexiko 
hinzieht. Beide Regionen beſitzen ſehr fruchtbaren Boden und feuchtes 
Klima. Auf der atlantiſchen Seite fallen dem Areal nach etwa 
8 desſelben, während der Wert, Kaffeeanpflanzungen und Produktion 
dieſes Beſitzteils nur 15% dieſer Geſamtſumme ausmachen. Der 
pazifiſche Abhang weiſt dagegen bei nur / des Geſamtareals 
85%é des Wertes, der Baumzahl und des Ertrages aller deutſchen 
Pflanzungen auf. Die Plantagen am Großen Ozean ſind, namentlich 
im Weſten, viel länger in Kultur als die meiſten auf der atlantiſchen 
Seite, auch herrſcht dort ein viel intenſiverer Wirtſchaftsbetrieb. 
Für uns Deutſche hat die Republik Guatemala deshalb ſchon 
ein beſonderes Anrecht auf ein viel höheres Intereſſe, als ihm in 
weiten Kreiſen Deutſchlands bislang leider erſt entgegengebracht 
wurde, weil Guatemala zu ſeiner wirtſchaftlichen Erſchließung ſchon 
weit über eine Viertelmilliarde Mark deutſches Kapital ins Land 
gezogen hat, und weil dieſer ſtarke Geldzufluß naturgemäß keine 
Unterbrechung erleiden wird. Wenn auch der Krieg zeitweilig 
ſtörend, ja wohl ſehr arg ſtörend mit rauher Hand hier eingegriffen 
hat, ſo wird doch in Zukunft das deutſche kaufmänniſche und 
finanzielle Intereſſe in Guatemala ein ganz hervorragendes bleiben. 
Guatemala hatte nach ſeinem Staatsvoranſchlag für das Finanz⸗ 
jahr 1913 / 14 bei etwa 10 Mill. Mk. Einnahmen rund 46 Mill. Mk. 
auswärtige Anleiheverpflichtungen zu verzinſen und zwar ſollen nach 
dem Vertrage vom Jahre 1912 die fälligen Zinſen jeweils im Monat 
Juli von der guntemaliſchen Regierung bereit geſtellt werden. Wie 
das Land jetzt zu Kriegszeiten die erforderlichen Summen aufbringen 
will, und ob es überhaupt möglich ſein wird, iſt bei dem weiter oben 
angedeuteten kriſenhaften Zuſtande Guatemalas mehr als zweifelhaft. 
24 
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Da Guatemala eine beabſichtigte Währungsreform infolge des Aus⸗ 
bruchs des Krieges fallen laſſen mußte, nahm die ſinkende Bewertung 
ſeines Papierdollars immer weiter zu. Dieſe weichende Kurs⸗ 
entwicklung zeigt folgende Überſicht. Im Jahre 1910 entſprachen 
10 Mk. deutſches Geld 38,5 Papierdollar; im Jahre 1911 waren 
10 Mk. = 30,5 Papierdollar und 1912 — 44 Papierdollar. Zu 
Ende des Jahres 1914 war der Wert des Papiergelds ſchon derart 
‚gefunfen, daß 10 Mk. 50 $ rechneten. Da die europäiſchen Kredite 
plötzlich abgeſchnitten waren, ſo muß Guatemala mit einer noch 
weiteren ſtarken Entwertung ſeiner Landeswährung rechnen, und es 
wird infolge des europäiſchen Krieges ſehr wahrſcheinlich zu einer 
inneren Kriſis in der Republik kommen. Die Lage der Einfuhr⸗ 
häuſer wurde weiter oben ſchon als recht unangenehm geſchildert, 
ebenſo die Not an Geldwechſeln auf Europa und das ſtarke Fallen 
der Kaffeepreiſe in New York, dem augenblicklich einzigen Groß⸗ 
abnehmer. Dazu iſt nun, nach neueren Zeitungsberichten, die Ernte 
des Jahres 1914 durch überaus ungünſtige Witterungseinflüſſe und 
durch das Auftreten großer Heuſchreckenſchwärme ſehr mittelmäßig 
ausgefallen, teilweiſe geradezu ſchlecht; zumal das Hauptnahrungs⸗ 
mittel der arbeitenden Maſſen, der Mais, ergab eine ſehr mindere 
Ernte. 

Die Einflüſſe des Krieges und des ſchlechten Wetters hinter⸗ 
laſſen ſomit am Wirtſchaftskörper der Republik deutlich wahrnehm⸗ 
bare Spuren, und es muß die Zukunft zeigen, ob das Land ſolchen 
Schickſalsſchlägen wirtſchaftlich und finanziell gewachſen iſt, um ſie 
überſtehen zu können. 
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Übernahme der Kriegsgefahr durch 
die deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
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Von H. Quefter- Cöln 


Jnhalts verzeichnis: Erſter Abſchnitt. Grundlagen der ſogenannten 

Kriegsverſicherung S. 375—399. § 1. Beſonderheiten der ſogenannten 
Kriegsverſicherung S. 375. § 2. Das Kriegsriſiko im weiteren Sinne S. 377. 
§ 3. Das Kriegsriſiko im engeren Sinne, unabhängig von der Lebens⸗ 
verſicherung S. 378. § 4. Der Begriff der Kriegsſterblichkeit S. 381. 
§ 5. Die die Kriegsſterblichkeit beeinfluſſenden Faktoren S. 388. § 6. Die 
Statiſtik der Kriegsſterblichkeit S. 392. § 7. Das Kriegsriſiko im Rahmen 
der Lebensverſicherung S. 397. — Zweiter Abſchnitt. Verhalten der 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften dem Kriegsriſiko gegen- 
über S. 399—431. 5 8. Geſchichtlicher Überblick S. 399. 5 9. Heutiger 
Stand der Kriegsverſicherung S. 403. § 10. Kritik des Gothaer Syſtems 
S. 426. — Dritter Abſchnitt. Kriegsverſicherung und Kriegs⸗ 
hinterbliebenenverſorgung S. 432—438. § 11. Wirtſchaftliche und 
ſoziale Bedeutung der ſogenannten Kriegsverſicherung S. 432. — § 12. Die 
öffentlich⸗ rechtliche Kriegshinterbliebenenverſorgung S. 436. — Literatur- 
verzeichnis S. 438. 


Erſter Abſchnitt 
Grundlagen der ſogenannten Kriegsverſicherung 


§ 1. Beſonderheiten der ſogenannten Kriegsverſicherung 


ie Kriegsverſicherung iſt im allgemeinen keine ſelbſtändige 

Inſtitution, ſie ſtellt ſich nur als ein beſonderes Riſiko dar, das 
eine ganze Reihe von Verſicherungen berührt, wie die Lebens⸗, Trans⸗ 
port⸗, See⸗, Sozialverſicherung. Man ſpricht deswegen zweckmäßig 
nur von einem Kriegsriſiko in den verſchiedenen Verſicherungszweigen, 
wie dies auch in den Verſicherungsbedingungen geſchieht, in denen 
von einer Übernahme oder dem Einſchluß der Kriegsgefahr die Rede 
iſt. Es iſt ein berechtigtes Streben der Verſicherten, die Auszahlung 
der Verſicherungsſumme in allen Fällen, alſo auch beim Tode auf 
dem Schlachtfelde, geſichert zu ſehen. Das Reichsgericht hat einmal 
in einer Entſcheidung zutreffend ausgeführt, daß in einem Lande der 
allgemeinen Wehrpflicht der vorſichtige und gewiſſenhafte Mann, der 
in der Sorge um die Zukunft der Seinen zur Lebens verſicherung 
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ſchreitet, unter den Zufälligkeiten, die ihm einen unvorhergeſehenen 
Tod bringen können, auch die in Betracht ziehen wird, daß er als 
Wehrpflichtiger vor den Feind tritt“. So haben die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften ſich auch immer mehr bemüht, die Verſicherungs⸗ 
bedingungen von Klauſeln zu befreien. Es ſtellt ſich demnach die 
ſogenannte Kriegsverſicherung als eine Konſequenz des Prinzips der 
Unanfechtbarkeit der Police dar?. Dieſe theoretiſche Beſonderheit 
hat auch praktiſche Bedeutung, da die ſogenannte Kriegs verſicherung 
den größten Teil ihrer Entwicklung eben nur dieſer engen Verbindung 
mit der Lebensaſſekuranz verdankt: als geſonderte ſelbſtändige In⸗ 
ſtitution ® würde fie den heutigen Stand nicht erreicht haben. Denn 
in Friedenszeiten legen die Verſicherungsbedürftigen der Kriegsgefahr 
nur ſehr geringe Bedeutung bei und ſchieben, ſolange bedeutende 
Opfer damit verbunden ſind, die Verſicherung hinaus in dem Ge⸗ 
danken, noch immer früh genug eine Kriegsverſicherung eingehen zu 
können. Man kann alſo von einer ſolchen ſelbſtändigen Verſicherung 
erſt im Augenblicke der Kriegsgefahr und zu Beginn des Krieges 
auf Prämien rechnen. Soll aber dann erſt die Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft ihre Tätigkeit beginnen, ſo müßten ſehr hohe Prämien, 
und zwar vor Auszug in den Krieg, alſo zu der denkbar ungünſtigſten 
Zeit, gezahlt werden“. Auch liegt die Gefahr ſehr nahe, daß die 
Geſellſchaft bei einer von der Lebensverſicherung losgelöſten Kriegs⸗ 
verſicherung des augenblicklichen Gewinnes wegen die Sicherheit des 
Verſicherten aus dem Auge verlieren und, um möglichſt viele Ver⸗ 
ſicherungsbedürftige an ſich heranzuziehen, Verſprechungen machen 
würde, denen ſie nicht nachkommen könnte. Dieſe Gefahr iſt dann 
ſehr gering, wenn Lebensverſicherung und Kriegsverſicherung mit⸗ 
einander verbunden ſind, wenn jegliche Diskreditierung der Kriegs⸗ 
verſicherungsabteilung zugleich die ganze Lebensverſicherungsgeſellſchaft 
trifft und ihre Exiſtenz aufs Spiel ſetzt; auch wird es dann den⸗ 


1 Veröffentlichungen des Deutſchen Vereins für Keele wl 
Heft 26. Berlin 1914, e 15. 

2 Pgl. hierzu: Max Gebauer, a. a. O. S. 237 ff. 

4 Vgl. einen diesbezüglichen Vorſchlag Karups in feiner Schrift „Die 
Lebensverſicherung auf den Todesfall im Kriege“, Leipzig 1869, der in der 
Praxis bis heute keinen Anklang gefunden hat. 

* Anders ſteht es mit den auf gemeinnütziger Baſis errichteten Kriegs⸗ 
ſterbekaſſen, die ſowohl von ſeiten des Staates, wie der Kommune, wie einer 
Verſicherungsgeſellſchaft errichtet werden können, von denen in einem anderen 
Teile dieſer Arbeit die Rede ſein wird. 
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jenigen, die eine Lebensverſicherung abſchließen, möglich ſein, mit 
anſcheinend gar keinen oder nur geringen Opfern die Auszahlung 
der Verſicherungsſumme auch im Kriegsfalle zu ſichern. 


§ 2. Das Kriegsriſiko im weiteren Sinne 


Kriegsriſiko im weiteren Sinne iſt jenes Riſiko, 
dem ein jedes Geſchäft durch den Krieg ausgeſetzt iſt. 
Es intereſſiert hier nur, weil es die Lebensverſicherungs Geſellſchaften 
in ihrer Stellungnahme zu dem eigentlichen Kriegsriſiko gehemmt hat. 

Den Einfluß eines Krieges auf die Lebensaſſekuranz zeigen nach⸗ 
folgende Zahlen!: 

Jährlicher Reinzuwachs der Geſellſchaften in Millionen Mark: 


1829 81 

1830 87 Juli⸗Revolution 

1831 10,6 

1847 6,4 

1848 2,9 9 Revolutionsjabr und Cholera 
1849 5,7 

1853 9,8 

1854 6.8 „ Krimkrieg 

1855 24,1 

1858 23,4 

= 196 Frankreich und Sardinien gegen Oſterreich 
1865 a 

1866 528 SSES und Oſterreich 

1867 84.8 

1% 5 , 

1 9,2 Deutſch⸗Franzöſiſcher Kri 
1871 66 ſch zöſiſch eg 


1913 mehr als 700 
1914 rund 1523 


Infolge der wirtſchaftlichen Depreſſion im Kriege nimmt ber 
Neuzugang ab. Der frühzeitige Abgang nimmt ſehr ſtark zu: „Die 
Germania verlor 1870 allein durch vorzeitigen Abgang 10 % ihres 


—ä—— 


1 Dieſe Zahlen find herausgezogen aus Müllers „Das Gegenſeitigkeits⸗ 
prinzip im Verſicherungsweſen, beſonders in der Lebensverſicherung“, Berlin 
1905, S. 40, 50 u. 63. Es fet erwähnt, daß der Reinzuwachs ſich hier zu⸗ 
ſammenſetzt aus: Zuwachs minus Abgang, welch letzterer wieder in Abgang 
durch Tod, durch Auszahlung bei Lebzeiten, durch Ablauf der Verſicherung und 
in den vorzeitigen Abgang zerfällt. Dem Reinzuwachs iſt nur die Kapital⸗ 
verſicherung auf den Todesfall zugrunde gelegt. 

2 Berdffentlidungen des Kaiſerlichen Auſſichtsamt für Privatverſicherung, 
14. Jahrg., Nr. 3, Auguſt 1915, S. 67. 
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Verſicherungsbeſtandes, d. h. 5,4 Mil. Mk. Die Teutonia büßte 
12,9 Yo ihres Verſicherungsbeſtandes oder 1,5 Mill. Mk. ein, Friedrich⸗ 
Wilhelm gingen 12,6% ober 1,2 Mill. Mk. des Beſtandes durch 
vorzeitigen Abgang verloren !.“ In früheren Kriegen wurde die 
Sterbeziffer auch derjenigen, die nicht direkt an den Kriegsereigniſſen 
teilnahmen, ungünſtig beeinflußt. Frankreich, Deutſchland und ſogar 
die neutrale Schweiz hatten infolge des Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieges 
1870/71 eine weſentliche Überſterblichkeit ſelbſt der nicht unter Waffen 
Stehenden ?. Aber nicht allein zur Zeit des Krieges tritt dieſe Uber, 
ſterblichkeit auf, ſondern der Krieg beeinflußt noch auf lange Zeit 
hinaus, da er bei ſehr vielen eine Verſchlechterung des Geſundheits⸗ 
zuſtandes herbeiführt, die Sterblichkeitsverhältniſſe. Zu dieſen Schäden, 
die die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften in ihrem Verſicherungs⸗ 
beſtande erleiden, kommen noch hinzu die Wertverminderungen der 
Anlagekapitalien, ſchlechter Zins⸗ und Prämieneingang, ſtarke Zu⸗ 
nahme der Policendarlehen. In Anbetracht all dieſer Tatſachen kann 
man es verſtehen, daß die Lebensverſicherungs Geſellſchaften ſich erſt 
ſpät und mit größter Vorſicht mit der Frage der Unanfechtbarkeit 
der Police im Kriegsfalle befaßten. Doch das weit wichtigſte Moment, 
was immer wieder vor der Übernahme der Kriegsgefahr zurückſchrecken 
ließ, war die Unfaßbarkeit des Kriegsriſikos im engeren Sinne, das 
wir auch bis heute noch nicht genau berechnen können, weil alle 
Unterlagen dafür fehlen: Das Geſetz der großen Zahlen, die zeitliche 
und örtliche Verteilung, eine eingehendere, auf längere Zeit zurück⸗ 
greifende Kriegsſtatiſtik. 


§ 3. Das Kriegsriſiko im engeren Sinne, unabhängig von 
der Lebensverſicherung 


Das Kriegsriſiko im engeren Sinne beſteht in der 
Mehrſterblichkeit infolge der Teilnahme von Verſicherten 
an den Kriegsereigniſſen; es ſetzt ſich zuſammen aus drei 
Wahrſcheinlichkeitsgrößen: 

1. der Kriegswahrſcheinlichkeit, 
2. der wahrſcheinlichen Kriegsteilnahme, 
3. der Kriegsſterblichkeit. 


1 Müller, a. a. O. S. 69. 

2 Vgl. Dumas, L' assurance du risque de guerre, Bern 1911, S. 93. 
Im gegenwärtigen Kriege hat ſich der Sterblichkeitsverlauf der nicht unter 
Waffen Stehenden bei unſeren Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften im allgemeinen 
bis jetzt ſehr günſtig geſtaltet. 
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1. Die Kriegswahrſcheinlichkeit. Zwei Schätzungen der 
Kriegswahrſcheinlichkeit liegen vor: Karup gibt in ſeiner Schrift 
„Die Lebensverſicherung auf den Todesfall im Kriege“ die Kriegs⸗ 
wahrſcheinlichkeit für Preußen auf 17%, alſo rund ein Sechſtel, an. 
Er legt dieſer Schätzung die Erfahrungen Preußens innerhalb der 
letzten zweihundert Jahre zugrunde. Ihm gegenüber glaubt Brüders 
ein Zwanzigſtel als rationellen Maßſtab der Kriegswahrſcheinlichkeit 
angeben zu können. Er kommt zu dieſer Schätzung auf Grund der 
beiden Erwägungen: Mit Rückſicht auf die moderne Wirtſchafts⸗ 
entwicklung wird die Häufigkeit der Kriege und infolge der allgemeinen 
Wehrpflicht, der größeren Zahl der Kriegsteilnehmer, der ſchneller 
aufeinanderfolgenden Schlachten die Dauer der Kriege abnehmen. 
Letzteres trifft für den gegenwärtigen Krieg nicht zu, es hat ſich 
vielmehr die ſchon früher von Bloch! vertretene Anſicht, daß ein zu 
erwartender Befeſtigungskrieg eine Verlängerung der Kriegsdauer 
herbeiführe, bewahrheitet. Brüders kommt zu dem Schluſſe, überhaupt 
eine weſentliche Wirkung der Kriegsdauer auf das Endreſultat, die 
Höhe des Kriegsriſikos, zu verneinen. Dieſer Anſicht kann man 
ſchwerlich zuſtimmen. Es ſind die beiden Fragen auseinanderzu⸗ 
halten, ob die Dauer eines Krieges auf das Kriegsriſiko oder 
die Kriegsſterblichkeit von Einfluß iſt, wobei unter letzterer das 
Verhältnis der Kriegsſterbefälle zur Geſamtheit der Kriegsteilnehmer 
verſtanden ſei. Zum mindeſten auf das Endreſultat, das Kriegsriſiko, 
wirkt die Dauer des Krieges inſofern ein, als ſie die wahrſcheinliche 
Kriegsteilnahme weſentlich beeinflußt. 

Die Schätzungen Karups und Brüders haben einen ſehr zweifel⸗ 
haften Wert. Die eine iſt aufgebaut auf den Erfahrungen der Ver⸗ 
gangenheit, die aber gewiß nicht auf die Zukunft übertragen werden 
können; die zweite wird den veränderten Verhältniſſen mehr gerecht, 
aber auch ſie iſt willkürlich. Selbſt wenn aber auch eine für die 
Zukunft zutreffende Schätzung der Kriegswahrſcheinlichkeit möglich 
wäre, wenn die Zahl ein Zwanzigſtel ſtimmte und auf je hundert 
Jahre fünf Kriegsjahre entfielen, ſo iſt noch immer die Verteilung 
dieſer Kriegsjahre von Wichtigkeit. Es iſt gewiß ein Unterſchied, ob 
dieſe fünf Kriegsjahre ſich ziemlich gleichmäßig über die hundert Jahre 
verteilen, oder ob ſie in ganz kürzeſter Zeit aufeinanderfolgen. Über 
die Verteilung der Kriegsjahre für die Zukunft etwas ausſagen zu 


1 Joh. v. Bloch, „Der Krieg“, Berlin 1899, S. 407 ff. 
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wollen, iſt aber eine Unmöglichkeit. Es ſind demnach Schätzungen 
über die Kriegswahrſcheinlichkeit ſtets äußerſt zweifelhafter Natur. 

2. Wahrſchein liche Kriegsteilnahme. Nicht alle Wehr: 
pflichtigen, nicht alle taͤtſächlich zu den Waffen Einberufenen werden 
vor den Feind kommen. Das Verhältnis der tatſächlich an den 
Kriegsereigniſſen Beteiligten zur Geſamtheit der Wehrpflichtigen 
hängt ab von Umfang und Dauer des Krieges. Beide Momente 
laſſen ſich im voraus nicht beftimmen. 

Auch hier liegen Schätzungen vor: Brüders hat die Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit der Kriegsteilnahme auf Grund der Erfahrungen des 
Krieges 1870/71 wie folgt angegeben: Für die Linie, Reſerve⸗ und 
Berufsſoldaten etwa 80 % der Kriegsdienſtpflichtigen, Landwehr I 
und Nichtkombattanten etwa 50% ͤ‚ Landwehr II etwa 25%, Land⸗ 
ſturm I und II etwa 10 bzw. 0% . Für die Gegenwart ſind dieſe 
Zahlen ganz gewiß falſch. Ein zutreffenderes Bild ergeben ſchon die 
von den engliſchen Aktuaren Smee und Ackland für ihre Sterbetafel 
aufgeſtellten Zahlen. Sie haben eine Abſtufung von 84,2% bei 
20 Jahren bis auf 10,6 %% bei 44 Jahren angenommen 1. Wie groß 
die Bedeutung der wahrſcheinlichen Kriegsteilnahme für das Geſamt⸗ 
ergebnis, das Kriegsriſiko, iſt, und welche Enttäuſchungen eine Unter⸗ 
ſchätzung dieſes Faktors mit ſich bringen kann, zeigt der gegenwärtige 
Krieg. Wenn heute ſo vielfach von einer erheblich geſteigerten Kriegs⸗ 
ſterblichkeit geſprochen wird, wenn tatſächlich manche Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft heute mehr Kriegsſterbefälle zu verzeichnen hat, als ſie 
rechnungsmäßig erwartet hatte, ſo liegt der Hauptgrund hierfür wohl 
nicht in einer erheblich geſteigerten Kriegsſterblichkeit, ſondern daran, 
daß die tatſächliche Kriegsteilnahme die erwartete bei weitem über⸗ 
ſchritten hat. 

3. Wahrſcheinliche Kriegsſterblichkeit. Die Kriegs⸗ 
ſterblichkeit ſtatiſtiſch zu erfaſſen, iſt ſchon mehrfach verſucht worden. 
Man hat der Abſchätzung dieſer Größe die Erfahrungen der letzten 
ſechs Jahrzehnte zugrunde gelegt. Was grundſätzlich von ſolchen 
Zahlen zu halten iſt, ſei einer ſpäteren Betrachtung überlaſſen; dort 
werden wir ſehen, daß eine Kriegsſterblichkeitsabſchätzung, die die 
jeweiligen Verhältniſſe eines beſtimmten Landes berückſichtigt, am 
eheſten zu brauchbaren Ergebniſſen führt. 


— 


1 Rerdffentlidungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaſt, 
Heft 26, Berlin 1914, S. 38. 


2061] Übernahme d. Kriegsgefahr durch d. Lebensverſicherungs⸗Geſellſch. 381 


§ 4. Begriff der Kriegsſterblichkeit 


Es iſt feſtzuſtellen, was die e, Geſellſchaften 
unter Kriegsſterblichkeit verſtehen. 

Als Grundlage dieſer Begriffsbildung können nur die Kriegs⸗ 
verſicherungsbedingungen der deutſchen Lebens verſicherungs⸗Geſell⸗ 
ſchaften dienen . Was den verſicherungsrechtlichen Begriff des Krieges 
anlangt, ſo ſchließen wir uns dem bereits von Brüders in der oben 
zitierten Schrift? feſtgelegten an: „Für den Begriff des Krieges im 
Sinne der Verſicherungsbedingungen entſcheidet nicht das Völkerrecht. 
Bei einem Volkskriege genügen ſtets tatſächliche Feindſeligkeiten zwiſchen 
mehreren Nationen; der chineſiſche Feldzug gilt deshalb als Krieg, 
ebenſo ein Kolonialkrieg, der mit einer Nation geführt wird, die kein 
Staat im Sinne des Völkerrechts iſt. Der Bürgerkrieg muß dagegen 
als Kriegszuſtand durch landesherrliche Erlaſſe, zum Beiſpiel durch 
Verhängung des Belagerungszuſtandes, gekennzeichnet ſein. Sonſt 
liegt nur ein gewöhnlicher Aufruhr vor, der nur den Verſicherungs⸗ 
anſprüchen der Tumultuanten präjudiziert.“ Unſere deutſchen Lebens⸗ 
verſicherungs Geſellſchaften haben zum größten Teil dieſen Begriff 
Beſchränkungen unterworfen, und zwar bezüglich des Kriegsſchauplatzes 
und der kriegführenden Macht. Der Kriegsſchauplatz ijt teilweiſe 
— zwar heute nur noch bei wenigen Geſellſchaften — auf Europa, 
abgeſehen von Angehörigen der Marine, beſchränkt; die kriegführende 
Macht entweder auf die zum Geſchäftsgebiet gehörenden Staaten, oder 
den Heimatsſtaat, oder die deutſche und ihr verbündete Kriegsmacht, 
oder ſchließlich auf die deutſche Land⸗ und Seemacht. 

Auf die Frage, was auf Grund der geltenden Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen unter einem Kriegsſterbefall zu verſtehen ſei, iſt eine ein⸗ 
heitliche Antwort infolge der Mannigfaltigkeit der Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen nicht möglich, man muß vielmehr jeden in der Praxis 
eintretenden Fall an Hand jeder einzelnen Bedingung prüfen, um 
enticheiden zu können, ob es ſich in einem vorliegenden Falle um 
einen Kriegsſterbefall handelt oder nicht. Eine Beſchränkung der 
Unterſuchung auf allgemeine weſentliche Punkte iſt demnach von 
vornherein erforderlich. Die Frage nach der Begriffsbeſtimmung der 
Kriegsſterblichkeit zerfällt in drei andere Fragen: 


1 Maſius' Rundſchau, Bd. 24, 1912. Die Kriegsverſicherungsbedingungen 
der deutſchen Lebens verſicherungsanſtalten, S. 65 —94. 
2 d. a. O. S. 147. 
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1. Wer iſt verſicherungsrechtlich als Kriegsteilnehmer an⸗ 
zuſehen? 

2. Wodurch muß der Tod herbeigeführt ſein? 

3. Wann muß der Tod eingetreten ſein? 

1. Bei einer genauen Durchſicht der Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen drängt ſich die Vermutung auf, daß bei Abfaſſung der⸗ 
ſelben gar nicht an die Möglichkeit gedacht worden iſt, daß ein Krieg 
auch einmal ſich in unſerem eigenen Lande abſpielen kann. Wie 
wichtig es aber iſt, auch dieſe Möglichkeit ins Auge zu faſſen, geht 
ſofort daraus hervor, daß in einem ſolchen Falle der Perſonenkreis, 
der mit den Kriegsereigniſſen in Berührung kommen kann, viel größer 
wird. Es erhebt ſich ſofort die Frage, ob auf Grund der geltenden 
Kriegsverſicherungsbedingungen auch für Zivilperſonen und nicht 
nur für die in irgendeinem Militärverhältnis ſtehenden Perſonen ein 
Kriegsſterbefall vorliegen kann. Bei Beurteilung dieſer Frage muß von 
dem Grundgedanken ausgegangen werden, daß die Lebensverſicherung 
die Todesgefahr im allgemeinen übernimmt, und daß ſie hiervon nur 
entbunden iſt, ſoweit einſchränkende Momente in den Bedingungen 
ſcharf formuliert ſind. Iſt letzteres nicht der Fall, ſo haftet die 
Verſicherung für jede Gefahr, die den Tod herbeigeführt hat, mit der 
vollen Verſicherungsſumme. 

Bei den Kriegsverſicherungsbedingungen laſſen ſich zwei Gruppen 
unterſcheiden: 

a) Bei der erſten ſind zwei einſchränkende Momente angegeben, 
die Kriegsgefahr und ein ganz beſtimmt abgegrenzter Perſonenkreis. 
Wenn es zum Beiſpiel heißt: „Die Kriegsverſicherung erſtreckt ſich 
nur auf ſolche Perſonen, die in Ausübung einer militäriſchen Pflicht 
im Dienſte ihres Staates an Kriegsereigniſſen teilnehmen“, fo ijt 
doch unzweifelhaft, daß hiermit alle Zivilperſonen, die nicht in mili⸗ 
täriſch abhängiger Stellung ſich befinden, im verſicherungsrechtlichen 
Sinne nicht als Kriegsteilnehmer anzuſehen ſind. Die gleiche Schluß⸗ 
folgerung läßt ſich ziehen, wenn in den Bedingungen nur von An⸗ 
gehörigen des deutſchen Heeres und der deutſchen Flotte die Rede iſt 
und es dann ſpäter heißt: „In den nicht vorgeſehenen Fällen ruht 
die Verfiderung während des Kriegsdienſtes ...“. Das gleiche 
gilt ferner, wenn nur von einer Teilnahme am Kriege auf Grund 
der allgemeinen Wehrpflicht und von Berufsſoldaten? oder von Per: 


1 Deutſche Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft in Lübeck. 
2 Bayeriſche Verſicherungsbank. 
7 Mecklenburgiſche Lebensverſicherungsbank. 
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ſonen, die im Heere oder in der Flotte als Kämpfer nur infolge 
der allgemeinen geſetzlichen Wehrpflicht oder als Nichtkämpfer infolge 
ihres Berufes Dienſte leiſten !, geſprochen wird; oder endlich, wenn 
es heißt, daß die Kriegsverſicherung mindeſtens einen Monat vor 
Kriegsausbruch (bei Landſturm II vor der Einberufung) 
in Kraft getreten ſein muß?. Wiederum gilt das gleiche von allen 
Verſicherungsbedingungen, auf Grund deren Extraprämien oder Um⸗ 
lagen erhoben werden und dieſe abgeſtuft ſind nach Gefahrenklaſſen 
je nach militäriſchen Jahrgängen und Dienſtgraden (Offiziere, Re⸗ 
ſerve, Landwehr uſw.). 
| b) Bei denjenigen Verſicherungen, in deren Kriegsverfiderungs: 
bedingungen kein beſtimmter Perſonenkreis abgegrenzt wird, mag es 
fraglich erſcheinen, ob nicht auch Zivilperſonen unter die Beſtim⸗ 
mungen der Kriegsverſicherungsbedingungen fallen. Hier können jedoch 
aus dem einſchränkenden Moment der Kriegsgefahr Rückſchlüſſe ge- 
zogen werden. Aus der geſchichtlichen Entwicklung der Kriegs- 
verſicherungsbedingungen iſt zu erkennen, daß der Begriff der Kriegs⸗ 
gefahr im verſicherungsrechtlichen Sinne — von ihm iſt unter 2 
die Rede — einen beſtimmten Perſonenkreis voraus ſetzt. In den 
früheren Kriegsklauſeln handelte es ſich um Ausſchaltung jener Ze, 
rufsgefahr, die dem Soldatenſtande im Kriegsfalle anhaftete. Zwar 
ſchwand ſpäter durch Einſührung der allgemeinen Wehrpflicht dieſe 
Berufsgefahr im allgemeinen, doch blieb der Kerngedanke der 
Kriegsklauſeln maßgebend für die Geſtaltung der Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen. Es wäre auch unverſtändlich, daß man bei mancher 
Geſellſchaft den Zivilperſonen den Abſchluß einer Kriegsverſicherung 
hätte unmöglich machen wollen. Man hat vielmehr entweder, wie 
bereits oben hervorgehoben, den Fall, daß ſich ein Krieg im eigenen 
Lande abſpielte und ſomit auch eine größere Zahl von Zivilperſonen 
von ihm berührt werden könnte, aus dem Auge gelaſſen, oder aber man 
hat letztere von vornherein von den Kriegsverſicherungsbedingungen 
unberührt wiſſen wollen. Nun kann aber das hier Geſagte ſchlechter⸗ 
dings nicht für alle Zivilperſonen Gültigkeit haben, vielmehr ſind 
hier Unterſcheidungen vorzunehmen. Eine Zivilperſon kann frei⸗ 
willig oder unfreiwillig, und zwar im erſteren Falle aktiv oder nur 
paſſiv, am Kriege teilnehmen. Nimmt eine Zivilperſon — ſelbſt⸗ 
verſtändlich immer nur, wenn ſie nicht in irgendeiner militäriſch 


— 


1 Iduna. 
? Stuttgarter Lebensverſicherungsbank. 
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abhängigen Stellung ſich befindet — unfreiwillig an Kriegsereigniſſen 
teil, fo gilt alles bereits oben Geſagte; nimmt fie dagegen freiwillig“, 
jet es aktiv oder auch nur paſſiv, am Kriege teil, jo wäre es in 
dieſem Falle begreiflich, wenn man ſie abſichtlich von den Kriegs⸗ 
verſicherungsbedingungen hätte ausſchalten wollen in dem Sinne, 
daß ihnen gegebenenfalls nur das Deckungskapital vergütet werden 
ſollte, obwohl auch dies noch einer ſcharfen Formulierung in den 
Verſicherungsbedingungen bebürfte?. Wer iſt aber nun im ver 
ſicherungsrechtlichen Sinne als Kriegsteilnehmer zu betrachten? 
Unſeres Erachtens alle diejenigen, die in einem militäriſchen Dienſt⸗ 
verhältnis, oder in einer ſonſtigen amtlichen oder dienſtlichen Eigen⸗ 
ſchaft, oder freiwillig an Kriegsereigniſſen teilnehmen. Was hierbei 
unter Kriegsereigniſſen zu verſtehen iſt, findet unter 2. ſeine Dar⸗ 
legung. 

2. Ein Kriegsſterbefall im verſicherungsrechtlichen Sinne 
liegt vor, wenn der Tod im Kriege, während der Teilnahme an 
Kriegsereigniſſen uſw. erfolgt (oder infolge der Kriegsereigniſſe uſw. 
innerhalb einer beſtimmten Friſt nach Friedensſchluß, wovon unter 
3 die Rede ſein wird). Man hat alſo allgemein auf den Nachweis 
verzichtet, daß der Todesfall im Kriege auch eine Folge der Kriegs⸗ 
ereigniſſe iſt. Die Beteiligung an den Kriegsereigniſſen erſetzt den 
mangelnden Beweis des Zuſammenhangs zwiſchen Krieg und Todes⸗ 
urfade®. Was iſt aber nun unter Teilnahme am Kriege oder 
Teilnahme an den Kriegsereigniſſen zu verſtehen? Dieſe an ſich 
unbeſtimmte Bezeichnung, wie fie auch in § 8 der Normativbeſtim⸗ 
mungen enthalten iſt, hat zu vielen Meinungsverſchiedenheiten und 
gerichtlichen Auseinanderſetzungen Anlaß gegeben. Kriegsereigniſſe 
im Sinne der Verſicherungsbedingungen ſind nicht Ereigniſſe, die 
der Krieg mit ſich bringt, ſondern Ereigniſſe, die den Krieg im 


1 Hier in dem Sinne, daß fie freiwillig die erhöhte Lebensgefahr auf ſucht. 

2 Den entgegengeſetzten Standpunkt bezüglich der Zivilperſonen vertritt 
Linsmayer (a. a. O. S. 83), indem er von dem erhöhten Gefahrmoment aus- 
geht. Unſeres Erachtens iſt jedoch letzteres nicht allein ausſchlaggebend, 
ſondern es kommt auf Grund der Kriegsverſicherungsbedingungen ebenſo auf 
das Verhältnis der Perſonen zur Militärverwaltung an. Auf gleichem Boden 
wie unfere Ausführungen bewegt ſich Bendix (Die Bedeutung des Krieges 
und der deutſchen Kriegsnotgeſetze für den Verſicherungsvertrag. Zeitſchrift für 
die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, 3. Heft, 1916). 

8 Urteil des Königl. Sächſiſchen Landgerichts Leipzig vom 6. Juli 1915. 
Zitiert nach den Veröffentlichungen des Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privat- 
verſicherung, XV. Jahrgang, Nr. 2, Juni 1916, S. 38 f. 
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eigentlichen Sinne ausmachen. Der Zweck einer jeglichen Kriegs⸗ 
klauſel iſt die Ausſchaltung eines erhöhten Riſikos. Es muß ſich 
alſo um eine beſondere Gefahr handeln, die nicht für alle Teile der 
Bevölkerung in Frage kommt. Aus den Kriegsklauſeln haben ſich 
unſere heutigen Kriegs verſicherungsbedingungen entwickelt. Der Ver⸗ 
ſicherte muß ſich in einer Weiſe betätigen, „daß er nicht nur der im 
Kriege für alle Teile der Bevölkerung mehr oder weniger eintretenden 
allgemeinen Erhöhung der Lebensgefahr ausgeſetzt iſt, ſondern noch 
einer beſonderen Lebensgefährdung. Dieſe beſondere Lebensgefähr⸗ 
dung aber beſteht nicht für alle Heeresangehörige, zum Beiſpiel nicht 
für die im Lande und in gleicher Beſchäftigung am gleichen Orte 
verbleibenden Offiziere, Mannſchaften und Beamten. Sie beſteht 
nicht nur für Heeresangehörige, ſondern zum Beiſpiel auch für 
ſolche, die ſich etwa als Ziviliſten auf dem Kriegsſchauplatze käm p⸗ 
fend gegen den Feind betätigen, Feldpoſtbeamte uſw. Und fie be, 
ſteht ferner — und zwar für Heeresangehörige und andere — ſelbſt 
für die, die wirklich auf dem Kriegsſchauplatze find, nicht ſtets“ . 
Maßgebend iſt alſo für den unter 1 abgegrenzten Perſonenkreis 
das erhöhte Gefahrmoment. Dieſes beginnt, ſobald die betreffende 
Perſon einer mobilen Formation angehört, wobei hier unter mobil? 
im alten, engeren Sinne „in Marſch gegen den Feind geſetzt“ zu 
verſtehen iſt. Eine Verwendung gegen den Feind und deren vor⸗ 
bereitende und unterſtützende Maßnahmen ſowie die Maßnahmen 


1 Siehe Anm. 3 auf vorhergehender Seite. 

2 Der Verfaſſer des Artikels „Zur Kriegsverſicherung der Zukunft“ in 
Wallmanns Verſicherungs⸗Zeitſchrift, Jahrg. 50, Bd. I, Nr. 22 vom 16. Dezbr. 
1915, erklärt ausdrücklich auf S. 340 die Unterſcheidung, ob der Verſicherte 
einem mobilen oder immobilen Truppenteil angehört, für unangebracht. Dieſer 
Anſicht wäre beizupflichten, wenn man unter mobil denjenigen Zuſtand verſtehen 
wollte, der durch die Mobiliſierung eines Truppenteils eintritt in dem Sinne 
wie er ſich im jetzigen Kriege herausgebildet hat, der eben durch gewiſſe äußere 
Rerimale, wie Zahlung der mobilen Löhnung uſw., eintritt. Das iſt aber im 
Sinne der Verſicherungs bedingungen unter mobil nicht zu verſtehen, ſondern es 
gelten hier unſeres Erachtens, indem der Schwerpunkt auf den Eintritt einer 
gegenüber der geſamten Bevölkerung erhöhten Lebensgefahr gelegt wird, obige 
Ausführungen. Damit fällt auch die Bedeutung des Beiſpieles weg, das an 
gleicher Stelle (S. 340) angeführt wird: „Ein immobiler Truppenteil, der 
— was ſehr leicht vorkommen kann — nahe der Grenze in Garniſon ſteht, wird 
von unvermutet herüberſtreifenden feindlichen Truppen umzingelt und nieder⸗ 
gemacht. Niemand kann das anders, denn als Kriegsſterbefall beurteilen.“ Es 
handelt ſich hier um einen gegen den Feind Verwendung findenden, in unſerem 
Sinne mobilen Truppenteil. 

Schmollert Jahrbuch XLI A. 25 
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der Verwundeten⸗ und Krankenpflege find alſo Vorausſetzung. Einige 
Beiſpiele mögen zur Veranſchaulichung des Geſagten dienen: Wird 
ein Soldat auf einem Spaziergang in den Straßen einer Stadt 
außerhalb des Operationsgebietes von einer Fliegerbombe tödlich ge⸗ 
troffen, fo liegt hier kein Kriegsſterbefall im verſicherungsrechtlichen 
Sinne vor; anders iſt es jedoch, ſobald der Soldat dienſtlich zum 
Angriff gegen die Flieger herangezogen wird, denn in demſelben 
Augenblicke kommt ja „Verwendung gegen den Feind“ in Betracht. 
Das gleiche gilt von dem Tode eines in der Ausbildung befindlichen 
Soldaten in der Garniſon einerſeits und anderſeits dem Tode 
desſelben auf dem Marſche gegen den Feind. Im erſteren Falle 
handelt es ſich zwar auch um ein Kriegsereignis im Sinne des 
Sprachgebrauchs, dagegen nicht im verſicherungsrechtlichen Sinne. 
Stirbt ein Soldat, der einen Freund im Lazarett beſucht hat, an 
einer hierdurch zufälligerweiſe hervorgerufenen Infektion, ſo liegt 
hier kein Kriegsſterbefall im verſicherungsrechtlichen Sinne vor. 
Anders dagegen, wenn ein Sanitätsſoldat infolge ſeines Berufes 
einer Infektion erliegt. | 

3. Der Tod einer gemäß 1 in Frage kommenden Perſon wird 
alſo ſtets während der Teilnahme an Kriegsereigniſſen! als 
Kriegsſterbefall im verſicherungsrechtlichen Sinne anzuſehen ſein. 
Als ſolcher kann jedoch auch noch der Sterbefall eines Kriegsteil⸗ 
nehmers nach dem Kriege angeſprochen werden. Tritt der Tod 
nach dem Kriege infolge der Teilnahme an demſelben ein, ſo iſt 
es klar, daß ein großer Teil der Geſellſchaften die Zeit, innerhalb 
welcher die Folgen der Kriegsereigniſſe den Tod herbeiführen, be⸗ 
ſchränken muß. Diejenigen Geſellſchaften, die Reduktion oder Um⸗ 
lage eingeführt haben, müſſen möglichſt bald ſich ein klares Bild 
machen können über die Anzahl der Kriegsſterbefälle, um danach 
eventuell Reduktion oder Umlage einzurichten und ſich ſomit der aus 
dem Verſicherungsvertrage erwachſenen Verpflichtungen, auf deren 
ſchnelle Erledigung die Hinterbliebenen des Verſicherten bedacht ſind, 
vollſtändig entledigen zu können. In 32 Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen, in denen auch faſt ausnahmslos eine Reduktion oder 
Umlage im Notſalle vorgeſehen iſt, iſt die Zeit, innerhalb welcher 
der Tod infolge des Krieges noch als Kriegsſterbefall betrachtet 


1 Abgeſehen von den drei bereits erwähnten Geſellſchaften, die den Kauſal - 
zuſammenhang zwiſchen Krieg und Todesurſache bei Teilnahme an Kriegs- 
ereigniſſen noch aufrechterhalten. 
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wird, auf einen Monat bis ein Jahr, durchſchnittlich drei Monate, 
bemeſſen. Neun Geſellſchaften, bei denen eine ſolche Friſt nicht an⸗ 
gegeben iſt, zahlen die Verſicherungsſumme im Kriegsſterbefalle ſofort 
ungekürzt ohne Umlage aus. 

Wie verhalten ſich die Verſicherungsgeſellſchaften den im Kriege 
Vermißten gegenüber? Die heutigen Kriegsverſicherungsbedingungen 
enthalten faſt ausnahmslos hierüber keine näheren Angaben, obwohl 
doch die Zahl der Vermißten, wie ſtatiſtiſch feſtgelegt iſt, in vielen 
Kriegen eine ganz erhebliche war und auch im jetzigen Kriege ganz 
bedeutenden Umfang angenommen hat. Bisher war zur Beantwor⸗ 
tung dieſer Frage $ 15 des BGB. ſowie die allgemeine Beſtimmung 
der Verſicherungsbedingungen bezüglich Verſchollener maßgebend. 
Demgemäß erfolgte die Todeserklärung nach einer abgekürzten Friſt 
von drei Jahren, eine Friſt, die dazu angetan war, den eigentlichen 
Zweck der Verſicherung zu vereiteln, indem die Auszahlung der 
Verſicherungsſumme viel zu ſpät erfolgte, als daß für die Bezugs⸗ 
berechtigten tatſächlich die vom Verſicherungsnehmer erſtrebte Er: 
leichterung geſchaffen worden wäre. Außerdem beſteht für den Be⸗ 
zugsberechtigten, auf den neben allen Rechten auch alle Pflichten, 
die ſich aus dem Verſicherungsvertrag ergeben, übergehen, die Not⸗ 
wendigkeit der Prämienweiterzahlung, ſolange die Vermutung vom 
Fortleben des Vermißten beſteht, ein Umſtand, der ebenfalls für die 
Hinterbliebenen des Verſicherten große Schwierigkeiten mit ſich 
bringen kann. Jetzt hat die Bundesratsverordnung vom 18. April 
1916 Wandlung geſchaffen dahin, daß im Wege des Aufgebots⸗ 
verfahrens die geſetzliche Todeserklärung der im jetzigen Kriege Ver⸗ 
ſchollenen erfolgen kann, wenn von ſeinem Leben ein Jahr lang 
keine Nachricht eingegangen iſt. Hat nun die Todeserklärung ſtatt⸗ 
gefunden, ſo ergibt ſich für den Bezugsberechtigten die Pflicht, die 
Verſicherungsgeſellſchaft von der erfolgten Todeserklärung in Kenntnis 
zu ſetzen und die notwendigen Belege beizubringen. Als ſolche 
fordern die Statuten der Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften durch⸗ 
wegs: 1. entweder die Sterbeurkunde und einen ausführlichen Be⸗ 
richt des Arztes, der den Verſicherungsnehmer zuletzt behandelt hat, 
2. oder in Ermangelung des letzteren ein amtliches Zeugnis über 
die Todesurſache oder die näheren Umſtände des Todes. Der Bezugs⸗ 
berechtigte wird zur Beibringung dieſer letzteren Dokumente nicht in 
der Lage ſein; doch hier kommt der § 34 des VVG. zu Hilfe, der 
beſtimmt: „Belege kann der Verſicherer inſoweit fordern, als die 
Beſchaffung dem Verſicherungsnehmer billigerweiſe zugemutet werden 
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kann. Auf eine Vereinbarung, durch welche von dieſer Vorſchrift 
zum Nachteil des Verſichernngsnehmers abgeſehen wird, kann ſich 
der Verſicherer nicht berufen.“ Hieraus ergibt ſich, daß der Ver⸗ 
ſicherer in aller Regel mit der Vorlegung des Ausſchlußurteils ſich 
wird begnügen müſſen !. 


§ 5. Die die Kriegsſterblichkeit beeinfluſſenden Faktoren 


Ehe wir an die Betrachtung der Kriegsſterblichkeitsſtatiſtik 
herantreten, iſt die Vorfrage zu beantworten, ob nicht gewiſſe kriegs⸗ 
techniſche Fortſchritte die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe ſelbſt der letzten 
Kriege als illuſoriſch erſcheinen laſſen. 

1. Die tödliche Wirkung der Geſchoſſe wird von vielen als er⸗ 
heblich geſteigert angeſehen. So ſagt zum Beiſpiel Binder in ſeinem 
Aufſatze „Die Kriegsſterblichkeit“?: „Namentlich die Fortſchritte in 
der Bewaffnung laſſen ſelbſt die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe der letzten 
Kriege als ziemlich illuſoriſch erſcheinen.“ Den entgegengeſetzten 
Standpunkt vertritt Gohlke in ſeinem Aufſatz „Die Leiſtung der 
Feuerwaffen in den Feldzügen von 1740 bis 1905“. Er ſagt: 
„Werfen wir einen Blick auf die Leiſtung der Waffen der ſchleſiſchen 
Kriege bis auf die Neuzeit zurück, ſo läßt ſich ein Fortſchritt in den 
Leiſtungen derſelben mit der Verbeſſerung der Waffen nicht er⸗ 
kennen?.“ 

2. Die Einwirkung unſerer Feuerwaffen, vor allem unſerer 
modernen Artillerie, auf den Gemüts⸗ und Nervenzuſtand iſt gegen 
früher ganz erheblich geſteigert. Bei dem mitunter mehrere Tage 
anhaltenden Trommelfeuer muß der ſeeliſche Zuſtand manches Soldaten 
erſchüttert werden. Geiſt und Körper werden geſchwächt, und eine 
Krankheit, die vielleicht der Körper im normalen Zuſtande leicht über⸗ 
ſtanden haben würde, findet einen wohl vorbereiteten, guten Nährboden. 


— — — ep 


1 Vgl. hierzu auch: Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 27, 1913; 
ferner Lins mayer, a. a. O. a 

2 Veröffentlichungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, 
Heft XXVI, Berlin 1914, S. 31. 

8 Preußiſche Jahrbücher, Bd. 152, Berlin 1913, S. 228 ff. — Die gleiche 
Anſicht vertritt auch Bernd („Die Zahl im Kriege“, Wien 1897, S. 159). Er 
ſagt: „Die Schlachten des Zukunftskrieges werden gewiß nicht größere blutige 
Verluſiprozente aufweiſen, als die der letzten Kriege.“ Edenſo Dumas 
(a. a. O. S. 75): „Nous verons au contraiıe, que les pertes sur le camp de 
bataille ont une tendance à diminuer A mesure que les armes se perfectionnent.“ 
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Verſchärfend können die mitunter ſtellenweiſe auftretenden großen 
Verpflegungs ſchwierigkeiten wirken, die bei der großen Heeresmaſſe 
nicht immer zu vermeiden ſind. Ob vielleicht auch die Berufs⸗ 
verſchiebung innerhalb unſerer Bevölkerung und die Urbaniſierung 
der letzten Jahrzehnte verſchärfend mit in die Wagſchale fällt, muß 
einſtweilen noch dahingeſtellt bleiben. Die Sterblichkeitsſteigerung 
infolge der Einwirkung des Geſchützfeuers auf Gemüts und Nerven⸗ 
zuſtand iſt aber keinesfalls hoch anzuſchlagen, denn bei weitem die 
meiſten Beſchädigten werden ja durch frühzeitige Aufnahme in ein 
Lazarett gerettet werden können. Hier nun tritt uns als ſterblichkeits⸗ 
mindernd unſer vorzüglich organiſiertes Sanitäts⸗ und Transport⸗ 
weſen entgegen. 

3. Das Kriegsſanitätsweſen kann in zweifacher Weiſe günſtig 
auf die Kriegsſterblichkeit einwirken: dadurch, daß die Heeresſeuchen 
immer mehr unterdrückt werden und auch ſchwere Verwundungen 
immer weniger zum Tode führen. Die Statiſtiken der Kriegs⸗ 
ſterblichkeit früherer Kriege beweiſen, daß die Verluſte durch Krankheit 
in den meiſten Fällen diejenigen durch Wunden weit überſteigen, zu⸗ 
gleich aber auch, daß in den letzten Kriegen, vor allen Dingen im 
Deutſch⸗Franzöſiſchen Krieg, die Sterblichkeit durch Krankheiten eine 
ſtark abſteigende Tendenz hatte. Die anſteckenden Krankheiten, von 
denen vor allen Dingen Typhus, Cholera, Ruhr, Malaria und Pocken 
eine große Rolle ſpielten, weiß man heute zu verhindern oder doch 
wenigſtens ſofort, wenn ſie an einer Stelle aufgetreten ſind, auf ihren 
Herd zu beſchränken; fie find eben, wie Dr. Stein ſagt!, zu den ver⸗ 
meidlichen Krankheiten zu rechnen. Eine Furcht vor ihnen iſt heute 
unbegründet. Angeſichts der Tatſache, daß es auf dem tiirfifd- 
bulgariſchen Kriegsſchauplatz im Balkankriege gelungen iſt, die von 
türkiſchen Truppen von Nordſyrien her eingeſchleppte Cholera inner⸗ 
halb eines Monats niederzuringen, ſpricht Prof. Dr. med. Florſchütz 
ſeine Hoffnung für die Zukunft dahin aus: „Solche Erfahrungen 
geben uns aber das Recht, getroſt der Zukunft entgegenzuſehen, mag 
ſie bringen, was ſie will. Die Zeit der Freiheitskriege und auch die 
der ſpäteren Kriege wird nicht wiederkommen, die Seuchenſterblichkeit 
muß auch im Kriege eine ganz andere, eine beſſere werden?.“ 


1 „Krieg und Seuchengefahr“, Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 41, 
14. Oktober 1914. 
. ? Berdffentlidungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft 
Heft XXVI, S. 50. 
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Der Fortſchritt in der Behandlung der Verwundeten kommt 
hinzu. Das Streben geht dahin, einem jeden möglichſt ſchnell die 
erſte Hilfe angedeihen zu laſſen, um jegliche Infektion in der Wunde 
zu verhindern. Im Jahre 1870 befanden ſich allein infolge der 
innerhalb fünf Tagen vor Metz eingetretenen deutſchen Verluſte 
32 932 Mann in ärztlicher Behandlung; trotz dieſer ungeheuren Ber: 
luſte war bereits am 19. Auguſt mittags ſämtlichen Verwundeten die 
erſte Hilfe gebracht und der ärztliche Dienſt auf dem Schlachtfeld 
beendet. Um der Gefahr der Seuchen uſw. durch zu große Anhäufung 
der Kranken an ungeeigneten Orten zu entgehen, wird für eine 
möglichſt raſche Zerſtreuung derſelben geſorgt !. 

4. Im Kriege 1866 befriedigte der Eiſenbahnkrankentransport 
in Preußen durchaus nicht; aber im Anſchluß an dieſen Krieg fanden 
die Vorbereitungen für die Sanitätszüge ſtatt, die dann im Kriege 
1870/71 eine treffliche Entwicklung nahmen. Es beftanden damals 
21 Sanitätszüge, die durchſchnittlich 200 Verwundete faßten, und 
die in 163 Fahrten 36 295 Verwundete nach Deutſchland brachten. 
Außerdem wurden in 305 Krankenzügen 127 582 Leichtkranke und 
Leichtverwundete befördert. Außerdem fällt dem Transportweſen 
noch eine andere wichtige Aufgabe zu, nämlich die der Lebensmittel⸗ 
verforgung “. | 

5. Die Kriegstaktik. Sie muß dahin gerichtet fein, möglichſt 
die Gefahr der modernen Waffen abzuſchwächen. Dies kann geſchehen 
einmal dadurch, daß man der geſteigerten Gewalt des Feuers 
neue Deckungen (Befeſtigungen uſw.), d. h. den gewaltigen Trutz⸗ 
auch ebenbürtige Schutzwaffen entgegenſetzt, und dann dadurch, 
daß die gewaltigen Truppenmaſſen nicht an einem Flecke konzen⸗ 
triert werden und im Sturm angreifen, ſondern daß man ver⸗ 
ſucht, ſchon aus weiteſter Entfernung durch Geſchützfeuer den Feind 


1 Ein Licht auf unſer Sanitätsweſen im gegenwärtigen Kriege ſowie auch 
zum Teil auf die Art der Verwundungen wirft eine intereſſante Erörterung 
über die Kriegsſterblichkeit im deutſchen Heere in Wallmanns Verſicherungs⸗ 
zeitſchrift vom 3. Auguſt 1916. Es heißt dort: „Laut amtlicher Mitteilung 
wurden von den in den Lazaretten des geſamten deutſchen Heimatsgebietes be⸗ 
handelten Angehörigen des deutſchen Feldheeres nach der letzten vorliegenden 
Statiſtik 90,2% é wieder dienſtfähig, 1,4% ftarben, 8,4 % blieben dienſt⸗ 
unbrauchbar oder wurden beurlaubt. Infolge der hygieniſchen Maßnahmen, 
beſonders infolge der ſtreng durchgeführten Schutzimpfung iſt die Zahl der Er⸗ 
krankungen an Seuchen im Heere verſchwindend gering geblieben“ (S. 1380). 

2 Vgl. H. v. Beſeler, „Krieg und modernes Verkehrsweſen“, Preußiſche 
Jahrbücher, Bd. 152, Berlin 1913, S. 385 ff. 
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zu erſchüttern und erſt, wenn man die Wirkung des eigenen Feuers 
an dem Nachlaſſen des feindlichen erkannt hat, Infanterieangriffe in 
aufgelöſten Schützenlinien macht. 

Zum Schluß ſei noch zweier Momente Erwähnung getan, denen 
man unter Umſtänden einen Einfluß auf den Kriegsſterblichkeits⸗ 
verlauf zuſprechen kann bzw. zugeſprochen hat: 

6. Die Beſchaffenheit des Landes. Gemeint ſind die, die Kriegs⸗ 
ſterblichkeit erhöhenden Momente in einem überſeeiſchen Kriege, einem 
Rolonialfriege?. Abgeſehen davon, daß die Sterblichkeit bei einem 
überſeeiſchen Kriege ſchon durch die Seegefahr bei dem Truppen⸗ 
transport erhöht wird, ſind es vor allem drei Momente, die auf die 
Kriegsſterblichkeit ungünſtig einwirken: a) Klima, b) Infektionen, 
e) ſchlechte Entwicklung des Transport- und Sanitätsweſens. 

a) Soweit die außereuropäiſchen Gebiete in der gemäßigten 
Zone liegen, iſt die Sterblichkeit nicht weſentlich verſchieden von der 
in Europa; in den tropiſchen und ſubtropiſchen Gebieten dagegen 
find die Sterblichkeitsverhältniſſe weit ungünſtiger. Die große Hitze 
und Luftfeuchtigkeit, wodurch die menſchliche Körpertemperatur um 
4—5° fteigt, während bei trockener Luft die Steigerung kaum 1° 
beträgt, bringt Gefahren für Leber, Herz uſw. Die großen Unter⸗ 
ſchiede zwiſchen Tages⸗ und Nachttemperatur führen leicht zu ſchweren 
Erkältungen. 

b) Hierzu kommt die große Gefahr einer Infektion durch die 
verſchiedenen Bakterien: ſo vor allem Malaria, Pocken, Cholera, 
Beriberi uſw., eine Gefahr, die natürlich im Kriege für einen durch 
Strapazen geſchwächten Körper noch größer iſt. 

c) Alle diejenigen Einrichtungen, die auf einem europäiſchen 
Kriegsſchauplatz die Kriegsſterblichkeit zu mindern imſtande ſind, 
Sanitäts⸗ und Transportweſen, fehlen beim Kolonialkriege entweder 
ganz, oder ſie weiſen ſehr große Mängel auf. 

7. Schließlich hat man bisher nicht zuletzt der weltwirtſchaftlichen 


1 Bal. hierzu: 

1. Dr. jur. Leibbrand, „Zur Frage der Kriegsverſicherung bei den deut⸗ 
ſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften“, Zeitſchrift für die geſamte Ver⸗ 
ſicherungswiſſenſchaft, Bd. 1, 1901, S. 258 ff. 

2. „Arztlicher Ratgeber für Tropenreiſende“, Dr. Rheiner, St. Gallen. 

3. Braun, „Die Behandlung außereuropäiſcher insbeſondere von Tropen⸗ 
Niſiken in der deutſchen Lebensverſicherung“, Zeitſchrift für die geſamte 
Verſicherungswiſſenſchaft, Bd. 12, Berlin 1912. 

4. Berichte des V. internationalen Kongreſſes für Verſicherungswiſſenſchaft. 
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Entwicklung eine ſterblichkeitsmindernde Bedeutung im Falle eines 
Krieges zugeſprochen. Man ging davon aus, daß die Entſcheidung 
heute nicht mehr allein auf dem Schlachtfelde fällt, ſondern daß 
weltwirtſchaftliche Gründe dieſelbe beeinfluſſen, indem ſie das Ende 
des Krieges eher herbeiführen, als es ohne unſere weltwirtſchaftliche 
Entwicklung der Fall fein würde. „La crise économique diminuera 
la mortalité militaire en arrétant les combats avant qu’ils aient 
produit tout leur effet!“. Dieſe Erwartungen haben ſich im gegen⸗ 
wärtigen Kriege durchaus nicht bewahrheitet. 

Alle dieſe Betrachtungen ſtehen im Gegenſatz zu der häufig ver⸗ 
tretenen Anſicht, daß gewiſſe kriegstechniſche Fortſchritte die ſtatiſtiſchen 
Ergebniſſe der früheren Kriege illuſoriſch erſcheinen ließen. 


§ 6. Die Statiſtik der Kriegsſterblichkeit 


Die Frage der Kriegsſterblichkeitsſtatiſtik iſt ebenſo wichtig wie 
ſchwierig. Erſt ſeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts exiſtiert 
brauchbares und zuverläſſiges Material, ſoweit nämlich Generalftabs- 
werke oder ſonſtige amtliche Aufzeichnungen erſchienen ſind; dieſes 
Material iſt zuſammengetragen zu dem Zwecke, in den einzelnen 
Phaſen des Krieges die Kriegsbereitſchaft nachzuweiſen, alſo nicht nach 
Geſichtspunkten, die den Verſicherungstechniker vor allem intereſſieren, 
und hat deshalb nur einen bedingten Wert. Es werden hier Kriege 
der verſchiedenſten Nationen, die zu verſchiedenen Zeiten unter ver⸗ 
ſchiedenen Bedingungen geführt wurden, nebeneinandergeſtellt. Wollte 
man etwa das arithmetiſche Mittel der Verluſte in allen dieſen Kriegen 
nehmen, jo würden hiermit alle die einem jeden einzelnen Kriege an- 
haftenden individuellen Momente vollſtändig aus dem Auge verloren. 
Was können wir überhaupt als Reſultat einer Kriegsſterblichkeits⸗ 
ſtatiſtik erhoffen? Durch ſie gewinnen wir nur Anhaltspunkte, um die 
Grenzen zu beſtimmen, innerhalb deren die Kriegsverluſte ſchwanken. 
Die weitere Aufgabe iſt es dann, unter Berückſichtigung der die Kriegs⸗ 
ſterblichkeit beeinfluſſenden Faktoren und deren Entwicklung innerhalb 
dieſer Grenzen die eventuellen Verluſte eines beſtimmten Landes 
ſchätzungsweiſe zu beſtimmen. 

Zur Aufſtellung der Kriegsſterblichkeitsſtatiſtik ſtanden nachſtehende 
Schriften zur Verfügung, die ſich zum großen Teil auf Generalſtabs⸗ 
werken und amtlichen Veröffentlichungen aufbauen: 


1 Dumas, a. a. O. S. 105. 
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1. Dumas: L’assurance du risque de guerre i. 
2. Karup: Die Lebensverſicherung auf den Todesfall im Kriege. 
3. Berndt: Die Zahl im Kriege. 
4. Brüders: Geſchichte und Grundlage der ſogenannten Kriegs⸗ 
verſicherung. 
Das Material für die „Oſtaſiatiſche Expedition“ iſt Maſius' 
Rund ſchau entnommen !. | 
(Siehe die Tabelle auf der folgenden Eeite.) 
Dieſe Statiſtik beſtätigt die in § 5 angeſtellten Unterſuchungen. 
Es erhebt ſich die Frage, welchen Einfluß die Dauer eines 
Krieges auf die Kriegsſterblichkeit hat. Kann man ohne weiteres 
die Kriegsſterblichkeitsergebniſſe eines 35 tägigen Krieges (Preußiſch⸗ 
Oſterreichiſcher Krieg 1866) mit einem ſolchen von 2 jähriger Dauer 
(Krimkrieg) vergleichen? Bisher hat man vielfach das Moment der 
verſchiedenen Dauer der Kriege damit abtun zu können geglaubt, 
daß man ſagte: Die Dauer der Kriege wirkt auf das Kriegsriſiko 
nicht weſentlich ein, denn je kürzer der Krieg, um ſo intenſiver wird 
er geführt. Daß aber die Dauer des Krieges einen großen Einfluß 
auf die wahrſcheinliche Kriegsteilnahme ausübt, hat man dabei über⸗ 
ſehen. Auch hat man geglaubt, daß die Kriegsdauer nicht weſentlich 
auf die Kriegsſterblichkeit einwirke. Dieſer Anſicht kann man 
nur bis zu einer gewiſſen Grenze zuſtimmen. Der Satz: Kriege 
von kurzer Dauer werden um ſo intenſiver geführt, die Verluſte 
treten hier in verhältnismäßig wenigen Tagen auf, die ſich ſonſt 
über eine längere Zeit verteilen würden, mag ſeine Richtigkeit haben, 
und es kann deswegen auch angängig ſein, einen Krieg von 35 Tagen 
mit einem ſolchen von 6 Monaten Dauer zu vergleichen; aber ſchwer⸗ 
lich wird man einſehen können, daß ein 35 tägiger Krieg ohne weiteres 
vergleichbar ſei mit einem mehrjährigen. Das Ziel muß ſein, die 
Kriegsſterblichkeitsprozentſätze eines jeden Krieges für ein Jahr an⸗ 
zugeben. Hier ergibt ſich die Schwierigkeit, wie die Prozentſätze bei 
Kriegen unter einem Jahr erhöht und bei Kriegen über einem 
Jahr ermäßigt werden müſſen; aber immerhin muß jede ſolche Er⸗ 
höhung oder Ermäßigung, in vernünftigen Grenzen gehalten, trotz 
ihrer großen Unbeſtimmtheit ein zuverläſſigeres Reſultat liefern, als 
wenn die Kriege ohne Rückſicht auf die Dauer miteinander ver⸗ 
glichen werden. 
1 Mitteilungen der Vereinigung ſchweizeriſcher Verſicherungsmathematiker, 


Heft VI, Bern 1911, S. 71—171. 
2 Bd. 1901, S. 270 u. 397; Bd. 1902, S. 304. 
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Eine Schätzung der Kriegsſterblichkeit darf ſich ferner nicht auf 
den Geſamtverluſten der bisherigen Kriege aufbauen, es müſſen viel⸗ 
mehr, um zu einem möglichſt brauchbaren Reſultate zu gelangen, 
die Verluſte durch Wunden und die durch Krankheiten geſondert be⸗ 
trachtet werden. 

a) Verluſte durch Wunden: Der Verſuch, die prozentualen 
Verluſte durch Wunden für jeden Krieg auf ein Jahr zu berechnen, 
bringt, wie unten erſichtlich, eine größere Gleichmäßigkeit der einzelnen 
Verluſtziffern mit ſich. 

Es ſollen die Sterblichkeitsprozentſätze der Kriege, deren Dauer 
zwiſchen 9 Monaten und 1½ Jahr liegt, als für ein Jahr geltend 
gerechnet werden. Bei Kriegen von geringerer Dauer als 9 Monaten 
ſind die Sterblichkeitsſätze um ein Drittel zu erhöhen und bei ſolchen 
von mehr als 1¼ Jahren um ein Drittel zu reduzieren. Den fo 
gewonnenen Sterblichkeitsprozentſätzen. ſollen die tatſächlichen, in 
denen ſich noch die verſchiedene Dauer der Kriege widerſpiegelt, 


gegenübergeſtellt werden: 


Verluſte infolge. Berechnung 
Verwundungen auf 1 Jahr 


% 0% 

SC Frankreich 6,5 4.3 
Krim krieg England 47 31 
Italieniſcher Krigg Frankreich 2,8 3,7 
Däniſcher Krigg Preußen 1,9 2,5 
Preußiſch-Oſterreichiſcher Krieg d Le ae 55 
Deutſch⸗Franzöſiſcher Krieg. . Deutſchland 2,5 3Ä,3 
Ruſſiſch⸗Türkiſcher Krieg. . . Rußland 4,9 4,9 
Nuſſiſch⸗Japaniſcher Krieg 1 45 3 


Es muß zugegeben werden, daß eine derartige Umrechnung, wie 
ſie hier zum Zwecke der Jahresverluſtangabe vorgenommen worden 
iſt, als willkürlich bezeichnet werden kann, denn es fehlt ja einſt⸗ 
weilen noch an jeglichen Anhaltspunkten. Hier eröffnet ſich aber ein 
neues Feld für die Zukunft. Es wird möglich ſein, dieſes Maß zu 
verfeinern, ſofern in den ſpäteren amtlichen Berichten die Sterblich⸗ 
keitsperluſte nicht allein für den ganzen Krieg, ſondern für einzelne 
Perioden des ſelben, jagen wir alle Vierteljahre, angegeben würden. 
Die Verſicherungstechnik wird in Zukunft, wenn ſie die Grundlagen 
zur Berechnung des Kriegsriſikos verfeinern will, ihr Augenmerk 
auf die Berechnung der Sterblichkeitsprozentſätze pro Jahr richten 
müſſen. 
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Die angeführten Sterblichkeitsprozentſätze ergeben folgendes Bild: 
Die Verluſte durch Wunden ſchwanken in den verſchiedenen Kriegen 
innerhalb gewiſſer Grenzen, die wir nunmehr anzugeben in der Lage 
find; fie liegen bei 4,9 und 1,6% . Viel mehr können wir aber 
auch eigentlich nicht ausſagen, denn ſobald wir aus dieſen Prozent⸗ 
ſätzen Schlüſſe für künftige Kriege ziehen, verlaſſen wir, ſtreng ge⸗ 
nommen, das Gebiet der Wiſſenſchaft und bewegen uns in Schätzungen. 
Doch an ſolchen wird der Verſicherungstechniker nicht vorbeikommen 
können, und ſo müſſen wir verſuchen, unter Berückſichtigung der die 
Kriegsſterblichkeit beeinfluſſenden Faktoren, von denen im vorigen 
Paragraphen die Rede war, die Schätzung den jeweiligen Verhält⸗ 
niſſen eines beſtimmten Landes anzupaſſen. Es würde zum Beiſpiel 
eine ſolche Schätzung innerhalb der ſtatiſtiſch feſtgelegten Grenzen 
unter Berückſichtigung der Verſchiedenheit der Kriegstaktik, des Kriegs⸗ 
und Menſchenmaterials, des Sanitäts- und Transportweſens für 
Deutſchland und Rußland ganz verſchieden ausfallen. Für Deutſch⸗ 
land glauben wir, vor allem wenn wir die Erfahrungen von 1864, 
1866 und 1870/71 mit in Betracht ziehen, eine Schätzung von jähr⸗ 
lich 3Ye—4% an Verluſten durch Wunden angeben zu dürfen. 

b) Verluſte durch Krankheiten: Hier können die Er: 
fahrungen, die in vielen früheren Kriegen gemacht worden find 
— beiſpielsweiſe im Krimkriege, amerikaniſchen Bürgerkrieg, mexi⸗ 
kaniſchen Krieg, ruſſiſch ⸗türkiſchen Krieg, die alle in der Statiſtik 
angeführt ſind — gar nicht als Maßſtab herangezogen werden. Hier 
können höchſtens die Erfahrungen der neueren Kriege Berückſichtigung 
finden, wobei allerdings ganz beſonders die prozentualen Verluſte 
Preußens und Deutſchlands mit in die Wagſchale fallen werden. 
Wir glauben infolgedeſſen, unter Berückſichtigung des großen Fort⸗ 
ſchritts unſeres Sanitäts⸗ und Transportweſens, 1,2% ũ annehmen 
zu ſollen. 

Demnach ergäbe ſich unter Ausſchaltung der Vermißten ein 
Geſamtverluſt von 4,7 —5,2 %% im Verhältnis zur Geſamtſtärke. Gr 
höht man dieſen, um die Vermißten auch mit einzubeziehen, noch 
um 0,8 „%, fo ergibt fich ſchließlich als Endreſultat der Betrachtung 
eine Schätzung der Kriegsſterblichkeit von 5⅛—6 %o pro Jahr !. 


1 Wie ſich die Verluſte einer Reihe von Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 
in dieſem Kriege zu dieſer Schätzung verhalten, läßt ſich einigermaßen aus den 
ſpäter angeführten Tabellen über die Kriegsſterblichkeitsverluſte einer Anzahl 
von Geſellſchaften im Jahre 1914 und 1915 erſehen. 


2077] Übernahme d. Kriegsgefahr durch d. Lebensverſicherungs⸗Geſellſch. 397 


Dem hier gewonnenen Reſultate ſtehen zwei andere Schätzungen 
gegenüber: Karup glaubt eine Kriegsſterblichkeit von 10% — auf 
ihn greift auch Brüders zurück —, Klang, Smee, Adland und das 
Eidgenöſſiſche Verſicherungsamt einen Verluſt von 5% als richtiges 
Maß angeben zu können, wobei allerdings nicht zu vergeſſen iſt, 
daß alle bisherigen Schätzungen ſich auf die ganze Kriegsdauer be⸗ 
ziehen, während die hier vorgenommene die Verluſte pro Jahr an⸗ 
geben ſoll. 

Nicht alle unter den Waffen Stehenden ſind der gleichen Sterb⸗ 
lichkeitsgefahr ausgeſetzt, vielmehr ſind hier verſchiedene Gefahren⸗ 
klaſſen zu unterſcheiden. Nach welchen Geſichtspunkten dieſe einzelnen 
Gefahrenklaſſen zu bilden ſind, läßt ſich erſt nach Beendigung dieſes 
Krieges, ſobald genaue ſtatiſtiſche Ergebniſſe vorliegen, entſcheiden. 
Eines läßt ſich jedoch heute ſchon jagen, daß die Gefahrenklaſſen, 
wie ſie bisher üblich waren, nicht mehr beibehalten werden können, 
denn die Grenzen zwiſchen Landſturm, Landwehr, Reſerve und aktiven 
Truppen haben ſich, was ihre Kriegsverwendung anlangt, als ſehr 
flijfig und zum Teil als überhaupt nicht vorhanden erwieſen. Auch 
wird die erhöhte Sterblichkeitsziffer der Offiziere in Zukunft vielleicht 
nicht mehr ſo betont werden können. Ob man, ſofern überhaupt 
eine Differenzierung nach Gefahrenklaſſen beibehalten werden ſoll, 
nicht vielleicht nur Kombattanten und EE unterſcheiden 
ſoll, bleibe dahingeſtellt. 


8 7. Das Kriegsriſiko im Nahmen der Lebensverficherung 

Welche Bedeutung haben nun die Schätzungen der drei das 
Kriegsriſiko beſtimmenden Faktoren für eine Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft? Auf drei mehr oder weniger ſchwankenden Säulen läßt 
ſich kein ſicheres Gebäude errichten. Hiermit ſoll geſagt ſein: Es 
iſt nicht möglich, auf den drei Faktoren eine felbftandige Kriegs⸗ 
verſicherung aufzubauen, die die Auszahlung einer beſtimmten Ver⸗ 
ſicherungsſumme garantiert, und die die Schadenſumme ausſchließlich 
decken will aus Prämien, deren Berechnung ſich begründen müßte 
auf der Abſchätzung der fraglichen drei Faktoren. Ein ſolches Unter⸗ 
nehmen trägt ſtets den Charakter einer Spekulation. Zu einem 
ſolchen Zwecke kann alſo die Schätzung des Kriegsriſikos nicht ger, 
wandt werden. Sie kann nur dazu dienen, die Höhe eines Kriegs⸗ 
reſervefonds — mag er aus den Prämien der Kriegsverſicherten oder 
aus Teilen der jährlichen Geſellſchaftsüberſchüſſe oder ſonſtwie an⸗ 
geſammelt werden — zu berechnen, der nach menſchlichem Ermeſſen 

a 
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notwendig iſt, um einen Krieg überſtehen zu können, kann aber auch 
hier nur einen brauchbaren Anhaltspunkt geben. Aus Sicherheits⸗ 
gründen wird man den Fonds nach Kräften mehr und mehr über 
der berechneten Größe zu halten beſtrebt ſein müſſen. 

1. Eine aus Erfahrungen früherer Kriege gewonnene Kriegs⸗ 
ſterblichkeitsziffer hat für die einzelne Geſellſchaft gewiß einen ſehr 
zweifelhaften Wert. Laſſen ſich ſelbſt Geſetze aufſtellen, die für 
Millionenheere innerhalb beſtimmter Grenzen Gültigkeit haben, ſo 
ſind dieſe Geſetze nicht übertragbar auf einen verhältnismäßig kleinen 
Verſicherungsbeſtand einer Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft. Je kleiner 
dieſer Beſtand, um ſo weniger tatſächliche Bedeutung hat die Schätzung 
der Kriegsſterblichkeit. Ein kleiner Kriegsverſichertenbeſtand kann nun 
ſeine Urſache haben in zwei Momenten: a) der geringen Ausdehnung 
der Geſellſchaft, d. h. der lokalen Begrenzung, und b) in den die 
Aufnahme erſchwerenden Kriegsverſicherungsbedingungen. Je größer 
eine Geſellſchaft, je entgegenkommender ihre Bedingungen, um ſo 
größer wird naturgemäß ihr Beſtand an Kriegsverſicherten ſein, um 
ſo weniger iſt der Sterblichkeitsverlauf in der Geſellſchaft von den 
Vorgängen an einer beftimmten Stelle der Front beeinflußt, um fo 
eher wird alſo ſchon innerhalb der Geſellſchaft ein Riſikoausgleich 
möglich und ſomit das Ergebnis der Schätzung der Kriegsſterblich⸗ 
keit anwendbar ſein. Das von dieſem Standpunkte aus zu erſtrebende 
Ziel muß demnach ſein: Zuſammenſchluß der Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften zwecks Regelung der Kriegsverſicherungsfrage zu einem 
Verbande, einheitliche und entgegenkommende Bedingungen. 

2. Dienen die Schätzungen der Kriegswahrſcheinlichkeit und 
wahrſcheinlichen Kriegsteilnahme zur Feſtlegung von Kriegszuſatz⸗ 
prämien, wie dies ja beim Prämienſyſtem geſchieht, ſo gehen all die 
Unſicherheiten, die dieſen Schätzungen anhaften, auf die Prämien 
über. Solche Prämien können alſo nicht als eine Leiſtung angeſehen 
werden, die die Gegenleiſtung der Geſellſchaft durch Tragung des 
vollſtändigen Kriegsriſikos deckt. Solche Schätzungen von Kriegs⸗ 
wahrſcheinlichkeit vim. und ſomit die Erhebung der auf ihnen out, 
gebauten Zuſatzprämien können nur den Zweck verfolgen, Anhalts⸗ 
punkte zu gewinnen, um die Kriegsverſicherten für einen normaler⸗ 
weiſe zu erwartenden Kriegsſchaden im voraus heranzuziehen. Geht 
der tatſächliche Kriegsſchaden über den erwarteten hinaus, ſo müſſen 
gemäß dieſer Differenz entweder die Überlebenden (Umlageſyſtem) 
oder die gefallenen Kriegsverſicherten (Reduktion) oder ſchließlich die 
Geſamtheit der Verſicherten zur Deckung herangezogen werden. 

e 
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Weſentlich iſt alſo für jede Geſellſchaft letzten Endes folgendes: 
Sie hat dafür Sorge zu tragen, daß im Bedarfsfalle die erforder⸗ 
lichen Deckungsmittel in Spezialfonds oder in den ſtatutariſch zur 
Verwendung kommenden Jahresüberſchüſſen vorhanden find. 


Zweiter Abſchnitt 


Verhalten der deutſchen Lebensverſicherungs 
Geſellſchaften dem Kriegsriſiko gegenüber 


§ 8. Geſchichtlicher Aberblick 


Der älteſte Standpunkt, den die Geſellſchaften dem Kriegsriſiko 
gegenüber einnahmen, war der der vollſtändigen Ablehnung, d. h. 
die Police wurde durch die Teilnahme an einem Kriege ungültig. 
Dieſer Standpunkt iſt auch leicht erklärlich, wenn man ſich vergegen⸗ 
wärtigt, daß die Stellungnahme einer Verſicherungsgeſellſchaft zum 
Kriegsriſiko weſentlich beeinflußt wird von der Heeresverfaſſung. 
Abgeſehen davon, daß Anhaltspunkte auch nur für eine annähernde 
Beſtimmung des Kriegsriſikos fehlten, waren auch die Verhältniſſe 
im Heeresweſen nicht dafür angetan, der Frage des Kriegsriſikos 
große Bedeutung beizulegen. Solange nämlich Werbe-, Cine und 
Loskaufſyſtem vorherrſchten, ſolange auch in Deutſchland das Syſtem 
der allgemeinen Wehrpflicht nicht Platz gegriffen hatte, ſo lange 
mußte auch die Gefahr der Kriegsſterblichkeit angeſehen werden als 
eine Berufsgefahr, die nur gewiſſen Klaſſen der Bevölkerung an- 
haftet, und die man aus der Lebensverſicherung auszuſchalten be⸗ 
ſtrebt ſein mußte. Daher iſt auch der § 61 der erſten Gothaer 
Bankverfaſſung vom Jahre 1828 zu verſtehen, in dem beſtimmt war: 
„Wenn ein Verſicherter in den aktiven Kriegsdienſt oder in den 
Seedienſt geht, wird die ſein Leben betreffende Police ungültig. Es 
bleibt aber dem Eigentümer unbenommen, vor erfolgter Annahme 
ſolcher Dienſte über die Füglichkeit einer bedingten Fortdauer der 
Verſicherung mit der Bank zu verhandeln“ !. Waren ſolche Be⸗ 
ſtimmungen über die Kriegsgefahr nicht zuletzt auch als ein Ausfluß 
der Heeresverfaſſung anzuſehen, ſo war von vornherein die Not⸗ 
wendigkeit gegeben, ſobald einmal die Heeresverfaſſung ſich änderte, 


1 Die Stellung der Lebensverſicherungsbank für Deutſchland zu Gotha 
zur Frage der Kriegsverſicherung, Rundſchau der Verſicherungen, Maſius, 
Jahrgang XXXVIII, Leipzig 1888, S. 118. 
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auch dieſe Kriegsverſicherungsbedingungen einer Anderung zu unter- 
werfen. In dieſem Sinne äußerte ſich auch der im Jahre 1847 
erſtattete Rechenſchaftsbericht der Gothaer Bankverwaltung, in dem 
es hieß: „Sollte das Heerweſen in Deutſchland einer Umgeſtaltung 
unterworfen werden, wie nicht unwahrſcheinlich iſt, ſo wird es von 
der Natur der vorgenommenen Anderungen und von der künftigen 
Geſtaltung der allgemeinen Volksbewaffnung abhängen, ob jene be⸗ 
ſchränkende Beſtimmung ferner beizubehalten iſt, oder wie ſie modi⸗ 
fiziert werden muß, um den veränderten Intereſſen der Bankteilhaber 
zu entſprechen. Die Bankbehörden werden dieſem wichtigen Gegen⸗ 
ſtande die gebührende Aufmerkſamkeit zu widmen nicht verfehlen“ !. 
Infolge der ſukzeſſiven Erweiterung der allgemeinen Wehrpflicht 
erkannte man die Härte und Unbilligfeit einer ſolchen Beſtimmung, 
wie ſie im § 61 der Gothaer Bankverfaſſung von 1828 enthalten 
war, und ſo ging man dazu über, wenigſtens das Deckungskapital 
zurückzuerſtatten, beharrte im übrigen aber noch auf dem Prinzip 
der Riſikoablehnung. So beſtimmt die Gothaer 1848, daß die⸗ 
jenigen, deren Verſicherung infolge der Teilnahme an einem Kriege 
unterbrochen wird, die volle auf die Verſicherung entfallene Reſerve 
erhalten. Die erſte Geſellſchaft, die mit dieſem Standpunkte brach, 
war die 1854 in Köln a. Rhein gegründete Concordia. Da jedoch 
damals ausreichende Anhaltspunkte zur Bemeſſung des Kriegsriſikos 
vollſtändig fehlten, ſo mußte die Concordia verſuchen, das Riſiko 
möglichſt zu mindern, und dies erreichte ſie durch die Einführung 
einer fünfjährigen Karenzzeit Dieſem Vorgehen ſchloſſen ſich noch 
drei andere Geſellſchaften an. Hiermit war man aber nicht er⸗ 
heblich viel weiter gekommen, denn infolge dieſer langen Karenzzeit 
blieben für einen größeren Teil, und zwar den jüngeren, die Ver⸗ 
hältniſſe genau wie vorher. In den nunmehr folgenden Kriegen 
der Jahre 1864, 1866, 1870 ſchlugen die Geſellſchaften, die das 
Kriegsriſiko übernahmen — es waren die meiſten — einen anderen 
Weg der Riſikominderung ein. Ausgehend von dem Gedanken, daß 
diejenigen, die ein beſonderes Riſiko darſtellten, auch ihre Leiſtungen 
der Verſicherungsgeſellſchaft gegenüber erhöhen müßten, damit nicht 
die normalen Riſiken zugunſten der anderen benachteiligt würden, 
erhoben fie Extraprämien, und zwar für Kombattanten 5 —10 %, 
für Nichtkombattanten 3—5 %%; außerdem wurde eine Maximal⸗ 
höhe der Verſicherungsſumme in vielen Fällen feſtgelegt. Daß die 


1 Ebenda S. 120. 
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Erhebung ſo hoher Prämien bei Ausbruch eines Krieges eine mini⸗ 
male Inanſpruchnahme der ſogenannten Kriegsverſicherung nach ſich 
ziehen mußte, liegt klar auf der Hand . Die weitere Entwicklung 
der Übernahme der Kriegsgefahr nach dem Kriege 1870 ſtand im 
weſentlichen unter dem Zeichen der Riſikoteilung, eine Idee, die von 
dem Verein deutſcher Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften ausging. 
Der Kernpunkt dieſes Gedankens, der die Folgezeit bis 1888 be⸗ 
herrſchte, war der Zuſammenſchluß einer großen Anzahl von Geſell⸗ 
ſchaften zu dem Zwecke der gemeinſamen Haftung für die unter den 
dem Verbande angehörigen Verſicherten eingetretenen Kriegsſchäden, 
jedoch unter beſtimmten Vorausſetzungen. Im Jahre 1888 mußte 
man von dieſem Gedanken der Riſikoteilung Abſtand nehmen infolge 
des Vorgehens der Gothaer, die die Kriegsgefahr nunmehr für 
Wehrpflichtige und Nichtkombattanten ohne Extraprämie und ohne 
Karenzzeit übernahm. Dieſes Vorgehen beruhte auf der Anſicht, 
daß die Gefahr, der ſich der Wehrpflichtige im Kriegsfalle nicht ent⸗ 
ziehen könne, von der Geſamtheit der Verſicherten getragen werden 
müßte, ohne den Wehrpflichtigen durch beſondere Zuſchlagsprämien 
zu belaſten. Welche Gründe damals die Gothaer Bank zu einem 
ſolchen Schritte veranlaßt haben, darüber gibt uns die Bank⸗ 
verwaltung ſelbſt Aufſchluß, wenn ſie ſagt: „Keineswegs das, was 
man Konkurrenzſucht nennt, keineswegs ein patriotiſcher oder humani⸗ 
tärer Impuls, wohl aber die ſcharfe Erfaſſung der heutigen, in den 
Staaten des Bankgebietes im weſentlichen übereinſtimmenden Heeres⸗ 
verfaſſung mit ihren unumgänglichen Anforderungen an die ganze 
Nation; wohl aber der Gerechtigkeitsſinn, welcher nicht dulden mag, 
daß der eine zu den Überſchüſſen weitaus das meiſte beitragende 
Teil der Verſicherten zu den Laſten des Kriegsdienſtes auch noch 


1 Die Feſtſetzung von Extraprämien in obiger Höhe müſſen für die 
damalige Zeit als vage Verſuche angeſehen werden, da genauere, ſichere Anhalts⸗ 
punkte für eine ſolche noch faſt gänzlich fehlten. Doch dieſes Vorgehen läßt 
klar erkennen, daß die Praxis die Notwendigkeit erkannte, in irgendeiner Weiſe 
die Gültigkeit der Verſicherungspolice auch im Kriegsfalle aufrechterhalten zu 
müſſen. Nachdem ſo die Praxis vorangegangen war, mußte man auch von der 
wiſſenſchaftlichen Seite aus dem Problem der Kriegsgefahr im Rahmen der 
Lebensverſicherung größere Aufmerkſamkeit zuwenden, und ſo erſchienen denn in 
jener Zeit die erſten theoretiſchen Unterſuchungen über dieſes Thema, von denen 
hier vor allem die Arbeit von Karup erwähnt ſei: „Die Lebensverſicherung 
auf den Todesfall im Kriege“, Leipzig 1869. So wurde denn damit begonnen, 
auch wiſſenſchaftlich ſo weit wie möglich, für die Übernahme der Kriegsgefahr 
eine genauere Grundlage aufzubauen. | 
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hohe Zuſchlagsprämien oder den Verluſt der Anſprüche aus der 
Verſicherung zu tragen habe; wohl aber ferner die pflichtmäßige 
Rückſicht auf das Intereſſe der Geſamtheit der Verſicherten, welches 
einen Rückgang im Zuwachs junger Verſicherter nicht vertragen kann, 
hat den Bankvorſtand beſtimmt, berechtigt und verpflichtet zu der 
Reform, welche der § 68 der revidierten Bankverfaſſung enthält“ ?. 
Dieſe Reform der Gothaer führte zu mehreren Prozeſſen, die zu⸗ 
gunſten der Gothaer Bank entſchieden wurden?. 

Nur ein Teil der Geſellſchaften konnte auf dem von der Gothaer 
gezeigten Wege folgen, denn es iſt klar, daß gewiſſe Maßnahmen, 
die von kapitalkräftigen Unternehmungen unſchwer ertragen werden, 
auf kleine, junge Unternehmungen runiös wirken können. So hat 
ſeit 1888 eine jede Verſicherungsgeſellſchaft ihre eigenen Kriegs⸗ 
verſicherungsbedingungen, deren Entwicklung bis auf die Gegenwart 
das Streben erkennen laſſen, dem Bedürfniſſe der Verſicherten nach 
Möglichkeit mehr und mehr entgegenzukommen. 

Einer neuen Frage ſahen fic) die deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften im Jahre 1900 gegenübergeſtellt, nämlich derjenigen, 
ob und unter welchen Bedingungen auch das außereuropäiſche Kriegs⸗ 
riſiko übernommen werden ſollte. Die Preußiſche Aufſichtsbehörde 
ſtellte dieſe Frage der am 27. und 28. November 1900 ſtattgehabten 
Sitzung des Verſicherungsbeirates zur Beratung?, der auf Grund 
der Referate der beiden Herren Dr. jur. Leibbrand und Gerichts⸗ 
aſſeſſor a. D. Heyl zu dem Schluſſe kam: „Es iſt geboten, daß die 
deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften auch das überſeeiſche 
Kriegsriſiko mitverſichern, jedoch nur gegen Erhöhung der ſonſt üblichen 
Extraprämien; über den Betrag dieſer Erhöhung kann der Beirat 
ein Gutachten nicht abgeben.“ Soweit aus dem zur Verfügung 
ſtehenden Material“ erſichtlich war, hat ein großer Teil der deutſchen 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften das Riſiko der Oſtaſiatiſchen Expedion 
übernommen, und zwar teils nach ihren alten Verſicherungsbedingungen 
ohne beſondere Zuſchlagsprämie, teils gegen beſonderen Zuſchlag, 
oder auch unter Feſtlegung einer Maximalverſicherungsſumme. 


1 Die Stellung der Lebensverſicherungsbank für Deutſchland zu Gotha 
zur Frage der Kriegsverſicherung. a. a. O. S. 126. 

2 Eine kritiſche Betrachtung des Gothaer Syſtems ſei hier übergangen: 
ſie ſoll Gegenſtand eines beſonderen Paragraphen ſein. 

2 Vgl. Zeitſchrift für Verſicherungsweſen 1901, Nr. 15; Zeitſchrift für die 
geſamte Verſicherungswiſſenſchaft 1901, S. 258 ff. 

+ Maſius' Rundſchau 1900. S. 240 f., 326 f., 292. 
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§ 9. Heutiger Stand der Kriegsverſicherung 


Von 42 Geſellſchaften lehnen nur acht! das außereuropäiſche, 
Kriegsriſiko ab, zwei? ſehen eine beſondere Vereinbarung vor, drei 
erheben eine beſondere Zuſchlagsprämie, die eine von jährlich 3 %/oo 
nachzahlbar vom Verſicherungsbeginn an nebſt 4% Zinſen?, eine 
andere für Berufs⸗ und Nichtberufsſoldaten 1 bzw. / o“, die 
dritte gibt die Höhe der Zuſchlagsprämien nicht ans. Die übrigen 
29 Geſellſchaften übernehmen das überſeeiſche Kriegsriſiko ohne daß 
von beſonderen Zuſchlagsprämien zu den im europäiſchen Kriege 
geltenden die Rede wäre. Hierbei dürfen wir jedoch nicht die Be⸗ 
ſtimmungen über die Weltpolice und die Auslandsgefahr unberück⸗ 
ſichtigt laſſen. Der § 9 der vom Verbande deutſcher Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften für den Todesfall ausgearbeiteten und 
durch Senatsentſcheidung des Kaiſerlichen Aufſichtsamtes vom 
18. Februar 1909 für 36 Verbandsgeſellſchaften genehmigten 
Normativbeſtimmungen lautet: „Nach Ablauf von zwei Jahren iſt 
dem Verſicherten der Aufenthalt in allen Teilen der Welt freigegeben. 
Stirbt der Verſicherte während eines in die erſten zwei Jahre fallenden 
Aufenthalts zwiſchen den beiden Wendekreiſen oder infolge eines 
ſolchen Aufenthaltes innerhalb Jahresfriſt nach ſeiner Rückkehr, ohne 
daß er zu dem Aufenthalt die ſchriftliche Einwilligung der X. er⸗ 
halten hat, ſo iſt die X. nur zur Zahlung des am Todestage vor⸗ 
handenen Deckungskapitals verpflichtet.“ Eine Anzahl von Geſell⸗ 
ſchaften läßt jedoch ſofort von Beginn der Verſicherung an, einige 
nach Ablauf eines Jahres die Weltpolice in Kraft treten. Von den 
30 Geſellſchaften, die das außereuropäiſche Kriegsriſiko ohne be⸗ 
ſonderen Zuſchlag zu dem europäiſchen übernehmen, hat ein Teil 
dieſes durch eine Karenzzeit von ein bzw. zwei Jahren gemindert. 
Im übrigen bleiben jedoch bei dieſen Verſicherungsgeſellſchaften die 


1 Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft Leipzig, Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft 
Berlin, Frankfurter Lebensverſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft, Teutonia, Beamten⸗ 
verein, Bremen⸗Hannoverſche, Iduna, Darmſtadt. Die ſechs erſten übernehmen 
das außereuropäiſche Kriegsriſiko wohl für die Marine, die ſiebente für die 
Marine nur nach beſonderer Vereinbarung. Die beiden letzteren lehnen das 
außereuropäiſche Kriegsriſiko gänzlich ab. 

2 Braunſchweigiſche Lebensverſicherungsanſtalt, Stuttgarter Lebens⸗ 
verſicherungs bank. 

2 Hamburg ⸗ Mannheimer. 

Concordia. 

5 Karlsruher. 

26 * 
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allgemeinen Verſicherungsbedingungen für europäiſche Kriege in Kraft. 
Die bedeutende Mehrheit unſerer deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften hat ſich alſo auf den Standpunkt von Gerichtsaſſeſſor 
a. D. Heyl geſtellt, der in ſeinem Gutachten eine beſondere außer⸗ 
europäiſche Kriegszuſatzverſicherung für unnötig hielt, und der jede 
Extraprämie, abgeſehen von freiwilligen, zurückwies. Bei dieſer 
Stellungnahme zum außereuropäiſchen Kriegsriſiko iſt der Gedanke 
maßgebend, daß Kolonialkriege uſw. lange nicht den Umfang an⸗ 
nehmen, wie dies bei europäiſchen Kriegen der Fall iſt. Wenn eine 
Gefellſchaft ſich dieſem Standpunkt nicht anſchließen kann, ſie aber 
auch die Übernahme des außereuropäiſchen Kriegsriſikos nicht ab: 
lehnen will, ſo beſteht für ſie einmal die Möglichkeit, die Feſtſetzung 
beſtimmter Zuſatzprämien einer beſonderen Vereinbarung von Fall 
zu Fall zu überlaſſen, wobei dann jeder außereuropäiſche Krieg nach 
der ihm individuell anhaftenden See⸗, Klima- und Infektionsgefahr 
behandelt wird, ein Verfahren, das beſonders Dr. Leibbrand vor⸗ 
geſchlagen hat, oder aber fie kann eine Maximalzuſchlagsprämie nor⸗ 
mieren und damit dem Verſicherten die Möglichkeit des Überblids 
über ſeine eventuellen Leiſtungen der Geſellſchaft gegenüber bieten. 

Dem europäiſchen Kriegsriſiko gegenüber iſt ein einheitliches 
Vorgehen aller deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften bis heute 
nicht erzielt worden, vielmehr weiſen die einzelnen Kriegsverſicherungs⸗ 
bedingungen große Verſchiedenheiten auf. Dies iſt nicht allein in 
der verſchiedenen Leiſtungsfähigkeit, ſondern auch in der geſchichtlichen 
Entwicklung der Übernahme der Kriegsgefahr begründet. Die Kriegs⸗ 
verſicherungsbedingungen zeigten das bunteſte Bild in jenem Jahre, 
das von ſo einſchneidender Bedeutung für die Kriegsverſicherung ge⸗ 
worden iſt, im Jahre 1888. Damals ſind ſicherlich auch für die 
Feſtlegung der Kriegsverſicherungsbedingungen von großer Bedeutung 
geweſen die Stellungnahme der einzelnen Verſicherungsgeſellſchaften 
der Gothaer Bank gegenüber, die ſubjektive Auffaſſung der leitenden 
Perſönlichkeiten bezüglich der Kriegsverſicherungsfrage, die Abneigung, 
die Bedingungen einer anderen Geſellſchaft ohne weiteres zu über⸗ 
nehmen, und endlich die Furcht vor gleichen Angriffen, denen die 
Gothaer damals ausgeſetzt war!. Haben auch alle dieſe Gründe 
heute ihre Bedeutung wohl verloren, ſo iſt doch die verſchiedene Regelung 
der Kriegsverſicherungsfrage geblieben, obwohl, je mehr die obigen 
Gründe zurücktraten, eine größere Annäherung der verſchiedenen Be⸗ 
dingungen wahrzunehmen iſt. 


1 Bel. hierzu: Mafius’ Rundſchau, Jahrgang I, Leipzig 1889, S. 43. 
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Wollen wir nun in kurzen Zügen einen Überblick über die heute 
beſtehenden Verfahren unſerer Geſellſchaften gewinnen, ſo unterſcheiden 
wir zweckmäßig je nach dem Verhalten der Geſellſchaften dem Riſiko 
gegenüber: 1. Rififoablehnung, 2. Riſikoabſtoßung, 3. Riſikominderung, 
4. Riſikokompenſation. Jedoch können bei ein und derſelben Geſell⸗ 
ſchaft mehrere dieſer Verfahren ſein. 

1. Eine vollſtändige Riſikoablehnung kennen heute unſere Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften nicht mehr. Will eine Geſellſchaft aus be- 
ſtimmten Gründen, ſei es, daß ſie noch zu jung iſt oder ſich finanziell 
noch nicht kräftig genug fühlt, nicht ihren Geſamtverſicherungsbeſtand 
durch eventuelle große Kriegsſchäden gefährdet ſehen, ſo ſieht ſie in 
ihren Verſicherungsbedingungen eine Kürzung der Verſicherungsſumme 
vor, d. h. ſie gibt eine Anzahl von Reſervefonds an, aus denen die 
Kriegsſchäden gedeckt werden ſollen; reichen dieſe Mittel nicht aus, ſo 
tritt eine verhältnismäßige Reduktion ein. Dieſes Verfahren iſt vor 
allem bei kleinen, lokal begrenzten Verſicherungsgeſellſchaften ver⸗ 
ſtändlich. Je lokaler eine Verſicherungsgeſellſchaft begrenzt iſt, um ſo 
mehr wird die Kriegsverſicherung für die Verſicherungsgeſellſchaft ſelbſt 
als ein Lotterieſpiel erſcheinen. Dies ließe ſich in gewiſſen Grenzen 
beſeitigen durch Zuſammenſchluß der einzelnen Geſellſchaften oder durch 
genügende Rückverſicherung. Wenn Dumas! Zuſatzprämien bis zu 
12% der verſicherten Summe vorſchlägt, ſo iſt einzuwenden: Pro⸗ 
portional mit dem Riſiko brauchen ſich nicht die Zuſatzprämien zu 
ſteigern, ſondern die Möglichkeit einer Reduktion. Es könnten ein 
gewiſſer Prozentſatz des Reingewinns während des Kriegsjahres ſowie 
beſtimmte Fonds zur Deckung benutzt werden und nach deren Er⸗ 
ſchöpfung die Reduktion eintreten. Viel eher wird man einen Ver⸗ 
ſicherungsbedürftigen von der Notwendigkeit einer ſolchen eventuellen 
Reduktion überzeugen können, als daß man ihn dazu bringt, ſo hohe 
Zuſatzprämien zu zahlen. Einen Beweis bietet die Erfahrung, die man 
mit hohen Extraprämien gemacht hat. 

Dem Verfahren der Reduktion haftet der Nachteil an, daß die 
Auszahlung der Verſicherungsſumme nicht unter allen Umſtänden in 
ihrer vollen Höhe garantiert wird; dieſen Nachteil dürfen wir jedoch 
nicht überſchätzen, denn die zur Riſikodeckung dienenden Fonds haben 
in den meiſten Fällen bereits ſolche Höhen erreicht, daß die Gefahr 
einer Reduktion ſehr minimal iſt; dann aber iſt dieſes Verfahren, wie 
geſagt, ein geeignetes Mittel, die Leiſtungsfähigkeit vor allem junger, 


1 a. a. O. S. 109. 
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kapitalſchwacher Inſtitute ihrem normalen Verſicherungsbeſtande gegen⸗ 
über aufrechtzuerhalten. Eine eventuelle Reduktion ſieht heute die 
Hälfte unſerer deutſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften vor. 

2. Übernimmt eine Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft das Kriegs⸗ 
riſiko vollſtändig, d. h. garantiert ſie die volle Auszahlung der Kriegs⸗ 
verſicherungsſumme im bedingungsmäßigen Kriegsſterbefall, ſo kann ſie 
verſuchen, dieſes Riſiko von ſich auf andere abzuſtoßen. Dieſen Weg 
haben zwei! unſerer Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften eingeſchlagen. 
Bis zu einer gewiſſen Grenze tragen ſie das Riſiko ſelbſt, nämlich ſo 
weit, als es durch die zur Regulierung der Kriegsſchäden beſtimmten 
Mittel gedeckt werden kann. Reichen dieſe Mittel nicht mehr aus, ſo 
ſind bis zur vollſtändigen Deckung die überlebenden Kriegs⸗ 
verſicherten haftbar, und zwar in Form einer Umlage. Iduna erhebt 
die Umlage im Verhältnis der unter Riſiko ſtehenden Summe, d. h. im 
Verhältnis der um das Deckungskapital verminderten Verſicherungs⸗ 
ſumme. Victoria dagegen berechnet ſie nach dem Verhältnis der 
Verſicherungsſumme. Es kann ſchlechterdings wohl kein Zweifel be⸗ 
ſtehen, daß das Verfahren der erſtgenannten Geſellſchaft vom Ge⸗ 
rechtigkeitsſtandpunkt aus zu bevorzugen iſt. Iſt doch gemäß der 
Beſtimmung der Victoria der Fall leicht denkbar, daß die alten Ver⸗ 
ſicherten, bei denen nur noch eine geringe Summe unter Kriegsriſiko 
geſtanden hat, genau ſoviel Umlage zu zahlen haben wie die jungen, 
in gleicher Höhe Verſicherten, die noch wenig an Prämien gezahlt haben, 
und bei denen infolgedeſſen die erheblichſte Quote der Verſicherungs⸗ 
ſumme unter Riſiko ſtand. Dies heißt aber nichts anderes, als die 
älteren ſtärker zur Umlage heranziehen als die jüngeren. Hiergegen 
könnte nun geltend gemacht werden, es ſei auch für die älteren Ver⸗ 
ſicherten viel länger das Riſiko eines Kriegsausbruches getragen worden, 
und da beide Geſellſchaften keine beſonderen Kriegsprämien erheben 
— abgeſehen von den Berufs ſoldaten bei Iduna —, fei im Gegenteil 
das oben als weniger gerecht gekennzeichnete Verfahren das gerechtere. 
Dieſer Einwand iſt jedoch nicht ſtichhaltig, wenn man berückſichtigt, 
daß die älteren Verſicherten wenigſtens im Durchſchnitt nicht dem gleich 
hohen Kriegsriſiko ausgeſetzt ſind wie die jüngeren. Im übrigen gilt 
aber auch hier, was bereits oben erwähnt war, daß die Gefahr einer 
ſolchen Umlage bei den meiſtens großen Deckungsmitteln eine ſehr 
geringe iſt; einen großen Vorteil hat dieſes Umlageverfahren gegen⸗ 
über der vorhergenannten Reduktion darin, daß die Verſicherungs⸗ 
ſumme unter allen Umſtänden ausgezahlt wird. 


1 Iduna und Victoria. 
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3. Welches Mittel ein Teil der deutſchen Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften in den erſten Anfängen der ſogenannten Kriegsverſicherung 
zur Minderung des Kriegsriſikos anwandte, haben wir bereits an anderer 
Stelle geſehen; ſie führten eine fünfjährige Karenzzeit ein, von der man 
aber bald Abſtand genommen hat. Zwar iſt auch heute bei den meiſten 
Geſellſchaften noch die Zurücklegung einer Karenzzeit erforderlich, jedoch 
beträgt dieſe nur 1—3 Monate und verfolgt weſentlich andere Zwecke. 
Bei dieſer Karenzzeit handelt es ſich darum, ein wirkſames Mittel 
gegen den ſtarken Andrang ungünſtiger Riſiken in Kriegszeiten zu 
haben, um dem Beſtreben, die Verſicherung in ſolchen Zeiten nur als 
etwas Vorübergehendes zu betrachten, die man nach dem Kriege nicht 
aufrechtzuerhalten gedenkt, entgegenzutreten !. 

Wirkſame Mittel. zur Riſikominderung können die Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften auch heute anwenden, und ſie werden 
auch in der Tat von ſehr vielen angewandt; das iſt einmal die Feſt⸗ 
ſetzung einer Maximalkriegsverſicherungsſumme, die durchſchnittlich ſich 
zwiſchen den Grenzen 10000 Mk. und 30000 Mk. bewegt, ferner das 
Mittel der Rückverſicherung. Je nach dem Gegenſtande der Rück⸗ 
verſicherung laſſen ſich zwei Arten unterſcheiden. Die Rückverſicherung 
kann ſich beziehen auf die über die ſtatutariſch feſtgelegten Maximal⸗ 
ſummen hinausgehenden Beträge, oder aber die Rückverſicherung kann 
den Zweck haben, die Kriegsgefahr vollſtändig abzuwälzen, und dieſe 
Art gehörte eigentlich in das Gebiet der vollſtändigen Riſikoabſtoßung, 
ſoll jedoch des Zuſammenhanges wegen hier Erwähnung finden. Die 
Verſicherungsgeſellſchaft iſt an ſich gewillt, die Kriegsgefahr mit zu 
übernehmen, ſucht dann jedoch ſofort für die ganze Summe eine 
Deckung durch Abſchluß einer Rückverſicherung. Über den Umfang 
ſolcher Rückverſicherungen läßt ſich ſehr ſchwer ein Bild gewinnen, 
denn ſie ſpielt ſich eben „im weſentlichen unter Ausſchluß der 
Offentlichkeit ab““. . 

4. Das wichtigſte Mittel zur Riſikominderung beſteht in der 
Riſikokompenſation. 


1 Bon dieſer Karenzzeit tft von vielen Geſellſchaften in dieſem Kriege ab» 
geſehen worden. 

2 Bol. Lins mayer, a. a. O. S. 51 ff. Über einige intereffante Pro⸗ 
bleme der Rüdverfiherung im Rahmen der Kriegsverſicherung geben Aufſchluß: 
„Betrachtungen über die Rückverſicherung der Kriegsgefahr in der Lebens⸗ 
verſicherung“. Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, Bd. XV, 
3. Heft, 1915, ferner „Rückverſicherungsprobleme des Kriegsriſikos in der Lebens⸗ 
verſicherung“ in der gleichen Zeitſchrift, Bd. XVI, 3. Heft, 1916. 
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I. Die Riſikokompenſation, wie fie im modernen Bankweſen“ 
durch lokale und fachliche Ausdehnung zu einer großen Bedeutung 
gelangt iſt, kommt für das Verſicherungsweſen bezüglich der Kriegs⸗ 
gefahr nur wenig in Betracht. Eine fachliche Ausdehnung wäre in 
zweifacher Hinſicht möglich: einmal Kombination der verſchiedenen 
Verſicherungszweige und zweitens Kombination der verſchiedenen 
Lebensverſicherungsarten. Erſtere wird uns zu dem gewünſchten 
Ziele nicht führen, weil die bedeutendſten Verſicherungszweige alle 
durch den Krieg in Mitleidenſchaft gezogen werden. Letztere dagegen 
wäre in der Lage, eine Riſikokompenſation zu ſchaffen; jedoch iſt zu 
berückſichtigen, daß die gewünſchte Kombination in ihrem Reſultat 
nicht vom Verſicherer, ſondern vom Verſicherungsnehmer abhängig 
iſt, indem die zur Kombination geeigneten Arten der Lebensverſicherung, 
die Renten⸗ und Erlebensfallverſicherung beim deutſchen Publikum 
an Beliebtheit ſtändig abgenommen haben. Ende 1915 waren ins⸗ 
geſamt in der deutſchen Lebensverſicherung an Beſtand vorhanden: 

An eigentlichen Lebensverſicherungen über 13 278 982 743 Mk. 

kleinen Lebensverſicherungen e 1892 584 515 

e Lebensfallverſicherungen a 688 294979 - 

= Rentenverfiderungen e 27 696 158 
Was die lokale Ausdehnung anlangt, ſo gilt hier im allgemeinen 
der Satz: Die geographiſche Ausdehnung des Marktes vermindert 
das Riſiko. Dieſer Satz wird auch in bezug auf die Kriegsver⸗ 
ſicherung ſeine Giltigkeit behalten; jedoch glauben wir, daß man 
gerade hier ſeine Bedeutung nicht zu ſehr überſchätzen darf. Eines 
ſteht außer Zweifel, daß eine territoriale Gebundenheit einer Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zum Zwecke einer guten Entwicklung der Kriegs⸗ 
verſicherung durch lokale Ausdehnung über das ganze Staatsgebiet über⸗ 
wunden werden muß; auch eine internationale Ausdehnung wird 
im allgemeinen riſikomindernd wirken; ob dies aber nun auch in 
der Tat ſtets der Fall ſein wird, dürfte zum wenigſten als zweifel⸗ 
haft angeſehen werden. Wenn Linsmayer ſagt: „Einer Geſellſchaft 
wie der New⸗York Life Inſurance Company, die ſozuſagen auf der 
ganzen Welt Verſicherungen abſchließt, wird auch bei der duberft 
liberalen Geſtaltung der Kriegsverſicherung ein Krieg nicht empfind⸗ 
liche Schäden beibringen können, indem doch nur ein geringer Teil 
ihres Geſchäftsgebietes von den ſchadenbringenden Begleiterſcheinungen 


1 Vgl. Schumacher, Die Urſachen und Wirkungen der Konzentration 
im deutſchen Bankweſen, in dieſem Jahrbuch 1906. 
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des Krieges erfaßt wird“!, fo iſt demgegenüber zu betonen, daß es 
ſchwer abzuſehen iſt, wie weit ein Krieg um ſich greift. Bei den⸗ 
jenigen Nationen, die in der Kultur am weiteſten vorangeſchritten 
find, wird der Verſicherungsgedanke den fruchtbarſten Boden finden. 
Wird aber eine von dieſen Nationen in einen Krieg verwickelt, ſo 
iſt die Gefahr ſehr groß, daß auch ein großer Teil der übrigen 
Kulturnationen mit hineingezogen wird. Einen Beweis hierfür bietet 
die gegenwärtige Zeit. Im allgemeinen aber hat der obige 
Grundſatz ſeine volle Berechtigung. Als ein Hemmnis der lokalen 
Ausdehnung iſt die Geſetzgebung ſehr vieler Staaten zu beachten, 
die darauf hinausläuft, die Tätigkeit fremder Geſellſchaften in ihrem 
Lande ſehr zu erſchweren oder ganz zu verbieten. Man glaubt da⸗ 
mit dem Publikum einen Dienſt zu erweiſen, erreicht jedoch das 
Gegenteil; denn eine möglichſt große Ausdehnung liegt in der Natur 
der Verſicherung, um von zufälligen Ereigniſſen ſo wenig wie möglich 
berührt zu werden!. 

II. Als das wichtigſte Mittel der Riſikokompenſation bleibt 
den Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften die möglichſte Stärkung der 
Reſervefonds und der übrigen zur Deckung der Kriegsgefahr dienenden 
Mittel. Dieſes kann auf verſchiedene Weiſe erreicht werden: 

a) durch Erhebung einer Extraprämie oder, was dem gleichzu⸗ 
Bellen iſt, eine Umlage unter ſämtlichen Kriegsverſicherten. Was 
die Höhe der Zuſchlagsprämien anlangt, ſo iſt dieſe meiſtens nach 
Gefahrenklaſſen abgeſtuft, wobei durchſchnittlich Wehrpflichtige (a) mit 
Offiziersrang, (b) ohne ſolchen, Berufsſoldaten (a) Kombattanten, 
(b) Nichtkombattanten, Landwehr und Landſturm unterſchieden wer⸗ 
den. Sollen Extraprämien erhoben werden, ſo iſt eine Normierung 
nach Gefahrenklaſſen als vollſtändig gerecht anzuſehen; anders ſteht 
es jedoch unſeres Erachtens mit der Unterſcheidung von Wehr⸗ 
pflichtigen und Berufsſoldaten. Sie läßt ſich wohl geſchichtlich er⸗ 
klären, aber kaum rechtfertigen. Man ſah eben anfänglich in der 
Kriegsgefahr eine beſondere Berufsgefahr und glaubte ſie deshalb 
aus der Lebensverſicherung ausſchalten und ſpäter durch höhere Zu: 
ſchlagsprämien kompenſieren zu müſſen. Geſchah dies nun von 
einigen Geſellſchaften, ſo war dies für andere der Anlaß, es ihnen 
gleihzutun. Die Lebensverſicherungs⸗ und Erſparnis⸗Bank in 


1 Lins mayer, a. a. O. S. 50. 
2 Sol. hierzu Dumas, a. a. O. S. 139. 
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„Die Verwaltung glaubt deshalb, wenigſtens für die geſetzlich Wehr: 
pflichtigen einſchließlich der Berufsſoldaten, ſoweit fie Nichtkombat⸗ 
tanten ſind, ſowie für alle am Kriege teilnehmenden Arzte nach 
Pflicht und Gewiſſen auf der prämienfreien Kriegsverſicherung 
beharren zu ſollen. Sie iſt auch jetzt noch wie früher der Meinung, 
daß kein triftiger Grund vorliegt, die wenigen Berufsſoldaten (Kom⸗ 
battanten) anders zu behandeln; weil aber andere Geſellſchaſten von 
dieſer Berufsklaſſe eine Extraprämie verlangen, und weil ſich auch 
in den vorangegangenen Generalverſammlungen in dieſer Richtung 
Wünſche geltend gemacht haben, iſt im Regulativ für die Berufs⸗ 
ſoldaten ebenfalls eine Erhebung einer jährlichen Extraprämie in 
Vorſchlag gebracht“ !. Es wäre unſeres Erachtens wünſchenswerter 
geweſen, wenn damals die fragliche Geſellſchaft ihren eigenen Weg 
gegangen wäre und jene Unterſcheidung von Wehrpflichtigen und 
Berufsſoldaten fallen gelaſſen hätte. Das Riſiko der Geſellſchaften 
wird durch Weglaſſung dieſer Unterſcheidung ja kaum vergrößert, 
da doch, wie auch obiges Regulativ hervorhebt, die Zahl der Berufs⸗ 
ſoldaten (Kombattanten) gering iſt, zumal da laut Allerhöchſter 
Kabinettsorder vom 26. Dezember 1871 jeder aktive Offizier, der 
den Königl. Kriegsminiſterien von Preußen, Sachſen und Württem⸗ 
berg unterſtellt iſt, mit der Mindeſtſumme von 500 Mk. bei der 
Landesverſicherungsanſtalt für Armee und Marine verſichert ſein 
muß?. Dies wäre natürlich allein kein Grund dafür, daß jene 
Unterſcheidung heute aus den Kriegsverſicherungsbedingungen fallen 
gelaſſen werden müßte; jedoch glauben wir, daß nachſtehende Über⸗ 
legung zu dieſem Schluſſe führen muß: Man erblickt bei dem Berufs⸗ 
ſoldaten das gefahrerhöhende Moment nur in der eventuellen Kriegs⸗ 
teilnahme, nicht in ſeinem Berufe ſchlechtweg, denn ſonſt dürfte man 
doch die Extraprämie nicht als Kriegszuſchlagsprämie erheben. Nun 
nimmt aber der Berufsſoldat am Kriege in den meiſten Fällen nicht 
allein teil auf Grund ſeines Berufes, ſondern er müßte, auch wenn 
er nicht Berufsſoldat wäre, auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht 
— und das gilt doch für die meiſten Fälle — am Kriege teil⸗ 
nehmen. Es erſcheint infolgedeſſen ungerecht, daß man von 
ſeiten der Verſicherungsgeſellſchaften den Berufsſoldaten lediglich 
deswegen, weil ſein Beruf die Teilnahme am Kriege erheiſcht, durch 


1 Rundſchau der Verſicherungen. Begründet von Maſius, Leipzig 1888, 
Jahrgang XXXVIII, S. 350. 
2 H. Hofmann, Kriegsverſicherung. Diff. Erlangen 1908, S. 14 Anm. 


— 


— 
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Zuſchlagsprämien mehr belaſten will als die Wehrpflichtigen, ob⸗ 
wohl er doch den gleichen Gefahren ausgeſetzt iſt wie dieſe. Die 
Unterſcheidung von Wehrpflichtigen und Berufsſoldaten ſollte aus 
den Kriegsverſicherungsbedingungen verſchwinden. 

Die Zahlung der Zuſchlagsprämie kann jährlich oder auf ein⸗ 
mal geſchehen und in letzterem Falle wieder ſofort zu Beginn der 
Verſicherung oder erſt bei Kriegsausbruch. Von zwei verſchiedenen 
Standpunkten aus kann man bei Erhebung der Extraprämien aus⸗ 
gehen. Einmal kann man die Extraprämie auffaſſen als Riſiko⸗ 
prämie für einen ganz beſtimmten Kriegsfall, d. h. als Aquivalent 
für die Gefahr der Kriegsſterblichkeit, oder aber man kann ſie auf⸗ 
faſſen als reine Riſikoprämie dafür, daß ein Krieg in dem betreffen⸗ 
den Jahre ausbrechen kann, d. h. als Aquivalent für die Gefahr 
der Kriegsſterblichkeit, der eventuellen Kriegsteilnahme und der 
Kriegswahrſcheinlichkeit. Im erſteren Falle leuchtet es ein, daß die 
nicht verbrauchten Kriegszuſatzprämien der betreffenden Generation 
von Verſicherten zurückbezahlt werden müſſen, ein Standpunkt, den 
auch zwei! unſerer Geſellſchaften einnehmen, während man im 
zweiten Falle von einer Rückgabe der Extraprämien nicht ſprechen 
kann, da ja die Geſellſchaften für ſie das Riſiko des Kriegsausbruches 
in der betreffenden Zeit getragen haben. Es iſt klar, daß die Ge⸗ 
ſellſchaften dieſe Riſikoprämien in beſtimmten Fonds, wie dem Kriegs⸗ 
reſervefonds, anſammeln und dadurch das Kriegsriſiko zu kompen⸗ 
fieren ſtreben. Nach dieſen Betrachtungen kann man auch beiſpiels⸗ 
weiſe folgende Beſtimmung, die ſich in der Kriegsverſicherungsbedingung 
einer? unſerer Geſellſchaften befindet, verſtehen: „Die einmaligen 
Zuſchläge find nicht dividendenberechtigt, werden aber bei jedem Er⸗ 
löſchen der Verſicherung oder Aufgabe der Kriegsverſicherung vor 
Eintritt der Kriegsgefahr mit 3 % Zinfen zurückerſtattet; die jähr⸗ 
lichen Zuſchläge ſind dividendenberechtigt, werden aber nicht zurück⸗ 
erftattet.” Die einmaligen Prämien werden alſo von dieſer Geſell⸗ 
ſchaft als Riſikoprämien für einen beſtimmten Kriegsfall, die jährlichen 
als Prämien für die Gefahr des Kriegsausbruches in dem betreffenden 
Jahre angeſehen 3. 


1 Germania und Wilhelma. 

1 Wilhelma. 

2 Zur Kritik der beiden ſkizzierten Syſteme wäre kurz folgendes zu ſagen: 
Wird die Extraprämie als Riſikoprämie für einen ganz beſtimmten Kriegsfall 
angeſehen, ſo erübrigt ſich, die Kriegswahrſcheinlichkeit ſowie die wahrſcheinliche 
Kriegsteilnahme bei der Prämienberechnung mit zu berückſichtigen; es kommt 
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Den Ertraprämien, beſonders den nur im Kriegsfall zahlbaren, 
ſind in gewiſſem Sinne die Umlagen unter ſämtlichen Kriegs⸗ 
verſicherten gleichzuſtellen. Dieſe Umlagen, von denen hier die Rede 
ſein ſoll, unterſcheiden ſich von den bereits an anderer Stelle be⸗ 
ſprochenen dadurch, daß ihre Höhe eine begrenzte iſt — meiſtens gilt 
als Maximum 4%é der unter Kriegsriſiko ſtehenden Verſicherungs⸗ 
ſumme —; fie unterſcheiden fid) von den Extraprämien dadurch, daß 
dieſe unter allen Umſtänden, jene jedoch nur im Bedarfsfalle erhoben 
werden. 

b) Ein weiteres Mittel zur Stärkung der Reſervefonds iſt die 
Dividendenpolitik. Schon die Tatſache, daß eine Anzahl unſerer 
Lebensverſicherungs Aktiengeſellſchaften die Übernahme der Kriegs⸗ 
gefahr von dem Abſchluſſe einer gewinnberechtigten Lebensverſicherung 
abhängig macht, und daß eine! Geſellſchaft bei einer Verſicherung 
mit Gewinnanteil niedrigere Kriegsextraprämien erhebt als bei einer 
ſolchen ohne Gewinnanteil, muß darauf hinweifen, daß unter Um⸗ 
ſtänden durch die Dividendenpolitik eine Kompenſation des Kriegs⸗ 
riſikos erreicht werden kann. Um eine ſtetige oder auch ſtetig ſteigende 
Dividendenverteilung zu erzielen, gelangt der Reingewinn eines jeden 
Jahres nicht ſofort nach Abſchluß desſelben zur Ausſchüttung, ſondern 
derjenige Teil, der den Verſicherten zugewendet werden ſoll in Form 
der Dividenden, wird in einem beſtimmten Fonds, dem Dividenden⸗ 
reſervefonds, angeſammelt und gelangt von hier aus zur Verteilung. 
Dieſe Dividendenreſerven können nun auch den Charakter von 
Sicherheitsfonds annehmen und als ſolche zur Deckung außer⸗ 
ordentlicher Verluſte, wie beiſpielsweiſe Kriegsſchäden, herangezogen 
werden, oder aber es können die anteiligen Gewinnreſerven der im 
Kriege Gefallenen zur Deckung der Kriegsſchäden dienen, wobei dann 
diejenigen Geſellſchaften, die ihren langlebigen Verſicherten hohe 
Nachdividenden oder Bonifikationen zukommen laſſen, erheblichen 


hier nur die wahrſcheinliche Kriegsſterblichkeit in Betracht. Dadurch, daß hier 
von zwei Wahrſcheinlichkeitsgrößen abgefehen werden kann, von denen ja vor 
allem die der Kriegshäufigkeit ſo überaus ſchwer und unſicher zu ſchätzen iſt, 
wird eine erheblich größere Sicherheit garantiert. Anderſeits iſt aber dadurch, 
daß die Prämien zurückgezahlt werden müſſen, falls während der ganzen Ber- 
ſicherungsdauer kein Krieg ausgebrochen iſt, die Möglichkeit der Stärkung des 
Kriegsreſervefonds durch Anſammlung nicht zurückzahlbarer Prämien eingebüßt. 
Dieſe Möglichkeit iſt hingegen bei der zweiten Methode gegeben, ihr haftet jedoch 
eine minder große Sicherheit an, da Kriegswahrſcheinlichkeit und wahrſcheinliche 
Kriegsteilnahme bei ihr mit in die Rechnung eingeſetzt werden müſſen. 
1 Deutſche Verſicherungs⸗Geſellſchaft Lübeck. 
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Vorteil genießen. Auch können ganze Jahresdividenden der Kriegs⸗ 
verſicherten zur Stärkung der Kriegsreſervefonds beſtimmt werden, 
und zwar ſind hier zwei Wege möglich: Entweder es werden die 
Dividenden der erſten Verſicherungsjahre, beiſpielsweiſe des 3., 4. 
und 5. Jahres, von den Verſicherungsgeſellſchaften zurückbehalten 
und können dem Kriegsreſervefonds zugeführt werden, während ſie 
ſonſt den Verſicherten bei Ablauf der Verſicherung zurückerſtattet 
werden, oder aber es können die Dividenden des Kriegsjahres dem⸗ 
ſelben Zwecke dienen. Für diejenigen Geſellſchaften, die das Syſtem 
der ſteigenden Dividenden eingeführt haben, iſt der zweite Weg nicht 
gangbar, denn er würde mit dem Gerechtigkeitsprinzip nicht ganz in 
Einklang ſtehen. In dieſem Falle fteigt ja die Dividende mit dem 
Alter, während doch die wahrſcheinliche Kriegsſterblichkeit mit dem 
Alter fällt. Es würde alſo die Zurückhaltung der Dividenden im 
Kriegsjahre eine Benachteiligung des alten gegenüber dem jungen 
Verſicherungsbeſtande bedeuten. Hiergegen könnte nun eingewandt 
werden, daß man ſtets die beiden verſchiedenen Arten der Kriegs⸗ 
verſicherung vor Augen haben muß, daß eben nicht allein die Gefahr 
der Kriegsteilnahme und Kriegsſterblichkeit, ſondern auch die der 
Kriegswahrſcheinlichkeit für den alten Verſicherungsbeſtand während 
der ganzen Verſicherungs dauer getragen worden iſt, was ihre größere 
Leiſtung rechtfertigt. Für diejenigen Geſellſchaften, die keine be⸗ 
ſonderen Zuſchlagsprämien erheben, hat dieſer Einwand ſeine volle 
Berechtigung, doch nicht für diejenigen, die die Gefahr der Kriegs⸗ 
wahrſcheinlichkeit ſchon durch Kriegsextraprämien, die ſpäter nicht 
zurückbezahlt werden, gedeckt haben. Soweit die Verhältniſſe bei den 
einzelnen in Betracht kommenden Geſellſchaften überblickt werden 
konnten, finden ſie ſich auch heute in vollem Einklang mit dieſem 
Prinzip. 

Zu Beginn des jetzigen Krieges ſahen ſich die deutſchen Verſicherer 
einem zahlreichen, gegen die Kriegsgefahr Verſicherung ſuchenden 
Publikum gegenüber, teils ſolchen, die bereits eine Lebensverſicherung 
abgeſchloſſen, aber den Einſchluß der Kriegsgefahr nicht beantragt 
hatten, teils denen, die erſt jetzt ihr Leben gegen die erhöhten Gefahren 
des Krieges verſichern wollten, ſei es im Anſchluß an eine Lebens⸗ 
verſicherung oder auch ohne eine ſolche. Dieſem Begehren des 
Publikums gegenüber haben ſich die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 
ſo entgegenkommend wie möglich gezeigt, und es hat der Wunſch, die 
Verſicherungs möglichkeiten gegen Kriegsgefahr zu erweitern, eine Reihe 
von Neuerſcheinungen auf dem Gebiete der Kriegsverſicherung gezeitigt. 
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Manche verſchärfende Beſtimmungen der Verſicherungsbedingungen 
ſind in Wegfall gekommen. So haben viele Geſellſchaften auf die 
Erfüllung der bedingungsgemäßen Wartezeit verzichtet und haben den⸗ 
jenigen Verſicherten, die bereits eine Lebensverſicherung abgeſchloſſen, 
aber den Einſchluß der Kriegsgefahr nicht beantragt hatten, noch 
nachträglich dieſen Einſchluß gegen Zahlung einer Extraprämie er⸗ 
möglicht. Die Stuttgarter Lebensverſicherungsbank a. G. hat ſogar 
in einer Generalverſammlung am 2. Oktober 1914 entgegen ihren 
bisherigen Verſicherungsbedingungen einſtimmig den Einſchluß der 
Kriegsgefahr ohne alles weitere, alſo ohne Antrag, Vormerkung, 
Vormerksgebühr und Monatsfriſt, eingeführt“. Andere Geſellſchaften 
wieder haben ſich denjenigen Verſicherten gegenüber, in deren Ver⸗ 
ſicherung die Übernahme der Kriegsgefahr nicht eingeſchloſſen war, 
in der Weiſe entgegenkommend gezeigt, daß ſie ſich zur Zahlung der 
geſamten, auf die Verſicherung eingezahlten Prämien anſtatt des 
Rückkaufswertes oder der Prämienrücklage nachträglich verpflichtet 
oder dieſen Verſicherten freiwillige Mehrleiſtungen nach Beendigung 
des Krieges in Ausſicht geſtellt haben. Auch bei neuen Verſicherungen 
iſt bei vielen Geſellſchaften die Möglichkeit geſchaffen, gegen Zahlung 
einer Sonderprämie die Kriegsgefahr noch immer mit zu verſichern; 
Iduna gewährt ſogar jetzt noch Angehörigen des Landſturms, der 
Sanitätstruppen, der Kraftfahrertruppen, Arzten in Feld⸗ und 
Etappenlazaretten, ſowie vor allem wehrpflichtigen jungen Leuten, 
die jetzt in den Heeresdienſt eintreten, Lebensverſicherungen mit Ein⸗ 
ſchluß der Kriegsgefahr gegen ihre gewöhnlichen, nicht erhöhten 
Tarifprämien. Die Verſicherungsſumme gelangt beim Tode ohne 
jede Kürzung zur Auszahlung ?. 

Beim Ausbruch des gegenwärtigen Krieges kannte das deutſche 
Verſicherungsweſen die Kriegsverſicherung nur in der Form des Ein⸗ 
ſchluſſes der Kriegsgefahr in die Lebensverſicherung. Danach hat man 
Verſicherungen ins Leben gerufen, bei denen die Verſicherung gegen 
Kriegsgefahr als Hauptverſicherung, die Ausdehnung der Verſicherung 
auf Sterbefälle, die nicht auf den Krieg zurückzuführen ſind, als Zuſatz⸗ 
verſicherung anzuſprechen iſt. Solcher Verſicherungen müſſen wir zwei 
Arten unterſcheiden. Durch die erſte kann jeder Wehrpflichtige, ſelbſt 
wenn er ſich ſchon in der Kampffront befindet, in Höhe bis zu 
100 000 Mk. ohne vorherige ärztliche Unterſuchung verſichert werden. 


1 Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 35, 2. September 1914. 
2 Wallmanns Verſicherungszeitſchrift, 1916, S. 852. 
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Der Vertrag wird auf ein Jahr geſchloſſen und kann verlängert 
werden, falls der Krieg über dieſe Zeitdauer hinaus anhält. Dieſer 
Verſicherungszweig wird von zwei deutſchen Geſellſchaften, einer 
öſterreichiſchen und einer ungariſchen Aktiengeſellſchaft ſowie von 
einer Budapeſter Gegenſeitigkeitsgeſellſchaft betrieben J. Bei dieſen 
Verſicherungen iſt der Zuſammenhang mit der eigentlichen Lebens⸗ 
verſicherung in beſonderer Weiſe aufrechterhalten durch die Be⸗ 
ſtimmung, daß die Kriegsriſikolebensverſicherung nach Beendigung des 
Krieges in eine gewöhnliche Lebensverſicherung umgewandelt werden 
kann, wenn der Tod während des Krieges nicht eintritt. Dieſen Ver⸗ 
ſicherungen gegenüber ſteht eine wirklich reine Kriegsverſicherung, die 
die Deutſche Lebensverſicherungsbank „Arminia“, A.⸗G. in München, 
ins Leben gerufen hat. Auch bei ihr handelt es ſich um eine ein⸗ 
jährige Kriegsriſikoverſicherung mit Einſchluß der gewöhnlichen 
Sterblichkeitsgefahr, jedoch kann eine ſpätere Umwandlung in eine 
gewöhnliche Lebensverſicherung nicht ſtattfinden, vielmehr verfallen 
die geleiſteten Einzahlungen, wenn der Verſicherte den Ablauf des 
Verſicherungsjahres oder den des Krieges, falls dieſer nicht ein Jahr 
dauert, erlebt. Die einmalige Prämie beträgt je nach beſtimmten 
Gefahrenklaſſen 11%ä bis 4,4% der Verſicherungsſumme ?. 

Was iſt zu derartigen Verſicherungen zu ſagen? Eine vollſtändige 
Kriegsriſikoverſicherung entſpricht unbedingt dem Bedürfnis des gegen 
Kriegsgefahr verſicherungſuchenden Publikums. Jedoch darf eine 
Lebens verſicherungs⸗Geſellſchaft, die ſolche Kriegsverſicherungen ab⸗ 
ſchließt, ihren Verſicherungsbeſtand nicht gefährden. Hieraus ergeben 
ſich zwei Folgerungen: Die Geſellſchaft muß ſehr hohe Prämien er⸗ 

1 Deutſche Verſicherungs⸗Zeitung 1916, S. 41, zitiert nach Toop „Krieg 
und Kritik des Verſicherungsrechts“, Zeitſchriſt für die geſamte Verſicherungs⸗ 
wiſſenſchaft, 5. Heft, 1. September 1916, S. 484. Vgl. hierzu ferner: Wall⸗ 
manns Verſicherungs⸗Zeitſchrift, Jahrgang 50, Bd. I, Berlin 1916, S. 424. — 
Es erhebt zum Beiſpiel der „Deutſche Anker“ für eine ſolche Verſicherung 
folgende Prämien: 

4% der Verſicherungsſumme für Angehörige des Landſturms, Militär⸗ 
beamte und ſonſtige Nichtkombattanten, 

5½ % für Angehörige des Sanitätsdienſtes, 

7 / für ſonſtige zur Kriegsteilnahme mit den Waffen Berufene, 

8 % für Offiziere. 

Zu dieſen Prämien kommt eine Zuſchlagsprämie von 0,695 „% bis 2,1 % je nach 
dem Lebensalter für die gewöhnliche Sterblichkeitsgefahr. (Zeitſchrift für Ver⸗ 
ſicherungsweſen 1914, Nr. 18.) ! 

2 Rafius’ Rundſchau, N. F., 26. Jahrg, Art. „Kriegsſterbekaſſen“, S. 262. 
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heben und eine eventuelle Reduktion vorſehen. Sehr hohe Prämien, 
zahlbar zur ungünſtigſten Zeit, zur Kriegszeit, werden gewiß das 
verſicherungsbedürftige Publikum zurückſchrecken. Wer wird ſich zur 
Zahlung einer Prämie von 11% pro Jahr bereit erklären? Ein 
Offizier, der ſich ſeit Beginn des Krieges gegen die Kriegsgefahr auf 
100 000 Mk. verſichert hat, hat zum Beiſpiel bei der oben angeführten 
Kriegsverſicherung der Arminia bis heute an Prämien 33 000 Mk. 
zu zahlen. Werden etwa ſolche Prämien, zumal wenn man ihrer 
im Überlebensfalle nach Ablauf der Verſicherung vollkommen verluſtig 
geht, das Publikum anlocken? Dazu kommt noch, daß die eventuelle 
Reduktion bei den in Frage ſtehenden Verſicherungen nicht vorgeſehen 
iſt. Zwar iſt ſie ja auch mit einer wirklich reinen Kriegsverſicherung 
wenig vereinbar, aber jeglicher Verzicht auf ſie erſcheint immerhin 
gewagt. 

Ein anderer Weg, dem Verſicherungsbedürfnis der Kriegsteil⸗ 
nehmer entgegenzukommen, iſt durch die Gründung von Kriegs⸗ 
kaſſen eingeſchlagen worden. Verſicherungsträger ſind einerſeits 
Lebensverſicherungs Geſellſchaften, anderſeits Landſchaften, Feuer⸗ 
ſozietäten und andere Körperſchaften, die zumeiſt auch Träger der 
öffentlichen Lebensverſicherung in Deutſchland ſind. Dieſe Kaſſen 
ſind auf dem Gedanken der Riſikoablehnung aufgebaut. Es werden 
beſtimmte Einzahlungen der Verſicherten in beſonderen Fonds an⸗ 
geſammelt und nach Beendigung des Krieges pro rata der Einlagen 
an die Rechtsnachfolger der im Kriege gefallenen Verſicherten auf⸗ 
geteilt. Dieſer Gedanke iſt an und für ſich nicht neu, er hat viel⸗ 
mehr ſchon mehreren, teils von der Lebensverſicherung losgelöſten, 
teils auch noch mit ihr verbundenen Kaſſen zugrunde gelegen. 

Zum erſten Male taucht — ſoweit wir überblicken können — 
dieſer Gedanke im Jahre 1870 bei der Schweizeriſchen Rentenanſtalt 
auf. Da ſie gemäß ihren Statuten keine Nachſchußpflicht kannte, 
aber auch das Kriegsriſiko ſelbſt gegen noch ſo hohe Prämien nicht 
zu übernehmen wagte, ſo trat ſie mit folgendem Vorſchlage an die 
Offentlichkeit: Diejenigen Kriegsdienſtpflichtigen, die bereits eine 
Lebensverſicherung bei ihr abgeſchloſſen hatten oder in Zukunft noch 
abſchloſſen, konnten eine einmalige Zuſatzprämie von 3% der Ver⸗ 
ſicherungsſumme in einen beſonderen Kriegsfonds einzahlen, der von 
der Geſellſchaft unentgeltlich verwaltet und mit 4% verzinſt wurde. 
Nach Beendigung des Krieges follte die Liquidation der Kaffe in 
folgender Weiſe vorgenommen werden: Die Rentenanſtalt zahlt zu⸗ 
nächſt aus ihrer allgemeinen Kaſſe den normalen Prämienbetrag an 
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die Police zurück, der fehlende Betrag bis zur Höhe der Verſicherungs⸗ 
ſumme wird dem Kriegsfonds entnommen. Etwaige Überſchüſſe 
werden pro rata der Einlagen an die Teilhaber zurückerſtattet; reicht 
der Kriegsfonds zur vollen Auszahlung der Verſicherungsſumme nicht 
aus, ſo tritt pro rata der Einlagen Reduktion ein. Wird der Kriegs⸗ 
fonds überhaupt nicht in Anſpruch genommen, ſo werden die ganzen 
Einlagen nebſt Zinſen an jeden Teilhaber zurückgezahlt. Ebenſo ver⸗ 
fuhren im Jahre 1870 die Stettiner Germania und die Schweizeriſche 
Sterbe⸗ und Alterskaſſe“, und desgleichen verwirklichten einen ähnlichen 
Gedanken die franzöſiſchen Geſellſchaften: La Compagnie d' assurance, 
La Nationale, L' union, Le Phénix? ihren franzöſiſchen Verſicherten 
gegenüber im Jahre 1887. Auch ſie konnten ſich nicht dazu ent⸗ 
ſchließen, das Kriegsriſiko für im voraus feſtgeſetzte Verſicherungs⸗ 
ſummen gegen Zahlung fixer Prämien ganz zu übernehmen, es ſollten 
vielmehr zur Deckung der Kriegsſchäden in erſter Linie allein in 
Betracht kommen die einmal zu zahlenden Prämien von 5,3 bzw. 2 %, 
je nach der dienſtlichen Stellung. Reichten dieſe Prämien nicht aus, 
fo ſollte eine Reduktion bis auf 33 ½ % eintreten. 

Waren alle die bisher beſprochenen Einrichtungen nur im An⸗ 
ſchluß an die Lebensverſicherung geſchaffen, ſo wich hiervon Ende 
des Jahres 1889 die Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft in Genf „La 
Genevoise“ ab durch die Gründung einer Kriegskaſſe auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit', der jeder ſchweizeriſche Soldat durch Zahlung einer Ein⸗ 
lage in Einheiten von 25 Fr. zu jeder beliebigen Zeit, ſpäteſtens 
24 Stunden nach Einberufung zum Kriegsdienſt, beitreten konnte. 
Die Einlagen wurden zu 2% verzinſt und die Zinſen den Einlagen 
zugefügt. Der Austritt aus der Kaſſe konnte jederzeit bis zur Kriegs⸗ 
einberufung erfolgen; dann wurden die Einlagen ohne Zinſen — im 
Falle, daß der Austritt mit der Befreiung vom Kriegsdienſt zuſammen⸗ 
hing, ſogar mit Zinſen — zurückerſtattet. Trat der Tod in Friedens⸗ 
zeiten ein, jo wurde ebenfalls Einlage nebſt Zinſen an die Hinter⸗ 
bliebenen ausgezahlt. Nach einem eventuellen Kriege ſollten Ein⸗ 
lagen und Zinſen an die Hinterbliebenen der Verſicherten pro rata 
der Einlagen verteilt werden, jedoch ſollte der anteilige Betrag das 
100fache der Einzahlung nicht überſteigen. Ergab ſich unter dieſen 
Umſtänden ein Überſchuß der Kaſſe, ſo ſollte dieſer ebenfalls pro rata 
der Einlagen an die Überlebenden der Verſicherung zurückfließen. 


1 Lins mayer, a. a. O. S. 11. 
2 Ebenda S. 13. 
2 Dumas, a. a. O. S. 111 ff. 
Schmollers Jahrbuch XLI 4. 27 
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Der gleiche Gedanke, der allen heien früheren Kaſſen zugrunde 
gelegen hat, iſt auch zu Beginn dieſes Krieges ſofort wieder auf⸗ 
getaucht und hat die Gründung einer Fülle von Kriegskaſſen gezeitigt. 
Ihr Prinzip iſt kurz folgendes: 

Es können bei der betreffenden Anſtalt für jeden Kriegsteilnehmer 
Anteilſcheine meiſt in Höhe von 10 Mk., jedoch nur in beſchränkter 
Anzahl (im Durchſchnitt bis zu 20 Anteilſcheinen) gelöſt werden. 
Dieſe Gelder werden in einer beſonderen Kaſſe geſammelt, der teil⸗ 
weiſe auch noch Unterſtützungen der Provinzialverbände zufließen. 
Nach dem Kriege wird die Kaffe aufgelöſt, indem die angeſammelten 
Gelder unter die Rechtsnachfolger der im Kriege gefallenen oder an 
ſeinen Folgen geſtorbenen Mitglieder der Kaſſe im Verhältnis der 
gelöſten Anteilſcheine verteilt werden. 

Auf dieſem Prinzip beruhen: die Naſſauiſche Kriegsverſicherung, 
die Kriegsverſicherung für das Königreich Sachſen!, für Bayern, 
Baden, Thüringen, Braunſchweig, Delen. Mecklenburg, Sachſen⸗ 
Meiningen; in den preußiſchen Provinzen für: Rheinland, Weſtfalen, 
Hannover, Brandenburg, Schleſien, Weſtpreußen, Oſtpreußen, Poſen, 
Pommern, Sachſen, Schleswig⸗Holſtein; in den Regierungsbezirken 
Merſeburg und Caſſel, ferner in Groß⸗Berlin und Hamburg. 

Die Kriegsſterblichkeit innerhalb dieſer einzelnen Kaſſen wird 
infolge der engen lokalen Begrenzung eine ſtark verſchiedene ſein, ſie 
wird zu ſtark durch die Verluſte eines beſtimmten Armeekorps be⸗ 
einflußt. Hier iſt vor allem zum Zwecke des Riſikoausgleichs ein Zu⸗ 
ſammenſchluß wünſchenswert. Aus dieſem Grunde iſt es zu begrüßen, 
daß ſich die preußiſchen Soen zu einem Riſikoverbande zu ſammen⸗ 
geſchloſſen haben. 

Brauchbare Zahlen über die bisherige Inanſpruchnahme dieſer 
Kaſſen ſind nicht vorhanden. Wenn zum Beiſpiel bekannt gegeben iſt, 
daß von der Naſſauiſchen Kriegsverſicherung bis zum 15. Auguſt 1915, 
alſo nach einjährigem Beſtehen, etwa 72 000 Anteilſcheine (Geſamt⸗ 
ſumme etwa 720 000 Mk.) ausgegeben worden ſind?, ſo iſt zu betonen, 
daß uns doch vor allem die Zahl der Kriegsteilnehmer, die von 
dieſen Einrichtungen Gebrauch gemacht haben, intereſſiert, über wie 
viele Anteile jeder verfügt, und wie ſich die Zahl der Verſicherten 
prozentual zur Zahl aller Kriegsteilnehmer verhält. 


1 In dieſe Kriegskaſſe können ſämtliche deutſche und öſterreichiſch⸗ungariſche 
Kriegsteilnehmer aufgenommen werden im Gegenſatz zu den entſprechenden Kaſſen 
aller anderen öffentlichen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften, deren Tätigkeits⸗ 
bereich ſich auf die betreffenden Provinzen oder Bezirke beſchränkt. 

+ Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, 1915, Nr. 34. 
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Auch die private Lebensaſſekuranz hat ähnliche Kaſſen! gegründet 
auf gemeinnütziger Grundlage, und zwar liegt das oben dargelegte 
Prinzip der Kriegsſterbekaſſe der Nürnberger Lebensverſicherungsbank?, 
dem Allgemeinen Deutſchen Verſicherungsverein a. G. in Stuttgart“, der 
Deutſchen Volksverſicherungs⸗A.⸗G., ſowie der Kriegsverſicherung des 
Deutſchen Kriegerbundes“ und der Volksfürſorge in Hamburg zugrunde. 

Alle dieſe Kaſſen entſprechen ſicherlich einem ſtark empfundenen 
Bedürfnis; ſie ſtellen die einfachſte Löſung dar, dieſem Bedürfnis 
in etwas gerecht zu werden. Die Sicherheit derjenigen Geſellſchaft, 
die als Trägerin einer ſolchen Kaſſe auftritt, iſt voll und ganz ge⸗ 
wahrt; dadurch, daß keine beſtimmte Verſicherungsleiſtung garantiert 
wird, lehnt ſie jegliches Riſiko ab. Dieſe Riſikoablehnung iſt voll⸗ 
auf berechtigt und zweckmäßig, da ja ein Zurückgreifen auf bereits 
früher angeſammelte Deckungsmittel unmöglich iſt. Anderſeits liegt 
aber auch in dieſer vollſtändigen Riſikoablehnung der Nachteil be- 
gründet, der dieſen Kaſſen anhaftet. Die Höhe der nach dem Tode 
des verſicherten Kriegsteilnehmers zur Auszahlung gelangenden Summe 
iſt unbeſtimmt, und die Kaſſenleiſtung iſt bis nach Beendigung des 
Krieges verſchoben. Um dem Bedürfnis der Rechtsnachfolger des 
im Kriege gefallenen Verſicherten einigermaßen entgegenzukommen, 
werden ſich die Kaſſen zu Vorſchußleiſtungen verſtehen müſſen, zu 
deren angemeſſener Feſtlegung jeglicher Maßſtab fehlt. 

Es folge eine Nachweiſung über die Kriegsſchäden, die bisher 
die einzelnen Geſellſchaften getroffen haben, ſoweit dieſe ziffermäßig 
bekannt gegeben ſind. Wir haben auf Grund der Geſchäfts⸗ 
berichte der Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften und der Mitteilungen 
der fachwiſſenſchaftlichen Zeitſchriften die nachfolgenden Tabellen 
aufgeſtellt. Nur von wenigen Geſellſchaften iſt der geſamte unter 
Kriegsriſiko ſtehende Verſicherungsbeſtand bekannt geworden; 
wo dies der Fall war, ſind die Angaben zu einer beſonderen kleinen 
Tabelle verwertet worden. Die Kriegsſchäden ſind mit dem geſamten 
Verſicherungsbeſtand des betreffenden Geſchäftsjahres in Vergleich 
gebracht. 


1 Ihr Wirkungskreis erſtreckt ſich im Gegenſatz zu den Kriegskaſſen der 
öffentlichen Lebensverſicherungs⸗Anſtalten auf ganz Deutſchland. 

2 Zeitſchrift für VBerſicherungsweſen, 1914, Nr. 37. 

2 Ebenda 1914, Nr. 37. 

Ebenda 1914, Nr. 41. 

® Bal. Artikel: „Kriegsſterbekaſſen“ in Mafius’ Rundſchau, N. F., 26. Jahrg., 
1914, S. 259 ff. 
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Tabelle III. 


Geſamtzahl der Kriegs ⸗ er sfchäden Die 


gegen Kriegs⸗ rozent | angeführten 
ſchäden Verſicherten ſchäden Se gefamten paneled 


Vere traten auf 


Anftalt 


e Leipziger Ende 1914 
2. Germania > 1914 
3. Deutfchland . 62: „1914 
55 Concordia. 10 8160 64138272 255 1558 826 Febr. 1915 
5. Deutiche Lebens · 
1 sbank 
A.⸗G. in Berlin Ende 1915 


1061 790 


Vorſtehende Tabellen laſſen erkennen, daß ſich die Kriegsſchäden 
der angeführten Geſellſchaften bisher in erträglichen Grenzen ge⸗ 
halten haben, und daß ſich die Befürchtungen von dem vernichtenden 
Einfluß eines modernen Krieges auf unſere Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften bis jetzt als unbegründet erwieſen haben. Die Kriegs⸗ 
ſterblichkeit iſt zurückgegangen; ſie betrug bei manchen Geſellſchaften 
im ganzen Jahre 1915 kaum mehr als in den erſten fünf Kriegs⸗ 
monaten des Jahres 1914. Dieſe Tatſache tritt noch deutlicher 
hervor, wenn wir die bei den Geſellſchaften angemeldeten Kriegs⸗ 
ſterbefälle in den einzelnen Monaten verfolgen. Es wurden an 
Kriegsſchäden angemeldet bei der 

Leipziger Lebensverſicherungs⸗ Geſellſchaft! im Monat: 
Auguſt 1914 9 Fälle über 190 000 Mk. 
September 1914 88 = 1174400 ⸗ 
Oktober 1914 138 1890 950 
November 1914 162 1 706 850 
Dezember. 1914 122 a 942 600 
Januar 1915 103 e 852 600 
Concordia, Köln?, im Monat: 
Auguft 1914 1 Fall über 5 000 Mk. 
September 1914 34 Fälle 296 220 
Oktober 1914 47 e 268 088 
November 1914 60 = e 407 080 
Dezember 1914 48 e 295 000 


van n 


Januar 1915 31 e 127 940 
Februar 1915 34 e 159 500 


1 Wallmanns Seriierunge- Zeitſchrift, 49. Jahrg., Bod. I, 1915, et 698. 
2 Ebenda S. 742. ; 
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Vor dem Kriege war es eine viel umſtrittene Frage, ob die 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften im Falle eines Krieges über ge⸗ 
nügend flüſſige Mittel verfügen würden, um die aus der Mehrſterblichkeit 
erwachſenden Schäden ſofort decken zu können. Sie darf heute be⸗ 
jaht werden. Im Rahmen dieſer Arbeit können nur die wichtigſten 
Momente Erwähnung finden!: 

Die Kapitalanlage unſerer deutſchen Lebensverſicherungs⸗ Geſell⸗ 
ſchaften ſtellte ſich Ende des Jahres 1915 wie folgt dar: Es waren 
in Prozent des Geſamtvermögens angelegt in: 


Künne RE oS RR Ae EN 1,69 
Shen. ae HH Ae eK ce 12,35 
Revenuendarleben - . 2 22200 2 rer een 0,07 
Schuldverſchreibungen kommunaler Körperſchaften (darunter ein Dar⸗ 

Leben an den öſterreichiſchen Staat von 450000 Mk.) 4,75 
Wertpapieren und Darlehen auf Wertpapiere . . q q. 7,46 
Darlehen auf Verſicherungee nns 7,81 
Haftungs darlehen an verſicherte Beamerere n . . . 0,022 


1 Vgl. hierzu: 

Hilbert, Kapitalanlagen der deutſchen Privatverſicherungsgeſellſchaften. 

Jena 1908. a 
Mueller, Finanzielle Kriegsbereitſchaft der Privatverſicherung. Veröffent⸗ 

lichungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, Heft 26 

Berlin 1914, S. 1—12. 

Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 35, 19. Auguſt 1914; Nr. 37, 16. Gen, 
tember 1914. 

Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, Bd. XIV, Heft 6, 1914, 

S. 248. 

Maſius' Rundſchau, N. F., 28. Jahrg., 8. Heft, 1916, S. 59 f.; 7. Heft, 1916, 
S. 184; 8. Heft, 1916, S. 221 ff. 

2 Eine beſondere Art der Kapitalanlage empfiehlt Oettingen (Veröffent⸗ 
lichungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, Heft 26, S. 56). 
Er ſagt: „Mein Vorſchlag geht dahin, ſich an den Friedens vorbereitungen für 
den Krieg zu beteiligen, jedoch meine ich hier nicht nur einfache Gelbdfpenden, 
— es ſoll zweckmäßige Arbeit geleiſtet werden, und zwar nur auf dem Gebiete 
des Transportweſens und der Seuchenbekämpfung. Das Rote Kreuz, das doch 
auch enorme Friedensaufgaben hat, weiß für den Kriegsfall genau, wo Lücken 
zu füllen wären; es wird ſicher jederzeit Auskunft geben, ſich frei äußern, wo 
der Hebel anzuſetzen wäre. Über die Mittel, die zu inveſtieren wären, fehlt mir 
zur Stunde die Berechnung, .. jedoch ſteht ſoviel feſt, daß die Summen nur 
verſchwindend wären im Vergleich zu den Kapitalien, die zu Reſervezwecken, 
auch gerade für den Kriegsfall, zurückgelegt werden. Ziele Reſerven dienen aber 
nur dazu, die Policen auf den Todesfall auszubezahlen. Zum Retten von 
Menſchenleben taugen ſie nichts mehr, denn die großen Verluſte kommen ſchon 
in den erſten Tagen, ſpäteſtens Wochen.“ Obwohl einer derartigen Inveſtierung 
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Flüſſige Mittel können daher von den einzelnen Geſellſchaften 
zur Deckung der aus der Kriegsſterblichkeit erwachſenen Verbindlich⸗ 
keiten, zur Policenbeleihung und zur Zahlung der bereits vor Kriegs⸗ 
ausbruch zugeſagten Hypothekendarlehen nur herangezogen werden 
aus den baren Kaſſenbeſtänden, aus gewiſſen infolge der Fälligkeit 
der Verſicherungsſumme frei werdenden Teilen der Prämienreſerven 
ſowie durch Lombardierung mündelſicherer Wertpapiere. Reichen 
dieſe Mittel nicht aus, ſo ſehen ſich die Geſellſchaften gewiſſen 
Schwierigkeiten gegenüber, zumal der weitaus größte Teil des freien 
Vermögens in Hypotheken angelegt iſt, dieſe aber durch die öffentlichen 


von Kapitalien aus dem Kriegsreſervefonds uſw., der doch wohl hier haupt⸗ 
ſächlich in Frage käme, geſetzlich kein Hindernis im Wege ſtände, da die Bor- 
ſchriften des Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 
12. Mai 1901 ſich nur auf den Prämienreſerveſonds der Lebensverſicherungs⸗ 
Unternehmungen beſchränken, ſo beſtehen doch einer derartigen Anlage gegenüber 
unſeres Erachtens große Bedenken. Wir müſſen berückſichtigen, daß wir es 
nicht mit einer ſtaatlichen Berfiherungsanftalt, fondern mit Privatunternehmungen 
zu tun haben, deren Wirkungskreis nicht genügend groß iſt, vor allem, was die 
Kriegsverſicherten anlangt, um eine ſolche Kapitalanlage wirklich rentabel zu 
machen. Wenn ein kleiner Pferdeverſicherungsverein a. G., der auch für völlige 
Unbrauchbarkeit von verſicherten Pferden Entſchädigung gewährt, eine eigene 
Klinik unter tierärztlicher Leitung und eigene Pferdeweiden eingerichtet hat 
(Hilbert, a. a. DO. S. 155), und dadurch feine Kapitalien nach Anſicht des 
Kaiſerlichen Aufſichtsamts für Privatverſicherung (Jahresbericht für das Jahr 
1906, Berlin 1907, S. 59) ebenſo gut angelegt hat, wie dies die ſtaatlichen Ver⸗ 
ſicherung⸗ anſtalten für gemeinnützige Zwecke tun, fo unterſcheidet ſich doch dieſe 
Anlage von der obigen in zwei weſentlichen, entſcheidenden Momenten. Einmal 
kommt dieſe Einrichtung unter allen Umſtänden den Berficherten zugute, und 
dann bringt ſie der Verſicherungsanſtalt große Erſparniſſe an auszuzahlenden 
Schadensgeldern. Dieſe beiden wichtigen Momente, die für eine Kapitalanlage 
maßgebend ſein können, treten in obigem Falle nicht ein, und zwar einmal 
wegen der verhältnismäßig geringen Anzahl der von einer Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaft umfaßten Kriegsteilnehmer, und dann auch, weil es ſehr fraglich 
iſt, ob die durch dieſe Kapitalanlage geſchaffenen Einrichtungen auch tatſächlich 
den Verſicherten zugute kommen, manche vom Tode bewahrt und damit der 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft Erſparniſſe geſchafft würden. (Anders würde 
dieſe Frage bei der Sozialverſicherung zu beantworten ſein, weil hier die beiden 
obigen Momente wieder im großen und ganzen zutreffen. Vgl. hierüber die 
Anſicht Koskels in „Sozialverſicherung im Krieg“. Veröffentlichungen des 
Deutſchen Vereins für Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, Heft 26, 1914, S. 130.) So 
ſehr alſo auch vom Standpunkt der Gemeinnützigkeit ſolche Beſtrebungen zu 
begrüßen ſind, ſo müſſen ſie doch an der Grundforderung, der Sicherheit des 
Verſicherungsbetriebes, ſcheitern, da eventuell durch ihre Durchführung die 
Deckung des Kriegsrififos gefährdet werden könnte. 
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Darlehenskaſſen nicht lombardierungsfähig ſind. Hier nun haben 
unſere Geſellſchaften den Weg der Selbſthilfe eingeſchlagen durch 
die Gründung der „Bank deutſcher Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften, 
A. G. in Berlin“. Dieſe Bank, der die Reichsbank ihre Unter⸗ 
ſtützung zugeſichert hat, verfügt über ein Aktienkapital von 10 Mill. Mk., 
von dem 25 % bar eingezahlt ſind. Sie hat die Aufgabe, ihren 
Aktionären gegen Wechſelakzept und Verpfändung erſtſtelliger Hypo⸗ 
theken Lombardkredite bis zu 40 „% der verpfändeten Hypotheken zu 
gewähren. Dieſe Bank iſt bis heute nur mit insgeſamt ſechs Dar⸗ 
[eben im Betrage von zuſammen 540 000 Pik. in Anſpruch benommen 
worden, und zwar nicht zur Deckung der infolge der Kriegsſterbe⸗ 
fälle erwachſenen Verbindlichkeiten, ſondern zwecks Beteiligung an 
den Kriegsanleihen. Dieſe Tatſache gibt ein gutes Bild von der 
gefeſtigten finanziellen Grundlage unſerer Geſellſchaften; fie iſt ge- 
eignet, alle vor dem Kriege aufgetauchten Befürchtungen als nichtig 
erkennen zu laſſen. Dieſes Bild wird ſich noch verſtärken, wenn wir 
die Beteiligung unſerer Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften an den 
erſten vier Kriegsanleihen vor Augen führen. Sie betrug auf eigene 
Rechnung 652 432 077 Mk. und auf fremde Rechnung 598 270 638 Mk. 
Bis heute ſind unſere Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften den an ſie 
herangetretenen finanziellen Anforderungen im vollen Umfang gerecht 
geworden !. Das Kaiſerliche Aufſichtsamt für Privatverſicherung jagt 
in ſeinem Auguſtheft 1916 (S. 60): „Von einer ernſthaften, die 
Lage der Verſicherten irgendwie berührenden Erſchütterung auf dem 


1 Daß die Kapitalanlage unſerer Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften fid 
auch im Kriege als vorzüglich bewährt hat, erkennt man vor allem, wenn man 
diejenige der engliſchen und franzöſiſchen Geſellſchaften und die Einwirkung des 
Krieges auf ihre Zahlungsfähigkeit zum Vergleich heranzieht. Die Kapital⸗ 
anlage in Hypotheken und Wertpapieren verhält ſich bei den franzöſiſchen und 
engliſchen Geſellſchaften umgekehrt zu derjenigen bei unſeren Geſellſchaften. In 
Hypotheken haben die engliſchen 12%, die franzöſiſchen 5%, in Wertpapieren 
68 % bzw. 78% ihres geſamten Kapitalbeſtandes angelegt. Dieſe Tatſache iſt 
mit ſchuld geweſen an den Zahlungsſchwierigkeiten dieſer Geſellſchaften. In 
Frankreich wurde ein Moratorium erlaſſen, das den Verſicherten für ihre 
Prämienzahlungen Aufſchub bis nach Friedensſchluß gewährt. Die Zahlungs⸗ 
pflicht der Geſellſchaften wurde auf vorläufig 15% der Verſicherungsſumme, 
höchſtens 7500 Fr., beſchränkt. Eine Gewinnverteilung für das Jahr 1914 hat 
bei keiner franzöſiſchen Geſellſchaft ſtattgefunden (vgl. Maſius' Rundſchau, 
N. F., 28. Jahrg., 3. Heft, 1916, S. 59 f.). Ahnlich liegen die Dinge bei den 
engliſchen Geſellſchaften. Infolge der ungeheuren Kursverluſte rechnen dieſe 
nicht nur mit einer Kürzung, ſondern mit einer zeitweiſen Aufhebung jeglicher 
Gewinnverteilung. 
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Gebiete des Verſicherungsweſens kann innerhalb der Zuſtändigkeit 
des Amtes nicht geſprochen werden. Das gilt ganz beſonders von 
der Sicherheit der Vermögensanlagen und von der Zahlungsfähigkeit 
(Liquidität) der deutſchen Geſellſchaften. Das Bedürfnis eines all⸗ 
gemeinen, durch geſetzlichen Zwang einzuführenden Zahlungsaufſchubs 
(Moratoriums), wie es andere am Kriege beteiligte Mächte ſowie 
neutrale Staaten auch für das private Verſicherungsweſen eingeführt 
haben, hat ſich nirgends bemerkbar gemacht. Auch für den Fall 
einer längeren Dauer des Krieges iſt nach den bisherigen Wahr⸗ 
nehmungen des Aufſichtsamtes ein Anlaß zu Befürchtungen nicht 
gegeben, ſelbſt wenn ſich die unvermeidlichen Betriebsſchwierigkeiten 
noch ſteigern ſollten.“ 


§ 10. Kritik des Gothaer Syſtems 


Das Gothaer Syſtem beruht auf dem Prinzip, das Kriegs riſiko 
nicht die Wehrpflichtigen allein tragen zu laſſen, ſondern es auf die 
breiteren Schultern der Geſamtheit der Verſicherten abzuwälzen. 
Kriegszuſchlagsprämien werden demnach von den Kriegsteilnehmern 
mit Ausnahme der Berufsſoldaten (drei Promille pro Jahr) nicht 
erhoben. Das Kriegsriſiko wird in vollem Umfange ohne Karenzzeit 
von der Geſellſchaft getragen. Für das Kriegsriſiko haftbar iſt der 
Gewinnfonds (er betrug am Schluſſe des Geſchäftsjahres 1913 über 
36 Mill. Mk.), ſo daß ſich alſo der durch die Mitübernahme des 
Kriegsriſikos erwachſende Schaden in einer Schmälerung der Divi⸗ 
denden ſämtlicher Verſicherten äußern wird. Dieſes Syſtem des 
prämienfreien Einſchluſſes der Kriegsgefahr iſt ſchon früher heftig 
bekämpft worden. Daß der gegenwärtige Krieg dieſe Angriffe wieder⸗ 
aufleben laſſen würde, ſtand zu erwarten. 

Es werden dem Gothaer Syſtem in der Hauptſache zwei Vor⸗ 
würfe gemacht!: 

1. Es ſei ungerecht, alle Verſicherten, auch die, die der Kriegs⸗ 
gefahr gar nicht ausgeſetzt ſeien, zur Deckung des Kriegsriſikos heran⸗ 
zuziehen. Hinter dieſen Vorwurf tritt im allgemeinen in den heutigen 
Debatten der zweite an Bedeutung zurück: 

2. Es widerſpreche den Grundſätzen der Verſicherungstechnik. 

Die Gothaer begegnet dem Vorwurfe ae Ungerechtigkeit mit 
drei Einwänden: 


1 Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, 1915, Nr. 23. 
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a) Für den überwiegenden Teil der nicht mehr wehrpflichtigen 
Verſicherten fei ja auch früher das Kriegsriſiko getragen worden. 

b) Die Kriegsgefahr ſei zu vergleichen mit der Seuchen⸗ und 
Erdbebengefahr, die ja auch ohne Extraprämien in die Lebensverſicherung 
eingeſchloſſen ſind. 

c) Privatwirtſchaftliche Erwägungen müßten zurück-, volkswirt⸗ 
ſchaftliche Erforderniſſe und der Nutzen der Allgemeinheit in den 
Vordergrund treten. 

Dieſe letzte Anſicht findet man auch in Ehrenzweigs Aſſekuranz⸗ 
Jahrbuch (Jahrgang 36, 1915, S. 145). Es heißt dort: „Un⸗ 
verkennbar geht aber eine ſtarke Strömung dahin, das Kriegsriſiko 
für Wehrpflichtige in die Lebensverſicherung rückhaltlos einzuſchließen 
Die Frage iſt nur, ob der Kriegszuſchlag von den Wehrpflichtigen 
allein oder von allen Verſicherten geleiſtet werden ſoll. Die der Ver⸗ 
ſicherung ſonſt innewohnende Notwendigkeit der Bemeſſung der Prämie 
nach der individuellen Gefahr müßte hier vielleicht zurücktreten vor 
der höheren ſittlichen Forderung, daß der, der im Kriege fällt, ſein 
Leben für die Allgemeinheit, alſo auch für die nichtwehrpflichtigen 
Prämienzahler, gelaſſen hat!.“ Was dieſe ſozial⸗ethiſche Begründung 
angeht, ſo kann ohne Bedenken zugegeben werden, daß die prämien⸗ 
freie Übernahme die Kriegsgefahr ein erſtrebenswertes Ziel iſt. 

Was den zweiten Gegengrund der Gothaer anlangt, ſo gibt 
die Heranziehung der Seuchen⸗ und Erdbebengefahr zum Vergleiche 
mit der Kriegsgefahr zu Bedenken Anlaß. Es ſei auf die beachtens⸗ 
werten Außerungen der Germania, Lebensverſicherungs⸗A.⸗G. in 
Stettin, hingewieſen: Die Rechnungsgrundlagen enthalten die Seuchen⸗ 
gefahr; die Sterblichkeit durch Seuchen hat durch die hygieniſchen 
Vorkehrungen weſentlich abgenommen ?. 

Der wichtigſte und unſeres Erachtens entſcheidende Gegengrund 
iſt der erſte: 


1 Den gleichen Gedanken finden wir auch bei Broecker, „Volksverſicherung 
und Krieg“ (Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗Wiſſenſchaft, 2. Heft, 
1. März 1916) S. 121. Desgleichen heißt es in dem Artikel „Zur Kriegs- 
verſicherung der Zukunft“ in Wallmanns Verſicherungs⸗Zeitſchrift, 50. Jahrg., 
Bd. I, S. 341: „Allein die Kriegsgefahr ift keine Berufsgefahr. Der Einzelne 
erleidet ſie nicht, um ſeinen eigenen Lebensunterhalt zu erwerben, alſo ſeines 
eigenen Vorteils wegen, ſondern er opfert ſich — freiwillig oder unfreiwillig — 
für die Allgemeinheit, und die Allgemeinheit muß mithin für feine Schadlos⸗ 
haltung aufkommen. Da braucht man noch gar nicht viel Weſen von Patrio⸗ 
tismus zu machen, das iſt eine einfache Regel der Wiedervergeltung.“ 

2 Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 23, 1915. 
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Wer find denn die anderen Verfiderten, die dem Kriegsriſiko 
nicht mehr unterliegen? Die das wehrpflichtige Alter bereits über⸗ 
ſchritten haben, Kriegsuntaugliche, Reklamierte, Frauen, Kinder und 
Ausländer. Für den überwiegenden Teil der nicht mehr wehrpflichtigen 
Verſicherten, ſowie auch für die wehrpflichtigen nichtdeutſchen Ver⸗ 
ſicherten, iſt ja auch früher das Kriegsriſiko ohne Zahlung von Extra⸗ 
prämien getragen worden oder wird heute noch getragen. Sollte 
aber eine Verſicherung früher Extraprämien erhoben haben, die noch 
gezahlt worden wären von den jetzt außerhalb des wehrpflichtigen 
Alters ſtehenden Verſicherten, ſo wäre ja die jetzige prämienfreie 
Übernahme der Kriegsgefahr eine Ungerechtigkeit gegenüber dieſen 
Verſicherten! Dagegen iſt zu ſagen, daß es ſich ja in einem ſolchen 
Falle um ein Übergangsſtadium handelt, und daß hier das kleinere 
übel in den Kauf zu nehmen iſt. Nun bleiben aber noch die 
Kriegsuntauglichen, Reklamierten, Frauen, Kinder und die nicht 
wehrpflichtigen Verſicherten in außerdeutſchen Ländern. Iſt es denen 
gegenüber denn keine Ungerechtigkeit, wenn ſie für die Kriegsſchäden 
ihrer deutſchen Kriegsteilnehmer haften miiffen? Will man hiergegen 
nicht ſagen, ihre Zahl iſt verhältnismäßig ſehr gering, ihre Belaſtung 
erſcheint alſo als das kleinere Übel, ſo findet ſich tatſächlich in der 
ganzen Beweisführung doch eine Lücke. Aber auch dieſe Lücke wird 
verſchwinden, wenn man an das Problem, „ob prämienfreie Über⸗ 
nahme der Kriegsgefahr gerecht oder ungerecht iſt“ einmal auf einem 
ganz anderen, bisher noch nicht beſchrittenen Wege berantrift. 

Sind denn die Sterblichkeit der Zivilbevölkerung und die der 
Kriegsteilnehmer zwei Größen, die nicht das geringſte miteinander 
zu tun haben, oder muß nicht vielmehr ein gewiſſer innerer Zuſammen⸗ 
hang beider als möglich anerkannt werden? Man pflegt allgemein 
bei Behandlung dieſer Frage der Möglichkeit, daß ſich ein Krieg in 
unſerem eigenen Lande abſpielt, nicht die erforderliche Bedeutung 
beizulegen. Ein Einbruch des Feindes in unſer Land würde ſicherlich 
eine Sterblichkeitsſteigerung unſerer Zivilbevölkerung mit ſich bringen. 
Im Seine Departement Frankreichs ſtieg in den Jahren 1870/71 die 
Sterblichkeit der Bevölkerung bis aufs Doppelte der früheren Normal⸗ 
ſterblichkeit. Vielleicht würden anſteckende Krankheiten auf die Zivil⸗ 
bevölkerung in großem Maße übertragen, die Lebensmittelverſorgung 
ſich ganz erheblich verſchlechtern, mancher durch Krankheit, Hunger, 
Aufregung vim. dahingerafft werden . Hat man dieſe Möglichkeit 

1 Bei dieſen Ausführungen ſind ſtets unſere früheren Darlegungen über den 
Begriff der Kriegsſterblichkeit im verſicherungsrechtlichen Sinne zu berückſichtigen. 
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einmal ins Auge gefaßt, ſo muß man auch noch einen Schritt weiter⸗ 
gehen und ſagen: Wenn unſere Kämpfer draußen den heftigſten Stürmen 
der Feinde trotzen, wenn die Sterblichkeit im Felde an einzelnen Stellen 
zu gegebenen Zeitpunkten erhebliche Dimenſionen annahm, weil unſere 
Verteidiger die Stellungen nicht preisgeben und den Feind nicht auf 
heimatlichen Boden kommen laſſen wollten, ſo wurde durch dieſe 
geſteigerte Sterblichkeit wohl ſicher auch mit erkauft die geringere 
Steigerung der Sterblichkeit im Heimatlande. Wer würde es aber 
wagen, zu beſtimmen oder auch nur abzuſchätzen, ob und wieviel in 
jedem Einzelfalle von der Mehrſterblichkeit draußen im Felde zu ſetzen 
ſei auf das Konto der Sterblichkeit der Zivilbevölkerung! Wer 
möchte es wohl bezweifeln, daß unter Umſtänden in Kriegszeiten die 
Sterblichkeit der Zivilbevölkerung ähnliche Dimenſionen annehmen 
kann wie die durchſchnittliche Kriegsſterblichkeit, und wer will ent⸗ 
ſcheiden, ob nicht tatſächlich das Unterbleiben einer ſo gewaltigen 
Sterblichkeitsſteigerung unter der Zivilbevölkerung zu danken iſt der 
geſteigerten Kriegsſterblichkeit? Was damit geſagt ſein ſoll, ijt das, 
daß eine Beziehung zwiſchen Sterblichkeit draußen im Felde und 
Sterblichkeit der Zivilbevölkerung im Heimatlande zwar nicht in allen 
Fällen beſtehen muß, aber ſehr leicht beſtehen kann und meiſt auch 
beſtehen wird, dahin gehend, daß eine geringere Sterblichkeit im 
Lande zu danken iſt, d. h. mit eine Folge iſt, der größeren Sterblichkeit 
draußen im Felde. Hat man aber einmal dieſe Überzeungug gewonnen, 
ſo darf man nicht mehr abwägen, um wieviel die eine die andere über⸗ 
wiegt; man darf dies wenigſtens nicht mehr zu dem Zwecke, um einſeitig 
den einen Teil entsprechend dieſer Differenz mehr belaſten zu wollen 
als den anderen. Was hier im allgemeinen von der Geſamtheit 
der Bevölkerung geſagt wurde, verliert nichts an Gültigkeit, 
wenn wir es auf den Verſicherungsbeſtand der Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften übertragen; jedoch würde es in noch größerem Maße 
Gültigkeit haben, wenn alle Lebensverſicherungs-Geſellſchaften 
einen einheitlichen Verband für die Übernahme der Kriegsgefahr 
bildeten. 

Wir glauben demnach in der Frage, ob prämienfreier Einſchluß 
der Kriegsgefahr in die Lebensverſicherung gerecht oder ungerecht ſei, 
uns für „gerecht“ entſcheiden zu müſſen, und glauben aus den hier 
angeſtellten Erwägungen heraus ſagen zu dürfen, daß es ſich gar nicht 
überſehen läßt, ob nicht im Einzelfalle gerade die Zahlung einer 
Zuſchlagsprämie ungerecht wirkt. An dieſer Stelle iſt demnach die 
Methode des prämienfreien Einſchluſſes des Kriegsriſikos auf keinen 
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Fall verwundbar. Der Einwand der „Ungerechtigkeit“ ſollte aus der 
Debatte verſchwinden. 

Kann nun vom Standpunkte der Gerechtigkeit aus die prämien⸗ 
freie Übernahme der Kriegsgefahr nur gewünſcht werden, fo kann unſeres 
Erachtens als weſentlicher Hinderungsgrund ihrer tatſächlichen Ein⸗ 
führung nur das Sicherheitsintereſſe einer Geſellſchaft berechtigt in die 
Wagſchale fallen. Es fragt ſich, ob nicht das Kriegsriſiko etwas der Ver⸗ 
ſicherungstechnik ganz Unfaßbares iſt, etwas, was derartig ſchwanken und 
ſolchen Umfang annehmen kann, daß eine Verſicherungsgeſellſchaft 
darunter ſehr leicht zuſammenbricht. 

Dieſe Frage hat aber eigentlich gar nichts mit der anderen zu 
tun, ob prämienfreier Einſchluß der Kriegsgefahr durchführbar iſt 
oder nicht. Sie lautet vielmehr in Wirklichkeit nur ſo, ob man 
das Kriegsriſiko überhaupt, und vor allem, in welchem Umfange man 
es tragen ſoll. Die das Kriegsriſiko bedingenden Wahrſcheinlichkeits⸗ 
größen laſſen ſich nicht ſtatiſtiſch einwandfrei erfaſſen. Die ſtatiſtiſchen 
Ergebniſte können zum Beiſpiel nicht dazu benutzt werden, um bei 
einer im Kriege ins Leben getretenen Kriegsverſicherung die Ver⸗ 
ſicherten in angemeſſener Weiſe im voraus zur Deckung der Kriegs⸗ 
ſchäden heranzuziehen, ſie können vielmehr — wie das auch oben 
ſchon mehrfach betont worden iſt — nur Anhaltspunkte geben für 
die Bemeſſung der erforderlichen Höhe derjenigen Fonds oder Jahres⸗ 
überſchüſſe, die ſtatutariſch zur Deckung der Kriegsſchäden zur Ver⸗ 
wendung kommen ſollen. Vom Standpunkt der Gerechtigkeit aus iſt 
es richtig, dieſe Reſerven nicht aus Extraprämien der Kriegsteilnehmer 
anzuſammeln, ſondern zu ihrer Bildung muß gerechterweiſe die Ge⸗ 
ſamtheit der Verſicherten herangezogen werden. Soweit dieſe Reſerven 
zur Deckung der Kriegsſchäden hinreichen, ſoweit kann auch das 
Kriegsriſiko von der Geſellſchaft übernommen werden. Wieweit dies 
nun der Fall ſein wird, wird ſich im voraus mit Sicherheit niemals 
ſagen laſſen, denn es iſt eine offene Frage, ob nicht einmal die 
Kriegsſchäden weit über die angeſammelten Fonds hinausgehen, 
genau ſo wie ſie auch weit darunter bleiben können. Das Un⸗ 
beſtimmte des Kriegsriſikos wird demnach als notwendige Folgerung 
die bedingungsgemäße Möglichkeit einer Reduktion nach ſich ziehen 
müſſen. Hiermit iſt aber auch unſere Kritik des Gothaer Syſtems 
gegeben. Wünſchenswert erſcheint unbedingt der prämienfreie Ein⸗ 
ſchluß der Kriegsgefahr, dagegen iſt eine bedingungsgemäße Ver⸗ 
pflichtung zur vollen Auszahlung der Verſicherungsſumme dem 
Weſen des Kriegsriſikos nicht angemeſſen. Eine jede Geſellſchaft, 
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mag ſie auch noch ſo kapitalkräftig ſein, ſollte ſich die Möglichkeit 
einer Reduktion vorbehalten. Mit Recht könnte dann ja doch die 
Geſellſchaft den Verſicherungsluſtigen die Höhe ihrer Reſervefonds 
oder Jahresüberſchüſſe vorhalten, um ſie davon zu überzeugen, daß 
auch im Kriegsſterbefalle nach menſchlichem Ermeſſen die volle Ver⸗ 
ſicherungsſumme zur Auszahlung gelangen könnte. Als Kriegs⸗ 
verſicherung der Zukunft ſchwebt uns folgendes Bild vor: Die Ge⸗ 
ſamtheit der Verſicherten wird zur Bildung eines Kriegsreſervefonds 
herangezogen, und zwar in der Weiſe, daß bei der Feſtlegung der 
Bruttoprämie ein beſonderer Zuſchlag berückſichtigt wird. Zur Be⸗ 
meſſung dieſes Zuſchlags können die ſtatiſtiſchen Ergebniſſe des Krieg⸗ 
riſikos herangezogen werden; wie bereits aus den Kriegsſchäden⸗ 
tabellen des vorigen Paragraphen erſichtlich iſt, wird ſich der Zuſchlag 
ſehr niedrig geſtalten, etwa 1 o der Verſicherungsſumme. Eine jede 
Geſellſchaft müßte verpflichtet ſein, dieſen Zuſchlag jährlich den be⸗ 
ſtimmten Kriegsfonds zuzuführen; freiwillig könnten letztere durch Uber, 
weiſung beſtimmter Teile des Jahresüberſchuſſes uſw. noch geſtärkt 
werden. Sollten die ſtatutariſch zur Deckung der Kriegsſchäden dienenden 
Mittel im Kriegsfalle nicht ausreichen, ſo iſt bedingungsgemäß eine 
Reduktion vorzuſehen 1. Ließe ſich nicht vielleicht auf einer ſolchen 
Grundlage eine Einigung wenigſtens in den Grundfragen der Kriegs⸗ 
verſicherung erzielen, ſofern alle beteiligten Geſellſchaften zum gegen⸗ 
ſeitigen Entgegenkommen bereit ſind? Sollte irgendeine ſolche 
Einigung erzielt werden können, ſo hätte man damit in der Ver⸗ 
ſicherungswelt einen großen Schritt weiter getan, einen Schritt, deſſen 
letzte Konſequenzen den ſo unbedingt wünſchenswerten Zuſammen⸗ 
ſchluß unſerer Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften zum Zwecke der 
Riſikoteilung bringen könnten. 


1 Würde ſich eine derartige Regelung der Kriegsverſicherungsfrage auch 
in denjenigen Gebieten gerechterweiſe durchführen laſſen, auf die ſich der Ge⸗ 
ſchäftsbereich einer Geſellſchaft erſtreckt, in denen aber die Wehrverhältniſſe ganz 
anders als im Deutſchen Reiche geregelt ſind? Nach den vorhergehenden Aus⸗ 
führungen iſt die Frage mit „ja“ zu beantworten. 
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Dritter Abſchnitt 
Kriegsverſicherung und Kriegshinterbliebenen⸗ 
verſorgung 


8 11. Wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung der ſogenannten 
Kriegsverſicherung 


Die ſogenannte Kriegsverſicherung, ſo wie ſie uns heute vor⸗ 
wiegend in Deutſchland entgegentritt, iſt aufs engſte mit der Lebens⸗ 
aſſekuranz verknüpft. Sie iſt eine Konſequenz der Unanfechtbarkeit 
der Police. Demnach läßt ſich die Frage nach der wirtſchaftlichen 
und ſozialen Bedeutung der ſogenannten Kriegsverſicherung auch ſo 
formulieren: Inwieweit erfährt die Bedeutung der Lebensaſſekuranz 
infolge der Übernahme der Kriegsgefahr eine Steigerung, und welche 
neuen wirtſchaftlich und ſozial bedeutungsvollen Momente ſind durch 
dieſe Übernahme gegeben? Der wirtſchaftliche Wert der Kriegs⸗ 
verſicherung zeigt fid) in ihrer Bedeutung für die Volks- wie für 
die Privatwirtſchaft. 

I. 1. Die Lebensverſicherung iſt im Gegenſatz zur Schadens⸗ 
verſicherung, beiſpielsweiſe der Feuer⸗, Hagel⸗ uſw. Verſicherung, 
ein Sparakt, der ſich jedoch vom gewöhnlichen Sparen dadurch unter⸗ 
ſcheidet, daß er auf gemeinſame Rechnung erfolgt, und daß die Er⸗ 
reichung des Sparziels garantiert wird. In dem letzteren Moment, 
der unbedingten Erreichung des Sparziels, liegt der große Anreiz 
zum Abſchluß einer Lebensverſicherung. Je mehr demnach die Er⸗ 
reichung des Sparziels garantiert wird, je mehr man von Klauſeln 
in den Verſicherungsbedingungen abſieht, oder mit anderen Worten: 
je mehr die Unanfechtbarkeit der Police durchgeführt wird, um ſo 
mehr wird die Lebensverſicherung und dadurch für die Volkswirt⸗ 
ſchaft die Kapitalbildung gefördert. Anderſeits iſt im volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſe zu fordern, daß die Unanfechtbarkeit der Police 
nur ſo weit durchgeführt werde, als ſie mit dem Sicherheitsintereſſe 
der Geſellſchaft in Einklang zu bringen iſt. Die Leiſtungsfähigkeit 
der Geſellſchaft darf nicht in Frage geſtellt werden. 

2. Den einmal erworbenen Verſicherungsbeſtand muß die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft zu wahren ſtreben, ſie muß verſuchen, den früh⸗ 
zeitigen Abgang fomeit wie möglich zu vermindern. Erfahrungs⸗ 
gemäß ijt der frühzeitige Abgang in Kriſen⸗, vor allen Dingen in 
Kriegszeiten am größten. Mit ſteigender Entwicklung der ſogenannten 
Kriegsverſicherung darf man wohl ein Abnehmen des frühzeitigen 
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Abganges erwarten. Wenn auch eine mangelhafte Kriegsverſicherung 
nicht als einzige Urſache des enormen frühzeitigen Abganges in 
Kriegszeiten angeſehen werden darf, ſo iſt es doch klar, daß die 
Verſicherten, wenn ihnen im Kriegsſterbefall nur das Deckungskapital 
gewährt wird, wenn die Erhebung hoher Extraprämien und mehr⸗ 
jährige Karenzzeit eingeführt ſind, gerade in den Zeiten, in denen 
ſie ſowieſo in geſteigertem Maße des Geldes bedürfen, ſich zum 
Rückkauf der Lebensverſicherung entſchließen werden, in dem Ge⸗ 
danken, nach dem Kriege eventuell wieder eine neue Lebensverſicherung 
abſchließen zu können. Dies wird dann verſäumt oder infolge 
geſundheitlicher Schäden unmöglich oder des vorgerückten Alters 
und der damit in Verbindung ſtehenden höheren Prämien wegen 
außerordentlich erſchwert. Je entgegenkommender ſich demgemäß die 
Verſicherungsbedingungen entwickeln, je mehr man von hohen Extra⸗ 
prämien und langer Karenzzeit im Kriegsfalle abſieht, um ſo mehr 
wird man zum Nutzen des Volkswohlſtandes dem frühzeitigen Ab⸗ 
gange entgegenwirken. 

3. In einem Artikel der „Kölniſchen Volkszeitung“, der ſich in 
Wallmanns Verſicherungszeitſchrift, Jahrgang 47, Band 1, Nr. 14, 
vom 1. November 1912, abgedruckt findet, heißt es am Schluſſe: 
„Der Stein iſt endlich ins Rollen geraten, die nächſte Zukunft der 
Lebensverſicherung, ihre volkswirtſchaftliche Bedeutung liegt in der 
Entſchuldung.“ Ohne auf die Frage der Entſchuldung der Land⸗ 
wirtſchaft und des ſtädtiſchen Hausbeſitzes in Verbindung mit der 
Lebensverſicherung ſelbſt hier näher eingehen zu können, ſei nur dies 
eine erwähnt. Der große Vorzug der Entſchuldung durch die Lebens⸗ 
verfiderung gegenüber der durch die gewöhnliche Amortiſations⸗ 
hypothek wird ja vor allen Dingen immer in der unter allen Um⸗ 
ſtänden durchgeführten Entſchuldung ſelbſt bei frühem Ableben des 
Verſchuldeten oder Verſicherten geſehen. Wenn es beiſpielsweiſe in 
Wallmanns Verſicherungszeitſchrift, Jahrgang 46, Band 2, heißt: 
„Wenn der Witwe des ſtädtiſchen Hausbeſitzers die Lebensverſicherung 
die Entſchuldung ſichert, dann wird ſie immer die Möglichkeit haben, 
hinſichtlich des hinterlaſſenen Grundbeſitzes Ordnung halten zu 
können, auch dann, wenn der Tod den Ernährer im Augenblick 
einer Kriſe abrief“, ſo iſt immer zu bedenken, daß in der Tat ohne 
die Übernahme der Kriegsgefahr durch die Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften die Entſchuldung nicht geſichert wäre, wenn der Tod 
des verſicherten Hausbeſitzers infolge des Krieges einträte. Wer 


würde aber die mit Entſchuldung mittels der ä 
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verbundenen größeren Koften auf fid) nehmen, wenn ihm nicht unter 
allen Umſtänden die Erreichung feines Zieles wenigſtens in beſtimmten 
Grenzen in Ausſicht ſteht? Oder wie kann man ſich beiſpielsweiſe 
einen Plan, die Lebensverſicherung als Mittel zur Verhinderung 
der Verſchuldung und Forderung der Entſchuldung des Offizierskorps, 
wie er in Wallmanns Verſicherungszeitſchrift 1910/11, Seite 1018, 
berichtet wird, denken ohne den Umſtand, daß die Kriegsgefahr von 
den Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften übernommen wird? Es ſollten 
nach dieſem Plane die Offizierskorps von etwa 300 Regimentern je 
als Korporation eine Lebensverſicherung auf die Dauer von 30 Jahren 
abſchließen in der Höhe von durchſchnittlich 100 000 Mk., ſo daß 
nach 30 Jahren ungefähr 30 Mill. Mk. Kapital zu erwarten 
wären. Nach Abſchluß der Policen ſollten dann Finanzleute oder 
Geſellſchaften einen Vorſchuß von 10 Mill. Mk. auf dieſe Po⸗ 
licen geben. Wer würde aber dieſe Vorſchüſſe leiſten, wenn nicht 
auch im Kriegsfalle mit der Fälligkeit der Verſicherungsſumme ge⸗ 
rechnet werden könnte. Dieſe wenigen Bemerkungen mögen genügen, 
um aus ihnen ſchon die Bedeutung der ſogenannten Kriegsverſicherung 
in der Frage der Entſchuldung zu erkennen. 

II. Die Bedeutung der ſogenannten Kriegsverſicherung für die 
Privatwirtſchaft iſt die gleiche wie die der Lebensverſicherung; ſie 
ergibt ſich ſchon aus dem Zwecke der Verſicherung, Bereitſtellung der 
Deckungsmittel für einen zufälligen Bedarf. Die Verſicherung wirkt 
einkommenerhaltend. Bei der Kriegsverſicherung kommt ein wichtiges 
Moment hinzu, daß ſie nämlich einkommenerhaltend wirkt in dem 
Augenblicke, wo gerade die Sicherung des Einkommens für die 
Hinterbliebenen am wertvollſten iſt, in Kriegszeiten. 

Die Übernahme der Kriegsgeſahr dient aber auch einem ſtarken 
ſozialen Bedürfnis, nämlich dadurch, daß die auf Grund ihres Be⸗ 
rufes oder der allgemeinen Wehrpflicht Kriegsdienſtpflichtigen, die 
dem Rufe des Vaterlandes folgen und ihr Blut für die Verteidigung 
desſelben auf dem Schlachtfelde vergießen, auch in ſolchem Falle 
ihrer Verſicherungsſumme nicht verluſtig gehen. Dies zieht zwei 
wichtige Folgen nach ſich: 

1. Der in den Krieg ziehende Familienvater wird von einer 
drückenden Sorge befreit, er weiß Weib und Kind wenigſtens für 
den Notfall geſichert, und zwar weiß er ſie geſichert nicht auf Grund 
von Almoſen und Armenunterſtützung, der immer etwas Erniedrigendes 
anhaftet, ſondern auf Grund eines Rechtsanſpruches, den er ſich 
ſelbſt, durch ſeine Erſparniſſe in der Form der Prämien bei einer 
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Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft erworben hat. Hieraus ergibt ſich 
als Konſequenz, daß er mit größerer Bereitwilligkeit ſich ſeinem 
Vaterlande zur Verfügung ſtellen wird, daß ſeine Kraft nicht früh⸗ 
zeitig aufgezehrt oder geſchwächt wird durch die ſtete Sorge um die 
Seinigen. Manchem mag vielleicht im Kampfe, in wichtigen Ent⸗ 
ſcheidungen, wo gerade vor allen Dingen das Vaterland ſeine ganze 
Kraft bis aufs äußerſte forderte, der Gedanke an Weib und Kind 
gekommen ſein, wer für ſie ſorgen wird, wenn der Ernährer ge⸗ 
fallen iſt, und dieſer Gedanke mag ihn vielleicht davon zurückgehalten 
haben, daß Außerſte zu wagen, um ſich ſo eventuell den Seinigen 
zu erhalten. 

2. Die Familie wird von drückender Armut befreit, dem Herab⸗ 
ſinken des Mittelſtandes (der ja vor allen Dingen von der Lebens⸗ 
verſicherung Gebrauch macht) in die Klaſſe des Proletariats wird 
geſteuert. 

Die wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung der Kriegs verſicherung 
darf indeſſen auch nicht überſchätzt werden. Die Ausdehnung der 
Lebensverſicherung iſt auf beſtimmte Volkskreiſe beſchränkt, ſie kommt 
vor allem für den Mittelſtand in Frage. Die Zahlung von hohen 
Prämien wird den Abſchluß einer Lebensverſicherung für viele 
Volksſchichten unmöglich machen. Dieſe Beſchränkung tritt daher not⸗ 
wendigerweiſe auch bei der Kriegsverſicherung auf, ſolange ſie ſich 
als Einſchluß der Kriegsgefahr in die Lebensverſicherung darſtellt. 
Ahnliche Erwägungen gelten für die ſelbſtändigen Kriegsriſiko⸗ 
verfiderungen. Hier wird ſich ſogar das oben Geſagte noch weſent⸗ 
lich verſchärfen. Ihr Ausdehnungsbereich wird infolge der not⸗ 
wendigerweiſe ſehr hohen Prämien ein ſehr kleiner ſein. Im Gegen⸗ 
jag zu dieſen Verſicherungen kommen die Kriegsſterbekaſſen und die 
Volksverſicherung vor allem für die unteren Volksſchichten in Frage. 
Jedoch haben bei erſteren die geringen Beiträge normalerweiſe auch 
geringe Kaſſenleiſtungen zur Folge, und bei letzterer iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß nach dem Geſetz über den Verſicherungsvertrag die 
Volksverſicherung den Beſchränkungen der Vertragsfreiheit weniger 
unterworfen iſt; Unanfechtbarkeit und Unverfallbarkeit brauchen bei 
ihr keine Anwendung zu finden. Wäre aber auch ſelbſt in der 
Volksverſicherung allgemein das Prinzip der Unanfechtbarkeit durch⸗ 
geführt, ſo iſt doch die Durchſchnittsverſicherungsſumme von etwa 
200 Mk. ſo gering, daß ſie den Hinterbliebenen der Verſicherten 
nur über die allererſte größte Not hinweghelfen kann. Auch iſt 
erfahrungsgemäß der abnorme Abgang in der Volksverſicherung 
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fehr ſtark, was für Kriegszeiten in noch erhöhtem Maße Gel- 
tung hat. 

Die Verſorgung der Kriegerwitwen und -waifen wird demnach 
im allgemeinen durch die Kriegsverſicherung nicht hinreichend erzielt 
werden können. Die Grenzen, die der Lebensaſſekuranz gezogen ſind, 
zwingen nach anderen Mitteln und Wegen umzuſehen, die zur Er⸗ 
reichung des unbedingt erſtrebenswerten Zieles, der Verſorgung der 
Kriegshinterbliebenen offen ſtehen. 


§ 12. Die öffentlich ⸗ rechtliche Kriegshinterbliebenen⸗ 
verſorgung 
Der Gedanke, daß diejenigen, die in den Kampf hinausziehen, 
an ſich ſchon genügend Opfer und Strapazen im Intereſſe des Vater⸗ 
landes auf ſich nehmen müſſen, daß man ſie zwecks Verſorgung ihrer 
Hinterbliebenen nicht noch zu beſonderen finanziellen Opfern heran⸗ 
ziehen kann, da ſie doch nur im Intereſſe des geſamten Staates ihr 
Leben aufs Spiel ſetzten, dieſer Gedanke iſt maßgebend dafür, daß 
man ſich nach Mitteln und Wegen umſieht, wie die Geſamtheit der 
übrigen Staatsbürger dazu beitragen kann, wenigſtens bis zu einem 
gewiſſen Grade die Verſorgung der Kriegshinterbliebenen ſicherzu⸗ 
ſtellen. Eine Kriegshinterbliebenenverſorgung iſt von Reichs wegen 
angeſtrebt durch das Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907. 
Die geſetzlich feſtgelegten Bezüge ſind folgende: 
I. Jährliches Witwengeld 


Für die Witwe eines 


Generals oder Offiziers in Generalſtellnn g 2000 Mk. 

Stobsoffizie ess 8 1600 

Hauptmanns, Oberleutnants, Leutnants oder Feldwebelleutnants 1200 - 
eldwebels, Vizefeldwebels, Sergeanten mit der Löhnung eines 

ee Zugführers der freiwilligen Krankenpflege oder eines 

Unterbeamten mit einem penſions fähigen Dienſteinkommen von 

jährlich mehr als 1200 kk 600 

Sergeanten, Unteroffiziers, Zugführerſtellvertreters oder Sektions⸗ 

führers der freiwilligen Krankenpflege oder eines Unterbeamten 

mit einem penſionsfähigen Dienſteinkommen von jährlich 1200 Mk. 


u 


8 


und wenige 500 
6. Gemeinen oder einer jeden anderen Perſon des Unterperſonals 
der freiwilligen Kriegskrankenpflemmggg ee ee 400 
| IL Jährliches Kriegswaiſengeld 
. vaterloſe „. : 
Für jedes eee eines 
1: Dffisiers u. ees a ee ra E 200 e 
2. Einer Militärperſon der Unterklaſſen, eines Angehörigen der 
freiwilligen Kriegskrankenpflege oder eines Unterbeamten. . . . 2168 e 
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Dieſe Renten ſind im allgemeinen zu niedrig bemeſſen, als daß 
von einer tatſächlich hinreichenden Verſorgung die Rede ſein könnte. 
Abgeſehen davon haftet aber auch dem Militärhinterbliebenen⸗Geſetze 
ein ganz beſonders ſtark empfundener Mangel an. Die Renten ſind 
lediglich nach den militäriſchen Chargen abgeſtuft. Der Tatſache, 
daß ſich unter den Kriegsteilnehmern Angehörige der verſchiedenen 
Berufsſtände und der verſchiedenen Lebenshaltungen befinden, wird 
das Geſetz nicht gerecht. Es iſt erfreulich, daß bereits von großen 
Organiſationen, wie vom Hanſabunde, dem Bunde der Landwirte 
den Gewerkſchaften uſw. Forderungen an den Reichstag gerichtet 
worden ſind! dahingehend, daß den Kriegswitwen Zuſatzrenten ge⸗ 
währt werden ſollen, die in einem gewiſſen Verhältnis zu dem 
früheren Einkommen des gefallenen Kriegsteilnehmers ſtehen. Der 
Haushaltungsausſchuß des Reichstages hat ſich bereits mit dieſen 
Eingaben beſchäftigt 1. Ein Fortſchritt iſt bereits durch das Kapital⸗ 
abfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 erzielt worden. Dadurch, daß 
gewiſſe Teile der Rentenhezüge zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes kapitaliſiert werden können, iſt die 
Verſorgung vieler Kriegerwitwen, vor allem in der Landwirtſchaft, 
beſſer durchgeführt, als es vordem der Fall war. Doch handelt es 
ſich hierbei berechtigter⸗ wie auch notwendigerweiſe um eine Sonder⸗ 
ſtellung der Eigentümer von Grund und Boden oder derer, die einen 
ſolchen Beſitz zu erwerben trachten. Man wird in dem Kapital⸗ 
abfindungsgeſetz vor allem eine Maßnahme zu ſehen haben, um der 
Landflucht, die nach dem Kriege durch den Einfluß der Barrenten- 
bezüge aller Vorausſicht nach noch ſtärker als vordem in die Er⸗ 
ſcheinung getreten wäre, wirkſam entgegenzutreten. Kann ein der⸗ 
artiger Fortſchritt in der Kriegshinterbliebenenverſorgung auch nicht 
hoch genug angeſchlagen werden, ſo bleiben doch die bereits oben 
hervorgehobenen Mißſtände beſtehen. Es iſt eine Dankesſchuld des 
Staates den gefallenen Kriegern gegenüber, die Kriegshinterbliebenen 
beſſer zu ſtellen, als dies bereits durch das Geſetz von 1907 ge⸗ 
ſchehen iſt, ihnen Zuſatzrenten zu gewähren, die in einem gewiſſen 
Verhältnis zu dem früheren Einkommen der Gefallenen ſtehen. Gewiß 
ſollen die Schwierigkeiten nicht verkannt werden, die auf dem Gebiete 


1 Vgl. die Ausführungen des Reichstagsabgeordneten Grafen von Weſtarp⸗ 
Berlin auf der allgemeinen deutſchen Tagung, einberufen vom deutſchen Verein 
für Armenpflege und Wohltätigkeit am 16. und 17. April 1915 („Soziale Für⸗ 
ſorge für Kriegerwitwen und Kriegerwaiſen“, Schriften des Deutſchen Vereins 
für Armenpflege und Wohltätigkeit, Heft 103, München und Berlin 1915). 
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der Reichsfinanzen in Zukunft zu erwarten ſind; es muß aber doch 
nachdrücklichſt ausgeſprochen werden, daß die maßgebenden Politiker 
an der Frage der weiteren und gerechteren finanziellen Verſorgung 
der Kriegshinterbliebenen nicht vorbeigehen können. Wie die er⸗ 
forderlichen Gelder eingebracht werden ſollen, iſt eine Frage der 
Finanzpolitik. 


Literaturverzeichnis 


. Berndt, Die Zahl im Kriege. Statiſtiſche Daten aus der neueren Kriegs⸗ 


geſchichte in graphiſcher Darſtellung. Wien 1897. 


. Befeler, Krieg und modernes Verkehrsweſen. Preußiſche Jahrbücher, 


Bd. 152. Berlin 1903. 


. Binder, Kriegsſterblichkeit. VBeröffentlichungen des Deutſchen Vereins für 


Verſicherungswiſſenſchaft, Heft XXVI. Berlin 1914. 


, Biſchoff, Kulturaufgaben des Verſicherungsweſens. Veröffentlichungen des 


deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft XII. Berlin 1907. 


. Braun, Die Tropenſterblichkeit und ihre Urſachen, mit beſonderer Berück⸗ 


ſichtigung der Verhältniſſe in den deutſchen Kolonien. S. A. Amſter⸗ 
dam 1913. 


, Broeder, Die Gewinnbeteiligung der Verſicherten bei den im Deutſchen 


Reich arbeitenden Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften. Veröffentlichungen 
des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft X. Berlin 1906. 


„Bruck, Lebensverſicherung im Krieg. Veröffentlichungen des Deutſchen 


Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft XXVI. Berlin 1915. 


. Brüders, Geſchichte und Grundlagen der ſogenannten Kriegsverſicherung. 


Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, Bd. 2. Berlin 1902. 


. Brumm, Beiträge zur Riidverfiderung. Diff. Heidelberg. Offenbach 1911. 
. Dienger, Zur Kriegsverſicherung. Rundſchau der Verſicherungen, be⸗ 


gründet von Maſius. Jahrg. 23. Leipzig 1873. 


.Doehring, Die Kriegsverſicherung. Separatabdruck aus Nr. 40/43 der 


Aſſekuranztribune pro 1887. Stuttgart 1887. 


Dumas, L’Assurance du risque de guerre. Mitteilungen der Vereinigung 


ſchweizeriſcher Verſicherungsmathematiker, Heft 6. Bern 1911. 


Eggenberger, Zuſchlagsprämien für erhöhte Riſiken in der Lebens⸗ 


verſicherung. „Berichte, Denkſchriften und Verhandlungen des V. Inter⸗ 
nationalen Kongreſſes für Verſicherungswiſſenſchaft zu Berlin vom 
10. bis 15. September 1906.“ I, S. 279. Berlin 1906. 


v. Eheberg, Artikel Wehrſteuer im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaft. 
. Derf., Finanzwiſſenſchaft. Leipzig 1912. 
. Ehrenzweig, Kriegsverſicherung. „Aſſekuranz⸗Jahrbuch“, 9. Jahrgang 


Wien 1888. II. Teil, S. 19 ff. 


. Derf., Über Kriegsverſicherung. Ebenda 10. Jahrgang. Wien 1889. 


II. Teil, S. 38 ff. 


. Entwurf eines Militärhinterbliebenengeſetzes. Nr. 334 der 


Reichstagsdruckſachen, I. Seſſion 1907. 


2119] übernahme d. Kriegsgefahr durch d. Lebensverſicherungs⸗Geſellſch. 439 


19. Erkenntnis des Landgerichts Stettin in Sachen Dunker u. Gen. 
gegen die Lebensverſicherungsbank Gotha. Maſius' Rundſchau, Jahr: 
gang 1, 1889. 

20. Erkenntnis des Königlichen Oberlandesgerichts zu Stettin 
vom 31. Oktober 1889 in Sachen Dunker u. Gen. gegen die Lebens⸗ 

: verſicherungsbank Gotha. Maſius' Rundfdau, Jahrgang 1. 1889. 

21. Erkenntnis des Landgerichts Gotha in Sachen Pannſa gegen die 
Lebensverſicherungsbank Gotha. Maſius' Rundſchau, Jahrgang 1. 
Leipzig 1889. 

Erkenntnis des Oberlandesgerichts Jena in Sachen Pannſa gegen 
die Lebensverſicherungsbank Gotha. Maſius' Rundſchau, Jahrgang 1. 
Leipzig 1889. 

23. Fleury, De la surprime pour les risques surélevés et les reserves cor- 
respondantes. „Berichte, Denkſchriften und Verhandlungen des V. Inter⸗ 
nationalen Kongreſſes für Verſicherungswiſſenſchaft zu Berlin vom 
10. bis 15. September 19067, I, S. 199. Berlin 1906. 

24. Flor ſchütz, Kriegsſterblichkeit. Veröffentlichungen des Deutſchen Vereins 
für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft XXVI. Berlin 1914. 

25. Fried, Handbuch der Friedensbewegung. I. Leipzig 1911. 

26. Der ſ., Kurze Aufklärungen über Zielen und Ziel des Pazifismus. Verlag 
der „Friedens⸗Warte“. Berlin⸗Leipzig 1914. 

27. Der ſ., Der Weg zum Weltfrieden im Jahre 1912. Pazifiſtiſche Chronik. 

28 

29 


SS 


Zuſammengeſtellt von A. H. Fried. 

„Gebauer, Die ſogenannte Lebensverſicherung. Jena 1895. | 

.Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegsverſorgung (Kapital- 
abfindung3gefes). Vom 3. Juli 1916 (RG Bl. vom 11. Juli 1916, 
S. 680). 

30. Gohlke, Die Leiftung der Feuerwaffen in den Feldzügen von 1740 — 1905. 
Preußiſche Jahrbücher, herausg. von H. Delbrück, Bd. 152, Mai 1913. 

31. Heyl, Das Kriegsriſiko der Lebensverſicherung in überſeeiſchen Ländern. 
Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, Nr. 16, 1901. 

32. Hilbert, Kapitalanlagen der deutſchen Privatverſicherungsgeſellſchaflen. 
Jena 1908. 

3. Hofmann, Kriegsverſicherung. Diff. Erlangen 1908. 

34. Jahrbücher für Nationalökomie und Statiſtik. Gegründet von 
B. Hildebrand, herausg. von Conrad. Supplementheft XIV, S. 5. Zu⸗ 
ſtand und Fortſchritte der deutſchen Lebensverſicherungsanſtalten im Jahre 
1887. Jena 1888. — Supplementheft XV. Zuſtand und Fortſchritte der 
deutſchen Lebensverſicherungsanſtalten im Jahre 1888. Jena 1889. 

35. Karup, Die Lebensverſicherung auf den Todesfall im Kriege. Grundzüge 
zur Errichtung einer Verſicherungsanſtalt für Offiziere, Marinebeamte, 
Landwehrmänner und Feldwebel. Leipzig 1869. 

36. Derf., Reform des Rechnungsweſens der Gothaer Lebensverſicherungsbank 
a. G. Jena 1903. 

N. Kaskel, Sozialverſicherung und Krieg. Veröffentlichungen des Deutſchen 
Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft 26, S. 118 ff. 

. Kriegsgewinnſteuergeſetz. Erläutert von Prof. Dr. jur. Fritz Stier⸗ 

Somlo. Berlin 1916. 


440 H. Queſter [2120 


41. 


. Krieqsverfiderungsbedingungen der deutſchen Lebend» 


verſicherungsanſtalten. Maſius' Rundfdau, Bd. 24, 1912. 


. Kruis, Des surprimes pour risques surélevés. „Berichte, Denkſchriften 


und Verhandlungen des V. Internationalen Kongrefles für Verſicherungs⸗ 
wiſſenſchaft zu Berlin vom 10. bis 15. September 1906.“ I, S. 227. 
Berlin 1906. 

Leibbrand, Zur Frage der Kriegsverſicherung bei den deutſchen Lebens⸗ 
verſicherungs⸗Geſellſchaften. Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungs⸗ 
wiſſenſchaft, Bd. I. 1901. 


. Leipziger (Die) Lebensverſicherungsgeſellſchaft über die „io 


genannte koſtenloſe Kriegsverſicherung der Gothaer Lebensverſicherungs⸗ 
bank“. Maſius' Rundſchau, Jahrg. I, S. 215 ff. Leipzig 1889. 


.Linsmayer, Die Kriegsgefahr in der Lebensverſicherung (mit beſonderer 


Berückſichtigung ſchweizeriſcher Verhdltniffe).. Bern 1914. 
Manes, Verſicherungs⸗Lexikon 1908. 


. Derf., Ergänzungsband zum Verſicherungs⸗Lexikon 1911. 
. Derf., Verſicherungsweſen. Leipzig 1913. 
. Maſius' Rundſchau. Blätter für Verſicherungswiſſenſchaft und Ver⸗ 


ſicherungsrecht und bemerkenswerte Vorgänge im Verſicherungsweſen. 
Leipzig. 


. Moldenhauer, Das Verſicherungsweſen, I und II. Sammlung Göſchen, 


Nr. 262 und 636. 


. Mueller, Finanzielle Kriegsbereitſchaft der Privatverſicherung. Veröffent⸗ 


lichungen des Deutſchen Vereins für Verſicherungswiſſenſchaft, Heft 26 
Berlin 1914. 


. Müller, Das Gegenfeitigkeitspringip im Verſicherungsweſen, beſonders in 


der Lebensverſicherung. Berlin 1905. 


Müller, Die Beſonderheiten der Verſicherungs⸗Aktiengeſellſchaft. Diff. 1908. 
. Müller (Premierleutnant), Über Gefechtsverluſte. Vierteljahrsheft für 


Truppenführung und Heereskunde vom Großen Generalſtab. 2. Jahrg. 
Berlin 1905. 


. Neumann, Die Kriegsverſicherung der Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften 


im Deutſchen Reich. 2. Ausg. Berlin 1892. 


Ott, Wirtſchaftliche Anpaſſung der modernen Lebensverſicherung in Form 


der Verſicherungsbedingungen. Diſſ. Heidelberg 1910. 


Palme, Die Behandlung der Zuſchlagsprämie für erhöhte Riſiken in 


Schweden. „Berichte, Denkſchriften und Verhandlungen des V. Inter⸗ 
nationalen Kongreſſes für Verſicherungswiſſenſchaft zu Berlin vom 
10. bis 15. September 1906.“ I, S. 235. Berlin 1906. 


Rechenſchafts berichte unſerer Lebensverſicherungs⸗Geſell⸗ 


ſchaften. 


RNeichsverſicherungsordnung vom 19. Juli 1911. Textausgabe 


Guttentag. 


Schneider, Konkurrenz und Reklame in der deutſchen Lebensverſicherung. 


Gotha 1888. 


. „Soziale Fürſorge für Kriegerwitwen und Kriegerwaiſen.“ 


Schriften des Deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit, 
Heft 103. München und Leipzig 1915. 


2121] Übernahme d. Kriegsgefahr durch d. Lebensverſicherungs⸗Geſellſch. 441 


60. Stellung (Die) der Lebensverſicherungsbank für Deutſchland 
zu Gotha zu der Frage der Kriegsverſicherung. Rundſchau der Vers 
ſicherungen, begründet von Maſius. Jahrg. 38. S. 117 ff. Leipzig 1888. 

61. Strahl, Der Streit um die Wehrſteuer. Finanzwirtſchaftliche Zeitfragen. 
Stuttgart 1913. 

Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte. Textausgabe Guttentag. 

„Verſicherungsmarkt (Der). Beilage des Berliner Börſen⸗Couriers. 

Vierteljahrsrundſchau über das Verſicherungsweſen. Herausg. 
vom Allgemeinen Verſicherungs⸗Schutzverband. 

Wallmanns Verſicherungs⸗Zeitſchrift. 

. Wittſtein, Die Lebensverſicherung ausgedehnt auf den Kriegsfall. Rund⸗ 
ſchau der Verſicherungen, begründet von Maſius. Jahrg. 20. Leipzig 
1870. S. 141 ff. 

Zeitſchrift für die geſamte Verſicherungswiſſenſchaft, 
herausg. vom Deutſchen Verein für Verſicherungswiſſenſchaft. Berlin. 

Zeitſchrift für Verſicherungsweſen, herausg. von J. Neumann. 
Berlin. 


S R RBS 


3 


& 


Nachſchrift 
Dieſer Aufſatz wurde Dezember 1916 abgeſchloſſen. Das an⸗ 
geführte Zahlenmaterial wird ſich leicht bis auf den heutigen Tag 
ergänzen laſſen. Der Verfaſſer war leider dazu nicht in der Lage, 
da er im Felde ſtand und z. Z. ſchwer verwundet im Lazarett liegt. 
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n der Geſchichte der türkiſchen Finanzwirtſchaft wird der Name 
Mehmed Djawid Bey ſtets eine Sonderſtellung einnehmen. 
Schon weil die Tätigkeit dieſes Miniſters mehr als einmal, ich 
möchte ſagen, einen Eckſtein in der Geſchichte der Entwicklung der 
Finanzpolitik des Osmanenreichs bildete. Als mit dem Sturze 
Abdul Hamids auch die Willkür in der Handhabung des Staats⸗ 
haushaltes ein Ende nahm, war es Djawid, dem die Ausarbeitung 
des erſten Budgets unter dem neuen Regime zufiel. Während 
früher die Abſchätzung der Einnahmen ſowohl wie die Voranſchläge 
für die Ausgaben auf bloßen, zumeiſt wenig begründeten Vermutungen 
beruhten, zudem in ganz ſyſtemloſer, lückenhafter Form bekannt ge⸗ 
geben wurden, ſollte jetzt ein detaillierter, in allen ſeinen Teilen 
gewiſſenhaft geprüfter und ſorgfältig ausgearbeiteter Etat geboten 
werden. Das war ein Novum für die Türkei — und die Schöpfung 
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Djawids. Später iſt er ja gegangen, übernahm aber das Minifter: 
portefeuille von neuem, als nach dem unglücklichen Verlauf des erſten 
Balkankrieges die Regierung Kiamil-Paſchas geſtürzt wurde und 
das „Komitee für Einheit und Fortſchritt“ abermals zur Herrſchaft 
gelangte. Das Eingreifen der Türkei in den Weltkrieg veranlaßte 
ihn, von ſeinem Poſten zurückzutreten. Die lange Dauer des 
Völkerringens und die dadurch bedingte wachſende finanzielle Not des 
Staates führten indeſſen dazu, daß er ſeine Kräfte bald wieder in den 
Dienſt des Vaterlandes ſtellte. 

In einer Rede, die er am 3. März im türkiſchen Parlament 
zur Begründung des diesjährigen (im übrigen noch von ſeinem Amts⸗ 
vorgänger ausgearbeiteten) Etatentwurfs gehalten hat, ließ ſich 
Djawid ausführlich über die Finanzlage des Reiches aus. Der 
unmittelbare Eindruck der Rede war ſo ſtark, daß die Kammer tags 
darauf einſtimmig ihren öffentlichen Anſchlag beſchloſſen hat. „Dans 
sa seance du 4 mars 1333 (1917) la Chambre des Deputes a 
voté & l’unanimite l'affichage de ce discours, jugé d’utilite 
nationale“, heißt es in der offiziellen Bekanntgebung. Aber die 
Rede wirkte auch nachhaltig und weit über die parlamentariſchen 
Kreiſe hinaus. Denn wohl noch nie iſt von der türkiſchen Parla⸗ 
mentstribüne herab in ſo rückſichtslos offener, ſo großzügig ſachlicher 
Weiſe über die Lebensbedingungen des Reiches geſprochen worden. 
Man war ganz von dem Gefühle beherrſcht, es hier nicht mit einer 
der üblichen Miniſterreden zur Begründung einer Vorlage, ſondern 
mit einem Programm, mit einem Bekenntnis zu tun zu haben: Die 
Türkei ſei an einem Wendepunkt angelangt, mache eine gewaltige 
Kriſe durch, ſtehe am Scheidewege, und von ihrem jetzigen Verhalten 
hänge vielleicht ganz ihr künftiges Geſchick ab. Aber man gewann 
zugleich die Empfindung, nicht nur die programmatiſche Rede irgend- 
eines Miniſters, ſondern in gewiſſem Sinne ein Parteiprogramm 
vernommen zu haben, das Finanzprogramm der Partei, in 
deren Hände das Los des Staates gegeben iſt. Aus 
dieſem Grunde erſchien es mir wichtig genug, über die Kundgebung Dja⸗ 
wids in der Kammer — wenn auch mehr referierend als kritiſierend — 
eingehender zu handeln. Nicht eine Darſtellung des Finanzproblems 
in der Türkei zu geben, liegt in meiner Abſicht. Das ließe ſich im 
engen Rahmen einer Skizze, wenn etwas Brauchbares geſagt werden 
ſollte, unmöglich machen. Nicht einmal das finanzpolitiſche Werk 
Djawid Beys in ſeinem ganzen Umfange vor unſerem Auge zu 
entrollen, iſt das, was ich in der vorliegenden Studie bezwecke. 
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Denn auch eine ſolche Aufgabe würde in ihrer grundſätzlichen Be⸗ 
trachtungweiſe eine weit umfaſſendere Behandlung erforderlich machen. 
Von Djawid als Finanzpolitiker während des Krieges ſoll 
im folgenden vorzüglich die Rede ſein. 

Man wird freilich ſeine ſachlichen Ausführungen weit richtiger 
begreifen, wenn man ſie ſich im Lichte ſeiner Perſönlichkeit anſieht, 
und die Ausblicke, die er uns in einer ſpäteren Zukunft eröffnet, 
werden uns viel klarer vor Augen treten, wenn wir, rückblickend, ſie 
als Ausfluß und Fortfetzung ſeiner bisherigen Wirkſamkeit zu deuten 
verſuchen. Es erſchien mir infolgedeſſen nicht ganz überflüſſig, für 
die folgenden Betrachtungen auf einige der älteren Arbeiten Djawids 
zurückzugreifen. In erſter Linie gelten ja meine Ausführungen ſeinem 
„Discours prononcé A la Chambre des Députés le 3 mars 1333 
(1917) sur le budget general de l'exercice 1333“ — 60 pages 
Constantinople Imprimerie de l' administration de la dette publique 
ottomane. (Inzwiſchen auch deutſch erſchienen unter dem Titel: 
„Djawid Bey: Türkiſche Kriegsfinanzpolitik“, in der von Ernſt Jäckh 
herausgegebenen Flugſchriftenſammlung „Der deutſche Krieg“, Stutt⸗ 
gart — Berlin 1917.) Behelfsweiſe nehme ich aber auch noch Bezug 
auf die „Projets de loi portant fixation du budget general de 
Empire Ottoman“ pour les exercices 1325, 1326 et 1327. 
(Der Voranſchlag des dritten Jahres wurde zwar ſchon im Parla⸗ 
ment von Djawids Nachfolger, Nail Bey, vertreten, deſſen Namen 
auch das verabſchiedete Geſetz trägt; der Entwurf rührt jedoch noch 
von der Zeit der Miniſtertätigkeit Djawids her, den wir zum weſent⸗ 
lichen Teil als Urheber desſelben bezeichnen dürfen.) Ebenſo auf 
die beiden Aufſätze Djawids in der „Deutſchen Revue“: „Die Zu⸗ 
kunft der türkiſchen Staatsſchulden“ und „Die Zukunft der türkiſchen 
Finanzen“ (Februar und März 1913), die einen ausgezeichneten 
Einblick in die Finanzverhältniſſe der Türkei gewähren. 

* ‘ * 

Djawid Bey wurde früher häufig des übermäßigen Optimismus 
geziehen, wie er jetzt, nach feiner Rede, von mancher Seite als Ober, 
triebener Peſſimiſt verſchrien wird. Das eine iſt ebenſo falſch wie 
das andere. Denn nicht bei Djawid iſt ein Meinungswechſel vor 
fich gegangen, ſondern der Geſichtswinkel, von dem aus er die 
Situation überſchaute, hat eine Verſchiebung erfahren. Und jene, 
die gegen ihn den Vorwurf erheben, ſeine Auffaſſung von den 
Dingen geändert zu haben, ſcheinen ganz zu überſehen, daß mittler⸗ 
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weile in den Dingen ſelbſt eine weſentliche Veränderung ſtatt⸗ 
gefunden hat. 

Man begeht noch immer vielfach den Fundamentalfehler, den 
Beginn der neuen Ara in der Türkei von der Revolution zu da⸗ 
tieren. Das iſt grundverkehrt. Revolutionen ſind oft wie Opera⸗ 
tionen Gewalteingriffe, die mit einem Krankheitsherd aufräumen, 
unhaltbare Verhältniſſe beſeitigen. Sie ermöglichen dann den Ge⸗ 
neſungsprozeß, ohne ſchon die Geſundheit zu bieten. Sie charakteri⸗ 
ſieren ſich ſo als Abſchluß des alten, nicht als Anfang des neuen 
Zuſtandes. Vollends beim „kranken Mann am Bosporus“, der neben 
den ſchweren inneren noch unendlich ſchwerere äußere Krankheiten 
erdulden mußte. Denn weit mehr als unter den Deſpotenlaunen 
ihres Herrſchers litt die Türkei unter der Tyrannei der europäiſchen 
Großmächte, die ihr jede Bewegungsfreiheit raubten, jede Ent⸗ 
wicklungsmöglichkeit nahmen. Erſt mit der Außerkraftſetzung der 
Kapitulationen hat das Osmanenreich feine eigentliche Souveränität 
wieder erlangt. Die wahre Neuorientierung in der Türkei hebt 
ſomit nicht mit der Wiedereinſetzung der Konſtitution im Jahre 
1908, ſondern mit der Einführung des differenzierten Zolltarifs im 
Jahre 1916 an. 

In der Tat ſehen wir nunmehr alles im Lande ſich auf völlig 
neue Lebensbedingungen aufbauen. Früher war die Türkei, wozu 
ſie durch ihre Zwiſchenlage von Natur aus ja beſonders berufen 
erſchien, der Binnenſtaat, der den Überlandsverkehr betrieb, den 
Durchgangshandel vermittelte, die Beziehung zwiſchen den Völkern 
beſorgte. Was ſie ſelbſt produzierte, war gering, was ſie dabei er⸗ 
warb, kaum nennenswert. Sie befand ſich in fremdem Dienſte und 
lebte von fremden Gnaden. Aus dieſem Zuſtande kann und ſoll 
jetzt die Türkei heraus. Sie will den anderen gleichartig und 
gleichwertig werden, will, wie dieſe, ſich zum Produktionsſtaat ent⸗ 
wickeln, der ſeine eigenen Produkte auf den In⸗ und Auslandsmarkt 
bringt. Bildlich ließe ſich wohl der Gegenſatz wie folgt kennzeichnen: 
Während bisher die Türkei ſich gewiſſermaßen in der Rolle des 
Angeſtellten gefallen mußte, vermag fie hinfort als ſelbſtändiger 
Unternehmer aufzutreten, der zwar auf eigenes Riſiko, aber dafür in 
der Ausſicht auf wachſenden Gewinn arbeitet. 

Aber zum Übel des Abhängigkeitsverhältsniſſes kam noch das 
der Verlotterung hinzu. Gegen dieſe Mißwirtſchaft nahm ja das 
neue Regime ſofort den Kampf auf. Wenn man ſchon von der 
Hand zum Mund lebt, ſoll man mit den Mitteln bedächtig um⸗ 
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gehen und über alle Ausgaben ſich genau Rechenſchaft ablegen. 
Auch Djawid, der mit der Ausarbeitung eines Haushaltsplanes be⸗ 
traut wurde, folgte derſelben Loſung. In dem ſeinem Etatentwurf bei⸗ 
gegebenen Expoſé bemerkt er ausdrücklich: „Le présent budget n'est 
pas un budget d’accroissement mais un budget de consolidation.“ 
Nicht alſo neue Wege zu wandeln, ſondern die verfahrenen Zu⸗ 
ſtände in ein regelmäßiges Gleis zu bringen, iſt das, was ihm zu⸗ 
nächſt vor Augen ſchwebte. 

Das bildete freilich keine leichte Arbeit angeſichts des budge⸗ 
tären Willkürgebahrens der früheren Regierungen, aus dem für 
eine richtige Aufſtellung ſich kaum eine Unterlage gewinnen ließ. 
Zur Ermittlung der Einnahmen bediente man fic) des Durchſchnitts⸗ 
ſyſtems: „On a fait pour chaque nature de recette le total des 
recouvrements effectifs des cing derniers exercices connus; on en 
a pris la moyenne. Calculant ensuite l’augmentation ou la dimi- 
nution moyenne annuelle de ces mémes années, on a majoré ou 
réduit d'une somme égale le chiffre précédemment obtenu.“ Eine 
Ausnahme davon wurde nur bei wenigen Gegenſtänden gemacht, 
ſo beim Salz⸗ und Tabakmonopol, bei der Poſt und den Zollabgaben, 
deren Einnahmen ſeit Jahren in ſtändigem Wachſen begriffen ſind, 
ſo daß man ſich damit begnügte, den Ertrag des Jahres 1323 (1907) 
als Unterlage zu benutzen, zu der man die Durchſchnittsſumme hin⸗ 
zuſchlug. 

Weit ſchwieriger noch war die Sache bei den Ausgaben. Denn 
da herrſchte ja unter dem alten Regime die heilloſeſte Zerfahrenheit 
und Verwirrung. Von einem Ausgangspunkt zur Gewinnung eines 
Voranſchlags konnte hier kaum noch die Rede ſein, ſo daß man 
einen Ausweg darin fand, daß jeder Miniſter eine Liſte der in ſeinem 
Reffort für erforderlich geglaubten Ausgaben anfertigte. Dies ergab 
die Geſamtſumme von 628 Millionen Mark, wovon der Finanz⸗ 
miniſter nach langen Verhandlungen mit den einzelnen Reſſortchefs 
einen Abſtrich von rund 100 Millionen Mark machte. Die Auf⸗ 
ſtellung erſchien ſchließlich der Kammer in ihrer Abfaſſung doch gar 
zu peinlich behutſam, ſo daß ſie kein Bedenken trug, den Ausgabe⸗ 
etat um etwas über 25 Millionen Mark zu erhöhen. 

Mit welchen Mühen die Ausarbeitung dieſes erſten Haushalts⸗ 
planes verknüpft war, geht im übrigen ſchon daraus hervor, daß 
der Entwurf nicht, wie in der Verfaſſung vorgeſehen und wie es in 
den folgenden Jahren zumeiſt auch wirklich geſchehen iſt, bereits am 
1. November, ſondern erſt im Laufe des März, alſo mit mehreren 
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Monaten Verſpätung, der Kammer vorgelegt werden konnte, ſo 
daß die Regierung, da das türkiſche Finanzjahr am 1. März be⸗ 
ginnt, ſich des Notbehelfs der proviſoriſchen Zwölftel bedienen 
mußte !. 

Auch die Anfertigung des zweiten Budgets, des fürs Jahr 
1326 (1910/11), das von Djawid der Kammer am 1. November 
1325 überreicht worden iſt, ſtieß auf außergewöhnliche Schwierigkeiten. 
In dem den Finanzplan begründenden Expoſé bemerkt der Miniſter: 
„Toutes les fois que nous avons voulu avoir recours aux élé- 
ments d' appréciation de la veille, nous nous sommes trouvés 
en face du chaos qui caracterisait les années antérieures. Nous 
avons constaté parfois des choses tellement étranges que nous 
ne pouvons nous empécher d’exprimer notre étonnement devant 
l’idee qu'une grande puissance, comme est la nötre, ait pu se 
maintenir dans de telles conditions.“ Und es wird ſchließlich 
noch beſonders vermerkt, daß, abgeſehen von den offiziellen Angaben 
für das Jahr 1319 (1903), die auch nicht einmal dem wahren 
Sachverhalt entſprachen, für die Jahre 1320, 1321, 1322 und 1323 
ſich überhaupt kein regelmäßiges Budget vorgefunden hatte. Zur 
Ermittlung der Einnahmen diente der von der Kammer im ver⸗ 
gangenen Jahre genehmigte Voranſchlag, wobei die jährliche Durch⸗ 
ſchnittsdifferenz der letzten fünf Jahre teils in Zuzug teils in Abzug 
gebracht wurde. 


1 Da gerade beim erſten Etatentwurf die Kammer auf ſorgfältigſte Durch⸗ 
beratung größten Wert legte, war ſie genötigt, fünfmal zum Budgetproviſorium 
für je einen Monat ihre Zuflucht zu nehmen, ehe ſie das Budget verabſchieden 
konnte. Ein Mittel, deſſen man ſich allerdings auch in den folgenden Jahren 
noch häufig bediente. — Von welcher Verwahrloſung der türkiſche Staats⸗ 
haushalt unter dem Hamidiſchen Regime beherrſcht war, geht beſonders aus 
der Tatſache hervor, daß ſich nicht einmal über den Umfang der ſchwebenden 
Schuld genaueres feſtſtellen ließ, obſchon deren Kenntnis für die Aufſtellung 
eines ordnungsmäßigen Staatsvoranſchlags geradezu eine Vorausſetzung bildet. 
Als, nach der Wiedereinführung der Konſtitution, an die Ermittlung der Höhe 
der ſchwebenden Schuld herangegangen wurde, fand ſich niemand im Finanz⸗ 
miniſterium, der in der Angelegenheit wirklich Beſcheid wußte. „Damit war 
die Mangelhaftigkeit der türkiſchen Staatsbuchhaltung gewiſſermaßen amtlich 
beglaubigt. Es blieb, um die Höhe der ſchwebenden Schuld zu ermitteln, kein 
anderer Weg übrig, als die Gläubiger öffentlich aufzufordern, ihre Anſprüche 
innerhalb eines beſtimmten Zeitraumes anzumelden. Die türkiſche Regierung 
ſtemmte ſich lange gegen dieſes Verfahren, deſſen Schimpflichkeit ſie wohl fühlte, 
aber es blieb kein anderer Ausweg.“ (Guſtav Herlt: „Das erſte konſti⸗ 
tutionelle türkiſche Budget“ im „Finanz⸗Archiv“, Jahrg. 1910.) 
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Erſt beim dritten Budget — fürs Jahr 1327 (1911/12) — 
kann der Miniſter mit Genugtuung die Tatſache verzeichnen, daß 
diesmal der Entwurf bei ſeiner Ausarbeitung viel weniger Mühe 
gemacht habe, auch, was ſeinen Inhalt anbetrifft, den Anforderungen 
der Wirklichkeit weit mehr entſpreche, weil ihm bereits die Er⸗ 
fahrungen der beiden letzten Jahre zugute kamen. Wie in den beiden 
Vorjahren ſchließe zwar auch dieſes Mal der Etat mit einem 
Defizit, aber alles deute darauf hin, daß man ſich einer Periode des 
budgetären Gleichgewichts nähere. Es ſtehe zu erwarten, daß im 
folgenden Jahre der Fehlbetrag kaum noch anderthalb Millionen 
türkiſche Pfund überſteigen werde. „A partir de 1328 la porte 
des emprunts émis pour couvrir les dépenses ordi- 
naires doit &tre fermée pour nous.“ 

Was den Minifter zu dieſer optimiſtiſchen Auffaſſung führte, 
war die Erkenntnis, daß ſeit den Tagen der Revolution die Finanz⸗ 
lage des Reiches eine ſtändige Beſſerung erfuhr. Dem entſprach der 
von Djawid angefertigte Voranſchlag, der an Einnahmen , 

für das Jahr 1325 (1909/10) 25 294 151 türk. Pfd. oder 457 667 086 Mk. 

+ « 1326 (1910/11) 25 848 332 476 901725 

„ 1327 (1911/12) 28612978 - 3527909 444 

vorſah !. Dies ſchon unter Beſchränkung auf die bisherigen Einnahme⸗ 
quellen, bei denen man lediglich auf eine beſſere Regelung ihres 
Laufes und ſtärkere Ausnutzung ihrer Kräfte ſich bedacht zeigte, 
wodurch deren Erträge, die früher zum Teil, noch ohne daß ſie ans 
Ziel gelangten, auf mannigfache Art verſiegten und verſandeten, ſich 


1 Da es mir vornehmlich darauf ankam, ein Bild von den türkiſchen 
Finanzen zu entwerfen, wie es der Miniſter ſich in ſeinen Gedanken ausmalte, 
ſah ich von der Anführung großer Zahlenreihen ab. Aus dem gleichen Grunde 
hielt ich es auch für zweckmäßig, die Summen zu bringen, die dem Miniſter 
als Baſis für feinen Entwurf gedient haben. Bemerkt fei indeſſen noch, daß 
die Kammer bei der Gutheißung des Etats nur unweſentliche Abänderungen 
am Voranſchlag vornahm, der in ſeiner endgiltigen Faſſung folgende Einnahmen 
aufwies: 

Für das Jahr 1325 25 078 962 türk. Pfd. 
* „1326 26 015 101 e 
e e e 1827 28 477 391 8 


Neben knappen Abſtrichen für die Jahre 1325 und 1327 iſt für das Jahr 1326 
der Voranſchlag von der Kammer ſogar noch erhöht worden. Alſo hier eben⸗ 
falls eine ſtetig aufſteigende Linie, die auch im Jahre 1328 (1912/13) — im 
Jahre des Tripoliskrieges! — anhielt, deſſen Einnahmebudget laut Voranſchlag 
ſich auf 29 915 842 türk. Pfd. belief. 
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nunmehr in weit reicherem Maße in die Staatskaſſe ergoſſen. Nach 
dieſer Richtung iſt allerdings mancherlei getan worden. So trug 
man, allein ſchon durch eine regelmäßigere Lohnauszahlung, für 
eine Hebung der Beamtenqualität Sorge. Überall machte fic) eine 
ſtärkere Staatskontrolle bemerkbar. Die Steuerleiſtung in Natural⸗ 
form, die manchmal, ſo namentlich beim leicht verderblichen Obſt, 
große Härten mit ſich brachte und zu vielerlei Schikanen ſeitens der 
Steuereinnehmer und der oft mit ihnen liierten Beamtenſchaft Anlaß 
gab, wurde durch die Beſtimmung geändert, daß künftighin die 
Abgaben auch in Geld gezahlt werden können. Auf einzelne Ein⸗ 
nahmen leiſtete die Regierung direkt Verzicht, weil ihr Wegfall in 
anderer Form reichlich Entſchädigung bot. Demgemäß wurden der 
Inlandspaß und die Akziſe, die den Binnenverkehr einſchnürten, 
abgeſchafft; ferner wurden verſchiedene Vorkehrungen bei der Zoll⸗ 
abfertigung, die der Geſchäftsabwicklung mehr ſchadeten als ſie dem 
Fiskus Geld eintrugen, aufgehoben. Indem auf dieſe Weiſe die 
Regierung Handel und Wandel günſtig beeinflußte, kam ſie durch 
die Steigerung des Wirtſchaftslebens nicht zuletzt ſelbſt auf ihre 
Koſten 1. 

Die Elemente, aus denen ſich die Staatseinkünfte zuſammen⸗ 
ſetzten, blieben freilich unter dem neuen Regime, wie unter dem alten, 
dieſelben. Man konnte ſie im einzelnen beſſer verwerten, nach mancher 
Richtung mit mehr Nutzen zur Anwendung bringen, allein im Kern 
der Sache waren die Verhältniſſe die gleichen. Die Türkei war 
nicht ſouverän genug, um all die ihr zu Gebote ſtehenden Hilfs⸗ 
mittel ſich wirklich dienſtbar zu machen. Djawid Bey plante die 
Einführung gewiſſer Konſumſteuern, trachtete nach einer Um⸗ und 
Ausgeſtaltung der Gewerbeſteuer, trat mit aller Energie für eine 
Erhöhung der Einfuhrzölle von 11 auf 15% des Warenwertes ein. 
Dadurch wäre das Gleichgewicht im Etat erzielt worden und hätte 
ſich noch ein Überſchuß ergeben, um nach mancher Richtung den 
Kulturbedürfniſſen zu genügen. Aber dazu bedurfte es der Zu⸗ 
ſtimmung der fremden Staaten — die der Türkei ſyſtematiſch vor⸗ 
enthalten blieb. „Wo iſt das Land auf Erden“, ruft Djawid in 


1 Vgl. Louis Delaygue: „Essai sur les finances ottomanes“, Paris 
1911, beſonders den Abſchnitt „La revolution de 1908“, worin in überſichtlicher, 
wenn auch nicht erſchöpfender Weiſe dargelegt wird, welche Anſtrengungen und 
vielgeſtaltigen Verſuche im Beginn der neuen Ara, zumal unter Djawids 
Leitung, gemacht worden find, um geordnete Verhältniſſe in die türkiſche Finanz. 
verwaltung zu ſchaffen. 
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der zuſammenfaſſenden Schlußbetrachtung ſeiner ſehr inſtruktiven Aus⸗ 
führungen in der, „Deutſchen Revue“ bitter aus, „wo iſt das Land 
auf Erden, das ſeinen jedes Jahr wachſenden Anforderungen gerecht 
werden könnte, wenn ihm die wirtſchaftliche Freiheit genommen iſt 
und es nicht die Macht beſitzt, ſeine Zölle, Monopole und Handels⸗ 
abgaben den Erforderniſſen entſprechend zu regulieren?“ 

Nun iſt die Sachlage eine von Grund aus andere. Mit der 
Aufhebung der Kapitulationen hat die Türkei ihre wahre Souveränität 
wieder erlangt; und jetzt iſt ſie Herr im eigenen Haus und kann 
nach Gutdünken und wie es ihr am beſten paßt ſich darin einrichten. 
Während alſo früher die Wirtſchaftsgeſtaltung des Reiches zum ſehr 
guten Teile durch peripheriſche Rückſichten beſtimmt wurde, beſteht 
fortan die Möglichkeit, die Schwerkraft des ökonomiſchen Ausbaues 
in das Zentrum des Staatsintereſſes zu verlegen. Denn hätten vor⸗ 
dem auch die Großmächte ſich der Hohen Pforte willfährig gezeigt, 
hätten ſie dem Wunſche der türkiſchen Regierung auf Einführung 
neuer und auf Erhöhung alter Steuern auch wirklich entſprochen; 
es wäre dies alles doch nur im eigenen Intereſſe und im Rahmen 
der eigenen Bedürfniſſe geſchehen. Es wäre, um das frühere Bild 
vom Angeſtellten zu gebrauchen, für die Türkei eine Art Gehalts⸗ 
zulage geweſen — wofür ſie dann auch entſprechend höhere Leiſtungen 
aufzuweiſen gehabt hätte. Aus dieſem Zuſtande iſt die Türkei end⸗ 
gültig heraus. Sie iſt in ihren Entſchlüſſen unabhängig und kann 
ihre Maßnahmen ganz nach ihrem Belieben treffen. Sie befindet ſich 
gleichſam in der Lage des Gründers, der ſeine Kapitalien inveſtiert, 
ſich auch in gewiſſe Spekulationen einläßt, um die Rentabilität ſeines 
Unternehmens zu ſteigern. So, glaube ich, kommen wir der Seelen⸗ 
ſtimmung Djawids bei ſeiner Rede, die ihn mehr im ſchmiegſamen 
Gewande des Organiſators als in der bewegunghemmenden Robe 
des hohen Verwaltungsbeamten zeigt, am nächſten. Man ſieht ihn 
ordentlich in den großen Zahlen ſchwelgen, ſühlt, wie er an den 
Nieſenſummen ſich begeiſtert, mit ihnen innerlich wächſt, als wenn 
ſie ihn förmlich mit ſich emporzögen. Schließlich ſind doch die Be⸗ 
griffe groß oder klein, leicht oder ſchwer nur relativ zu verſtehen. 
Früher als die Dinge noch ziemlich einfach lagen, war aus den 
verhältnismäßig kleinen Schwierigkeiten kaum ein Ausweg. Eine 
gewiſſe leichte Art und eine etwas ſchönfärberiſche Betrachtungsweiſe 
erſchien daher damals ganz am Platze. Wie verſchlungen auch die 
Pfade jetzt ſind, klar und deutlich zeigt ſich das Ziel, zu dem ſie 
führen. Nur muß mit Ernſt und Entſchloſſenheit der Weg betreten, 

29 * 
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mit Ausdauer und Unverdroſſenheit zu Ende gegangen werden. Als 
durchaus ſicherer Führer erweiſt ſich dabei Djawid Bey, der ohne 
Schminke und Vertuſchung die Größe der bereits gebrachten und 
noch zu bringenden Opfer darlegt, zugleich aber auch ein anſchau⸗ 
liches Bild von der Vielgeſtaltigkeit der Anlagen, Kompliziertheit der 
Organiſation und dem gewaltigen Umfang des Betriebes entwirft. 

Mit welchen ungeheuren Schwierigkeiten die Türkei von An⸗ 
fang an zu kämpfen hatte, geht ſchon daraus hervor, daß von allen 
Großmächten, die am Kriege beteiligt ſind, das osmaniſche Reich das 
einzige iſt, welches keine Inlandsanleihe aufgenommen hat. 
„Si demain le gouvernement voulait faire appel à un emprunt 
intérieur, je ne saurais repondre, quant à moi, du resultat qu'il 
obtiendrait, bemerkt Djawid. Dieſer Umſtand nötigte zur über⸗ 
mäßigen Papiergeldproduktion. Inlandsanleihen dienen nicht bloß 
als wertvolle Zufuhrwege von Geldmitteln an die Regierung, ſondern 
bilden gleichzeitig einen bequemen Abflußkanal für gewiſſe Geldſorten 
im Publikum: eine Kampf⸗ und Abwehrmaßregel alſo in eins. Die 
Summe des in Deutſchland einſchließlich der okkupierten Gebiete, 
wie Belgien und Polen, ſeit Kriegsbeginn in Umlauf geſetzten 
Papiergeldes überſchreitet nicht 8—8"/s Milliarden Mk., obſchon diefer 
Staat bekanntlich 60 Milliarden Mk. verausgabt hat. Die Noten⸗ 
zirkulation gleicht hier dem Kreislauf des Blutes, das, dem Herzen 
entftrömend, in den Körper dringt, um von dieſem wieder ins Herz 
zurückzufließen. Gleichſam wie Venen und Arterien bewirken die 
Zeiten vor und nach den Anleihen Geld ab: und zuführend beim 
Volkskörper. Allein auf ein ſolches regulierendes Spiel der Kräfte 
iſt der türkiſche Staats⸗ und Geſellſchaftsorganismus nur wenig 
eingerichtet. Daher mußte auch die Regierung bei jedem Geldbedarf 
von neuem zur Papiergeldausgabe ſchreiten. So wurden nach und 
nach in einer Reihe von Emiſſionen, wie wir ſie gleich kennen lernen 
werden, bis nahezu 90 Millonen türkiſche Pfund in Umlauf gebracht. 
Über die Wirkung des Verfahrens wird noch fpäter einiges zu ſagen 
ſein. Daß damit die Höchſtgrenze erreicht iſt, räumt der Miniſter 
ohne weiteres ein. Gedeckt iſt einſtweilen der Bedarf bis Ende 
Auguſt. Sollte der Krieg noch länger anhalten, wird die Regierung 
natürlich nicht umhin können, von dieſem Mittel weiteren Gebrauch 
zu machen. „Aber ich befürchte“, fügt Djawid hinzu, „daß 
bei langer Kriegsdauer der Markt für neue, noch aus⸗ 
zugebende Mengen Papiergeldes ſich nicht mehr ge- 
nügend aufnahmefähig erweiſen dürfte.“ 
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Man ſieht, wie fehr die Regierung auf die Beſchaffung von 
Mitteln bedacht ſein mußte. Im April 1914 hatte die Hohe Pforte 
mit einem franzöſiſchen Bankkonſortium eine Anleihe in Höhe von 
35 200 000 türkiſche Pfund (800 000 000 Fr.) abgeſchloſſen. In⸗ 
deſſen gelangten nur 22 Millionen Pfund, natürlich unter Abzug von 
allerlei Emiſſionsverluſten, zur Auszahlung. Der zweite Teil der 
Anleihe, der im Herbſt 1914 aufgelegt werden ſollte, wurde infolge 
der mittlerweile hereingebrochenen Weltkataſtrophe nicht mehr realiſiert. 
Ohne einen Kaſſenbeſtand, lediglich mit einem Kredit 
von 1212 000 türkiſche Pfund bei der Ottomanbank, trat 
die Türkei in den Krieg ein. Man nahm zunächſt, zumindeſt 
für die dringenden Armeebedürfniſſe, zum Requiſitions verfahren 
ſeine Zuflucht, wodurch für den Staat, nach Schätzung des Finanz⸗ 
miniſters, eine Schuldenlaſt von 20 Millionen türkiſche Pfund entſtanden 
ſein dürfte. Es folgte dann eine Serie von Anleihen haupt- 
ſächlich in Deutſchland, zum geringen Teile auch in Oſterreich-⸗Ungarn. 
Schon gleich auf Grund des Bündnisvertrages wurde mit der deut⸗ 
ſchen Regierung eine Anleihe über 5 Millionen Pfund abgeſchloſſen. 
Gegen Ende Februar 1915 kam eine weitere Anleihe im Betrage von 
6519000 Pfund zuſtande, der bald eine dritte mit 7 902 000 und 
wenige Monate danach eine vierte mit 11700 000 Pfund nachfolgte 
Außer einer kleineren Anleihe über 2374000 Pfund kam ferner noch 
eine in Höhe von 27777940 zuwege, und laut der letzten Verein⸗ 
barungen verpflichtete ſich die deutſche Regierung weitere 32 Millionen 
vorzuſtrecken, mit denen man alle Ausgaben bis Ende Auguſt beſtreiten 
zu können hoffte. Hand in Hand mit dieſen Anleihen, die rund 
93 Millionen Pfund betragen und vornehmlich der Deckung laufender 
Verbindlichkeiten dienten, ging noch eine Reihe von Verpflichtungen, 
ſo zur Zahlung der durch die Eiſenbahngeſellſchaften ausgeführten 
Militärtransporte, der Coupons der Inhaber ottomaniſcher Wert⸗ 
papiere in Deutſchland und Oſterreich⸗Ungarn, ſowie der in 
Deutſchland und Oſterreich-Ungarn zu Militärzwecken gekauften 
Gegenſtände und Waren, deren Höhe ſich insgeſamt auf etwa 
25 Millionen türkiſche Pfund beläuft. Dazu kommen ſchließlich noch 
20—25 Millionen Pfund als Entſchädigung für ſeit Beginn des Krieges 
gekaufte Munition, fo daß die von der Türkei mit Deutſch⸗ 
land ſeit Kriegsausbruch bis Ende Auguſt 1917 kon⸗ 
trahierten Anleihen den Betrag von 142 Millionen 
türkiſche Pfund aus machen!. 


1 Inzwiſchen iſt eine weitere Kriegsanleihe in Höhe von 50 Mill. türkiſche 
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Damit iſt indeſſen das Regiſter noch nicht erſchöpft. Die der 
Pforte außerdem während der Kriegszeit erwachſenen Schulden, von 
deren Aufzählung im einzelnen wir, da ſie ſich nach vielerlei Rid: 
tungen erſtrecken, hier abſehen wollen, laſſen ſich mit mindeſtens 
weiteren 20 Millionen Pfund beziffern. Rechnen wir die bereits 
erwähnte, aus den Requiſitionen dem Staate entſtandene Belaſtung 
von 20 Millionen hinzu, ſo beläuft ſich die öffentliche 
Kriegsſchuld in der Türkei auf 180 Millionen tür⸗ 
kiſche Pfund. . 

Die türkiſche Staatsſchuld betrug vor dem Kriege rund 150 Mil⸗ 
lionen Pfund. Fügen wir die 180 Millionen Kriegsſchuld dazu, 
dann erhalten wir als öffentliche Geſamtſchuld der 
Türkei den Betrag von 330 Millionen türkiſche Pfund. 
Bei 6 %o Zinfen, wie fie den deutſchen Anleihen im allgemeinen 
zugrunde gelegt wurden, macht die Verzinſuug rund 20 Millionen 
türkiſche Pfund aus, alſo mehr als zwei Drittel der geſamten bis⸗ 
herigen Staatseinnahmen. 

Bemerkenswert iſt die Form, in der die Anleihen erfolgt ſind. 
Die erſte, im Betrage von 5 Millionen Pfund, gelangte in Gold 
zur Auszahlung. Bei der zweiten glaubte Deutſchland zwar eine 
ſo beträchtliche Goldausfuhr nicht mehr ohne weiteres zulaſſen 
zu ſollen, aber es verſtand ſich zu folgendem Modus. Die deutſche 
und öſterreichiſch⸗-ungariſche Regierung gewährten der Türkei eine 
Anleihe von 6519000 Pfund in Gold, unter der Bedingung, daß 
die Dette publique das Gold in eigens zu Berlin und Wien zu 
mietenden Stahlkammern hinterlegt und als Treuhänder verwaltet. 


Pfund zum Abſchluß gelangt (vgl. „Frankfurter Ztg.“ vom 12. Oktober 1917, 
Abendblatt). Dadurch iſt die Summe der von der Türkei an Deutſchland zu 
zahlenden Gelder auf nahezu 200 Mill. türkiſche Pfund geſtiegen. 

Als Gegenſtück ſei hier angeführt, was Rußland von England in der 
gleichen Zeit vorgeſtreckt erhalten hat. Nach einer Angabe des inzwiſchen zurück⸗ 
getretenen engliſchen Miniſters Henderſon hat England in den drei Kriegsjahren 
der ruſſiſchen Regierung Kriegskredite im Betrage von ungefähr 500 Mill. 
Pfund Sterling gewährt. Es hat ſerner für mehrere hundert Millionen 
Militär- und Ausrüſtungsgegenſtände, über 150 000 t Metall, 500 Flugzeug⸗ 
motoren, 700 Geſchütze, 3—4 Mill. Geſchoſſe, 300 000 Gewehre, 3500 Maſchinen⸗ 
gewehre, über 1 Mill. Patronen und Tauſende von Automobilen und Auto⸗ 
mobillaſtwagen geliefert. England alſo erſcheint noch unvergleichlich ſtärker 
engagiert als Deutſchland. Zu bedenken iſt außerdem dabei, daß neben Eng⸗ 
land auch noch Frankreich, Amerika und Japan Rußland unterſtützt haben; die 
Türkei hingegen hat ſich ſo gut wie ausſchließlich Deutſchland gegenüber in 
eine ſolche Abhängigkeit begeben. 
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Dem Effekte nach haben wir es ſomit hier gleichfalls mit einer Gold⸗ 
anleihe zu tun, und mit gutem Recht konnte die türkiſche Regierung 
in der vollen Höhe des Betrages Papiergeld ausgeben, das ſie mik 
der Aufſchrift „certificats d'or“ verſah. Auch die Anleihe über 
2 374 000 Pfund, die zur Ausführung dringender militäriſcher Ar⸗ 
beiten abgeſchloſſen wurde, erfolgte in Gold und kam in Konſtan⸗ 
tinopel zur Auszahlung. Alle anderen Anleihen geſchahen in der 
Weiſe, daß deutſcherſeits der türkiſchen Staatsſchulden verwaltung 
deutſche Schatzanweiſungen übergeben wurden. Der Grund für dieſes 
Verfahren ift ja klar. Die Reichsbank, die durch eigene Papiergeld⸗ 
produktion ſich immer ſtärker engagierte, mußte mit aller Gewalt 
darauf bedacht ſein, möglichſt viel Gold in ihren Kaſſen anzuſammeln 
und war infolgedeſſen ſchwer in der Lage, große Teile ihres Gold⸗ 
beſtandes der türkiſchen Staatsſchuldenverwaltung zur Verfügung 
zu ſtellen. Beim Papiergeld in der Türkei laſſen ſich demnach zwei 
Kategorien unterſcheiden: dasjenige, das durch Golddepots gedeckt iſt 
und dasjenige, das ſeine Unterlage in der deutſchen Kreditwürdig⸗ 
keit beſitzt. 

In der Erörterung der Papiergeldfrage hätte man vielleicht 
von Djawid ein tieferes Eingehen auf den Kern der Sache wünſchen 
können. Seit einiger Zeit macht ſich im Osmanenreiche eine Ent⸗ 
wertung des türkiſchen Papiergeldes bemerkbar. Die 
Spannung zwiſchen Goldpfund und Papierpfund erreicht, ja über⸗ 
ſchreitet nicht ſelten 400 „, jo daß man mittels eines Goldpfundes 
ſich drei, vier, vielleicht ſogar fünf Pfund Papiergeld verſchaffen 
kann. Djawid Bey führt dieſe Erſcheinung auf die wucheriſchen 
Schiebungen gewiſſenloſer Spekulanten zurück, gegen die er mit aller 
Schärfe des Geſetzes vorgehen zu wollen erklärt. Die verſchiedentlich 
geäußerte Anſicht, daß die Entwertung des Papiergeldes in ſeiner 
Überproduktion, die weit über den Verkehrsbedarf hinausgehe, zu 
ſuchen ſei, hält er für unbegründet. Es treffe gar nicht zu, daß 
eine ſo gewaltige Überproduktion ſtattgefunden habe, meint er. Und 
zum Beweiſe dafür, ſucht er in weit zurückgreifenden, durch zahl⸗ 
reiche Daten geſtützten Ausführungen darzutun, daß allein ſchon die 
Summe der bei Kriegsbeginn in Umlauf geweſenen, inzwiſchen aus 
dem öffentlichen Verkehr ja ganz verſchwundenen Münzen nicht 
weniger als 40 — 50 Millionen türkiſche Pfund betragen habe. Er 
beruft ſich ferner auf den verhältnismäßig günſtigen Stand des 
Papierkurſes in den neutralen Ländern — der Wert des türfifchen 
Papierpfundes beträgt in der Schweiz 17 Fr. — der gleichfalls die 
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erwähnte Spannung als durchaus ungerechtfertigt und ſachlich un⸗ 
begründet erſcheinen laſſen muß. Allein damit iſt des Problems 
Löſung noch lange nicht erſchöpfend gegeben. Es mag wohl zu⸗ 
treffen, daß nicht in erſter Linie die Fülle des Papiergeldes deſſen 
Entwertung verurſacht hat. Es mag ferner zutreffen, daß „Schieber“ 
ihre Hand mit im Spiele hatten. Geldſpekulationen ſtanden von 
jeher in hoher Blüte im Orient, und die Transaktionen der Serafs 
(Geldwechſler) galten gewiß nicht mit Unrecht ſchon ſtets als ziem⸗ 
lich berüchtigt. Aber anderſeits wird man doch wieder zugeben 
müſſen, daß für einen fo ſtarken und plötzlichen Papiergeldzufluß 
die Türkei aus mancherlei Gründen nicht gerade den geeignetſten 
Boden abgab. 

Mit allem Nachdruck weiſt Djawid darauf hin, daß das im 
Umlauf befindliche Papiergeld, wenn auch vorwiegend moraliſcher⸗ 
weiſe, ſo doch nicht weniger ſeine volle Deckung hat, und verwahrt 
ſich mit aller Entſchiedenheit gegen den etwaigen Vorwurf, als treibe 
man durch eine ſyſtemloſe Notenausgabe einer Art Papierwährung 
zu. Der Umſtand indeſſen, daß er mit ſolcher Schärfe dies tut, 
dies tun zu müſſen glaubt, beweiſt, daß wir ein beſonderes Problem 
hier vor uns haben. In der Tat ſpielt ja die Papiergeldfrage 
eine wenig rühmliche Rolle in der finanzpolitiſchen Geſchichte des 
ancien régime in der Türkei. Nachdem es mit der Münzverſchlech⸗ 
terung nicht mehr ging, nahm man zur Verfertigung von Papier⸗ 
geld, dem ſogenannten Kaimé, feine Zuflucht. Im Jahre 1830, 
als die Türkei durch den Aufftand Mehmed Alis von Agypten ſchier 
an den Rand des Abgrundes gebracht wurde, ſehen wir den erſten 
Verſuch damit machen. Urſprünglich als Kriegsmaßnahme gedacht, 
wurde die Papiergeldproduktion bald zu einer ſtändigen Inſtitution. 
Die Banknotenpreſſe ſtand kaum noch eine Weile ſtill, ſo daß niemand 
zuletzt ſich über die Höhe des auf den Markt gebrachten Betrages 
Rechenſchaft ablegen konnte. Da zudem in der Folge weder die 
Ausgaben noch die Scheine numeriert wurden, blieb es nicht aus, 
daß das Land nicht nur mit echten, ſondern auch mit gefälſchten 
Papieren überſchwemmt wurde. 1862 gelang es, die Kaimés, die in 
einem Betrage von 9 Millionen Pfund ſich im Umlauf befanden, ein⸗ 
zuziehen, indem 40 %%e bar ausgezahlt und 60% gegen Obligationen 
mit 6% iger Verzinſung und 2% iger Amortiſation umgetauſcht 
wurden. Die Obligationen wurden dann, zumeiſt von Londoner 
Häuſern, zum Preiſe von 25—30 % aufgekauft. Eine unliebſame 
Wiederauferſtehung feierten dann die Kaimés beſonders im Jahre 1876 
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anläßlich der Balkanwirren und des damit zuſammenhängenden 
Ruſſiſch⸗Türkiſchen Krieges. In dem Zeitraum etwa eines Jahres 
gab die Regierung für 16 Millionen türkiſche Pfund Papiergeld 
aus, das bald ein großes Disagio verzeichnete: auf 1 Goldpfund 
kamen zuletzt nur noch 10— 12 Papierpfunde. Gemäß Verfügung 
vom 20. März 1879 zog ſchließlich die Regierung das Papiergeld 
zum Kurſe von 400 Piaſter für 1 Golbpfund (— 100 Piaſter) ein. 

Seitdem war das Papiergeld als umlaufendes Zahlungsmittel 
in der Türkei unbekannt. Höchſtens daß ältere Leute, in Erinnerung 
an die traurigen Erlebniſſe am Ende der ſiebziger Jahre, es als 
Schreckgeſpenſt an die Wand zu malen pflegten. Der Einheimiſche 
liebte es, ſich in „klingender“ Münze bezahlen zu laſſen; das Papier 
indeſſen hatte für ihn weder Klang noch guten Klang. Was Djawid 
ausführt, iſt ſachlich gewiß durchaus begründet; die Emiſſions⸗ 
bedingungen des Papiergeldes ſind jetzt vollſtändig andere als ehedem. 
Aber nicht das iſt hier das Weſentliche. Worauf es ankommt, iſt, 
wie ſich die Leute innerlich zu der Sache ſtellen. Und dieſe ver⸗ 
mögen dem Miniſter in ſeinen feinen Umterſcheidungen nicht zu 
folgen. Nicht ſo ſehr alſo um die Deckung durch den Fiskus als 
um die Auffaſſung ſeitens der Bevölkerung handelt es ſich hier. 
Mit anderen Worten: wir haben es da weniger mit einer finanz⸗ 
politiſchen als mit einer pſychologiſch⸗pädagogiſchen Frage zu tun. 
Der Umſtand, daß jetzt die Spannung zwischen Gold: und Papier⸗ 
geld ſich wie 1 zu 4 oder 5 verhält, und die Tatſache, daß nach 
dem Ruſſiſch⸗Türkiſchen Kriege das Papiergeld von der Regierung 
zum vierten Teile ſeines Nominalwertes eingelöſt wurde, dürfte viel⸗ 
leicht nicht ganz ohne inneren Zuſammenhang ſein. Von einer hoch⸗ 
geſtellten Perſönlichkeit, die ſeit Kriegsausbruch in der Türkei lebt, 
wurde mir erzählt, daß anfangs die Eingeborenen das deutſche 
Papiergeld für durchaus vollwertig anſahen. In der Folge jedoch, 
als mit den zahlreich abkommandierten Truppen auch ſehr viel 
deutſches Papiergeld ins Land kam, weigerte ſich die einheimiſche 
Bevölkerung, es noch weiter zum vollen Kurſe, wie urſprünglich, in 
Empfang zu nehmen. Bemerkenswert iſt die für ihre Sinnes⸗ 
änderung von den Leuten ſelbſt angegebene Begründung. Die Ein⸗ 
führung des deutſchen Geldes erklären ſie ſür ein Manöver. Tür⸗ 
kiſches Papiergeld habe man mit Vorbedacht in deutſches umgetauſcht, 
damit dieſes dazu diene, um jenes zu decken. In Jeruſalem, wo ſich 
viele deutſche Truppen aufhalten, kann man jetzt, wie mir ge⸗ 
ſchrieben wurde, für 3—4 Metalik, alſo für 15—20 Pf., bei den 
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Eingeborenen eine deutſche Mark in Papier erhalten. Noch haben 
die Jungtürken das unbedingte Vertrauen der Bevölkerung ſich nicht 
ganz zu erringen vermocht, trotz ihrer großen Bemühungen und ihrer 
unleugbaren Verdienſte. Das jetzige Regime hat das Erbe des alten 
angetreten und muß nun für früher begangene Sünden büßen !. 

Wenn aber Djawid ſeine Theſe durch den Hinweis auf den 
günſtigen Stand der türkiſchen Valuta im Auslande zu ſtützen ſucht, 
ſo hat er damit nicht das Problem gelöſt, ſondern ein neues Problem 
aufgerollt. In der Tat iſt der Kurs des türkiſchen Geldes im Aus⸗ 
lande ein überaus günſtiger, „wo es bisweilen ſogar einen höheren 
Kredit genießt, als ihm in der Türkei ſelbſt beigelegt wird“. Der Wert 
des türkiſchen Papiergeldes in der Schweiz iſt bereits angegeben 
worden. Auffallend iſt der Stand der türkiſchen Valuta in Deutſch⸗ 
land, von Oſterreich ſchon gar nicht zu reden. Während in Friedens⸗ 
zeiten das türkiſche Pfund mit 18,45 Mk. gerechnet wurde, zahlte 
man vor kurzem 22 — 24 Mk. und zahlt jetzt noch 20— 22 Mk. für 
ein türkiſches Pfund. Obſchon die Türkei, wie wir geſehen haben, 
ſich finanziell ſtark in Abhängigkeit von Deutſchland befindet. Es 
iſt eine Erſcheinung, über die ich viel nachgedacht, für die ich aber, 
ich geſtehe es, weder vom theoretiſchen noch vom praktiſchen Stand⸗ 
punkt eine genügende Erklärung zu finden vermocht habe“. 

Daß Djawid Bey im konkreten Falle die hohe Bedeutung des 


1 Ein kleines Erlebnis, das überaus charakteriſtiſch iſt, zudem den Vorzug 
hat, des ungewollten Humors nicht ganz frei zu ſein, ſei hier, wie es mir er⸗ 
zählt wurde, kurz wiedergegeben. Ein Herr wurde nach Paläſtina geſandt, um 
bei den Beduinen im Hauran Getreide zu kaufen. Er führte 16 000 Mark mit 
ſich. Da er erfuhr, daß die Araber ſich nur durch Metallgeld bezahlen laſſen, 
kaufte er unter der Hand Gold und erhielt — 4000 Mk. Als er mit der er⸗ 
ſtandenen Ware die Rückfahrt antreten wollte, wurde er von den Behörden an⸗ 
gehalten, weil auf Getreide ein Ausfuhrverbot beſteht. Auf die Frage, was er 
bezahlt habe, gab er 4000 Mk. an, verſchwieg aber, daß es in Gold war, da er 
ſich ſonſt einer ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hätte. Daraufhin wurde 
ihm die Ware abgenommen, und er erhielt — 4000 Mk. in Papier. 

2 Nachdem die Korrekturen bereits beſorgt waren, hatte ich Gelegenheit, 
mit einem Großfinanzier und hervorragenden Kenner der türkiſchen Finanz⸗ 
verhältniſſe zu ſprechen. Dieſer meinte, der Grund für die günſtige türkiſche 
Valuta ſei einfach darin zu ſuchen, daß die Türkei ihre Geſchäfte mit Deutſch⸗ 
land auf Kredit mache, Deutſchland hingegen an die Türkei alles in bar zahle. 
Das Geſchäftsverhältnis fei alſo ein völlig einſeitiges und die regulierende 
Fähigkeit von Nachfrage und Angebot gänzlich ausgeſchaltet. Wir hätten alſo 
hier im kleinen das, was wir bezüglich der deutſchen Valuta in den neutralen 
Ländern im großen erleben. 
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Papiergeldproblems für die Türkei durchaus richtig erfaßt und es ganz 
den faktiſchen Bedürfniſſen des Landes entſprechend zu löſen verſucht 
hat, beweiſt ſein konſequentes und zielbewußtes Vorgehen in dieſem 
Punkte bei den Anleiheabſchlüſſen. Djawid Beys Geſchicklichkeit bei 
der Aufnahme von Anleihen war ja ſchon von früher her ſehr be⸗ 
rühmt. Mochte er nun hinſichtlich der einzelnen Bedingungen mit 
ſich reden laſſen, in einer Beziehung blieb er bei allen mit Deutſch⸗ 
land abgeſchloſſenen Anleihen unerbittlich: das iſt die Verpflichtung 
der deutſchen Regierung, die jetzt ausgegebenen Geldſcheine zu einem 
beſtimmten Termin in Gold einzulöſen. Es iſt nämlich durch ihn 
mit Deutſchland die Vereinbarung getroffen worden, daß nach Ab⸗ 
ſchluß des Krieges das Papiergeld ſukzeſſive wieder eingezogen werden 
und deſſen Gegenwert jedesmal in Gold in Konſtantinopel zur Aus⸗ 
zahlung gelangen ſoll. Dieſer Ablöſungsprozeß ſolle ſich auf die 
Dauer von elf Jahren erſtrecken, in welchem Zeitraum die Noten 
nach einem genau feſtgelegten Plane ganz automatiſch vom Markte 
verſchwinden und durch Goldgeld erſetzt werden würden. In dieſer 
Beziehung hätte die Türkei in der Tat allen anderen Ländern gegen⸗ 
über einen bemerkenswerten Vorſprung. In ſämtlichen kriegführenden 
Staaten bleibt zunächſt das Datum und das Verfahren der Ein⸗ 
ziehung des Papiergeldes eine ungelöſte Frage. Selbſt in Deutſch⸗ 
land iſt nichts näheres darüber beſtimmt, zu welcher Zeit die von 
der Reichsbank ausgegebenen Noten in bar einzulöſen ſind. In der 
Türkei hingegen kann jetzt ſchon geſagt werden, daß das ganze 
zurzeit im Reiche umlaufende Papiergeld zu Beginn 
des zwölften Jahres nach Friedensſchluß zurück— 
gezogen ſein wird!. 

Aber mit dieſer Transaktion wußte Djawid noch einen weiteren, 
vielleicht noch wichtigeren Vorteil für die Türkei zu verbinden. Wie 
bereits hervorgehoben, ſind die in Deutſchland geliehenen Gelder teils 
bar, teils in Form befriſteter Schatzanweiſungen zur Auszahlung 
gelangt. Die in Mark erhaltenen Summen werden natürlich vom 
Tage ihrer Aushändigung verzinſt. Hingegen tragen die in 
Schatzanweiſungen übergebenen Beträge keine Zinſen, 
ſolange ſie nicht in Gold eingelöſt worden ſind. Bis zu dieſem 
Datum werden ſie von der Türkei als zinsloſes Darlehen 


1 fiber einen intereſſanten Verſuch der türkiſchen Regierung, die wachſende 
Vermehrung des Papiergeldumlaufs zu verhindern und der fortſchreitenden Ent⸗ 
wertung des Papiergeldes zu ſteuern, vgl. die ſchon erwähnte „Frankf. Ztg.“ 
vom 12. Oktober 1917. 
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verwendet. Nun ſoll aber die Einlöſung nach und nach erfolgen, 
ſo daß die Belaſtung des türkiſchen Staates ſich erſt allmählich 
geltend machen wird. Djawid glaubt ſogar noch vorteilhaftere Be⸗ 
dingungen in Ausſicht ſtellen zu können. Denn er iſt jetzt beſtrebt, mit 
der deutſchen Regierung eine Vereinbarung dahin zu treffen, daß für 
ſämtliche Papiergeldſerien eine gemeinſame Verfallzeit, und zwar 
nach Ablauf von zwölf Jahren, feſtgelegt werden ſoll. „Gelingt es 
uns dieſen Vorteil, dem ſich hoffentlich noch viele andere zugeſellen 
werden, auch wirklich zu erreichen“, bemerkt Djawid nicht ohne ein 
Gefühl innerer Genugtuung, „dann können wir getroſt min⸗ 
deſtens zwölf Jahre lang nach dem Kriege leben und 
dürfen mit der Möglichkeit rechnen, bis dahin unſer 
Budget ins Gleichgewicht zu bringen“. 

Auf welchem Wege er zu dieſem budgetären Gleichgewicht zu 
gelangen hofft, oder, um bei unſerem Bilde zu bleiben, in welcher 
Weiſe er die Rentabilität des Unternehmens ſichern zu können glaubt, 
darüber ſagt uns der Finanzminiſter verhältnismäßig wenig. Er 
proklamiert die offene Tür. „Je ne suis pas du tout de ceux 
qui s'opposeraient A l'apport des capitaux en turquie, quels 
ou en soient les importateurs.“ Und wenn er auch den aus den be⸗ 
freundeten und verbündeten Staaten gelangenden Kapitalien einen 
beſonderen Vorzug einzuräumen durchaus geneigt iſt, ja ſogar dabei 
der Überzeugung Ausdruck verleiht, daß die Osmanen den größten Teil 
ihrer Geſchäfte künftighin mit Deutſchland machen werden, ſo ſteht er 
doch grundſätzlich auf dem Standpunkt, daß nach dem Kriege die Türkei 
mit allen Mächten, ob befreundeten und verbündeten, ob neutralen 
oder feindlichen, wirtſchaftliche Beziehungen zu pflegen haben wird. 
„Aujourd’hui que les capitulations sont abrogées, je ne vois pas 
d’inconvénient A laisser les portes grandes ouvertes aux étrangers 
qui voudraient venir. C'est l& le systeme économique pour 
lequel j’opine, pour ma part, si nous voulons réellement relever 
notre pays.“ Denn die ſo dem Reiche zuſtrömenden Kapitalien 
werden nur dazu dienen, ſeine allgemeine Produktion zu ſteigern, 
ſeinen Ackerbau wieder zur Blüte zu bringen und ſeine noch in den 
Kinderſchuhen ſteckende Induſtrie zu entwickeln. 

Auch nach der fiskaliſchen Seite läßt ſich der Finanzminiſter in 
ſeiner Rede in ganz allgemeinen Wendungen aus. Er ſpricht, unter 
Hinweis auf das gleiche Vorgehen bei allen anderen kriegſührenden 
Staaten, von einer Kriegsgewinnſteuer. Nur dürfte gerade. 
damit in der Türkei kaum viel zu erreichen ſein, wo es nie eine 
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Einkommenſteuer gegeben und der Kaufmann ſelten eine geordnete 
Buchführung beſeſſen hat. Er tritt für die Einführung von Ver⸗ 
brauchsſteuern ein, ohne über ſeine Pläne zunächſt nähere An⸗ 
gaben zu machen. Er kündigt ſchließlich eine allgemeine Reform 
der beſtehenden Steuern an, deren Ertrag er auf mehrere 
Millionen Pfund veranſchlagt, läßt jedoch über ſeine Abſichten nichts 
Beſtimmteres verlautbaren. 

Darlegungen, die irgendwie als programmatiſche Richt⸗ 
linien einer Steuerpolitik der Zukunft für die Türkei ge⸗ 
deutet werden könnten, finden wir bei ihm nicht. Grundſätzliche Be⸗ 
trachtungen nach dieſer Richtung wären ja im Augenblicke von be⸗ 
ſonderem Intereſſe. Ohnehin wird man in der ganzen Welt zu einer 
radikalen Umgeſtaltung des Steuerweſens ſchreiten müſſen. Denn 
es dürfte ſchlechterdings unmöglich ſein, die gewaltigen Summen, 
welche die Staaten künftig brauchen werden, mit Hilfe der ſeitherigen 
Steuerformen aufzubringen. Um fo mehr ift dies bei der Türkei 
der Fall, die nicht allein infolge der durch den Krieg entſtandenen 
Laſten, ſondern zugleich auch, und in vielleicht noch höherem Grade, 
im Hinblick auf die abgeſchafften Kapitulationen ſich vor ganz neue 
Aufgaben geſtellt ſieht. Die Löſung dieſes Problems wird nach 
meinem Dafürhalten in erſter Linie in der Richtung zu ſuchen ſein, 
daß der Fiskus nicht lediglich durch Beſteuerung der Produktion 
oder der Konſumtion gleichſam als Rentenempfänger ſeinen Nutzen 
hat, ſondern ſich am Produktionsprozeß ſelbſt, ſei es auf dem Wege 
des Monopols, ſei es in Geſtalt der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Unter⸗ 
nehmungsform beteiligt, und ſchon bei der Erzeugung, der Einfuhr 
und dem Umſchlag der Güter ſich einen Gewinnanteil ſichert. Das 
wird ja in Europa auf große Schwierigkeiten ſtoßen, denn hier be⸗ 
deutet das vielfach eine Umbildung des Wirtſchaftslebens. Anders 
dagegen in der Türkei, wo alles erſt im Werden begriffen iſt und 
demgmäß auch das eben angedeutete Verfahren ſich als Neubildung 
darſtellt. 

Freilich dürfte gerade dieſes Mittel bei Djawid wenig auf Sym⸗ 
pathien ſtoßen, der, wie es ſcheint, mit dem Gedanken der induſtriellen 
und kommerziellen Mitwirkung des Staates ſich nie recht zu befreunden 
vermocht hat. Schon in der Rede, mit der er die Verhandlungen 
über den erſten Etatentwurf einleitete und darin die Geſichtspunkte, 
die ſeiner Anſicht nach für die Finanzpolitik des Reiches maßgebend 
ſein müßten, auseinanderſetzte, drückte er ſein Mißtrauen gegen die 
flaatlide Verwaltung wirtſchaftlicher Unternehmungen aus, der gegen⸗ 
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über er die Überlegenheit der privatgeſellſchaftlichen Geſchäftsführung 
betonte. So erklärte er ſich gegen das in Vorſchlag gebrachte Tom⸗ 
bak⸗ und Zündhölzchenmonopol, ebenſo ſollte der Betrieb des Tele⸗ 
phons einer Geſellſchaft übertragen werden. Selbſt bezüglich der 
bereits beſtehenden ſtaatlichen Betriebe, wie der Hedſchasbahn, der 
Gaswerke von Dolmabaghtſche, der Kohlengruben von Heraklea ſowie 
der Staatsdomänen, trat er für deren Umwandlung in Privat⸗ 
unternehmungen ein. Es wird ſich natürlich ſchwer ſagen laſſen, ob 
er zu dieſer Auffaſſung infolge grundſätzlicher Betrachtung oder aus 
Opportunitätserwägung gelangt iſt; ebenſowenig, wieweit er noch 
jetzt auf dem alten Standpunkt verharrt, beziehungsweiſe inzwiſchen 
ſein Urteil revidiert hat. Vermutlich wurde ſeine damalige Stellung⸗ 
nahme durch die finanzpolitiſche Konſtellation, die bei jeder Geld⸗ 
transaktion der Regierung ihre wirtſchaftliche Konzeſſionsfreudigkeit 
zur Vorauſetzung hatte, zum mindeſten mitbeſtimmt. Und wir dürfen 
wohl damit rechnen, daß der Miniſter, bei ſeiner großen Intelligenz 
und geiſtigen Geſchmeidigkeit, ſich in ſeinen Anſichten den gewandelten 
Verhältniſſen anzupaſſen gelernt hat. Um ſo intereſſanter allerdings 
wäre es, ſeine Auffaſſung von dem, was kommen dürfte und kommen 
müßte, zu hören. 

War es nun Abſicht, war es Zufall, daß wir aus berufenem 
Munde über dieſe Dinge ſo wenig erfuhren? 

Ich glaube nicht, daß Djawid Bey ſich über das berührte Problem 
noch keine Gedanken gemacht hat. Er dürfte es nur nicht für zweck⸗ 
mäßig erachtet haben, ſich ſchon jetzt darüber ausführlicher auszulaſſen. 
Denn ein Eingehen auf dieſe Fragen bedingte nicht allein tieferdringende 
Betrachtungen über die Wirtſchaftspolitik der Zukunft, ſondern bedeutete 
zugleich ein Hinübergreifen vom innerpolitiſchen ins außenpolitiſche 
Gebiet des Reiches. Nach beiden Richtungen aber mußte ſich der 
Miniſter große Reſerven auferlegen. Wenn man ſeine Entſchließungen 
vom Wettbewerb der Völker abhängig macht, wird man in der Be⸗ 
kanntgabe ſeiner Bedingungen äußerſte Vorſicht walten laſſen müſſen. 
Zumal wenn man durchaus nicht willens iſt, in ſeinen Konzeſſionen 
über das Maß des Notwendigen hinauszugehen. Der wäre ein 
ſchlechter Spieler, der ſeine Karten zu früh aufdecken und ſeine 
Trümpfe zu früh verausgaben würde. Jüngſt konnte man 
in der Preſſe leſen, die ruſſiſche Regierung hätte verſchiedenen 
amerikaniſchen Konſortien ſämtliche Erzminen Sibiriens, teilweiſe des 
Urals und Kaukaſiens zur Ausbeutung überlaſſen. So etwas wäre 
bei der mächtigen nationalen Strömung, die jetzt durch das ganze 
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Land geht und alle Schichten der Bevölkerung gewaltig erfaßt hat, 
in der Türkei einfach unmöglich. Die Türken wollen alles allein 
machen oder zum mindeſten an allem ſtärkſten Anteil nehmen. Wie⸗ 
weit das wirklich gelingen, wieweit eine unüberbrückbare Kluft zwiſchen 
Können und Wollen ſich dabei ergeben wird, das muß die Zeit 
lehren. Unmöglich aber durfte der Miniſter ſchon jetzt ſich in Dingen 
feſtlegen, die erſt in ſpäterer Zukunft und nach dem Kriege Geltungs⸗ 
wert erlangen werden. Es hätte Djawid nicht ſchwer werden können, 
hier billige Lorbeeren zu ernten, um ſo mehr, als er, aus einzelnen 
ſeiner Außerungen zu ſchließen, in ſeinem innerſten Denken dieſer 
türkiſch⸗ nationaliſtiſchen Bewegung durchaus nahe ſteht !. Er be, 
ſchränkte ſich jedoch darauf, ein ſchmuckloſes Bild von den Gegenwarts⸗ 
verhältniſſen zu geben, nicht verführeriſche Zukunftsmuſik zu machen. 
Worüber er ſich ausſchwieg, iſt alſo nicht weniger bemerkenswert als 
das, was er ſagte. Und es muß gewiß als Zeichen der Zeit gedeutet 
werden, daß die Kammer ſich von den nüchternen Ausführungen nicht 
nur völlig befriedigt zeigte, ſondern fogar einſtimmig die Veröffentlichung 
der Rede beſchloß — als ein Werk d’utilité nationale. 


Nachſchrift der Redaktion 


Der Verfaſſer, der ſelbſt Türke iſt, hatte natürlich keine Ver⸗ 
anlaſſung, zu der von ihm zuletzt erwähnten, in ſtändigem Wachſen 
begriffenen nationaliſtiſchen Bewegung in der Türkei Stellung zu 
nehmen. Um ſo mehr halten wir es von deutſchem Standpunkte 
aus für unſere Aufgabe, auf dieſe Erſcheinung hinzuweiſen und ſie 
in ihren Folgen auf die künftige Geſtaltung des Wirtſchaftsverkehrs 
zwiſchen den beiden Ländern zu prüfen. Gerade weil wir in unſerer 
Grundauffaſſung optimiſtiſch ſind und von der Beziehung der beiden 
Völker uns viel Erſprießliches verſprechen, erachten wir es für not⸗ 
wendig, klar in die Dinge zu ſchauen und uns von falſchen Illuſionen 
fernzuhalten. Die Tatſache des erwachenden nationaliſtiſchen Geiſtes 


1 Wörtlich heißt es bei ihm: „Nous desirons que les Turcs qui avaient 
été tenus à l’ecart de toutes les entreprises créées chez nous par les étrangers, 
participent désormais par leur travail et leur capital, à toutes 
les nouvelles affaires dans une proportion à établir. Nous voulons 
que toutes les fois que les étrangers prendront l'initiative d'une oeuvre éco- 
nomique dans Dune quelconque de nos provinces, ils s’assurent la collabo- 
ration de la population locale, ainsi que nos nationaux qui se sont acquis 
quelquès spécialités dans des affaires similaires soit par leurs connaissances, 
soit par leurs capitaux.“ 
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und des Dranges zu frembenfeindlider Ausſchließlichkeit in der 
Türkei muß ernüchternd wirken, und man wird gut tun, ſich recht⸗ 
zeitig auf die neuen Verhältniſſe vorzubereiten. Dies ſowohl, was 
die Regierung als auch was die Unternehmer anbetrifft. In erſterer 
Hinſicht glauben wir ja, jetzt recht gut dran zu ſein. Aber auch der 
Kaufmann, der ſich mit großen Plänen trägt, wird ſich den ge⸗ 
wandelten Verhältniſſen anzupaſſen haben. 

Vor allem müſſen wir dort erſt die Zuſtände ſtudieren, Land 
und Leute genau kennen lernen, ehe wir an große Transaktionen 
herantreten. Unſtreitig bietet die Türkei ein ausgezeichnetes Arbeits⸗ 
feld für den deutſchen Unternehmungsgeiſt. Aber zunächſt muß der 
Boden ſorgfältig bebaut werden, bevor man dran gehen kann, aus 
ihm Früchte zu gewinnen. 
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Juhaltsverzeichnis: Entſtehung und Bedeutungswandel der drei Begriffe 
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des Kapitalismus S. 470. — Marx und Scheler S. 471. — Das Programm 
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tion auf die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung S. 475. — Kritik der 
Theorien Schelers S. 476. 


er buchhändleriſche Erfolg, den Max Schelers Werk „Der Ge⸗ 

nius des Krieges und der Deutſche Krieg“ gefunden hat, mag 
den Verlag der Weißen Bücher veranlaßt haben, den Verfaſſer out, 
zufordern, ältere Abhandlungen und Aufſätze, die in den Jahren 
1912 bis Frühjahr 1914 hier und da erſchienen find, zu ſammeln 
und in zwei Bänden herauszugeben. Dies iſt erfreulicherweiſe im 
January 1915 geſchehen. Nur wenige der mehr als ſiebenhundert 
Seiten hat damals der Verfaſſer neu geſchrieben; alles übrige ſtammt 
aus der Zeit vor dem Kriege. Darin darf man wohl ein Anzeichen 
erblicken, daß auch Scheler, der ſich anfangs in ſeiner metaphyſiſchen 
und ethiſchen Deutung des Krieges einem nicht zu überbietenden 
Rauſche der Erneuerung hingab, inzwiſchen eingeſehen hat, daß es 
ſich lohnt, an älteren Arbeiten und älteren Werten wieder anzu⸗ 
knüpfen. Daß er, ohne jede Anderung einen Teil ſeiner früheren 
Arbeiten gegenwärtig wieder zu veröffentlichen, für zeitgemäß hält, 
iſt jedenfalls recht bemerkenswert. 

Elf Themen aus der Erkenntnistheorie, Pſychologie, Aſthetik, 
Ethik, Soziologie und Nationalökonomie werden in buntem Wechſel 
in dieſer Sammlung behandelt. Mit Recht betont aber der Ver⸗ 
faſſer im Vorworte, daß ſie ein einheitlicher Geiſt, ja mehr: der⸗ 
ſelbe, ſchwer in eine Formel preßbare Hintergrundsgedanke urd: 
zieht. Uns intereſſiert im folgenden der ſoziologiſche Gehalt der 
Schriften, bei deſſen Klärung freilich auch manches herangezogen 


1 Bol. Scheler, Max, Abhandlungen und Aufſätze. 2 Bde. Leipzig 1915, 
Verlag der Weißen Bücher. 307 u. 411 S. Geh. 12 Mk., geb. 15 Mk. 
Schmollers Jahrbuch XLI 4. 30 
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werden muß, was fic) in reicher Fülle an philoſophiſchem, pfydo- 
logiſchem und beſonders ethiſchem Stoffe in ihnen findet. Es find 
in der Hauptſache drei Begriffe, um die das Intereſſe Schelers 
kreiſt, und die in immer wieder neuen inneren und äußeren Zuſammen⸗ 
hängen erfaßt werden. Es find drei Begriffe, deren Wortbilder 
nicht zu verdeutſchen ſind, wenn man ihnen nicht einen weſentlichen 
Beſtandteil ihres Sinnes kürzen will: Reſſentiment, Kapitalismus 
und Bourgeois, alſo ein Motiv, ein Syſtem geſellſchaftlicher Ordnung 
und ein Menſchentypus. Das erſte Wort iſt durch Nietzſche in der 
deutſchen Literatur heimiſch geworden, während Kapitalismus und 
Bourgeois aus der Terminologie des Sozialismus, beſonders (we⸗ 
nigſtens für ihre volkstümliche Verbreitung) des Marxismus ſtam⸗ 
men. Inzwiſchen haben aber alle drei ein eigentümliches Schickſal 
erfahren. Ihr Sinn hat ſich teilweiſe verändert und beträchtlich 
erweitert; auch die Perſonenkreiſe, die ſich ihrer vorwiegend bedienen, 
haben gewechſelt. Das gilt beſonders für die Begriffe Kapitalismus 
und noch mehr Bourgeois. Die Unterſuchungen hiſtoriſcher und 
begrifflicher Art durch „bürgerliche“ Forſcher wie Max Weber, 
Werner Sombart, Ernſt Troeltſch und andere haben den Vorſtellungs⸗ 
kreis, in denen die Worte eingebettet ſind, beträchtlich verſchoben. 
An ihren ſoziologiſchen Deutungen (wie an denen von Tönnies) 
knüpft Max Scheler an, nicht an der marxiſtiſchen Doktrin Den 
Begriff des Reſſentiments ſchließlich ſtellt er in den Mittelpunkt 
ſeiner Sozialethik, dehnt ihn weit über das Maß Nietzſches aus und 
verknüpft ihn innerlich mit Kapitalismus und Bourgeoiſie, während 
das Wort bei Nietzſche vorwiegend in religionsgeſchichtlichem Zu⸗ 
ſammenhange erſcheint. In ihrem gegenwärtig beſtehenden Sinne 
haben auf dieſe Weiſe die drei Begriffe eine Bedeutung erlangt, 
die einen ſehr großen Kreis unſeres geſamten ſozialen Seins um⸗ 
faßt. Es iſt notwendig, ſich mit Schelers Gedanken zu beſchäftigen 
und ſich mit ihnen auseinanderzuſetzen, auch wenn man nur ein 
engeres fachwiſſenſchaftliches (geſellſchaftswiſſenſchaftliches) Intereſſe 
an den Arbeiten dieſes Denkers nähme, der ja in erſter Linie Philo⸗ 
ſoph iſt und wohl als ſolcher bewertet ſein will. Seine geiſtige 
Teilnahme gilt, ſoweit fie von theoretiſcher Art iſt, in erer Linie 
der Klärung des Weſens des Leides, Mitleides, des Haſſes, der 
Rachſucht und der Liebe; in dieſem Zuſammenhange mußte es ihn 
beſonders reizen, die Natur einer ſo zuſammengeſetzten und für die 
Geſellſchaft ſo folgenreichen ſeeliſchen Erſcheinung, wie es das Neſſen⸗ 
timent iſt, zu deuten. Damit iſt freilich nur ganz äußerlich der 
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Kreis ſeiner Intereſſen umſchrieben; welcher Art das geiſtige Ich iſt, 
das dieſe Aufgabe übernommen hat, und die Frage, warum es ge⸗ 
rade jene drei Begrffe ſo ſtark anziehen mußten, wird, wie ich hoffe, 
gleich deutlicher werden. 

Schelers Denkart iſt am meiſten beeinflußt von der katholiſchen 
Kirche und den Kirchenvätern einerſeits, von den Philoſophen Nietzſche, 
Bergſon, Dilthey und ſeinem Lehrer Huſſerl außer den obengenannten 
Soziologen anderſeits. Seine geiſtige Eigenart iſt — wenn man 
ihn wohl oder übel einordnen will — die eines Romantikers. Doch 
das muß erſt gezeigt werden. 

Das Reſſentiment iſt, wie Scheler darlegt, dem Grolle, dem 
Neide, der Schelſucht und Hämiſchkeit verwandt. Es entſpringt dem 
Gefühle der Ohnmacht des Schwachen und Beherrſchten und einem 
Haſſe, der ſich nicht hervorwagt. Dabei hält ſich der vom Reſſen⸗ 
timent Erfüllte für berechtigt, ſich dem Stärkeren gleichzuſtellen; ſein 
Haß nimmt den Schein der Liebe zu dem an, das die entgegen⸗ 
geſetzten Züge trägt als das Gehaßte. Es iſt alſo eine beſtimmte 
Art von Rache Impuls. Nietzſche verſuchte das Weſen des Chriſten⸗ 
tums aus Reſſentiment — zumal gegen den Geiſt der Antike — 
zu erklären; die von der Reformation, der Aufklärung und dem 
Liberalismus geſchaffene Moderne ſah er nur als eine Fortbildung 
des Chriſtentums an, bei der es nicht gelungen ſei, die Sklaven⸗ 
moral (eben das Reſſentiment) abzuſchütteln. Während alſo Nietzſche 
gerade im Zuſammenhange der Moderne mit dem Chriſtentume das 
Bedenkliche erblickte, beſtreitet Scheler Nietzſche gegenüber, daß das 
wahre Chriſtentum auf jenem Rache Impulſe der Schwachen beruhe; 
dagegen erkläre ſich in der Tat die Moderne völlig aus dem Reſſen⸗ 
timent. Gerade zwiſchen ihr und dem Chriſtentume beſtehe in dieſer 
Hinſicht ein tiefgehender Gegenſatz. In der bürgerlichen Moral, die 
ſich ſeit dem 13. Jahrhundert entwickelte und ſich mit der Auf⸗ 
klärung und dem Liberalismus verſtärkte, werde ſchließlich bei der 
ſozialen Bewegung der Gegenwart das Reſſentiment „überhaupt zur 
beſtimmenden Kraft“. Nietzſches Urteil über Sklavenmoral wird 
alſo durch Scheler vom Chriſtentume auf die Moderne hinüber⸗ 
geſchoben. Darin berührt ſich unſer Philoſoph mit Hammacher, 
der einmal ſagt, was ebenſo auch Scheler hätte ſagen können: 
„Nicht das Chriſtentum, ſondern die moderne Aufklärung, ſoweit ſie 
eine Kultur der Zweckmäßigkeit und des Nutzens zur oberſten Norm 
erklärt, iſt Herdenmoral; aber dieſe neue Bildung iſt nicht, wie 
Nietzſche meinte, das in die Praxis überſetzte, von der illuſionären 
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Spiegelung befreite Chriſtentum, ſondern feine Verkehrung !. Nach 
Scheler beruht die moderne allgemeine Menſchenliebe nicht wie ihr 
Gegenteil, die chriſtliche Gottes⸗ und Nächſtenliebe, auf einer urſprüng⸗ 
lichen, ſpontanen Hinbewegung zu einem poſitiven Werte, ſondern auf 
einem Gegenimpulſe (Haß, Neid, Rachſucht uſw.) gegen herrſchende 
Minoritäten, die man im Beſitze pofitiver Werte wiſſe. „Nichts alſo,“ 
ſagt er, „iſt dieſem genuinen Begriffe der chriſtlichen Liebe ferner 
als alle Art von ‚Sozialısmus, ſozialer Geſinnung, Altruismus“ und 
ähnliche moderne ſubalterne Sachen.“ Jene ſei ſeliges Herablaſſen 
und Herablaſſen⸗ Können aus einem Übeıfluffe an Kraft und Hoheit, 
fließe aus eigener Lebens fülle; auch ihre Askeſe rühre nicht aus Haß 
gegen das irdiſche Leben her, ſondern gerade aus der Fülle und 
Einheitlichkeit des Seins in Gott. Die moderne Menſchenliebe hin⸗ 
gegen, die an die Stelle des konkreten Nächſten das Kollektivum 
Menſchheit geſetzt habe, ſei nur eine Scheinform der Liebe für ver⸗ 
drängten Gotteshaß; ſie ſei in der Tat eine ſozialpſychiſche Ent⸗ 
artungserſcheinung. 

Die geſchichtliche Entwicklung der europäiſchen Kultur ſeit dem 
Mittelalter zeitige eine tiefſte „Verkehrung der Wertrangordnung“, 
die er ähnlich darſtellt, wie es vor ihm der Amerikaner Brooks 
Adams getan hat. Descartes ſtehe am Ausgangspunkte der ver⸗ 
derblichen Entwicklung; Luther, den er etwa gerade umgekehrt auf⸗ 
faßt, als es Ricarda Huch getan hat, bereite die Verknüpfung der 
Menſchenliebe mit der Humanitätsidee vor, reiße Seele und Körper 
auseinander und ſchaffe in ſeiner Lehre vom verderbten natürlichen 
Menſchen (angeblich im Gegenſatze zum katholiſchen Chriſtentume) 
die moderne Art der Askeſe. Seit Locke und der Aufklärung ent: 
falte ſich die Moderne, die ſich ſchließlich auf wiſſenſchaftlichem 
Gebiete im Poſitivismus, Monismus und in der modernen Biologie 
am deutlichſten dokumentiere. 

Eine ſtarke Abneigung hegt der Verfaſſer gegen die techno⸗ 
logiſche Geſchichtsauffaſſung mit ihrem Grundſatze homo faber. In 
intereſſanter Umkehrung des Des carteſchen cogito ergo sum er: 
ſcheint ihm, als Phänomen des Lebens betrachtet, das diskurſive 
Denken als eine Krankheit. Charakteriſtiſch für ihn iſt ferner, daß 
er zwar der modernen Abſtammungslehre ſoweit entgegenkommt, mit 


1 Vgl. E. Hammacher, Hauptfragen der modernen Kultur. Leipzig u. 
Berlin 1914, S. 259, ſowie meine Beſprechung dieſes Werkes im 40. Jahrgang 
1916, S. 2050. 
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ihr anzunehmen, daß Tier und Menſch — rein biologiſch, nicht 
metaphyſiſch genommen — ein ſtrenges Kontinuum bildeten, und 
daß eine auf bloße Natureigenſchaften gegründete Scheidung von 
Menſch und Tier nur einen willkürlichen, vom Verflande gemachten 
Einſchnitt darſtelle, daß es aber keine höhere Einheit des Menſchen⸗ 
geſchlechtes gebe. Das Weſentliche im Menſchengeiſte ſei das Suchen 
Gottes. Da es aber Menſchenraſſen gibt, bei denen ſich von dieſem 
Suchen nichts beobachten läßt, ſo gelangt Scheler zu ſeiner Theorie 
von der völligen Uneinheitlichkeit der Menſchheit. Die „viel ge⸗ 
prieſene Gleichheit aller Menſchen“ exiſtiere nicht. Wie in ſeinem 
„Genius des Krieges“ vertieft er die Raſſenverſchiedenheiten zu un⸗ 
überſteiglichen inneren Gegenſätzen. . 

Seiner religiös katholiſchen Denkungsweiſe entſpricht feine Zen, 
denz zum abſoluten Sein und zu objektiven Gegebenheiten. (In dieſer 
Hinſicht iſt er, wenn man will, Hegelianer.) Den ſubjektiven Idea⸗ 
lismus Kants muß er folgerichtig (wie Hammacher) ablehnen. Jener 
iſt ihm der Philoſoph des modernen Bürgertums; „die faden 
Bürger des 18. Jahrhunderts“ ſind ihm höchſt zuwider. Dieſe vor 
allen — freilich nicht Kant ſelbſt — hätten nach dem Vorbilde 
der Hutcheſon, Adam Smith, ſpäter Benthams die Nützlichkeits⸗ 
werte über die Lebenswerte erhoben; das Mißtrauen ſei durch ſie 
zum Prinzip der Moral gemacht worden, ihr Neid ſpiegele ſich in 
der Arbeitswert⸗ und Arbeitstheorie ihrer Nationalökonomie; die 
Idee der fittlichen Gleichheit und der Subjektivität aller Werte 
entſpringe ihrem Reſſentiment. 

Damit ſtehen wir vor dem Bilde des Bourgeois, deſſen Lebens- 
ſtil dem Kapitalismus entſpreche. Scheler ſchließt ſich hierbei ſehr 
eng an Sombart an, von dem er in der Hauptſache nur dann ob, 
weicht, wenn er in deſſen Geſchichtserklärung einen Widerſpruch zu 
feiner eigenen Auffaſſung der religiöfen Entwicklung feſtſtellen muß. 
In der Diskuſſion zwiſchen Max Weber und Werner Sombart über 
den Einfluß des religiös⸗konfeſſionellen Lebens auf die Entſtehung 
des Kapitalismus ſtellt er ſich, ſeiner Grundauffaſſung entſprechend, 
auf ſeiten des Erſtgenannten; er iſt bemüht, vom Thomismus den 
Vorwurf abzuwälzen, er ſei eine Schule des Kapitalismus geweſen; 
dagegen muß ihm der Calvinismus ſo recht als das für den Bour⸗ 
geois geeignete Bekenntnis erſcheinen. Im übrigen vertieft er den 
von Sombart aufgewieſenen Gegenſatz zwiſchen ſeigneuralem und 
bourgeoifen Typus beträchtlich und ſucht mancherlei zur pſychologiſchen 
und ſoziologiſchen Erklärung des Kapitalismus beizutragen. 
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Der Bourgeois iſt auch ihm der geborene Menſch des Dienſtes, 
der Biegſamkeit und der Angſt. Sein Leben iſt Okonomie, Spar⸗ 
ſamkeit und Anpaſſung, erfüllt von Berechnung und utiliſtiſcher 
Moral; das primum movens bei feinen Handlungen ift Arbeits⸗ 
wille. Der Kapitalismus iſt nach Scheler nicht bloß ein ökono⸗ 
miſches Syſtem der Beſitzverteilung, ſondern ein ganzes Lebens⸗ und 
Kulturſyſtem, eben die vom Bourgeois aufgebaute Daſeinsordnung. 
Es ſei falſch zu behaupten, es habe immer ſchon Kapitalismus als 
allgemeinen Lebensſtil gegeben. Vielmehr ſei das Vorkommen kapita⸗ 
liſtiſcher Geſinnung und Ideale in aller älteren Zeit etwas Ab⸗ 
normes geweſen; aber erſt mit dem ſterbenden Mittelalter ſei der 
neue Wille und die neue, im ſteigenden Maße allgemein gebilligte 
Geſinnung entſtanden, die Scheler Kapitalismus nennt. Es handele 
ſich dabei nicht um neue Produktionsbedingungen und deren Folgen, 
ſondern eben um neue geiſtige Werte (oder genauer Unwerte). 

Daraus folgt, daß auch nicht eine Anderung der Produktions⸗ 
und Verteilungsordnung den Kapitalismus überwinden könne; viel⸗ 
mehr müſſe der Menſchentypus des Bourgeois ſeine Herrſchaft ver⸗ 
lieren. Die Sozialiſtien könnten ihn nicht ablöſen; denn fie ſeien 
durchaus nicht ſein Gegenpart. Der Klaſſengeiſt des Proletariats 
ſei ſelbſt nur eine beſtimmte Abwandlung des bourgeoiſen Ethos. 
„Weder die revolutionär ſyndikaliſtiſche, noch die revolutionär⸗parla⸗ 
mentariſche und altgewerkſchaftliche Methode des Vorgehens ver⸗ 
ſpricht irgendwelchen durchſchlagenden Erfolg, ſolange das bürgerliche 
Ethos die verſchiedenen kämpfenden Einheiten gemeinſam beſeelt.“ 
Ebenſowenig könne es dem Staatsſozialismus und der Sozialpolitik 
gelingen, den Kapitalismus zu überwältigen. Ein reſolutes Abtun 
des bourgeoiſen Willens und Geiſtes durch konſervative und agra⸗ 
riſche Kreiſe komme gleichfalls kaum mehr in Frage; auch die herr⸗ 
ſchenden Minoritäten ſeien heute vom „demokratiſchen“ (d. h. bei 
Scheler eben bourgeoiſen) Ethos erfüllt. (Hierbei macht der Ver⸗ 
faſſer die Bemerkung in der Fußnote, daß er dies im Februar 1914, 
alſo lange (?) vor dem Kriege geſchrieben habe.) Wie Sombart, 
ſah er die „einzig mögliche endgültige Löſung der Frage nach der 
Zukunft des Kapitalismus“ vor dem Kriege auf dem Gebiete des 
Bevölkerungsweſens; freilich nicht in derſelben, von jenem auch nicht 
näher begründeten Weiſe. Er betrachtet die Anlage zur Rechen⸗ 
haftigkeit, dieſem Merkmale des Bourgeois, als einen Erbwert. Da 
ſich jedoch die Menſchen dieſes Typus wenig fortpflanzten, gehe er 
„mit all ſeinen Erbanlagen mitten in der ſteigenden Gewinnung der 
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kapitaliſtiſchen Macht, mitten im ökonomiſchen Siege zugrunde und 
verfalle der ſteigenden Ausſchaltung aus der Geſchichte.“ Zwar 
drängten andere ſoziale Schichten — etwa die Arbeiter und die 
Frauen — in der Richtung zum Kapitalismus nach; aber dieſe 
nachdrängenden Maſſen ſeien — nach den Erbwerten und Anlagen 
beurteilt — Träger eines ſich immer vermindernden kapitaliſtiſchen 
Geiſtes. 

Welch eine intereſſante Wandlung iſt auf dem Wege von Marx 
oder Rodbertus bis zu Scheler in der Auffaſſung des Weſens des 
Kapitalismus und in den Mitteln zu ſeiner Bekämpfung eingetreten! 
Am Anfange ſteht die materialiſtiſche Geſchichtsauffaſſung und eine 
ausgeſprochen ökonomiſtiſch⸗technologiſche Erklärung der ſozialen Ent⸗ 
wicklung; bei Scheler mündet die geſchichtsphiloſophiſche Deutung 
in einer überhaupt wirtſchaftsfeindlichen, Arbeiter wie Bürger treffen⸗ 
den Verächtlichmachung des homo capitalisticus als eines entarteten 
Typus von geringer Lebenskraft. Dort ſteht der von Hegel aus⸗ 
gehende Myſtiker des Materialismus, hier der katholiſierende Roman⸗ 
tiker. Scheinbar wollen beide bei oberflächlicher Betrachtung und 
Wortanwendung ein und dasſelbe, wenn ſie den Kapitalismus be⸗ 
kämpfen. Aber obwohl ſie teilweiſe den gleichen Feind haben, liegen 
doch weite, trennende Welten zwiſchen ihnen. Schlimmeres hätte 
man wohl Karl Marx bei ſeinen Lebzeiten nicht antun können, als 
daß man ihm den Nachweis erbracht hätte, daß er ſelbſt nichts 
anderes als ein Bourgeois wäre. . 

Man kann eine Beurteilung dieſer — im Vorausgehenden 
ſkizzierten — Theorien Schelers nicht unabhängig vom geiſtigen 
Bilde dieſes Autors ſelbſt geben, da ſich ihre Zuſpitzungen, Wahr⸗ 
heiten und Unwahrheiten in beträchtlichem Grade aus ſeiner Eigenart 
erklären. In formaler wie in inholtlicher Hinſicht charakteriſiert 
ſeine Schriften ihre Fülle an Widerſprüchen. Es iſt begreiflich, daß 
er unter der Jugend begeiſterte Freunde, die ihn als Propheten 
feiern, aber auch mindeſtens ebenſo viele ſchärfſte Gegner hat, die ihn 
nicht ernſt nehmen. Es kommt alles darauf an, was man aus der 
— quantitativ und qualitativ — reichen Menge feiner literariſchen 
Dardietungen herauslieſt, und was man unbeachtet läßt. Wenn hier 
der Verſuch gemacht werden ſoll, fo nüchtern und ſachlich wie mä, 
lich alle Seiten ſeiner Außerungsweiſen zu berückſichtigen, ſo ſtehen 
wir vor einer nicht geringen Schwierigkeit für die Kritik. Es finden 
ſich in ſeinen Büchern Gedanken von großer Tiefe und Schönheit, 
die hier und da in eine reine und feſſelnde Form gekleidet ſind. 
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An guten ſprachlichen Bildungen fehlt es nicht. Oft dringt fein 
Denken (original oder angeleitet) unter die Oberfläche marktläufiger 
Banalitäten. Köſtlich, fruchtbar und durchaus richtig erſcheint mir 
zum Beiſpiel ſeine Studie „Zum Phänomen des Tragiſchen“. Dann 
aber finden ſich wieder zahlreiche Ungeheuerlichkeiten der Dialektik 
und ſcholaſtiſchen Scheinlogik, öde Breiten und ſprachliche Schwer⸗ 
fälligkeiten, unmögliche Satzungeheuer und Verſtöße gegen die Gram⸗ 
matik der deutſchen Sprache. Man gewinnt aus Inhalt und Stil 
den Eindruck einer reich veranlagten, aber geiſtig undiſziplinierten 
Perſönlichkeit, der es trotz ihrer kräftigen Inſtinkte nicht gelingt, die 
Elemente eines aus ſehr verſchiedenen Lebensgebieten geſchöpften 
Wiſſens zu einer Einheit zuſammenzufügen. Er iſt wundervoll viel⸗ 
ſeitig, nicht ohne Geſtaltungskraft, weiß etwas von der menſchlichen 
Seele und von den Realitäten des Lebens. Er iſt kein beſchränkter 
Fachgelehrter des Spezialiſtentums, ſondern ein dem Leben zu⸗ 
gewendeter Philoſoph mit wachen Sinnen; aber er iſt auch ein von 
ſeinen Leidenſchaften und Vorurteilen erfüllter Träumer, der wenig 
Fähigkeit zur Selbſtkritik und Mäßigung beſitzt — in Wahrheit 
„ein Menſch mit ſeinem Widerſpruche“. Die Sucht der literariſchen 
Gegenwart, zu verblüffen, durch paradoxe Formulierung geiſtige Un⸗ 
abhängigkeit zu markieren, möglichſt etwas zu behaupten, was der 
herrſchenden Meinung entgegengeſetzt zu ſein ſcheint, vor allem aber den 
Vornehmen hervorzukehren, hat ihn dabei nicht unberührt gelaflen, 
wenn ich es auch für falſch halte, ihm — wie es geſchehen iſt — 
lediglich das Motiv unterzuſchieben, er habe einer Mode dienen und 
ſich von ihr emportragen laſſen wollen. So unehrlich iſt er nicht; 
ſondern er iſt dieſe Miſchung von gut beobachtendem, realiſtiſchem 
Pſychologen und teleologiſch gerichtetem Fanatiker, von ſcharffinnigem 
Analytiker und zum Paradoxen neigendem Romantiker. Eine ſolche 
menſchlich intereſſante Miſchung würde ich ſicherlich nicht anklagen, 
wenn nicht das ſachliche Ergebnis ſo vielen inneren Reichtums ſo 
kümmerlich wäre: das Programm einer Reaktion (im ge 
fährlichſten und allgemeinſten Sinne des Wortes). Scheler erwartet 
das Heil von der Rückbildung und ſtemmt ſich bis zur Todfeindſchaft 
gegen allen modernen Geiſt. Der Fortſchritt iſt ihm von allem Ver⸗ 
haßten das Verhaßteſte. 

Nun ſind Moderne und Fortſchritt ſicherlich nicht dem Blümlein 
Rührmichnichtan vergleichbar. Nichts wäre falſcher, als ſie über 
alle Kritik ſtellen zu wollen. Aber entweder muß es ſich um eine 
die Moderne fortbildende, befruchtende Kritik handeln oder um eine 
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radikale Bekämpfung, die ein anderes „Syſtem“, das ſich als größer 
und heilvoller erweiſt, an ihre Stelle ſetzen will. Verdienſtvoll iſt 
es, die Einſeitigkeiten der Moderne aufzuweiſen und die unleugbaren 
Schönheiten des Mittelalters dagegenzuſetzen. Aber man muß eine 
Schöpferkraft am Werke ſehen. Hammacher etwa hat doch wenigſtens 
ſeiner Darlegung der von ihm nicht minder verabſcheuten Moderne ſein 
Ideenſyſtem der Myſtik gegenübergeſtellt. Scheler bleibt unfruchtbar. 

Man kann nicht die Geſellſchaft zu einer längſt verlaſſenen 
Stufe der Ethik zurückbilden. Bei mir hat Scheler mit ſeiner Kritik 
das Entgegengeſetzte bewirkt, als er beabſichtigte. Mir wurde beim 
Leſen gerade klar, daß das — in manchem irrende, im ganzen jedoch 
heilvolle — Streben der letzten Jahrhunderte, eine Geſellſchafts⸗ 
ordnung zu ſchaffen, die nicht bloß naiv die alte Gemeinſchaft weiter⸗ 
lebte, ſondern die ſich vor der Vernunft rechtfertigen läßt, einen 
großen Fortſchritt bedeutet. 

In pſychologiſcher Hinſicht wäre, wie mir ſcheinen will, zu 
ſagen: Die an ſich ſo beachtenswerten Tatſachen der Reſſentiment⸗ 
motive erlangen bei Scheler eine viel zu weite Ausdehnung. Was 
iſt bei ihm nicht alles auf Reſſentiment zurückzuführen! So wert⸗ 
voll die Entdeckung und die Klärung dieſer Rache Impulſe iſt, ſo be⸗ 
denklich iſt die Übertreibung in der Ausdeutung innerer Vorgänge 
durch Reſſentiment. Der Vorwurf des Reſſentiments iſt eine ge⸗ 
fährliche, unter Umſtänden vernichtende Waffe. Deshalb wird er 
von ſtarken und ſtolzen Haſſern wie Scheler häufig und nach⸗ 
drücklich erhoben. Was ſie für bekämpfenswert halten, können ſie 
kaum durch etwas ſo herabſetzen wie durch die Behauptung, es ſei 
ein Ergebnis des Reſſentiments. Das aber gelingt leicht, weil die 
Unterſchiede in den Ausdrucksformen echter, poſitiver Gefühle und 
negativer Reſſentimentsempfindungen ſchwer erkennbar ſind. Man 
kann etwa ebenſoleicht „beweiſen“, daß das katholiſche Chriſtentum 
reſſentimentserfüllt iſt und die Moderne es nicht iſt, wie man das 
Umgekehrte zu „beweiſen“ imſtande iſt. Wenn es nicht geſchmacklos 
wäre, würde ich ohne viele Mühe den „Nachweis erbringen“, daß 
auch Schelers Haß gegen den Liberalismus auf Reſſentiment be⸗ 
ruhe; ich brauchte nur ein paar Stellen — etwa I, S. 184 — 
zu zitieren und zu gloſſieren. 

Aber ich möchte noch weiter gehen: Wenn man ſogar, wie es 
Scheler ausdrücklich häufig und in ſchärfſten Wendungen tut, die 
allgemeine Menſchenliebe als Form des Reſſentiments erklärt, ſo 
kann man einer ſolchen Ausdehnung des Motivs gegenüber nur er⸗ 
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klären, daß es eben Arten von Reſſentiment gibt, die tief gerecht⸗ 
fertigt ſind, daß es alſo gar nichts gegen eine Sache beweiſt, wenn 
man in dem Bukett der Motive, das ſie umkränzt, auch Blüten aus 
dieſem Boden aufweiſen kann. Spuren des Haſſes gegen irgendeine 
feindliche Gewalt — und zwar, ſolange die Möglichkeit der Em⸗ 
pörung gegen ſie nicht beſteht: des im geheimen glimmenden, ver⸗ 
ſteckten Haſſes — wird man überall, wo Menſchen fühlen, mit im 
Spiele finden. Sowohl bei der Moderne wie beim Chriſtentum 
finden ſich Beimiſchungen von Reſſentiment (bei einzelnen Vertretern 
und in einzelnen Situationen in ftärleren, andermal in ſchwächeren 
Graden) zu einer im übrigen und in ihrem wertvollen, reinen Kerne 
anders gearteten, geradlinigen Weltanſchauung. Aber in ſeinem 
Widerwillen gegen das allgemein Menſchliche verſteigt ſich Scheler 
zu Behauptungen über das Weſen des Chriſtentums, die dem Satze: 
„Gott will, daß allen Menſchen geholfen werde“ kraß entgegengeſetzt 
ſind. Sein religiöſer Ariſtokratismus leugnet immer wieder, daß 
wir vor Gott alle gleich ſind. 

Während ſich in den letzten Jahren andere Forſcher (wie der 
verſtorbene Juriſt Jellinek und wie Hasbach) bemüht haben, die 
Ideen des Liberalismus im 17. und 18. Jahrhunderte (auf dem 
Umwege über die puritaniſchen Sekten und die Reformation) aus 
der Wurzel des Chriſtentums herzuleiten, reißt Scheler gerade dieſen 
Zuſammenhang ſchroff auseinander und wandelt ihn in einen grund⸗ 
ſätzlichen Gegenſatz. Die Sucht, hinter allem ihm Unſympathiſchen 
Reſſentiment zu ſuchen, führt ihn dabei zu einem durch ſeinen Haß 
verzerrten Bilde der Moderne, auf dem manches geradezu in ſein 
Gegenteil gewandelt iſt. Wenn etwas charakteriſtiſch für den älteren 
Liberalismus iſt, ſo iſt es ſein Vertrauen (meinetwegen ſeine Ver⸗ 
trauensſeligkeit); Scheler dagegen jagt: „Es iſt aber weſentlich 
feſtzuſtellen, daß die moderne Moral in allen ihren Grundlagen 
auf der Einſtellung prinzipiellen Mißtrauens von Menſch 
zu Menſch überhaupt und ihrer fittliden Werte im beſonderen be: 
ruht“ (I, 220). Er, der anfangs in wundervollen Worten die Tiefe 
der chriſtlichen Liebesidee geprieſen hat, verkleinert mit kaum noch 
ganz geſundem Haſſe jede praktiſche Beſtrebung auf ihre Verwirk⸗ 
lichung in neuer Zeit, beſonders wenn ihr irgendwelche demokratiſche 
Zutat beigemiſcht iſt. „Wer ſähe nicht,“ ruft er aus, „daß ſich hinter 
der ſcheinbar jo harmloſen Gleichheitsforderung ſtets und immer 
— um welche Gleichheit es ſich auch handle, um ſittliche, Beſitz⸗, 
ſoziale und politiſche und kirchliche Gleichheit — nur der Wunſch 
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auf die Erniedrigung der — je nach dem Wertmaßſtabe — 
— Hoöherſtehenden, Mehrwerte Befigenden auf das Niveau der 
Niedrigſtſtehenden verbirgt? Niemand fordert Gleichheit, der die 
Kraft oder die Gnade in ſeinem Beſitze fühlt, im Spiele der Kräfte 
— auf irgendeinem Wertgebiete — zu gewinnen! Nur der, der 
fürchtet zu verlieren, fordert fie’ (I, 221/22). Ich meine, gerade 
„wer die Kraft oder die Gnade in ſeinem Beſitze fühlt“, wird oft 
getrieben ſein, den anderen, minder Begnadeten abzugeben von ſeiner 
Fülle und ſie ſich gleich zu machen. 

Über Bourgeoiſie und Kapitalismus wäre ja kritiſch ſehr viel 
zu ſagen. Etwas Gutes hat jedenfalls ihre neueſte Beurteilung: 
ihre ganz anderen Wertmaßſtäbe führen zu Betrachtungs⸗ und Be⸗ 
urteilungsweiſen, in denen ſich gegenüber der ſozialiſtiſchen An⸗ 
ſchauung ganz neue Zuſammenhänge ergeben. Auch daß uns die 
Bewertungen, die das Mittelalter vornahm, wieder lebendig gemacht 
werden, iſt zu begrüßen. Der Sozialismus brachte die Befreiung 
von den Urteilen aus den Geſichtswinkeln des Profits, die jüngſte 
Entwicklung Befreiung von der Verherrlichung der Arbeit und der 
ſpezifiſch bürgerlichen Tugenden. Die Reaktion auf die materialiſtiſche 
Geſchichtsauffaſſung könnte wertvoll ſein, wenn nur die Scheler⸗ 
Geiſter Übertreibungen vermieden. Jedoch gerade Scheler ſchreckt vor 
ganz unhaltbaren Zuſpitzungen ſeiner Lehre nicht zurück und ſchwächt 
damit ſeine eigene Poſition. Aber wie ſchon bei Hammacher ſo kann ich 
auch ihm völlig zuſtimmen, wenn er ausführt: „Sozialethiſch möchte 
ich aus dem Geſagten ... die Folgerung ziehen, daß die tiefſten und 
fittlich wertvollſten Akte und Motive des menſchlichen Weſens, Liebe 
und echtes Mitgefühl, immer mehr aus der ſozialen Sphäre und 
der Sphäre der ſozialen Übel herausgezogen und in die Sphäre des 
individual⸗perſönlichen Verhaltens von Menſch zu Menſch hinein⸗ 
gezogen werden ſollten; und dafür der Gedanke der ſozialen Ge⸗ 
rechtigkeit und jener der Krafterſparnis an Menſchenarbeit immer 
tiefer von jener erſten Sphäre Beſitz ergreife“ (II, 260/61). Die 
Herabdrückung der ſogenannten „ſozialen Ethik und ſozialen Geſinnung“, 
auf das Niveau der Zweckmäßigkeit wäre in der Tat ein Fortſchritt. 

Zu der Erweiterung des Begriffs des Kapitalismus (die freilich 
nicht nur Scheler, ſondern auch angeſehene Nationalökonomen vor⸗ 
nehmen) läßt fic) vom Standpunkt der Logik fagen, daß jede Aus⸗ 
dehnung des Umfangs eines Begriffs zu ſchwankendem und willkür⸗ 
lich wechſelndem Gebrauche führt. Und gerade dieſer Begriff ent⸗ 
hält wahrhaftig ſchon genug Unklarheiten und Vieldeutigkeiten. 
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Heute find wir faſt fo weit, daß jeder, der das Wort Kapitalismus 
anwendet — und wer täte das nicht? — etwas anderes darunter 
verſteht. 

Wie wenig fähig Scheler iſt, Wege zu weiſen, aus den von ihm 
angefochtenen Zuſtänden des Kapitalismus herauszukommen, beweift 
ſeine unzureichende Behandlung der „Zukunft des Kapitalismus“: 
Die Bourgeois würden ausſterben, weil ſie keine Kinder haben wollten! 
Kurz vorher aber erklärt der Verfaſſer, der Adel und die konſervativen 
Kreiſe hätten ſich dem Kapitalismus anpaſſen müſſen. Wenn aber 
bei dieſen Schichten die ſeigneuralen Erbwerte durch die Einflüſſe 
des Milieus überwunden werden, dann iſt nicht einzuſehen, daß nicht 
auch andere Klaſſen (etwa die Arbeiter) ebenſo vom Bourgeoisgeiſte 
ergriffen werden ſollten. Das iſt ja auch Schelers anderweitig aus⸗ 
drücklich ausgeſprochene Anſicht; auch an der hier herangezogenen 
Stelle ſpricht er von den „nachdrängenden Schichten“. Die Rechen⸗ 
haftigkeit iſt im übrigen weniger ein Ethos als ein Zweckmäßigkeits⸗ 
ergebnis äußerer, wirtſchaftlicher Notwendigkeiten. Statt ſolche 
nüchternen Erwägungen anzuſtellen, verliert ſich der Verfaſſer lieber 
in die jetzt ſo beliebte Vererbungsmyſtik. In ſeinem „Genius des 
Krieges“ freilich iſt es die nicht minder verworrene Kriegsmyſtik, 
die Wunder wirken foll. Vielleicht hat Scheler inzwiſchen eingeſehen, 
daß auf beiden Wegen der Kapitalismus nicht zu überwinden iſt, 
daß vielmehr das von ihm ſo verachtete Gebiet der Technik des 
wirtſchaftlichen Verkehrs mit herangezogen werden muß, will man 
hier Veränderungen bewirken, über deren Wert ſich ſchließlich ſehr 
ſtreiten läßt. 

Im ganzen: Manchen Tendenzen Schelers fühle ich meine eigene 
Auffaſſung verwandter, als es wahrſcheinlich bei der Mehrzahl ſeiner 
Lefer der Fall fein wird, obgleich — oder eigentlich gerade weil — 
ich mich zu der Idee des allgemeinen Menſchentums und des Libe⸗ 
ralismus bekenne. Gegen das, was er Kapitalismus nennt (aber es 
nicht iſt) und gegen ſeinen Bourgeoistypus hege ich die gleiche Ab⸗ 
neigung wie er. Auch ſeine Tendenz gegen den Rationalismus und 
gegen die Herrſchaft der Abſtraktion ſcheint mir (vom Standpunkte 
ſubjektiver Kulturkritik) durchaus gerechtfertigt, wenn ich mich auch 
nicht feiner unhaltbaren biologiſchen Theorie (I, 323—367) op 
zuſchließen vermag. Durchaus ſcheint mir billigenswert, was er 
gegen den Neid, gegen ſoziale Gleichmacherei und Mechaniſierung und 
gegen innerweltliche Askeſe ſagt. Sein feiner Sinn für Unterſchiede 
und Werte macht ihn immer wieder anziehend. Es entſpricht völlig 
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meiner eigenen Überzeugung, wenn er gegen Kant ausführt: „Es iſt 
nicht die Pflicht und ihr Tun, was adelt — wie die kantiſche, allzu 
kurzſichtige Ethik meint — ſondern „Noblesse oblige’: Es iſt der 
urſprüngliche Adel der Menſchen, der ihnen ganz verſchiedene Spann⸗ 
weiten von möglichen Pflichten ſetzt, durch die ſie an die ſittliche 
Welt in ganz verſchiedenem Maße gekettet und für ſie bedeutſam 
find“ (I, 307). 

Ich beitreite aber, daß die minderwertigen Eigenſchaften, die 
Scheler der Moderne nachſagt, das Weſentliche an ihr ausmachen. 
Er ſagt: die Antike war höchſt unvollkommen, verachtenswert iſt die 
Moderne, vornehm allein iſt das Chriſtentum. Sein Meiſter Nietzſche 
ſagte: Moderne und Chriſtentum ſind gleich und gleich berachtenswert, 
vornehm allein war die Antike. Ich möchte glauben: in der antiken 
und in der chriſtlichen Ideenwelt ruhen reiche Keime für eine Kultur 
der Zukunft; aber der fruchtbarere Weg für uns liegt in der An⸗ 
knüpfung an die zur Vergangenheit werdende Moderne, aus der wir 
zeitlich unmittelbar ſtammen, zumal da die von Scheler behaupteten 
Gegenſätze zur Antike und zum Chriſtentume in ſolcher Tiefe nicht 
beſtehen. Es iſt geſunder, den Bau der letzten Jahrhunderte auf 
ihrem Fundamente weiterzubauen, wobei uns die beſten Erkenntniſſe 
älterer Kulturen Kontrollen an die Hand geben. Schließlich kommt 
ja auch in Betracht, daß die ſogenannte Kultur nicht nach Belieben 
von Menſchen gewählt werden kann, ſondern ihre eigenen, nicht 
immer gleich den Lebenden verſtändlichen Tendenzen in ſich trägt, 
der wir alle dienen müſſen, wohl oder übel. Aber ſoweit bewußte 
Willensentſchlüſſe in ihr eine Rolle ſpielen, werden wir uns, meine 
ich, die Arbeit der Vernunftſucher ſeit der Renaiſſance und Refor⸗ 
mation nicht durch unklare Rückſchrittler vernichten laſſen. 

Damit will ich aber nicht völlig beiſeite ſtoßen, was von Scheler 
an ſtets anregender und auſwühlender, leidenſchaftlicher Kulturkritik 
gegeben worden ijt. Die Erörterung über die drei Leitbegriffe iſt 
noch lange nicht geſchloſſen. Wer die Fadheit und Enge mancher 
auchliberalen Gelehrten und Laien zum Vergleiche heranzieht, der 
wird dem trotz allem turmhoch über ihnen ſtehenden Scheler für 
ſeine Revolutionierung dankbar ſein. Man kann ſinnend und nach⸗ 
denkend viel von ihm (beſſer: durch ihn) lernen und dabei die 
Spiegelungen ſeines reichen, unruhigen Geiſtes genießen. 


*. 
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Beſprechungen 


Myers, Guſtavus: Geſchichte der großen amerikaniſchen 
Vermögen !. Deutſche Übertragung. Einleitung von Max 
Schippel. 2 Bde. Berlin 1916, S. Fiſcher. gr. 8°. XL und 
800 S. Geh. 15, geb. 18 Mt. 


Wir freuen uns, daß dieſes bedeutſame Werk zur Geſchichte der 
nordamerikaniſchen Volkswirtſchaft nun in einer deutſchen Überſetzung 
vorliegt, da dieſelbe die Reſultate dem deutſchen Publikum doch ganz 
anders nahe bringt als das Original. Der Verfaſſer hat vor 10 Jahren die 
Geſchichte von Tammany Hall, dem verrufenen demokratiſchen Korruptions⸗ 
herd für den Staat und die Stadt New Pork, geſchrieben. Schon dieſes 
Werk nicht ſowohl als Hiſtoriker und Gelehrter, ſondern als klägeriſcher 
Parteimann, als radikaler Sozialiſt. Auch in dieſem neuen Buche zeigt 
er ſich als ſolcher. Und das iſt die Schattenſeite desſelben. Sie tritt 
in jeder Zeile hervor. Aber wir mögen betonen, daß wir ein hiſtoriſch⸗ 
objektives Werk über den Gegenſtand vorziehen würden, daß wir eine 
Vergleichung ähnlicher älterer Zuſtände mit den heutigen amerikaniſchen 
ungern vermiſſen. Was wäre nicht zu ſagen in einem Vergleich der alt⸗ 
römiſchen Geldariſtokraten, der ſogenannten Ritterſchaft, mit den heutigen 
amerikaniſchen Geldmachern, oder in einem ſolchen der italieniſchen 
Kolonialgründer des 12. bis 16. Jahrhunderts, der niederländiſchen der 
Folgezeit, der engliſchen Sklavenhändler und Koloniegründer des 17. bis 
18. Jahrhunderts mit den heutigen amerikaniſchen. Wie viel objektiver 
würde das Urteil Myers' lauten, wenn er von dieſen hiſtoriſchen Parallelen 
eine Ahnung hätte. Aber ein Schelm gibt mehr, als er hat. Und jeder 
Leſer mit hiſtoriſcher Bildung wird von ſelbſt empfinden, wo Myers 
Anklagen etwa zu einſeitig ſind. Er wird aber doch für den Stoff, den 
der Verfaſſer geſammelt hat, dankbar ſein. Uno er wird zugeben, daß 
er in ſeinen Anklagen ſehr vielfach recht hat, wenn er auch betonen muß, 
daß dem Verfaſſer eine gewiſſe Objektivität fehlt, daß er einen noch 
größeren wiſſenſchaftlichen Dank ſich erworben hätte, wenn ihm eine 
breitere wiſſenſchaftliche und politiſche Bildung geſtattet hätte, neben dem 
böſen „Kapitalismus“, den er immer wieder möglichſt als den eigentlichen 
Sünder auf die Anklagebank hinſchleppt, andere Urſachen deutlicher zu 
ſehen. Er würde wohl gefunden haben, daß zu anderen, älteren Zeiten 
eine ähnliche Eroberungs⸗, Ausdehnungs⸗ und Koloniſationspolitik, die 
im übrigen die ſpezifiſchen Merkmale des heutigen Geld- und Bank⸗ 
kapitalismus nicht hatte, vielleicht noch größere Mißbräuche erzeugte, als 
ſie den heutigen nordamerikaniſchen Geldmagnaten eigen ſind. 

Das Werk zerfällt in vier Teile: die Verhältniſſe der Niederlaſſungs⸗ 
und Kolonialzeit, die großen Landvermögen, die großen Vermögen aus 
den Eiſenbahnen, die großen Vermögen der Induſtrie; ſechs, neun, elf, 


1 Die hier abgedruckte Beſprechung iſt die letzte aus der Feder Guſtav 
Schmollera. Sie ift wohl nicht ganz abgeſchloſſen, aber doch fo weit vollendet, 
daß ſie das Urteil über das beſprochene Buch zum Ausdruck bringt. 
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ſechzehn Kapitel ſind den einzelnen Teilen gewidmet. Die Darſtellung 
knüpft je an die ſozialen Gruppen der Ariſtokraten und an die Haupt⸗ 
perſönlichkeiten und familien an. Im erften Teile werden die alten 
Grundherren, Händler und Reeder, im zweiten die Grundrentenbildungen 
geſchildert, wie ſie im Aſtor⸗ und ähnlichen Vermögen ſich niederſchlugen. 
Der dritte Teil behandelt die Vermögen, die ſich an die Eiſenbahn⸗ 
gründungen anſchloſſen. Hauptſächlich die ungeheuren ſtaatlichen Ver⸗ 
gabungen von Grundeigentum, um den Eiſenbahnbau zu fördern, und 
die ungeheuerlichen Mißbräuche und Beſtechungen, die ſich daran an⸗ 
ſchloſſen, kommen da zur Darſtellung. Sechs Kapitel werden allein 
Vanderbilt gewidmet, fünf dem Vermögen von Jay Gould. Der letzte 
Teil behandelt die in der Induſtrie gebildeten Vermögen, wobei Sage, 
Blair und Garrett, Pierpont Morgan, Elkin, Hill und Carnegie im 
Vordergrund ſtehen. Ich greife aus den Erzählungen über Morgan und 
Carnegie das Wichtigſte heraus, um ein Beiſpiel zu geben, wie der Ver⸗ 
faſſer verfährt. 

Pierpont Morgan wird von der Bourgeoiſie und der ganzen Offentlich⸗ 
keit am meiſten gefeiert, als der „Glänzende“, als der „Freund von 
Königen“ und als der „König unter den Männern“. Myers gibt zu, 
daß er nicht ſo wie J. Gould und Rockefeller wegen anrüchigen Reich⸗ 
tums kritiſiert worden ſei. Er war kein Selfmademan mehr wie ſein 
Vater, der vom Farmerjungen zum Kompagnon von G. Peabody auf⸗ 
ſtieg. Aber dafür war er auch kein unbedingter Anhänger von Lincoln 
im Bürgerkrieg; er traute dem Siege des Nordens nicht; aber er ſcheute 
ſich auch nicht, wertloſe Waffen teuer an die Regierung zu verkaufen; 
er nahm teil an den ffandaldfeften Armeelieferungen, wodurch er in 
ſchlimme Prozeſſe verwickelt wurde; aber er wußte zu ſiegen. Sein 
Hauptunternehmungsfeld wurden dann die Eiſenbahnen; er verſtand die 
geſetzgebenden Körper zu beeinfluſſen. Durch ihn hauptſächlich wurden 
die Bankiers die vollen Beherrſcher der amerikaniſchen Finanzen. Die 
Beſtechung des Kongreſſes wurde das Hauptmittel hierzu. An die 
Offentlichkeit kamen die Machenſchaſten der Finanzleute nur, ſoweit der 
eine Finanzmagnat dem anderen ſeinen Vorteil nicht gönnte. 

Morgan war von Haus aus reich, hatte höhere Schulen beſucht. 
Aber er beherrſchte nicht weniger alle geſchäftlichen Kniffe. Er galt als 
unüberwindlicher Geſchäftsmann. Er nannte feine Yacht nicht umſonſt 
„Corſar“; er verachtete die öffentliche Meinung und jede geſetzliche 
Schranke. Seit 1869 hatte er feine Bankverbindungen fo ausgeſtaltet, 
daß er daran gehen konnte, in weitem Kreiſe die Konkurrenz auszuſchalten. 
Der Haß gegen ihn wuchs in dem Maße, als er in der Brutalität und 
der Feinheit ſeiner geſchäftlichen Methoden alle Konkurrenten übertraf. 
Er war ein unbarmherziger, ſchonungsloſer Raufbold. Er wußte alle 
unabhängige Kohlenproduktion zu vernichten; er wußte einen un⸗ 
durchbrechbaren Kohlenring zu ſchmieden. Cleveland wurde 1895 be 
ſchuldigt, das Volk der Vereinigten Staaten an das Morgan⸗Syndikat 
verkauft zu haben; im Jahre 1898 erreichte weſentlich durch ihn die 
Truſtbewegung ihren Höhepunkt; die Mittelklaſſe war vollſtändig betrogen; 
das alte halsabſchneideriſche, willkürliche, individualiſtiſche Konkurrenz⸗ 
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ſyſtem war vernichtet. Im Jahre 1902 war Morgan auf der Höhe 
ſeiner Macht; er beherrſchte 55 000 Meilen Eiſenbahnen. Er war der 
großte und fähigſte unter den Truſtleitern. Rooſevelt ſchien als Präſident 
den Feldzug gegen die Truſts führen zu wollen, aber er wurde zum 
Werkzeug der Truſtmagnaten. Im Jahre 1907 wußte ſich Morgan zum 
Retter der Nation in der wirtſchaftlichen Kriſis zu machen. Aber für 
die Arbeitsloſen geſchah nichts. 

Ich füge aus der Schilderung des Lebens von Carnegie in ähnlicher 
Weiſe einiges bei. Der Verfaſſer beginnt ſie mit den Worten: Welch 
fortlaufende Betrügereien und Barbareien auch dem Multimillionär fein 
Vermögen verſchafften, ſobald er einen Bruchteil für philanthropiſche Zwecke 
weggab, ſo wurde ſein Charakter vom großen Publikum einer vollſtändigen 
Wandlung unterzogen; alle ſeine Miſſetaten gerieten in Vergeſſenheit; 
aber die gegründete Bibliothek oder Univerſität blieben das ſichtbar beſtehende 
Zeugnis ſeiner Güte. Die Philantropie wurde für die amerikaniſchen 
Multimillionäre zu einer faſt obligatoriſchen Mode. 

Carnegie erwarb ſich in ſeiner Jugend den Beinamen des Eiſen⸗ 
meiſters, obwohl er weder damals, noch ſpäter die Technik des Eiſen⸗ 
gewerbes fachmäßig kennenlernte. Er hatte feine Laufbahn als Telegraphen⸗ 
bote begonnen, lernte telegraphieren. Er kam 1854 in den Dienſt von 
Thomas A. Scott, des Oberintendanten der weſtlichen Abteilung der penſyl⸗ 
vaniſchen Eiſenbahn. Da lernte er die Geheimniſſe der Geſchäftswelt 
kennen. In den Jahren 1861 —64 wurden die Kriegslieferungen feine 
hohe Schule, kam er in Verbindung mit der Eiſeninduſtrie. Was er da 
lernte, wurde für ihn zur Staffel für den Erwerb eines Vermögens von 
500 Mill. Dollar und für die Beherrſchung der Eiſen⸗ und Stahl⸗ 
induſtrie im Pittsburger Diſtrikt. Die Kriſis von 1873 wußte er zum 
Erwerb eines großen Teils der dortigen Eiſenwerke zu benutzen, die er 
dann durch Gewinnung ausgezeichneter techniſcher Kräfte hob. Die Ent⸗ 
wicklung des Standard Oil⸗Truſtes wurde das Vorbild, das er nach⸗ 
ahmte. Die Arbeiter hat er immer nur möglichſt zu drücken geſucht. 
Die republikaniſche Partei beeinflußte er durch große regelmäßige Beiträge; 
um eine Senatorenwahl durchzuſetzen, zahlte er wohl mal 10 000 Dollar. 
Das Kapital ſeiner Geſellſchaft war 1900 auf 320 Mill. Dollar ge⸗ 
ſtiegen. Berüchtigt hat er ſeinen Namen gemacht durch die Anſtellung 
der ſogenannten Pinkertonleute, eine Art kapitaliſtiſcher Privatpolizeitruppe 
eines Detektivbureaus, durch die es zu einem Gefecht mit den Ar⸗ 
beitern kam. ` 

Es ift billig anzuführen, daß Myers nach Aufzählung aller fozialen 
und ſonſtigen Sünden Carnegies doch ſeine Betrachtung über ihn mit 
den Worten ſchließt: „Trotzdem wäre es ungerecht, ein zu ſchweres Urteil 
über Carnegie perſönlich zu fällen und das Milieu, das Syſtem und die 
Anſchauungen, unter denen er tat, was er tat, außer acht zu laſſen. 
Früher herrſchte die einfältige Praxis, einen Menſchen von ſeiner Zeit los⸗ 
zutrennen, als wäre er ein Ungeheuer, jenſeits der verzweigten Strömungen 
menſchlichen Tuns, die den Einzelnen in ſeiner Klaſſe beeinfluſſen und 
beherrſchen. Davon iſt man aber mit Recht abgekommen. Um Carnegies 
Lebensweg abzuſchätzen, muß man das ganze kapitaliſtiſche Syſtem, wovon 
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er ein Teil ift, mit umfaſſen und mit bewerten und den Methoden 
Rechnung tragen, die ihm eingeimpft worden ſind. Dabei iſt und war 
das einzige, was das Individuum, das dieſe Praktiken und Taktiken 
benutzt, heraushebt, ſein Gelderfolg. Daß Carnegie dieſe Probe beſtanden 
hat, läßt ſich nicht leugnen.“ 

Im Schlußkapitel faßt Myers ſeine Hauptreſultate ſo zuſammen: 
Die Herrſchaft über den Reichtum der Vereinigten Staaten liegt in den 
Händen von einem Dutzend Magnaten, von welchen Rockefeller und P. Morgan 
die bedeutendſten ſind. Sie ſollen nach einem Bericht des United States 
Congreſſional Committee on Banking and Currency 36 %/o des Vermögens 
der Vereinigten Staaten beherrſchen, Morgan 22— 23 Milliarden Dollar. 
Morgans Five Banks und Banktruſtgeſellſchaften zählen 112 Geſellſchaften 
mit 341 Direltorenftellen, ſeine Firma allein 39 Geſellſchaften mit 
63 Direktoren. Eng ihm verbunden find weiter 134 Geſell ſchaften mit 
746 Direktoren ſtellen. Nach den Steuerergebniſſen von 1904 umfaßte 
des Vermögen der Vereinigten Staaten 107 Milliarden Dollar. Sie 
gehören Tauſenden von Millionären und Multimillionären, aber die 
Herrſchaft über ſie üben, durch die beſtehende Geſellſchafts⸗Bank⸗Truſt⸗ 
verfaſſung doch nur eine kleine Zahl ganz großer Magnaten. Man habe, 
meint Myers, neuerdings die Lehre verkündet, ihnen ſei ihr Reichtum 
und ihre Macht von Gott anvertraut, die Bildung der Truſts ſtehe in 
Übereinſtimmung mit der göttlichen Weltordnung. Mögen derartiges 
einige der Soldſchreiber und Advokaten der Geldmagnaten verkünden, daß 
es allgemein geglaubt werde, glaubt auch Myers nicht. Er glaubt auch 
nicht, daß dieſe Magnaten bloß durch Beſtechung, Betrug, Diebſtahl und 
anderes Unrecht zu dieſer Macht gekommen ſind. Aber immer ſchätzt er 
den Anteil, den dieſe unrechten Mittel an ihrem Geld⸗ und Machterfolg 
haben, fo hoch ein, daß man ſagen kann: Der Zweck ſeines ganzen 
Buches ſei es, dies zu beweiſen. Daneben ſteht ſein zweites Ziel, zu 
überzeugen, daß den unteren Klaſſen, hauptſächlich den Arbeitern, himmel⸗ 
ſchreiendes Unrecht geſchehen fet und noch täglich geſchebe. — 

Bei allen meinen Studien über Geſchichte der Volkswirtſchaft hat 
mich immer der Gedanke begleitet, wieviel zu Recht beſtehendes Vermögen 
und Einkommen es gibt und wieviel mit Unrecht, Gewalt, Betrug er⸗ 
worbenes. Es iſt für alle Zeiten und alle Wirtſchaftszuſtände einer der 
ſchwerwiegendſten Geſichtspunkte. Und es iſt gewiß für jede beſtehende 

Verfaſſung der Volkswirtſchaft eine der wichtigſten Fragen, inwieweit 
ihre Inſtitutionen angerecht feien, und inwieweit die Inhaber der Macht 
ſie zu weiterem Unrecht benutzen. Dieſer Frage iſt in erſter Linie das 
Myersſche Buch, ſeine Unterſuchung, ſeine Beweisführung gewidmet. Das 
Material, das er hierfür anführt, iſt nicht gering. Er führt eine große 
Zahl von Gerichtsausſprüchen und Ausſprüchen von parlamentariſchen 
Unterſuchungskommiſſionen an, die dafür zeugen. 

Das Buch iſt kein wiſſenſchaftliches, ſondern ein parteipolitiſches. 
Es beruht gewiß auf breiter Sachkenntnis, der Verfaſſer hat die parla⸗ 
mentariſchen Dokumente und Unterſuchungen vielfach benutzt und aus⸗ 
gezogen. Er führt die Money⸗Maker der Union nach dem Urſprung 
ihres Reichtums und ihres zeitlichen Auftretens nacheinander vor, erzählt 


2163 Beſprechungen 483 


das Wichtigſte aus ihrer Lebensgeſchichte und aus ihren Geſchäftsverhältniſſen, 
immer im Tone des ſozialiſtiſchen Anklägers und mit ſcharfer Betonung, 
wie ſie ſich Beſtechungen und anderes Unrecht haben zuſchulden kommen 
laffen, aber nirgends mit einem vollſtändig ausreichenden Beweismaterial, 
noch weniger unter Vergleichung mit dem Tun und Treiben ähnlicher 
Geldariſtokratien, wie ſie von den Puniern und den römiſchen Equites 
bis zu den Italienern und Briten der neueren Geſchichte nahe gelegen 
hätten. Es wird nie eine große Koloniſations⸗, Eroberungs⸗, Ausdehnungs⸗ 
politik irgendeines Volkes gegeben haben ohne ſolche und ähnliche Miß⸗ 
bräuche. Das wiſſenſchaftliche Thema wäre geweſen, zu zeigen, daß und 
warum in den Vereinigten Staaten eine Geldmacherariſtokratie entſtand, 
die trotz aller Abſtammungs⸗, Kultur-, Religions und Verfaſſungsvorzüge 
der Neuengländer fo ruchlos und fo gemein, fo ganz zum Raub- und 
Beuteſyſtem entartet, das kaufmänniſche Geſchäftsleben entwickelt hat. 
Denn daß dies geſchehen iſt, dafür bringt Guſtavus Myers doch ſo 
viel und ſo ſchwerwiegendes Material vor, daß in dieſer Beziehung ſein 
Buch epochemachend wirken wird. Mag er im einzelnen irren und über⸗ 
treiben, im ganzen wird er mit ſeinen Vorwürfen doch recht haben. 
Zum Beiſpiel ſind ſeine Schilderungen und Vorführungen darüber, wie 
die privaten Eiſenbahngeſellſchaften verſtanden haben, ſich Grundeigentum 
zuteilen zu laſſen — weit über das Maß geſetzlicher Ermächtigung für ſolches 
Vorgehen, weſentlich durch Beſtechung der parlamentariſchen Körper⸗ 
ſchaften — doch ein außerordentlich wichtiger und bisher vernachläſſigter 
Vorgang in der Geſchichte der amerikaniſchen Grundeigentumsverteilung. 
Harzburg, im Juni 1917 Guftav Schmoller 


Triepel, Heinrich: Die Reichsaufſicht. Unterſuchungen zum 
Staatsrecht des Deutſchen Reichs. Berlin 1917, Julius Springer. 
gr. 8°. XX u. 734 S. Geh. 24 Mk., geb. 29,60 Mk. 


Der Verfaſſer legt uns die Frucht einer mehr als zehnjährigen, in 
dem jetzigen Weltkrieg abgeſchloſſenen Arbeit vor, eine umfaſſende, er⸗ 
ſchöpfende Einzelunterſuchung über einen der wichtigſten Teile der Ver⸗ 
faſſung des Deutſchen Reichs, die Ausgeſtaltung der Reichsaufſicht. In 
den meiſten ſtaatsrechtlichen Werken wird dieſe Frage ſelbſtverſtändlich 
mit behandelt. Das vorliegende Werk iſt ihr ausſchließlich gewidmet, 
überall in Verbindung mit den zuſammenhängenden ſtaatsrechtlichen 
Fragen. ö 
o Të Buch zerfällt tn feds Teile. In dem erſten Teil (Geſchicht⸗ 
liche Grundlagen) wird die Entwicklung des Aufſichtsrechts im früheren 
Deutſchen Reich, im Deutſchen Bunde und nach den verſchiedenen Ent⸗ 
würfen der jetzigen Verfaſſung, beſonders auch im Hinblick auf die Ver⸗ 
faſſungsentwürfe des Frankfurter Parlaments und der Erfurter Union 
dargeſtellt. Ferner wird unterſucht, welchen Einfluß die Theorie und 
welchen die Verfaſſungen der Vereinigten Staaten und der Schweiz auf die 
Entſtehung der Reichsverfaſſung ausgeübt haben. Daß die Entwürfe des 
Frankfurter Parlaments von 1849 und ebenſo die Erfurter Verfaſſung 
von 1850 bei der Bearbeitung der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
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in manchen Beziehungen berüdfichtigt worden find, wird vom Verfaſſer 
beſtätigt. Unmittelbare Einflüſſe der beiden vorgenannten Bundesſtaaten 
laſſen ſich kaum nachweiſen, wenngleich in einzelnen Beſtimmungen 
Ahnlichkeiten vorhanden ſind. Auf die Entwicklung vom Staatenbund 
(der ſogenannten Tagſatzung) zum Bundesſtaat in der Schweiz geht der 
Verfaſſer dabei nicht ein. Das eidgenöſſiſche Eiſenbahnweſen zeigt 
in ſeiner Entwicklung gewiſſe Ahnlichkeiten mit der des deutſchen Eiſen⸗ 
bahnweſens, wenngleich wohl ſchwerlich den Verfaſſern der Eiſenbahn⸗ 
abſchnitte der Reichsverfaſſung dieſer Vorgang bekannt geweſen iſt, ge: 
ſchweige denn fie beeinflußt hat (vgl. Gubler, Die Anfänge der ſchweize⸗ 
riſchen Eiſenbahnpolitik, 1833 — 1852. Zürich Selnau 1915). 

Der zweite Teil behandelt die Aufſichtsgewalt, der dritte, um⸗ 
fangreichſte und wichtigſte den Gegenſtand und den Maßſt ab der Be⸗ 
auffidtigung, der vierte die Organe der Reichsaufſſicht, der fünfte die 
Ausübung der Auſſichtsgewalt, und im ſechſten Teil gibt der Ver⸗ 
faſſer eine zuſammenfaſſende Kritik über einzelne Grundbeſtimmungen der 
Verfaſſung, wobei ihre „wirklichen und angeblichen“ Mängel beſprochen 
werden. In dieſem letzten Teil bemerkt der Verfaſſer (S. 685): „Es 
iſt klar, daß weder ein radikaler Unitarier, noch ein reiner Föderaliſt 
oder Partikulariſt mit dem geltenden Recht zufrieden ſein kann. Aber 
jeder von ihnen wird an der Verfaſſung gerade das zu tadeln finden, 
was der andere lobt. Der eine wird die Aufſicht des Reichs über die 
Einzelſtaaten für zu ſchwach, der andere für zu ſtark entwickelt erklären.“ 
Der Verfaſſer ſelbſt har (S. 686) „niemals ein Hehl daraus gemacht, 
daß er einer Verſtärkung der einheitsſtaatlichen Elemente in der Ver⸗ 
faſſung geneigt iſt“. Tiefer Standpunkt, der in dem Buche mehrfach 
hervortritt, hat aber den Verfaſſer in keiner Weiſe bei der ſtreng ſach⸗ 
lichen, wiſſenſchaftlichen Behandlung feines Stoffes beſtimmt. Es wäre 
grundverkehrt, wenn man das Werk als eine einſeitige Parteiſchrift 
betrachten wollte. Das ſollte das Buch nicht ſein, und das iſt es nicht 
geworden. Es ſcheint mir ein beſonderer Vorzug, daß die vielen ftaats- 
rechtlichen Fragen, die ſo häufig im nächſten Zuſammenhang mit der 
Reichspolitik ſtehen, ſtreng objektiv unter eingehender Darlegung der 
Gründe für und wider behandelt werden. Der Leſer wird hierdurch 
und durch das reiche, in den Anmerkungen zuſammengeſtellte Quellen: 
material in den Stand geſetzt, ſich ſelbſtändig ſein Urteil zu bilden. 

Aus dem Inhalt des Buches kann ich hier nur einige Punkte, 
meines Erachtens beſonders wichtige, hervorheben. Ein Eingehen auf 
alle Einzelheiten verbietet ſich von ſelbſt. a 

Unter Staatsaufſicht verſteht der Verfaſſer zutreffend (S. 121) 
„die Geſamtheit ſtaatlicher Handlungen, die zum Zwecke haben, das 
Verhalten der dem Staat Unterſtellten in Übereinſtimmung mit einem 
feſtſtehenden Richtmaß zu ſetzen oder zu erhalten“. 

ber die Reichsaufſicht handelt der Art. 4 der Verfaſſung. woſelbſt 
alle die Angelegenheiten zuſammengeſtellt find, die der Geſetznebung oder 
der Beaufſichtigung durch das Reich unterliegen. Eine Einzelbeſtimmung 
(Eifenbahntarife) befindet ſich in Art. 45. Außerdem werden in einigen 
Verfaſſungsbeſtimmungen den Reichsorganen Aufſichtsrechte überwieſen. 
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Dieſe Aufſichtsrechte ſind aber nicht überall die gleichen. Sie beſtehen 
teils in der Oberaufſicht (über die Einzelſtaaten, die ſelbſt auch 
innerhalb ihres Gebiets Aufſichtsrechte ausüben können), teils in un⸗ 
mittelbarer Aufſicht. In der Regel erſtreckt ſich die Aufſicht auf den 
Einzelſtaat (Gliedſtaat, ſagt der Verfaſſer), ſie kann ſich aber auch er⸗ 
ſtrecken auf die einzelnen Individuen, die Staatsangehörigen als ſolche. 
Eine klare Unterſcheidung dieſer verſchiedenen Aufſichten, Aufſichts⸗ 
möglichkeiten, finden wir in der Reichsgeſetzgebung nicht, es kann oft 
zweifelhaft fein, ob die eine oder die andere Aufſicht gemeint iſt. 
Eine Reihe von Beſtimmungen werden vom Verfaſſer daraufhin unter⸗ 
ſucht unter ſehr eingehender Berückſichtigung der Wiſſenſchaft, vor allem 
aber auch der Erklärungen der Regierungsvertreter im Reichstag und der 
Außerungen der Reichstagsabgeordneten. Ein Ergebnis der Unterſuchungen 
wird (S. 261) dahin feſtgeſtellt: „Soweit nicht durch ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung an beſonderer Stelle der Verfaſſung dem Reiche ausnahms⸗ 
weiſe die Kompetenz zur unmittelbaren Kontrolle beigelegt iſt, will die 
Verfaſſung die Zentralgewalt auf eine Oberaufſicht beſchränken. 
Daraus ergibt ſich, daß dem Reiche das Recht zur unmittelbaren Be⸗ 
aufſichtigung, ſei es im ganzen, ſei es in einzelnen Fällen und für 
einzelne Angelegenheiten, nur durch Anderung der Verfaſſung 
zuwachſen kann.“ 

Zur weiteren Klarſtellung der Bedeutung der Aufſicht unterſcheidet 
der Verfaſſer drei Arten der Aufſichtsrechte: 1. Das abhängige Auf- 
ſichtsrecht. Hier iſt das Recht der Aufſicht „durch die vorausgehende 
Anwendung des Rechts der Geſetzgebung bedingt“. 2. Das ſelb⸗ 
ſtändige Aufſichtsrecht bezieht fic) auf Angelegenheiten, die der 
Reichsgeſetzgebung zugänglich ſind, in denen ſich aber dieſe noch nicht 
betätigt hat. 3. Die unparteiiſche Reichs aufſicht, deren Auf⸗ 
gabe es iſt, „das Verhalten des Einzelſtaates mit den Intereſſen der 
übrigen Einzelſtaaten oder anderer, ihnen vom Reich als gleichgeſtellt be⸗ 
handelter Gewalten in Einklang zu halten oder die den Frieden zwiſchen 
den Hauptelementen des Einzelſtaats zu wahren beabſichtigt“. Dieſe 
verſchiedenen Aufſichtsrechte werden mit großer Ausführlichkeit behandelt 
(88 17—19, S. 371-479). 

Die Hauptgebiete, auf die ſich die Reichsaufſicht erſtreckt, ſind 
das Zollweſen, das Eiſenbahnweſen und das Militarmefen 
neben einigen anderen, in eigenen Geſetzen behandelten Gebieten. Organe 
der Reichsaufſicht ſind der Kaiſer und der Bundesrat, der Reichskanzler 
und ſeine Stellvertreter, einige vom Reich beſonders eingeſetzte Aufſichts⸗ 
behörden und Aufſichtsbeamten, und auch der Reichstag hat unter Um⸗ 
ſtänden einen gewiſſen Anteil an der Reichsaufſicht. Über die Mittel 
zur Ausübung der Reichsaufſicht finden ſich in der Verfaſſung keine 
beſonderen Beſtimmungen, ſie können daher ſehr verſchiedenartig ſein. 
Das einzige in der Verfaſſung erwähnte, äußerſte Mittel zur Durch⸗ 
führung der im Aufſichtswege getroffenen Anordnungen iſt die Bundes⸗ 
exekution, von der aber meines Wiſſens bis jetzt nie Gebrauch gemacht 
worden iſt. Den von den Reichsorganen im Aufſichtswege getroffenen An⸗ 
ordnungen haben ſich in der ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle 
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die Beteiligten gefügt. Außerdem wird grundſätzlich bei Wahrnehmung 
der Aufſicht mit größter Schonung gegen die Einzelſtaaten verfahren. 

Im Laufe ſeiner Darſtellung enthält ſich der Verfaſſer faſt voll⸗ 
ſtändig einer Kritik über das geltende Recht und deſſen Bildung; man 
lieſt allerdings nicht ſelten zwiſchen den Zeilen ein abfälliges Urteil. 
Einmal (S. 465/66) wird er — mit Recht — ſehr deutlich. Eine 
Beſtimmung (des Beſitzſteuergeſetzes) „iſt ein Zeichen für die bei unſeren 
Geſetzesverfaſſern neuerdings in erſchreckendem Maße zunehmende Ge⸗ 
dankenloſigkeit“. 

Das Werk ſchließt, wie oben bemerkt, mit einer kritiſchen Beurteilung 
des „Auſſichtsinſtituts als einem Ganzen“. Der Verfaſſer geht dabei 
von der meines Erachtens zutreffenden Annahme aus, daß die Verfaſſung 
verlangt, „daß der Wille des Reichs dem Willen der Einzelſtaaten 
ſchlechthin überlegen ſein ſoll, und daß die Intereſſen der Einzelſtaaten 
bei einem Widerſtreite hinter denen des Reichs zurückzutreten haben“. 
Ob dieſem Verlangen bei Handhabung der Aufſicht durchweg Rechnung 
getragen iſt, kann allerdings bezweifelt werden. Den Bundesrat hält 
der Verfaſſer nicht für das durchaus geeignete Organ zur Wahrnehmung 
einer unparteiiſchen Aufſicht, beſſer wäre es ſchon, wenn in vielen Fällen 
die Aufſicht einem unabhängigen Gerichtshof übertragen wäre, ſoweit 
es ſich weſentlich um eine Rechtskontrolle handelt. Dagegen ſei ein 
ſolcher Staatsgerichtshof nicht geeignet zur Entſcheidung über Rechts⸗ 
konflikte, bei denen politiſche, finanzielle, techniſche Geſichtspunkte in Be⸗ 
tracht kommen, die außerhalb der Rechtsſphäre liegen. Im Widerſpruch 
mit der herrſchenden Anſicht, die dem Bundesrat eine Wirkſamkeit auf 
dieſem Gebiete laſſen will, erklärt ſich der Verfaſſer dafür, daß es Sache 
des Kaiſers ſein müßte, nicht nur auf militäriſchem Gebiete, ſondern 
überall, wo es ſich um Abſtellung von Mängeln handelt, den Exekutions⸗ 
beſchluß nicht nur zu vollſtrecken, ſondern auch zu fällen. Eine beſondere 
Schwierigkeit in der wirkſamen Handhabung des Auſſichtsrechts hängt 
aber ſeiner Meinung nach zuſammen mit der tatſächlich übermächtigen 
Stellung Preußens. Die Reichsregierung iſt zwar weit davon entfernt, 
die preußiſche Regierung mit Rückſicht auf Preußens Vormachtſtellung 
grundſätzlich bei Handhabung der Aufſicht zu bevorzugen. Das Gegenteil 
ſei eher richtig. Aber aus der Natur der Sache ergeben ſich gewiſſe 
„Unebenheiten für das Inſtitut der Reichsaufſicht und der Hegemonie 
des preußiſchen Staates“. Der Verfaſſer meint, derartige Unebenheiten 
würden allmählich ausgeglichen, wenn die Handhabung der Auſſicht 
ſeinen Anregungen entſprechend umgeſtaltet würde. 

Auch der jetzige Krieg habe gezeigt (S. 714, 715), daß ein Bundes⸗ 
ſtaat nur dann „auf der Bühne der Welt eine Rolle ſpielen kann“, 
wenn er innerlich ganz feſt gefügt iſt. Die Erſtarkung des Reichs⸗ 
gedankens werde dazu führen, mancherlei Unvollkommenheiten in der 
Verfaſſung zu beſeitigen. Und davon werde auch die Reichsaufſicht be⸗ 
troffen werden. „Erſt in der rechtlichen Ausgeſtaltung und 
in der praktiſchen Handhabung des Aufſichtsrechts“, ſo 
ſchließt der Verfaſſer ſein Buch, „erweiſt es ſich, ob die Ver⸗ 
faſſung des Reiches ein Stück Papier oder lebendige 
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Wirklichkeit, ob die Lehre von der Überordnung des 
Reiches über die Gliedſtaaten Wahrheit oder Lüge iſt.“ 
Ich habe mich darauf beſchränkt, den Gedankengang des Verfaſſers 
in dieſem hochbedeutſamen Buch wiederzugeben unter Hervorhebung ein⸗ 
zelner, mir beſonders beachtenswert ſcheinender Abſchnitte. Ich hoffe, 
dies genügt, um den Leſern ein Vorſtellung zu geben von dem, was ſie 
in dem Buch finden, das für alle, die ſich gerade in der gegenwärtigen 
Zeit mit dem Reichsrecht beſchäftigen, ein geradezu unentbehrliches Hilfs⸗ 
mittel iſt. Daß ich bei Beurteilung der vielen vom Verfaſſer auf⸗ 
geführten einzelnen Fälle nicht durchweg mit ihm übereinſtimme, liegt 
wohl auf der Hand; aber es hätte keinen Zweck, auf derartige Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten — denn nur um ſolche handelt es ſich — näher ein⸗ 
zugehen. Dies um ſo weniger, als ich mit der Tendenz des Buches 
durchaus einverſtanden bin, auch die Reformvorſchläge für mindeſtens 
ſehr beachtenswert halte, beſonders aber auch den echt vaterländiſchen 
Geiſt, in dem das Buch geſchrieben iſt, warm begrüße. Nur eine mehr 
oder weniger grundſätzliche Frage möchte ich wenigſtens ſtreifen, in der 
ich mit dem Verfaſſer nicht ganz einig gehe. Es mag das hauptſächlich 
daran liegen, daß ich nach langjähriger praktiſcher Verwaltungstätigkeit 
mehr Wert darauf zu legen gewohnt bin, daß die Geſetze tatſächlich 
ſo ausgeführt werden, wie das allgemeine Wohl es verlangt, als 
auf den Erlaß geſetzlicher Beſtimmungen, die ſich vom Standpunkte der 
Theorie recht ſchön ausnehmen und vielleicht berechtigt ſind, praktiſch 
aber entweder nichts bedeuten oder gar ſchädlich ſind. Die Verſchieden⸗ 
heit unſerer Auffaſſung kann ich vielleicht am beſten durch ein Beiſpiel 
erläutern aus einem mir beſonders nahe liegenden Gebiete, dem Eiſen⸗ 
bahnweſen. Dieſes wird nicht nur in der Verfaſſung ſehr eingehend 
behandelt, ſondern es iſt ſogar ein beſonderes Reichsamt zur Wahr⸗ 
nehmung der Aufſichtsrechte durch ein eigenes Geſetz (vom 27. Juni 
1873) errichtet worden. (Die übrigen Reichsämter ſtehen natürlich auch 
auf geſetzlichem Boden, aber ſie ſind nur durch den Etat bewilligt worden, 
ohne daß ihre Befugniſſe im einzelnen feſtgeſtellt find [vgl. auch S. 553/ù54].) 
Das Geſetz vom 27. Juni 1873 iſt nun, wie der Verfaſſer durchaus 
zutreffend ausführt, eine Improviſation. Der Entwurf wurde nicht von 
der Reichsregierung, ſondern von einer Anzahl Abgeordneter eingebracht, 
wenngleich wohl nicht ohne Fühlung mit dem Reichskanzler (ogl. mein 
Buch: Eiſenbahnpolitik des Fürſten Bismarck, S. 58, 59). Der Entwurf 
iſt bei den Verhandlungen des Reichstags ſtark geändert worden. Und 
das Geſetz ſelbſt war wiederum nur als ein Proviſorium gedacht. Die 
Hauptaufgabe des Reichseiſenbahnamts ſollte die Ausarbeitung eines 
Reichseiſenbahngeſetzes fein (§ 5 Eingang), und die Löſung dieſer 
Aufgabe iſt dem Amte nicht gelungen. Die Beſtimmungen, die nur bis 
zum Erlaß dieſes Geſetzes gelten ſollten, ſind alſo aus proviſoriſchen zu 
definitiven geworden. Unter dem Einfluß der damals herrſchenden 
wirtſchaftlichen und ſtaatsrechtlichen Theorien hielt es der Reichstag für 
beſonders wichtig, eine unparteiiſche Handhabung der Reichsaufſicht ge⸗ 
ſetzlich feſtzulegen. Zu dieſem Zwecke ſind von ihm zwei Beſtimmungen 
eingefügt worden, die von Triepel hoch bewertet werden. Einmal die 
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Beſtimmung in § 5, Ziff. 4 über die Einſetzung des verſtärkten Reichs⸗ 
eiſenbahnamts (vgl. u. a. S. 580 ff.), d. h. eines unabhängigen Gerichts⸗ 
hofs zur Entſcheidung über Beſchwerden gegen Maßregeln des Reichs⸗ 
eiſenbahnamts. Dieſe Beſtimmung lautet ſehr ſchön, nur praktiſch 
hat ſie gar nichts bedeutet: das verſtärkte Reichseiſenbahnamt iſt niemals 
zufammengetreten. Weiterhin, nach § 2 (3) des Geſetzes können Pers 
ſonen, welche bei der Verwaltung einer deutſchen Eiſenbahn beteiligt 
ſind, keinerlei Tätigkeit beim Reichseiſenbahnamt ausüben. Der Ver⸗ 
faſſer meint, in Übereinſtimmung mit den Erfindern, dieſe Beſtimmung 
habe einen guten Sinn (S. 597/98), es ſolle ja dadurch eine ſtrenge 
Scheidung zwiſchen Verwaltung und Aufſicht herbeigeführt, eine Unab⸗ 
hängigkeit der Aufſicht ſichergeſtellt werden. Hierfür hat ſich auch Bis⸗ 
marck ſehr nachdrücklich in dem bekannten Schreiben an das Staats⸗ 
miniſterium vom 1. März 1873 (v. d. Leyen, a. a. O. S. 164) aus⸗ 
geſprochen. Aber er hat ſeine Anſicht ſchon im Jahre 1876 geändert, 
in der Rede vom 26. April 1876 (v. d. Leyen, a. a. O. S. 208 ff.) 
erklärte er einen Eiſenbahnbeſitz zur wirkſamen Handhabung der Auſſicht 
für dringend notwendig. Es war das für ihn einer der wichtigſten 
Gründe für den Erwerb der preußiſchen Eiſenbahnen durch das Reich. 
Die Folge der vorerwähnten Beſtimmung iſt nun die, daß die Mitglieder 
des Reichseiſenbahnamts, die aus den tüchtigſten Beamten der deutſchen 
Bahnen gewählt werden, je länger ſie im Amte ſind, deſto mehr die 
Fühlung mit der Praxis, der Entwicklung des Eiſenbahnweſens verlieren, 
wodurch naturgemäß auch ihre Aufſichtstätigkeit beeinflußt wird. — 
Auch mit den Ausführungen S. 712 ff. kann ich mich nicht einverſtanden 
erklären. Gewiß iſt richtig, daß man bei Erlaß des Geſetzes vom 23. Juni 
1873 hauptſächlich an die Beaufſichtigung der Privatbahnen dachte, und 
daß nach Durchführung der Verſtaatlichung das Reichseiſenbahnamt weſentlich 
auf die Oberautfidt über die Staats bahnen beſchränkt worden iſt. Aber 
iſt es auch richtig, daß dieſe Oberaufſicht der Staatsbahnen, insbeſondere 
Preußen gegenüber verſagt hat? Können die Verhandlungen des Reichs⸗ 
tags beim Etat des Reichseiſenbahnamts als ein Beweis hierfür gelten? 
Ich kann das nicht zugeben. Es ſind doch meiſt recht unbedeutende 
Beſchwerden, über die der Reichstag verhandelt, und häufig Fragen, 
die der Zuſtändigkeit des Reichseiſenbahnamts gar nicht unterliegen. 
Die Verhandlungen haben nach meinem Eindruck mehr einen politiſchen 
Charakter, es wird weniger die Machtloſigkeit des Reichseiſenbahnamts 
den Staatsbahnen gegenüber gerügt, als vielmehr eine Erweiterung der 
Zuſtändigkeit des Reichseiſenbahnamtes befürwortet, und das iſt eine 
Frage, die mit der Handhabung der dem Reichseiſenbahnamt geſetzlich 
zuſtehenden Aufſichtsrechte doch nicht in Zuſammenhang ſteht. Der 
Grund der beſcheidenen Tätigkeit des Reichseiſenbahnamts auf dem Ge⸗ 
biete der Reichsaufſicht ſcheint mir vielmehr der zu ſein, daß die Staats⸗ 
bahnen, voran die preußiſchen, in ganz anderer Weiſe verwaltet werden 
als die früheren Privatbahnen. Für die Verwaltung der Staatsbahnen 
iſt das Allgemeinwohl, die Förderung von Handel und Verkehr in erſter 
Linie maßgebend, fie ordnen ihre Tarife nach gemeinwirtſchaftlichen 
Geſichtspunkten ufw. Und wenn das Land im allgemeinen zufrieden 
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iſt mit den Eiſenbahnen, vermindern ſich die Beſchwerden und damit 
für die Reichsaufſichtsbehörde die Anläſſe, von ihren Aufſichtsbefugniſſen 
Gebrauch zu machen. 

Berlin⸗Wilmersdorf, September 1917 A. v. der Leyen 


Wendland, Johannes: Handbuch der Sozialethik. Die 
Kulturprobleme des Chriſtentums. Tübingen 1916, 
J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 8° 355 S. Geh. 5 Mk., in 
Lwd. geb. 6,40 Mk. 


Der Profeſſor der evangeliſchen Theologie an der Univerſität Baſel, 
Johannes Wendland, Oſtpreuße von Geburt, hat ein umfangreiches Hand⸗ 
buch der Sozialethik geſchrieben, deſſen Untertitel andeutet, daß es ſich in 
ihm um chriſtliche Sozialethik — und zwar, wie gleich hinzugefügt werden 
muß, um evangeliſche Sozialethik — handelt. Es wird erſt einiges über 
die Eigenart der chriſtlichen Ethik geſagt; daran ſchließen ſich Betrachtungen 
über die allgemeinen Geſichtspunkte, die in dem Verhältniſſe des Chriſten⸗ 
tums zur Kultur in Frage kommen; ſodann werden die wichtigſten Kultur⸗ 
gebiete ſelbſt behandelt: erſt Ehe und Familie, dann das wirtſchaftliche 
Leben, zu dritt der Staat, ſchließlich das wiſſenſchaftliche und künſtleriſche 
Leben und die Kirchen. Bei weitem am ausgedehnteſten ſind die Kapitel 
(4 und 5) über Wirtſchaft und Staat; von den 355 Seiten entfallen faſt 
250 auf ſie. 

Man wird zunächſt nach Aufklärung darüber verlangen, was Sozial⸗ 
ethik iſt. Denn da der bei weitem größte Teil aller Ethik die normative 
Regelung der Beziehungen von Menſchen zu den Gruppen anderer Menſchen 
umfaßt, ſo iſt eigentlich Ethik und Sozialethik (mit Ausnahme eines 
verhältnismäßig kleinen Gebiets reiner Individualethik) ein und dasſelbe. 
Alles, was nicht die Pflicht des Menſchen gegen Gott oder ſich ſelbſt 
betrifft, hat in der Ethik einen ſozialen Charakter. Weshalb alſo unter⸗ 
ſcheidet man noch eine beſondere Sozialethik in der Ethik? Auch könnte 
man unter Sozialethik im engſten Sinne die Ethik der menſchlichen 
Gruppen (im Gegenſatze zur Ethik des Einzelnen — ſei es in Beziehung 
zu anderen Einzelnen, fet es gegenüber den Geſellſchaften und Gemein⸗ 
ſchaften —) verfteben. 

Sicherlich iſt heute eine ſtarke Neigung vorhanden, eine von der 
Individualethik abtrennbare Sozialethik zu entwickeln. Aber dieſe Tendenz 
rührt nicht aus dem Streben nach ſyſtematiſch ſtrenger und folgerichtiger 
Scheidung der Wiſſensgebiete her, ſondern mehr aus einem praktiſchen 
Bedürfniſſe. Man hat die Beobachtung gemacht, daß die überkommene 
Ethik zu wenig die Tatſachen des arbeitsteiligen, geſellſchaftlichen Lebens 
berückſichtigt, und daß ſie die Beſonderheiten ethiſchen Verhaltens in 
Wirtſchaft, Politik, Beruf und unter dem Einfluſſe der Organiſationen 
beiſeite ſchiebt zugunſten der allgemein menſchlichen Beziehungen. in denen 
das perſönliche Ich, jedoch nicht das ſoziale Ich, anderen ſozialen Ich⸗ 
heiten gegenübertritt. Man verlangt nach einer Ethik, die mit den Er⸗ 
fahrungen der geſellſchaftlichen Wirklichkeit auf allen praktiſchen 
Lebensgebieten geſättigt tft. Man will Normen für das Arbeitsverhältnig, 
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das Parteileben, den Geſchäftsverkehr, die auswärtige Politik aufſtellen. 
Dazu ſcheint notwendig zu ſein, zunächſt rein ſachliche Urteile über die 
Zuſammenhänge jedes Kulturgebietes an ſich zu gewinnen, ſich möglichſt 
vielſeitig über deren Kauſalverhältniſſe zu orientieren und erſt dann die 
Ergebniſſe dieſer Eigengeſetzlichkeiten mit dem ſittlichen Urteile zu oer 
leichen. 

° Dieſes, wie geſagt, mehr praktiſche als theoretiſche Bedürfnis nach 
einer von den Realien erfüllten Sozialethik iſt ſehr ſchwer zu befriedigen. 
Sie müßte immer ein Stück Nationalökonomie, Rechtswiſſenſchaft, Sozial⸗ 
politik und Völkerpolitik fein. Entweder muß fie beſtändig Kompromiſſe 
mit der Logik und der Unlogik der Tatſachen ſchließen, oder ſie verzichtet 
darauf, der unüberſehbaren Fülle von Einzelheiten und Unterſchiedlichkeiten 
des Lebens gerecht zu werden und ſucht die ethiſchen Grundgedanken in 
klarer Ungebrochenheit zu wahren. Entweder kommen die Realien, oder 
es kommt die Ethik zu kurz. Häufig ergibt ſich, daß es zu umſtändlich 
wäre, in die Tiefe der Zuſammenhänge des nichtethiſchen Teils des 
Stoffes zu dringen; es wird dann in der Sozialethik nur etwas an der 
Oberfläche von Politik, Wirtſchaft, Verkehr abgeſchöpft und allzu ſchnell 
die „Moral“ gezogen. In der Regel würden aber die Verwickeltheiten 
der ethiſchen Probleme erſt deutlich werden, wenn man die tiefer liegenden 
immanenten Schwierigkeiten des Sachgebietes aufwieſe. 

Wenn es alſo nicht leicht iſt, Sozialethik auch nur in Ausſchnitten 
zu geben, ſo muß es als ein kühnes Unterfangen erſcheinen, heute ſchon 
ein Handbuch über ſie zu ſchreiben. 

Wie löſt Wendland dieſe Aufgabe? Um Klärung der Begriffe 
bemüht er ſich gar nicht; er gibt keine Definitionen und geht allem rein 
Theoretiſchen, beſonders allem Erkenntnistheoretiſchen — abgeſehen von 
wenigen Seiten des Schlußkapitels — ganz aus dem Wege. Über den 
Begriff der Sozialethik ſagt er überhaupt nichts; es genügen ihm zwei 
kurze Sätze: „Das Weſen des Chriſtentums kommt in der Einzelperſönlichkeit 
am reinſten zur Erſcheinung. Deswegen iſt die Individualethik nicht ſo 
von Problemen überlaſtet wie die Sozialethik“ (S. 25). Dagegen zieht 
er möglichſt viele Realien heran, macht (mit Ausnahme der Bölferpolitif) 
alles im einzelnen ſehr kurz ab und kommt geſchwind mit ſeinem Moral⸗ 
ſprüchlein. In methodologiſcher Hinſicht kann ſein Buch weder den 
Theoretiker der Ethik nach den der einzelnen Kulturgebiete befriedigen. 

Inhaltlich wird ſein Werk von folgendem Grundgedanken getragen: 
Es kann keine endgültigen Löſungen des Problems „Chriſtentum und 
Welt“ geben. „Es gibt keine chriſtliche Wirtſchaftsordnung, keine chriſtliche 
Sozialpolitik oder Völkerpolitik.“ „Zwiſchen den naturhaften Elementen 
unſerer Kultur und dem zur Verinnerlichung und zum über weltlichen 
Leben führenden Zuge des Chriſtentums“ beſteht eine bleibende Spannung. 

Dieſe chriſtliche Sozialethik iſt alſo auf einem aus der Beobachtung 
aller einzelnen Kulturgebiete geſchöpften Verzichte aufgebaut. Danach 
hat zwar das Chriſtentum die Tendenz, die Welt zu überwinden; ihm 
gelingt jedoch die Verwirklichung niemals. Doch das Wort Verzicht 
kann leicht einen falſchen Eindruck erwecken. Er iſt bei Wendland mit 
keiner Klage oder Anklage verknüpft, ſondern bedeutet eine nüchterne Feſt⸗ 
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ſtellung, die man als etwas Selbſtverſtändliches, Notwendiges und Gutes 
hinzunehmen hat. Alles andere wäre Romantik, Schwarmgeiſterei, Fana⸗ 
tismus oder Myſtik. Die in dem Buche immer wiederkehrende Abſage 
an die Religiös⸗-Sozialen erinnert an Hammacher oder Scheler; aber die 
hier vorgetragene Ablehnung aller Vermiſchung von Religion und Kultur 
entbehrt jeder Spur von Myſtik, iſt trocken, nüchtern und ganz männlich⸗ 
objektiv. Sie rührt dabei aus einer warmen chriſtlichen Geſinnung und 
gottesgläubigen Frömmigkeit. „Das Chriſtentum“, heißt es (S. 28), 
„kann eben die Kultur nicht entbehren; aber es wird ſich auch niemals 
in die Kultur reſtlos einordnen laſſen, weil es in ſeinem überweltlichen 
Endziele die kulturellen Ziele weit hinter ſich läßt.“ Die ablehnende 
Kulturkritik des Pietismus wird von Wendland nicht geteilt, erſt recht 
nicht die Weltverachtung des Buddhismus und ſein Loslöſungsverſuch von 
der ſündigen Welt. Aber keine einzige Kulturform, auch keine Wirtſchafts⸗ 
ordnung, könne je ein reines Ausdrucksmittel des Chriſtentums ſein. So 
fet eine völlige Ethiſierung des wirtſchaftlichen Lebens unmöglich. „Eine 
chriſtliche Politik iſt,“ ſo erklärt der Verfaſſer in dem Abſchnitte über Politik 
und Moral, „geradezu. gefagt, ſowohl ſchädlich als auch unſittlich und 
unchriſtlich.“ Gewiß müſſe man darauf den Vorwurf hören, wenn ein 
Theologe derartige Sätze vertrete, ſo ſcheine ihm mehr als am Chriſtentume 
an der modernen Welt und Kultur zu liegen. Aber Wendland beweiſt 
immer wieder, daß dies ein grober Irrtum iſt. Der Hauptweſenszug 
dieſes Autors iſt Ehrlichkeit in Verbindung mit einer nüchtern⸗praktiſchen 
Geſinnung. 

Es iſt intereſſant, ihn mit einigen anderen Schriftſtellern zu ver⸗ 
gleichen, beſonders dieſem oſtpreußiſchen Proteſtanten den katholiſierenden 
oder katholiſchen Süddeutſchen Max Scheler gegenüberzuſtellen. Beiden 
gemeinſam iſt ein gewiſſer religiöſer Ariſtokratismus, wenn er auch bei 
Wendland viel weniger ſchroff iſt (aber zum Beiſpiel S. 127). In 
allem übrigen ſind ſie grundverſchieden. Viel gelernt hat Wendland von 
ſeinem großen Meiſter Schleiermacher, deſſen Interpret er in einem ſeiner 
beſten Bücher geworden iſt; aber er teilt nicht den idealiſtiſchen Optimismus 
dieſes Romantikers, der das Naturhafte zum Ethiſchen erhoben habe. 
Kants Ethik, dieſe „etwas triviale Moral des Pedanten des 18. Jahr⸗ 
hunderts“, iſt ihm jedoch wiederum zu formal; Nietzſche iſt er völlig 
außerſtande gerecht zu werden; ja er ſtellt die kleinliche Vermutung auf: 
„Mir iſt wahrſcheinlich, daß Nietzſches Denken am Ende der achtziger 
Jahre immer mehr in der Richtung ging: Wie kann ich etwas noch nie 
Dageweſenes, Außerordentliches, Kühnes ſchreiben, um Eindruck zu machen?“ 
In politiſcher Hinſicht ſteht er Meinecke, Troeltſch und Hasbach nahe. 
Einen meines Erachtens viel zu großen Raum in dieſem „Handbuch“ 
nimmt die ſcharfe Polemik mit den Religiös⸗Sozialen der Schweiz ein, 
beſonders mit Ragaz, wenn auch gerade in dieſer Kritik Wendlands 
eigene Denkweiſe am deutlichſten wird. ö 

Im ganzen ſtellt ſich dieſes geſunde Buch als ein Verſuch dar, den 
ſich vielfach untereinander widerſprechenden Anforderungen des Lebens 
gerecht zu werden. Dabei vermeidet aber der Verfaſſer durchaus, die 
Probleme bis zu der Tiefe zu verfolgen, wo ſie ſich verknoten und ver⸗ 
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dunkeln. Bisweilen hat man den Eindruck eines ziemlich matten Kolleg⸗ 
heftes, das einen ſpröden Stoff auch beſcheideneren Intelligenzen begreifbar 
machen will; jedoch „das Beſte, was du wiſſen kannſt, darfſt du den 
Buben doch nicht ſagen . Einiges erinnert an eine magere proteſtantiſche 
Kanzelrede (ſo S. 171/172). Immer aber trifft man — mit allen Vor⸗ 
zügen und Mängeln — einen Geiſtesarbeiter, der ſich bemüht, die Er⸗ 
ſcheinungen des geſellſchaftlichen Lebens in einfache, klar überſchaubare 
Zuſammenhänge aufzulöſen und den viel gerühmten und viel mißachteten 
geſunden Menſchenverſtand über alle Theorie zu ſtellen. An falſchen 
Gemeinplätzen fehlt es dabei nicht. Im Gegenſatze zu den übrigen 
Kapiteln iſt der der Politik gewidmete Teil ſehr weitſchweifig geſchrieben 
Hund reich an Wiederholungen. Hier zeigt fic) wieder einmal, wie ver⸗ 
heerend die Kriegsleidenſchaften auf die ſo wertvolle Ruhe der Theorie 
gewirkt haben. Im Streite über die belgiſche oder griechiſche Frage 
und dergleichen mehr ſcheint der Verfaſſer ganz vergeſſen zu haben, daß 
er ein Handbuch der Sozialethik ſchreibt; hier bringt er eine Fülle 
prinzipiell orientierter Tagespolitik, der man zuſtimmen oder die man 
ablehnen kann, die aber zu der Objektivität des übrigen Werkes im 
bedenklichen Widerſpruche ſteht. Der Autor hätte meines Erachtens 
beſſer getan, ſeine Bemühungen, die deutſche Politik der Gegenwart 
gegen Angriffe aus den neutralen Ländern zu verteidigen, einer be⸗ 
ſonderen Broſchüre anzuvertrauen und ſie nicht mit dieſem Veſebuche zu 
verknüpfen. 

Seine Fähigkeit, einen komplizierten Zuſammenhang einfach und klar 
darzuſtellen, zeigt ſich bei ſeinen Ausführungen über den „neueren Kapi⸗ 
talismus“, der auch bei ihm im Vordergrunde ſteht. Zuſpitzungen ver⸗ 
meidet er im wirtſchaftsethiſchen Teile in erfreulichem Grade. Richtig er⸗ 
klärt er die Eigentümlichkeiten und Übertreibungen jenes Syſtems aus der 
Tendenz jedes Kulturgebietes, zum Selbſtzwecke zu werden. Max Weber 
gegenüber will er die Bedeutung des Puritanismus für die Entſtehung 
des Kapitalismus nicht in dem von jenem behaupteten Grade gelten 
laſſen, wie er auch die geſteigerte Arbeitsenergie der Neuzeit nicht als 
Urſache der kapitaliſtiſchen Entwicklung anſehen mag. Seine Schilderung 
des gewerblichen Arbeitsverhältniſſes erſcheint mir längſt antiquiert (zum 
Beiſpiel S. 115). Das ſozialpolitiſche Heil ſieht er im Konſtitutio⸗ 
nalismus; von der Gewinnbeteiligung verſpricht er ſich, verführt durch 
Heinrich Freeſes unhaltbare Verallgemeinerungen, allzu bereitwillig gün⸗ 
ſtige Folgen. 

Auf allen Gebieten der Politik ſieht er in der Pflege des Gemein⸗ 
wohls den entſcheidenden Geſichtspunkt; es iſt nur ſchade, daß ſich die 
von ihm viel genannten „Intereſſen der Geſamtheit“ nicht immer wider⸗ 
ſpruchslos klar erkennen laſſen. Seine Löſungen ſind, ſeinem un⸗ 
grübleriſchen, tatkräftigen Weſen entſprechend, faſt immer zu einfach; über 
Gegenſätze gleitet er zu ſchnell und leicht hinweg; bisweilen findet er aber, 
gerade weil er ſich nicht in der Tiefe verliert, beſſere und einleuchtendere 
Löſungen als die profunderen Geiſter (zum Beiſpiel in der Nationalitäten⸗ 
politik). Allzu häufig begnügt er ſich damit, den von ihm überall feſt⸗ 
geſtellten Dualismus aufzuweiſen und mit einer leeren optimiſtiſchen 
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Prophezeiung auf Verſöhnung der Gegenſätze zu ſchließen; zum Beiſpiel: 
„Preußen wird allmählich in Deutſchland aufgehen, deutſche Freiheit 
und preußiſche Organiſation haben ſich bereits gefunden und werden ſich 
immer mehr finden, wie viele Reibungen auch noch in der Zukunft kommen 
mögen“ (S. 214). 

Die Aufgabe des Staates ſieht er im Schutze und in der Pflege des 
Volkstums. Er iſt ein Feind der politiſchen Demokratie, aber ein An⸗ 
hänger des Staatsſozialismus. Gegen die Kosmopoliten in der Schweiz 
polemiſiert er ſcharf. Dabei behauptet er etwas kühn: „Niemand beklagt 
ſich bei uns über das Opfer perſönlicher Freiheit; denn er weiß, daß 
ſeine Perſönlichkeit nur im deutſchen Staate, nicht unter der ruſſiſchen 
Knute oder engliſcher Duldung gedeihen kann“ (S. 192). Er verteidigt 
Spionage und politiſche Beſtechung wie überhaupt eine konſequent egoiſtiſche 
Nationalpolitik, gerät aber dabei in Widerſprüche zu manchem kurz vorher 
oder nachher aufgeſtellten ſozialethiſchen Satze. Dort aber, wo er ſich 
nicht durch Ragaz, Kutter und andere Religiös⸗ Soziale gereizt fühlt, 
kommt immer wieder fein Bemühen um ein maßvolles, gerechtes Urteil 
zum Durchbruche. Im ſchroffen Gegenſatze zu Schelers myſtiſch ver⸗ 
ſtiegener prinzipieller Kriegsveigötterung ſchreibt er bieder und ehrlich: 
„Man hätte nie leugnen ſollen, daß Chriſtentum und Krieg in ſchroffem 
Gegenſatz zueinander ſtehen“ (S. 269). 

Der Stil iſt knapp, leichtverſtändlich, klar und durchſichtig. Niemals 
iſt eine Formulierung dunkel und vieldeutig. Ausgezeichnet find zumeiſt 
die zahlreichen Literaturangaben. 

Im ganzen: Dieſes Buch bringt kein neues Syſtem auf theoretiſch 
umſtändlich gezimmertem Fundamente. Es iſt ein recht brauchbares Leſe⸗ 
buch für den großen Durchſchnitt. Alles in ihm iſt geſund und normal. 
Aber es herrſcht eine Scheu vor der Tiefe ſowohl des begrifflichen Denkens, 
wie des Gefühls und der Viſionen. Es iſt preußiſch⸗ nüchtern, ganz un⸗ 
myſtiſch und ohne hinreißende Ideen. Das religiöſe Licht, das es durch⸗ 
hellt, wärmt und befruchtet, iſt aber ohne Glut. Wer leidenſchafilich 
fühlt, wird den nüchtern durchgeführten Verzicht der Grundgedanken für 
eine Bankrotterklärung der Religion halten; andere aber werden in dieſer 
Selbſtbeſcheidung eine dauernde Möglichkeit des Wirkens chriſtlicher Über- 
zeugungen in der Welt ſehen. Wenn es wahr iſt, daß heute die Myſtik 
gewiſſermaßen in der Luft liegt, ſo wird vielen die Atmoſphäre des 
Wendlandſchen Geiſtes zu dünn erſcheinen. Starke, aufſtachelnde Anregungen 
wie bei Hammacher und Scheler gehen von dem Buche nicht aus; aber 
es hat auch nicht ihre Einſeitigkeiten. Die Sozialethik als Wiſſenſchaft 
wird kaum eine Bereicherung durch dieſes Handbuch erfahren; aber an⸗ 
gehende Pfarrer, Beamte, Lehrer und alle diejenigen, die dieſe geſunde, 
nüchterne und praktiſch⸗ nützliche Denkweiſe lieben, die jedoch nicht den 
Weg nach Damaskus ſuchen und nicht nach neuen geiſtigen Revolutionen 
verlangen, werden dem Verfaſſer für dieſe Gabe dankbar ſein. 

Cöln L. v. Wieſe 
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Mayr, Michael: Der italieniſche Irredentismus. Gein 
Entſtehen und ſeine Entwicklung vornehmlich in Tirol. Zweite, 
verbeſſerte und vermehrte Auflage. Innsbruck 1917, Tyrolia. 8°, 
XVI u. 392 S. Geh. 5,40 K., (4,50 Mk.). 


Der bekannte, auch politiſch tätige Innsbrucker Hiſtoriker hat ſich 
ſchon wiederholt in dankenswerter Weiſe mit ſüdtiroliſchen Fragen be⸗ 
ſchäftigt. Das vorliegende Werk bietet auf Grund einer umfaſſenden, 
am Schluß verzeichneten Literatur (insbeſondere auch von irredentiſtiſcher 
Seite) und ungedruckter archivaliſcher Quellen eine volkstümliche Dar⸗ 
ſtellung der Irredenta- Bewegung in Tirol mit gelegentlichen Aus⸗ 
blicken auf andere romaniſche Gebiete Oſterreichs, bis 1868 ausführlich 
gehalten, für die ſpätere Zeit in knapper Überſicht. Die Menge der 
quellenmäßigen Anführungen und Einzelangaben, die das Buch für den 
Politiker wertvoll machen, drängt bisweilen die Entwicklung der urſäch⸗ 
lichen Zuſammenhänge etwas zurück. Innerhalb der ſechs Hauptabſchnitte, 
welche die Hauptperioden ſcharf herausheben (das Erwachen der natio⸗ 
nalen Idee, die Vereinigung Südtirols mit dem Königreich Italien 
1810-1813, der Einfluß der italieniſchen Unabhängigkeitsbewegung auf 
Südtirol 1818 —1848, die Ereigniſſe während der Jahre 1848 und 
1849, die Fortdauer und Erſtarkung des Irredentismus 1849 - 1866, 
Überfiht über die Entwicklung des Irredentismus ſeit 1866), ijt die 
Darſtellung dergeſtalt nach den Arten und Betätigungsfeldern der Be⸗ 
wegung gegliedert, daß es trotz mehrfacher Wiederholungen nicht immer 
leicht iſt, ſich ein Bild von der zeitlichen Aufeinanderfolge der Ereigniſſe 
zu machen und daß das Orts- und Perſonenregiſter mitunter heran⸗ 
gezogen werden muß, um zum Beiſpiel die Politik der einzelnen Statt⸗ 
halter Tirols als Ganzes zu überblicken. Sehr dankenswert iſt die 
ſtarke Betonung der wirtſchaftlichen, auch wohl der ſozialen Verhältniſſe 
und Maßregeln, welche die häufige Unzufriedenheit in Südtirol genährt 
haben, zeitweiſe auch (beſonders nach den Befreiungskriegen) in Deutſch⸗ 
tirol. Ganz beſonderen Wert hat das Buch auch als zuſammenfaſſende 
Darſtellung der vielfach ſchwankenden, oft zu ſchwachen oder entgegen⸗ 
kommenden Haltung der politiſchen Verwaltung, des Landtags und der 
autonomen Behörden, aber auch des Südtiroler Klerus und der deutſch⸗ 
tiroliſchen Politiker gegenüber einer Bewegung, von der das Urteil der 
leider jetzt eingeſtellten Tiroler Soldatenzeitung durchaus zutrifft (S. 324): 
„Und jetzt nachdem ... wir die ganze Gefahr kennengelernt haben, 
würden wir uns ſelbſt des Hochverrates ſchuldig machen, wenn wir den 
früheren Zuſtand jemals wieder ſich einſchleichen ließen.“ 

Geradezu verblüffend wirken manche Analogien zwiſchen der älteren 
und der neueſten politiſchen Praxis, und man könnte ganze Seiten des 
Buches faſt unverändert in eine Darſtellung der gegenwärtigen Politik 
gegen die Italiener, aber auch Tſchechen und Südſlawen übernehmen. 
So zum Beiſpiel was über die erwarteten und die wirklichen Erfolge 
der zahlreichen Amneſtien geſagt wird. Nebenbei bemerkt, hat die Militär⸗ 
behörde den Gebrauch der vom Verfaſſer durchaus verwendeten deutſchen 
Ortsnamen kürzlich wieder aufgegeben. Der Raum erlaubt mir nicht, 
die Darſtellungen Mayrs über die mannigfachen Wurzeln des Irreden⸗ 
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tismus näher zu verfolgen. Ebenſo wenig feine Widerlegung der fale 
ſchen hiſtoriſchen und ſtaatsrechtlichen Begründung der Lehre vom „Tren⸗ 
tino“, das es als hiſtoriſchen Begriff — angeſichts der alten Unterſtellung 
des Fürſtbistums Trient unter die Landeshoheit und Landeseinheit Tirols 
und der Landesunmittelbarkeit der „welſchen Konfinen“ — einfach nicht 
gibt, oder die Kritik der geographiſchen und naturrechtlichen Grundlagen 
des Irredentismus. Hier ſei nur feſtgeſtellt, daß die in der Anm. auf 
S. 369 unterſchiedenen beiden Karten ein und dieſelbe ſind; die Schuld 
des Irrtums liegt an einem mir unterlaufenen Druckverſehen, das ich 
in meiner Sammlung „Aus der Kriegszeit für Friedenstage“ S. 54 
ſeither richtiggeſtellt habe. 

Sehr feſſelnd ſind Mayrs Ausführungen über die wechſelnde Taktik 
und daher die wechſelnden Forderungen der Nationaliſten und Irre⸗ 
dentiſten, die bald die ſprachliche und politiſche „Gleichberechtigung“, 
bald die adminiftrative und politiſche Autonomie, bald die Wieder⸗ 
herſtellung des Fürſtbistums als ſouveränes Gebilde, bald die Ver⸗ 
einigung Südtirols in engerem oder weiterem Sinne, ja ganz Tirols 
mit Italien, bald jene Südtirols („Trentino“ allein oder auch „Alto 
Adige“) mit dem lombardiſch⸗venezianiſchen Königreich, ſpäter mit Ve⸗ 
netien verlangten, und ihres Zuſammenhanges mit den Vorgängen der 
äußeren Politik und den Gebiets veränderungen. Gegen Ende läuft die 
Darſtellung in eine ſolche der Haltung des offiziellen Italien vor und 
bei Kriegsbeginn aus. 

Das 7. Kapitel gibt eine Überſicht der nationalen Verſchiebungen 
und der Geſamtentwicklung. Mayr ſieht unter anderem einen Schritt 
von verhängnisvoller Bedeutung in der Anerkennung eines geſchloſſenen 
italieniſchen Sprachgebiets ohne Rückſicht auf die ladiniſche und deutſche 
Bevölkerung durch die Regierung und die Deutſchtiroler, aus der auch 
die Erſetzung der Bezeichnung „Welſchtirol“ durch „Italieniſch⸗Tirol“ 
und ſogar „Trentino“ im amtlichen Sprachgebrauch folgte. Er lehnt 
dieſe Auffaſſung und jede nationale Autonomie aus geſamtſtaatlichen 
Rückſichten ab, verlangt den Schutz und die Kräftigung der ladiniſchen 
und deutſchen Einwohner, die deutſche Verkehrsſprache, eine ſtreng öſter⸗ 
reichiſche Haltung von Beamtenſchaft und Klerus, ſtärkeres wiſſenſchaft⸗ 
liches und politiſches Intereſſe Deutſchtirols an dem welſchen Landesteil, 
aber auch eine Stärkung der ſtaatstreuen, wenn auch ſtark irredentiſtiſch 
beeinflußten Landbevölkerung durch wirtſchaftliche Maßnahmen, insbe⸗ 
ſondere durch eine durchgreifende Grundentlaſtung. Ich kann ihm ins⸗ 
beſondere hierin nur zuſtimmen. 

Das Buch, das zum Teil ganz unglaubliche Zuſtände enthüllt, iſt 
vielleicht nicht ganz frei von Einſeitigkeiten, die mit dem politiſchen 
„konſervativen“ Standpunkte des Verfaſſers zuſammenhängen, die aber 
weit geringer ſind, als manche Kritiker annehmen. Es iſt aber eine 
ernſte, verdienſtliche Leiſtung und ſollte von den Staatsmännern des 
Augenblicks gründlich geleſen werden, für die es manches warnende 
Wort enthält. Auch die landläufigen Urteile im Deutſchen Reich ver⸗ 
mag es in vielem richtigzuſtellen. 

Graz | Robert Sieger 
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Srbik, Heinrich Ritter von: Studien zur Gefdhidte des 
öſterreichiſchen Salzweſens. (Forſchungen zur inneren Ge⸗ 
ſchichte Oſterreichs, herausg. von Alfons Dopſch. Heft 12.) 
Innsbruck 1917, Wagner. 8°. XXI und 229 S. Geb. 7,80 Mk. 


Bei dem noch ſehr ungleichen Stand der ſalinengeſchichtlichen For⸗ 
ſchung, den erſt eben Adolf Zycha (Vierteljahrsſchrift für Soz. und 
Wirtſch.⸗Geſch. 14,88 ff.) kritiſch beleuchtet hat, iſt es doppelt zu be 
grüßen, daß ein in Oſterreichs Mittelalter und Neuzeit ſo trefflich ge⸗ 
ſchulter Hiſtoriker wie Srbik auf dem Weg zu einer Geſchichte des 
inneren Handels in Öfterreich zuvörderſt dieſen, in den Alpenländern fo 
ungemein wichtigen Zweig der Volkswirtſchaft eingehenderen und zu⸗ 
ſammenfaſſenden Forſchungen unterzogen hat. Kritik und Vergleichung 
der (wie bei allen Gewerbegeſchichten) zunächſt überwiegend fachmänniſchen 
und ortsgeſchichtlichen Überlieferung iſt es ja vor allem, was die Salinen⸗ 
geſchichte erſt der übrigen modernen Bergwerksgeſchichte anzugleichen haben 
wird. Srbik beſchäftigt Dé in einem erſten Teil genauer mit einer 
einzelnen (freilich der größten und für die Erbländer vorbildlichen) Sa⸗ 
line, Auſſee, von den Anfängen bis zur Schaffung des modernen Fiskal⸗ 
betriebes im 16. Jahrhundert; ein zweiter Teil behandelt allgemein 
landesgeſchichtlich von dieſem Zeitpunkte an die Einführung des ſtaatlichen 
Salzerzeugungsmonopols und die zwiſchen Monopol und Freihandel 
ſchwankende Salzhandelspolitik bis zum 19. Jahrhundert. 


Der erſte Teil wird von dem Gedanken beherrſcht, daß der von 
Schmoller in der Geſchichte der Unternehmungsformen 1891 aufge⸗ 
ſtellte Entwicklungstypus des Salinenbetriebs ſchon wegen des techniſchen 
Unterſchieds der öſterreichiſchen Bergwerks⸗ von den norddeutſchen 
Quellſalinen für jene einer ſorgfältigen Prüfung und Ergänzung be⸗ 
dürfe. Das wirtſchaftliche Hauptmoment der öſterreichiſchen Beſonderheit 
ſieht er dann in dem Großbetrieb, der im Gegenſatz zu der klein⸗ 
betrieblichen Pfännerſchaft hier vom Bergwerk aus auch den Sud be⸗ 
ſtimmt und die frühe Herrſchaft ſtaatlich⸗fiskaliſcher über die privaten 
Unternehmerintereſſen vorbereitet habe. Die Entſcheidung dieſer Frage 
hängt größtenteils von der Deutung eines berühmten ſteiermärkiſchen 
Rechtsaltertums, der Genoſſenſchaft der Hallinger oder Hellinger zu Auſſee 
ab, die nach der bisherigen Forſchung in der mittelalterlichen Geſchichte 
der Saline eine den norddeutſchen Pfännern mindeſtens nicht unähnliche 
Rolle gespielt zu haben ſchienen Nach Srbiks Anſicht iſt dieſe Auf: 
faſſung dahin zu berichtigen, daß ſeit dem Erwerb durch den Baben⸗ 
berger Leopold VI., den Begründer der landesfürſtlichen Urbare Oſter⸗ 
reichs und Steiermarks, Auſſee nicht bloß in einheitlichem Eigentum, 
ſondern auch Eigenbetrieb des Landesherrn geftanden habe und damals 
die Hallinger nur höher qualifizierte Lohnarbeiter geweſen ſeien, die 
während der folgenden Jahrhunderte auf Grund ihrer dinglichen Arbeits⸗ 
rechte lediglich vorübergehend zur Bedeutung gewinnbeteiligter Unter, 
nehmer emporkamen, um durch die Übergangsſtellung als Inhaber fie: 
kaliſcher ſogenannter Halämter von der landes herrlichen Verwaltung Ende des 
15. Jahrhunderts ſchließlich aufgefogen zu werden. Die Beweisführung 
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für dieſe Anſicht ruht teils auf indirekten Schlüſſen, teils auf der Inter⸗ 
preiation der ebenſo ſchwierigen wie grundlegenden Urtunde von 1211 
(Steierm. U B. 2 nr. 116), durch die Leopold VI. Eigentum und 
Betrieb des Ziſtlerzienſerkloſters Neun an der Saline ablöſt. Ich ver⸗ 
mute daher, daß das letzte Wort über die Frage noch nicht geſprochen 
iſt. Einmal wird man ſich trotz Srbik wohl ſchwer entſchließen, die 
„Lokation“ der Leopoldiniſchen Saline an die „viri operis huius gnari“ 
nicht als Verpachtung, ſondern als Lohnbeirieb zu verſtehen. Sodann 
ſcheint mir gerade die vermeintlich dafür ſprechende Konzentration der 
Eigentums- und Berriebeverhältnifie (S. 40 f) ſelbſt keineswegs über 
allen Zweifel erhaben, ſondern trotz Srbiks allzu kurzer Abweiſung der 
Arndiſchen Regaltheorie (S. 10 ff) die Frage mindeſtens erwägenswert, 
ob nicht Leopolds Stellung gegenüber Reun und ſeinen „Mitſiedern“, 
von mehr oder minder ſicheren grundherrlichen Anſprüchen ganz abge⸗ 
ſehen, ſich nicht vor allem auch auf einen frühen landesherrlichen Regal⸗ 
begriff ſtützte, was dann wieder die Möglichkeit urſprünglicher Eigentums⸗ 
rechte auch der Hallinger wenigſtens offen ließe. Endlich ſind Srbiks 
ungewöhnlich wichtige Mitteilungen über die hochmittelalterliche Einheit 
des öſterreichiſchen Salzweſens und die vorortartige Bedeutung Auſſees 
zu Analogieſchlüſſen von anderen Salinen auf dieſe doch deshalb nur 
bedingt verwertbar, weil der organiſatoriſche Beamtenverkehr nicht ein⸗ 
ſeitig von Auſſee ausging (vgl. zum Beiſpiel die Halleiner Tenko S. 51 
Anm. 4) und überhaupt hinter den örtlichen Betriebsbedingungen zu⸗ 
mindeſt zurückgetreten ſein wird. 

Wo die Darſtellung die Fülle der ſpätmittelalterlichen und neueren 
Verwaliungsakien ausſchöpſen kann, gibt fie geradezu eine klaſſiſche 
Schilderung von Technik und Arbeitsrecht der Holzbeſchaffung, des 
Berg. und Siedewerks, des Abſatzes der Saline. Jede fiinfrige Salinen⸗ 
forſchung wird an dieſe anſchaulichen und woblgeordneten Ausführungen 
anzuknüpfen haben. Die bis auf die Huuenamen ausgedehnte Ent⸗ 
ſprechung zwiſchen den Subſtaten des Hallingerrechts, den ſogenannten 
Pfannhausſtätten, und den einzelnen Hantierungen des Siedeprozeſſes 
iſt, deute ſie nun bloß auf herrſchaftliche oder darüber hinaus auf ur⸗ 
ſprüngliche genoſſenſchaftliche Arbeitsorganifution, jedenfalls ein äußerft 
merkwürdiges Beiſpiel mittelalterlicher Vergeſellſchaftung. 

Die Schlußkapitel des erſten Teils und der ganze zweite würden 
allein für ſich hinreichen, einen der beſten neueren Beiträge zur Geſchichte 
der abſolutiſtiſchen Staatswirtſchaft zu bilden. Die auswärtige Seite 
des öſterreichiſchen Salzhandels haben ja noch neulich Strieders früh⸗ 
kapitaliſtiſche Studien am Beiſpiel des öſterreichiſch⸗bayriſchen Salzkartells 
klargelegt. Vom Standpunkt der inneren, geſamtöſterreichiſchen Han⸗ 
delspolitik behandelt Srbik die unerhört durchgreifende Ausſchaltung der 
privaten Konkurrenzbetriebe (er ſelbſt zieht den naheliegenden Vergleich 
mit der Pioduktione politik der Holländer in Oſtindien) und den Gegenſatz 
des Freihandelsgedankens, der, im Kampf mit den ſtädtiſchen Nieder⸗ 
lagsrechten entwickelt, namentlich den landichaitlichen Ausgleich von Salz, 
Getreide und Wein im Auge hatte, gegen das fiskaliſche Monopol⸗ 
prinzip, das beſonders an den Grenzen dem (defenſiven und offenfiven) 

Schnollers Jahrbuch XLI 4. 32 
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Wettbewerb mit dem bayriſch⸗norddeutſchen und dem adriatiſchen Seeſalz 
diente, den vollſtändigen Sieg (1804) aber nur ganz kurz vor ſeiner 
endgültigen Abdankung (1822 —29) errang. Sehr bemerkenswert iſt, 
wie trotz des ſcharfen, auf den öſterreichiſchen Bauernkrieg (S. 159, 186) 
nicht einflußloſen Anziehens des Salinenfiskalismus doch auch hier 
jener eigentümliche ſozialpolitiſche Zug des frühen Abſolutismus hervor⸗ 
tritt, der über ganz Europa ein Teil der frühkapitaliſtiſchen Staats⸗ 
wirtſchaft und zugleich ein Widerſpruch zu dem bürgerlich⸗liberalen Flügel 
des Frühkapitalismus war. 

Dem größeren handelsgeſchichtlichen Vorhaben Srbiks wird die 
Wiſſenſchaft nach dieſer glänzenden Probe mit freudiger Erwartung ent⸗ 
gegenſehen. 

Z. Z. Berlin Carl Brinkmann 


Haff, Karl: Grundlagen einer Körperſchaftslehre. I. Teil: 
Geſetze der Willensbildung bei Genoſſenſchaft umd Staat. Leipzig 
1915, A. Deichertſche Verlagsbuchhandlung Werner Scholl. 80. 
VI und 108 S. Geh. 4 Mt. 


In dieſer gelehrten Arbeit will Haff in bezug auf „die menſchlichen 
Verbände und ihr Recht“ eine „neue Methode“ anwenden, die „Erkenntnis⸗ 
theoretiſches und Juriſtiſch⸗Dogmatiſches“ (III) trennt. Der Verſuch, „das 
Weſen der Willensbildung in den Verbänden“ tiefer zu ergründen, hat 
ihn zu einer beſonderen, am nächſten noch „der organiſchen Theorie von 
O. v. Gierke, Preuß u. a. m.“ ſtehenden „Realitätstheorie der Perſonen⸗ 
einheiten“ (III) geführt — Realität als Wirkſamkeit verſtanden (IV, 2). 

Schon der Wille, in dieſer Weiſe — einmal ganz abgeſehen von 
allen Rechtsfragen und der durch fie hervorgerufenen Begriffe („juriſtiſche 
Perſon“) — das Zuſammenleben der Menſchen und in ihm die Bildung 
Deffen, was gilt oder was gelten ſoll, die Entſtehung des Rechtes als 
einer Erſcheinung verbundenen und gemeinſamen Willens genau zu unter⸗ 
ſuchen, iſt zu begrüßen. Ich ſehe in dieſem Buch einen neuen Beitrag 
zur Löſung der überaus großen und ſchwierigen Aufgabe einer Pſycho⸗ 
ſoziologie. 

Die Einleitung (§ 1) gibt einen kurzen Überblick über die Ergebniſſe 
der folgenden vier Abſchnitte: über „die Bedeutung des Begriffes Gemein⸗ 
wille oder Geſamtwille“ (§ 2), „die Faktoren einheitlichen Verbands⸗ 
willens“ ($ 3), „den einheitlichen Verbandswillen und die Rechtsbildung“ 
(§ 4) und endlich „die ſtaatliche Rechtsbildung“ (§ 5). Den Ausgangs⸗ 
punkt der ganzen Unterſuchung bildet die wichtige, an die heutige Seel⸗ 
kunde ſich anſchließende Unterſcheidung von Triebwollen und Zweck⸗ 
wollen (S. 3, Wundt), von Triebhandlung und Willenshandlung 
(S. 31, Külpe). Dieſer Gegenſatz im Willen des Einzelnen wird dann 
auch auf den Gemeinwillen übertragen. Den übrigens nebenbei 
noch Geſamtwillen zu nennen, wie es leider auch ſonſt oft geſchieht, 
halte ich nicht nur für überflüſſig, ſondern ſogar für irreführend. An 
anderer Stelle (Soziopſychologie, S. 18 f.) habe ich ſchon ausgeführt, daß 
man am beten zur Bezeichnung einer vielen gemeinſam zugehören⸗ 
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den Sache das Vorwort Gemein — im Gegenſatz zu Einzel —, da⸗ 
gegen zur Bezeichnung einer aus Teilen zuſammengeſetzten Sache 
das Vorwort Geſamt — im Gegenſatz zu Teil — gebraucht: ſo trenne 
man Gemeineigentum von Geſamteigentum, wie Einzeleigentum von 
Teileigentum. | 

„Der Gemeinwille als Triebwille“ (S. 25) und „der Gemeinwille 
als Zweckwille“ (S. 26) ſind im „Verbandswillen als Realität“ ver⸗ 
bunden, nur je in verſchiedenem Verhältnis: Triebwille iſt ſtärker bei 
„gewordenen Verbänden“, Zweckwille „bei kleineren Verbänden, zum 
Beiſpiel bei den aus wenig Mitgliedern beſtehenden Geſellſchaften 
des BGB.“. Die Verbände find je nachdem mehr Trieb⸗ oder mehr 
Zweckeinheiten. 

Aus dieſem Unterſchied heraus gewinnt Haff dann auch mehrere 
gewichtige Einwände gegen die neue „Summierungstheorie“ (S. 15 — 25) 
— von zum Beiſpiel Meurer und Brönner —, die der „gefährlichſte Gegner“ 
(S. 2) ſeiner eigenen Realitätstheorie ſei. 

Wie die anderen Verbände, ſo wird der Staat (S. 41—49) als 
eine gemiſchte Art aufgefaßt: er iſt „keine reine Zweckeinheit“, „ſondern 
eine natürliche Einheit territorial“ (gebietlich) „zuſammengehöriger Per⸗ 
ſonen, die ſowohl durch verhältnismäßig einheitlichen Triebwillen als 
auch durch weniger einheitlichen Zweckwillen verbunden find” (S. 48f.). 

Als „rechtserheblicher Staatswille“ (S. 49—57) werden 
unterſchieden (S. 6): a) „das relativ einheitliche Zweckwollen der Or⸗ 
gane“, b) „der Staatswille als höchſte Gewalt“ und c) ein „ſoziologiſcher“ 
Wille: „nämlich der an den alten Verſaſſungs⸗ und Rechtszuſtänden 
gewohnheitsmäßig feſthaltende Triebwille des Staatsvolkes in ſeiner 
großen Mehrheit“. 

Als „Geſetze des einheitlichen Handelns einer Perſonen⸗ 
mehrheit“ (S. 28) behandelt Haff: 

1. das der „Gleichmäßigkeit gewiſſer Handlungen mehrerer Menſchen 
infolge gleicher oder ähnlicher Bedingungen“ (S. 28 ff.) — neuerdings 
hat beſonders Marbe darauf hingewieſen —, 2. „das Geſetz der aus 
der Wiederholung ſich ergebenden Zwangsgefühles“ (S. 37 f.) und — 
wohl davon zu unterſcheiden — 3. „das Nachahmungsgeſetz“ (S. 38 f.). 

Neben dem gemeinſamen Willen wird aber auch der verbundene 
Wille, neben dem „verſchmolzenen“ auch der „vereinigte“, um mit 
Schäffle (Abriß der Soziologie 56 f.) zu ſchreiben, in der „Organiſation 
als Erhöhung der Einheitlichkeit des Handelns“ (S. 39 f.) erkannt. 

Bei den Vorgängen der „außerſtaatlichen Rechtsbildung“ 
(S. 63 ff.) werden weſentlich die „völkerpſychologiſchen“ von den „indi⸗ 
viduellen” der „Formulierung“ geſchieden (S. 64). 

Der „Rechtsſatz“ (S. 80), das Recht als Form, iſt „ein Zweck⸗ 
wollen einzelner“, entweder „anknüpfend an das relativ einheitliche Wollen 
einer organiſierten Gemeinſchaft“ oder aber „der betreffenden Gemeinſchaft“ 
„aufgezwungen“ und „erſt allmählich vom gewohnheitsmäßigen Handeln 
der Maſſe übernommen bzw. von ihr abgelehnt“ (S. 86). 

Die ſtaatlichen Rechtsſätze werden beſonders durch das „Willens⸗ 
moment“ (S. 92) gekennzeichnet, und im einzelnen wird auf die „Selbſt⸗ 
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bindung“ (S. 91) und auf die „Fürſorgeakte des Geſetzgebers“ (S. 94) 
hingewieſen. 

Auch die Rechtsbildung hurd wiederholte, übereinſtimmende 
Fallentſcheidung durch die Richter wird behandelt (S. 96 ff). Dabei 
ſieht der Verfaſſer in der eingehenden Beichäftigung „mit den Geſetzen 
der einheitlichen Willensbildung in den menſchlichen Gemeinſchaften“ 
(S. 102) das Mittel zur Beſtimmung der Grundſätze, nach denen der 
Richter die Lücken des Geſetzes mit der Fullentſcheidung auszufüllen 
hat — „ausnahmsweiſe“ auch „gegen das Geſetz“ (S. 106) —, und er 
wünſcht „die Bildung einer neuen völkerpſychologiſchen Rechtsſchule an 
den Univerſitäten, die im Zuſammenhang mit der Geſchichte des Rechtes 
auch die Geſetzmäßigkeiten der menſchlichen Willens: und Normenbildung 
in den Bereich ihrer Forſchung zöge“ (S. 108). 

Ich kann es nicht unterlaſſen, noch auf die Übereinftimmung 
mit Tönnies allerdings viel weiter ausgebauten Gedanken hinzu⸗ 
weiſen. 

Haff nennt ihn zwar, aber nur als Herausgeber und Lebensdarſteller 
von Hobbes, kennt ihn alſo allem Anſchein nach als Verfaſſer von „Ge⸗ 
meinſchaft und Geſellſchaft“ leider nicht. 

In engem Zuſammenhang mit dem, was Tönnies Weſenwille 
und Willkür, neuerdings beſſer Kürwille nennt, ſteht Haffs Unter⸗ 
ſcheidung von Trieb⸗ und Zweckwollen, und die Trieb⸗ und Zweck⸗ 
einheiten haben deshalb auch nahe Beziehung zu den „Gemeinſchaften“ 
und den „Geſellſchaften“. Weiter berührt ſich die oben angegebene Be⸗ 
ſtimmung jedes Verbandes überhaupt und insbeſondere des Staates mit 
den Ansführungen von Tönnies darüber (S. 274): „Es ergibt ſih aus 
allen Vorderſätzen dieſer Erörterung, daß jede Korporation oder Verdindung 
von Menſchen ſowohl als eine Art von Organismus oder organiſchem 
Kunſtwerk, wie auch als eine Art von Werkzeug oder Maſchine aufgefaßt 
werden kann. Denn in Wirklichkeit iſt die Eſſenz eines ſolchen Dinges 
nichts anderes als beſtehender, gemeinſamer Weſenwille oder konſtituierte 
gemeinſame Willkür, beides nicht mehr in ſeiner Vielheit, ſondern in 
ſeiner Einheit begriffen und gedacht.“ 

Auch in der Unterſcheidung der Gewohnheit als einer Einzel⸗ 
erſcheinung von der Sitte und dem Brauch als einer Gemeinerſcheinung 
(S. 58 ff.) trifft er ſich mit Tönnies, der den Gemeinwillen in Sitte 
und Brauch letzten Endes im Einzelwillen der Gewohnheit begründet 
ſieht, (S. 251) und er trennt dieſe Sitte und dieſen Brauch wenigſtens 
von den „Konventionalregeln Stammlers“ (S. 62), genau wie Tönnies 
beide — als auf Weſenwillen beruhend — ſcharf ſcheidet von der Kon⸗ 
vention (S. 62), ſagen wir Übereinkunft, als der kürwill haften, ge⸗ 
ſellſchaftlichen Form des Gemeinwillens. 

Wie wichtig im übrigen bei dieſen pſy hoſoziologiſchen Unterſuchungen 
auch die ſoziopſychologiſchen Begriffe ſind, zeigen die Ausführungen 
Haffs über das „in der Maſſe befindliche Individuum“ 
(S. 32 f.), über den Unterſchied der Nachahmung von der bloßen 
zwangsmäßigen Wiederholung (S. 38 f.), aber auch von der Ein⸗ 
willigung und Zuſtimmung (S. 60 f.) oder der „Anerkennung“ 
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(S. 69), über die Bewußtwerdung des Gewohnheitsrechtes 
im einzelnen (S. 77), endlich über Befehl, Erlaubnis, „Ein⸗ 
ladung und Aufmunterung“ (S. 92). 

- Berlin Hans Lorenz Stoltenberg 


Schmidt, Max: Die Aruaken. Ein Beitrag zum Problem der 
Kulturberbreitung (mit einer Karte). (Studien zur Ethnologie und 
Soziologie, herausgegeben von A. Vierkandt.) Leipzig 1917, 
Veit & Comp. 8° 109 S. Geh. 3,50 Mk. 


Alfred Vierkandt kündet die Herausgabe einer Sammlung von ſelb⸗ 
ſtändigen Einzelabhandlungen an, die ſich „auf dem Grenzgebiet zwiſchen 
Völkerkunde und Geſellſchaftslehre bewegen ſollen, indem ſie völkerkundliche 
Stoffe unter ſoziologiſchen Geſichtspunkten verarbeiten“. Dem Stoffkreis 
fügt er die Methode bei. Ausgeſchloſſen ſoll ſein die „alte Methode 
der uferloſen Vergleichung“, es ſollen „nur die Tatſachen innerhalb 
relativ einheitlicher Kulturgebiete“ verglichen werden. 

Es ſollen an einzelnen Gegenſtänden abgehandelt werden: Familie 
und Erziehung, Recht und Sitte, Selbſthilfe und Krieg, politiſche Or⸗ 
ganiſation und Klaſſenweſen, Sippen und Männerbundgemeinſchaft, Ge⸗ 
meinſchaft und Tauſch bei der Ernährung, Bodeneigentum und Boden⸗ 
ſperre; von allgemeinen Zielen: Das Werden und Wachſen des Klaſſen⸗ 
ſtaates ſowie der Mechanismus und die geſellſchaftlichen Leiſtungen der 
Moral. Für die nächſten Arbeiten werden genannt: Ankermann⸗Berlin, 
Knabenhans Zürich und Vierkandt ſelbſt mit zwei Arbeiten Man kann 
dem verdienſtvollen Unternehmen nur alles Gute auf den Weg wünſchen. 

Die erſte vorliegende Arbeit von Max Schmidt iſt ein ausgeſprochener 
Beitrag zur materialiſtiſchen oder eigentlich beſſer ökonomiſtiſchen Ge⸗ 
ſchichtsauffaſſung. Die Motive der Ausbreitung der Kultur der Aruaken 
find rein ökonomiſch: Die Okkupation von Land, das zur Pflanzung ge⸗ 
eignet iſt, die Werbung der nötigen Arbeitskräfte und die Gelegenheit 
zur Beſchaffung der nötigen Produktionsmittel. Zur Erreichung dieſer 
Ziele ſchieben ſich die Aruaken auf feindlichem und friedlichem Wege als 
Herrenklaſſe über ihre umwohnenden Nachbarn, die ſie vermöge ihrer 
höheren Kultur in wirtſchaftliche Abhängigkeit von ſich bringen. An 
gewaltſamen Mitteln find vor allem der Kinder⸗ und Frauenraub all- 
gemein verbreitet. An friedlichen Mitteln kommen vor allem eine Reihe 
ſozialer Inſtitutionen in Frage, wie die des Mutterrechts, der Exogamie, 
der beſonderen Eheformen und endlich der Couvade. Schmidt erklärt 
ſehr annehmbar das Mutterrecht ebenſo wie die Exogamie dahin, daß 
ſeine Abſicht ſei, der Herrenklaſſe durch die Form der Verehelichung 
wirtſchafilich abhängige, d. h. alſo arbeitspflichtige Kräfte zuzuführen. 
Als äußeres Zeichen des Übertritts des Mannes in die Familie der 
Mutter dient die Couvade, während der der Mann ſich jeder wirtſchaft⸗ 
lichen Tätigkeit enthalten muß, d. h. wirtſchaftlich vom Sippenvorſtand 
vollſtändig abhängig iſt. Vom Mutterrecht ausgenommen iſt die Herren⸗ 
klaſſe. Bei ihr tritt an Stelle des Übertritts in die Familie der Frau 
die Kaufehe, bei der, wirtſchaftlich geſehen, der durch Nichtübertritt des 
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Mannes in die Familie der Frau entſtandene Ausfall an Arbeitskräften, 
d. h. alſo an wirtſchaftlichen Werten, durch Erlegung der Kaufſumme 
abgelöſt wird. Es handelt ſich hier alſo um Mittel zur Begründung 
einer Herrenſtellung, deren Zweck wiederum die Erringung eines arbeits⸗ 
loſen Einkommens iſt. Dabei iſt die Stellung der in wirtſchaftliche Ab⸗ 
hängigkeit Gebrachten eine durchaus gute. Die wirtſchaftliche Abhängigkeit 
ſchlie nicht aus, daß die äußere Form — denn nur um die kapn es 
ſich handeln, etwas anderes wäre ſinnlos; das kommt bei Schmidt nicht 
mit genügender Klarheit zum Ausdruck — der politiſchen Macht nicht 
mit an die Herrenklaſſe übergeht. Bewußt ſtellen die Aruaken den 
Mythen⸗ und xegendenglauben, d. h. die religiöſen Ideen, in den Dienft 
der Aufrechterhaltung ihrer Herrenſtellung. Ein intereſſanter Beleg für 
die Taiſache, daß die Religion ſehr oft ein Mittel der Herrenklaſſe zur 
Feſtigung ihrer Herrenſtellung iſt. 

Die Form der Ausbreitung der Aruakenkultur findet ſtatt in einem 
öfter wiederholten Herüberfluten von Kulturwellen, nicht aber in einer 
einmaligen Wanderung und Unterwerfung derjenigen Stämme, auf die 
die Aruaken treffen, d. h. alſo in der Form der Koloniſation. Die 
Differenzierungen der Aruakenkulturen ſind danach nicht durch ein Aus⸗ 
einanderfallen einer urſprünglich einheitlichen Kultur entſtanden, ſondern 
dadurch, daß ſich eine Kultur in wechſelnder Stärke und Wiederholungen 
über eine Reihe von verſchiedenen Stämmen ergießt, aus deren Kultur 
Elemente übernommen oder vernichtet werden, deren Sprache oft bei⸗ 
behalten wird oder allmählich wieder die Oberhand gewinnt, beſonders 
wenn die neu eingeſtrömte Schicht den Zuſammenhang mit ihrem ur 
ſprünglichen Kulturzentrum verloren hat. Auf dieſes Aufeinanderfolgen 
von Kulturwellen iſt die ſtufenweiſe Gliederung der Abhängigkeits⸗ 
verhältniſſe zurückzuführen, da immer die neu einſtrömende Schicht ſtärkſter 
Kultur die Träger früherer Wellen, deren Kulturſtärke durch die Loslöſung 
vom Zentrum abgeſchwächt up, zu ſich in ein neues Abhängigkeits⸗ 
verhältnis bringt. Inhärent iſt den Aruaks die Tendenz, aus höheren 
Kulturen Elemente zu übernehmen, die geeignet ſind zur Stärkung ihrer 
Herrenſtellung beizutragen, was allerdings die Auflöſung der Kultur zur 
Folge haben muß, in dem Augenblick, wo ſie mit der ſtärkeren euro⸗ 
päiſchen zuſammentrifft. 

In glücklicher Weiſe wendet Schmidt Vierkandts Teilung in weſent⸗ 
liche und unweſentliche Kulturgüter an zur durchaus annehmbaren Er⸗ 
klärung des Kulturwandels einzelner Kulturgüter, dem die Abſicht zugrunde 
liegt, dadurch die Aufrechterhaltung der Herrenſtellung zu ſtärken. Ent⸗ 
ſprechend ihrer Weſentlichkeit, kombiniert mit der Abſicht der Aruaken 
hinſichtlich der Wandlung der einzelnen Kulturgüter, erklärt ſich die auf⸗ 
fällige Ubereinſtimmung einzelner gegenüber der Verſchiedenheit anderer 
Kulturgüter. | 

Durch Ablehnung der Wanderungstheorie nimmt Schmidt der 
Kulturkreistheorie die Grundlage und tut ſie damit ab. 

Das leitende Prinzip Schmidts ſpaltet zwanglos und leicht den 
Tatſachenblock, deſſen bisherige Erklärungen aus Widerſprüchen nicht 
herauskamen. Man wird die Anwendung der Methode auf andere 
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Kultur freife” abzuwarten haben, ob die Hoffnung Schmidts berechtigt ift, 
das kulturhiſtoriſche Prinzip entdeckt zu haben, wonach in „der kon⸗ 
tinuierlichen Unterwerfung der kulturell unterlegenen Elemente, mithin 
in der Zweiteilung der Menſchheit in wirtſchaftlicher Beziehung in Herrſcher 
und Beherrſchte, die Wurzel eines jeden Kulturfortſchrittes zu ſuchen ſei“. 

Vorerſt kann man nur referieren. Das Buch iſt aber jedem Sozio⸗ 
logen zu empfehlen, beſonders da es die außerordentliche Annehmlichkeit 
beſitzt, am Schluß das Ergebnis in Theſen zuſammenzufaſſen. 

Berlin Fritz Foth 


Arthur: Zwiſchen zwei Welten. — Die Völkerbrücke 
des Balkan. Dresden⸗A. 1917, Heimat⸗ und Weltverlag. 160 S. 
Geh. 1 Mk. 


Das Büchlein will ein Beitrag und eine Werbeſchrift im weiteſten 
Sinne zu den anſtehenden weltpolitifchen Tagesfragen der jetzt durchlebten 
großen Zeit ſein. Sein billig gehaltener Preis ſowie die große Auflage 
von 5000 Stück beweiſt dieſe flare Abſicht. Obwohl für den Tagesgebrauch. 
geſchrieben, iſt es geeignet, nachhaltig zu wirken und für ſpäter durch 
gute Überſicht prägnanteſten Materials der Orientierung zu dienen. Um 
der vertretenen Sache willen, die der Verfaſſer mit großer Klarſicht und 
unermüdlichem Eifer in der Preſſe fördert, wäre ſolche Wirkung dem kleinen 
Werk zu gönnen. Dix tritt für ein erweitertes, in ſich geſchloſſenes und 
abgerundetes Mitteleuropa als wirtſchaftliche Grundlage und Feſtigung 
Deutſchlands nach dem Kriege ein, mit vorgelagertem, in die allen Teilen 
heilſamen wirtſchaftlichen Wechſelbeziehungen eingeſchloſſenen Gelände über 
den Balkan hinweg bis an den Perſiſchen Meerbuſen. „Berlin⸗Balkan⸗ 
Bagdad“ lautet der Kampfruf zu friedlicher Ausgeſtaltung der in ſolche 
harmoniſche Wirtſchaftsgemeinſchaft einbezogenen Länder. 

Der Verfaſſer unterzieht einer recht gründlichen Prüfung die von 
der Natur gegebenen Grundlagen zu gegenſeitiger Ergänzung und Förderung 
der in Frage kommenden Staaten bis zu ziemlich weitgehender Autarkie 
der neuen Gemeinſchaft. Auch Bie kulturellen und moraliſchen Kräfte der 
Teilhaber finden ihre Würdigung; vornehmlich iſt ſeine Gegenüberſtellung 
der als Teilhaber in Betracht kommenden Balkanſtaaten. Bulgarien 
und Rumänien in dieſer Hinſicht vorzüglich mit Material belegt und 
wird von jedem Kenner unterſchrieben werden. Der Gegenſatz zwiſchen 
dem von einer entnervten, paraſitären Oberſchicht ausgeſogenen und in Ver⸗ 
kümmerung verfallenen rumäniſchen Volk und dem kernhaften, aufſtreben⸗ 
den und in großer ſozialer Ebenmäßigkeit emporwachſenden Bulgarentum 
mit ſeiner geſunden Arbeitſamkeit iſt gut geſchildert und müßte in Deutſch⸗ 
land lehrreich wirken, wo man in weiten Kreiſen allzuwenig darüber 
weiß und bis zum Kriege leicht geneigt war, die ſo grundlegend ver⸗ 
ſchiedenen Balkanvölker als „Hammeldiebe“ über einen Kamm zu ſcheren. 

Nach dieſen aus eigener Anſchauung und mit gewichtigen Kenntniſſen, 
aber mit leichter Feder geſchriebenen Darlegungen gelangt man im dritten 
Abſchnitt zu dem durch originelle Gedankengänge wertvollſten Teil des 
Buches, der die Eigenart des Vierbundgebietes im Gegenſatz zu den ihm 
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auch nach Kriegsſchluß gegenüberſtehenden Weltmächten behandelt und 
fich auch mit der künftigen Verkehrspolitik befaßt, durch die die Zuſammen⸗ 
faſſung der Kräfte und die Förderung des inneren Säfteumſatzes Groß⸗ 
Miiteleuropas bewerkſtelligt werden ſoll. Das Typiſche erblickt Dix 
für ein alſo erweitertes Groß Mitteleuropa in feiner Mittel⸗ oder Zwiſchen⸗ 
lage. Nicht allein verkehrsgeographiſch, ſondern auch kulturell und wirt⸗ 
ſchaftlich wird ſich ein Sammelbecken und Vermititlungsgebiet herausbilden. 
Auch die politiſchen Folgen einer ſolchen Mittellage — aus der zwar 
eine reiche Befruchtung hervorgeht, die jedoch zugleich exponiert iſt und 
daher um ſo mehr einer wehrhaften Gemeinſchaft bedarf — finden 
ihre Würdigung. Kulturell erwartet Dix von dem Zuſammenfluß der 
mehr geruhſamen, gleichmäßigen öſtlichen Denkungsart und des ſtraffen, 
beweglicheren germaniſchen Tatendrangs eine ebenſo erſprießliche gegen⸗ 
ſeitige Ergänzung, wie ſie wirtſchaftlich gegeben iſt in dem Zuſammen⸗ 
wirken des Kapitalüberfluſſes und der hochentwickelten induſtriellen Qualitäts⸗ 
arbeit einerſeits und der zu gewärtigenden reichen Rohſtofferzeugung ander⸗ 
ſeits, für die der volksreiche Weſten der Gemeinſchaft einen geſicherten 
Markt bietet. In dieſer gegenſeitigen Gewährung aufnahmefähiger Märkte 
und geſicherter Zufuhr jeglichen Bedarfs, die vor allen Eingriffen feind⸗ 
licher Mächte und allen Keiltreibereien neidender Intrigen gefeit erſcheinen, 
ſieht der Verfaſſer die größte Wichtigkeit der entſtehenden Gemeinſchaft !. 
Der Iſlam, an deſſen Niedergang ſämtliche Staaten des Vielverbands, 
einſchließlich Italien, arbeiten, wird nicht allein wirtſchaftlicher Förderung 
und geiſtiger Modernifierung teilhaftig, ſondern fein ſtärkſter politiſcher 
Vertreter, die Türkei, gewinnt eine unmittelbare militär⸗politiſche An⸗ 
lehnung und einen ſoliden Rückhalt. Denn Rußland erdrückt ſeine 
Moslim; England geht, in der Sucht, ſeine Kolonialwege zu ſichern, auf 
ihre Atomiſierung und politiſche Entkräftung aus, — es kann auf 
ſeinen Routen keine erheblichen mohammedaniſchen Staaten dulden und 
zerrüttet ſie planmäßig zu den beliebten „kleinen Staaten“, als deren 
Beſchützer es ſich dann nach ausgeſäter Zwietracht um ſo müheloſer und 
eigennütziger aufſpielen kann. Rußlands Oſtkultur bedeutet beſtenfalls 
Lethargie; engliſch franzöſiſche Weſtkultur in ihrer haſtenden Geſchäftigkeit 
trägt Zerſetzung und Unterwerfung in fremdes Volkstum. Um ſeiner 
Ausbreitungspolitik über die ganze Welt willen zermalmt Britannien 
alles auf ſeinem Wege. Die neue Gemeinſchaft jedoch will und muß 
jedem Beteiligten vor allem volle Entwicklung ſeiner Eigenart gewähren; 
ſie kann es auch, weil es ihrem Kern nicht gilt, weltumſpannende 
Straßen zu entlegenen Ausbeutungsobjekten zu ſichern und alle auf⸗ 
ſtrebenden Machtgebilde „aus dem Wege zu räumen“, fie vielmehr 
ein Intereſſe hat, die ihr zugehörigen Teilhaber und unmittelbaren An⸗ 
lieger ſtark genug zur eigenen Abwehr zu wiſſen. — Das etwa ſind 
die etwas paraphraſierten Gedankengänge Dix in dieſem Kapitel, wie 
er denn verſteht, viele Zuſammenhänge aus der geographiſchen Geſtaltung 


1 Auch ethiſche Befruchtung verſpricht ſich Dix aus dieſer Mittelftellung: 
„Den kommuniſtiſchen Geiſt des Ruſſertums und dem extrem ⸗individualiſtiſchen 
Geiſt des Britentums ſtellt ſich der freie Gemeinſchaftsſinn entgegen.“ 
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herzuleiten. Der Abſchnitt erörtert ferner das Wegeproblem. Schon in 
dieſem Kriege waren die Punkte hitzigſten Zuſammenpralls die Wege⸗ 
kreuzungen: Bagdad und Konſtantinopel. Beide würden aus dem Kriege 
geſichert hervorgehen; geſichert vermöge Umlagerung und Einbeziehung 
durch eine kompakte, von gemeinſamem Güteraustauſch lebende Länder⸗ 
mate, Dieſes Landmafjiv hätte aber, um der Umwege feines Verkehrs 
über gefährdete Außenwege enthoben zu ſein, ſelbſt ein Wegeproblem zu 
löſen: den Ausbau von Binnenſtraßen, ſowohl durch Schienenſtränge als 
auch durch Kanalſyſteme. Auch hierin wird die Mittellage wirkſam! 
Zwiſchen Schelde, Memel und Donau, zwiſchen Schwarzem Meer und 
Oſtſee ſind Kanalverbindungen herzuſtellen bzw. die Hauptſtröme aus⸗ 
zubauen als innere, für jeden Feind unantaſtbare Verkehrsſtraßen. Das 
iſt berufen, mehr als alles andere die friedlichen Beziehungen zu feſtigen 
und außer allem Bereich feindlicher Angriffe zu halten. Dix prägt in 
ſeiner treffſicheren Art die geſchickten Merkworte: „Von Metz bis Kowno, 
von Antwerpen bis Ruſtſchuk“; oder weiterhin: „Maas⸗Memel⸗Maritza“. 

Im nächſten Kapitel, das die beſte volkswirtſchaftliche Studie ent⸗ 
hält, geht Dix näher auf den wirtſchaftlichen Austauſch zwiſchen den 
öſtlichen und weſtlichen Gliedern der keimenden Gemeinſchaft ein. Das 
muß im einzelnen nachgeleſen werden. Ein großes Zahlenmaterial der 
internationalen Handelsſtatiſtik findet ſich vor und iſt in lehrreicher Weiſe 
zuſammengeſtellt. Daraus leitet Dix ab, daß bei ſyſtematiſchem Ausbau 
der Hundelsbeziehungen zwiſchen den Gemeinſchafisländern ſowie einigen 
entſprechenden Begünſtigungen gewiſſer Konſumverſchiebungen eine weit⸗ 
gehende Bedarfsdeckung innerhalb des erweiterten Mitteleuropa erreichbar 
würde. Für Deutſchland ließe ſich zum Beiſpiel die Einfuhr gewiſſer 
Warenkategorien von 2 560 Mill. Mk. im Jahre 1913 auf etwa 
1600 Mill. Mk. von außerhalb der Gemeinſchaftsländer abſenken, weil 
für den Reſt das neue Verbandsgebiet einſtände. Eine wirtſchaftliche 
Abhängigkeit dieſes Verbandes vom Auslande beſtehe im weſentlichen 
nur noch bezüglich rein tropiſcher Produkte und einiger Metalle. Ins⸗ 
beſondere könnte die Abhängigkeit von Nordamerika, deſſen Ausfuhr nach 
Deutſchland ſeine Einfuhr von eben daher um eine Milliarde Mark 
überwiegt, fo weit gemindert werden, daß Einfuhr und Auefuhr fic die 
Wage halten. Dabei ſtützt ſich Dix auf die Statiſtiken der Friedenszeit 
und läßt die hochgeſpannten, vielleicht überſpannten, jedenfalls voreiligen 
Hoffnungen auf Meſopotamien auf ſich beruhen. 

Das Dix ſche Buch will vom politiſchen Standpunkt, nicht vom 
wiſſenſchaftlichen gewertet fein. Es iſt als ein zu großen Taten an⸗ 
feuernder Weckruf gedacht. Trotzdem enthält es gewichtiges und gut ge⸗ 
ſichtetes Material und erweiſt ſich darin jeder wiſſenſchaftlichen Nach⸗ 
prüfung gegenüber durchaus ſtichhaltig. Dergeſtalt in Form und Faſſung 
populär im beſten Sinne und mitten im Kriegsgetümmel geſchrieben, möge 
es dazu beitragen, in weiteren Schichten die Blicke auf Deutſchlands ge⸗ 
waltige Friedensaufgaben zu lenken, welienweite Geſichtskreiſe zu ge⸗ 
winnen, „in Erdteilen denken“ zu lehren. Der Verfaſſer hat auch hier 
ſein beſonderes Geſchick für folche Aufgabe bewieſen. Er verfügt über 
die hierzu nötige Handlichkeit des Stils und verſteht es, ſeinen gediegenen 
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Kenntniſſen typiſche Beiſpiele zu entnehmen und fie zu gut durchdachten 
eigenen Gedanken zu verarbeiten. Er wirft ſie nun mit der Wucht der 
erſten 5000 Exemplare in die Maſſen — es liegt im Intereſſe Deutſch⸗ 
lands, daß ihm der Wurf wohlgelinge. 

Berlin E. Jenny 


Junge, Reinhard: Das Problem der Europäiſierung orien- 
taliſcher Wirtſchaft, dargeſtellt an den Verhältniſſen der Sozial⸗ 
wirtſchaft von Ruſſiſch⸗Turkeſtan. (Erſte außerordentliche Veröffent⸗ 
lichung des Archivs für Wirtſchaftsforſchung im näheren Orient. 
Erſter Band.) Weimar 1915, Guſtav Kiepenheuer. 80. XLI u. 
511 S. Geb. 8 Mk. 


Was der verdienſtvolle Herausgeber des genannten Archivs mit 
ſeiner publiziſtiſchen Tätigkeit erſtrebt, — er weiſt es uns durch dieſen 
erſten Band ſeiner weitgeſpannten Unterſuchung, mit dem er die Reihe 
der außerordentlichen Veröffentlichungen anhebt. Obwohl ein weiterer 
großer Band erſt den weitgeſteckten Rahmen des Werkes ausfüllen ſoll, 
ſo verlohnt ſich ſchon jetzt ein Hinweis auf die Arbeit; einmal um der 
Aktualität der behandelten Probleme willen — denn Junge behandelt 
Turkeſtan ſtets und überall nur als Schulbeiſpiel für die überall 
im näheren Orient vorliegenden Aufgaben, und dem Verſtändnis 
der Deutſchen für orientaliſche Weſensart kann angeſichts der an⸗ 
ſtehenden Betätigungsmöglichkeiten nicht raſch genug nachgeholfen 
werden —; dann, weil zu befürchten ſteht, daß jetzt im Kriege viel 
Zeit verſtreichen dürfte, bis der nächſte Band uns beſchert ſein wird. 
Wir nehmen daher, ſo geſpannt wir auch des Abſchluſſes des Werkes 
mit den verſprochenen letzten Urteilen und Schlußforderungen harren, 
dankbar zunächſt den erſten Teil hin, aus dem wir reichlich lernen können. 
Lernen können zunächſt, wie eine ſolche, bisher noch kaum in dieſer Klar⸗ 
heit erfaßte und geſtellte Aufgabe in Angriff zu nehmen iſt; aber auch 
lernen können in bezug auf das behandelte Problem ſelbſt. In erſterer 
Hinſicht iſt methodologiſch die uns beſchäftigende Angelegenheit muſter⸗ 
gültig angefaßt, der ſyſtematiſche Aufbau meiſterhaft klar durchgeführt. 
Er ſchreitet, von den Naturverhältniſſen beginnend, über den hiſtoriſchen 
Werdegang der aus ihnen erwachſenen Kulturen weitergehend und die 
politiſche, ſoziale und wirtſchaftliche Geſtaltung verfolgend, zu einer ein⸗ 
gehenden Studie der heute vorliegenden Probleme vorwärts. Eines ent⸗ 
wickelt ſich immer mit deutlicher Folgerichtigkeit aus dem anderen heraus, — 
zugleich eine treffliche Darlegung der uns ſo fremdartig anmutenden Zu⸗ 
ſammenhänge. Das Gegenſtändliche findet feine vollſte Würdigung — das 
Tatſachenmaterial iſt auch für denjenigen, der ſich praktiſch wie theoretiſch 
mit den Dingen befaßt hat, überaus lehrreich und vollſtändig —; aber 
auch dem Grundſätzlichen wird nachgegangen, und manche feine Analyſe 
fördert wichtige Zuſammenhänge zutage. Vor allem ſind die grund⸗ 
legenden Schwierigkeiten, die Widerſprüche und mißverſtändlichen Auf⸗ 
faſſungen, vorzüglich herausgearbeitet, wie ſie ſich bei der Begegnung 
zweier ſo gegenſätzlicher Kulturen unvermeidlich immer ergeben und leider 
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fo ſelten klar begriffen, ja oft nicht einmal dunkel empfunden werden. 
Hier Wandel zu ſchaffen, iſt das praktiſche Ziel Junges; auf dem 
Wege zu demſelben ſchafft er unerſchöpfliches Material zu theoretiſchen 
Unterſuchungen. . 

Dieſe Doppelſeitigkeit iſt das Wertvollfte an dem Buch. Cine 
Vereinigung von weitreichenden Kenntniſſen, geſchultem wirtſchaftshiſtoriſchen 
Sinn mit eigener Anſchauung eines helläugigen Beobachters. Freilich 
wird die praktiſche Wirkung beeinträchtigt durch den mächtigen Umfang 
des Werkes. Es wäre erwünſcht, daß ein Sehender wie Junge, der 
die Vergangenheit durchforſcht hat, die Gegenwart gründlich kennt und 
die Zukunft überblickt, ſeine Kenntniſſe, Warnungen und Mahnungen in 
handlicherer Form für alle diejenigen faſſen würde, die als Praktiker zur 
Rolle weſtlicher Kulturpioniere im Oſten beſtimmt ſind. Das viele Be⸗ 
herzigenswerte, das der Verfaſſer uns zu bieten weiß, in die Form eines 
Vademekum für alle ſich im Orient Betätigende gebracht, wäre eine 
Wohltat für viele und eine höchſt wünſchenswerte Förderung unſerer 
künftigen Beziehungen zu den Ländern des Iſlams. Denn dem raſch 
zugreifenden, tatenfreudigen Praktiker iſt das vorliegende Werk nicht allein 
zu umfangreich, ſondern vielfach auch zu umſchweifig, umſtändlich. 
Mancherlei Wiederholungen ergeben überflüſſige Längen, und der Stil 
iſt oft ſchlimm verſchachtelt, was leider der Lesbarkeit Abbruch tut für 
denjenigen Leſer, der nicht erſt ſchwer „ackern“ mag. Sehr gemildert 
werden dieſe kleinen Nachteile — um wieder zu unumwundenem Lobe 
zurückzukehren — durch die treffliche Gliederung im Aufbau, wodurch die 
Über ſichtlichkeit ſehr gewinnt. 

Der Verfaſſer geht ſo zu Werke, daß er Turkeſtan als Demon⸗ 
ſtrationsobjekt vornimmt und mittels ſubtilſter Unterſuchung die all⸗ 
gemeinen Geſetze, die ſich beim Zuſammenprall zweier heterogmer Kul⸗ 
uren geltend machen, herausdeſtilliert. Das erkorene Land iſt hierzu 
ſehr zweckdienlich gewählt, da Turkeſtan die verſchiedenſten Kultur⸗ 
und Wirtſchaftszuſtände türkiſcher Stämme nebeneinander aufweiſt: alt⸗ 
anſäſſigen Landbau, gewerbliche Stadtkultur, ſteppenſtreifendes Nomaden⸗ 
weſen. Nacheinander unterzieht er der Unterſuchung, nach einer allgemeinen 
Schilderung der geographiſchen, klimatiſchen und ſozialen Verhältniſſe 
und einer geſchichtlichen Uberfidt, die Garten mit ihrer hochentwickelten 
Oaſen⸗Territorialkultur, die Kirgiſen mit ihrer Nomadenwirtſchaft in 
mehreren Abſtufungen, und die halbnomadiſchen, räuberiſchen Turkmenen 
mit ihren Einſprengſeln beginnender Oaſenwirtſchaften. Zeitlich teilt 
Junge den Stoff zwecks geſonderter Unterſuchung in die Zeit bis zum 
Eingreifen der Ruſſen, d. h. bis zur Vollentwicklung der Usbekenwirtſchaft, 
dann in die Periode der erſten Berührung mit den Ruſſen von 1885 
bis 1900, gekennzeichnet durch die Behandlung des Landes als Fremd⸗ 
land (Kolonialgebiet), und drittens in die neueſte Zeit, die der engeren 
Einbeziehung des Landes in die ruſſiſche Geſamtwirtſchaft und der tieferen 
kulturellen Durchdringung. Dieſe Periode iſt dem 2. Bande vorbehalten, 
und da ſie die intereſſanteſten Probleme birgt, ſpannt ſich die Erwartung 
recht ſehr darauf. 

Wir werden dieſer Abſicht des Verfaſſers gern folgen, wonach er 
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in Turkeſtan nur einen Teilausſchnitt des Hauptproblems erblickt, nämlich 
den Wirkungen des erſten Zuſammenpralls und des Ineinandergliederns 
der weſtlich⸗chriſtlichen und der mohammedaniſch⸗ orientaliſchen Kultur. 
Wir werden demgemäß uns verſagen, dem reichhaltigen Material nach⸗ 
zugehen, das dieſe zu einer großangelegten Monographie Turkeſtans aus⸗ 
gewachſene Arbeit darbietet. Unſere Ausbeute für eine Beſprechung 
wird ſchon reichlich genug ausfallen, wenn wir bloß dasjenige heraus⸗ 
greifen, was von Allgemeingültigkeit für alle oben charakteriſierten Kultur⸗ 
begegnungen erſcheint. 

Vorweg ſucht unſer Führer ſich auseinanderzuſetzen mit der ver⸗ 
ſchiedenen Artung des Sachgüterbeſchaffungstriebes bei uns und den 
Orientalen. Durch fie wird die Stellung der Völker zum Gütererwerb 
und zur Wirtſchaftshaltung ſehr weſentlich beeinflußt. Er beanſprucht 
für den Orientalen eine andere pſychologiſche Veranlagung; als Haupt⸗ 
antrieb will er die „Sucht nach Anerkennung“ aufgefaßt wiſſen, die eine 
Art erweiterter Eitelkeit ſowohl in bezug der tatſächlichen Macht des Be⸗ 
ſitzes als der zur Schau getragenen Wohlhabenheit darſtellen ſoll. Hinter 
dieſem Treibmittel ſtehen Aufſpeicherungsdrang und Betätigungsbedürfnis 
als Motive zu wirtſchaftlicher Arbeit weit zurück. Ungleich beſſer ge⸗ 
lungen als dieſe etwas weitläufige Umſchreibung eigentlicher äußerlicher 
Eitelkeit und recht gewöhnlichen Dünkels auf Reichtum und deſſen ſoziale 
Geltung innerhalb einer im Grunde demokratiſchen Geſellſchaftsverfaſſung 
iſt die Deutung, welche Junge dem Einfluß politiſcher, und zwar vor⸗ 
nehmlich ſteuerlicher Umſtände auf die Geſtaltung des Erwerbſinnes gibt. 
In dieſem Punkte ſind ſeine feinen Ausführungen geradezu grundlegend 
für das Verſtändnis der wirtſchaftlichen Inſtinkte der Orientalen. Wo 
eine ſich als Selbſtzweck erachtende, die dauernde Wohlfahrt der All⸗ 
gemeinheßt mißachtende Deſpotie ſchlechthin jeden ſichtbaren privaten Mehr⸗ 
erwerb wegſteuert, da muß der Erwerbstrieb zurückgeſtaut oder doch in 
Bahnen gelenkt werden, die zu einem Krypto⸗ Reichtum leiten. In den 
breiten Maſſen verfällt der Erwerbstrieb unrettbar der Verkümmerung; in 
den oberen Schichten ergeht er ſich in Heimlichkeit, in verborgener The⸗ 
ſaurierung. Freie, im Schaffenswillen frohe Ausbreitung der Einzel⸗ 
wirtſchaft, wie die weſtliche Luft ſie erzeugt, kann nicht aufkommen. 
Die Erklärung der (nach unſeren Begriffen) eigenartigen Verbildung des 
Wirtſchaftſinnes bei den Orientalen in ihrer ungeheueren Tragweite iſt 
von Junge meiſterhaft gegeben und verdient höchſte Beachtung. Denn 
gerade in dieſem Punkte ſtoßen bei wirtſchaftlichen Begegnungen beider 
Kulturen zwei gegenſätzliche Weltauffaſſungen aufeinander. Gerade hier 
geht dem weſtlichen Wirtſchaftspionier jedes Verſtändnis ſo ſehr ab, daß er 
einfach die ihm gewohnten Motive beim Orientalen vorausſetzt; und hieraus 
entſpringen die bedenklichſten Fehlgriffe in der Behandlung der neuen 
Kontrahenten und die ſchlimmſten Fehlrechnungen für die neuen Unter⸗ 
nehmungen. Zugleich liegt in dieſer grundlegend anderen Pſyche auch die 
Löſung für jenes uns ſo rätſelhafte Verhalten der Orientalen in Wirtſchafts⸗ 
fragen, das uns als Indifferentismus, Quietismus, unerklärliche Geruhſamkeit, 
oft geradezu Faulheit anmutet. Ebenſo richtig begründet Junge mit den 
angeführten Eigenſchaften und ihrer Entſtehung aber auch ſeinen energiſchen 
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Widerſpruch gegen die oberflächliche Behauptung, die immer wiederkehrt 
bei flüchtigen Beobachtern des Orients: der Iſlam ſei wirtſchaftshemmend, 
arbeiis feindlich und akapitaliſtiſch. An ſich iſt er es nicht. Jene flüch⸗ 
tigen und mißdeutenden Beurteiler überſehen die ſozialen und politiſchen 
Urſachen, die ihn oft als ſolchen erſcheinen laſſen. In Verkennung der⸗ 
ſelben erſtreben ſie dann ein übereiltes und rückſichtsloſes Niederbrechen 
der gewordenen Kulturverhältniſſe, anſtatt eine dem Beſtehenden Rechnung 
tragende beſſernde Wandlung anzubahnen. Daß es dann bei ſolch 
mangelndem Verſtändnis zu heftigen Zuſammenſtößen kommt und der 
religiöſe Fanatismus bei der Gegenwehr aufgeſtachelt wird, liegt auf 
der Hund. Junge ſrügt dieſe Verſtändnisloſigkeit, die oft in Nichtachtung 
ausarıet, aufs ſchwerſte, und mit vollem Recht. Denn ftatt einer Ver⸗ 
ſchmelzung und gegenfeitigen Befruchtung zweier Kulturen kommt es zu 
tiefempfundenem Gegenſatz und offener Auflehnung der einen gegen die 
andere. Wie denn Junge überhaupt viel Beherzigenswertes Über das 
Verhalten des auf den geruhſamen Orient anſtürmenden geſchäftigen 
Weften zu ſagen weiß. Gerade dieſe Ratſchläge und gründlicher Er⸗ 
kenntnis entſpringenden Verhaltungsmoximen wünſchte man gern popu⸗ 
lariſiert zu ſehen; ſie beſitzen heute das lebhafteſte aktuelle Intereſſe. 
Vor allem iſt lehrreich für beſſeres Eingehen auf den Orientalen, 
was Junge zur Erklärung jener abſonderlichen Gemächlichkeit im Handels⸗ 
verkehr zu ſagen weiß, die uns Weſtländer ſo eigenartig berührt. Steht 
fie doch in ſchroffſtem Wider ſpruch mit Auffaſſungen, die unſerem Verkehr 
in Fleiſch und Blut übergegangen ſind; daß nämlich Zeit — Geld ſei, 
daß Ware dem Händler lediglich Mittel zum Zweck des Verdienens dar⸗ 
ſtelle und als Endziel für den Händler die größtmögliche Anhäufung 
von Gewinnen Geltung habe. Das alles begreift der Orientale nicht. 
Vollends bleibt ihm die Maxime vom „großen Umſatz und kleinen 
Nutzen“ unverſtändlich, nach welcher der weſtliche Kaufmann jenem End⸗ 
zweck zuſtrebt. Der Orientale ſucht im Handel ganz andere Ziele. Haſt 
iſt ihm zuwider. Sucht er doch nicht ſowohl raſche Bereicherung, als daß 
er vielmehr noch vom Begriff der „Nahrung“ beſeelt iſt, die aus ſeinem 
Geſchäft, feinem erſeſſenen Platz im Baſar ufm. zu ziehen ihm beftimmt 
iſt. Dies vollzieht ſich ohne Unruhe und aufgeregte Eile, in ſicherer 
Gemächlichkeit. Und dieſe wieder geſtattet ihm, die Gegenſtände ſeines 
Handels nicht als unperſönliche, baldmöglichſt umzuſchlagende Ware zu 
betrachten, ſondern ſich zu ihnen in eine perſönliche Beziehung zu ſetzen, 
welche Freude, Stolz, pflegliche Sorgfalt zu den unter feine Obhut ge- 
ratenen Dingen zu empfinden fähig iſt. Noch ansgeprägter als dieſe 
Genugtuung am Beſitz beſonderer Stücke oder Gattungen wirkt auf die 
Individualiſierung des einzelnen Handelsabſchluſſes ein von Junge 
trefflich geſchildertes pſychologiſches Moment, welches tatſächl ich geeignet 
iſt, in dieſer guten Darſtellung uns manches ſonderbare Verhalten der 
orientaliſchen Handelsbräuche näher zu bringen. Es iſt eine Freude am 
Handelsgeſtäft an ſich, eine faſt ſportartige Genugtuung über das be⸗ 
wieſene Geſchick, über erfolgreiche Meſſung der Gewandtheit, die ſowohl 
innere Befriedigung wie äußere Anerkennung verleiht. Dieſe Erklärung 
Junges beruht auf vorzüglicher Beobachtung; ſie erſcheint mir bei aller 
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Neuheit durchaus einleuchtend und löſt mir nachträglich eine Menge 
Rätſel eigener Eindrücke in völlig zureichender Weiſe. Der Orientale 
beſitzt, nach Junge, völlig unabhängig von der Gewinnſucht, einen 
Hang zum Handel, eine Freude an dem Vorgang des Geſchäftes ſelbſt, 
die er auszukoſten liebt. Ein „glattes Geſchäft“ iſt dem öſtlichen Händler 
darum oft gar nicht erwünſcht, weil es ihn um dieſes „Handelsſpiel“ 
bringt. Junge hätte noch hinzufügen können, daß ſich aus der vornehmen, 
ruhigen Gemeſſenheit, die das erſte Erfordernis der umſtändlichen Etikette 
‚tft, ſtets eine umſchweifige Verzögerung des Geſchäfts ergibt, die dem 
Europäer auf die Nerven fällt, dem Orientalen aber bei der hermetiſchen 
Abgeſchloſſenheit ſeines häuslichen Lebens die Befriedigung ſeines Ge⸗ 
ſelligkeitstriebes gewähren muß. Der Verfaſſer erwähnt denn auch an⸗ 
läßlich ſeiner feinſinnigen Erörterung des Baſarbetriebes ſehr richtig, 
wie der Baſar eine ähnliche Rolle ſpielt wie die Agora der Griechen. 
Weiterhin finden wir dargeſtellt, wie dieſe Beſchaulichkeit aufgerüttelt 
wird beim Zuſammenſtoß mit den weſtlichen Verkehrsformen und deren 
haſtenden Wettbewerb. Zeit wird nun zu Geld, das Geſchäft verliert 
ſeine Beſeelung, ſein Sinn verſchiebt ſich in die Erlangung objektiven 
Profits. Es vollzieht ſich ein Umbruch des alten Handelsgebarens. 

Damit wird auch eine andere Seite des Lebens der Eingeborenen 
angetaſtet. Ihre vollendete Lebensharmonie, die keine Einſeitigkeit kennt, 
wie ſie bei uns überwiegend auf materielle Bedürdniſſe gerichtet iſt, gerät 
ins Wanken. Die Harmonie der Lebensauffaſſung, die in ihrer eben⸗ 
mäßigen Abrundung fo viele andere Bedürfniſſe umfaßt, wird geſprengt. 
Kulturelle Verödung greift Platz. Das einzelne Geſchäft aber verliert 
das Gefühlsmäßige und Individuelle, wird objektiviert und zugleich 
„entſeelt“). Die Geſamtwirtſchaft jedoch, die im Orient zu einer weit⸗ 
gehenden Ausgeglichenheit gelangt iſt, wird durch die Berührung mit 
weſtlichen Methoden allmählich aus ihrem Gleichgewicht gedrängt. Denn 
dieſe neuen Einflüſſe bedingen Erweckung neuer Bedürfniſſe, zerſplittern 
die urſprüngliche wirtſchaftliche Geſchloſſenheit, lockern durch neue Kredit⸗ 
arten das alte Gefüge auf und bringen den Fluß von Handel und 
Wandel in anderen Lauf. 

Den weſtlichen Kreditarten ſchreibt Junge ſehr richtig einen be⸗ 
ſonders zerſetzenden Einfluß auf das alte Wirtſchaftsſyſtem zu, für das 
ſie zunächſt nicht taugen. Der beim Orientalen unbedingt gefeſtigte Treu 
und Glaube hält den neuen, mißverſtandenen Formen des Zahlungs» 
verkehrs ſo wenig ſtand wie die Bedürfnisloſigkeit den vom weſtlichen 
Handel aufdringlich dargebotenen neuen Genußgütern. Häufig wird um 
ſolcher Augenblicksgewinne willen durch den europäiſchen Handel ein un⸗ 
ſchätzbares Kapital an orientaliſcher Ehrbarkeit vertan, indem planmäßig 
eine allzu raſche Uberſchwemmung mit neuen Waren erſtrebt wird und 
die von den Orientalen mißverſtandenen Kreditmethoden dieſer Ausbreitung 
Vorſchub leiſten ſollen. Die Träger der weſtlichen Wirtſchaft find meiſt 
völlig verſtändnislos für die Denkungsweiſe der Orientalen, gehen nicht 
auf deren erprobte Methoden ein und fallen zuletzt meiſt ſelbſt ihrer 
überſpannten Kreditwirtſchaft zum Opfer. — Das alles iſt von Junge vor⸗ 
bildlich für neue Kulturpioniere behandelt. Daß obendrein der Europäer 
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oft nicht der Verſuchung des Wuchers — dem orientalifden Erbübel — zu 
widerſtehen vermag, macht die Zahl tiefgreifender gegenſeitiger Miß⸗ 
verſtändniſſe nicht geringer. Ein einſeitiger händleriſcher Raub⸗ 
bau an dem neuzuerſchließenden Lande ſeitens der weſtlichen Kultur iſt 
die unausbleibliche Folge. Dies haftet vornehmlich den engliſchen 
Ausbeutungsmethoden im ganzen Orient an. Auch Rußland geht übrigens 
in Perſien ähnlich vor. 

Junge läßt es ſich beſonders angelegen ſein, die Vorgänge bei 
dieſer Art Raubbau zu erläutern. Zunächſt pflegt der Orientale, eben 
infolge von Gefallſucht und „Trieb nach Anerkennung“, der Verſuchung 
der ihm aufgedrängten Einfuhrgüter ſo wenig widerſtehen zu können, 
daß er nicht nur keine Erſparniſſe macht, ſondern ſogar ſeinen Beſitz an 
koſtbarem alten Hausrat veräußert; alſo angeſammeltes Kapital gegen 
Verbrauchsgüter umtauſcht, neues Kapital aber nicht anſammelt, was 
auf eine Verarmung hinausläuft. Zum anderen wird die Erzeugung 
beſtimmter Ausfuhrgüter einſeitig begünſtigt und bis zu ſchwindel⸗ 
haftem, unwirtſchaftlichem Raubbau geſteigert, die Wirtſchaftsharmonie 
dadurch umgeworfen, die Ausfuhrſtraßen unter Vernachläſſigung des Aus⸗ 
baues der inneren Verkehrswege entwickelt. Bei dem Hang der Be⸗ 
völkerung zum Handel wird letzterer zu krankhafter Überbildung verleitet, 
unter Einſchaltung viel zu zahlreicher Zwiſchenglieder auf Koſten der 
Produzenten. Hierbei ſpielt die Ausgeſtaltung des Kredits eine bedenk⸗ 
liche Rolle. Dergeſtalt, daß bei mangelndem Kleinkredit das wucheriſche 
Agententum großgezüchtet wird und die Erzeuger dank ſolcher Forcierung 
der dem Exporteur erwünſchten Produktion zwar immer mehr Güter an⸗ 
liefern, aber unter der ausmergelnden Peitſche des Wuchers ſehr bald 
einer Abhängigkeit verfallen, die weit ſchlimmer und verwüſtender wirkt 
als die ehemalige Verſklavung an die Steuerpächter. Der Verfaſſer 
exemplifiziert diesbezüglich auf die ungeſunde Steigerung der Baumwoll⸗ 
kultur durch die Ruſſen in Turkeſtan, von der er eine muſtergültige 
Schilderung gibt. Er belehrt uns darin, wie mittels einer verfehlten 
Kreditorganiſation der Baumwollbau krankhaft überſpannt und über⸗ 
bildet ward, dafür aber viele andere Kulturzweige der Verkümmerung 
anheimfielen und die einſtige Ausgeglichenheit der einheimiſchen Wirt⸗ 
ſchaft in ſcharfe Gegenſätzlichkeiten zerbarſt. 

Hervorgehoben zu werden verdient die Darlegung des verderblichen 
Einfluſſes der orientaliſch deſpotiſchen Regierungsmethoden nicht allein 
auf die materielle Wohlfahrt, ſondern auch auf den Wirtſchaftsſinn des 
Volkes. Beſonders in der Steuerpolitik, die ſtändig die Einzelwirtſchaft 
auf das Exiſtenzminimum niederdrückt, liegt das ſchwerſte Verhängnis 
für die orientaliſche Volkswirtſchaft. Junge geht der Entſtehung des 
Krebsſchadens der Steuerpacht nach bis zum alttürkiſchen Syſtem des 
Steuerlehens, wobei er auf den gründlichen Ausführungen Beckers in 
der Zeitſchrift des Iſlams fußt. Für das betrachtete Land weiſt Junge 
ebenfalls trefflich nach, wie jene mit dem Steuerhebungsrecht belehnten 
Großen und ihre Nachpächter jede wirtſchaftliche Regſamkeit im 
Keime erſtickten und jene Apathie erzeugten, die der Europäer als wirt⸗ 
ſchaftliche Unfähigkeit auszulegen geneigt iſt. Junge ſtellt es auch 


512 Beſprechungen [2192 


mit Recht für den Aufſchwung jedes orientaliſchen Staatengebildes als 
erſtes Erfordernis nächſt der Schaffung billigen Kleinkredits hin, dieſem 
erdrückenden Steuerwucher durch Reformen ein Ende zu ſetzen. Die 
ſchlimmſte Bedrückung während der Ausartung des weſilichen Feudal⸗ 
weſens reicht entfernt nicht an die rückſichtsloſe Ausbeutung heran, mit 
der jenes orientaliſche Steuerlehen die produzierenden Stände ausſaugt; 
weil nämlich den Steuervampyren nur die Boden rente, und dazu 
meiſt auf ungewiſſe Zeit ausgeliefert tft, fo daß der Cteuerpadier nicht 
das geringſte Intereſſe an Erhaltung der Bodenkraft gewinnt und keine 
Rückſicht ihn von Verwüſtung der Pertinenzen des Grundbeſitzes, ein⸗ 
ſchließlich der menſchlichen Arbeitskraft, zurückhält. 

Wir müſſen es uns mit dieſen flüchtigen Andeutungen einiger 
herausgeriſſener Einzelprobleme genügen laſſen. Die Wiedergabe des 
Grundproblems, das wir nur ſtreifen konnten, mag vorbehalten werden 
bis zu jenem Moment, da der Schlußband vorliegen und Junge ſelbſt 
die Endergebniſſe ſeiner Unterſuchungen gezogen haben wird. Aus hundert⸗ 
fältigen, höchſt anregenden Darlegungen ſieht man ſie bereits durchleuchten. 
Mögen die verſprochenen weiteren Studien über das behandelte Problem 
für andere Länder des Iſlams bald folgen. — Der erſte Band über 
Turkeſtan beſchert uns jedenfalls zunächſt eine ganz vorzügliche und ein⸗ 
gehende Schilderung von Land und Leuten, Handel und Wandel; von 
der Zeit völliger Unberührtheit von weſtlichen Einflüſſen bis zu dem 
Augenblick, da nach einer Zwiſchenperiode der Behandlung als koloniale 
Außenbeſitzung Rußland beginnt, ſich das Land wirtſchaftlich und politiſch 
enger einzugliedern. Es iſt ein Band voller Bildhaftigkeit, guter Ge⸗ 
danken und höchſt erwünſchter Anregungen für neue Forſchung und 
praktiſche Wirkſamkeit deutſcher Arbeit im Orient. 


Berlin E. Jenny 


Sax, Emil: Der Kapitalzins. Kritiſche Studien. Berlin 1916, 
re Springer. 8°. 1249 S. Geh. 6 Mt. 


Die Arbeit iſt zum großen Teil, ja überwiegend, eine kritiſche Aus⸗ 
einanderſetzung mit der Zinslehre Böhm⸗Bawerks. Ein für den Autor 
ſchmerzliches, im Intereſſe der Wiſſenſchaft beklagenswertes Geſchick hat durch 
den kurz vor dem Erſcheinen des Werkes erfolgten Tod des öſterreichiſchen 
Gelehrten diejenige Feder zum Stillſtand gebracht, die am eheſten be⸗ 
rufen war, zu dieſen in eindringender Schärfe erhobenen Angriffen gegen 
die Fundamente und die Durchführung jener Lehre Stellung zu nehmen. 
Die Anhänger der Lehre Böhms werden ſicherlich nicht an dieſem Werk 
vorübergehen können, ſobald eine ruhigere Geftaltung der Zeitverhälmiſſe 
wieder die Möglichkeit und den Sinn für eindringende theoretiſche Ar⸗ 
beit eröffnet. 

Der Aufbau des Werkes und die Art der Darſtellung entſprechen 
ſeiner Entſtehung aus einer kritiſchen Würdigung der Theorien Böhm⸗ 
Bawerks, welche der Verfaſſer bei Gelegenheit des Erſcheinens der ver⸗ 
ſchiedenen Auflagen des Böhmſchen Werkes vornahm. 
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Die poſitive Theorie entwickelt der Verfaſſer in Anlehnung an ſeine 
kritiſchen Erörterungen nach ſeiner Methode, in ſtetem Wechſel das ins 
Auge gefaßte Problem oder Teilproblem der Zinserſcheinung zunächſt 
als eine Frage der ökonomiſchen Grunderſcheinungen, wie ſie gegeben 
ſind, „aus der Gebundenheit des menſchlichen Zwecklebens gegenüber den 
beſchränkten Mitteln der Außenwelt“, dann als ein Problem der ſozial⸗ 
ökonomiſchen, und zwar der verkehrswirtſchaftlichen Beziehungen der 
Menſchen zueinander (im Verhältnis zur Güterwelt) zu betrachten. 

Der Schwerpunkt der ganzen Arbeit liegt, wie geſagt, vor allem 
auf den kritiſchen Darlegungen zu der Lehre Böhms, welche nach der 
Anſchauung von Sax in ihrem Kern den Zins nicht als eine ſozial⸗ 
ökonomiſche Erſcheinung, ſondern als eine allgemeine ökonomiſche Kathe⸗ 
gorie auſfaßt und ſich ſomit am deutlichſten in dem Satz ausprägt: 
„Sogar in der einſamen Wirtſchaft eines Robinſon könnte der Grundzug 
des Zinsphänomens, das Wertſchwellen der für den Dienſt der Zukunft 
vorbereiteten Güter und Nutzleiſtungen, nicht fehlen.“ Die Richtigkeit 
dieſer Ausſage ſucht Sax in ſehr intereſſanten Ausführungen zu wider⸗ 
legen, indem er zunächſt die Werttheorie Böhms hinſichtlich ihrer 
logiſchen Geſchloſſenheit und hinſichtlich ihrer Eignung als Grundlage 
der Zinstheorie Böhms angreift. 

Die weiteren kritiſchen Ausführungen ſind dann vor allem dem 
Nachweis gewidmet, daß der Zins eine verkehrswirtſchaftliche und keine 
ökonomiſche Erſcheinung ſei, und daß Böhm den ſcheinbaren Beweis des 
Gegenteils nur dadurch habe durchführen können, daß er in die Prä⸗ 
miſſen ſeiner Beweisführung Elemente der Verkehrswirtſchaft hinein⸗ 
nahm. 

Im einzelnen iſt der Gang der kritiſchen Erörterungen der, daß durch 
kritiſche Analyſe der Beziehung der oberſten Grundbegriffe der Böhmſchen 
Lehre, nämlich der Begriffe des Bedürfniſſes und Wertes, zunächſt feſt⸗ 
geſtellt wird, daß von einer verſtandesmäßigen Bemeſſung der Wichtig⸗ 
keit der Bedürfniſſe zu einer ziffernmäßigen Bemeſſung der Werthöhe 
eine logiſche Brücke nicht hinüberführe, und daß die Beſtimmung der 
Werthöhe auch nicht aus der Intenſität der Bedürfniſſe unmittelbar zu 
entnehmen ſei, da Böhm eine ſolche Anſchauung, nämlich die hedoniſtiſche, 
ausdrücklich ablehne. 

Nur ein Ergebnis laſſe ſich aus Böhms Wertlehre mit Sicherheit 
gewinnen: die Wertſchätzung als Verſtandesurteil, welche für Böhm 
allein in Betracht kommt, ergibt für gegenwärtige und künftige Güter 
den gleichen Wert, denn die gegenwärtigen Güter werden (nach Böhm) 
nach dem gegenwärtigen, die künftigen nach dem künftigen Grenznutzen 
geſchätzt, daraus folgt: unter Vorausſetzung ſonſt gleicher Umſtände 
iſt der künftige Nutzen künftiger Güter gleich dem gegenwärtigen 
Nutzen gegenwärtiger Güter. 

Wenn es dennoch eine wirtſchaftliche Tatſache iſt, daß gegenwärtige 
Güter höher gewertet werden als künftige, ſo erklärt Böhm ſich das be⸗ 
kanntlich durch das Hinzutreten neuer Momente zu dem Zeitablauf 
namentlich aus ſeinen bekannten „drei Gründen“. 

Dieſen „drei Gründen“ Böhms widmet Sax im zweiten Kapitel 
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eine eingehende Betrachtung mit dem Ergebnis, fie alle drei als un: 
tauglich für den angeſtrebten Beweis abzulehnen, und zwar als untaug⸗ 
lich ſowohl deshalb, weil ihre Aufſtellung auf mangelhafter Tatſachen⸗ 
beobachtung beruhe, als auch deshalb, weil die Durchführung der be⸗ 
treffenden Beweisgänge der logiſchen Schlüſſigkeit entbehre. Auf die 
Einzelheiten der Kritik iſt hier nicht einzugehen. 

Beſonderes Intereſſe beanſpruchen die Ausführungen zum „dritten 
Grunde“ Böhms (Mehrwertigkeit der Gegenwartsgüter infolge ihrer Ver⸗ 
wendbarkeit zu der gegenüber der Augenblicksproduktion ergiebigeren 
Umwegproduktion in verlängerten Produktionsperioden). Es wird nach⸗ 
gewieſen, daß dieſe Theorie der Produktionsumwege als Prämiſſe des 
Beweiſes der Mehrwertigkeit von Gegenwartsgütern gegenüber den Zu: 
kunftsgütern nicht brauchbar iſt. Weder für die in der Produktion an⸗ 
gewandte Arbeit, dieſe als Gut aufgefaßt (was beiläufig, wie Sax mit 
Recht betont, vom Standpunkt des iſolierten Wirtſchafters unzuläſſig d 
und nur aus verkehrswirtſchaftlichen Vorſtellungen heraus ſich verſtehen 
läßt), noch für die ſachlichen Produktionsmittel, noch auch für die wäh⸗ 
rend der Produktion benötigten Subſiſtenzmittel hält der Satz Böhns, 
daß ſich die Mehrwertigkeit der Gegenwartsgüter aus ſeinem dritten 
Grunde erkläre, der Prüfung ſtand. 

Abgeſehen von den Lücken und Trugſchlüſſen der Beobachtung und 
Beweisführung Böhm⸗Bawerks betont Sax mit Recht, daß alle drei 
Gründe, jeder für ſich genommen, nicht ohne Heranziehung verkehrs⸗ 
wirtſchaftlicher Vorſtellungen abgeleitet werden konnten, daß die be⸗ 
treffenden Beweiſe ſomit für die Robinſon⸗Wirtſchaft keine Geltung 
haben. Da aber die Mehrwertigkeit der Gegenwarisgüter aus der Kom⸗ 
bination der Wirkung aller drei Gründe im Tauſchwirtſchaftsverkehr ſich 
ergeben ſollte, ſo gilt die Unwirkſamkeit dieſer Gründe, die ſchon zur 
Erklärung des Zinſes als verkehrswirtſchaftlicher Erſcheinung nicht hin⸗ 
reichen, für die iſolierte Wirtſchaft erſt recht. Der Zins als eine rein 
ökonomiſche Kategorie läßt ſich aus ihnen nicht erklären. 

Wenn der Wert der Produktivgüter vom Wert der Produkte abge⸗ 
leitet wird und die künftigen Produkte nach dem Nutzen bewertet werden, 
den fie künftig beſitzen werden, fo muß der Wert der Produktivgüter 
gleich dem Werte der Produkte ſein, und ſo iſt ein Wertgewinn in der 
iſolierten Wirtſchaft unmöglich, wenn man von der Bewertung der pro⸗ 
duktiven Güter mit Rückſicht auf den Zukunftsnutzen der Produkte, der 
„Zukunftswertung“ (nach Sax), ausgeht. Geht man von der „Gegen⸗ 
wartswertung“ der künftigen Produkte aus, d. h von der Wertſchätzung, 
welche ſie als Zukunftsgüter gegenwärtig genießen, ſo findet in der 
Robinfon: Wirtfdaft wohl ein Wertwachstum während der Produktion 
ſtatt, die von Sax ſogenannte „Wertperſpektive“ der ſubjektiven Be⸗ 
wertung läßt den Wert der produktiven Mittel in der Schätzung des 
Wirtſchafters im Verhältnis zur zeitlichen Annäherung an die Fertig⸗ 
ſtellung des nutzbaren Produktes, an die Gegenwart der Bedürfnisbefrie⸗ 
digung anwachſen. Dieſe Wertperſpektive beſteht darin, daß analog der 
optiſchen Perſpektive bei räumlicher Annäherung an einen Gegenſtand 
die Zukunftsgüter bei zeitlicher Annäherung an die Gegenwart ihrer 
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Nutzung in den Augen des betrachtenden Wirtſchaftsſubjektes an Wert 
gewinnen und umgekehrt bei größerer zeitlicher Entfernung an Wert 
verlieren, ſo daß die gegenwärtigen Güter wertvoller erſcheinen als die 
Zukunftsgüter. Es iſt dies jedoch ein rein ſubjektiver Eindruck im Geiſte 
des Betrachters, dem Wertwachstum bei zeitlicher Annäherung an die 
Gegenwart der Bedürfnisbeſriedigung entſpricht keine Veränderung in 
den Außendingen, in den Eigenſchaften der Güterwelt, entſpricht alſo 
auch kein Wohlfahrtsgewinn durch vermehrten Güterbeſitz des Indivi⸗ 
duums, wie er beim Zins im üblichen Begriffe entſteht. 

Der Zins iſt in Wirklichkeit keine ökonomiſche Kategorie, ſondern 
eine ſozial⸗ökonomiſche Erſcheinung der Verkehrswirtſchaft, wie Sax in 
den folgenden Erörterungen in größtenteils poſitiver Darſtellung aus⸗ 
einanderſetzt. 

Zuelen Darlegungen folgt, wieder in Anlehnung an die Böhmfche 
Anordnung des Stoffes, die Betrachtung der einzelnen Fälle der Zins⸗ 
erſcheinung, Darlehnszins, Zins aus Dauergütern (Mietzins), Produktiv⸗ 
kapitalzins uſw., und die Kritik der diesbezüglichen Lehren Böhme. In 
eingehenden Darlegungen wird deſſen Anſicht, der zufolge die Umſätze 
auch beim Darlehen die Wertdifferenz künftiger und gegenwärtiger 
Güter bereits gewiſſermaßen als eine objektive „Eigenſchaft“ der Güter 
vorfinden und lediglich zum Ausdruck bringen, als unhaltbar erwieſen, und 
wird dargetan, daß Böhm ſeinen Beweis nur durch Einbeziehung ver⸗ 
kehrswirtſchaftlicher Elemente in die Vorausſetzungen des Erklärungs⸗ 
ganges antreten konnte. 

Der Zins der Dauergüter kann ebenſowenig wie der Darlehns⸗ 
zins in der Robinſon⸗Wirtſchaft auftreten, denn er entſteht nicht aus 
einer Eigenſchaft der Güter (nämlich aus ihrer Eigenſchaft als Dauer⸗ 
güter, durch „Wertſchwellen“ der enthaltenen künftigen Nutzungen im 
Zeitoerlauf), fondern er entſteht in der Privatwirtſchaft, im Verkehr, aus 
dem Umſatz der ſukzefſiven Nutzungen des Dauer gutes. Die Dauer⸗ 
güter werfen den Zins in ihrer Eigenſchaft als Umſatz güter ab. Dem 
entſprechend gehören ſie inſoweit zum Kapital, als ſie als Umſatzgüter 
in Frage kommen. 

Den weiteſten Raum nehmen die kritiſchen Erörterungen zur Böhm⸗ 
ſchen Lehre über den Produktiokapitalzins ein. Die Theorie von 
der Ergiebigkeit der Produktionsumwegée, welche vorher nur daraufhin 
geprüft worden war, ob ſich, ihre Richtigkeit vorausgeſetzt, aus ihr die 
Mehrwertigkeit der Gegenwartsgüter ableiten laſſe, wird nun an ſich 
ſelber unterſucht, wobei mit einer Reihe von Gründen nachgewieſen 
wird, daß dieſe Theorie an ſich einer ſtrengen logiſchen Prüfung nicht 
ſtandhält. Die richtige Beobachtung der Produktmehrung durch kapita⸗ 
liſtiſche Einordnung der Naturkräfte in den Dienſt menſchlicher Arbeit 
laſſe ſich nicht in der Weiſe ausbeuten, daß durch Charakteriſierung der 
Produktionsweiſe in mehreren Produktionsſtufen (in „verlängerter“ Pro⸗ 
duktionsperiode) als „Um weg produktion“ und durch die bei dieſer an⸗ 
geblichen Umwegproduktion im Zuſammenhang mit dem Zeitablauf ent⸗ 
ſtehenden Wertdifferenzgewinne der Produktivkapitalzins erklärt werde. 

Nach Erledigung der Theorie der Produktionsumwege im allge⸗ 
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meinen wird indbefondere die Böhmſche Auffaſſung widerlegt, daß der 
Zinsgewinn der Unternehmer durch Verwandlung der Zukunfisware 
Arbeit in genußreife Produkte entftehe, bei welcher der Unternehmer 
einen Wertgewinn realiſiere, der in der natürlichen Wertdifferenz der 
Gegenwarts⸗ und Zukunftsgüter vorgezeichnet fet. Hier wird wiederum 
die Einbeziehung verkehrswirtſchaftlicher Elemente in die Grundlagen des 
Beweiſes gerügt. Auf weitere Einzelheiten, wie die mit Recht getadelte 
Gleichſtellung des Abwartens des Reifens der Früchte organiſchen Wachs⸗ 
tums mit dem Zeitablauf bis zur Herſtellung von Früchten kapitaliſtiſch⸗ 
techniſch organiſierter menſchlicher Arbeit, können wir hier nicht eingehen, 
ſo ſehr die betreffenden Ausführungen dazu einladen. 

Hiermit iſt der Gang der kritiſchen Erörterungen bei Sax im ganzen 
abgeſchloſſen. Es fällt ihm natürlich leicht, von ſeiner Anſchauung aus 
zum Schluß den Böhmſchen Satz zu widerlegen, daß der Zins, als eine 
ökonomiſche Kategorie, auch im Sozialiſtenſtaate auftreten müßte. Der 
Gegenbeweis wird wiederum namentlich durch Nachweiſung privat⸗wirt⸗ 
ſchaftlicher Vorſtellungen und Elemente der Tauſchwirtſchaft in der Dar⸗ 
ſtellung des ſupponierten Sozialiſtenſtaates erbracht. 

Wenn ſich gegen manche Einzelheiten der Ausführungen von Sax 
vielleicht auch Bedenken erheben und man bezweifeln kann, ob ſich zu⸗ 
gleich mit der Durchführung der Beweisgänge Böhms zu ſeinem 
„dritien Grunde“ auch der bei dieſem Grunde vorſchwebende Gedanke 
ſo unbedingt ablehnen läßt, wie Sax dies tut und vom Standpunkt 
ſeiner Theorie tun muß, ſo erſcheinen dieſelben in ihren hier meiſt nur 
dem Ergebnis nach angedeuteten Hauptzügen berechtigt und inſolge der 
großen Sorgfalt und Sachlichkeit der Durchführung überaus überzeugend, 
trotz einer gelegentlich durchbrechenden polemiſchen Schärfe und manchmal 
allzu formallogiſcher Gegenargumentation. Wenn auch die Vorausſetzung 
der Saxſchen Kritik zweifelhaft ſcheint, daß der eingangs zitierte Satz 
Böhm⸗Bawerks, wonach der Grundzug des Zinsphänomens (nicht der 
Zins ſelber) auch in der Robinſonwirtſchaft nicht fehle, da der Zins 
eine ökonomiſche Kategorie ſei, die überall konſequent im Auge be⸗ 
haltene Meinung Böhm⸗Bawerks ausdrücken ſoll, fo daß alle feine Ar⸗ 
gumente zur Erklärung der einzelnen Erſcheinungsformen des Zinſes 
ſinngemäß unter dieſer Vorausſetzung bekämpft werden können, ſo ſcheint 
uns dieſe Vorausſetzung doch gegenüber der Böhmſchen Auffaſſung des Zinſes 
als einer ökonomiſche Kategorie im ganzen tatſächlich nur folgerichtig zu 
ſein. Daß der Zins im Sinne eines müheloſen Gewinnes an (objektiven) 
Tauſchwerten (und daher an Gütern) als eine ökonomiſche Kategorie 
ſich nicht erweiſen läßt, iſt mit Hilfe jener Vorausſetzung ſehr glücklich 
dargetan worden. Dieſe Kritik verliert gewiß nicht dadurch an Gewicht, 
daß es die gleiche theoretiſche Grundanſchauung iſt, von der aus der Ver⸗ 
faſſer die Schlußfolgerungen der Lehre Böhm-Bamwerld angreift. Man 
wird wohl ſagen dürfen, daß hier nicht ohne Erfolg an der Theorie 
Böhms das kritiſche Werk fortgeſetzt wird, das dieſer ſelbſt in ſo hervor⸗ 
ragender Weiſe an den vorhergehenden Zinstheorien geleiſtet hat. 

Der poſitiven Lehre von Sax ſcheint uns nicht vollkommen das 
gleiche Maß von Überzeugungskraft eigen zu ſein wie ſeinen kritiſchen 
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Ausführungen. Selbſt wenn man ſeiner Auffaſſung, die den Zins als eine 
ſozialökonomiſche Erſcheinung der Verkehrswirtſchaft und als ein Produkt 
des Sondereigentums und der Beſitzverſchiedenheit der einzelnen Wirtſchafts⸗ 
perſonen auffaßt, durchaus zuſtimmt, ſo bleibt doch eine ganze Reihe 
von Bedenken gegen die Durchführung der Theorie im einzelnen und gegen 
die aus der derſelben abgeleiteten Folgerungen, und es bleibt zum wenigſten 
bedauerlich, daß Sax ſeiner poſitiven Theorie nicht die gleiche eingehende 
Darſtellung gewidmet hat, welche er ſeiner kritiſchen Lehre gab. Nach 
feinem methodologiſchen Grundſatz, in der Analyſe der wirtſchaftlichen 
Erſcheinung ſtreng zu unterſcheiden zwiſchen denjenigen, welche lediglich 
aus den ökonomiſchen Grundverhältniſſen entſpringen, und zwiſchen den 
ſozialökonomiſchen Erſcheinungen, die in dem Verhältnis von Menſch zu 
Menſch (in bezug auf die Wirtſchaft) ihren Grund haben, wird die 
Unterſuchung der Güterverſorgung in Beziehung auf das Zinsproblem 
von Sax in zwei Stufen geführt. Die erſte Stufe geht aus von den 
rein ökonomiſchen Grundbegriffen (Bedürfnis, Gut, Wert, Arbeit uſw.) 
und behandelt das Problem zwar von der gleichen Grundlage aus, 
aber mit anderen Ergebniſſen als Böhm. Die zweite Stufe behandelt 
den Zins als verkehrswirtſchaftliches Problem. Es würde hier zu weit 
führen, den Wert dieſer Methode zweiſtufiger Darſtellung und den Wert 
der eingehend vorgenommenen pſychologiſchen Analyſe des Wert⸗ und 
Bedürſnisbegriffs für die Löſung des Zinsproblems zu unterſuchen. Wir 
möchten nur darauf hinweiſen, daß der Verfaſſer ſelbſt von der pſychologiſchen 
Theorie des Wertes ſagen muß, „daß von ihr ſicherlich nicht behauptet 
werden dürfe, daß die Theorie in den Fragepunkten bereits zu ab⸗ 
ſchließenden Ergebniſſen gelangt ſei“. 

Es wird dem Leſer nicht leicht gemacht, die Notwendigkeit des zwei⸗ 
ftufigen Erklärungsganges und dieſer pſychologiſchen Grundlage für das 
Verſtändnis der Zinserſcheinung als einer verkehrswirtſchaftlichen, in der 
zweiten Stufe der Darſtellung, einzuſehen. 

Die Brücke zwiſchen beiden Erklärungsſtufen wird vermittels des 
Kapitalbegriffs und des Kapitalertrags geſchlagen (ogl. Sax S. 246 
und 248). Der Begriff Kapital kommt in Anwendung auf die rein 
ökonomiſchen Verhältniſſe wie auf die Verkehrswirtſchaft vor. Sax führt 
jedoch ſelbſt an anderer Stelle bei der treffend durchgeführten Unterſcheidung 
zweierlei Kapitalbegriffe, des ſogenannten „Urbegriffs“ und des „Verkehrs⸗ 
begriffs“ des Kapitals, ſehr richtig aus, daß hier der gleiche Name zwei 
völlig verſchiedene Dinge decke, daß der ökonomiſche Urbegriff des Kapitals 
als techniſches Produktionsmittel nichts zu tun habe mit dem Verkehrs⸗ 
begriff des Kapitals, den er als den „Inbegriff der zum Umſatz zwecks 
Gütergewinnung beſtimmten Gegenwartsgüter“ definiert. Dieſe beiden 
ganz verſchiedenen Kapitale haben zwar beide die Eigenſchaft, einen von 
Sax allgemein als „Wohlfahrtsgewinn“ gekennzeichneten Ertrag zu ver⸗ 
mitteln, und dieſe Eigenſchaft iſt es, die es Sax ermöglicht, den Urbegriff 
des Kapitals und den Verkehrsbegriff desſelben mit Beziehung auf die 
Zinserſcheinung überhaupt in Verbindung zu bringen, indem er im Hinz 
blick auf die Anderung der Natur dieſes Gewinnes und feiner Verurſachung 
von einer „Schwenkung des Kapitalbegriffs“ ſpricht. 
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In dieſer Darſtellung ſcheint uns eine Inkonſequenz zu liegen gegen, 
über den angeführten zutreffenden Ausführungen über die grundſätzliche 
Gegenſätzlichkeit beider Kapitalbegriffe, wonach der Wohlfahrtsgewinn 
(übrigens ein etwas unklarer Ausdruck) aus dem Urkapital als ein Er⸗ 
gebnis vorſorglicher Arbeit und geſchickter Benutzung der Naturkraft 
und der Zins genannte Wohlfahrtsgewinn = arbeitsloſe Einnahme 
(Gütergewinn) aus dem zur Gewinnung ſolchen Einkommens durch Um⸗ 
ſätze beſtimmten, in Geld ausgedrückten Vermögen nichts miteinander zu 
tun haben. Die trotz der richtigen Ausführungen über die Unterſchiedlich⸗ 
keit der Kapitalbegriffe gebrauchte gleichartige Benennung beider führt 
übrigens mehrfach in Einzelheiten zu einer zum wenigſten mißverſtändlichen 
Ausdrucksweiſe. Bei wirklich entſchloſſener Durchführung einer auch 
äußerlich erkennbaren Trennung beider Kapitalbegriffe wäre vielleicht auch 
die Erklärung des Verkehrsbegriffes des Kapitals als einer „Güter“ 
ſumme unterblieben, durch welche der Sax offenbar vorſchwebende richtige 
Gedanke verdunkelt wird, daß das Kapital eine ſoziale Beziehung der 
Menſchen zueinander und zu den Gütern und nicht eine Eigenſchaft be⸗ 
ſtimmter Güter an ſich darſtellt. Vielleicht hätte die Bezeichnung des 
Kapitals etwa als einer rechneriſch in Geldeinheiten ausgedrückten, zum 
Umſatz in der privatwirtſchaftlichen Erwerbswirtſchaft beſtimmten Kauf⸗ 
kraftſumme ſeinen Verkehrsbegriff des Kapitals glücklicher umſchrieben. 

Ein charakteriſtiſcher Zug der Lehre von Sax iſt es, daß er den 
Zinsgewinn ausſchließlich als einen Tauſchgewinn erklären will unter 
ausdrücklicher Ablehnung der indirekten Rückwirkung der geſteigerten Er⸗ 
giebigkeit der menſchlichen Arbeit infolge techniſcher Kombination von 
Arbeits- und Naturfraft bei der Zinsentſtehung, wie fie Böhm bei feinem 
dritten Grunde vorſchwebt. Dieſer Gedanke, welcher auch in der Form 
durchgeführt werden kann, daß die durch den Beſitz an Kaufkraft 
gegebene Macht über Menſchen und Naturkräfte, kraft derer dieſelben zu 
materiell ergiebigen Kombinationen vereinigt werden können, ein Mehr 
an Gütern bei gleichem Arbeitsaufwand hervorbringt, und daß die aus der 
Seltenheit ſolchen Beſitzes bedeutender Kaufkraftkomplexe entſpringende 
Möglichkeit zeitweiliger monopoliſtiſcher Ausbeutung der geſteigerten 
Produktionsergebniſſe techniſcher Kombination bei dem Verkaufe der be⸗ 
treffenden Produkte dazu beiträgt, der Kapitaliſtenklaſſe ein arbeitsloſes 
Einkommen zu verſchaffen, ſcheint uns, abgeſehen von ſeiner Durchführung 
bei Böhm, an ſich nicht überzeugend widerlegt worden zu ſein Ein 
gleiches möchten wir im Anſchluß an den eben angedeuteten Gedanken⸗ 
gang zu den kritiſchen Bemerkungen von Sax zu Schumpeters Theorie 
ſagen, ohne hier auf dieſe Ausführungen ſowie auf die Bemerkungen 
zu Wieſers Zinslehre in der „Theorie der geſellſchaftlichen Wirtſchaft“ 
weiter einzugehen. Wir glauben, daß den Anſchauungen Schumpeters, 
der den Zins lediglich als eine Erſcheinung der volkswirtſchaftlichen 
Entwicklung (als eine dynamiſche Erſcheinung) auffaßt, inſofern ein 
berechtigter Kern innewohnt, als dieſer Anſchauung, auch wenn man ſie 
in ihrer einfeitiqen Auffaſſung des Zinſes als einer lediglich dynamiſchen 
Erſcheinung ablehnt, ein nicht unerheblicher Wert zur Erklärung von Ein⸗ 
kommenerſcheinungen beiwohnt, die das Leben allgemein und mit Recht 
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als Zins erſcheinung bezeichnet, die aus dem Begriff nicht ausgeſchloſſen 
werden können. Es iſt eine hiſtoriſche Tatſache der Entwicklung des 
Kapitalmarktes, daß die Zinsſätze in Zeiten großer Fortſchritte der 
„Kapital“ technik, alſo bei ſtarkem Fortſchritt der Produktionen in ver- 
längerter Periode, regelmäßig eine ſtarke Steigerung aufweiſen, welche 
mit dem geſtiegenen Ertrag der Erwerbskapitalverwertung in den neuen 
Induſtriezweigen zuſammenhängt. Wir erinnern an die Zeiten der all⸗ 
gemeinen Einführung der Dampfkraft in der Induſtrie und im Verkehrs⸗ 
weſen und neuerdings an den Aufſchwung der Elektrotechnik und der 
chemiſchen Großinduſtrie im Anſchluß an bedeutende techniſche Erfindungen, 
von denen gewiſſe Konjunkturen des Kapitalmarktes mit erheblichen und 
anhaltenden Zinsſteigerungen einen ſtarken Anſtoß empfangen haben. 
Die Schroffheit, mit der Sax den Zins lediglich als Tauſchgewinn aus 
der Differenz des individuellen Beſitzes und Bedürfniſſes erklärt und 
eine andere Erklärung ablehnt, ſcheint uns aus dem Beſtreben nach einer 
einheitlichen Erklärung aller Erſcheinungsformen des Zinſes hervorzugehen. 
Ob dieſer Verſuch gelungen iſt, iſt bei der andeutungsweiſen Ausführung 
der Theorie nicht ganz leicht zu beurteilen. Immerhin kommt Sax nicht 
daran vorbei, tatſächlich die Erklärung gewiſſer Zinserſcheinungen aus 
der Erklärung anderer Erſcheinungen, namentlich des produktiven Kapital⸗ 
zinſes abzuleiten, was zum Beiſpiel beim Mietzins (vgl. S. 248) feiner 
Anſicht nach „ohne große“ Gewaltſamkeit geht, während eine innere 
Weſensgleichheit zwiſchen dem Produktivkapitalzins und dem Konſumtiv⸗ 
leihzins überhaupt nicht dargetan werden kann. 

Bei Einzelheiten der Theorie lange zu verweilen, iſt hier nicht 
möglich. Es ſei nur hingewieſen auf den Gedanken der Wertperſpektive 
(ogl. dazu allerdings die pfychologiſchen Einwände Böhms Exkurs XI 
der „Poſitiven Theorie“), aus dem ſehr intereſſante und aufſchlußreiche, 
zum Teil neben dem Thema des Zinſes liegende Folgerungen gezogen 
werden (S. 44 ff.), und welcher der Theorie unter anderem dazu dient, 
zu erklären, daß bei einem Tauſch von Gegenwarts⸗ und Zukunfts- 
gütern die letzteren, um ein Aquivalent zu bilden, ſtets in größerer Menge 
gegeben werden müſſen, woraus für die Theorie die Zinserſcheinung un⸗ 
mittelbar folgt. Die weitere Folgerung aus der Wertperſpektive, daß 
ſich aus ihr die Verhältnismäßigkeit des Zinsertrages im Verhältnis 
zum Zeitablauf ohne weiteres ergebe, ſcheint uns nicht ſchlüſſig zu ſein. 
Nichts beweiſt, daß die Wertperſpektive die Zukunftswerte genau im 
Verhältnis der Zeitentfernung kleiner erſcheinen laſſe. Dies wird ſchon 
richtiger durch den anſchließenden Hinweis darauf dargetan, daß ſich die 
menſchliche Wirtſchaft in gewiſſen Wirtſchaftsperioden a: fpielt (der jähr⸗ 
lichen Periode), wodurch die Verlängerung des Darlehens in eine neue 
Periode als ein erneutes Dahrlehen erſcheint, welches mit den gleichen 
Zinsbedingungen verlängert wird. 

Am wenigſten wird man dem Verfaſſer wohl folgen können in 
ſeiner Hoffnung, durch ſeine Zinserklärung die Zinsfrage als eine poli⸗ 
tiſche Frage gelöſt zu haben, indem ſeine Theorie ermögliche, einen wirt⸗ 
ſchafilich „richtigen“ Zins feſtzuſtellen. Hier erſcheinen uns die Kom⸗ 
petenzen wiſſenſchaftlicher und politiſcher Betrachtung nicht genügend be⸗ 
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achtet. Eine Theorie, welche fo gut wie die Saxſche den Zins als eine 
Folge ökonomiſcher Machtverhältniſſe erklärt, wird den Verfechter ſoziali⸗ 
ſtiſcher Anſchauungen nie davon überzeugen, daß das arbeitsloſe Zins⸗ 
einkommen unter gewiſſen Vorausſetzungen eine wirtſchaftlich und ſozial 
„richtige“ Erſcheinung ſei. Der Sozialiſt wird eben immer jene Macht⸗ 
verhältniſſe als Urſache des ihm ungerecht erſcheinenden arbeitsloſen Ein⸗ 
kommens einzelner Individuen anfechten, und er wird ſich daran auch 
nicht durch den tatſächlichen Zuſammenbruch der Arbeitswerttheorie hindern 
laſſen, da ſich die ſozialiſtiſche Anſchauung als eine politiſche auch ohne 
dieſe verfechten läßt. . 

Wenn wir hier in einer Reihe von Punkten Bedenken gegen die 
Auffaſſung des Verfaſſers und gegen die Durchführung ſeiner Theorie 
geltend gemacht haben, ſo ſei demgegenüber nochmals hervorgehoben, daß 
wir die Theorie in ihrem Kern, in der Erklärung des Zinſes als einer 
ſozialökonomiſchen Erſcheinung und als eines Produktes einer beſtimmten 
Rechts- und Beſitzordnung für völlig zutreffend halten, und daß dieſe 
Theorie auch in manchen Einzelheiten, auf welche hier einzugehen der 
Raum fehlt, ſehr intereſſante Ausblicke eröffnet. 

Krefeld, im Oktober 1917 Herbert von Beckerath 


Liefmann, Nobert: Geld und Gold. Okonomiſche Theorie des 
Geldes. Stuttgart und Berlin 1916, Deutſche Verlagsanſtalt. 
gr. 8°. 241 S. Geh. 4 Mk., geb. 5 Mk. 


Das Geld nicht mehr als allgemeines Tauſchgut, als Zahlungs- 
mittel, überhaupt nicht mehr als körperliches, reales Werkzeug des Verkehrs, 
ſondern als „Rechnungseinheit“, alſo als gedankliches Hilfsmittel wirt⸗ 
ſchaftlicher Erwägungen aufgefaßt, hierin liegt in theoretiſcher Beziehung 
die Hauptbedeutung der Liefmannſchen Schrift: Während ſonſtige Ver⸗ 
fechter nominaliſtiſcher Geldtheorien damit beſchäftigt ſind, die Gleich⸗ 
wertigkeit nichtmetalliſcher Zahlungsmittel gegenüber den Anhängern 
metalliſcher Währung zu erweiſen, geht Liefmann einen Schritt weiter 
und behauptet die theoretiſche und praktiſche Bedeutungsloſigkeit jedweder 
Zahlungsmittel für die moderne Wirtſchaft. 

Liefmann gelangt, wenn man von allem Nebenſächlichen abſieht, ſo 
zu ſeiner Auffaſſung: Die einmal erfolgte feſte Einbürgerung eines all⸗ 
gemeinen Tauſchmittels mit ihrer Begleiterſcheinung, der allgemeinen 
Bildung von „Preiſen“, hat zur Folge, daß alle Wirtſchaften die Ge⸗ 
ſamtheit ihrer Nutzen⸗ und Koſtenvergleichungen, die die Grundlage ihres 
Handelns bilden, in der Einheit jenes Tauſchmittels vollziehen. Den 
reinen Erwerbswirtſchaften, zum Beiſpiel den Aktiengeſellſchaften, erſcheinen 
ſowohl Nutzen als auch Koſten ihrer Geſchäftsgebarung als Geldgröße, 
den Konſumwirtſchaften wenigſtens die Koſten, während hier die Nutzen⸗ 
ſchätzungen an das für die Geldeinheit zu erlangende Gut anknüpft. 
Die Geldeinheit iſt ſomit ſeitens jedes Wirtſchaftsſubjekts Gegenſtand 
beſonderer und, da die den einzelnen Subjekten zur Verfügung ſtehen den 
Geldbeträge verſchieden groß ſind, bald ſtärkerer, bald geringerer Be⸗ 
wertung. Das Reſultat der pſychiſchen Nutzen⸗ und Koſtenvergleichungen 
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der Einzelnen find ihre Geldgebote und forderungen, ihre Reſultante die 
Bildung der Preiſe auf dem Markt. Die Größe der den einzelnen 
Wirtſchaften zuſtehenden Geldbeträge iſt ſomit entſcheidend für die Höhe 
der Preiſe. Dieſe „Geldbeträge“ ſind aber nicht identiſch mit irgend⸗ 
welchen Vorräten körperlich gebundener Zahlungsmittel. Zum bei weitem 
größten Teil gehen ſie nicht durch die Geldform und erſcheinen ſowohl 
in Einnahme wie in Ausgabe, ohne daß irgendwelche ſtaatlichen Zahlungs⸗ 
mittel in Bewegung geſetzt würden. Der Vorrat an ſolchen Zahlungs⸗ 
mitteln iſt daher bedeutungslos, maßgebend für die Preisbildung iſt nur 
der dem Einzelnen rechnungsmäßig zuſtehende Geldbetrag, ſein „Ein⸗ 
kommen“. In den Veränderungen der Einkommen ſind daher — unter 
ſchärfſter Ablehnung aller quantitätstheoretiſchen Erwägungen — die 
Gründe der Veränderungen der Preiſe zu ſuchen. 

Ohne zu der Fülle allgemein wirtſchaftswiſſenſchaftlicher Probleme, 
die in dieſen Gedankengängen enthalten ſind, Stellung nehmen zu wollen, 
und unter Beſchränkung auf die wirklich das Geldweſen im engſten Sinn 
betreffenden Fragen läßt ſich ſagen: Zwar iſt die Auffaſſung der Geld⸗ 
einheit als Grundlage der Rentabilitätsberechnung der Wirtſchaften nicht 
neu, ſie findet ſich in gleicher Weiſe bei Anhängern nominaliſtiſcher wie 
metalliſtiſcher Theorien. Ebenſo iſt auch die Auffaſſung der „Einkommens⸗ 
geſtaltung als Geldwertbeſtimmungsgrund“ keine Liefmann eigene Be⸗ 
trachtungsweiſe. Er teilt ſie mit v. Wieſer und v. Zwiedineck (letzterer 
in dieſem Jahrbuch Bd. 38, H. 1). Allein was Liefmann von jenen 
unterſcheidet, und was das tatſächlich Neue ſeiner Anſchauungen ausmacht, 
das iſt die, man möchte ſagen, auf die Spitze getriebene Abſtraktion von 
den realen Zahlungsmitteln überhaupt, die ſo weit geht, daß er die 
Rechnungseinheit zum Begriffsmerkmal des Geldes macht und ſo nicht 
mehr einen körperlichen Gegenſtand, ſondern eine Funktion, ein Prinzip 
mit dieſem Namen belegt. Man wird anerkennen müſſen, daß in dieſen 
Gedankengängen vieles liegt, was geeignet iſt, ganz neue Geſichtspunkte 
für die theoretiſche Durchdringung vieler Erſcheinungen zu gewinnen, die 
mit der bisherigen immer noch mehr oder weniger an die realen Zahlungs- 
mittel anknüpfenden Betrachtungsweiſe nur ſchwer zu erfaſſen waren. 
Für die Erklärungen der Bedeutung des „Geldmarkts“, auf dem, wie 
richtig betont worden iſt, alles andere, nur kein „Geld“ gehandelt wird, 
überhaupt für die Erklärungen der geſamten Transaktionen des Bankiers, 
der „Geld“ überweiſt, „Geld“ zur Verfügung ſtellt, „Geld,“ gibt und 
„Geld“ nimmt, ohne daß gleichwohl meiſt auch nur ein Stück realer 
Zahlungsmittel durch ſeine Hände geht, wird die Liefmannſche Auffaſſung 
unzweifelhaft fruchtbar ſein. 

Eine andere Frage freilich iſt die, ob Liefmann durch ſeinen Löſungs⸗ 
verſuch das Geldproblem ſelbſt weſentlich gefördert hat. 

Die Kardinalfrage der qualitativen Seite des Geldproblems iſt die: 
Auf Grund welcher Erwägungen iſt das wirtſchaftende Subjekt bereit, 
die realen Zahlungsmittel, das „Geld“ im üblichen Sinn alſo, im Aus⸗ 
tauſch gegen die ihm gehörigen Güter anzunehmen? Metalliſten erblicken 
den Grund der Annahmebereitſchaft in der Stoffwertigkeit der Münze 
oder in der Einlösbarkeit der Banknote, Knapp und ſeine Anhänger in 
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dem Eingreifen des Staates, Helfferich, Heyn und andere in dem „Ein⸗ 
gebürgertſein“ des Zahlungsmittels, alſo in ſeiner Funktion. Die Tat⸗ 
ſache, daß das Geld „Rechnungseinheit“ iſt, iſt dagegen kein genügender 
Erklärungsgrund. Denn ſie ſetzt voraus, daß das Geld allgemein ge⸗ 
nommen wird, und kann nicht zur Erklärung eines logiſch Primären 
herangezogen werden. Inſoweit kann alſo in der Liefmannſchen Auf⸗ 
faſſung ein weſentlicher Fortſchritt gegenüber der Anſchauung, wie ſie 
etwa Helfferich vertritt, nicht erkannt werden. 

Die quantitative Frage des Geldproblems, die Frage nach der Ur⸗ 
ſache allgemeiner Veränderungen der Preiſe im Sinne ihrer Erhöhung 
oder Erniedrigung, beantwortet Liefmann durch die Behauptung, nur in 
der Veränderung der Einkommen“ ſeien die Gründe für Veränderungen 
in den Preiſen zu finden. Was iſt mit dieſer Feſtſtellung gewonnen? 
Zunächſt iſt klar, daß die Höhe der Preiſe aus der Einkommensgröße 
herzuleiten inſofern eine Zirkelerklärung bedeutet, als die Einkommen 
ſelbſt nichts weiter ſind als die Preiſe gewiſſer Leiſtungen und ihrerſeits 
wieder in ihrer Größe von der Höhe der Güterpreiſe abhängen. Zwiedineck, 
deſſen Unterſuchungen inſoweit gründlicher und eindringlicher ſind als die 
Liefmanns. hat, dieſem Einwand zuvorkommend, behauptet, die Möglich⸗ 
keit, die Einkommen als Ausgangspunkt von Geldwertveränderungen zu 
betrachten, beſtehe gleichwohl, weil die jeweilige Preislage ein hiſtoriſches 
Phänomen ſei, das die Grundlage für neue Preis⸗ und Einkommens⸗ 
geſtaltungen bilde. Dies zugegeben, iſt aber die Behauptung des Zu⸗ 
ſammenhangs von Einkommensgröße und Preishöhe nichts anderes als 
die Feſtſtellung, daß Veränderungen, die ſich bei Einkommen oder Preiſen 
vollziehen, in einer gewiſſen Abhänaigkeit voneinander ſtehen müſſen. 
Immerhin kann die Auffaſſung der Einkommensgeſtaltung als Geldwert⸗ 
veränderungsgrund, weil ſie zahlreiche Irrtümer vermeidet, die die 
quantitätstheoretiſche, von den realen Zahlungsmitteln ausgehende Be⸗ 
trachtungsweiſe im Gefolge hat, als brauchbare Grundlage für eine Er⸗ 
klärung der allgemeinen Preisbewegungen angeſehen werden, wenn gleich⸗ 
zeitig geſagt wird, welche Momente die im Zuſtand der Statik befindlichen 
Preiſe und Einkommen primär zu verändern imſtande ſind. Hier aber 
läßt die Liefmannſche Schrift im Stich: Es beſtätigt ſich die ſchon oft 
iu machende Beobachtung, daß es ſehr leicht iſt, die Schwächen der 

uantitätstheorie offenzulegen, ſehr ſchwer dagegen, etwas wirklich 
Brauchbares an ihre Stelle zu ſetzen. 

Liefmann kennt, von den von der Güterſeite her wirkenden Faktoren 
abgeſehen, im Grunde nur ein Veränderungsmoment für den Geldwert, 
und dieſes eine iſt ein rein quantitätstheoretiſches: die ſtarke Vermehrung 
der Notenausgabe zu Bweten des Staatsbedarfs. Er leugnet allerdings, 
daß es die Notenausgabe als ſolche ſei, die die Preisſteigerungen bewirkt, 
und erklärt, daß nur die als Folge der Notenvermehrung eintretende 
Vermehrung des Einkommens des Staates die wahre Urſache bildet. 
Aber abgeſehen davon, daß es eine Vergewaltiaung des Sprachgebrauchs 
darſtellt, hier von einer Vermehrung des „Einkommens“ zu ſprechen 
— man könnte ebenſogut das Gegenteil einer Einkommensvermehrung 
für vorliegend halten —, dürfte die Annahme, daß gerade nur durch die 
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ſtarle Ausgabe neuer Banknoten das Einkommen des Staates vermehrt 
wird, für die Gegenwart jedenfalls nicht zutreffen. Denn es muß offen⸗ 
bar dieſelben Wirkungen haben, wenn ein Staat über die Mittel zur 
Deckung ſeines Bedarfs, die er durch Diskontierung von Schatzwechſeln 
bei der Zentralbank erlangt, im Wege der Überweiſung Dat durch In⸗ 
verkehrſetzen von Noten verfügt. Eigentümlicherweiſe ſcheint aber Lief⸗ 
mann auf bargeldloſem Wege erfolgende Transaktionen in bezug auf ihre 
inflationiſtiſche Wirkungen für weniger bedenklich zu halten (S. 194, 
195, 198). 

Von dem für normale Zeiten nicht in Betracht kommenden Fall der 
Notenvermehrung zum Zwecke der Deckung des Staatsbedarfs abgeſehen, 
kennt Liefmann keinen von der Geldſeite her wirkenden, das allgemeine 
Preisniveau beeinfluſſenden Faktor. Die Preiſe bleiben, wenn ſie nicht 
von Umſtänden, die von der Güterſeite her wirken, oder von auf andere 
Gründe zurückzuführenden Einkommensveränderungen beeinflußt werden, im 
weſentlichen konſtant. Auch die zwecks Diskontierung von Warenwechſeln 
beſtehende Notenvermehrung kann im ganzen keine inflationiſtiſche Wirkung 
haben. Denn „wenn eine gute wechſelmäßige Deckung der Banknoten 
vorhanden iſt, iſt die Gefahr nicht groß, daß durch ihre Ausgabe das 
beſtehende Preis⸗ und Einkommensſyſtem und damit das Vertrauen in 
die Rechnungseinheit erſchüttert wird, denn ſie repräſentieren dann kurz⸗ 
friſtige Forderungen, die aus dem Tauſchverkehr entſtanden ſind“ (S. 201). 

Es iſt nun durchaus richtig, daß es entſprechend dem geringeren 
Umfang der Vermehrung der Noten in normalen Zeiten eine „Erſchütterung“, 
von der, nebenbei geſagt, auch in anormalen Zeiten nicht geſprochen werden 
dürfte, nicht gibt. Allein, es gibt Veränderungen in der allgemeinen 
Höhe der Preiſe, die ſich von den Preisſteigerungen abnormer Zeiten nicht 
qualitativ, ſondern quantitativ unterſcheiden. Daß dieſe, insbeſondere 
die Preisſteigerung der letzten dreißig Jahre, wie dies vielfach und wohl 
mit Recht behauptet wird, in Veränderungen im Beſtande des Geldweſens 
ihre Urſache haben, kann nicht als widerlegt betrachtet werden. 

Es darf gegenüber der Behauptung, daß bei guter wechſelmäßiger 
Deckung die Gefahr einer Inflation nicht groß ſei, die ſich in der Lite⸗ 
ratur des letzten Jahrhunderts recht häufig findet und auch neuerdings 
wieder — von Bendixen — beſonders lebhaft verteidigt wird, daran 
erinnert werden, daß ſchon anläßlich der ungünſtigen Geſtaltung des 
engliſchen Wechſelkurſes zu Beginn des vorigen Jahrhunderts darauf 
hingewieſen wurde, daß das Wechſelangebot keine abſolute Größe iſt, 
ſondern ſeinerſeits das Reſultat des Satzes, zu dem die Diskontierung 
erfolgt. Gegenüber der Fülle der Argumente, die in der Folgezeit für 
dieſe Auffaffuna ins Feld geführt iſt, müßte die doch immerhin ſehr 
ſtark beſtrittene Theſe der banking-school-Vertreter von der Unſchädlich⸗ 
keit der Notenausgabe zu produktiven Zwecken ausführlicher begründet 
werden. Liefmann beſchränkt ſich bezüglich der Frage der Diskontfeſtſetzung, 
die bei freien Währungen den eigentlichen Kernpunkt des ganzen Problems 
bildet, auf die Bemerkung, „er glaube nicht, daß bei einer zweckmäßigen 
Diskontpolitik hier (d h. in der Banknoten ausgabe gegen Warenwechſel) 
die Urſache von Preisveränderungen und Kriſen liege“ (S. 205). Welche 
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Diskontpolitik aber als zweckmäßig zu betrachten iſt, ſagt Liefmann nicht. 
Wegen dieſer Unterlaſſung muß der Liefmannſchen Schrift trotz aller 
klärenden Bemerkungen im übrigen, die Fähigkeit, die Grundlage einer prak⸗ 
tiſchen Geldwertſtabiliſierungspolitik zu bilden, abgeſprochen werden. Sie 
ſteht in dieſer Beziehung gegenüber früheren Werken, die ebenfalls bereits 
unter Ablehnung quantitätstheoretiſcher Erwägungen die Gründe all⸗ 
gemeiner Veränderungen der Preiſe unterſuchten, vor allem gegenüber 
Wickſells „Geldzins und Güterpreiſe“ zurück. 

Die praktiſche Forderung, die Liefmann aus ſeinen theoretiſchen 
Betrachtungen zieht, geht dahin, den Goldvorrat der Reichsbank recht⸗ 
zeitig abzuſtoßen, damit eine etwaige Demonetiſierung des Goldes ſeine 
Verwertung nicht inzwiſchen unmöglich mache. Ob es ratſam iſt, dieſer 
Forderung mag ſie auch noch ſo wohlbegründet ſein — im Augen⸗ 
blick zu entſprechen, mag dahingeſtellt bleiben. Gerade Liefmann mit 
ſeiner ſtark betonten Ablehnung quantitativ⸗materialiſtiſcher Wirtſchafts⸗ 
auffaſſungen wird zugeben milfjen, daß hier gewiſſe Inponderabilien, ins⸗ 
beſondere was die Beurteilung ſeitens des Auslandes anlangt, mit⸗ 
ſprechen können, die, wenn ſie auch keine reale Grundlage haben und 
als Vorurteile zu betrachten ſind, unbeachtet zu laſſen, im Augenblick 
eher ſchädlich als nützlich wirken könnte. Zu einer völligen Abſtoßung 
des Goldvorrats der Reichsbank wird man wohl erſt ſchreiten können, 
wenn der Glaube an das Gold noch ftarfer als bisher ins Wanken ge- 
raten ſein wird. Daß die Liefmannſche Schrift nach dieſer Richtung 
hin ſtark wirken wird, iſt zweifellos. Sie wird unter dieſem Geſichts⸗ 
punkt allen Anhängern nichtmetalliſcher Währungen fehr willkommen ſein. 

Zum Schluſſe noch eine Bemerkung formeller Art: Bei der vor⸗ 
züglichen, ſehr feſſelnden Darſtellung ſtören die faſt auf jeder Seite zu 
findenden Hinweiſe auf die völlige Unzulänglichkeit alles deſſen, was 
bisher auf dem Gebiete der Wirtſchaftswiſſenſchaften im allgemeinen und 
der Preis⸗ und Wertlehre im beſonderen geſchrieben worden iſt. Dieſe 
fortgeſetzten Hinweiſe unterbrechen einerſeits die Darſtellung, werden aber 
anderſeits nicht imſtande ſein, diejenigen Leſer umzuſtimmen, die nicht 
in allen Liefmannſchen Gedankengängen die behauptete grundſätzliche 
Neuheit zu erkennen vermögen. 

Berlin S Alb. Hahn 


Wirz, Wilhelm: Vorausſetzungen der Qualitätsproduk⸗ 
tion. Die deutſche Tapeteninduſtrie unter dem Einfluß der Quali⸗ 
tätsbewegung. (Zürcher Volkswirtſchaftliche Studien, herausg. von 
H. Sieveking, Neue Folge, Drittes Heft.) Zürich 1916, Raſcher & 
Cie. gr. 80. 240 S. 


Das Buch handelt von der Arbeitsgüte und ihren wirtſchaftlichen 
Vorausſetzungen und unterſucht ſie für den Sonderfall des Wandpapier⸗ 
gewerbes. Der Verfaſſer behandelt im erſten Teil den Werdegang des 
Gedankens von der Arbeitsgüte in England und Frankreich und 
wendet dann die daraus gewonnenen Ergebniſſe auf den Einzelfall des 
von ihm behandelten Gewerbes an. Als urteilender Leſer, der ich oft 
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über die Maſſe des viel zu viel Gedruckten ſchwer aufſeufze, habe ich 
zunächſt über die Kleidung des Buches zu bemerken: Der grundlegende 
erſte Teil iſt nicht das Hochzeitsgewand, mit dem man ſich in den 
Hallen der Wiſſenſchaft bewegt, ſondern ein zuſammengeflicktes Bettler⸗ 
kleid engliſcher und franzöſiſcher Lumpen. Dies zu den hartnäckig fort⸗ 
geſetzten, nur durch wenige deutſche Sätzchen unterbrochenen Anführungen 
in engliſcher und franzöſiſcher Sprache. Ruskin iſt längſt ins Deutſche 
überſezt. Wenn der Verfaſſer ſelber Engliſch nicht verdeutſchen kann, 
dann mag er wenigſtens die vorhandene deuiſche Überſetzung benutzen. 
Aber auch im deutſchen Teil der ohnſeitigen (neutralen) Schweiz müßte 
man allmählich begreifen lernen, daß man im Jahre des Unheils und 
Weltkriegs 1916 nicht mehr in ſolchen Sprachlumpen ſich im deutſchen 
Sprachgebiet herumtreiben darf. Solche ſchulmeiſterhafte Genauigkeit iſt 
das Gegenteil von Gewiffenbafiigfeit, weil fie auf die koſtbare Zeit von 
Hunderten von Leſern fiindigt, ſtatt ſich ſelber einmal die Mühe zu 
nehmen, deutſch umzudenken und deutſch zu ſchreiben. Allerdings wird 
die unverſtändliche Wortmengerei von den Kunſtſchriftſtellern ganz be⸗ 
ſonders bevorzugt Ein trauriges Zeichen ihres rückſtändigen Geſchmackes 
in der eigenen Kunſt der Darſtellung. 

Wenn ich alſo das engliſche Sammelſurium des erſten Teiles richtig 
verſtanden habe, ſo iſt der kunſtgewerblichen Bewegung des Morris die 
Wirkung in die Breite des Volkes aus zwei Gründen verſagt geblieben. 
Einmal überſpannte ſie das dem Künſtler vorſchwebende Vorbild und 
konnte, da ureigener Kunſtgeſchmack niemals bei der Maſſe gewohnt 
hat, nicht in die breiten Schichten des Volkes eindringen. Ihre Er⸗ 
zeugniſſe mußten Sonderbeſitz der im Überfluß lebenden wenigen Reichen 
(Luxus induſtrie) bleiben. Sodann war die Bewegung in Abſicht auf 
die Beiriebseinrichtungen (betriebstechniſch) rückſchrittlich (reaktionär). 
Sie legte das Gewicht auch auf die ſchwachen Seiten des Handwerks, 
ſeine Unvollkommenheit auch in der genauen Ausführung, allerdings und 
vor allem auch auf die Vorzüge der Handarbeit, das Werk einer leben⸗ 
digen Perſon, nicht einer toten Einrichtung (Mechanismus). So mußte 
ſie die Arbeitsteilung, insbeſondere die Arbeitszerlegung und⸗Vereinigung 
verſchmähen und konnte daher nicht billig erzeugen. Einzelwirtſchaftlich 
ſchloß das den Erfolg bei der weiten Verbreitung des Reichtums in 
England nicht aus, volkswirtſchaftlich und geſellſchaftlich aber mußte der 
Erfolg einer ſolchen Bewegung verſagt bleiben. Auch die leidenſchaftliche 
fütliche Begeiſterung des prachtvollen Steckenreiters (Dilettanten) John 
Ruskin konnte dieſe ſachlich begründeten Hinderniſſe nicht beſeitigen. 
Die Rücklehr zu den Betriebsweiſen des Mittelalters konnte Leben nur 
vortäuſchen, niemals aber neues Leben ſchaffen. 

Nach ihrer Verpflanzung nach Deutſchland ſtreifte die Bewegung 
ihre rückſchrittlichen mittelalterlichen Eierſchalen ab, fie wurde verſtändig, 
nüchtern; ſie nahm ſich ſelber in Zucht mit Folgerichtigkeit, Strenge, ja 
Härte. Sie verlor den perſönlich künſtleriſchen Hauch und Duft, wurde 
dafür aber breiteren Volksſchichten zugänglich. 

Das Zartgefühl (der Takt) beſteht mehr in einem Nichttun als in 
einem Schaffen. Es iſt Verzichten, Unterlaſſen von Geſchmackloſigkeiten. 
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Die maleriſchen und ſchmückenden Begabungen (dekorative Talente) 
mußten die Fuͤhrung an die Baumeiſter (Architekten) abgeben. In der 
Betonung des verſtändigen Zweckes, in der Vermeidung des Überflüſſigen, 
vor allem der überflüſſigen Zierſtücke (Ornamente), ſahen dieſe ihre 
Hauptaufgabe. Ein Wohnhaus war dieſen Neuerern das Heim des 
alltäglichen Menſchen, der wohl wohlhabend ſein mag und dies auch 
durch einige auserwählte Kunſtwerke zeigen darf, der es aber vermeiden 
wird, aus ſeiner Heimſtätte eine Kunſtſammlung neuer Maler oder eine 
Trödelbude alter Meiſter zu machen. Solche Wohnungen ſamt ihren 
geſchmackvollen Einrichtungen konnte man — und das iſt volkswirtſchaft⸗ 
lich und geſellſchaftlich, ja auch ſittlich und kunſtgeſchmacklich wichtig — 
für die breiten Schichten der anſtändigen mittleren Wohlhabenheit in 
großen Maſſen herſtellen. Die Arbeitsteilung und die Maſchine konnten 
zu ihrem vollen Rechte kommen, ohne den auf ein verſtändiges Maß 
zurückgeführten guten Geſchmack im mindeſten zu ſchädigen. Auch hier 
zeigte ſich in der Beſchränkung der Meiſter. Treffend ſagt ein Könner, 
der deshalb auch deutſch ſchreiben kann, Peter Behrens: „Denn bei 
Maſchinenarbeit würde es unerträglich ſein, in der Maſſe der Erzeugniſſe 
immer wieder die gleichen anſpruchsvollen Formen zu finden. Man 
würde den Gegenſatz ſehr unangenehm empfinden, der in der reichen 
Formgeſtaltung und der leichten Vervielfältigung durch die Maſchine 
liegt.“ Man ſah auf die Erzielung edler Verhältniſſe und verlegte den 
Schwerpunkt vom Handwerk in das Großgewerbe. 

Wenn auch der Werkbund noch in garſtige Sprachlumpen gehüllt, 
in ſeinem Verhandlungsbericht von 1914 S. 64 ſagt, daß „die leben⸗ 
digen Keime der ſchöpferiſchen Luſt die ſteriliſierenden Einflüſſe einer 
Typiſierung nicht aufkommen lafjen” ', fo kann uns das doch nicht ab⸗ 
halten, es ihm als Verdienſt zu buchen, daß er einen erfolgverheißenden 
Anfang damit gemacht hat, die Anerkennung einer geſellſchaftlichen Ver⸗ 
pflichtung zu gutem Geſchmack und die Verurteilung. der verſtiegenen 
Geſchmackloſigkeiten durchzuſetzen. Das Leben wird ſich immer mit An⸗ 
näherungen an das Urbild der Vollkommenheit begnügen müſſen. Die 
Verluſte an künſtleriſcher Ureigenheit werden dabei reichlich aufgewogen 
von dem Gewinn an geſchmacklicher Geſittung der geſellſchaftlich ton⸗ 
angebenden Volksſchichten. 

Der Zweckmäßigkeitsgedanke wurde ſcharf und ſtreng betont und 
verlangte eine dem Inhalt angemeſſene Form. Als man ſich aber darin 
befeſtigt wußte, gewährte man auch wieder dem Schnurrigen und Spiele⸗ 
riſchen Zutritt. Faſt alle Gedanken liegen in der ordnenden Stellung 
des Baumeiſters beſchloſſen. Dieſer aber baut von innen, damit ſämt⸗ 
liche Beſtandteile des Baues innig miteinander verwachſen können. Die 


— 


1 Deutſch gedacht, nicht pennälermäßig überſetzt, könnte man das 
ohne Verluſt der Abſchattungen des Gedankens etwa fo ausdrücken, daß die 
us Keime der ſchöpferiſchen Luft die ertötenden Einflüffe einer unfrucht⸗ 
baren Vorbildlichkeit nicht aufkommen laſſen. Wir geben dem Philiſter gern 
zu, daß wir bei der erſtickenden Fülle deutſchen Sprachgutes ein Wort mehr 
verbraucht haben. Wir fürchten aber bei beſagter Hülle und Fülle noch lange 
keiner Verſchwendung bezichtigt zu werden. 
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Arbeitsgüte wird unter dem Geſichtspunkt der Sittlichkeit und des guten 
Geſchmacks, aber auch unter dem einer vernünftigen volkswirtſchaftlichen 
Regelung der Herſtellung (rationaliſtiſche Qualitätstheorie) gefördert. 
Die letzte Forderung wurde namentlich für das Ausfuhrgewerbe geltend 
gemacht, das ſich auf die Dauer mit billiger Maſſenware auf dem 
Weltmarkt nicht behaupten und einen beſſeren Preis nur durch die 
größere Güte der Arbeit, die hineingeſteckt wird, erreichen könne. 

Beſonderen Wert legt die Bewegung auf die Echtheit, ſtehe ſie nun 
im Gegenſatz zur Fälſchung (unechter Meerſchaum, unechtes Edenholz) 
oder bezeichne ſie die Dauerhaftigkeit (echte Farbe). Die Echtheit des 
Stoffes (was man nie anders als welſch materialecht ausdrückt) wird 
von Wirz unter Hinweis auf Simmel, der keinen Satz ohne zum min⸗ 
deſten drei überflüſſige Fremdwörter zu ſchreiben vermag, dahin beſtimmt, 
„daß das Ding eine oitentative Reſerve von Tauglichkeiten habe“. Hätte 
man dafür nicht deutſch ſagen können, daß das Ding einen auffälligen 
höheren Gehalt von Tauglichkeiten habe, als man bei ſeinem erſten An⸗ 
blick gewahr wird? An anderer Stelle drückt Wirz den Gedanken ver⸗ 
nünftig und deutſch ſo aus, daß man die Forderung, jeder Gegenſtand 
ſolle die Sprache ſeines Stoffes (Materials) reden, auch ſo begründen 
könne: ſobald man die Wirkung, die Erſcheinung eines Gutes als ge⸗ 
geben, als unabänderlich beſtimmt fett, erzielt man dieſe Wirkung am 
leichteſten, wenn man jenes Material wählt, dem dieſe Wirkung „leicht 
fällt“, dem ſie ſchon faſt von ſelber entſtrömt“. 

Als Ergebnis und Abſchluß kann man verzeichnen, daß ſich die 
neue Richtung (Moderne) durchgeſetzt hat, daß man aber bei der Über⸗ 
macht des Philiſtertums keineswegs auf ſeinen Lorbeeren ausruhen darf, 
ſondern alle Kräfte anſpannen muß, um das Gewonnene zu erhalten, zu 
befeſtigen, es zu einem Beſitz für die Ewigkeit auszugeſtalten. 

Die neue Richtung, in der der Baumeiſter auch in der inneren Aus⸗ 
ſtattung der Wohnung zu Rate gezogen wurde, war der Tapetenindujtrie 
ungünſtig. Sie verwarf zunächſt die Tapete wegen ihrer Natur als 
Erſatzſtoff. Man zog einfach bemalte 9 „ Täfelung oder 
Beſpannung mit Stoffen vor. 

Dieſe Verteufelung der Tapete wurde aber bald als Jugendirrtum 
erkannt. Die Leiſtungen der Tapeten induſtrie um 1895 vermochten aber 
mit ihren Nachahmungen der Wirkungen von Webſtoffen den Anforde⸗ 
rungen eines geläuterten Geſchmackes nicht zu genügen. Die erſten 1898 
hergeſtellten Künſtlermuſter brachten kühne Verſuche, aber keine Löſungen. 
Auch mit den eingeführten engliſchen Muſtern machten die Händler 
ſchlechte Geſchafte. Die Unterſcheidung der Tapeten nach den Zimmern, 
für die ſie beſtimmt waren, wurde unter dem Einfluß der neuen Kunſt⸗ 
richtung aufgegeben. Die Bevorzugung der unauffälligen Wände verwarf 
gerade die Muſter der Induſtrie, an denen am meiſten zu verdienen iſt. 
Die Induſtrie nahm daher zunächſt eine Kampfſtellung gegen die neue 
Richtung ein. 

Als die neue Kunſtrichtung ſich wieder freundlicher zur Tapete 
ſtellte, ſuchte man nach weniger lichtempfindlichen Tapeten. Selbſt der 
höhere Preis gewährt nach den angeſtellten Verſuchen keine Bürgſchaft 
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gegen hohe Lichtempfindlichkeit und ſchnelles Abblaſſen. Die neuen 
künſtleriſchen Tapetenmuſter wurden nachgeahmt. Die ſchlechte Bezahlung 
der Muſterzeichner führte zu ſchlechten ſchablonenhaften Arbeiten. Die 
Mode trug das Ihrige zur Verſchlechterung des Geſchmackes bei. Gute 
gangbare Muſter wurden nachgeahmt. Aus all dem ergab ſich, daß die 
Tapeteninduſtrie das Vertrauen der Kundſchaft verlor. 

Auf der anderen Seite war aber nach wie vor ein großer Bedarf 
nach Tapeten vorhanden, bei denen es mehr auf Billigkeit als auf Güte 
ankam. Es waren alle für Maſſenvermietung berechnete Bauten, die 
Maſſenmiethäuſer. Mit ihrer verhältnismäßig ſtärkeren Zunahme ſtieg 
die Nachfrage nach billigen Tapeten. 

Die Kartelle der Tapeteninduſtrie ſuchten der Übererzeugung durch 
Kopfzuteilung der Erzeugung entgegenzuwirken. Durch die Einſchränkung 
der Muſterzahl ſchufen ſie die Vorausſetzungen für eine Verbeſſerung der 
Güte der Waren. In der gleichen Richtung wirkte ihre Preispolitik 
“und techniſche Bemühungen, insbeſondere ſoweit fie ſich auf die Her⸗ 
ſtellung einer gleichmäßigen Ware und auf die Spezialiſierung der Fa⸗ 
briken auf einzelne Muſter richteten. Auch das Käuferurteil ſuchten ſie 
zu heben und die Erzeugniſſe nach ihrer Güte zu ſondern. Wenn auch 
dem Kartell die beſſeren Fabriken angehörten, ſchreibt der Verfaſſer der 
Tätigkeit des Kartells doch geringe Verdienſte um die Verbeſſerung der 
Güte der Ware zu. 

Die neuen Künſtlermuſter brachten für den guten Geſchmack einen 
entſchiedenen Fortſchritt, die Lichtempfindlichkeit der Tapete dagegen iſt 
immer noch, auch nach neueren Verſuchen, ſehr verſchieden, und die Höhe 
des Preiſes gibt keine Gewähr für eine zuverläſſig farbechte Tapete. 

Der dritte Teil behandelt die „Theorie der Qualitätsproduktion“. 
Die wiſſenſchaftliche Lehre unterſcheidet die ausgedehnte (extenſive) und 
die vertiefte (intenſive) Güte der Arbeit und Ware. Das erſte will 
ſagen, daß ein Gegenſtand geeignet iſt, neben einem Bedürfnis auch noch 
ein weiteres zu befriedigen: zum Beiſpiel neben dem des Schutzes des 
Körpers das des Schmuckes. Ein Haltbarkeitsbedürfnis abzuſpalten, habe 
aber keinen Sinn. Eine Ware, die ihm entfpricht, dt einfach geeignet, 
das Bedürfnis für eine längere Zeit zu befriedigen. 

Das Angebot kann die Güte der Ware nicht einſeitig ändern, es 
muß auch eine Nachfrage nach guter Ware vorhanden ſein. Das rationa⸗ 
liſtiſche Qualitätsargument nun faßt Wirz folgendermaßen: „ein Qualitäts⸗ 
gut, alſo ein vergleichsweiſe hochgradig nutzenträchtiges Gut, erheiſcht für 
die zuſätzliche Brauchbarkeit, die es — verglichen mit dem ſchlechteren 
Gut — hat, einen unterproportionalen Mehraufwand. Durch das an⸗ 
fänglich zwar ſchwerer mit Aufwand belaſtete Qualitätsgut läßt ſich doch 
mit weniger Mitteln derſelbe Erfolg erzielen wie mit der Summe der 
für ſchlechtere Güter nötigen kleineren Einzelaufwände, weil der Regel 
nach und bis zu einer (meiſt jenſeits des Betrachtungsbereiches liegenden) 
Grenze mit zunehmendem abſoluten Aufwand der auf die Einheit be⸗ 
rechnete relative Aufwand ſinkt: Nun kann aber ein ſolides Gerät 
zum Beiſpiel bloß den doppelten Aufwand erfordern, aber viermal ſo 
lange feinen Dienſt leiſten. Das Oualitätsgut iſt ergiebiger. Die 
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Rentabilität und Produktivität der Qualitätsgüter hängt davon ab, ob die 
Mittel, die für die Befriedigung des Bedarfs vorhanden ſind, weit begrenzt 
find. Die Gebrauchstüchtigkeit eines Gutes enthält keine Anweiſung 
auf die Wirtſchaftlichkeit ſeiner Verwendung.“ (S. 178.) Das Ver⸗ 
wendetwerden einer Brauchbarkeit hängt ab von dem Nutzen, den man 
ihr zumutet. 

Für die Nachfrageſeite ſind folgende drei Geſichtspunkte entſcheidend: 
„Der Verbraucher muß den Qualitätsunterſchied wertſchätzen, er muß ihn, 
wenn er ihm in einem Gut begegnet, erkennen, und er muß ihn 
bezahlen können.“ Die Schumpeterſche Theorie, daß die Qualität 
Angepaßtheit an den Marktbedarf ſei, verwirft Wirz und beſtimmt ſie 
vielmehr als die Angepaßtheit an einen Gebrauchsgedanken. 

Die Unterſchiede der Güte einer Ware nennt Wirz Qualitätsele⸗ 
mente. Auch der Markt unterſcheide gröbere und feinere Qualitätselemente. 
Auf fie wendet er dann die Lehre vom Grenznutzen an. Das Quali⸗ 
tätsgut wird aber nur durch das Zuſammenwirken feiner Elemente zu 
einer höheren Einheit verbunden. Das Qualitätsgut erſchwere aber, in 
einen Markt hineingeſtellt, wegen der Häufung und Verkettung ſeiner 
Brauchbarkeiten manchem Verbraucher die genaue Abſtufung ſeiner Be⸗ 
dürfnisbefriedigung, das Einhalten der Nutzengrenze. 

Wirz unterſucht nun das Verhalten der Verbraucher zum extenſiven, 
intenſiven Qualitäts⸗ und zum Dauergut. Er kommt zu folgendem Er⸗ 
gebnis: „In der geſellſchaftlichen Wirtſchaft ergibt ſich ein nach Käufer⸗ 
ſchichten abgeſtuſter Widerſtand gegen höhere Qualitäten daraus, daß 
das geringere Qualitätselement allein ſolche Zwecke befriedigt, oder Zwecke 
in einem ſolchem Ausmaß oder für eine ſolche Dauer, die ſich (oder 
wie ſie ſich) bei vielen oder allen Verbrauchern finden.“ Wir wiſſen, daß 
das den Begriff des geringeren Gutes ausmacht. Je höher ſeine Qualität, 
deſto mehr Zwecke, „andere“ Zweckſtufen, oder deſto tiefere Zeiträume 
umfaßt es mit. Die Rückſicht auf dieſe aber trifft es in — den Koſten 
gegenüber — genügender Vorſtellungsſchwere nur bei einer beſchränkten 
Menſchenzahl an. Einzig aus ihrer Gruppe gehen ſeine Abnehmer 
hervor. Je tiefſtufiger ein Qualitätselement, um ſo Gemeinſamerem iſt 
es angepaßt, je höher, um ſo Beſonderem; ein Qualitätsgut dient Ge⸗ 
meinſamem und Beſonderem. Verſtändigung auf dem Boden des 
vielen Gemeinſamen iſt öfter möglich als Verſtändigung auf Grund 
des Beſonderen. Das geringere Gut ſchlüpft überall dort anſtandslos 
hinein, wo das Qualitätsgut mit ſeinen koſtenden beſonderen Tüchtig⸗ 
keiten irgendwie „anſtößt“. Jenes iſt kleiner, beweglicher, geſchmeidiger; 
das (im Doppelſinn) „ausgezeichnete“ Gut iſt für manchen Bedarf zu 
groß und zu ſchwer. Wenn der Herſteller „alles in feine Stücke, geringe 
Portionen, wertloſere Erſatzſtoffe zerlegt“ (Naumann), ſo folgt er dem 
Verlangen der Abnehmer nach mobilen Einheiten. „Die wirtſchaftliche 
Logik ſiegt über die techniſche. Und wir ſehen deshalb in der Wirklich⸗ 
leit um uns ſchadhafte Stricke ſtatt der Stahlbänder, feblervolle Arbeits- 
tiere ſtatt der Typen der Ausſtellungen“ (Schumpeter). Möglich, daß 
ſich das Qualitätsgut „im Gebrauch“ billiger ſtellt: „der Gebrauch iſt 
nicht ſtets da“. Die wirtſchaftliche Lage (Situation) des Verbrauchers 

Shmotlers Jahr buch XLI 4. 34 
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entſcheidet ſchließlich darüber, ob er ein Gut von höherer Tauglichkeit 
oder ein ſolches ohne ſolche bevorzugt. Die Theorie mache die Quali⸗ 
tätserzeugung vollſtändig von der Lage der Wirtſchaften abhängig: 
„Seeliſches und materielles Unbegabtſein, das iſt es, was 
den Qualitätsbedarf unterbindet. Die Qualitätsbewegung 
geht darauf aus, da, wo das materielle Unbegabtſein geſchwunden iſt, 
das oft noch gebliebene ſeeliſche Unbegabtſein auch zu beſeitigen.“ 

Die Qualitätspolitik kann die Güterqualität durch Stempelung der 
Wahrnehmung aufdrängen wie amtlich bei der Eichung oder durch Fach⸗ 
verbände, Verbraucherbünde vim. ` Dahin gehören das Farben⸗ und 
Materialienbuch des deutſchen Kunſtgewerbes. Im Zuſammenwirken 
mit Verbrauchern, Künſtlern und Händlern entſtehen Prüfungsausſchüſſe 
zur Überwachung der Güte der Erzeugniſſe. Durch die Fabrikmarke 
übernimmt der Fabrikant die Verantwortung für ſie ſelber. Dadurch 
wird die Freiheit des Zwiſchenhändlers eingeſchränkt, und Herſteller und 
Verbraucher werden unmittelbar miteinander verbunden. Mode⸗ und 
Erſatzgüter werden bekämpft. Es wird Sparſamkeit in der Befriedigung 
der Bedürfniſſe gepredigt, vor der Verzettelung der Mittel wird gewarnt. 
Die Zahl der angeſchafften Güter ſoll zugunſten ihrer Güte und Dauer⸗ 
haftigkeit vermindert werden. In dieſer Qualitätspolitik ſieht der Ver⸗ 
faſſer eine Beſtätigung der Brauchbarkeit ſeiner Lehre. 

Die Schwierigkeit der behandelten Gegenſtände wird durch den 
überreichen Gebrauch von Fremdwörtern leider noch unnötig vermehrt. 
Ihre Vermeidung hätte zu einer ſchärferen Durchdenkung des Gegen⸗ 
ſtandes gezwungen. Trotzdem müſſen wir anerkennen, daß der Ver⸗ 
faſſer nicht bloß die Frage der Arbeitsgüte im Tapetengewerbe vor⸗ 
trefflich und vielſeitig dargeſtellt, ſondern darüber hinaus eine erſchöpfende 
Zuſammenfaſſung der Lehre von der Erzeugung guter Waren überhaupt 
gegeben hat. 

Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Weißbarth, Alfred: Das Dekaturgewebe und ſeine 
Kartellierungsbeſtrebungen. Zur Frage der Monopol⸗ 
fähigkeit von Induſtrien. Berlin 1914, Franz Siemenroth. gr. 8°. 
VIII u. 72 S. Geh. 2 Mk. 


Die verſchiedene Möglichkeit, einen Zuſammenſchluß von Induſtrien 
zu erreichen und zu ſichern, iſt in den Geſamtverhältniſſen der einzelnen 
Induſtrien begründet. Weißbarth will nun die Beſtimmungsgründe für 
die Monopolfähigkeit von Induſtrien aufſuchen, alſo die Vorbedingungen 
der Monopoliſierung, die allgemein für die Bildung rechtlicher Mono⸗ 
pole in Induſtrien von Bedeutung ſind. 

Die Technik der Dekatur iſt einfach, es iſt kein großes Kapital er⸗ 
forderlich, der Betrieb kann in kleinem und großem Maßſtabe geführt 
werden. In Berlin und in Deutſchland überhaupt hat ſich die Induſtrie 
geſchichtlich als Lohninduſtrie entwickelt, die hauptſächlich für die Kon⸗ 
fektionsinduſtrie arbeitet. Die Preiſe gingen in der Zeit von 1850 bis 
in die achtziger und neunziger Jahre von 25 auf 4, 3, ja 28¾ Pfennig für 
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den Meter zurück. In der Zeit von 1900 — 19183 ſcheiterten verſchiedene 
Kartell ierungsverſuche vollſtändig oder waren nur von geringer Wirkung 
und kurzer Dauer. Die Kartellierung fördern aber 1. die Organiſation 
der Arbeiter und deren erhöhte Lohnforderungen, 2. die Steigerung der 
übrigen Geſchäfiskoſten, 3. die Organiſierung der Konfektion und 4. die 
wachſende Anzahl der Betriebe. Die Vereinigung wird gehemmt durch 
1. die verſchiedene Größe der Unternehmungen, 2. die Leichtigkeit des 
Entſtehens von Außenſeiter- Unternehmungen und 3. die Totale Ver⸗ 
ſchiedenheit der Kartellteilnehmer. 

Daraus werden folgende Grundſätze für die Bildung von Kartellen 
überhaupt abgeleitet: Die Monopoliſierung, d. h. die Schaffung eines 
rechtlichen Monopols, iſt auf höherer Produltionsſtufe ſchwieriger als auf 
niedriger. 

Die Monopolbildung braucht zwar auf höherer Produktionsſtufe 
nicht mit größeren Koſten verknüpft zu ſein als auf niedriger Stufe; 
jedoch iſt die Dauer des Monovols um ſo mehr gefährdet, je größer das 
Kapital der Verarbeitung im Verhältnis zu dem für Anſchaffung von 
Produkten und Werkzeugen verwandten iſt. 

Nur in ſolchen Fällen wird das Monopol Ausſicht auf Beſtand 
haben, in denen die Beziehung K / Ka (das Verhältnis des Verarbeitungs⸗ 
kapitals zu dem für den Ankauf der Produkte und die Amortiſation der 
Werkzeuge und Maſchinen angewandten Kapitals) verhältnismäßig klein iſt, 
jedenfalls aber ein beſtimmtes (im Einzelfalle empiriſch feſtzuſetzendes) Ver⸗ 
hälmis nicht überſchreitet. — Zuele Grenze, von der ab ein Produktions⸗ 
prozeß monopolfähig im engeren Sinne zu werden beginnt, heiße Monopol⸗ 
fähigkeitsgrenze (Dauerſchwelle des Monopols). 

Von der Dauerſchwelle ab verringert ſich zwar die Monopolfähigkeit 
in geringerem Maße mit der zunehmenden Menge der zu monopoliſierenden 
Güter, da die Größe des aufzuwendenden Kapitals im gleichen Maße 
wächſt; ſie wird jedoch in erhöhtem Maße verſtärkt durch die wachſende 

Schwierigkeit für Konkurrenzunternehmen, das Monopol zu durchbrechen. 
N Die Monopolfähigkeit veringert fih mit der Notwendigkeit der 
räumlichen Trennung der Produktionsſtandorte. 

Je mehr „ſtehendes“ Kapital eine Induſtrie im Verhältnis zum 
„umlaufenden“ erfordert, um ſo mehr iſt ſie zur Monopoliſierung 
geeignete. 

Je weniger den Unternehmern eine Gleichartigkeit ihrer Intereſſan 
vorhanden zu ſein ſcheint, deſto ſchwieriger wird die Schaffung eines 

onopols. 

Die Zahl der für eine erfolgreiche Monopoliſierung notwendigen 
Teilnehmer iſt je nach Lage des ſpeziellen Falles verſchieden und wird 
ge die Faltoren beftimmt, von denen die Monopolfähigleit überhaupt 

ängt. 

Eine Monopoliſierung bringt nur dann einzelwirtſchaftliche Vorteile, 
wenn in der Zuſammenfaſſung ſämtlicher Betriebe die Nutzhöhe der 
Produktion noch nicht überſchritten, in den Einzelbetrieben dagegen die 
Nutzſchwelle mindeſtens erreicht iſt. b 

Im Anhang wird eine Lohnſtatiſtik und eine beachtenswerte Kritik 

SA * 
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der Berufs: und Gewerbeſtatiſtik des Deutſchen Reiches gegeben. Das 
Ergebnis dieſer Kritik faßt Weißbarth in folgendem Satze zuſammen: 
„Innerhalb der Gewerbeklaſſen ſollte die Einteilung der Arten mehr nach 
der Funktion des betreffenden Gewerbes erfolgen ſtatt wie bisher nach 
der Art des zu verarbeitenden Stoffes.“ 

Die kleine Schrift zeigt, wie die aufmerkſame und planmäßige Be⸗ 
obachtung auch eines kleinen Gebietes doch zu beachtenswerten, all⸗ 
gemeinen, theoretiſchen Ergebniſſen führen kann. Die klare und über⸗ 
ſichtliche Anordnung des Stoffes und die geſchickte Herausarbeitung der 
allgemeinen Geſichtspunkte aus dem erfaßten Einzelfalle verdienen be⸗ 
ſondere Anerkennung. 

Berlin⸗Mariendorf, im Oktober 1917 Cl. Heiß 


Ritter, Erich: Die öffentliche Elektrizitätsverſorgung in 
Deutſchland. Berlin 1917, Haude & Spenerſche Buchhandlung 
Max Paſchke. gr. 8°. VIII u. 158 S. Geh. 6, geb. 7,50 Mk. 


Aſchoff, Ludwig: Form und Endziel einer allgemeinen 
Verſorgung mit Elektrizität. Herausg. im Auftrage des 
Beratungsvereins „Elektrizität“ e. V. Berlin 1917, Julius Springer. 
gr. 8°. I u. 84 S. Geh. 2,40 Mk. 


Grunenberg, A.: Verſtaatlichung der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung und Beſteuerung des elektriſchen Stromes. 
Kritiſche Betrachtung moderner Monopol⸗ und Steuerprojefte. 
Berlin 1917, Puttkammer & Mühlbrecht. gr. 8. 55 S. | 


Die ſtaatliche Regelung der öffentlichen Elektrizitätsverſorgung hat 
in den letzten Jahren die Fachkreiſe und die Politiker lebhaft beſchäftigt. 
In Fluß iſt die Frage der Verſtaatlichung der Elektrizitätsverſorgung 
gekommen durch den Plan des Sächſiſchen Elektroverbandes, die Elek⸗ 
trizitätswerke feiner Mitglieder aus zwei im Often und Weſten des 
Königreichs zu errichtenden großen Fernkraftwerken gemeinſam zu verſorgen. 
Das ſächſiſche Miniſterium des Innern erkannte, daß mit dieſem Plane 
von einem Verbande öffentlicher Körperſchaften eine allgemein ſtaatliche 
Aufgabe beanſprucht werde. Da der Plan für eine gleichmäßige Ver⸗ 
ſorgung des Landes mit Elektrizität und für eine gleiche Berückſichtigung 
des Nutzens der Klein⸗ und Großabnehmer bei der Feſtſetzung der 
Tarife nicht ausreichende Vorſorge traf, verſagte ihm das Miniſterium die 
Genehmigung. Es trat hier kurze Zeit darauf ein Dekret an die Stände, 
die Einleitung und den künftigen Ausbau einer ſtaatlichen Elektrizitäts⸗ 
verſorgung betreffend, am 12. März 1916 an die Stände mit dem Ent⸗ 
wurf der Verftautlidung heran. Im Herbſt vorigen Jahres entwickelte 
ſodann der Direktor der A E. G., Klingenberg, auf der Frankfurter Tagung 
des Verbandes der Elektrotechniker den Plan, der Staat ſolle durch Er⸗ 
richtung von 25—30 großen Fernkraftwerken die Erzeugung elektriſcher 
Kraft übernehmen und die Verteilung den beſtehenden Elektrizitäts⸗ 
werken überlaſſen. Die großen Elektrizitätsgeſellſchaften wollten ſich da⸗ 
mit im Inlande Erſatz für den ihnen drohenden Verluſt der Ausfuhr 
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durch rieſige Staatsaufträge verſchaffen. Der Staat ſollte das große 
Wagnis des Baues der Fernkraftwerke übernehmen, aber Elektrizität nur 
im großen liefern dürfen. Daß der Verdienſt dabei niemals groß werden 
kann, zeigt am beſten die Tatſache, daß elektriſche Kraft im großen aller⸗ 
höchſtens zu einem Preiſe von 5—7 Pf. für die Kilowattſtunde ab⸗ 
gegeben werden kann, während die Preiſe im Kleinverkauf etwa 20 Pf. 
für Kraft und 40 Pf. für Licht betragen, aber auch noch weſentlich 
höhere Preiſe vorkommen. Die großen Koſten der Fernkraftwerke ſollte 
nach dieſem Plan der Staat übernehmen, den aus der Verteilung allein 
möglichen Gewinn aber wollte ſein Verfaſſer den beſtehenden Elektrizitäts⸗ 
werken, d. h. gemeindlichen Betrieben und privaten Geſellſchaften, wor⸗ 
unter eine große Zahl von Tochtergeſellſchaften der A. E. G., vorbehalten 
wiſſen. Büggeln machte unter Benutzung der Grundgedanken Klingen⸗ 
bergs einen abgeänderten Entwurf für das Königreich Württemberg. 
N. Hochſtröm, ein Deckname, unter dem man eine den großen Elek⸗ 
trizitätsgeſellſchaften naheſtehenden Perſon vermuten darf, ſchlug ein 
Reichselektrizitätserzeugungs⸗ und ⸗Verteilungsmonopol vor. Für die 
Erzeugung übernahm er den Klingenbergſchen Plan, für den Betrieb 
forderte er die Anwendung der kaufmänniſchen Betriebsweiſe privater 
Werke. Der von Klingenberg, der ſeinen Entwurf für Preußen durch⸗ 
gerechnet hat, errechnete Gewinn des Staates war ſo gering, daß er 
ſeinen Plan durch eine Kohlenſteuer, die auch das Gas erfaſſen ſollte, er⸗ 
gänzte. Den Hochſtrömſchen Rechnungen ſind fo grobe Rechenfehler nach⸗ 
gewieſen worden, daß es ſich nicht lohnt, die Zahlen hier wiederzugeben. 
Aber auch Klingenberg hat die Abſchreibungen zu niedrig bemeſſen und 
für die notwendige Stillegung kleiner unwirtſchaftlicher Werke nichts 
vorgeſehen. Dem Fernkraftwerksentwurf Klingenbergs ſtellte Voigt, der 
Verfaſſer der Planung des Elektroverbandes, den Entwurf von Nah⸗ 
kraftwerken entgegen. Er ſchlägt vor, die beſtehenden Elektrizitätswerke 
auszubauen, miteinander zu verkuppeln und auf dieſem Wege durch eine 
organiſche Weiterentwicklung das Ziel der Vereinheitlichung und Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Elektrizitätsverſorgung zu erreichen, das Klingenberg 
durch einen künſtlichen Entwurf anſtrebt. 

Zu allen dieſen Plänen und Entwürfen nehmen die hier zu be⸗ 
ſprechenden drei Schriften Stellung. Die umfangreichſte von Ritter will 
„unter entſchiedener Betonung des Rechtes der deutſchen elektrotechniſchen 
Spezialfabriken und des ſelbſtändigen deutſchen Richtmeiſtergewerbes auf 
freien Wettbewerb innerhalb der mit jedem Tage bedeutſamer werdenden Be⸗ 
wirtſchaftung unſeres Landes mit elektriſcher Arbeit“ die Frage der öffent⸗ 
lichen deutſchen Elektrizitätsverſorgung erörtern. Einleitend gibt er eine 
kurze Entwicklungsgeſchichte der elektrotechniſchen Induſtrie Deutſchlands. 
Er anerkennt die Verdienſte der beiden großen Geſellſchaften A. E. G. und 
S. S. W. um den techniſchen und wirtſchaftlichen Fortſchritt der elektro⸗ 
techniſchen Induſtrie und der Elektrizitätsverſorgung, betont aber dann, 
daß die Großkonzerne der elektrotechniſchen Induſtrie bereits zu einem 
ſolchen Maß wirtſchaftlicher Macht gelangt feien, daß ſie die Grenzen 
ihrer Macht und ihres Einfluſſes überaus weit ſtecken können. „Ihrem 
vorſchauenden Blick darf ſich, in weiter, aber nicht unerreichbarer Ferne 
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gelegen, bereits das große Ziel zeigen, die geſamte Elektrizitätsverſorgung 
Deuiſchlands ausſchließlich in ihrer Hand zu vereinigen. Daß dieſes 
Ziel von ihnen nicht erreicht wird, ſondern daß die elektrotechniſchen 
Spezialfabriten und in ihrem Gefolge das felbftändige Inſtallateur⸗ 
gewerbe wettbewerbsfähig bleiben, iſt zunächſt das Intereſſe der an 
dieſem wirtſchaftlichen Kampfe beteiligten Fabrikanten und Handwerker 
ſelbſt, es iſt aber auch im wohlverſtandenen Intereſſe jedes Elettrizitäts⸗ 
verbrauchers gelegen, alſo ein öffentliches Intereſſe; denn zweifellos hat 
ein Ausſchließlichkeitsrecht in den Händen einer privaten Intereſſenten⸗ 
gruppe der Offentlichkeit noch immer zum Schaden gereicht.“ 

Durch eine mit Hilfe der Vereinigung elektrotechniſcher Spezial⸗ 
fabriken aufgenommene Statiſtik der von dieſen beſchäftigten Arbeiter, 
die leider nur ſehr unvollſtändig beantwortet wurde, wird gezeigt, daß 
die elektrotechniſchen Spezialfabriken eine ſehr lebensfähige, über ganz 
Deutſchland verbreitete Induſtrie darſtellen. Ihre Tätigkeit wird ein⸗ 
gehend geſchildert. 

Im zweiten Kapitel werden die Monopolbeſtrebungen der großen 
Elektrizitätskonzerne dargeſtellt. Sie drängen den Machtbereich des öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Betriebes durch die Gründung großer Überlandzentralen, 
in welche kleine Gemeindewerke aufgenommen werden, durch Pachtung 
ſtädtiſcher Elektrizitätswerke und durch die Gründung gemiſchrwirtſchaft⸗ 
licher Unternehmungeg zurück. Im dritten Kapitel wird die gemiſcht⸗ 
wirtſchaftliche Unternehmung nach ihrer rechtlichen und wirtſchaftlichen 
Seite eingehend dargeſtellt. Es freut mich, feſtſtellen zu können, daß 
der Verfaſſer mit meinen Ausführungen in dieſem Jahrbuch über die 
gemiſchtwirtſchaftlichen Unternehmungen bei der öffentlichen Elektrizitäts⸗ 
verſorgung durchaus übereinſtimmt. 

Im vierten Kapitel behandelt er die öffentlichen Maßnahmen zur 
Elektrizitätsverſorgung. Er gibt darin die in faft allen deutſchen 
Bundes ſtaaten gegen das Material⸗ und Inſtallations monopol der 
großen Geſellſchaften erlaſſenen Verfügungen eingehend wieder und be⸗ 
handelt Berlin und die Provinz Brandenburg noch beſonders. Weiter 
werden in dieſem Kapital die auf eine planmäßige Regelung des 
weiteren Ausbaues der öffentlichen Elektrizitätsverſorgung gerichteten Be⸗ 
ſtrebungen der deutſchen Regierungen, dargeſtellt, insbeſondere Preußens 
(ſtaatliche Waſſerkraftwerke vom Main bis an die Nordſee ſowie Vorſchrift 
einer Demarkationslinie bei Errichtung neuer Überlandwerke), Sachſens 
(in der Einleitung erwähnte Entwurf), Bayerns (Walchenſee⸗Kraftwerke 
und Bayernwerk) und Badens (Murgkraftwerk). 

Im Schlußkapitel „Zuſammenfaſſung — Forderungen und Ziele“ 
werden die von uns in der Einleitung erwähnten Entwürfe kritiſch be⸗ 
leuchtet und es wird ein kurzer Überblick über die Stellungnahme der 
von ihnen betroffenen Gemeinden und Gemeindeverbände ſowie der 
Intereſſentenvertretungen zu ihnen gegeben. Zuſammenfaſſend ſchreibt 
Ritter wörtlich: f 

„So laufen ſchließlich auch die Erwägungen, die über die zum 
Endziel eines ſtaatlichen Alleinrechts der Erzeugung und Verteilung 
elektriſcher Arbeit gehenden Wege angeſtellt werden können, genau wie 
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die vorhin angeführten Forderungen der Intereſſenten vorläufig auf den 
Ruf nach einem Reichselektrizitätsgeſetz hinaus. Das Reich muß den 
Einzelſtaaten ein Genehmigungsrecht für die Benutzung von Wegen, 
öffentlichen und privaten Grundſtücken, für Neubau ſowie Ausbau, Er⸗ 
neuerung, Erweiterung, Umgeftaltung und Erwerb elektriſcher Starkſtrom⸗ 
anlagen verſchaffen. Es muß den gewerbsmäßigen Strombetrieben die 
Pflicht gegenſeitiger Ergänzung auferlegt und Art und Umfang dieſer 
Pflicht geregelt werden. In das Geſetz ſind ferner Ablöſungsrechte für 
ſolche gewerbsmäßigen Strombetriebe einzuſchließen, deren Ablöſung im 
allgemeinen Intereſſe notwendig erſcheint; es müſſen dabei die Grund⸗ 
ſätze, nach denen ein ſolcher Erwerb zu erfolgen hat, allgemein feſtgelegt 
werden. Beſondere geſetzliche Beſtimmungen wären, wie ſchon vorhin 
geſagt, für die Geſtaltung und Überwachung der Tarife notwendig.“ 

Ritter tritt für ein Elektrizitätserzeugungs monopol nicht des Reiches, 
ſondern der Bundesſtaaten ein. Zur Vorbereitung der notwendigen 
Reichsgeſetze und zur Beaufſichtigung ihrer Durchführung verlangt er 
einen Reichselektrizitätsrat. Von einem Monopol verſpricht er ſich die 
beſten Wirkungen für die Spezialfabriken: „Wenn die Erzeugung und 
die Großabgabe von elektriſcher Arbeit einmal in ſtaatlichem Beſitz und 
Betriebe ſein werden, dann wird der Staat als Großunternehmer, der 
keine eigenen elektrotechniſchen Fabriken und Inſtallationswerkſtätten be⸗ 
ſitzt, wie kein anderer Unternehmer mit gerechten Tarifſätzen für die 
Rechte des Verbrauchers und mit gerechter Verteilung der Herſteller⸗ und 
Inſtallationsarbeiten allein nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit der 
einzelnen Fabrikanten und Inſtallateure, ſeien dieſe ſelbſt nun große, 
mittlere oder kleine Unternehmer, ausreichend Sorge zu tragen vermögen.“ 

Ritter iſt es gelungen, einen Überaus umfangreichen, weitzerſtreuten 
und verwickelten Stoff klar und überſichtlich darzuſtellen, ſo daß der 
Leſer ein zutreffendes Geſamtbild der ſchwierigen und wichtigen wirt⸗ 
ſchaftlichen und technifchen Fragen erhält. Auch feine Grundanſchauung, 
daß es zu den Staatsaufgaben gehört, dafür Sorge zu tragen, daß die 
Rieſenſtämme der Großkonzerne nicht ganz in den Himmel wachſen und 
allen übrigen Bäumen und Sträuchern das Lebenslicht und die Lebens⸗ 
luft rauben, iſt durchaus zuſtimmungswürdig. 

Ahnliche Grundanſchauungen vertritt die ſehr beachtenswerte kleine 
Schrift von Aſchoff. Sie gibt zunächſt einen Überblick über die all⸗ 
gemeine techniſche Entwicklung der Elektrizitätsverſorgung Deutſchlands 
bis zum Jahre 1914, behandelt ſodann die Verwaltungs formen der 
öffentlichen Elektrizitätswerke, das Eingreifen ſtaatlicher Gewalten in die 
Elektrizitätsverſorgung und den Umfang der öffentlichen Elektrizitäts⸗ 
verſorgung in Preußen im Jahre 1914/15. Hier wird wertvolle neueſte 
Statiſtik gegeben. Der zweite Apfchnitt behandelt die Vereinheitlichung 
der Elektrizitätsverſorgung in Preußen auf öffentlich rechtlicher Grundlage 
unter folgenden Geſichtspunkten: Benutzung öffentlichen Grundeigentums, 
ſtaatswirtſchaftliche, volkswirtſchaftliche, finanzielle und ſoziale Gründe. 
Volks wirtſchaftlich iſt vor allem bedeutſam, daß die Zuſammenfaſſung 

Stromerzeugung in einer verhältnismäßig kleinen Anzahl großer 
Kraftwerke, die Ausnutzung ſtaatlicher Kohlenſchätze und Waſſerkräfte, 
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der Belaſtungsausgleich und die Referveleiftung der einzelnen Kraftwerke 
untereinander, der Zuſammenſchluß und die einheitliche Organiſation der 
Stromverſorgungsgebiete es möglich machen werden, im Laufe der Zeit 
mit Stromtarifen zu rechnen, die ſehr erheblich unter den bisherigen 
Durchſchnittsſätzen liegen. Sozial iſt es von Bedeutung, daß durch die 
Verſorgung bisher ungünſtig geſtellter Gebiete der Abwanderung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiterbevölkerung in die Induſtriegebiete entgegengewirkt 
und daß durch die Verbilligung und gerechte Feſtſetzung der Tarife die 
Wettbewerbsfähigkeit des Handwerks gehoben werden kann. Es wird 
ſodann die techniſche und verwaltungsorganiſatoriſche Durchführbarkeit 
einer einheitlichen Elektrizitätsverſorgung auf öffentlich⸗rechtlicher Grund⸗ 
lage, die Schadloshaltung beſtehender Elektrizitätsunternehmungen und 
die geſetzliche Regelung der öffentlichen Elektrizitätsverſorgung unterſucht. 
Es ſoll danach das Recht, Stromerzeugungsanlagen zu errichten und 
zu betreiben, ausſchließlich dem Staat, und das Recht, elektriſche Arbeit 
zur Abgabe weiter zu verteilen, ausſchließlich den preußiſchen Provinzial⸗ 
verbänden zuſtehen. Dem Staat und den Provinzialverbänden müßten die 
zur Durchführung erforderlichen Enteignungsrechte nach beſonders feſt⸗ 
zuſetzenden Grundſätzen gewährt werden. Den öffentlichen Elektrizitäts⸗ 
werken wäre das alleinige Recht zur Benutzung öffentlichen Grundeigentums 
für elektriſche Arbeitsverteilung einzuräumen und dafür die Pflicht auf⸗ 
zuerlegen, an jedermann elektriſche Arbeit zu nicht ungünſtigeren Be⸗ 
dingungen zu liefern, als fie die allgemeinen Stromlieferungsvorſchriften 
vorſehen. Einzelunternehmern wäre die Neuerrichtung oder Erweiterung 
von elektriſchen Betriebsanlagen zu verſagen und nur in dringenden 
Fällen ausnahmsweiſe zu gewähren. Im dritten Hauptabſchnitt wird 
das wirtſchaftliche Ergebnis einer einheitlichen Elektrizitätsverſorgung in 
Preußen berechnet. Das Elektrizitätserzeugungsmonopol würde danach 
einen Reingewinn von nur 15 Mill. Mk. ergeben, während das Er⸗ 
zeugungs⸗ und Verteilungsmonopol einen ſolchen von 164 Mill. Mk. 
liefern würde. Aſchoff bemerkt dazu: 

„Das geſamte Anlagekapital für die organiſierte Stromverſorgung 
Preußens betrug für den angenommenen Zeitpunkt 1,4 + 2,2 
3,6 Milliarden mit einem Zuſchlag von 10% für voraus aufgewandtes 
Kapital, alſo insgeſamt 3,96 Milliarden Mk. Der nach ausreichenden 
Abſchreibungen, voller Entſchädigungsleiſtung und einer 5 prozentigen Ver⸗ 
zinſung verbleibende Reinüberſchuß erhöht ſich auf 164 Mill. Mk. 
oder auf 4,14% des aufgewandten Kapitals. Dieſes ſehr befriedigende 
Ergebnis konnte erzielt werden, obwohl die Elektrizitätsverſorgung auch 
in denjenigen Provinzen als voll durchgeführt behandelt iſt, die nicht nur 
keinen Überſchuß, ſondern Verluſt bringen; es konnte ferner erreicht 
werden, trotzdem die Tarife weſentlich niedriger angenommen worden 
ſind als die heute ſelbſt bei den größten Einzelwerken üblichen. 

Die zahlenmäßige Zuſammenſtellung des Endergebniſſes iſt be⸗ 
ſonders lehrreich, zeigt ſie doch, in wenige Zahlen zuſammengedrängt, 
wieviel wichtiger für das wirtſchaftliche Ergebnis die Stromverteilung 
iſt als die Stromerzeugung, und ein wie ſchlechter Rat es wäre, die 
Mitwirkung öffentlich⸗ rechtlicher Körperſchaften bei der Großſtrom⸗ 
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verſorgung auf die Stromerzeugung zu beſchränken, die Stromverteilung 
aber auszuſchließen.“ 

In einem Schlußabſchnitt rät der Verfaſſer von einer Beſteuerung 
der Elektrizität ab, da ſie in keiner Beziehung die gleichen Vorteile zu 
bieten vermögen wie eine einheitliche Elektrizitätsverſorgung auf öffent⸗ 
lich⸗ rechtlicher Grundlage. 

Der Verfaſſer beherrſcht den verwickelten Stoff ſo meiſterhaft, daß 
er in dieſer kurzen, knapp gefaßten Schrift nicht nur ein Geſamtbild der 
vorliegenden ſchwierigen Fragen zu geben, ſondern außerdem noch die 
Aufgaben der Geſetzgebung zu umreißen und einen neuen Entwurf eines 
ſtaatlichen Elektrizitätserzeugungs⸗ und ⸗Verteilungsmonopols aufzuſtellen 
und zu begründen verſteht. Die Schrift kann jedem, der ſich mit dieſen 
wichtigen Fragen zu befaſſen hat, mit gutem Gewiſſen empfohlen werden. 

Grunenberg, der fortwährend mit volkswirtſchaftlichen Laien um 
ſich wirft und deſſen Schrift zu vier Fünfteln aus Zitaten beſteht, ſcheint 
ganz überſehen zu haben, daß ſich der Hochkapitalismus ſo weit ent⸗ 
wickelt hat, daß das reinſte Mancheſtertum wirklich nicht mehr als allein⸗ 
ſeligmachendes Evangelium gelten kann. Was die fachlichen Fragen an⸗ 
langt, ſtrotzt die Schrift ſo ſehr von Irrtümern und Mißverſtändniſſen, 
daß ſie wirklich nicht ernſt genommen werden kann. Die Kritik Klingen⸗ 
bergs, die Voigt auf der Tagung der Vereinigung der Elektrizitäts⸗ 
werke gegeben hat, lieſt man beſſer dort ſelbſt als in den hier gegebenen 
ſeitenlangen Zitaten. Grunenberg hätte es wohl unterlaſſen, mir, wohl 
durch meinen Titel Regierungsaſſeſſor verführt, zu unterſchieben, ich 
ſchriebe im amtlichen Auftrage, wenn er gewußt hätte, daß es mir ſelbſt 
im dritten Kriegsjahr trotz wiederholter Verſuche nicht gelungen iſt, eine 
Anſtellung zu bekommen. Der letzte Abſatz der Schrift Grunenbergs 
kennzeichnet ſeine Ausführungen ſo trefflich, daß wir es uns nicht ver⸗ 
ſagen können, ihn hierher zu ſetzen: 

„Unſere Volkswirtſchaft erträgt nach den ſchweren kriegeriſchen 
Schädigungen und bei der kommenden unvermeidlichen Steuerbelaſtung 
keine Experimente nach Klingenberg und Heiß, keine Hergabe von 
Milliarden dafür oder für ähnliche Projekte, keine Belaſtung nach den 
von Dewitzſchen Vorſchlägen. Sie bedarf nur der Ruhe. — Ruhe für 
ſie iſt jetzt und für das nächſte Jahrzehnt die erſte Bedingung. Dieſe 
kann nicht oft genug und nicht dringlich genug gefordert werden.“ 

Berlin⸗Mariendorf, im Oktober 1917 Cl. Heiß 


Bumm, Ernft: Über das deutſche Bevölkerungsproblem. 
Rede zum Antritt des Rektorates der Königl. Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
Univerſität in Berlin gehalten in der Aula am 15. Oktober 1916. 
Mit Anmerkungen und einer Tafel. Berlin 1917, Hirſchwald. 
8°, 48 S. 2 Mk. 


Dieſe Rede des bekannten Gynäkologen enthält über den Geburten⸗ 
rückgang manches treffliche Wort, bringt aber ſachlich nichts weſentlich 
Neues. Er kennt die wichtigſte einſchlägige Literatur auch über den 
mediziniſchen Autorenkreis hinaus, wenn er auch von den Schriften des 
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von ihm angefügten Literaturverzeichniſſes anſcheinend einzelnes nicht 
vor Augen gehabt hat. Die Tafel zeigt die Kurven der deutſchen Ge⸗ 
burten⸗ und Sterbeziffer der letzten Jahrzehnte; er lieſt aus ihr mit 
Unrecht heraus, daß die Überſchußziffer der Geburten ſich nicht ver- 
mindert habe; denn nachdem fie von 11,7% o (1881 — 90) auf 13,9 
(1891-1900) und 14,3 (1901 —10) geſtiegen war, fiel fie 1911 —13 
auf 12,1 oo. 

Dagegen find von ſelbſtändigem Wert die Anmerkungen (S. 31—44) 
mit Beiträgen zur Statiſtik der unfruchtbaren Ehen, der Fehlgeburten und 
Totgeburten zum Teil auf Grund eigener Zählungen und Schätzungen. 
Den Anteil der Geſchlechtskrankheiten an den Urſachen der Unfruchtbarkeit 
ſchätzt er niedrig ein und die Entwicklungstendenz günſtig „Wo es 
möglich war, den Geſundheitszuſtand einer größeren Bevölkerungsgruppe 
in bezug auf die Geſchlechtskrankheiten genau zu erfaſſen, wie beim Heere 
und bei der Marine, hat ſich ein merklicher Rückgang ergeben, bei der 
Marine zum Beiſpiel iſt im Laufe der letzten 20 Jahre eine Abnahme 
der Infektionen um nahezu die Hälfte eingetreten (1890 103 %o, 1911 
57,8%)“. „Die Behauptung, daß 80 und fogar 90 % der ſterilen 
Ehen auf die gonorrhoiſche Infektion und ihre Folgen zurückzuführen 
ſeien, iſt nicht zutreffend. Ich habe im Laufe der Jahre bei über 300 
ſterilen Ehen auf dieſen Punkt genauere Unterſuchungen anſtellen können, 
und dabei hat ſich ergeben, daß in der großen Mehrzahl der Fälle, 
nämlich über 70% , angeborene Fehler, vor allem Entwicklungs⸗ 
hemmungen der weiblichen Genitalien die Urſache der Sterilität geweſen 
ſind und die Gonorrhoe nur in 20% der Fälle in Frage kam.“ Von 
den Gonorrhoikern nimmt er als fortpflanzungsunfähig nur 5 % beim 
männlichen, 20 %o beim weiblichen Geſchlechte an; nicht weniger als 
12—15 % der Schwangeren in großſtädtiſchen Gebäranſtalten leiden an 
Gonorrhoe, die alſo die Konzeption nicht verhindert hat. Syphilis hin⸗ 
dert nicht die Konzeption, aber die normale Geburt; „die wirkſamen 
modernen Behandlungsmethoden ſetzen die Anſteckungsfähigkeit des Mannes 
herab ... Wir haben unter 10 800 Geburten und Frühgeburten 138 mal 
ein Abſterben der Frucht durch Syphilis feſtſtellen können, was 1.3 % 
entſpricht. Von 816 Totgeburten waren 138 — 16 %o durch Syphilis 
bewirkt. Danach würden alſo von den 55 000 jährlichen Totgeburten 
in Deutſchland rund 9000 durch Syphilis herbeigeführt ſein.“ Eine 
Zunahme ehelicher Unfruchtbarkeit befürchtet Bumm eher von den Ein⸗ 
flüſſen moderner weiblicher Beruſstätigkeit, die die körperliche Entwicklung 
beeinträchtige. 

Totgeburten überhaupt waren unter 10 800 Entbindungen der Ber⸗ 
liner Univerſitätsfrauenklinik 7% , hauptſächlich (5%) infolge me⸗ 
chaniſcher Störungen des Geburtsverlaufs. Dieſes Material ſtellt aber 
eine ungünſtige Ausleſe dar. Im Durchſchnitt des Reichs ſank die 
Häufigkeit der Totgeburten in den letzten Jahrzehnten bekanntlich von 
4 auf 3%; „es iſt aber unwahrſcheinlich, daß es gelingen wird, den 
Ausfall bei der Geburt unter 2 % herabzudrücken.“ 

Mit Fehlgeburt mögen nach Bumm etwa 10% aller Schwanger⸗ 
ſchaften auf natürlichem Wege endigen (davon die Hälfte durch äußere 
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Schädlichkeiten, die unter unſeren heutigen ſozialen Verhältniſſen unver⸗ 
meidbar find), außerdem 5% durch Abtreibung. Bei einer kleinen Zahl 
von Schwangeren, die ſich ſchonen konnten und bei denen ſowohl äußere 
Schädlichkeiien wie Abtreibungsverſuche ſicher ausgeſchloſſen waren, 
zählte er nur 5%. Abtreibung hat im letzten Jahrzehnt ſchnell zu⸗ 
genommen, „und es iſt erſtaunlich, was trotz der hohen Strafen, mit 
welchen die Abtreibung bedroht iſt, in den Großſtädten auf dieſem Ge⸗ 
biete heutzutage geleiſtet wird. Die Erregung und die Not des Krieges 
haben den Drang, ſich der keimenden Frucht zu entledigen, noch ge⸗ 
ſteigert und viele Frauen gegen die Gefahren, die mit der Abtreibung 
verbunden ſind, blind gemacht.“ Die Statiſtik der Fehlgeburten für 
ganze Bevölkerungen iſt naturgemäß ſehr unvollſtändig. „Eine Ausnahme 
macht die Budapeſter Statiſtik, die eine allmähliche Zunahme der Ab⸗ 
orte von 9,6 auf 12,50 aufweiſt, und eine Statiſtik von Magdeburg, 
die mit 22,4% UAborten im Jahre 1912 der Wirklichkeit ziemlich nahe 
kommt.“ Hegar rechnet für die ältere Zeit etwa 9—11 Fehlgeburten 
auf 100 Schwangerſchaften. Nach Bumm hat ſich in der Berliner 
Univerſitätsfrauenklinik dieſer Prozentſatz ſeit den achtziger Jahren etwa 
von 10 auf 20% erhöht, und in anderen Kliniken ſoll es ähnlich liegen. 
Auch für die kleineren Städte und das Land glaubt Bumm eine Zu⸗ 
nahme, wenn auch geringere Häufigkeit, der Fehlgeburten annehmen zu 
dürfen und kommt fo zu einem Reichsdurchſchnitt von 15% . Von 100 
Abortierenden aus der Sprechſtunde der Berliner Poliklinik hatten nach 
oberflächlicher Befragung 10% , nach gründlicher und geſchickter Be⸗ 
fragung aber 89% die Fehlgeburt künſtlich herbeigeführt; auch nach 
Olshauſen⸗Berlin find 80%, nach Lindemann⸗Halle 90% der Elis 
niſchen Aborte kriminell. Für den Durchſchnitt der Berliner Bevölkerung 
nimmt Bumm an, daß 10% der Schwangerſchaften durch Abtreibung 
endigen (= 50% aller Fehlgeburten), für den Reichsdurchſchnitt, wie 
gefagt, 5% . Die ſonſtigen Angaben in der Literatur nehmen 3% 
bis 67% aller Fehlgeburten als kriminell an. Aus mediziniſchen 
Gründen iſt nach Bumm Abtreibung nur in ſehr ſeltenen Fällen erforder⸗ 
lich; gegen Abtreibung aus ſozialen oder raſſehygieniſchen Gründen 
nimmt er mit großer Schärfe Stellung. Er beſtätigt, daß einzelne 
Arzte neuerdings gegenüber dem Drängen der Schwangeren nach Ab⸗ 
treibung willfähriger ſeien!; aber bei der ungeheuren Mehrheit der 
kriminellen Aborte ſei der Arzt nicht beteiligt. 

In Summa rechnet Bumm auf 1 900 000 Lebendgeburten und 
57000 Totgeburten 190 000 natürliche Fehlgeburten und 95 000 Ab⸗ 
treibungen. Indem er die allerdings für deutſche Verhältniſſe zu hohe 
Normalziffer von 40 %o Lebendgeburten, anderſeits die für frühere 
Zeit zu niedrige Normalziffer von 3% Totgeburten und null Ab⸗ 
treibungan zugrunde legt, kommt er auf 800000 mehr als früher 
künſtlich verhütete Konzeptionen. Beachtenswert ſind die Eindrücke, die 
Bumm in dieſem Punkte in feiner Berufspraxis geſammelt hat „Jetzt 
weiß auch die ärmſte Proletarierfrau die Mühſal des Kinderreichtums 


1 Bol. in dieſem Jahrbuch 1916, S. 460 f. 
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und die Annehmlichkeiten einer kleinen Kinderzahl wohl einzuſchätzen, 
und die Frauen des arbeitenden Volkes laſſen ſich ebenſowenig wie ihre 
beſſer ſituierten Schweſtern durch ethiſche oder religiöje Bedenken mehr 
daran hindern, die Einſchränkung der Nachkommenſchaft mit aller Energie 
zu betreiben ... So iſt es durchgehends in den Großſtädten, aber auch 
aus den kleineren Städten und aus dem flachen Land kommen immer mehr 
Frauen mit den gleichen Grundſätzen über die Kindererzeugung. Man 
kann in den polikliniſchen Sprechſtunden alle Tage erfahren, wie genau 
ſich die Frauen ſelbſt der ärmſten Bevölkerungsſchichten, die ſonſt auf 
ihr körperliches Befinden wenig Rückſicht nehmen, in dieſem Punkte be⸗ 
obachten, und wie vollkommen ſie über entſprechende Gegenmaßnahmen 
unterrichtet find ... Das Gewöhnliche ift, daß das zweite Kind ſchon 
mit Erſtaunen, das dritte oder vierte aber mit immer mehr geteilten 
Gefühlen begrüßt und die Vorſichtsmaßregeln von Mal zu Mal ver⸗ 
ſtärkt werden ... Durch Befragen erfährt man, daß in Berlin in 80 % 
aller Ehen nach dem zweiten Kinde Maßnahmen gegen die Konzeption 
angewandt werden, vielfach ſchon nach dem erſten Kinde und nicht ſelten 
merkwürdigerweiſe ſchon von Beginn der Ehe an, die von vielen Leuten 
des Mittelſtandes jetzt mit der ausgeſprochenen Abſicht eingegangen wird, 
in den erſten Jahren keine Kinder zu bekommen. Viele dritte und 
vierte Kinder verdanlen ihr Daſein nur dem Verſagen der Mittel oder 
der Unachtſamkeit.“ 

Der künftigen Bevölkerungszunahme ſtellt Bumm eine ungünſtige 
Prognoſe trotz der bisher nach feiner Meinung mit der Geburtenzahl 
gleich ſchnell ſinkenden Sterblichkeit und trotz aller polizeilicher und ärzt⸗ 
licher Bemühungen, „ſolange breite Schichten der Bevölkerung die Ein⸗ 
ſchränkung der Nachkommenſchaft als nützlich und bequem anſehen“. 

Göttingen K. Oldenberg 


Ehe und Volksvermehrung. Bon Joſeph Mausbach, Georg 
Sticker und Franz Hitze. München⸗Gladbach, Volksvereinsver⸗ 
lag. gr. 8°. 


1. Mausbach, 5 o. ö. Profeſſor der Theologie an der 
Univerſität Münſter i he und Kinderſegen vom 
Standpunkt der rar Sittenlehre. 1916. 61 S. 
1,20 Mk. 


2. Sticker, Georg, Prof. Dr. med., Münſter i. W.:: Ge⸗ 
ſchlechtsleben und Fortpflanzung vom Standpunkt des 
Arztes. 1916. 64 S. 1,20 Mk. 


3. Hitze, Franz, Univerſitätsprofeſſor Dr. theol., phil. et jur. 
h. e., Mitgl. des Reichstags, Münſter i. W.: Geburtenrückgang 
und Sozialreform. 1917. 244 S. 4,50 Mk. 


Die erſte und dritte dieſer Schriften find aus Referaten entſtanden, 
die unter dem Schlagwort „Chriſtliche Familie und Bevölkerungspolitik“ 
in einer erweiterten Sitzung des Zentralkomitees für die Generalverſamm⸗ 
lung der Katholiken Deutſchlands am 4. und 5. Juli 1916 in 
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Frankfurt a. M. vorgetragen wurden. In der literariſchen Publikation 
wurde ein gleichfalls in Münſter tätiger Arzt Dritter im Bunde. 

Mausbachs Schrift iſt für den nicht klerikal intereſſierten Leſer am 
wenigſten ergiebig. Sie iſt wortreich, homiletiſch, und man fühlt ſich 
in eine Schulklaſſe katholiſcher Paſtoralphiloſophie und Kaſuiſtik verſetzt. 
Immerhin gewinnt man einige geſchichtliche Beiträge zur Stellungnahme 
der katholiſchen Kirche gegenüber neumalthufianifden Fragen. In der 
Hauptſache iſt ja dieſe Stellung bekannt aus der auch von Mausbach 
zitierten Schrift von Knoch, Geburtenrückgang und praktiſche Seelſorge 
(1913). Sein eigener Standpunkt, bzw. der ſeiner Kirche, iſt ſo ſtreng, 
daß auch dem Arzte nicht erlaubt wird, das Kind im Mutterleibe zu 
opfern, um das Leben der Mutter zu retten, ſelbſt wenn das Kind 
ohnehin nicht am Leben bleiben kann. Die Forderung zeitweiliger 
Übung der Enthaltſamkeit in der Ehe begründet er mit dem Argument, 
daß nur dieſe Übung die eheliche Treue ſichere, wenn ein Ehegatte ver⸗ 
reiſt ſei. Eine charakteriſtiſche Miſchung hoher Grundwahrheiten mit 
hausbackener Praxis kehrt auch ſonſt wieder, ſo bei einer Betrachtung 
über den Einfluß des Krieges: „Die karge Zeit der Brotkarte hat 
mancher Familie unmittelbar den Lohn und Segen der Vollfruchtigkeit 
zum Bewußtſein gebracht: Die kleinſten Würmer zählen bei Verteilung 
der Karten mit und verhelfen ſo den Größeren zur ausreichenden Ra⸗ 
tion!“ 

Sticker teilt wohl die gleiche kirchliche Grundauffaſſung, aber er 
hat eine andere Sprache; er ſpricht mehr von Jehovah als vom heiligen 
Auguſtinus; und er ſteht literariſch viel höher. Er weiß nicht nur 
feſſelnd zu plaudern, ſondern er iſt ein Feuerkopf, der, mit ſtarkem 
Empfinden für die tieferen Werte des Lebens, für ſeine im edelſten 
Sinne altmodiſchen Ideale mit hinreißender Beredſamkeit wirbt, nicht 
zuletzt durch wohlgezielten Spott über die naive Weltanſchauung mo⸗ 
derner Sexualität und vernunfthafter Blauſtrümpfe. Ohne Ausrufungs⸗ 
zeichen zu verwenden, iſt er doch ein Prophet geſunden Familienſinns 
und wird namentlich auf die gebildete Jugend ſeine Wirkung nicht ver⸗ 
fehlen. Für ſtudentiſche Bibliotheken zum Beiſpiel wäre die Schrift 
ſehr nützlich. Namentlich in den ſpäteren Kapiteln fehlt es freilich nicht 
an Wiederholungen und Übertreibungen. Mit beſonderer Vorliebe und 
lehrreicher Exemplifikation betont er, wieviel bedeutende Männer aus 
einem großen Geſchwiſterkreiſe hervorgegangen ſeien. Irrtümlich meint 
er, Malthus habe die Zweikinderfamilie gefordert. 

Prof. Hitze hat ſeinen Vortrag zu einem umfangreichen Buche aus⸗ 
geſtaltet. Der verdiente Sozialpolitiker erörtert hier den ganzen Umkreis 
ſozialpolitiſcher Fragen, die zum Bevölkerungsproblem Beziehung haben, 
mit der Sachkenntnis, die langjährige treue Mitarbeit in parlamentariſchen 
Kommiſſionen gibt, mit der Sachlichkeit, Zurückhaltung und Anerkennung 
auch des von proteſtantiſcher Seite Geleiſteten, die wir an dieſem Autor 
ſchätzen, und mit eindringlichem paränetiſchen Akzent. Er ſchickt auf 
den erſten vierzig Seiten eine Einleitung voraus, die die Tatſachen und 
Gründe des Geburtenrückgangs behandelt und dabei auch für den Fach⸗ 
mann beachtenswerte Hinweiſe gibt, ſo auf den ſchnellen Geburten⸗ 
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rückgang in der Textilinduſtrie (S. 7 und 35). Treffend betont er 
(S. 10), wie manche Raſſenhygieniker die Nützlichkeit natürlicher Aus⸗ 
leſe der Tüchtigſten vergeſſen, wenn es ſich um neumalthuſianiſche Be⸗ 
ſchränkung der Geburtenzahl handelt. Aus dem reichen Programm ſeiner 
geſetzlichen Vorſchläge ſei folgendes herausgehoben: 

Den Plänen einer Elternſchaftsverſicherung, die er übrigens in ver⸗ 
ſchiedenen Zuſammenhängen erörtert (S. 63, S. 131 f., S. 138 f.), 
ſteht er ſympathiſch, aber zum Teil mit finanziellen Bedenken gegenüber, 
obgleich er zugibt, daß nicht die Aufbringung der Mittel, ſondern nur 
eine andere Verteilung des Volkseinkommens in Frage iſt. Für dring⸗ 
licher hält er die Gehaltsreform zugunſten kinderreicher Beamter. Er 
will dabei einem Ausſchuß der Beamten die Vollmacht geben, die Ver⸗ 
teilung der Mittel in weitgehender Weiſe zu individualiſieren. Mit 
ähnlich individualiſierenden Befugniſſen ſchlägt er für das ganze Gebiet 
der Jugendfürſorge „Jugendämter“ vor, wie Agahd ſie für Arbeiter⸗ 
ſchutzzwecke forderte, und wie ſie in einzelnen ſtädtiſchen Zentralſtellen 
ſür Jugendfürſorge ſchon beſtehen. Sie ſollen ſich natürlich nicht aus 
gewählten Vertretern zuſammenſetzen, würden aber eine große, vielleicht 
auch parteipolitiſchen Einflüſſen zugängliche Machtfülle in ſich vereinigen. 
Sie ſollen die jugendlichen Zuwandrer in der Stadt dauernd kontrol- 
lieren und ſie mit den fernen Eltern verbinden; ſollen die Gewerbe⸗ 
aufſicht zugunſten der Jugendlichen ergänzen und zum Beiſpiel das 
Recht haben, unzuverläſſigen Herrſchaften die Beſchäftigung minderjähriger 
Dienſtboten zu verbieten, durch Vermittlung der Polizei Kinder gegen 
gewerbliche Ausbeutung durch ihre Eltern zu ſchützen, anderſeits (was 
ſicher gemißbraucht werden würde) von Arbeiterſchutzvorſchriften und 
Wohnungsvorſchriften zu dispenſieren. Sie ſollen die Jugend ſitten⸗ 
polizeilich beaufſichtigen, vielleicht mit eigenem Verordnungsrecht und 
Karzerrecht, und vollends die gefährdete und verwahrloſte Jugend, unehe⸗ 
liche Kinder und Ziehkinder unter ihre Obhut nehmen. Aber nicht nur 
durch ein ſolches Zenſorenamt ſoll die elterliche Autorität geſchützt wer⸗ 
den, ſondern auch durch Erweiterung des elterlichen Rechts gegenüber 
den erwerbstätigen Kindern, wobei wieder das Jugendamt individua⸗ 
liſierend mitzuwirken hätte; dieſe Bekämpfung der für den Kinderreichtum 
gefährlichen Neſtflucht ſoll ſogar eine Beleihung künftigen Kinderver⸗ 
dienſtes ermöglichen, mit öffentlichen Geldern, während anderſeits viel⸗ 
leicht der der verwitweten Mutter abzuliefernde Kinderverdienſt gegen 
einen Teil der Waiſenrente aufgerechnet werden ſoll. Der Verfaſſer glaubt 
durch dieſen Elternſchutz und durch einen Sparzwang für jugendliche 
Arbeiter dem Volks wohlſtand Milliarden ſichern zu können, die jetzt der 
Vergeudung preisgegeben ſind (S. 196). — Gegen Arbeitsloſigkeit 
will Hitze zwar nicht arbeitsloſe Eltern, wohl aber ihre Kinder im An⸗ 
ſchluß an die Invalidenverſicherung verſichern, wenn die Eltern bei einer 
Gewerkſchaft oder einer anderen freien Organiſation gegen Arbeitsloſigkeit 
verſichert find. Bekanntlich iſt aber die gewerkſchaftliche Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung auf eine Minderheit der Arbeiter beſchränkt. Hitze regt 
darum in weitgehendem Optimismus an, jeden Arbeiter geſetzlich zu ver⸗ 
pflichten, irgendeiner Arbeitsloſenkaſſe mit Mindeſtleiſtungen beizutreten. 
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Das wäre eine Art „Genter Syſtem“ der Arbeitsloſenverſicherung für 
Familienväter. Einzelne Berufsarten, wie Landwirtſchaft, wären als 
Saiſongewerbe und aus anderen Gründen auszunehmen, dann aber 
auch auf einen Reichszuſchuß für die übrigen Berufe zu verzichten. — 
Als Konſumenten ſollen die Familienväter durch billigere Preiſe für 
Waſſerleitung, Gas, Elektrizität, womöglich auch für Kohlen und Lebens⸗ 
mittel bei öffentlicher Belieferung bevorzugt werden: eine Art indirekter 
Junggeſellenſteuer. — Die Einrichtungen des Familienrates und der 
Familienſtiftung will Hitze für die kleinen Leute demokratiſieren. Die 
Erbſchaftsſteuer will er, um ſie von den Zufälligkeiten der Generationen⸗ 
dauer zu befreien, alle 30 Jahre und ohne traurigen Anlaß erheben, 
wobei ihm vielleicht die Analogie des „Gebührenäquivalents“ vorſchwebt. 
Göttingen K. Oldenberg 


Schmittmann, B.: Dr. jur., Profeſſor der Sozialpolitik der Handels⸗ 
hochſchule zu Köln, vordem Landesrat bei der Rheiniſchen Provinzial: 
verwaltung: Reichs wohn verficherung. Kinderrenten 
durch Ausbau der Sozialverſicherung. (Schriften der 
Deutſchen Geſellſchaft für ſoziales Recht, 1. Heft.) Stuttgart 1917, 
Ferd. Enke. gr. 8%. 136 S. 3,40 Mk. 


Schmittmann hat den Vorſchlag, den er hier in ausführlicher und 
abgerundeter Form vorträgt, ſchon ſeit dem Frühjahr 1916 in mehreren 
Zeitſchriften dargelegt, die in dieſem Jahrbuch 1917, S. 1487, An⸗ 
merkung 1, zuſammengeſtellt ſind. Sein Vorſchlag hat ſich unter den 
mancherlei Plänen einer Elternſchaftsverſicherung als beſonders zugkräftig 
erwieſen, weil er den Verwendungszweck der Kinderrenten konkret um⸗ 
grenzt und mit der allgemeinen Bedeutung der Elternſchaftsverſicherung 
ein Problem verkoppelt, das ſein eigenes Schwergewicht beſitzt und zu⸗ 
gleich für die Bevölkerungsfrage bedeutſam iſt. Will man mit der 
Elternſchaftsverſicherung nur einen mäßigen Teil der Kinderkoſten decken 
und den Hauptteil der finanziellen Verantwortung dem einzelnen Eltern⸗ 
paar überlaſſen, ſo iſt die Beſchränkung auf Wohnrenten zweifellos ge⸗ 
ſchickt gewählt. Aber natürlich fließt die Wohnrente in den allgemeinen 
Einkommenstopf des Verſicherten, und ihre Verwendung zu Wohnzwecken 
iſt ohne umſtändliche und unerträgliche Überwachung nicht kontrollierbar. 
Einen Erſatz der Kontrolle ſucht Schmittmann, indem er anregt, daß die 
Rente direkt an den Vermieter gezahlt werden kann (aber nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Verſicherten), und indem er einem Wohnungsamt die Be⸗ 
fugnis gibt, Verſicherten, die ſchlecht wohnen oder ihre Wohnung ver⸗ 
nachläſſigen, die Rente zu entziehen; von ihr wird freilich nur in kraſſen 
Fällen Gebrauch gemacht werden können, zumal da die Verſicherung für 
alle Lohnarbeiter im Bereich der Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
obligatoriſch fein foll. 

Ein kürzerer erfter Teil der Schrift handelt vom Geburtenrückgang, 
der Wohnungsnot und dem Zuſammenhang beider; der zweite Teil führt 
den Vorſchlag in knapper Form, aber eingehend aus, ſetzt ſich mit Ein⸗ 
wänden kurz auseinander und verzeichnet zuſtimmende Außerungen. Ein 
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Anhang berichtet über Reformpläne, die ſich mit dem des Verfaſſers 
irgendwie berühren, bis zu einem bodenreformeriſchen Vorſchlag. 

Die grundſätzliche Stellungnahme zur Wohnungsfrage ſcheint mir 
ins Schwarze zu treffen; der Verfaſſer bezeichnet ſie mit Recht als eine 
Geldfrage, die Sorge für die erforderliche Zahlkraft als notwendige Er⸗ 
gänzung aller Wohnvorſchriften, und die Beſchränkung der Staatshilfe 
auf gemeinnützige Bauvereine als bedenklich, weil ſie den ohnehin wenig 
rentablen erwerbsmäßigen Arbeiterwohnungsbau abſchreckt; auch dieſer 
ſoll ſubventioniert werden, wenn er gewiſſe Pflichten übernimmt (S. 30 
und 65). Mit Recht ſieht er auch in Kinderrenten zugleich eine poſitive 
Ergänzung derjenigen Arbeiterſchutzvorſchriften, die den Geldverdienſt der 
Kinder beſchränken. 

Der Gedanke, eine Elternſchaftsverſicherung an die Invaliden⸗ 
verſicherung anzuſchließen, iſt nicht neu, aber der Verfaſſer führt greif⸗ 
barer als andere Autoren die Durchführung im einzelnen aus, Kleben 
von Doppelmarken uſw. Die Renten will er beim dritten oder vierten 
Kinde unter 14 Jahren beginnen laſſen, für Halbwaiſen ſchon beim 
zweiten oder dritten Kinde. Er regt an, ſie über das 14. Jahr hinaus 
bis zur beendeten Berufsausbildung dauern zu laſſen, auch um damit 
die Berufswahl zu beeinfluſſen. Jedenfalls ſollen Eltern von vier oder 
mehr Kindern beitragsfrei auch dann bleiben, wenn nur drei Kinder 
unter 14 Jahren da ſind. Ich vermiſſe eine Entſcheidung über die 
Wartezeit, deren Vollendung zum Rentenbezuge berechtigt. Verſicherte 
Ehefrauen ſollen auch dann Rente bekommen, wenn ſchon der Ehemann 
bezugsberechtigt iſt, und auch wenn ſie ſeit Jahren nicht mehr verſicherungs⸗ 
pflichtig waren. Die Rente wird alſo offenbar auch ehemaligen Lohn⸗ 
arbeitern gezahlt; für den Fall der Arbeitsloſigkeit bejaht Schmittmann 
die Frage ausdrücklich. Der untere Mittelſtand ſoll zur Verſicherung 
berechtigt ſein. Nicht folgerichtig ſcheint mir, daß beim Tode eines ver⸗ 
ſicherten Elternteils die Rente gekürzt werden ſoll mit der Begründung, daß 
deſſen eigenes Wohnbedürfnis wegfalle; für dieſes war doch die Rente 
nicht beſtimmt. Die Beiträge werden wie bei der Invalidenverſicherung vom 
Arbeitgeber vorgeſchoſſen und zur Hälfte von ihm getragen. Er wird da⸗ 
durch nicht nur an der Beſchäftigung kinderreicher Eltern intereſſiert, die 
nicht mehr beitragspflichtig ſind, ſondern auch an einer Standortswahl auf 
dem Lande, weil die für den Bau von Arbeiterwohnungen aufgewendeten 
Koſten, die namentlich für ländliche Fabriken eine Rolle ſpielen, ihm teil» 
weiſe angerechnet werden follen, unter gleichzeitiger Einbehaltung der Kinder⸗ 
rente. Beitragsfrei ſollen, wenn möglich, Arbeitgeber mit weniger als 
3000 Mk. Einkommen gemacht werden, wenn ſie ſelbſt mehr als drei 
Kinder unter 14 Jahren haben, offenbar von Mittelſtands wegen. Der 
Verfaſſer meint, daß auch die Beitragsfreiheit der Arbeitgeber kinderreicher 
Arbeiter vorzugsweiſe dem Mittelſtande zugute kommen werde, da Groß⸗ 
arbeitgeber mehr jüngere Leute beſchäftigten. Er meint, daß ein Wochen⸗ 
beitrag in Höhe des doppelten Wertes der Invalidenmarke genüge für 
eine Jahresrente von 120 Mk. für jedes berechtigte Kind, wenn das 
Reich zuſchieße. Eine Berechnung der erforderlichen Beitragshöhe hält 
er noch nicht für erforderlich, verſucht aber an der Hand der Familien⸗ 
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ſtatiſtik der Unterbeamten des Reichs wahrſcheinlich zu machen, daß 14 % 
der Verſicherten empfangen und 86 %/o zahlen würden. Die Rechnung 
enthält allerdings einige Irrtümer !, abgeſehen davon, daß unter dem 
Einfluß der Wohnverſicherung doch ein Teil der Kinderarmen in die 
Gruppe der Kinderreichen hinübergeſchoben werden ſoll. — Da Schmitt⸗ 
mann die Rente anſcheinend auch nach Beendigung der Lohnarbeit weiter 
zahlen laſſen will, hat er kein Bedenken, diejenigen Verſicherten, die ein 
Haus erwerben oder einer Baugenoſſenſchaft beitreten wollen, mit einem 
kapitaliſierten Rententeil teilweiſe abzufinden; er hofft damit auch der 
Genoſſenſchaftsbildung und der inneren Koloniſation einen Aufſchwung 
zu geben. Auch an den Hypothekengläubiger ſoll ein Teil der Rente ab⸗ 
getreten werden können. Die ſchon erwähnten Wohnungsämter erhalten 
in Landeswohnungsämtern und einem Reichswohnungsamt einen Überbau. 
Jedes Landeswohnungsamt verwaltet als eine Art Wohlfahrtsbank ihren 
Landeswohnungsfonds, der durch Einlagen der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalten, Berufsgenoſſenſchaften, Krankenkaſſen, Sparkaſſen, Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften, Hypothekenbanken und durch Zuſchüſſe der Gemeinden mit 
mehr als 10 000 Einwohnern nach der Zahl der in ihnen tätigen Ver⸗ 
ſicherten geſpeiſt werden muß, ſoweit dieſe Gemeinden nicht andere ge⸗ 
nügende Aufwendungen für das Arbeiter wohnungsweſen machen (fie follen 
durch die Zuſchußpflicht zugleich von ihrer Neigung geheilt werden, In⸗ 
duſtrie in ihr Gebiet zu ziehen und dadurch die Menſchenhäufung zu 
ſteigern). Alle dieſe Mittel ſollen fortan auf den Kleinwohnungsbau 
konzentriert werden. Die Wohnungsämter ſollen analog den Organen 
der Invalidenverſicherung konſtruiert ſein und können zugleich die Bau⸗ 
genoſſenſchaften einerſeits, die Bauunternehmer und Hausbeſitzer ander⸗ 
ſeits repräſentieren. Ihnen wird eine umfaſſende Tätigkeit zugedacht; 
unter anderem ſollen fie, wenn ich recht verſtehe, die Mieten durch Höchſt⸗ 
ſätze regulieren (S. 78) und nach der Kinderzahl der Mieter ſtaffeln, 
indem der Vermieter von Mietſummen kinderarmer Mieter eine Abgabe 
zahlt und zu Mietſummen kinderreicher Mieter einen Zuſchuß erhält (S. 66). 
Göttingen K. Oldenberg 


Burgdörfer, Fritz: Das Bevölkerungsproblem, ſeine Er⸗ 
faſſung durch Familienſtatiſtik und Familienpolitik 
mit beſonderer Berückſichtigung der deutſchen Reform: 
pläne und der franzöſiſchen Leiſtungen. München 1917, 
Buchholz. 8° XII u. 254 S. 6 Mk. 


Die Grenze zwiſchen Individual⸗ und Familienſtatiſtik iſt nicht 
ſcharf, aber man kann ſagen, daß Theorie und Praxis neuerdings unter 


1 Schmittmann nimmt die Hälfte der Verſicherten als ledig an, weil 
nach der Berufsitatiftit von 1907 in der deutſchen Induſtrie neben 5242 942 
ledigen 6 013 886 verheiratete, verwitwete oder geſchiedene Perſonen tätig ge: 
weſen ſeien, alſo erheblich weniger als die Hälfte Ledige, zumal von ihnen 
700 280 noch nicht 16 jährig, mithin nicht invalidenverſicherungspflichtig waren. 
Dabei ſind die großen Berufsgruppen des Handels und Verkehrs außer Betracht 
eblieben, anderſeits die Selbſtändigen der Induſtrie zu Unrecht mitgezählt. 
on den Arbeitnehmern der Induſtrie (Abteilungen Bb und Bc) waren 
4832117 ledig und nur 4 447 015 nicht ledig. 
SQmollers Jahrbuch XL 4. 3⁵ 
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dem Einfluß des Bevölkerungsproblems auf die Familienſtatiſtik er⸗ 
höhtes Gewicht legen. er die immerhin erſt dürftigen vorliegenden 
Ergebniſſe dieſer Statiſtik berichtet Burgdörfer in verdienſtlicher Weiſe. 
In vorderſter Linie Debt dabei die ſchottiſche und noch mehr die Fran⸗ 
zöſiſche Statiſtik. Über die erſtere hatte Burgdörfer ſchon im Allgemeinen 
ſtatiſtiſchen Archiv 1915 einen Bericht gegeben. Er fügt eingehende 
Mitteilungen über eins der neueren populationiſtiſchen Geſetze Frankreichs 
an (Geſetz vom 14. Juli 1913 für Unterſtützung kinderreicher Familien; 
vgl. in dieſem Jahrbuch 1917, S. 1480), berichtet auch über ähnliche 
Beſtrebungen in Deutſchland, von denen in dieſem Jahrbuch 1917, 
S. 1482 f. und 844 f. die Rede geweſen iſt. Seine umfangreichen 
allgemeinen Erörterungen über Aufgaben und Methoden der Familien⸗ 
ſtatiſtik bringen nicht viel Neues. Burgdörfers Vorgeſetzter, der Leiter 
der bayeriſchen Statiſtik, Zahn, hat dem Buche ein kurzes Geleitwort 
mitgegeben. 
Göttingen K. Oldenberg 


Mataré, Franz: Ein Beitrag zur Kenntnis des Bevöl- 
ferungswejens im Kriege. München 1917, Lindauerſche Uni⸗ 
verſitätsbuchhandlung. kl. 8°. 32 S. 1,50 Mk. 


Die kleine Schrift vergleicht einige bevölkerungsſtatiſtiſche Daten 
Münchens aus den erſten Halbjahren 1915 und 1916 mit den gleichen 
Zeiträumen einiger Vorjahre, übrigens mit zum Teil anfechtbarer Deu⸗ 
tung. Wir beſchränken uns auf einige Hauptdaten. Am ſtärkſten iſt 
natürlich der Geburtenrückgang ausgeprägt: 5180 im erſten Halbjahr 
1916 gegenüber 8231 1910-1914, während die Zahl der gebärfähigen 
Frauen wahrſcheinlich zugenommen haben ſoll. Die Zahl der Tot⸗ 
geburten und an angeborener Lebensſchwäche Geſtorbenen war nicht un⸗ 
günſtig, auch die Säuglingsſterblichkeit mäßig. Die abſolute Sterbezahl 
der Übereinjährigen war 1916 etwas hoch (ungerechnet die Todesfälle 
in Militärlazaretten), aber man kennt die jeweilige Bevölkerungszahl 
nicht, auf die ſie bezogen werden muß. Mit Recht wird hervorgehoben, 
daß die Geſamtſterbezahl durch die geringe Säuglingszahl heruntergedrückt 
ſein muß. Ein relativer Rückgang der mittleren Altersklaſſen bei den 
Sterbefällen iſt natürlich zum Teil durch die Ausſchaltung der Kriegs⸗ 
teilnehmer bedingt, aber die Sterblichkeit vom 2.— 15. Jahre ſcheint 
unverhältnismäßig geſteigert. Dabei find die Ernährungsverhältniſſe 
Münchens im Kriege verhältnismäßig günſtig geweſen. Aus der ſchwächeren 
Belegung der Zivilkrankenhäuſer bei verminderter Bettenzahl und infolgedeſſen 
erhöhter Sterbequote kann natürlich nicht viel gefolgert werden. Aber 
die infektiöſen Krankheiten haben zum Teil abſolut zugenommen, auch 
in der Geſamtbevölkerung, was wieder auf die Geſundheitsverhältniſſe 
des jugendlichen Alters ein ungünſtiges Licht wirft. Auch ein Rückgang 
der Geſchlechtskrankheiten in den Zivilkrankenhäuſern beſagt nicht viel. 
Auffällig iſt ein kleiner relativer Rückgang bei den Knabengeburten, er⸗ 
klärlicher ein Rückgang bei der Quote unehelicher Geburten. 

Göttingen K. Oldenberg 
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Beuſch, Paul: Wanderungen und Stadtkultur. Eine be⸗ 
völlerungspolitiſche und ſozial⸗ethiſche Studie. M.⸗Gladbach 1916, 
Volksvereinsverlag. 8%. 112 S. und eine Zahlentafel. 1,90 Mk. 


Dieſe Schrift populariſiert in muſtergültiger Weiſe einen wichtigen 
Teil der deutſchen Bevölkerungsſtatiſtik, die Binnenwanderung, großen⸗ 
teils mit Hilfe der Herkunftsſtatiſtitk, die mit der Berufszählung von 
1907 verbunden wurde. Mehr geſtreift wird die landwirtſchaftliche 
Wanderung und die internationale Wanderung. Im Mittelpunkte ſteht 
vielmehr die Fluktuation der Großſtadtbevölkerung. Dabei iſt die Sach⸗ 
kunde des Verfaſſers in Literatur und Leben ebenſo rühmenswert wie 
die geſchmackvolle, geſchickte, volkstümliche, gedankenreiche Darſtellung eines 
ſpröden Zahlenſtoffes. 

Im Anſchluß an dieſen ſtatiſtiſchen Hauptteil werden die Kultur⸗ 
probleme ſkizziert, die die Großſtadtbildung für das Volksleben bringt. 
Der Verfaſſer iſt entſchiedener, aber nicht leidenſchaftlicher Kritiker und 
nicht Feind der Großſtadt. Er empfiehlt insbeſondere die planmäßige 
klerikale Fürſorge für die großſtädtiſchen Zuzügler. 

Gegen die urſächliche Erklärung, mit der Beuſch ſeine Zahlen be⸗ 

lebt, wird der nationalökonomiſche Fachmann nur gelegentlich ein Be⸗ 
denken geltend machen, ſo wenn er die verbreitete Lehre wiederholt, die 
Landflucht erkläre ſich mit daraus, daß die Landwirtſchaft nur einer be⸗ 
grenzten Menſchenzahl Erwerb gebe. Wie man auch über den Erwerbs⸗ 
ſpielraum der Landwirtſchaft denken mag, — ſolange die Landwirtſchaft 
unter dem heutigen Menſchenmangel leidet, iſt jedenfalls die Enge ihres 
Erwerbsſpielraums unwirkſam. Vollends anfechtbar ſcheint mir die 
Begründung der Landflucht mit dem Geſetz eines abnehmenden land⸗ 
wirtſchaftlichen Bodenertrags. Gerade wer dieſes Geſetz anerkennt, kann 
vielmehr zu dem volkswirtſchaftlichen Schluß kommen, daß bei wachſender 
Bevölkerung eine größere Quote derſelben in der Landwirtſchaft beſchäftigt 
ſein müſſe, um den Bedarf an Bodenprodukten zu decken. Dies gilt 
weltwirtſchaftlich unbedingt; aber auch für die einzelne Volkswirtſchaft 
fragt es ſich, ob eine Wettbewerbsunfähigkeit ihrer Landwirtſchaft gegen⸗ 
über dem Ausland durch techniſchen Mehraufwand im Sinne jenes Ge⸗ 
ſetzes bedingt iſt oder durch andere Mehrkoſten, oder ſich durch geänderte 
Verkehrsbedingungen herausſtellt. 
Im Zuſammenhang mit der Wanderung wird auch der Geburten⸗ 
rückgang in den Städten erörtert, mit einzelnen Bemerkungen, die Be⸗ 
achtung verdienen, ſo auf S. 94: „Allgemein ausgedrückt, kann man 
ſagen, daß die Geburtenbeſchränkung um ſo mehr gefördert wird, als 
die Nachkommenſchaft ſich von der Handarbeit fernhält und einem Beruf 
ſich zuwendet, der weniger körperliche Anſtrengung, dafür aber eine 
längere Vorbereitungszeit erfordert.“ Und: „Freilich merkt jeder auf- 
merkſame Beobachter, daß in kinderreichen Familien die Kinder im allge⸗ 
meinen viel eher bereit ſind, den Eltern ihren Lohn ganz oder großen⸗ 
teils auszufolgen als in kinderarmen Familien.“ 

Göttingen 5 K. Oldenberg 
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Ehrenberg, Ricard: Die Familie in ihrer Bedeutung 
für das Volksleben. Jena 1916, Fiſcher. 8%. 48 S. 1 ME. 


Dieſe Schrift iſt anſcheinend ein Abdruck aus Ehrenbergs Archiv 
für exakte Wiitſchaftsforſchung; ein Hinweis darauf fehlt. Sie teilt fid 
in zwei Abſchnitte. Der erſte, „Die Familie in ihrer Bedeutung für das 
Volksleben“ überſchrieben, alſo ebenſo wie die ganze Schrift, erörtert 
nacheinander die Familie als Generationsorgan des Volkes, als Schutz⸗ 
organ des Volkes, als Herrſchafts⸗ und Autoritätsorgan, als Organ 
unmittelbarer Produktion, als Verbrauchswirtſchaft, als Organ der 
Kapitalbildung, als Organ der Vermögenserhaltung, als Traditions. 
organ, als Liebesgemeinſchaft. Es ſind aphoriſtiſche Bemerkungen, die 
zwiſchen ſehr viel Selbverſtändlichem auch manches gute Wort enthalten. 
Die Form iſt Sache individueller Eigenart. Mir iſt darin zu viel von 
Volksſeele und Stoffwechſel die Rede. g 

Der zweite Abſchnitt heißt „Die Familie als Gegenſtand wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Erkenninis“. Er zeigt gut, wie bei Mohl und Schäffle die 
Familie als ſelbſtändiges Gebiet wiſſenſchaftlicher Unterſuchung erſt all⸗ 
mählich Anerkennung geſunden habe, und fordert die Begründung einer 
Familienwiſſenſchaft neben der Staats⸗ und der Wirtſchaftswiſſenſchaft, 
über deren Verhältnis er manches meines Erachtens Schiefe zu ſagen 
weiß. Cogtologie fet zu umfaſſend; aber auch die Aufgaben, die er der 
Familienlehre in die Wiege legt, ſind außerordentlich mannigfaltig, von 
der Bevölkerungslehre und Raſſenhygiene, Pſychophyſik, Ernährungs⸗ 
phyſiologie, Haushaltsſtatiſtik bis zum Erbrecht, zur Genealogie und 
Ethik. Ehrenberg denkt an eine Erweiterung der Familienmonographien 
Le Plays, ein Seitenſtück zu ſeiner eigenen Privatwirtſchaftslehre. Es 
iſt verdienſtlich, die Frage anzuregen, ob eine künftige Bahn der Wiſſen⸗ 
ſchaft in dieſe Richtung führt. Aber eine ſolche Gruppierung wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Studien unter dem Begriff einer neuen Wiſſenſchaft von der 
Familie mit energiſchen Worten zu fordern, hat zunächſt mehr die Be⸗ 
deutung eines Geſtus als einer Tat. 

Göttingen K. Oldenberg 


Bernays, Marie: Unterſuchungen über den Zuſammen⸗ 
hang von Frauenfabrikarbeit und Geburtenhäufigkeit 
in Deutſchland. (Schriften des Bundes deutſcher Frauenvereine). 
Berlin 1916, Moeſer. 8%. 112 S. Kartoniert 2 Mk. 


Die durch ihre autoptiſche Unterſuchung der Gladbacher Arbeiterinnen- 
zuſtände rühmlichſt bekannte Schülerin von Alfred und Max Weber legt 
hier eine neue Probe weiblichen Könnens ab, indem ſie dem vielberufenen 
Zuſammenhang weiblicher und namentlich eheweiblicher Fabrikarbeit mit 
dem Geburtenrückgang auf rein ſtatiſtiſchem Wege an der Hand der 
deutſchen Berufs⸗ und Bevölkerungsſtatiſtik nachſpürt, leider in einer 
wenigſtens für männliche Leſer etwas ſchwerfälligen Sprache. 

In zwei einleitenden Abſchnitten, die in die einſchlägigen ſtatiſtiſchen 
Daten mit großen Geſichtspunkten, übrigens mit teilweiſe wörtlicher An⸗ 
lehnung an benutzte Quellen einführen, wird zugleich auf andere Arbeiten 
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hingewieſen, die den fraglichen Zuſammenhang auf einzelnen Gebieten 
nachweiſen wollen. In den folgenden Abſchnitten, die den Einfluß, 
weiblicher Induſtriearbeit auf die Geburtenzahl in Kürze international, ein⸗ 
gehend für die deutſchen Bundesſtaaten und Provinzen, dann in den Re⸗ 
gierungsbezirken und in 22 mittelgroßen Städten unterſuchen, iſt das Haupt⸗ 
ergebnis ein gewiſſer Parallelismus beider Erſcheinungen, der aber viel⸗ 
fach auch fehlt bzw. durch kreuzende Einflüſſe verdeckt werden mag. 
In zwei weiteren kurzen Kapiteln wird ſpeziell der mitwirkende Einfluß 
der Konfeſſion und der Lebensmittelteuerung auf den Geburtenrückgang, 
aber ohne markantes Ergebnis, ſtatiſtiſch unterſucht. Ein fünftes Kapitel 
verſucht eine Pſychologie des proletariſchen Geburtenrückgangs, meines 
Erachtens mit einer zu optimiſtiſchen Deutung der komplizierten Motive, 
die man unter dem etwas euphemiſtiſchen Schlagwort „verfeinerter 
Kindesliebe“ zuſammenfaßt, und unter erneuter Verwendung des oft 
zurückgewieſenen Arguments, daß die geringe Kinderzahl von Sparkaſſen⸗ 
buchbeſitzern auf beſonderen Sparſinn ſchließen laſſe; Kleinheit der 
Familie erleichtert doch das Sparen auch bei durchſchnittlichem Sparſinn. 
In einem Schlußwort wird Prohibition weiblicher Fabrikarbeit verworfen, 
um nicht die auf Erwerb bedachten oder angewieſenen Frauen in die 
Heimarbeit oder in häusliche Dienſte zu drängen. 

Der ſtatiſtiſche Hauptabſchnitt zeugt von guter Schule, verfehlt aber 
doch, wie mir ſcheint, in wichtigen Punkten die richtige Frageſtellung. 
Die Verbreitung weiblicher Induſtriearbeit mit der allgemeinen Geburten⸗ 
ziffer auch da zu vergleichen, wo die eheliche Fruchtbarkeitsziffer vorliegt 
und auch nachher herangezogen wird, ſcheint mir ziemlich zwecklos. 
Merkwürdigerweiſe vergleicht Verfaſſerin die eheliche Fruchtbarkeitsziffer 
mit der Verbreitung eheweiblicher, die allgemeine Geburtenziffer mit der 
Verbreitung weiblicher Induſtriearbeit überhaupt, obgleich ſie den in⸗ 
direkten Einfluß, den eine ausgedehnte Induſtriearbeit von Mädchen auf 
die Geburtenziffer üben kann (durch Vermittlung der Heiratsziffer), ſo⸗ 
viel ich ſehe, überhaupt nicht in Betracht zieht. Noch bedenklicher ſcheint 
mir die völlige Beſchränkung des Blicks auf weibliche Induſtrie arbeit, 
während doch auch die Erwerbstätiakeit von Ehefrauen in Handel und 
Verkehr, Landwirtſchaft uſw. geburtenmindernd wirken kann. Es hätte 
wenigſtens verſucht werden können, die Fruchtbarkeit erwerbstätiger Ehe⸗ 
frauen mit derjenigen hauswirtſchaftlicher Ehefrauen annähernd zu ver⸗ 
gleichen; oder noch beſſer: die Fruchtbarkeit induſtriell tätiger Ehefrauen 
mit derjenigen haus wirtſchaftlicher Ehefrauen in Induſtriegebieten. 
Landwirtſchaftliche Bezirke und Bergbauſtädte haben günſtige Frucht⸗ 
barkeitsziffern nicht weil in ihnen weibliche oder eheweibliche Induſtrie⸗ 
arbeit wenig verbreitet iſt, ſondern weil ſie wenig Induſtrie im engeren 
Sinne haben. Die größere Fruchtbarkeit der landwiriſchaftliche n und 
bergbaulichen Bevölkerung iſt ja ohnehin bekannt. Ebenſo iſt anderſeits 
die von der Verfaſſerin für kleinere Gebiete Badens und Württembergs 
gefundene überdurchſchnittliche Geburtenabnahme wohl ſchon durch den 
im Durchſchnitt mehr land wirtſchaftlichen Charakter des ganzen Gebiets 
verſtändlich. Sie betont zwar ſelbſt nachdrücklich die Mannigfaltigkeit 
der zuſammenwirkenden Einflüſſe, aber ſie hat die Konſequenzen für die 
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ſtatiſtiſche Frageſtellung und für die Deutung ihrer Ergebniſſe nicht in 
vollem Maße gezogen. Der Wert der Ergebniſſe ihrer vortrefflichen 
ſtatiſtiſchen Gruppenbildung wird dadurch weſentlich gemindert. Trotz⸗ 
dem ſcheint mir die Arbeit nicht fruchtlos zu ſein. Einmal iſt bemerkens⸗ 
wert die geringere Fruchtbarkeit gerade in Gebieten mit zeitlich zunehmender 
weiblicher Induſtriearbeit; hier könnte man eine Lohnſteigerung ver⸗ 
muten, die manche Frauen aus der mütterlichen Sphäre herauslockt. 
Ebenſo bedeutſam iſt, daß der geburtenmindernde Einfluß der eheweib⸗ 
lichen Induſtriearbeit ſich in einigen ſtatiſtiſchen Gruppen viel ſchärfer 
ausprägt als der Einfluß weiblicher Induſtriearbeit überhaupt (S. 34/35). 
Schade iſt, daß für die einzelnen Induſtriebranchen nur die Zahl 
der beſchäftigten weiblichen Perſonen, nicht die Zahl der Ehefrauen vor⸗ 
liegt (Tabellen 4, 5, 8, 9, 11, 16). 

Die Verfaſſerin ſpricht von einem „Parallelismus“ weiblicher In⸗ 
duſtriearbeit und rückgängiger oder niedriger Geburtenzahlen. Sie ſcheint 
dabei hauptſächlich der erſteren die urſächliche Rolle zuzuſchieben. Es 
muß aber betont werden, daß auch der umgekehrte Zuſammenhang mög⸗ 
lich iſt: kinderarme Frauen ſind zur Erwerbstätigkeit leichter verfügbar. 
Gelegentlich (S. 76, 95) wird die dritte Möglichkeit berührt, daß 
eine gemeinſame urſache beide Erſcheinungen bedinge, etwa die zunehmende 
Teuerung ſowohl zu vermehrter Erwerbstätigkeit der Ehefrauen wie zur 
Einſchränkung der Geburtenzahl (und Vermehrung der Kinderſterblichkeit) 
führen könne. Auch wenn (S. 18) der Geburtenrückgang in Sammel⸗ 
punkten weiblicher Induſtriearbeit mit dem Kulturſtande der dortigen 
männlichen Arbeiterſchaft in Zuſammenhang gebracht wird, iſt wohl an 
eine gemeinſame Urſache zu denken. Derartige Deutungsmöglichkeiten 
hätten meines Erachtens nachdrücklicher unterſtrichen werden ſollen. Nicht 
verſtändlich tft mir, warum in dem Städtefapitel gerade die größten 
Städte ausgeſchaltet werden; ſie ſind doch bei unſerer großſtädtiſchen 
Entwicklungstendenz für die Zukunft beſonders bedeutſam. Störend 
wirkt eine manchmal ungenaue Ausdrucksweiſe; von „Induſtrialiſierung“ 
wird oft geſprochen, wo Verbreitung weiblicher Induſtriearbeit, von 
„Frauenfabrikarbeit“, wo weibliche Induſtriearbeit gemeint iſt. 

Göttingen K. Oldenberg 


Nußbaum, Arthur: Die Kriegsprobleme des großſtädtiſchen 
Realkredits. Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 
8°. VIII u. 116 S. Geh. 2,40 Mt. 


Der in Deutſchland im Gegenſatz zu einer großen Zahl anderer 
Staaten befolgte Grundſatz, weder ein allgemeines noch ein beſonderes 
Moratorium zu gewähren, hat umfaſſende Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Realkredits erforderlich gemacht, deren Bedeutung und Wirkung, 
Erfolg und Mißerfolg Verfaſſer im einzelnen erörtert. Nach Kriegs⸗ 
ausbruch — die allgemeine Kriegsverordnung vom 7. Auguſt 1914 ge⸗ 
währte einen ungenügenden Schutz — wurden von privaten Geldgebern 
wie auch von Realkreditinſtituren in großem Umfang erhebliche Zins⸗ 
erhöhungen gefordert. Eine gewiſſe Ermäßigung der Anſprüche konnte 
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ſich nach der Bundesratsverordnung vom 20. Mai 1915 mit ihren weiter⸗ 
gehenden Schutzbeſtimmungen durchſetzen. Zwar hatte eine Erklärung 
des Schutzverbandes für deutſchen Grundbeſitz vom 22. Juli 1915 einen 
Verlängerungszinsfuß von 4 Yo und eine Verlängerungsfriſt von nur 
drei Monaten nach Kriegsſchluß für fällige Hypotheken feſtgeſetzt; ein 
ſpäterer Beſchluß der Hypothekenbanken bewilligte indes einen Satz von 
41/2 % und eine halbjährige Friſtverlängerung. Die Bedingungen von 
langfriſtigen Verlängerungen werden durch dieſe Vereinbarung allerdings 
nicht berührt. Eine Reihe von Bundesratsverordnungen hat in der 
Folgezeit die Kriegsverfaſſung des Realkredits vervollſtändigt, unter der 
als eine bedeutſame Einrichtung die Einigungsämter für Miets- und 
Hypothekenſachen zu nennen find. 

Verfaſſer behandelt weiterhin die Lage des erftitelligen und des nach⸗ 
ſtelligen Hypothekarkredits, in der weſentliche Gegenſätze zu verzeichnen 
find. Die erſte Hypothek war bereits in Friedenszeiten begünſtigt, und 
es hatte ſich bei den Kreditgebern, namentlich bei den Realkreditinſtituten, 
die Vorſtellung herausgebildet, daß man auf die zweitſtelligen Hypotheken 
keine Rückſicht zu nehmen brauche; eine Auffaſſung, die Verfaſſer, als 
eine kurzſichtige Politik und für beide Teile ſchädlich, mit Nachdruck be⸗ 
kämpft. „In der von den Inſtituten befolgten Praxis liegt, wie nicht 
oft genug betont werden kann, ein Hauptgrund für die Abwendung des 
Privatpublikums vom Markte der zweiten Hypotheken und damit eine 
der wichtigſten Urſachen für die Not des großſtädtiſchen Realkredits über⸗ 
haupt“ (S. 36). Während des Krieges hat ſich die Lage der zweit⸗ 
ſtelligen Hypothek weiter verſchlechtert, und zwar, wie Verfaſſer ausführt, 
zu einem erheblichen Teil durch das Vorgehen der Inhaber der erſten 
Hypothek. Bei Zwangsverſteigerungen war ſchon in Friedenszeiten der 
erſte Hypothekar der gewinnende Teil; es hatte ſich „der widerſinnige 
Zuſtand herausgebildet, daß die Zwangsverſteigerung, alſo der Zuſtand 
größter Not des Eigentümers, fich zu einer reichlichen Gewinnquelle 
für den an erſter Stelle eingetragenen Geldgeber entwickelte“ (S. 35 
und 70). Verfaſſer zählt eine Reihe von Umſtänden und Beſtimmungen 
auf, die der allgemeinen Geftaltung des Realkredits nachteilig find; hierher 
gehört namentlich das Unweſen der ſogenannten Fälligkeitsklauſeln, die 
zu Fallſtricken für den Schuldner werden und deren Wirkung bereits 
Leopold Meinardus in ſeiner „Terraintechnik“ mit ſcharfen Aus⸗ 
drücken gekennzeichnet hat. 

Eingehend erörtert Verfaſſer die aktuellen Fragen der Friſtverlängerung 
und der Zinsfußregulierung der Hypotheken. Im allgemeinen ſcheint ſich 
hier Verfaſſer dem inſtitutionsgeſchichtlichen Standpunkt zu nähern und 
die Bedeutung unſerer öffentlichen Einrichtungen für das Hypothekenweſen 
anzuerkennen. Eine genaue Berückſichtigung finden ferner die Hypotheken⸗ 
einigungsämter, deren Geſchäftsbereich ſich in ſteigendem Maße entwickelt, 
und die wohl infolge der jüngſten Bundesratsverordnung vom 26. Juli 
1917 ein weiteres Feld der Betätigung finden werden. Es ſind durch⸗ 
weg bedeutſame Aufgaben der Gegenwart, die die Schrift behandelt. 
Die Darlegung ſcheint mit der Tätigkeit des Verfaſſers bei dem Berliner 
Hypothekeneinigungsamte in Verbindung zu ſtehen und läßt allgemein 


552 Beſprechungen 2232 


den fruchtbaren Einfluß der Berührung mit der Praxis hervortreten. 

Das Buch bietet hierdurch ſowohl für die wiſſenſchaftliche wie für die 

praltiſche Behandlung der Probleme des Realkredits vielſeitige Anregung. 
Berlin Rud. Eberſtadt 


Schiff, Walter: Internationale Studien über den Stand 
des Arbeiterſchutzes bei Beginn des Weltkrieges. 
1. Heft: Geltungsbereich des Arbeiterſchutzes. Der Schutz der Kinder 
und Jugendlichen. Berlin 1916, Julius Springer. gr. 8%. 83 S. 
Geh. 1 Mk. | 


Die vorliegende Abhandlung ift ein Sonderabdruck aus den Annalen 
für fogiale Poluik und Geſetzgebung. Der Verfaſſer behandelt in zwei 
Abſchninen den Geltungsbereich des Arbeiterſchutzes und den Schutz der 
Jugend und der Kinder. Im erſten Abſchnitt über den Geltungsbereich 
des Arbeiterſchutzes führt er die 22 europäiſchen Staaten auf, in denen 
eine Arbeiterſchutzgeſetzgebung beſteht, und gibt an, wie groß die Zahl 
der in Gewerbe, Handel und Verkehr erwerbstätigen Bevölkerung iſt. 
Außer der Türkei, Monaco und Miontenegro haben alle europäiſchen 
Staaten eine Arbeiterſchutzgeſetzgebung. Sodann verzeichnet der Verfaſſer 
die amerikaniſchen, aſiariſchen, afrikaniſchen und auſtraliſchen Länder mit 
Arbeiterfchutzgeſetzgebung. Bei Bundesſtaaten, wie dem Deutſchen Reich, 
den Vereinigten Staaten, dem auſtraliſchen Bund, berückſichtigt er nur 
die Geſetzgebung des Geſamtſtaates. Für das ſachliche Geltungsgediet 
des Arbeiterſchutzes unterſcheidet er das eigentliche Gewerbe im engeren 
Sinne: Bauten, Bergbau, Gaſt⸗ und Schankwirtſchaften, Handel und 
Transport. Das Gewerbe ſelber zerlegt er wieder in Fabriken, Hand⸗ 
werk und Heimarbeit. Er berückſichtigt nur die allgemeinen Vorſchriften, 
nicht auch die Ausnahmen und die Ausführungsbeſtimmungen, und auch die 
allgemeinen Vorſchriften nur, ſoweit ſie ſich auf die Zulaſſung zur Arbeit 
oder auf die Arbeitszeit beziehen. Das große Gebiet der Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften bleibt alſo außerhalb des Rahmens der vorliegenden Unter, 
ſuchung. Für Fabriken beſteht der Arbeiterſchutz in ſamilichen 22 euro- 
päiſchen Staaten, er fehlt für den Bergbau nur in 2 Staaten, für die 
Bauten und das Handwerk in je 4, für den Handel in 7 Staaten, für 
den Transport dagegen in 12, die Heimarbeit in 11 und für das Gaſt⸗ 
gewerbe in 10 Staaten. 

In nachſtehender Überſicht geben wir die Zahl der Staaten wieder, 
auf die ſich der Arbeiterſchutz erſtreckt: 


e esate Bez 
Fabriken 49 7 8 
Handwerk 48 1 1 
Bergbau. . . - 39 6 8 
Gaſtgewerbe 30 8 8 
Handel 39 5 8 
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In Deutſch⸗Oſtafrika und Franzöſiſch⸗Aquatorialafrika beſteht der 
Arbeiterſchutz für ſämtliche 5 Gruppen; in Tuneſien fehlt er nur für 
die Gaſt wirtſchaften, in Algier nur für Gaſtwirtſchaften und Handel. 

gypten, Martinique, Trinidad, Tabago; Nordnigeria, Britiſch Indien 
und Japan ſchützen nur die in Fabriken beſchäftigten Arbeiter. Die 
ſüdafrikaniſche Union gewährt nur den im Bergbau und im Handel be⸗ 
ſchäftigten Arbeitern, Venezuela nur dem Bergbau Schutz. 

Eine Statiſtik wie die vorliegende verliert aber jede wiſſenſchaftliche 
oder praktiſche Bedeutung. Denn die hier verwendeten fünf Begriffe 
von der Fabrik bis zum Handel umſchließen in jedem einzelnen Staate 
ganz verſchiedene Arbeitergruppen. Die einen Staaten ſehen zum Bei⸗ 
ſpiel Betriebe mit mehr als 5, andere ſolche mit mehr als 10, wieder 
andere ſolche mit mehr als 50 Arbeitern als Fabriken an, in Agypten 
gelten nur die bei der Entkernung der Baumwolle in Betrieben mit 
mehr als 30 Arbeitern beſchäftigten Arbeiter als Fabrikarbeiter. In 
den einen Staaten werden die Motorenbetriebe ohne Rückſicht auf die 
Zahl der beſchäftigten Arbeiter als Fabriken behandelt, in den anderen 
nicht. Ebenſo ungleichheitlich iſt der Begriff der Heimarbeit, der Gaſt⸗ 
wirtſchaft, des Bergbaues, der Bauten, des Handels, des Verkehrs. Die 
Statiſtik verſtößt alſo gegen die oberſte Grundregel ſtatiſtiſchen Arbeitens, 
daß nur Gleichartiges gezählt werden kann. Daß die fünf Gruppen nach 
der Zahl der darin erwerbstätigen Perſonen von ſehr ungleicher Be⸗ 
deutung ſind, darauf weiſt der Verfaſſer ſelbſt hin. 

In weiteren Tabellen zeigt nun der Verfaſſer wieder nach dieſen 
fünf Gruppen, ob Kinder, Jugendliche, erwachſene Frauen und erwachſene 
Männer einen Schutz genießen. Hierauf kombiniert er die Betriebe und 
die Perſonen miteinander. Für die außereuropäiſchen Staaten verzichtet 
er auf die unbrauchbare tabellenmäßige Aufſtellung. 

Im zweiten Abſchnitt behandelt er, wie ſchon erwähnt, den Schutz 
der Kinder und Jugendlichen beſonders eingehend nach dem Alter, nach 
der Art der Arbeiten, den Bedingungen der Zulaſſung zur Arbeit (Ver⸗ 
hälinis zum Schulunterricht), Verbot der Nachtarbeit, Höchſtarbeitenszeit. 

Darüber, wieviel Staaten ſeit 1900 den Arbeiterſchutz neu ein⸗ 
geführt haben, ſtellt der Verfaſſer Vergleiche an. Nachweiſungen über 
das Vorhandenſein oder Fehlen einer Beaufſichtigung der Durchführung 
der Arbeiterſchutzbeſtimmungen und über ihre Wirkſamkeit fehlen. So 
würde aber dieſe internationale Überſicht, deren mühevolle Zuſammen⸗ 
ſtellung immerhin für Zwecke der Gewinnung eines Geſamtüberblicks von 
Wert iſt, erſt die tatſächliche Bedeutung des formalen Arbeiterſchutzes 
erfaſſen. Hoffentlich läßt der Verfaſſer, dem in ſeiner amtlichen Eigen⸗ 
ſchaft das ſchwer zugängliche ausländiſche Material zur Verfügung ſteht, 
dieſem etwas blutleeren Schema recht bald eine vergleichende dogmatiſche 
Darſtellung des internationalen Arbeiterſchutzes folgen. 

Berlin⸗Mariendorf 

Cl. Heiß 
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Nitſcher, Wolfgang: Koalitionen und Koalitionsrecht 
in Deutſchland bis zur Reichsgewerbeordnung. (Münchener 
Volkswirtſchaftliche Studien, herausg. von Lujo Brentano und 
Walther Lotz, 140. Stück.) Stuttgart 1917, J. G. Cottaſche 
Buchhandlung Nachfolger. 8°. XIX u. 307 S. Geh. 8 Mk. 


In der Zeit des freien Zunftweſens war die Geſellenſchaft Durchgangs⸗ 
ſtufe zum Meiſterſtand. Es hatte ſich noch keine bewußte Abgrenzung 
zwiſchen Unternehmern und Arbeitern herausgebildet. Doch ſchon im 
14. Jahrhundert ſetzten ſich die Brüderſchaften der Geſellen, die ſich für 
kirchliche, wohltätige und geſellige Zwecke gebildet hatten, mit den Meiſtern 
über die Arbeitsbedingungen auseinander. Jedoch ſcheinen dieſe Geſellen⸗ 
aufſtände vereinzelt geblieben zu ſein, wenn ſie auch ſchon recht häufig 
wiederkehren. Noch häufiger wurden ſie im Anfange des 15. Jahrhunderts, 
insbeſondere am Mittel⸗ und Oberrhein. Die Geſellenſchaften der ver⸗ 
ſchiedenen Städte traten miteinander in enge Verbindung. Aber auch 
die Räte der Städte ſuchten ſich gegen ſie zu gemeinſamer Abwehr zu 
vereinigen, jedoch ohne durchgreifenden Erfolg. In den letzten Jahr⸗ 
zehnten des 15. Jahrhunderts wurden die gewerblichen Zuſtände der 
Städte durch die einſetzende Landflucht verſchlechtert, und bei drückenden 
Lohnverhältniſſen erweiterte ſich die Kluft zwiſchen Meiſtern und Geſellen, 
die ſich ihrer Zuſammengehörigkeit zum „Geſellenſtand“ bewußt wurden. 

Im Laufe des 16. Jahrhunderts bis in die Zeit vor dem Dreißig⸗ 
jährigen Krieg hatte der neuzeitliche Staat in Deutſchland ſeine Stellung 
zu den Koalitionen feſt begrenzt. Er beanſpruchte wenigſtens formell die 
obrigkeitliche Aufſicht zwiſchen den beiden Parteien. Das Recht der Ge⸗ 
ſellen auf Arbeit wurde anerkannt, dagegen gemein ſame Arbeitseinſtellungen 
verboten. Das römiſche Recht, das in den aufkommenden Territorial⸗ 
ſtaaten aufgenommen wurde, ſah die Brüderſchaften der Geſellen als ge⸗ 
ſetzwidrige Vereinigungen (collegia illicita) an. Die Landesgeſetzgebung 
in Sachſen, Bayern und Württemberg ſtellte ſich auf den gleichen Stand⸗ 
punkt. Doch blieben dieſe Beſtimmungen papierene Vorſchriften, die ſich 
im gewerblichen Leben keine Geltung zu verſchaffen vermochten. In 
Wirklichkeit war der Einfluß der Geſellenkoalitionen vermöge der über 
das ganze deutſche Gebiet und darüber hinaus ſich erſtreckenden Organi⸗ 
ſationen ſo ſtark, daß nicht allzuſelten den Geſellen in ihrem Vorhaben 
von ſeiten der Meiſter durch Nachſicht Vorſchub geleiſtet wurde, da ein 
Meiſter oder eine Zunft, einmal von den Geſellen „geſchmäht“ oder in 
Verruf erklärt, trotz aller Bemühungen vergeblich nach Arbeitskräften 
Umſchau halten konnte. Nur ſo läßt es ſich erklären, daß in dieſer 
Blütezeit des Zunftweſens die Geſellenkoalitionen die wirtſchaftliche Lage 
ihres Standes, beſonders was Lohn, Arbeitszeit und Behandlung durch 
die Meiſter anlangt, auf ein recht erträgliches Niveau gebracht haben. 

Das Reichsgewerbegeſetz vom Jahre 1731 wollte unter dem Namen 
Kundſchaft die Legitimationspflicht der Geſellen einführen. Die Ver⸗ 
öffentlichung dieſes Geſetzes durch die einzelnen Staaten wurde verzögert 
und es wurde auch nach ſeiner Veröffentlichung nicht durchgeführt. Zu⸗ 
ſammenfaſſend ſtellt Ritſcher für die deutſchen Staaten gegen das Ende 
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des 18. Jahrhunderts die formell einheitliche Stellungnahme feſt gegen 
die gemeinſame Arbeitseinſtellung der Geſellen und die gemeinſame Preis⸗ 
verabredung der Meiſter, alſo ein durchgehendes Verbot der Koalition 
zur Erlangung günſtiger Arbeitsbedingungen überhaupt. Angeſichts der 
tatſächlich herrſchenden wirtſchaftlichen Verhältniſſe und der Gebundenheit 
des einen Staates an wirtſchaftliche und gewerbliche Verhältniſſe und 
und Rechtsauffaſſungen des benachbarten, war man aber allenthalben in 
den deutſchen Bundesſtaaten gezwungen, den Geſellen zum mindeſten 
ein, nur äußerlich etwas beſchränktes Verſammlungsrecht zu laſſen. Ins⸗ 
beſondere in Süddeutſchland wurde das Gewerberecht und das Vereins⸗ 
und Verſammlungsrecht in freiheitlichem Sinne weiterentwickelt. In 
Preußen dagegen wollten die leitenden Perſönlichkeiten an der Spitze 
der Verwaltung nicht nur das politiſche, ſondern auch das wirtſchaft⸗ 
liche Leben von Obrigkeits wegen ordnen und konnten daher ſolche eigen⸗ 
mächtige Vereinigungen nicht dulden. Die koalitions feindliche Geſetz⸗ 
gebung vermochte ſich aber auch in Preußen ſo wenig wie in Süd⸗ 
deutfchland durchzuſetzen, wie durch die Einzelſchilderung einer großen 
Zahl von Arbeitseinſtellungen der Geſellen im Laufe des 18. Jahrhunderts 
gezeigt wird. Die Geſellen erwieſen ſich überall als wirtſchaftlich mäch⸗ 
tiger, weil ſie den Meiſtern, die ſich nicht fügten, die Arbeitskräfte durch 
Abwanderung entzogen. Sprachlich iſt bemerkenswert, daß man damals 
vom Aufſtehen, d. h. von der Arbeit der Geſellen redete und ihren Ver⸗ 
einigungszwang mit „Auftreiben“ bezeichnete. Trotz der Bedrückungen 
durch die Staatsverwaltung und die Räte der Städte hielten die Geſellen 
an ihrem Vereinsweſen und ihren alten Gebräuchen, insbeſondere dem 
blauen Montag feſt, den der Verfaſſer als Verbeſſerung der Arbeits⸗ 
bedingungen durch Verkürzung der Arbeitszeit bewertet. 

Die franzöſiſche Revolution hob die Zünfte und Koalitionen der 
Arbeiter zur Durchführung des freien Arbeitsvertrages auf, geſtattete 
aber die politiſchen Vereine und Verſammlungen. Der Code Napoléon 
ſchränkte dieſe wieder ein. Er wirkte auch auf deutſche Verhältniſſe durch 
ſeine Einführung in der Rheinprovinz. 

Eingehend werden dann die ſchärferen Geſetze gegen des Koalitions⸗ 
weſen dargeſtellt, die die deutſchen Bundesſtaaten in der Zeit von 1800 
bis 1827 erlaſſen haben. 

Große Arbeiterbewegungen im niederrheiniſchen Induſtriegebiet 
wurden bereits 1826 durch Militäraufgebot unterdrückt. Die Ver⸗ 
einheitlichung der preußiſchen Gewerbeordnung, die ſchon von Stein⸗ 
Hardenberg angebahnt und unter Mitarbeit von J. G. Hoffmann weiter 
vorbereitet wurde, brachte in der preußiſchen Gewerbeordnung von 1845 
neue Koalitionsverbote. Unter der polizeilichen Grundſtimmung konnte 
die formale Rechtsgleichheit zwiſchen den Unternehmern und Arbeitern 
nur zum Nachteil dieſer ausſchlagen. Die württembergiſche Gewerbe⸗ 
ordnung von 1836 enthielt ein einſeitiges Verbot der Arbeiterkoalitionen, 
während die hannoverſche Gewerbeordnung von 1847 Vereine und Ver⸗ 
ſammlungen beider Parteien verbot. Ferner erging am 3. Dezember 
1840 ein Bundeserlaß gegen die Geſellenverbindungen. 

Sodann wird die Entwicklung des Koalitionsrechts in England 
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und Frankreich im 19. Jahrhundert kurz geſchildert. Hieran ſchließt fig 
eine Darſtellung der deutſchen Arbeiterbewegung vor dem Jahre 1848 
ſowie der Entwicklung der Arbeitervereinigungen. In der Reaktionszeit 
wird 1854 ein letzter Bundesbeſchluß gegen das Koalitionsrecht erlaſſen, 
um die gleiche Zeit werden in Preußen die Koalitionen der Land⸗ und 
Bergarbeiter (dieſer 1860) verboten. 

Weiter wird der Kampf um den Einfluß auf die Arbeiter zwiſchen 
Laſſalle und Schulze⸗Delitzſch erörtert und an der Hand der Kammer 
verhandlungen gezeigt, welche Gründe im Jahre 1866 zur Ablehnung 
der Koalitionsfreiheit geführt haben. 

1865 und 1866 ſetzte eine lebhafte Arbeiterbewegung ein. Ein 
der Koalitionsfreiheit günſtiger Regierungsentwurf kam wegen des Konflikts 
nicht zur Ausführung. Die Notgewerbeordnung verſagte die Koalitionz⸗ 
freiheit. Die Gewerbeordnung des Norddeutſchen Bundes von 1869 
führte die durch §§ 152 und 153 beſchränkte Koalitionsfreiheit ein, wie 
ſie noch heute gilt. 

Das Buch ſchildert die Arbeiterbewegung, die Geſetzgebung und 
die Anſichten der maßgebenden juriſtiſchen Schriftſteller bis zur Ein⸗ 
führung der Gewerbeordnung. Es iſt geeignet, einen Überblick über die 
Entwicklung der Arbeiterbewegung. ihres Rechts und der Stellung der 
Wiſſenſchaft zu ihm zu geben und kann daher als weſentliche Bereicherung 
unſeres Schrifttums auf dieſem Gebiete begrüßt werden. Zu wünſchen 
wäre allerdings die Darſtellung des Zuſammenhangs zwiſchen der Ent⸗ 
wicklung des geſamten Wirtſchaftslebens und der Arbeiterbewegung ſowie 
ihres Rechts. 

Berlin: Mariendorf Cl. Heiß 


Wolman, Leo: The boycott in american trade unions 
(John Hopkins University Studies in historical and political 
science under the direction of the Departments of History, 
Political Economy and Political Science, Series XXXIV, No. 1. 
Baltimore 1916, The John Hopkins Press. 8° 148 ©. mit 
einem alphabetiſchen Inhaltsverzeichnis. Geh. 1 Dollar. 


Der politiſche Boykott, der heute namentlich bei unſeren Feinden 
eine große Rolle ſpielt, ift ſehr alt. Die Juden boyfottierten die Sama⸗ 
riter, die Phariſäer die Zöllner, die Engländer ſuchten durch das „Made 
in Germany“ deutſche Waren mit ſchlechtem Erfolg zu boykottieren. Zur 
Frage des nationalen Boykotts haben neuerdings in lichtvollen Aus⸗ 
führungen Stellung genommen Franz Klein, „Der wirtſchaftliche Neben⸗ 
krieg“ (Heft 1 der Kriegswirtſchaftlichen Zeitfragen, herausg. von 
Franz Eulenburg mit Ferdinand Schmid und Wilhelm Stieda, Ti: 
bingen 1916, J. C. B. Mohr [Paul Siebeck]! gr. 8°. VII u. 92 S. 
Geh. 1,80 Mk.). W. Wyaodzinski, „Die Nationaliſierung der 
Volkswirtſchaft“ (Tübingen 1917, Heft 8 derſelben Sammlung. IV u. 
68 S. gr. 80. Geh. 1,60 Mk.). Der Verfaſſer der vorliegenden 
Unterſuchung kennt auch — eine bei den Amerikanern ſeltene Erſchei⸗ 
nung — das deutſche Schrifttum. Die Bedeutung des im amerikaniſchen 
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Gewerkſchaftsleben viel wichtigeren Boykotts für Deutſchland hat zuerft 
Sartorius von Waltershauſen, dann aber zuſammenfaſſend G. Schwittau 
in feinem tief angelegten Werke „Die Formen des wirtſchaftlichen 
Kampfes“ (Streik, Boykott, Ausſperrung uſw.). Eine volkswirtſchafiliche 
Unterſuchung auf dem Gebiete der gegenwärtigen Arbeitspolitik“ (Berlin 
1912, Julius Springer. XI u. 490 S. gr. 8° mit einem ausführ⸗ 
lichen Literaturverzeichnis) und namentlich Franz Klein in feinem vor⸗ 
trefflichen Buch „Das Organiſationsweſen der Gegenwart“ (Berlin 1918, 
Franz Vahlen. VIII nnd 298 S. gr. 8°) dargeſtellt. 

Wolman definiert den gewerkſchaftlichen Boykott als die Anſtren⸗ 
gungen der Arbeitervereinigungen, um den Verkehr mit den Unternehmern 
in Kauf oder Verkauf wirtſchaftlicher Güter zu unterbinden, ſeien es 
Robftoffe, halbfertige Waren oder verbrauchsfertige Erzeugniſſe. Richtet 
ſich der Boykott direkt gegen den Verkäufer der Ware, fo ſpricht man 
von einem direkten, richtet er ſich gegen den Großhändler und Yabri- 
kanten, ſo kann man von einem ſekundären und tertiären Boykott ſprechen. 
Ein anderer Geſichtspunkt liegt der Unterſcheidung Liechtis zwiſchen 
Konſumtions⸗, Lieferungs- und Totalboykott zugrunde. B.im Lieferungs- 
boykott, der hier nicht weiter in Frage kommt, haben wir es mit einer 
Betätigung des Organiſationszwanges durch die Arbeitgeber zu tun. 
Geſchichtlich erwähnenswert iſt der vollſtändige Boykott der Mönche durch 
die Bürger von Canterbury im Jahre 1327, wodei ſich die Bürger 
weigerten, Getränke oder Lebensmittel vom Kloſter zu kaufen oder ihm 
zu verkaufen oder überhaupt mit ihm auszutauſchen. Weiter iſt zu 
erwähnen der Boykott engliſchen Tees in den Vereinigten Staaten, von 
Sklavenarbeit und der mittelbare Alkoholboykott durch die Temperenz⸗ 
geſellſchaften und Verbrauchervereinigungen. Den Unterſchied zwiſchen 
den mittelalterlichen Zünften und den Gewerkſchaften unſerer Zeit ſieht 
der Verfaſſer darin, daß jene Vereinigungen der Unternehmer und 
der Arbeiter waren, während die Gewerkſchaften einſeitige Vereinigungen 
der Arbeiter ſind. Der Boykott der Gewerkſchaften richtet ſich regel⸗ 
mäßig gegen die Vereinigungen der Gegenpartei, während ſich der der 
Zünfte gegen die Mitglieder derſelben Vereinigung wendete. Solche 
Methoden wie der Streik, der Boykott, die geſchloſſene Werkſtatt (elosed 
shop) ſind nicht wie bei den Zünften Maßregeln, die ergriffen werden, 
um die Diſziplin unter ihren Mitgliedern aufrechtzuerhalten, ſondern 
Druckmittel, um Nichtmitglieder ihren Forderungen gefügig zu machen, 
die in den einen Fällen Unternehmer, in den anderen nicht organiſierte 
Arbeiter find. I 

Es handelt ſich nicht wie bei manchen der früheren Fälle um un⸗ 
willkürliche Gefühlsausbrüche, ſondern um eine wohlüberlegte Politik 
der Gewerkſchaftsbeamten gegen die Unternehmer oder die Unorgani⸗ 
ſierten. 

Das Weſen des Erfolgs der Gewerkſchaften beruht in der Fähig⸗ 
keit, die Arbeitsleiſtung in den einzelnen Gewerben zu kontrollieren. 
Wenn dieſe Kontrolle ihrem Zwecke entſpricht, genügt der Streik, um 
die Forderungen der Arbeiter durchzuſetzen oder vielmehr es bedarf dazu 
häufig nur ſeiner Androhung. Wenn aber die gewöhnlichen Methoden 
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der Organiſation verſagt haben, muß die Gewerkſchaft ein ergänzendes 
Hilfsmittel anwenden. Dieſes Hilfsmittel iſt in Amerika der Boykott 
der Erzeugniſſe von Unternehmungen, die ſich bei den Gewerkſchaften 
mißliebig gemacht haben. 

So wurde der Boykott angewendet von den Buchdruckern, dann 
insbeſondere gegen die Gefängnisarbeit von den Böttchern, Granit⸗ 
ſchneidern, Steinhauern, Beſenbindern, Kleidermachern, deren Erzeugniſſe 
mit denen der Gefängniſſe im Wettbewerb ſtehen. 

Der Boykott wird angewendet gegen große Betriebe, die ſtark genug 
ſind, die Organiſation der Arbeiter unmöglich zu machen. So 1887 
von den Rittern der Arbeit (Knights of Labor) und der Gewerkſchaft 
der Eiſen⸗ und Stahlarbeiter gegen einen großen Stahlbetrieb in Pitts⸗ 
burg. Häufig wird der Widerſtand gegen die Zulaſſung der organiſierten 
Arbeiter durch die Unternehmerorganiſationen geſtützt. Auch dagegen 
wird der Boykott angewendet. 

Auch gegen organiſationsfeindliche Arbeiter wendet ſich der Boykott, 
insbeſondere gegen Frauen⸗ und Kinderarbeit ſowie gegen ungelernte 
Arbeiter in ſogenannten offenen Werkſtätten (open shops), d. h. ſolchen 
Werkſtätten, in denen gewerkſchaftsfremde Arbeiter beſchäftigt werden. 
Gegen die Letztgenannten haben ſich zum Beiſpiel die Zimmerleute ge⸗ 
wendet. 

Am häufigſten wird jedoch der Boykott zur Unterſtützung langer 
und ausſichtsloſer Streiks benutzt. Er richtet fich dann gegen die Scabs 
(Räudige, Streikbrecher), die nach einem Bericht des Sekretärs des ameri⸗ 
kaniſchen Arbeitsbundes in der Mehrzahl der Fälle die Urſache des Ver⸗ 
luſtes von Streiks ſind. 

Die älteſte Form iſt der Sympathieſtreik, zum Beiſpiel bei den 
Schuhmachern 1809, den Schneidern in Philadelphia 1827, der Boykott 
von in Gefängniſſen bearbeiteten Steinen durch die Steinhauer von 

ew⸗York im Jahre 1830. An die Verbraucher wandten ſich die Hut⸗ 
macher in Baltimore bereits im Jahre 1833. 1850 wurden von einem 
induſtriellen Kongreß in New⸗York auf Antrag der Maurer die Erzeug⸗ 
niſſe von Firmen boykottiert, die ſich den Schneidern organiſations⸗ 
feindlich gezeigt hatten, „weil die Schneider nicht wegen der Löhne 
ſtreikten“. 

In größerer Ausdehnung wandten aber zunächſt die Ritter der 
Arbeit den Boykott an, die von ungeregelten und unwirkſamen lokalen 
Boykotten zu zentraliſierten und ſorgfältig durchgeführten Boykotten 
übergingen und ſie auf weitere Gebiete des wirtſchaftlichen Kampfes in 
abgeſchwächter Form ausdehnten. 

Der amerikaniſche Arbeitsbund machte im Anfang wenig Gebrauch 
vom Boykott. Seit 1900 wandte er ihn aber häufiger aus politiſchen 
Gründen an gegen arbeiterfeindliche Vorurteile der Gerichte. Die Ge⸗ 
richte wendeten ſich ſeit 1908 durch Verfügungen gegen den Boykott, 
aber auch Unternehmerorganiſationen traten ihm entgegen, wie die Brauer⸗ 
vereinigung mit dem Beſchluß, daß kein Mitglied Bier an die Kund⸗ 
ſchaft eines anderen Mitglieds verkaufen ſollte, das in einen Boykott 
verwickelt iſt. Im Oktober 1902 wurde eine American Anti- Boycott 
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Association (Boykott⸗Bekämpfungsgeſellſchaft) gegründet. Sie ſucht 
beim Publikum für ihre Beſtrebungen Stimmung zu machen, verbreitet 
Geſetzeskenntnis, führt Prozeſſe für ihre Mitglieder und läßt den 
Kongreß durch einen eigenen Lobbyiſten (Agenten in der Vorhalle des 
Kongreſſes) bearbeiten. Die deutſchen Wirtshausboykotte werden kurz 
geſtreift. 

Beim Materialboykott unterſcheidet Wolman 1. den zurückgreifenden 
Boykott, bei dem ſich die Arbeiter der höheren Erzeugungsſtufe weigern, 
Stoffe zu verarbeiten, die in der nächſt niedrigen Erzeugungsſtufe von 
unorganiſierten Arbeitern oder unter Verſtoß gegen die gewerkſchaftlichen 
Arbeitsbedingungen verarbeitet worden find. So organifierten die Zimmer⸗ 
leute die Arbeiter der Sägemühlen und boykottierten die Erzeugniſſe von 
Sägemühlen, die unorganiſierte Arbeiter beſchäftigen, um die Frauen⸗ 
und Kinderarbeit der Sägemühlen zu beſeitigen. Der Grund war da⸗ 
neben auch der Wettbewerb der Sägemühlen und, wie ein Beamter der 
Zimmerleute ſagte, „weil die Zimmerleute von heute die Arbeiter der 
Sägemühlen von morgen ſind“. Dieſe Art von Boykott kommt u. a. 
auch bei den Maurern, Steinhauern, Böttchern, Eiſenhüttenleuten vor. 
2. Beim vorgreifenden Boykott weigern ſich die Arbeiter einer niedrigeren 
Erzeugungsſtufe, Stoffe zu verarbeiten, die wahrſcheinlich in der nächſt 
höheren Erzeugungsſtufe von nichtorganiſierten Arbeitern werden weiter 
bearbeitet werden. Beide Arten des Boykotts ſind wechſelſeitig. Es 
wird bei beiden der Zweck verfolgt, die Arbeiter der höheren oder der 
niedrigeren Erzeugungsſtufe zu organiſieren. 3. Beim Nebenboykott 
(lateral boycott) wird nicht dieſer Zweck verfolgt, ſondern die Be⸗ 
ſchäftigung von Mitgliedern derſelben Gewerkſchaft oder gleichgeordneter 
Gewerkſchaften, d. h. von Arbeitern derſelben Erzeugungsſtufe, zu er⸗ 
zwingen geſucht. Die Maurer zum Beiſpiel verweigern, Ziegelſteine 
nicht deshalb zu verwenden, weil ſie von unorganiſierten Zieglern her⸗ 
geſtellt ſind, ſondern um die Ziegeleien zu zwingen, bei ihren eigenen 
Bauten organiſierte Zimmerleute oder Maurer zu verwenden. Dieſe 
Form des Boykotts hängt aufs engſte mit dem Sympathieſtreik zuſammen. 
Sie wurde zum Beiſpiel gegen die Wabath Railroad Company von den 
Rittern der Arbeit angewendet. 4. Dazu kommt noch eine vierte, ſehr 
wirkſame Art des Boykotts, die von den Frachtfuhrleuten ausgeführt 
wird und vom Streik betroffene Unternehmer vom Verkehr ausſchließt. 
Eine ähnliche Art des Boykotts auf politiſchem Gebiet war die 
neuerliche Weigerung der engliſchen Seeleute, auf Schiffen Dienſte zu 
e mit denen die englifhen Sozialiſtenführer nach Stockholm reifen 
wollten. 

Die Frage kommt aber auch in Betracht bei den Streitigkeiten von 
Gewerkſchaften mit verwandtem Arbeitsgebiet, wie zum Beiſpiel Fleiſch⸗ 
hauer und Handlungsgehilfen, die in Kleinhandelsgeſchäften Fleiſch ver⸗ 
kaufen. Für den Materialboykott nehmen die Gewerkſchaften in Anſpruch, 
daß er die Kontrolle darüber möglich mache, ob das Material unter 
gewerkſchaftlichen Arbeitsbedingungen hergeſtellt iſt, und ſo den Einfluß 
der Gewerkſchaften ſtärke. Die Sache iſt für das amerikaniſche Gewerk⸗ 
ſchaftsleben deshalb von ſo großer Bedeutung, weil man dort Induſtrie⸗ 
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verbände wie bei uns den großen Metallarbeiterverband, noch nicht fennt. 
Doch befördert die ausgedehnte Anwendung des Boykotts den Zuſammen⸗ 
ſchluß der Gewerkſchaften, wie er zum Beiſpiel im Baugewerbe und auch 
in der Metallinduſtrie bereits vorhanden iſt. Im amerikaniſchen Arbeits⸗ 
bund beſteht ſeit 1908 ein Metal Trades Department mit Zweig⸗ 
niederlaſſungen in etwa 50 bedeutenden Städten. 

Beim Boykott wird ſich der Arbeiter ſeiner Macht als Verbraucher 
bewußt. Der amerikaniſche Arbeitsbund mit ſeinen zwei Millionen 
Mitgliedern ſtellt die Kaufkraft von zehn Millionen Verbrauchern dar. 
Die Kiſtenfabrik von Atwood Brothers lieferte ein Drittel ihrer Jahres 
erzeugung an die Walter Cocoa Company. Sie lagen im Streit mit 
der Holzarbeitergewerkſchaft. Die Gewerkſchaft der Kakaoarbeiter verweigerte 
die Unterſtützung. Mit Hilfe des Arbeitsbundes wurden nun die Waren 
der Kakaogeſellſchaft boykottiert, und Atwood Brothers verloren ihren 
größten Kunden. So kann eine ſchwache Gewerkſchaft ihre Forderungen 
mit Hilfe des Boykotts durchſetzen. Die Organiſationen der Handlungs- 
gehilfen der Kleinverkaufsgeſchäſte find aber ſchwach, fo daß die Unter⸗ 
ſtützung von dieſer Seite gering iſt. Sonſt iſt ein Warenboykott nur 
von Bedeutung, wenn es ſich um Maſſenartikel des Verbrauchs der 
Arbeiter handelt. 

Der Warenboykott wurde dann als ſchwer durchführbar durch die 
Bevorzung unter gewerkſchaftlichen Bedingungen hergeſtellter Waren erſetzt. 
Dazu bediente man ſich des Label, der in der weißen Liſte des Deutſchen 
Käuferbundes nachgeahmt worden iſt. 

Im fünften Kapitel wird der Mechanismus des Boykotts behandelt. 
Auch hier iſt man wie auf ſo vielen Gebieten gewerkſchaftlicher Arbeit 
von ungeregelter lokaler Tätigkeit zu zentraler Organiſation übergegangen. 
Dabei geht regelmäßig ein gütliches Einigungsverfahren voraus, bei dem 
es nach einer Ausſage des Geſchäftsführers des Arbeiterbundes ge⸗ 
lingt, ein Drittel der Boykotte mit gutem Erfolge für die Arbeiter 
zu vermeiden. 

Vom Streik unterſcheidet ſich der Boykott dadurch, daß ſich beim 
Streik zwei ſtreitende Parteien gegenüberſtehen, die nach Unterſuchung 
ihrer Beſchwerden in den Kampf eintreten, während beim Boykott zahl⸗ 
reiche Verbraucher am Streit teilnehmen, die ſeine Entſtehungsurſache 
gar nicht kennen und ſich ſo zum Richter und Urteilsvollzieher in einem 
Streit aufwerfen, der ſie nichts angeht, nur in der Vorausſicht, ſie 
könnten dieſes Mittel auch einmal für ihre Zwecke anzuwenden in der 
Lage fein. Der Streik wird beendigt und die Arbeit wieder aufge⸗ 
nommen; beim Boykott läßt ſich das Ende nicht abſehen, da ſich der 
Kleinhändler hütet, wieder in eine ſolche Verlegenheit zu kommen und 
daher feinem vom Boykott betroffenen Lieferanten die Kundſchaft 
dauernd entzieht. 

Die Schrift reiht ſich den gründlichen Unterſuchungen der John 
Hopkins⸗Univerſität über das amerikaniſche Gewerkſchaftsweſen würdig an. 

Berlin⸗Mariendorf : 

Cl. Heiß 
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Pothmann, Wilhelm: Der im Ruhrbergbau auf den Kopf 
der Belegſchaft entfallende Förderanteil und das 
Problem ſeiner wirtſchaftlichen Steigerung. (Beiträge zur Lehre von 
den induſtriellen, Handels⸗ und Verkehrsunternehmungen in Ver⸗ 
bindung mit dem Staatswiſſenſchaftlichen Seminar der Univerſität 
Kiel, Heft 2, herausg. von Richard Paſſow.) Jena 1916, 
Guftav Fiſcher. gr. 8°. 74 S. Geh. 2 Mk. 


Pothmann unterſucht erſtens, welches die Gründe ſind, die die 
Höhe des auf den Kopf der Belegſchaft im Ruhrbergbau entfallenden An⸗ 
teils an der (Jahres⸗Förderung) — weiterhin kurz Förderanteil genannt — 
beſtimmen; zweitens, welche Möglichkeiten beſtehen, dieſen Förderanteil zu 
ſteigern. E. Müller ſieht im ſteigenden Förderanteil lediglich eine Folge 
ſinkender Löhne. Nieder, Die Arbeitsleiſtung der Saarbergleute in den 
tgl. preußiſchen Steinkohlengruben bei Saarbrücken ſeit dem Jahre 1888, 
Bofenid, Über die Arbeitsleiſtung beim Steinkohlenbergbau in Preußen, 
und Lorenz Pieper, Die Lage der Bergarbeiter im Ruhrrevier (ſämtliche 
drei Schriften in den Münchener Volkswirtſchaftlichen Studien, herausg. 
von Lujo Brentano und Walther Lotz, Stuttgart 1909, 1906 und 
1903, J. G. Cottaſche Buchh.) haben dagegen den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß höhere Löhne und verkürzte Arbeitszeit eine höhere Arbeits⸗ 
leiſtung ergeben. Kreutz und Herbig (in dieſem Jahrbuch 1908, S. 191 ff.) 
würdigen in dem Förderanteil den großen Einfluß der ſachlichen Faktoren 
und ſprechen ſich ſehr vorſichtig über die Arbeitsleiſtung aus. Es iſt 
dies die heute gültige Anſchauung des Vereins für die bergbaulichen 
Intereſſen im Oberbergamtsbezirk Dortmund. 

Als Förderanteilziffer bezeichnet Pothmann die auf den Kopf der 
Belegſchaft entfallende Jahresförderung; ſie ſtellt alſo einen Quotienten 
dar mit der Jahresförderung im Zähler und der Belegſchaft im Nenner. 
Schwierigkeiten des Vergleichs ergeben ſich daraus, daß unter Förderung 
teils die Bruttoförderung, teils die von den Bergen befreite Netto⸗ 
förderung verſtanden wird. Unter der Belegſchaft wird nicht nur die 
unter Tag beſchäftigte, ſondern die geſamte Arbeiterſchaft des Betriebs 
begriffen, ſo daß ſie ſich je nach dem Vorhandenſein von Nebenbetrieben 
oder je nach der Tiefe der Schächte vergrößert und auch je nach der 
Abſatzmöglichkeit in ihrer Zuſammenſetzung verſchiebt. Die Kohlen⸗ 
gewinnungsarbeiten werden in Zeiten guten Abſatzes gewaltſam be⸗ 
trieben, die Inangriffnahme tiefer, gefährlicher Zechen erhöht die An⸗ 
ſprüche an die Sicherheit der Arbeiter, die Berieſelung zum Beiſpiel 
verringert die Förderung durch Erſchlaffung der Arbeiter und erhöht die 
Notwendigkeit von Ausbeſſerungs⸗ und Inſtandhaltungsarbeiten. 

Weiter ſind die Verhältniſſe verſchieden nach der geologiſchen Be⸗ 
ſchaffenheit der Zechen. Zu ſicheren Ergebniſſen kann man nur durch 
die iſolierende Methode kommen. Fruchtbar hat ſich die Unterſuchung 
der Betriebsgröße in Verbindung mit den geologiſchen Verhältniſſen ge⸗ 
zeigt. Bis zu einer gewiſſen Größe des Betriebs erhöht die Betriebs⸗ 
größe den Förderanteil, was durch Einzelunterſuchung zahlenmäßig feſt⸗ 
geſtellt wird. Durch räumliche und zeitliche Kombinierung mit den anderen 

Schmollers Jahr buch XLI 4. 36 


562 Beſprechungen [2242 


Bergbaurevieren, durch Unterſuchung des Einfluſſes der mafdinellen Hilfs⸗ 
mittel, der Abſatzmöglichkeit und des Leiſtungsaufwandes der Arbeiter 
kommt Pothmann zu dem Ergebnis, daß mit abnehmender Größe der 
zugrunde gelegten Einheiten die Aufſchlußmöglichkeit ſich erhöht. Am 
geeignetſten habe ſich eine iſolierende Zuſammenfaſſung nach Betrieben 
erwieſen. Mit ihrer Hilfe ſtellte er das Geſetz der Betriebsgrößen⸗ 
wirkung auf den Förderanteil innerhalb der drei wichtigſten geologiſchen 
Horizonte auf und bietet dadurch ſowohl einen zahlenmäßigen Anhalt 
für die Wirkſamkeit der Betriebsgröße als auch der wichtigſten geo⸗ 
logiſchen Beſtimmungsgründe. 

Ferner wurde der Arbeitsleiſtungsaufwand durch den Zuzug berg⸗ 
fremder Arbeiter aus Polen, Galizien und Italien geſenkt. Die Zu⸗ 
weiſung beſſerer Gedinge an dieſe bergfremden Arbeiter, um ihnen einen 
gewiſſen Mindeſtlohn zu ſichern, veranlaßte die heimiſchen Arbeiter, mit 
ihrer Arbeitsleiſtung zurückzuhalten, weil ſie von ihnen als ungerechte 
Hintanſetzung empfunden wird, was Pothmann wirtſchaftliche und pſycho⸗ 
logiſche Gründe nennt. 

Unter Zuſammenfaſſung der ermittelten Einzelreſultate läßt ſich über 
die ſeit 1888 fallende Tendenz der Förderanteilsziffern im Ruhrbergbau 
folgendes ſagen: Es haben ſeit 1888 eine Anzahl ſteigernder und ſenkender 
Kräfte auf den Förderanteil eingewirkt; erſtere beſtanden im weſentlichen 
in einer erhöhten Gunſt der Lagerung, die auch dann noch beſtehen 
bleibt, wenn man die ungünſtigen Wirkungen der im Norden an⸗ 
getroffenen Lagerung von den günſtigen in Abzug bringt, in einer 
weiteren Dienſtbarmachung maſchineller Hilfskräfte, in verbeſſerter Abbau⸗ 
methode und in einer bedeutenden Vergrößerung der Betriebe. 

Die durch dieſe Kräfte hervorgerufene Steigerung wurde aufgehoben 
und in das Gegenteil verwandelt durch noch intenſiwere Einwirkungen 
ſenkender Art. Als ſolche kommen in erſter Linie in Frage ein um 
etwa 15% verminderter Anteil der Klaſſe I (der bei der Kohlen⸗ 
gewinnung unmittelbar beſchäftigten Arbeiter) an der Geſamtbelegſchaft, 
eine Minderung der Abſatzmöglichkeit und ein aus verſchiedenen Urſachen 
ſich ergebendes Sinken des vom Arbeiter hergegebenen Leiſtungsaufwandes. 

Eine Unterſuchung der Bedeutung des Förderanteils für die Wirt⸗ 
ſchaftlichkeit der Bergbaubetriebe, der geologiſchen Faktoren und der 
maſchinellen Hilfsmittel für die Steigerungsmöglichkeiten des Förder⸗ 
anteils ſowie der Steigerungs fähigkeit des Leiſtungsaufwandes der 
Arbeiter führt den Verfaſſer zu dem Ergebnis, daß der Ruhrbezirk die 
für die Zukunft zu erwartende Steigerung der Unkoſten durch eine noch 
größere Steigerung des Förderanteils ausgleichen muß, wenn die Rens 
tabilität keine Einbuße erleiden ſoll. 

Für dieſe Steigerung kommt an ſachlichen Faktoren in erſter Linie 
in Frage: Die Betriebsgröße, ſoweit dieſe ihre günſtigſte Stufe noch 
nicht erreicht hat; auf maſchinellem Gebiet iſt es in der Hauptſache eine 
zweckmäßige Umgeſtaltung der Hauptſchachtförderung und Schaffung einer 
brauchbaren Schrämmaſchine für den Abbau; auf verkehrstechniſchem 
Gebiet iſt eine Steigerung von einer wirkſamen Bekämpfung des 
Wagenmangels zu erwarten. 
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Eine Nachprüfung der perſönlichen Seite des Leiſtungsprozeſſes er⸗ 
gab als Reſultat die Unmöglichkeit der Übertragung des neuerdings in 
Fabrikbetrieben eingeführten Taylorſyſtems auf bergmänniſche Verhältniſſe. 

Als in vieler Hinſicht auf den Leiſtungsertrag günſtig mirkend 
wurde eine Neuorganiſation der unteren techniſchen Beamtenſchaft 
erkannt. 

Insgeſamt müſſen die Ausſichten für eine Steigerung des Förder⸗ 
anteils als recht beſcheiden bezeichnet werden. 

Zur Steigerung des Leiſtungsaufwandes der Arbeiter ſchlägt der 
Verfaſſer vor, der Unternehmer ſolle die Lebenshaltung des Arbeiters 
beeinfluſſen durch die Gewährung eines angemeſſenen Reallohnes, die 
durch einen planmäßigen Ausbau der Wohlfahrtseinrichtungen vermittelt 
wird. Die dieſem Plane von den Arbeitern, die ſich keine Wohltaten 
aufdrängen und ihre Freizügigkeit nicht beſchränken laſſen wollen, ent⸗ 
gegengeſetzten Schwierigkeiten berührt Pothmann mit keinem Worte. 

Die Arbeitsleiſtung der Bergarbeiter iſt aus dem ſie beeinfluſſenden 
Tatſachenbündel nicht genügend iſoliert, daß daraus der zwingende 
Schluß gezogen werden könnte, das ſonſt allgemein gültige Geſetz, wo⸗ 
nach hoher Lohn und kurze Arbeitszeit die höchſte Arbeitsleiſtung er⸗ 
geben, erleide im Bergbau oder im beſonderen bei den Kohlenhauern 
eine Ausnahme. 

Die Schrift nimmt den Standpunkt der Unternehmer mit großer 
Sachkunde und Sachlichkeit wahr, wird aber dem Wohl und Wehe der 
Arbeiter nicht gerecht. Die überſichtliche und knappe Darſtellung einer 
großen Fülle von Tatſachen und ihre Einordnung unter große ent⸗ 
ſcheidende Geſichtspunkte macht die kleine Schrift ſehr wertvoll. 

Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Wolf, Gertraud: Der Frauenerwerb in den Hauptkultur⸗ 
ſtaaten. Nach amtlichen ftatiftifden Quellen. München 1916, 
C. H. Beckſche Verlagsbuchhandlung, Oskar Beck. Ler.-8%. XI u. 
258 S. Geh. 8 Mk. 


Die vorliegende Unterſuchung umfaßt für die einzelnen Länder die 
letzten 25— 35 Jahre, alſo jenen Zeitabſchnitt, der infolge der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Umwälzungen die einſchneidendſten Veränderungen auf 
dem Gebiete des Frauenerwerbs bewirkte. Vorausgeſchickt wurde eine 
Klarlegung und Würdigung der ſtatiſtiſchen Methoden, ſoweit dieſe aus 
den amtlichen Veröffentlichungen erſichtlich ſind. Bei der Betrachtung 
der einzelnen Länder erfolgte die Behandlung des Stoffes nach möglichſt 
einheitlichen Geſichtspunkten. 

Ein genaues ſtatiſtiſches Erfaſſen der Frauenberufsarbeit ſcheint ein 
ſich immer ſtärker fühlbar machendes Erfordernis aller ziviliſierten Länder 
zu ſein. So regte ſchon im Herbſt 1913 auf dem Kongreß des Inter⸗ 
nationalen Statiſtiſchen Inſtituts in Wien der Direktor des Kgl. Bayeri⸗ 
ſchen Statiſtiſchen Landesamts, Zahn, im Anſchluß an ſeinen Vortrag 
„Die Frau im Erwerbsleben der Haupttulturftaaten” die Gründung 
einer Kommiſſion an, die ſich mit einer international vergleichenden 
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Statiſtik der weiblichen Erwerbstätigkeit befaſſen ſollte. Auch beſchloß 
das Inſtitut, die ſtatiſtiſchen Amter der verſchiedenen Staaten zu erſuchen, 
die auf das weibliche Geſchlecht bezüglichen Nachweiſe eingehender als 
bisher herauszuarbeiten. Die Reſultate ſtehen noch aus. Daß der Wunſch 
nach einer möglichſt genauen Feſtſtellung der weiblichen Berufstätigkeit 
auch die weiteſten Frauenkreiſe beſeelt, bewies die Generalverſammlung 
des „Internationalen Frauenbundes“ in Rom im Mai 1914. Hier wurde 
auf Antrag des Bundes franzöſiſcher Frauenvereine eine ſtändige Kom⸗ 
miſſion für Frauenberufsfragen, in welcher Deutſchland den Vorſitz er⸗ 
hielt, gegründet. 

In der Einleitung werden die Methoden der amtlichen Zählungen 
zur Feſtſtellung des Berufs und Nebenberufs erörtert, und es wird be⸗ 
dauert, daß die Arbeiterfrau als Hausfrau in den amtlichen Zählungen 
nicht erfaßt wird und auch ſonſt die Erfaſſung des Berufs der Frauen 
in den einzelnen Zählungen, ja innerhalb derſelben Zählung durch ver⸗ 
ſchiedene Zähler ungleichmäßig und verſchieden, daher alſo unzuverläſſig 
iſt. Wegen des Beſtrebens, die Zählungen den veränderten wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen anzupaſſen, ſind auch die verſchiedenen Zählungen 
desſelben Landes nur mit großer Vorſicht miteinander vergleichbar. 

Weiter ſind die Zählungen der einzelnen Länder miteinander oft 
nicht vergleichbar, weil die Erhebungsgrundſätze verſchieden find oder ſich 
geändert haben. Es wird daher mit Recht vor dem Vergleich von 
Zahlen gewarnt, bei denen man nicht genau die Methoden geprüft hat, 
mittels deren ſie erlangt worden ſind. 

Obgleich verſchiedene internationale ſtatiſtiſche Kongreſſe die Ver⸗ 
einheitlichung der Berufszählungen empfohlen haben, beſteht international 
die größte Mannigfaltigkeit, die internationale Vergleiche nur mit Vor⸗ 
behalt zuläſſig erſcheinen läßt. Die Abweichungen der einzelnen Länder 
in den wichtigſten Geſichtspunkten wie Alter, Familienſtand, Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Erwerbstätigen und Unterhaltenen werden überſichtlich 
vergleichend dargeſtellt. 

Im Deutſchen Reich hat ſich bei der Zählung von 1907 gegen⸗ 
über der von 1895 die Erfaſſung der erwerbstätigen Hausfrauen formal 
ſo ſtark geändert, ohne daß dem eine wirkliche Anderung der Art der 
Berufsarbeit gegenüberſtünde, daß der Vergleich dieſer Zahlen wenig 
Wert hat. Es werden die Zahlen der Zählung von 1882, 1895 und 
1907 für den Haupt⸗ und Nebenberuf, die ſoziale Gliederung, die 
Altersgliederung und den Familienſtand wiedergegeben und auch die Er⸗ 
hebungen der Gewerbeaufſichtsbeamten verwendet. Vermißt habe ich 
neben den Nachweiſungen der einzelnen durch Frauen ſtark befetten 
Berufe, die auch für die übrigen Länder gegeben werden, die Nach⸗ 
weiſung der in der Heimarbeit beſchäftigten Frauen. Auch der Frauen⸗ 
überſchuß wird unterſucht. Die Heimarbeit iſt ja bekanntlich für 
verheiratete Frauen und Witwen mit Kindern von ganz beſonderer Be⸗ 
deutung. 

Im II. Teil wird der Frauenerwerb in folgenden Ländern behandelt: 
Deutſchland, Oſterreich, Ungarn, Schweiz, Frankreich, Italien, Belgien, 
Niederlande, Dänemark, Schweden, Norwegen, England, Schottland, Ir⸗ 
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land, Rußland, Vereinigte Staaten von Amerika, Auſtralien, Neuſeeland, 
Indien und Südafrikanifche Union. Ä 

Im III. Teil werden internationale Entwicklungsrichtungen heraus⸗ 
gearbeitet für Berufsabteilungen und arten, die Stellung im Beruf, die 
Wechſelbeziehungen zwiſchen Alter, Familienſtand und weiblicher Erwerbs⸗ 
arbeit und endlich für den Frauenüberſchuß. Dieſe internationalen Ver⸗ 
gleiche laſſen ſich nur für eine enger abgegrenzte Zahl von Ländern 
durchführen. 

Vermißt habe ich ſowohl im Literaturverzeichnis wie im Text die 
belgiſche Berufszählumg vom 1. Oktober 1896, über die ich in Band 27 
dieſes Jahrbuches, Heft 2, S. 295 — 33 eingehend berichtet habe, 
ſowie auch die letzte italieniſche Gewerbezählung, über die ich im All⸗ 
gemeinen Statiſtiſchen Archiv berichtet habe. 

Es iſt namentlich zu begrüßen, daß das ſchwer zugängliche ſtatiſtiſche 

Material der überſeeiſchen Länder, das in den Kolonialländern und in 
Indien hinſichtlich der Frauenarbeit ganz bedeutende Abweichungen von 
europäiſchen Verhältniſſen zeigt, geſammelt und nach einheitlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten dargeſtellt iſt. 
Die Schrift hält ſich erfreulicherweiſe frei von den einſeitigen Be⸗ 
ſtrebungen der Frauenrechtler und ſucht nur die Tatſachen zu erfaſſen 
und objektiv darzuſtellen. Die Verfaſſerin hat ihren fdwierigen und 
umfangreichen Stoff vollſtändig beherrſcht, ſo daß die Schrift als brauch⸗ 
barer Beitrag zur Feſtſtellung der Tatſachen über die Erwerbstätigkeit 
der Frauen begrüßt werden kann. 

Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Siemering, Hertha: Fortſchritte der deutſchen Jugend⸗ 
pflege von 1913 bis 1916. (Fortſchritte des Kinderſchutzes 
und der Jugendfürſorge. Vierteljahrsheft des Archivs deutſcher Be⸗ 
rufsvormünder, herausg. von Chr. J. Klumker, 2. Jahrgang, 
Heft ge Berlin 1916, Julius Springer. gr. 8°. 61 S. Geb. 
2,40 Mk. 


Siemering gibt im erſten Hauptabſchnitte einen Überblick über die 
Friedensarbeit der Jugendpflege in der Zeit von 1913—1916. Über 
den Einfluß des Krieges bemerkt ſie: „Die deutſche Jugendpflege des 
letzten Friedensjahres ſteht weſentlich im Zeichen des Ausbaues der 
Vereinsarbeit wie der dieſe überbauenden ſtaatlichen Organiſation. Der 
Krieg hemmte manches, zerſtörte einiges von der beſtehenden Arbeit, vieles 
andere konnte er in der geſunden Entwicklung nicht behindern. Neues 
zwang er durch ſeinen Geiſt wie durch die von ihm geſchaffenen Be⸗ 
dürfniſſe und Notſtände der Jugendpflege auf. Keime heilſamer Kritik 
und Selbſtkritik, die in friedlichen Zeiten vielleicht noch eine Weile unter 
der laſtenden Decke der Überlieferung geſchlummert hätten, riß er zu 
raſcher Entfaltung empor. Der begeiſterte Wille zum Guten und zum 
nationalen Leben führt auch dic Jugendpflege dazu, ihre alten Arbeits⸗ 
mittel und Methoden aufs neue zu prüfen, und ſie fragt ſich mit Ernſt, 
ob ſie zureichen werden, um in der Erzieherarbeit an den Heranwachſenden 
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das zu leiften, was wir im Hinblick auf die Zukunft unſeres Volkes 
wie auf ſeine Stellung in der Welt ſozialpädagogiſch leiſten müſſen.“ 

Der preußiſche Staat hat die Jugendpflegearbeit durch Unterſtützung 
und Förderung der Mädchenvereine gefördert. Der Jugendpflegefonds, 
der 1911 mit 1½½ Mill. Mk. ausgeworſen worden war, wurde auf 
3½ Mill. Mk. erhöht. Es wurde vom Staat eine Haftpflidt- und 
Uufallverſicherung abgeſchloſſen. Die Grenze zwiſchen den preußiſchen 
Jugendpflegeausſchüſſen und dem Jungdeutſchlandbund wurde reguliert. 
In München wurde vom Inſtitut für ſoziale Arbeit ein Ortsausſchuß 
für die Pflege der weiblichen Jugend gegründet und ein Geſuch um 
ftaatlide Unterſtützung eingereicht, wodurch die Sache im Landtag zur 
Sprache kam. Der ſächſiſche Landesausſchuß für Jugendpflege wirkt in 
der feſteren Form eines das ganze Land überſpannendes Vereins. Seinen 
Ortsausſchüſſen ſtanden 1915 373 Jugendheime und 445 Spielplätze 
(gegen urſprünglich 170 und 219) zur Verfügung. 2990 Ortsausſchüſſe 
veranſtalteten Wanderungen männlicher Jugend. An der Spitze ſteht 
ein Landesausſchuß von Praktikern. Auch in Elſaß⸗Lothringen, einigen 
thüringiſchen Staaten und Hamburg hatte man vor Kriegsausbruch be⸗ 
gonnen, die Jugendpflege nach preußiſchem Muſter durch den Staat zu 
ördern. 


Verſchiedene Gemeinden ſchufen Jugendämter, Jugendheime und 
Spielplätze. Der Zentralausſchuß für Volks- und Jugendſpiele regt die 
Tätigkeit der Gemeinden auf dieſem Gebiete an. Die Zentralſtelle für 
Volkswohlfahrt bildet einen Mittelpunkt für Auskünfte, den Austauſch 
von Meinungen und Erfahrungen und veranſtaltet regelmäßig wieder⸗ 
kehrende Konferenzen praktiſcher Jugendpfleger. Sie gibt den „Ratgeber 
für Jugendvereinigungen“ heraus. 

Die evangeliſche Kirche denkt daran, die bisher freie konfeſſionelle 
Arbeit zur kirchlichen Angelegenheit zu machen. Rührig iſt insbeſondere 
der Kreis der Inneren Miſſion. Für das nördliche Berlin iſt ein Jugend⸗ 
paſtor angeſtellt worden. In Württemberg iſt das Amt des Jugendpaſtors 
ſchon alt. 

Der Verkirchlichung der Jugendpflege ſteht erſtens das Bedenken 
entgegen, daß gelegentlich ein recht ungeeigneter Menſch durch die mit 
ſeiner Berufsſtellung verbundene Nötigung in die Jugendpflege hinein⸗ 
kommt, und zweitens das natürliche Unabhängigkeitsſtreben der alten 
Organisationen. 

„Im katholiſchen Lager“ iſt die Jugendpflege faſt durchgängig ein 
Teil der ſeelſorgeriſchen Tätigkeit der Pfarreien. Auch die Schule be⸗ 
müht ſich um die Jugendpflege; die Fortbildungsſchullehrer beklagen ſich 
häufig, daß die Jugendpflege ihre Kreiſe ſtöre. Die Praktiker der 
Jugendpflege erheben aber die Forderung, die Fortbildungsſchule aus⸗ 
zubauen und ſtehen auch ſonſt der Fortbildungsſchule wohlwollend gegen⸗ 
über. Die Reibungen zwiſchen Schule und Jugendpflege ſcheinen mir, 
worauf übrigens Siemering nicht verweiſt, davon herzurühren, daß die 
Geiſtlichkeit ihre Aufſichtsrechte über die Schule auszudehnen, die Lehrer⸗ 
ſchaft aber ſie einzuſchränken beſtrebt iſt. 

Die Jugendpflege kann allein mit ehrenamtlichen Arbeitskräften nicht 
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mehr auskommen. Die Ausbildung hauptamtlicher Jugendpfleger wird 
von den Praktikern lebhaft erörtert. Für die Ausbildung der ehren⸗ 
amtlichen Jugendpfleger werden zahlreiche Unterrichtskurſe veranſtaltet. 
In Preußen werden nebenamtliche Kreis⸗ und Bezirksjugendpfleger und 
-pflegerinnen beſchäftigt. Sie haben auf ein friedliches Zuſammenarbeiten 
der verſchiedenen Vereinigungen hinzuwirken. 

In dem Abſchnitt über den Ausbau der Jugendarbeit im allgemeinen 
wird über die Literatur dieſes Gebietes berichtet. Hervorheben möchte 
auch ich die ausgezeichneten Schriften von Walther Claſſen und dem Berliner 
Paſtor Dehn, insbeſondere Dehns „Proletarierjugend“ (Berlin-⸗Lichter⸗ 
felde 1912, K. G. Th. Scheffler), der zeigt, wie weitgehendes ſoziales 
Verſtändnis ſehr wohl mit wahrem Chriſtentum vereinbar iſt. Insbeſondere 
auch mit der Seelenkunde und der ſtaatsbürgerlichen Erziehung der 
Jugendlichen hat ſich dieſes Schrifttum in letzter Zeit beſchäftigt. Weiter 
wird hier die erfreuliche Entwicklung der Jugendheime und der Wander⸗ 
herbergen behandelt. 

In dem V. Abſchnitt „Ausbau der Jugendvereinsarbeit im be⸗ 
ſonderen“, d. h. innerhalb der einzelnen Organiſationen, wird nun gezeigt, 
wie die ſtaatliche Förderung den einzelnen Organiſationen zugute ge⸗ 
kommen iſt, wie ſich die evangeliſche, katholiſche und jüdiſche Kirche dieſer 
Organiſationen angenommen haben. Es werden die Bemühungen der 
Vereine zur körperlichen Ausbildung, des Jungdeutſchlandbundes, der 
Sportvereine und der ſozialiſtiſchen Jugendpflege mit gleicher Unparteilichkeit 
geſchildert und die Einwirkungen des ganzen auf die Arbeit der Jugend⸗ 
pflegeorganiſationen erörtert. Als neue Erſcheinungen auf unſerem Gebiet, 
d. h. neu als Mitarbeiter in der Jugendpflege, ſind ſchließlich zwei 
Gruppen von Berufsorganiſationen zu nennen, die Verbände der kauf⸗ 
männiſchen Angeſtellten und die Gewerkſchaften, ferner die freideutſche 
Jugend mit ihren wichtigſten Wurzeln, den Wandervögeln, und die ihnen, 
ſoweit unſere Arbeit in Frage kommt, alſo praktiſch, verwandte ſozial⸗ 
ſtudentiſche Bewegung, endlich der vaterländiſche Frauenverein. 

Der Schlußabſchnitt iſt der Kriegsarbeit der Jugendpflege und der 
Jugendpflege während des Krieges gewidmet. Die eigentliche Kriegsarbeit 
in der Jugendpflege erſtreckte ſich innerhalb der Vereine einerſeits auf 
kleine Hilfeleiſtungen der Mitglieder, Hilfeleiſtungen der Art, wie ſie 
überall zu verzeichnen ſind, in der Sammlung und Herſtellung von Liebes⸗ 
gaben, in der tätigen Unterſtützung hilfsbedürftiger Familien, Unterſtützung 
ferner der öffentlichen Kriegswohlfahrtspflege durch Botendienſte und 
dergleichen mehr. Kriegsarbeit auch leiſtete die Jugendpflege, indem ſie 
ihre Organiſationen in den Dienſt öffentlicher Aufgaben ſtellte, ſo in den 
der Aufklärung breiter Volksſchichten über die Notwendigkeit veränderter 
und ſparſamer Führung der Hauswirtſchaft. Unendlich viele Vorträge 
ſind zu dieſem Zweck in Jugendvereinen gehalten worden. Koch⸗ und 
Einmachkurſe veranſtalteten die Mädchenvereine. 

Die mit den beſtehenden Arbeitsnachweiſen verbundenen Kriegstag⸗ 
heime für ſchulentlaſſene arbeitsloſe Mädchen, die die Not des Krieges 
erzeugt hat, haben der Jugendpflege erſt neue Schichten zugeführt, die 
ihr bisher unzugänglich geweſen waren. Auch bei beſchäftigungsloſen 
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Burſchen konnten Erfolge erreicht werden. Schließlich wird die ſchwierige 
Frage der militäriſchen Vorbereitung der Jugend ausführlich und gründlich 
erörtert. 
Der ausführliche Bericht gibt eine überaus ſachliche und unparteiiſche 
Darſtellung der zahlreichen Bemühungen von Staat, Gemeinden und 
anderen öffentlichen Körperſchaften und insbeſondere auch privater Organi⸗ 
ſationen um die Jugendpflege. Er zeigt, wie hier in ſtiller, unaufdringlicher 
Arbeit für das Beſte, das wir haben, für unſere Jugend, geſorgt wird. 
Berlin⸗Mariendorf Cl. Heiß 


Potlippton, Alfred: Das Türkiſche Reich. Eine geographifge 

Überfiht. (Deutſche Orientbücherei, herausg. von Ernſt Jäckh, 
Nr. = Weimar 1915, Guftav Kiepenheuer. 8%. 100 ©. 
1,50 Mt. 


Alfred Philippſon, von Kaufe aus Geograph, ift in Wirklichkeit 
weit mehr als das. Das Fachſtudium bedeutet für ihn nicht, wie für 
ſo viele, eine Einkapſelung in die Spezialdiſziplin, ſondern nur die Ge⸗ 
winnung eines Geſichtswinkels, von dem aus er weite Gebiete der 
Wiſſenſchaft in ihrem inneren Zuſammenhang überfhaut. Die Geo⸗ 
graphie iſt ihm, ich möchte ſagen, wie jenem Helden der Sage, die Erde, 
die er unbedingt berührt haben muß, um ſeine beſten Kräfte entfalten 
zu können. Auf dieſer Grundlage bauen ſich aber dann weiter Unter⸗ 
ſuchungen über Geologie und Morphologie, Pflanzen⸗ und Tierkunde, 
Wirtſchafts⸗ und Geſellſchaftslehre auf, die alle zum Bereiche ſeiner 
Forſchungen gehören und darin einen mehr oder weniger breiten Raum 
einnehmen. b 

Auch die hier zur Beſprechung gelangende Schrift iſt der gleichen 
Art. „Eine geographiſche Überſicht“ ſchöpft keineswegs den vollen In⸗ 
halt aus, charakteriſiert vielmehr nur den Ausgangspunkt des Verfaſſers, 
von dem dieſer uns dann einen Geſamtüberblick über die wichtigſten 
Fragen im ſozialen Leben der Türkei bietet. 

Problemſtellungen dieſer Art heiſchen, zumal wenn ſie praktiſchen 
Zwecken dienſtbar gemacht werden ſollen, neben der deſkriptiven Dar⸗ 
legung auch eine wertende Betrachtungsweiſe. Philippſon wirft daher 
gleich die Frage nach dem „Gewicht“ des Türkiſchen Reiches in der 
Weltgeſchichte und der Weltwirtſchaft auf. Eine Antwort auf dieſe 
Frage vermag nach ſeiner Anſicht nur eine genaue Kenntnis des kultu⸗ 
rellen und wirtſchaftlichen Zuſtandes des Landes zu geben. Da indeſſen 
die Grundlagen wie die Entwicklungsmöglichkeiten aller menſchlichen Kultur 
und Wirtſchaft eines Landes durch deſſen Weltlage, natürliche Be⸗ 
ſchaffenheit und die Art ſeiner Bewohner bedingt ſind, unterzieht der 
Verfaſſer dieſe drei Hauptfaktoren nacheinander einer ſorgfältigen 
Prüfung. 

Was nun die Weltlage des Osmanenkeiches anbetrifft, jo darf 
fie, ebenſo nach der Meer⸗ wie nach der Landſeite, als ausgeſprochene 
Zwiſchenlage bezeichnet werden, da der türkiſche Staat einerſeits 
zwiſchen Mittelmeer, Schwarzem Meer, Indiſchem Ozean, anderſeits 
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zwiſchen den drei Erdteilen Aſien, Afrika, Europa, ſpezieller zwiſchen 

Iran, Südarabien, Agypten, Kaukaſien, dem ruſſiſchen Flachland, der 
Balkanhalbinſel, Griechenland gelagert erſcheint. „Dieſe Zwiſchenlage iſt 
für die hiſtoriſche Bedeutung unſeres Gebietes grundlegend geweſen. 
Im Altertum bildeten die heutigen türkiſchen Länder den Durchgang für 
die wichtigſten Ströme des Welthandels: vom Indiſchen Ozean nach dem 
Mittelmeer durch Meſopotamien und durch Arabien nach Syrien und 
Agypten; ebenſo von Iran und Inneraſien durch Syrien und Kleinaſien 
zum Mittelmeer, Agäiſchen Meer, Europa; während der wichtige See⸗ 
verkehr vom Pontus nach dem Mittelmeer ſchon damals die Meerengen 
des Bosporus und Hellespont belebte.“ Und wie die Welthandels⸗ 
ſtraße, ſo war unſer Gebiet auch der Berührungspunkt, aber ebenſo nicht 
minder der Kampfſchauplatz abend» und morgenländ iſchen Kulturleben s. 
Alexander der Große und die Helleniſierung Vorderaſiens, die Aus⸗ 
breitung des Judentums und Chriſtentums von Paläſtina aus, die Aus⸗ 
breitung des Iſlam und feine Eroberung ganz Vorderaſiens im Kampf 
mit Byzanz, die vergeblichen Gegenſtöße des Abendlandes mit Hilfe der 
Kreuzzüge und die ſpätere Durchdringung dieſes Erdſtrichs und darüber 
hinaus durch europäiſche Kultur und Wirtſchaft — das ſind ſo einige 
der Hauptphaſen dieſes Ringens zwiſchen Orient und Okzident, das ſich 
durch die Jahrtauſende der Menſchheitsgeſchichte hindurch in dieſem 
Zbwiſchenlande abgeſpielt hat. Auch die Vorgänge der neueren Zeit, die 
die Türkei zum Gegenſtande politiſcher Kämpfe und Intrigen machten 
und ſie ſchließlich ſogar zur Teilnahme am Weltkrieg drängten, ſind 
Folgen dieſer Zwiſchenlage. „Die politiſche Zwiſchenlage der Türkei 
zwiſchen den widerſtrebenden Mächten an den Welthandelsſtraßen des 
Bosporus und des Roten Meeres hat den letzten, wirklich unabhängigen 
mohammedaniſchen Staat in die große blutige Abrechnung hinein⸗ 
gezogen.“ 

Es folgt dann eine nähere Schilderung der einzelnen Teile der 
Türkei, die der Verfaſſer in die drei Gebiete Kleinaſien und Armenien, 
Syrien und Meſopotamien und Arabien gliedert und geſondert behan⸗ 
delt, woran ſich einige Ausführungen über die dort vorkommenden 
Mineralien anſchließen. Wiewohl die Darlegungen in erſter Linie der 
phyſiſchen Beſchaffenheit des Landes gelten, fehlt es nicht an zahlreichen 
Betrachtungen über ihre Einwirkung auf Handel und Verkehr ſowie über 
die Einwirkung der Gewäſſer auf die Bewäſſerungswirtſchaft. Bisweilen 
unterlaufen dabei Bemerkungen, auf die vom wirtſchaftlichen Standpunkte 
aus man nicht genug aufmerkſam gemacht werden kann. So beiſpiels⸗ 
weiſe, wenn der Autor auf die Ebenen des weſtlichen Kleinaſien verweiſt, 
die ſich in günſtiger Verkehrslage befinden, dabei die produktivſten, dichteſt 
beſiedelten, reichſten Teile des Türkiſchen Reiches, ja ſogar die weſent⸗ 
lichſte materielle und finanzielle Stütze davon ſind. Dieſe Ebenen 
ſind durch ein wohlausgebautes, teils engliſches, teils franzöſiſches 
Eiſenbahnnetz aufgeſchloſſen und mit Smyrna, der größten und leb⸗ 
hafteſten Handelsſtadt des Türkiſchen Reiches mit 250 000 Einwohnern, 
unter denen die Griechen die erſte Stelle einnehmen, verbunden. Aber 
fie wurden von deutſcher Seite bisher allzuſehr vernach⸗ 
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läſſigt zugunſten der inneren Landſchaften an der Ana⸗ 
toliſchen und Bagdad⸗Bahn. 

In zwei weiteren Kapiteln werden dann vom Verfaſſer das 
„Klima“ und die „Folgen des Klimas“ behandelt, das nach Lage, 
Bau und Oberflächengeſtalt den nächſten großen geographiſchen Faktor 
bildet. Auch hierbei unterſcheidet er drei Haupttypen: das kontinentale 
Trockenklima im Innern, das Mittelmeerklima an den Küſten des 
Mittelmeeres, das pontiſch⸗thrakiſche Klima, im Übergang zum mittel⸗ 
europäiſchen, im Norden. Und wie fein weiß Philippſon all die Eigen⸗ 
heiten und Beſonderheiten der einzelnen Klimenzonen herauszuarbeiten 
und in lichtvoller Klarheit ſie uns vor Augen zu führen! Im Grunde 
bietet er uns gar keine ausſchließlich die Türkei betreffende Darſtellung. 
Was er uns gibt, iſt eine allgemeine Abhandlung — in einer Gründlichkeit, 
Genauigkeit und Sachlichkeit, wie man es nur bei ſo ſouveräner Be⸗ 
herrſchung der Materie zu geben vermag — über Fragen der Boden⸗ 
beſchaffenheit, der Küſtenbildung, der Verſalzung, der Bewäſſerung und 
deren Einfluß auf Anbau, Vegetation und Viehhaltung, wobei er dann 
jedesmal auf die Verhältniſſe im Osmanenreiche exemplifiziert. Dadurch 
gewinnen ſeine Ausführungen den Wert ſyſtematiſcher, exakt wiſſenſchaft⸗ 
licher Darlegung. Dies um ſo mehr, als er ſelbſt in der Anwendung 
ſich nicht mit der bloß kaſuiſtiſchen Betrachtung begnügt, ſondern dabei 
auch vielfach zu grundſätzlichen Erörterungen fortſchreitet. Außerſt inter⸗ 
eſſant ſind ſo zum Beiſpiel ſeine Bemerkungen über die Wechſelbeziehung 
von Nomadismus und Viehzucht und ſeine dabei geäußerten Bedenken 
gegen eine gewaltſame Unterdrückung des Nomadismus zugunſten des 
Anbaus. Mit Recht warnt er hierbei vor überſtürzten Reformverſuchen, 
da jede Überführung einer Weide in Ackerland noch lange keinen Fort⸗ 
ſchritt darſtellt und die durch die Seßhaftmachung der Beduinen ent⸗ 
ſtehenden Vorteile vielfach kaum die dadurch bedingten Nachteile aufzu⸗ 
wiegen vermögen. „Man muß immer bedenken,“ bemerkt er treffend, 
„daß man fid) hier nicht in einem Neuland, ſondern in einem Lande 
uralter Kultur, Tradition und Ausgeglichenheit befindet. Ein Stein 
aus dieſem alten Wirtſchaftsbau entfernt, kann oft ganze große Teile 
des Baues zum Einſturz bringen...“ 

In einem „Sonſtige Kulturverhältniſſe“ überſchriebenen Kapitel 
unterſucht weiter der Verfaſſer die für die Türkei immer brennender 
werdende Frage der Volksdichte und ſtreift hierauf kurz die Zuſtände 
in der Induſtrie ſowie im Verkehr. Ausgezeichnet iſt der „Die Völker“ 
betitelte Abſchnitt, worin auf knapp zehn Seiten das ganze Nationali⸗ 
tätenproblem in geradezu muſtergültiger Weiſe eine Behandlung erfährt. 
Es folgen ſchließlich noch zwei Kapitel, in denen „die wirtſchaftliche 
Lage der Türken“ (der Türken in engerem Sinne, nicht der anderen 
Nationalitäten im Osmanenreiche) geprüft und die Notwendigkeit einer 
ſorgfältigen „wiſſenſchaftlichen Erforſchung der Türkei“, zumal ſoweit 
dies den Deutſchen zur Aufgabe gemacht werden ſoll, dargetan wird. 

Die Philippſonſche Schrift zeichnet ſich nach Form und Inhalt 
gleicherweiſe durch eine überaus ſtraffe Konzeption aus: wie in ihrem 
architektoniſchen Aufbau ſich die Teile organiſch aneinanderfügen — 
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Weltlage, geographiſche Bedingungen, klimatiſche Einflüſſe, volkswirt⸗ 
ſchaftliche Zuſtände, ſoziologiſche Probleme, Aufgaben für die Zukunft —, 
ſo ſchließen ſich auch die Ausführungen im einzelnen zu einem in ſich 
abgerundeten Ganzen zuſammen. In allem zeigt ſich die ſichere Hand 
des Meiſters, der klare Blick des Gelehrten, das objektive Urteil des 
Forſchers. Wenn auch von Anfang an in den Dienſt praktiſcher Zwecke 
geſtellt, verläßt doch die Schrift in keinem Falle die Bahn wiſſenſchaft⸗ 
licher Reſerve, artet vor allem nie, auch nur andeutungsweiſe nicht, 
irgendwie zur Tendenzarbeit aus. Philippſon würdigt die hohe Auf⸗ 
gabe, die dem deutſchen Volke bei der Renaiſſancebewegung der Türken 
zugefallen iſt, eine Miſſion ebenſo geiſtiger wie praktiſcher Natur. „Es 
darf nicht länger hinausgeſchoben werden, daß Deutſchland nach einem 
großzügigen Plane, mit geeigneten Perſönlichkeiten und reichen Geld⸗ 
mitteln die wiſſenſchaftliche Erforſchung der Türkei in geographiſcher, 
naturwiſſenſchaftlicher, ethniſcher, wirtſchaftlicher Hinſicht in die Hand 
nimmt.“ Parallel damit müſſen Aktionen in die Wege geleitet werden, 
die eine Hebung der materiellen Lage der Türken zum Ziele haben. 
„Der militäriſchen und politiſchen Rettung der Türkei muß auch die 
wirtſchaftliche Rettung des türkiſchen Volkes aus ſeiner ungünſtigen Lage 
folgen. Und bei dieſer großen Aufgabe ſollte Deutſchland der Türkei 
ebenſo zur Seite ſtehen wie mit dem Schwerte.“ Allein bei allem 
Eifer, bei aller Hilfsfreudigkeit gilt es nie zu vergeſſen, daß es ſich um 
das Wohl der Türken handelt, deren Weſen geſchont, deren Eigenart 
gefördert werden ſoll. „Das Ziel liegt klar: die kulturelle und wirt⸗ 
ſchaftliche Kräftigung des national⸗türkiſchen Volkes und feine wirtſchaft⸗ 
liche Emanzipation von den Fremdvölkern. Alle Reformen können nur 
dann Erfolg haben, wenn eine türkiſche Volksſchule geſchaffen wird, in 
der die religiöſe und kulturelle Beſonderheit des türkiſchen Volkes und 
des Iſlam vereinigt wird mit den materiellen Erforderniſſen des mo⸗ 
dernen Lebens. Eine große und ſchwere Aufgabe, die nur durch 
verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten türkiſcher und 
deutſcher Kräfte gelöſt weden kann!“ ... So wirkt die Philipp⸗ 
ſonſche Schrift nicht nur belehrend und aufklärend, ſondern auch warnend 
und bremfend. Der unbeſtechliche Ernſt, das ſittliche Pathos, die über⸗ 
zeugende Kraft, mit denen alles vorgetragen wird, verfehlen in der Tat 
ihren Eindruck nicht. Ein Grund mehr, dem gehaltvollen, wahrhaft 
klaſſiſchen Buche ſtärkſte Verbreitung zu wünſchen. 
Berlin⸗Halenſee Alphons J. Sußnitzki 


Kranſe, Paul N.: Die Türkei. Mit 2 Karten im Text und auf 
1 Tafel. (Aus Natur und Geiſteswelt, Sammlung wiſſenſchaftlich⸗ 
gemeinverſtändlicher Darſtellungen, 469. Bändchen.) Leipzig und 
Berlin 1916, B. G. Teubner. 16°. 136 S. Geb. 1,25 Mk. 

„Seit Jahrhunderten führt der Orientale ein Leben für ſich, denkt 
er für ſich, berührt ihn der Weſten und ſein Weſen nur als eine Epiſode 
in der Erſcheinungen Flucht. Selbſt in Fällen, wo der Orientale durchaus 
offen zu ſprechen ſcheint, denkt er häufig nicht ein Wort von dem, was 
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er ſpricht. Nicht etwa aus Falſchheit, fondern weil feine Denkweiſe und 
die ſpezifiſche Art ſeiner Höflichkeit ihn lehren, bei der Unterhaltung mit 
Fremden ſich deren Denkweiſe anzupaſſen und in ihrem Sinne zu ſprechen. 
Wie wenige Europäer geben ſich hiervon Rechenſchaft! .. Die Un⸗ 
wiſſenheit, die man ſelbſt in Kreiſen der internationalen Intelligenz hin⸗ 
ſichtlich vieler orientaliſcher und insbeſondere türkiſcher Dinge noch jetzt 
gelegentlich antrifft, iſt eine beinahe unbegreifliche. . . Ich habe im 
Nachſtehenden mein Möglichſtes getan, neben einer zuverläſſigen und ge⸗ 
wiſſenhaften Schilderung des Landes und ſeiner Hilfsquellen auch der 
vielen vortrefflichen Eigenſchaften ſeiner Bewohner gerecht zu werden.“ 

In dieſen der Einleitung entnommenen Sätzen könnte man, un⸗ 
beſchadet ihrer etwas unbeholfenen Ausdrucksweiſe — aber gerade ihrer 
Unbeholfenheit wegen, weil weniger den Berufsſchriftſteller als den Prak⸗ 
tiker verratend, mir in dieſem Falle durchaus nicht unſympathiſch —, 
ſo eine Art Programm erblicken. Der Mann des praktiſchen Lebens 
ſpricht zu der großen Schar derer, die ſich über die Türkei orient ieren 
möchten. Er will ihnen keine Spezialforſchungen vortragen, will ihnen 
nicht über Fachſtudien Bericht erſtatten. Was er ſich als Ziel geſetzt hat, 
iſt, einem weiteren intereſſierten Publikum ein ſummariſches Bild von den 
wichtigſten Problemen in der Türkei zu bieten. 

Und ich muß ſagen, daß mir der Verſuch im großen und ganzen 
als recht gelungen erſcheint. Der Verfaſſer, der ein knappes Menſchen⸗ 
alter im Reiche des Halbmonds zugebracht und dabei ſogar ſechs Jahre 
dort im Staatsdienſte geſtanden hat, hatte hinlänglich Gelegenheit, ſich 
mit den Verhältniſſen in der Türkei vertraut zu machen. Als Ingenieur, 
der beruflich viel im Lande umherreiſen mußte, konnte er mannigfachen ⸗ 
orts und nach mancherlei Richtungen ſich umſehen. Freilich kam ihm 
dieſe Erſahrung vorwiegend bloß nach der negativen Seite zugute.: er 
wußte mit den Dingen reichlich Beſcheid, um in der Auswahl ſeiner 
Quellen genügend vorſichtig zu ſein. Auf dieſe Quellen ganz zu ver⸗ 
zichten oder ihre Benutzung auf ein Minimum zu beſchränken, vermochte 
er doch nicht, dazu war er nicht Geiſteswiſſenſchaftler genug. Denn was 
Krauſe ſich vorgenommen hat, iſt im Grunde nicht weniger, als uns 
einen Geſamtüberblick über ſo gut wie alle brennenden Fragen in der 
gegenwärtigen Türkei zu geben: von einer Überſicht über die Landes⸗ 
und Bevölkerungsfragen ausgehend, nach einem hiſtoriſchen Rückblick, 
zu einer Darſtellung des Verfaſſungs⸗ und Verwaltunglebens zu gelangen 
und dann, über eine Erörterung der Wirtſchaftsprobleme fortſchreitend, 
in eine Schilderung der materiellen und geiſtigen Kulturgüter einzutreten, 
um ſchließlich mit einem Ausblick in die Zukunft zu endigen. 

Was nun der Verfaſſer zur Bewältigung dieſer Aufgabe an Tat⸗ 
ſachen bietet, iſt im weſentlichen, bis auf geringfügige Irrtümer und un⸗ 
genaue Angaben, die im einzelnen anzuführen es ſich kaum verlohnt, 
durchaus anerkennenswert. Er ſtand eben, wie geſagt, durch eigene 
Anſchauung den Verhältniſſen zu nahe, um in der Benutzung ſeiner 
Hilfsmittel ſich nicht durch falſche, wenn auch ſehr verlockende Darſtellungen, 
wie man ſie gerade in bezug auf die Türkei jetzt ſo mannigfach findet, 
irreführen zu laſſen. Soweit er als Fachmann zu uns ſpricht, weiß 
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er ſicher mit ſelbſtändigen Urteilen aufzuwarten, die mindeſtens einer 
Nachprüfung wert ſind. So wenn er beiſpielsweiſe Kleinaſien die ihm 
viel nachgerühmte Bedeutung als Mineralgebiet zum guten Teil abſpricht. 
„Während der langen Jahre, in denen ich Anatolien in allen Richtungen 
durchſtreifte, habe ich den geologiſchen und mineralogiſchen Verhältniſſen 
des Landes ganz beſonderes Intereſſe gewidmet und habe auch auf ver⸗ 
ſchiedene Mineralien: Mangan, Chrom, Borazit, Kohle, Kupfer und Blei 
ſelbſt jahrelang geſchürft. Ich habe mir aber in dieſer Zeit nicht die 

berzeugung bilden können, als ſei Kleinaſien ein in bezug auf Mineral⸗ 
ſchätze beſonders reich ausgeſtattetes Land. Kleinaſien iſt zwar in einigen 
Teilen ſtark mineraliſiert, aber die Mineraliſierung iſt in zahlreiche, nur 
in ſeltenen Fällen abbauwürdige Aderchen zerſplittert. Anatolien ver⸗ 
dankt meiner Anſicht nach den Ruf ſeines Mineralreichtums in der Haupt⸗ 
ſache dem Altertum, wobei man ſich vor Augen halten ſollte, wie voll⸗ 
ſtändig ſich ſeit jenen Zeiten die den Wert beſtimmenden Verhältniſſe, 
nämlich einerſeits die Geſtehungskoſten und anderſeits die Kaufkraft der 
Metalle, geändert haben.“ Ich vermag nicht zu ſagen, inwieweit der 
Verfaſſer zu dieſem Urteil, vor allem in ſeiner generaliſierenden Form, 
berechtigt iſt. Praktiker ſind, wenn ſie zu theoretiſieren anfangen, vielfach 
die ſchlimmſten Theoretiker, weil ſie zu leicht dazu geneigt ſind, den 
Einzelfall zur typiſchen Erſcheinung zu erheben. Mit ſeiner Auffaſſung 
dürfte Krauſe ziemlich iſoliert daſtehen. Unſtreitig jedoch ſind ſolche 
Auslaſſungen eines Fachmannes beſonderer Beachtung wert, weswegen 
ich auch die Stelle zum Teil in Wortlaut gebracht und mich über die 
Frage etwas ausführlicher ausgelaſſen habe. 

Was hingegen der Verfaſſer in ſeinen allgemeinen Betrachtungen 
ausführt, macht ſchon mehr den Eindruck kompilatoriſcher Tätigkeit. 
Man wird häufig die Empfindung nicht los, daß er „in Literatur“ 
arbeitet, ohne aus eigenem zu geben. Es kommt hinzu, daß er 
— ein Mangel geiſteswiſſenſchaftlicher Schulung — nicht immer weiß, 
worauf es bei der Betrachtung der Dinge im Grunde ankommt und 
demgemäß in ſeiner Darſtellung nicht ſelten Weſentliches und Un⸗ 
weſentliches durcheinanderwirft. Daraus erklärt es ſich, daß einzelne 
Teile bisweilen an einer Überfülle von Einzeltatſachen leiden, während 
andere umgekehrt ſtarke Lücken in der ſyſtematiſchen Verarbeitung 
des Stoffes aufweiſen. Mit Recht hebt der Verfaſſer die ausſchlag⸗ 
gebende Bedeutung der Landwirtſchaft für die Türkei hervor. „Für 
mich“, ſchreibt er, „iſt von jeher die Pflugſchar das Sinnbild der Zukunft 
und der Auferſtehung Anatoliens und damit des Osmaniſchen Reiches 
geweſen.“ Und dennoch iſt weder von der Agrarverfaſſung noch vom Kredit⸗ 
weſen, das für die künftige Geſtaltung des Landwirtſchaftlebens in der 
Türkei von größter Wichtigkeit iſt, irgendwie die Rede. In dem Abſchnitt 
über die Bevölkerungsfrage werden die einzelnen Raſſen und Volksſtämme 
eingehend behandelt in dem Kapitel über Schulweſen jedoch erfahren 
zwar neben den türkiſchen Schulen auch die von den fremden Staaten in 
der Türkei gegründeten Schulen eine gewiſſe Berückſichtigung, hingegen 
wird das Schulwerk der anderen Volkselemente, das für die Geſtaltung 
des geiſtigen Lebens im Osmanenreich zum Teil von erheblicher Bedeutung 
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war, ganz unerwähnt gelaſſen; ebenfo werden in dem „der Sprache“ ge- 
widmeten Kapitel die türkiſche Sprache und die türkiſche Literatur beſprochen, 
ohne daß indeſſen auch das Kulturleben der anderen Nationalitäten eine 
Würdigung gefunden hätte. Auch ein tieferes Eingehen auf das Weſen 
und die Eigenart des Türken hätte ich gern geſehen. Nichtsdeſtoweniger 
halte ich die Krauſeſche Schrift als erſte Einführung in das Studium 
der Türkei für recht gut geeignet. 
Verlin⸗Halenſee Alphons J. Sußnitzki 


Waldecker, Ludwig: Reichseinheit und Reichsfinanzen. 
Nachdenkliche Kapitel für Juriſten und Nichtjuriſten über ein Problem 
deutſcher Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Tübingen 1916, 
J. C. L. Mohr (Paul Siebeck). 8%. IV n. 207 S. Geh. 5 Mk. 


Nach einleitenden Bemerkungen über die Problemſtellung, Abſchnitt 1, 
folgt in Abſchnitt 2 eine Erörterung über „Reichseinheit und Reichs⸗ 
finanzen in der Vergangenheit“, eigentlich die Erweiterung eines in der 
Berliner Juriſtiſchen Geſellſchaft am 11. Dezember 1915 gehaltenen 
Vortrages; im 3. Abſchnitt wird über „Reichseinheit und Reichsfinanzen 
in der Zukunft“ gehandelt. Die am 16. April 1916 abgeſchloſſene Arbeit 
will demnach ein Problem deutſcher Vergangenheit und Zukunft be⸗ 
ſprechen. Die Gegenwart bildet lediglich die Schwelle für das Zukunfts⸗ 
problem; der „Dreh⸗ und Angelpunkt“ iſt die deutſche Bewegung vom 
Auguſt 1914. ° 

Der Gedankengang des Verfaſſers ift folgender. Das „Deutfche 
Reich hat durch ſeine gewaltigen Leiſtungen auf militäriſchem, wirt⸗ 
ſchaftlichem und finanziellem Gebiet die Hoffnungen der Feinde auf 
das Hervorbrechen der zentrifugalen Kräfte im Reich und auf die Mängel 
ſeiner finanziellen Rüſtung zunichte gemacht. Die Urſache für ſeine 
Widerſtandsfähigkeit könnte in dem im Auguſt 1914 erwachten vater⸗ 
ländiſchen Pflichtgefühl gefunden werden. Wir müſſen aber weitergehend 
ſuchen, worauf ſich letzteres gründet. Den richtigen Weg zur Ergründung 
des tiefen Sinnes der deutſchen Bewegung vom Auguſt 1914 gibt das 
Kapitel der Finanzen (S. 1—8). Die Staatsfinanzen dürfen wir nicht 
bloß als Mittel für Zwecke betrachten, die ſelbſtändig für ſich beſtehen, 
ſondern „in Wahrheit beſtimmen die Mittel das Ob und Wie der Auf⸗ 
gabe“ (S. 9). Die Finanzfrage, d. h. die Frage der Beſchaffung der 
Mittel, iſt keine bloß materielle, ſondern in ihr verkörpert ſich die ganze 
Struktur des Staates (Machtſtaat, Anſtaltsſtaat, Sozialſtaat; mittel⸗ 
alterlicher Rechtsſtaat, Staatsgenoſſenſchaft). Im Deutſchen Reich kommt 
der dreigliedrige Aufbau hinzu (Staat, Gemeinde, Reich). Die dadurch 
notwendige Verknüpfung der Finanzen kann eine verſchiedene Bedeutung 
haben (ſtaatsrechtlich, völkerrechtlich; Rechtsverhältnis, Rechtsſubjekt; Uni⸗ 
tarismus, Föderalismus). In der Entwicklung der Reichs finanzen finden 
wir äußerlich einen Zickzackkurs, in Wahrheit bemerken wir aber einen 
Konſolidationsprozeß, welcher unter dem Einfluß der Idee von 1914 
immer mehr zum deutſchen Einheitsſtaat, Deutſches Reich geheißen, hin⸗ 
ſtrebt (S. 11— 24). 
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Das Deutſche Reich knüpft an zwei völkerrechtliche Vertrags⸗ 
verhältniſſe an, den Deutſchen Bund und den Deutſchen Zollverein. 
Durch die Vereinigung derſelben zum Deutſchen Reich wirkten ſowohl 
Bismarck als noch viel mehr der konſtituierende Reichstag in unitariſchem 
Sinn. Die weitere Entwicklung verlief ſcheinbar exzentriſch, das Ziel 
war die Entlaſtung der Gliedſtaaten; daher die Nebeneinanderſtellung 
von limitierten Reichsſteuern und Matrikularbeiträgen im Widerſpruch 
mit Art. 70 RV. Die Reichsfinanznot war eigentlich eine gliedſtaatliche 
Finanznot. Das Ergebnis iſt aber ein unitariſches. So iſt die Anleihe⸗ 
politik der typiſche Ausdruck des Einheitsgedankens mit ausgeſprochen 
zentripetalem Sinn. Ferner bedeuten die Überweiſungen lediglich die 
Überwälzung gliedſtaatlicher Finanzfragen auf das Reich als den finanziell 
ſtärkſten Verband. Gelegentlich des Abbaues der Frankenſteinſchen Klauſel 
kam es zu einer eigenartigen Verquickung der Reichs⸗ und Landesfinanzen 
ſowie der Kommunalfinanzen. Der höhere Verband greift autonom in 
die Finanzen der unter ihm ſtehenden Verbände ein und ordnet dieſelben 
einſeitig. Ein Zukunftsproblem wäre eine umfaſſende einheitliche Be⸗ 
ſteuerungsordnung für Reich, Gliedſtaaten und Kommunalverbände. Dem 
Verfaſſer ſchwebt wohl eine der Vereinheitlichung des bürgerlichen Rechts 
ähnliche Vereinheitlichung des Finanzrechts vor (S. 25 —81). 

In der Zukunft muß der Konſolidationsprozeß ſeinen Fortgang 
nehmen. Im Sinne der Idee von 1914 iſt der Ausbau der Genoſſen⸗ 
ſchaft im Staate erforderlich mit dem gegenſeitigen Vertrauen zwiſchen 
Führer und Geführten und der Betonung der Perſönlichkeit (S. 97 f.), 
und zwar nach der finanziellen und politiſchen Seite hin. Damit das Reich, 
die Einzelſtaaten und die Kommunalverbände die gewaltige Kriegslaſt tragen 
können, iſt eine Steigerung der Leiſtungsfähigkeit notwendig. Tatſächlich 
iſt nun durch den Krieg eine Minderung der nationalen Reproduktivkraft 
eingetreten, ſowohl was das Kapital als auch was die Rohſtoffe und die 
Arbeitskräfte anbelangt (S. 116 ff.). Die gewaltige finanzielle Laſt 
erfordert daher, daß die Kriegswirtſchaft wenigſtens eine Zeitlang auf 
die Friedenswirtſchaft übertragen werde. Die Neuordnung muß das 
Reich vornehmen; ſeine Hauptſtütze iſt das Kleinkapital. Die Löſung 
muß ſogleich in Angriff genommen werden; die finanzielle Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Gliedſtaaten und Kommunalverbände iſt zu ſchonen. Der 
Verfaſſer ſchlägt vor: Veredelte Matrikularbeiträge (Beſteuerung nach der 
Leiſtungsfähigkeit); neue ausreichende Einnahmsquellen in Form von 
Regaleinkünften durch eine Zwangsſyndizierung beſtimmter Erwerbszweige 
mit dem ausgeſprochenen Zweck der Ausbeutung der Geſamtheit zugunſten 
der Staatskaſſe (S. 154), und zwar im Anſchluß an die im Kriege 
geſchaffenen Einrichtungen durch Einführung namentlich von Handels- 
und Importmonopolen (S. 159 ff.) mit einem mutmaßlichen Jahres⸗ 
ertrage von 2 Milliarden Mk.; dazu Reichsſtempelabgaben und Reichs⸗ 
ſteuern, ſowie ein Erbrecht des Reiches (S. 168 f.) Im übrigen müßten 
die Gliedſtaaten Matrikularbeiträge zahlen (S. 169 f.) 

Das Finanzproblem der Zukunft erfordert ferner auf der Ausgabe⸗ 
ſeite Erſparniſſe und Konzentrationen, wobei das Reich den Weg zu 
weiſen hat: Vereinfachungen der Verwaltung durch Zweckverbände, Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaften, Eingemeindungen; Erſparniſſe durch gleichmäßige 
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Reduktion der perſönlichen Staats⸗ und Verbandsauslagen, viel befjer 
aber in Anknüpfung an die freiwilligen Dienſtleiſtungen im Kriege durch 
den Aufbau des Staates auf Grund des vaterländiſchen Pflichtbewußtſeins 
und Erweiterung des Gedankens der Genoſſenſchaftlichkeit. Daher empfiehlt 
er die Erſetzung des Berufsbeamtentums durch Selbſtverwaltungsorgane 
auf der unterſten Stufe des Staatsorganismus. Dieſer Übergang hätte 
wegen des Widerſtandes der Bureaukratie und der Einzelſtaaten nur 
allmählich zu geſchehen. Die Finanznot läßt hoffen, daß der Sieg des 
Geiſtes von 1914 geſichert iſt. 

Die Arbeit enthält eine Fülle anregender Bemerkungen und zeugt 
von der großen Beleſenheit des Verfaſſers. Stellenweiſe verliert er ſich 
aber in Erörterungen, die ihn von ſeinem Thema weit abführen. Auch 
läßt er ſich durch redneriſche Effekte über den Ernſt der berührten Fragen 
hinwegtäuſchen. Die Herausbildung des Genoſſenſchaftsgedankens in den 
künftigen Reichsfinanzen entbehrt zum Beiſpiel der Klarheit. Die Be⸗ 
tonung der Einheitsgedanken in der Reichsfinanzgeſchichte ſoll augen⸗ 
ſcheinlich nur auf den viel wichtigeren zweiten Teil vorbereiten, die 
Frage der künftigen Deckung des Reichsbedarfes. Die Anknüpfung an 
den „Geiſt von 1914“ iſt wohl allzu kräftig unterſtrichen. Es kommt 
für den Aufbau dauernder Einrichtungen nicht auf mehr oder weniger 
vorübergehende ethiſche oder moraliſche Aufwallungen und geiſtige 
Strömungen, ſondern auf reale Tendenzen an. Im Jahre 1914 dachte 
man an eine kurze Kriegsdauer. Wären die Ereigniſſe gemäß dem 
„Geiſte von 1914“ verlaufen, ſo wäre die große Frage der Reichs⸗ 
ſinanzen nicht ſo brennend geworden. Erſt die lange Dauer des Krieges 
hat die Finanzlaſt anwachſen laſſen. Daß das Reich die Laſt auf ſich 
nahm, hat ſeinen Grund nicht in der Strömung von 1914, ſondern in 
der viel älteren Reichsverfaſſung. Die im Kriege geſchaffenen Einrichtungen 
bieten dem Verfaſſer die Anknüpfungspunkte für ſein Zukunftsprogramm, 
Reichsmonopole und ein Zurückdrängen der Bureaukratie. Er folgt dem 
großen Beiſpiel Bismarcks, beſtehende Zuſtände in einen künftigen hinüber⸗ 
zuführen. Nur darf dieſe Nachahmung nicht ſchablonenhaft geſchehen. 

Viele Kriegseinrichtungen ſind nur auf den Krieg zugeſchnitten, 
ſo namentlich die Kriegsmittelbeſchaffung und zahlreiche ee 
leiftungen, und müſſen nach dem Kriege wegfallen. Die Übergangs 
wirtſchaft ſtellt neue, ganz andere Anforderungen, ſoll nicht die Not⸗ 
wendigkeit der Ergänzung gewiſſer Rohſtoffe aus dem Auslande zu 
Kapitalsabwanderungen führen. Die Liſte der vorgeſchlagenen Reichs⸗ 
monopole iſt daher ſehr reviſionsbedürftig, zumal der Verfaſſer die Lehren 
der Finanzwiſſenſchaft mit einer ganz ungerechtfertigten Geringſchätzung 
behandelt (S. 164 f.). Finanzwiſſenſchaft und Finanzrecht müſſen ſich 
in ihren Forſchungen gegenſeitig ergänzen. Stellenweiſe macht ſich ferner 
ein eigentümliches Schwanken in ſeinen Anſichten bemerkbar (S. 177). 
Endlich hat er auf die öſterreichiſchen Einrichtungen keine Rückſicht 
genommen, was bei dem Streben nach einem engen wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluß Mitteleuropas nötig geweſen wäre. Trotz dieſer Bedenken 
gegen die Vorſchläge des Verfaſſers iſt die Arbeit eine beachtenswerte 
und intereſſante finanz politiſche Studie. 

Prag Rudolf Schranil 
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Ruth, N.: Zur Verwaltungsreform. (Aus Theorie und Praxis, 
Sammlung gemeinverſtändlicher Darſtellungen, herausg. von R. Ruth.) 
Köln 1917, Th. Quos. kl. 8%. XX u. 182 S. Geb. 3 Mk. 


Daß eine Verwaltungsreform in Preußen bald kommen wird, liegt 
auf der Hand. Wie ſie ausfällt, iſt noch ungewiß. Wünſche und Mei⸗ 
nungen vorzutragen und zu begründen, iſt darum bei der gegenwärtigen 
Sachlage aller Beteiligten Recht und Pflicht. So weitgreifend die Wir⸗ 
kungen der kommenden Umgeſtaltungen vielleicht ſein mögen, ſo wenig 
umfangreich iſt doch bislang ihre Literatur, wenn man von der Flut 
der im Tagesgetriebe bald wieder verlorengehenden Zeitungsartikel ob, 
ſieht. Eine kleine Reihe von im einzelnen freilich zum Teil ſehr beacht⸗ 
lichen Arbeiten findet ſich in Zeitſchriften verſtreut. Beachtliche Arbeiten 
ſind auch die aus der Erfahrung und der Forderung der Praxis ge⸗ 
borenen Verlautbarungen der verſchiedenen Städtetage einerſeits, des 
Parlaments und der Staatsregierung anderſeits, aus deren vielfach 
widerſprechendem Chaos ſich immerhin allmählich gewiſſe Richtlinien 
herauszuſchälen beginnen. Neben der Vereinfachung des Geſchäftsganges 
bei den Behörden, zweckmäßigerer Verteilung der Arbeiten innerhalb der 
einzelnen Behörden und anderweitiger Regelung der Beamtenvorbildung 
tritt als weſentlichſtes Problem eine Dezentraliſation der Verwaltung 
unter gleichzeitigem Ausbau der Selbſtverwaltung immer mehr zutage. 
Schon die meiſten früheren Autoren, die ſich mit dieſen Fragen be⸗ 
ſchäftigt haben, wie Zedlitz, Lotz, Schwarz, von Arnſtedt u. a., 
fanden ſich in dem Vorſchlag zuſammen: Wegfall der Bezirks- 
regierungen in ihrer heutigen Form einerſeits, Ver- 
legung des Schwergewichts in die Provinzinſtanz und in 
die Kreisinſtanz anderſeits. 

Auf gleicher Grundlage bilden ſich auch die Gedankengänge Kuths. 
Dem Verfaſſer liegen als Generalſekretär des Verbandes Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſcher Gemeinden dieſe Dinge namentlich inſoweit am Herzen, als 
ſie die künftige Stellung der Landgemeinden angehen. Seine Arbeit 
darf um ſo mehr Intereſſe beanſpruchen, als aus dieſem Kreiſe bislang 
kaum in der Offentlichkeit zur ganzen Frage Stellung genommen iſt, 
außerdem hier der Verſuch gemacht wird, nebenher auch über die Einzel⸗ 
probleme hinaus einen Geſamtplan, wenn auch nur in knappen Umriſſen, 
zu geben. Obgleich dabei die ſtädtiſchen Intereſſen, namentlich die wich⸗ 
tigen Punkte bezüglich Einſchränkung des ſtaatlichen Aufſichtsrechts, 
etwas zu kurz kommen, ſo gibt das Buch doch einen guten Überblick 
über das Geſamtgebiet der behördlichen Umorganiſation und einen guten 
Einblick in die auch dem ſonſt Wohlunterrichteten weniger bekannten 
Teilfragen bezüglich der Landgemeinden. 

Im erſten Kapitel gibt eine Einleitung eine willkommene Dar⸗ 
ſtellung des Inhalts der bisherigen weſentlichen einſchlägigen Vorſchläge. 
Im zweiten Kapitel wird unter kurzer Erwähnung der Gründe Für und 
Wider für den Fortfall der Bezirksregierungen und für den Ausbau der 
Kreisinſtanz plädiert. Man wird gegen den Vorſchlag der Beſeitigung 
der Bezirksinſtanz mancherlei einwenden können; die geſchichtliche Ent⸗ 

Schmollers Jahrbuch XLI 4. 37 
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wicklung ſcheint mir nicht für, ſondern gegen ihn zu ſprechen. Eine 
Teilung einer Reihe von Provinzen und damit Erhebung einzelner Präſi⸗ 
denten zu Oberpräſidenten wäre unerläßlich, und damit würde das Ver⸗ 
fahren ſchließlich auf das gleiche hinauskommen, als wenn die Ober⸗ 
präſidenten befeitigt und eine Reihe von Regierungsbezirken zuſammen⸗ 
gelegt würde. Kuth freilich macht, um die anderenfalls allerdings zweifellos 
zu große Spannung zwiſchen der Provinz und dem Kreiſe zu beſeitigen, 
den Vorſchlag, gleichzeitig die Kreiſe zu vergrößern. Seine Aud 
führungen nach dieſer Richtung ſcheinen mir, unbekümmert darum, ob 
man in der Frage „Oberpräſidium oder Bezirksinſtanz“ ſeine Meinung 
teilt, ſehr beachtlich zu fein. Wenn man lieſt, daß von 487 preußiſchen 
Landkreiſen zum Beiſpiel nicht weniger als 75 weniger als 30 000 Cin 
wohner zählten, fo liegt auf der Hand, daß derartige Kreiskommunal⸗ 
verbände kein ausreichendes inneres Leben zu entfalten vermögen und 
die landrätliche Inſtanz kein genügendes Betätigungsfeld hat, es ſei denn 
zum Schaden der kommunalen Selbſtverwaltung. Aus der Vergrößerung 
der Kreiſe, die anderenfalls wiederum zur Folge hätte, daß die Spannung 
zwiſchen ihnen und den Landgemeinden zu groß wäre, wird dann in 
logiſcher Fortentwicklung die Notwendigkeit einer Vergrößerung der 
Gemeinden gefordert. 

Das dritte Kapitel, das dem „Unterbau auf dem Lande“ ge⸗ 
widmet iſt, bildet den Kern des Werks, und hier freue ich mich, mit 
dem Verfaſſer völlig einig zu gehen. Die Uneinheitlichkeit der gegen⸗ 
wärtigen Gemeindeverfaſſung in Preußen, die durchaus unzureichende 
Erledigung der Amtsgeſchäfte und der Mangel an jedem ausreichenden 
finanziellen Rückgrat bei einer Unzahl von Zwerggemeinden im Staat 
laſſen den Vorſchlag auf Ausdehnung des Rheiniſch⸗-⸗Weſt⸗ 
fäliſchen Syſtems des Bürgermeiſters und Amtsmanns, 
insbeſondere in ſeiner rheiniſchen Ausgeſtaltung, auf die ganze Mon⸗ 
archie als wohlbegründet erſcheinen. Mir ſind aus eigener Anſchauung 
die Verhältniſſe in der Landgemeindeverwaltung des Oſtens, Mittel⸗ 
deutſchlands und des Weſtens bekannt. Kein Zweifel, daß, von Aus: 
nahmeverhältniſſen, wo es ſich um Landgemeinden von ſtädtiſcher Größe 
handelt, ganz abgeſehen, nur die Bürgermeiſterverfaſſung mit ihrem 
Berufsbürgermeiſter an der Spitze und mit ihrer Zuſammenfaſſung einer 
Reihe von Gemeinden zu einem leiſtungsfähigen Ganzen auf die Dauer 
in der Lage ift, ein kommunales Leben zu entwickeln, was unter be 
tigen Verhältniſſen dieſen Namen verdient. Wer, ohne durch eigenartige 
politiſche Bedenken geblendet zu ſein, daran denkt, was in anderen Pro⸗ 
vinzen, wo ein kleiner Landwirt oder Handwerker als „Bürgermeiſter“ 
oder „Gemeindevorſteher“ regiert, geleiſtet oder richtiger nicht geleiſtet 
wird, muß dem recht geben. Wenn demgegenüber wiederholt darauf 
hingewieſen iſt, daß gerade die ehrenamtliche Wahrnehmung des Ge⸗ 
meindevorſteherpoſtens ein beſonderes, namentlich in England erprobtes 
Zeichen der Selbſtverwaltung bedeutet, fo fet darauf hingewieſen, daß 
gerade unlängſt von ſachkundiger engliſcher Seite (vgl. meine Beſprechung 
des Dawſonſchen Buches über deutſche Selbſtverwaltung in dieſem 
Jahrbuch XLI, 1917, S. 525) mit Entſchiedenheit und gutem Grunde 
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der Standpunkt vertreten wurde, daß in erſter Linie der Berufs⸗ 
bürgermeiſter es ſei, dem die deutſchen Kommunen (Dawſon ſpricht von 
Städten) ihren Aufſchwung vor den engliſchen zu verdanken haben. 
Daß in dieſem Zuſammenhang Kuth auch die Reformbedürftigkeit der 
gegenwärtigen Ernennung der rheiniſchen Landbürgermeiſter durch 
die Staatsregierung und ihres minderen Rechts hinſichtlich der Wähl⸗ 
barkeit in den Kreistag ſtreift, iſt verſtändlich. 

Was im vierten Abſchnitt über die Städte geſagt wird, iſt allzu 
knapp, als daß an dieſer Stelle darauf einzugehen wäre. In den 
nächſten beiden Kapiteln werden kurz die Fragen der Verwaltung, der 
Verfaſſung und des Laſtenausgleichs einerſeits, der Staatsaufſicht ander⸗ 
ſeits berührt. Wenig empfehlenswert ſcheint mir der an ſich ja logiſche 
Gedanke zu ſein, wie die Kreisinſtanz in der Verwaltung, ſo auch die 
Stellung des Kreisausſchuſſes in der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu ſtärken, 
unter Beſeitigung des Bezirksausſchuſſes, der durch ein Provinzial⸗ 
verwaltungsgericht erſetzt werden müßte. Die ſeitherige Wirkſamkeit der 
Kreisausſchüſſe ſpricht nicht dafür. Was an anderer Stelle über den 
überragenden Einfluß der Perſönlichkeit des Landrats in dieſem Gre⸗ 
mium geſagt wird, trifft auch hier zu, und was für eine Verwaltung 
nicht ohne weiteres ſchädlich ſein mag, kann für ein Gericht von 
erheblichem Schaden ſein. Wenn zum Schluß in überſichtlicher Weiſe 
eine ſyſtematiſche Aufſtellung des Behördenausbaues gegeben wird, ſo 
iſt dabei von beſonderem Intereſſe, daß hier wie an anderer Stelle des 
Buchs das öſterreichiſche Muſter der Statthalterei für die 
künftige Geſtaltung der Oberpräfidien aufs neue hervorgehoben wird. 
Vielleicht ein Hinweis darauf, daß überhaupt von der öſterreichiſchen 
Behördenverfaſſung und Kommunalverwaltung auch für unſere Verhält⸗ 
niſſe mehr zu lernen iſt, als gemeinhin angenommen wird. Größere 
Klärung nach dieſer Richtung hin zu ſchaffen, iſt nach den verdienſtvollen 
Vorarbeiten des Vereins für Sozialpolitik bekanntlich eine der Aufgaben 
der vor etwa Jahresfriſt ins Leben getretenen Reichsdeutſchen Waffen⸗ 
brüderlichen Vereinigung. 

Mit ganz beſonderer Liebe unterſucht Kuth gelegentlich (S. 118 ff.) 
die Frage nach der geeignetſten Art der Vorbildung für den ländlichen 
Berufsbürgermeiſter und legt dabei auf eine ſpeziell kommunalwiſſen⸗ 
ſchaftliche Heranbildung weſentlichen Wert, einen weiteren Ausbau der 
beſtehenden und künftigen kommunalen Hochſchulen wünſchend. Ihre 
Vermehrung wird vor der Hand nicht erforderlich ſein. Düſſeldorf 
und Köln haben die erſten Probejahre beſtanden. Ob und inwieweit 
aber beiſpielsweiſe die neue Detmolder Akademie für Verwaltungs⸗ 
wiſſenſchaften daneben noch ein Bedürfnis zu erfüllen berufen und in 
der Lage iſt, vermag ich nicht zu entſcheiden. Zu den einzelnen Vor⸗ 
ſchlägen Kuths hier Stellung zu nehmen, würde zu weit führen. 

Eine gewiſſenhafte Berichterſtattung kann nicht verſchweigen, daß hier 
und da ſich Eigentümlichkeiten in der Auffaſſung finden, die wohl nicht 
nur beim Berichterſtatter Anſtoß erregen werden. Ich rechne dazu den 
Vorſchlag auf Verleihung des Prafidententitels an die Leiter der ger, 
größerten Landkreiſe und deſſen Begründung (S. 61), die Anführung 
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höherer Gemeindeſteuerſätze in den öſtlichen gegenüber den weſtlichen 
Landgemeinden als Gegenbeweis gegenüber den Vorwürfen auf Ver⸗ 
teuerung der Verwaltung durch die Bürgermeiſtereiverfaſſung (ein ſolcher 
Vergleich iſt natürlich bei den völlig verſchiedenen Verhältniſſen ohne 
Beweiskraft) und anderes mehr. | 

Ein Druckfehler dürfte auf S. 39 Anm. vorliegen. 

Sterkrade Otto Moſt 


Gierke, Otto von: Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht. 
4. Band: Die Staats: und Korporationslehre der Neuzeit, durch⸗ 
geführt bis zur Mitte des 17., für das Naturrecht bis zum Beginn 
des 19. Jahrhunderts. Berlin 1913, Weidmannſche Buchhandlung. 
gr. 8°. LIV u. 568 S. Geh. 20 Mk. 


Aus dem Vorworte dieſes Bandes werden immer auf jeden Leſer, 
der Gierkes Deutſches Genoſſenſchaftsrecht in ſeiner ganzen Bedeutung zu 
erfaſſen verſteht, die Gefühle der Wehmut und des berechtigten Stolzes 
überſtrömen, die der große Verfaſſer als ſeine eigenen ſchlicht zu er⸗ 
greifendem Ausdruck bringt. Denn Gierke nimmt darin von ſeinem 
rieſigen Werke Abſchied. Er erzählt uns ein Stück ſeiner wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lebensgeſchichte und erklärt uns, weshalb das Werk ein Torſo 
bleiben mußte. 

Der Grund lag nicht im Schöpfer des Ganzen, nicht darin, daß 
der beim Beginn des Werkes jugendliche, von einer ungeheuren Kraft 
und Kühnheit erfüllte Mann etwa im Fortgange des Schaffens allmählich 
zu der Überzeugung gekommen wäre, die unternommene Leiſtung ginge 
über ſeine Kraft. Nein, von außen kam, ſozuſagen, das Hindernis. 
Sein Deutſches Genoſſenſchaftsrecht war ihm ja von jeher nicht Selbſt⸗ 
zweck; es war ihm nur ein großes Gebiet, auf dem deutſches Rechtsleben 
und Rechtsdenken zu ſeinem urſprünglichen Ausdrucke kam, heraufquellend 
aus dunklen, unergründlichen, aber darum um ſo unerſchütterlicheren, 
ſelbſtſicheren Tiefen. Und wie der ganze Entwicklungsgang der deutſchen, 
man kann ſagen: der neuzeitlichen Kultur Überhaupt inſofern tragiſch 
verläuft, als die ſtrahlende Geiſteserbſchaft der Antike deutlich bemerkbar 
alles aufkeimende Fühlen, Denken und Wollen der zweiten abendländiſchen 
Kulturblüte nachhaltig beeinflußt, ſie wohl vielfach bereichert und ihr die 
Entfaltung erleichtert, ſie aber auch oft von ihrem eigenen urſprünglichen 
Wege abdrängt und ihr unverarbeitet Fremdes in das eigene geiſtige 
Flechtwerk hineinſchiebt, fo geſchah es auch dem deutſchen Denken in 
der Welt des Rechtes: ja, eine „Rezeption“ eines ganzen geſchloſſenen 
Gedankenſyſtems hatte — wenn wir von dem religiöſen abſehen — 
in ſolch überwältigender Vollſtändigkeit wohl auf keinem anderen Gebiete 
geiſtiger Betätigung in der Neuzeit ſtattgefunden, wie auf dem des Rechts. 

Und ein beſonderes Ereignis in dieſem geſchichtlichen Prozeſſe der 
Bedrängung urſprünglichen deutſchen Denkens durch ſpäte Nachwirkung 
der Antike ſchuf den tragiſchen Verlauf in der Entſtehungsgeſchichte von 
Gierkes Genoſſenſchaftsrecht. Es war das die Veröffentlichung des erſten 
Entwurfs für die große ſyſtematiſche Privatrechtskodifikation des neu⸗ 
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erſtandenen Reiches, für das Bürgerliche Geſetzbuch im Jahre 1888, eine 
Rechtsſchöpfung, die das deutſche Leben Tag für Tag in feinen nächſten 
menſchlichen Beziehungen umfaſſend beeinfluſſen und mit ihren Grund⸗ 
ſätzen wohl auf ein Jahrhundert unter ſeine Ordnung nehmen mußte. 
Wäre dieſer Entwurf Geſetz geworden, er hätte nach ſeiner inneren Artung 
auf unabſehbare Zeit in unabſchätzbarem Maße deutſches Rechtsdenken 
durch fremdes, antikes verdrängt. Dieſes drohende Geſchehnis, das der 
Romaniſt begrüßte, der Germaniſt verdammte, rief Gierke auf den Kampf⸗ 
plan. In dieſem Jahrbuch hat er ſeinen Kampf durchgefochten (im 12. 
und 13. Jahrgange, 1888 und 1889). Weithin ſiegreich war der Kampf 
im Hinblick auf Gierkes höchſtes Ziel: deutſchen Rechtsgedanken gegen⸗ 
über fremden Raum und Geltung zu verſchaffen. Aber ſeinem in Jugend⸗ 
kraft geſaßten Plane für das Genoſſenſchaftsrecht wurde dieſer Kampf 
zum Verhängnis. Denn der kritiſchen Bekämpfung jenes neuen fremd⸗ 
tümelnden Angriffs auf die deutſche Rechtsbildung folgte ein pofitiver 
Aufbau in Gierkes beiden gewaltigen ſyſtematiſchen Bänden ſeines Deutſchen 
Privatrechts, und ſie verzehrten ſo viel Zeit und Kraft, daß der greiſe 
Forſcher nun, als er ſich die Frage nach der Fortſetzung ſeines Ge⸗ 
Genoſſenſchaftsrechtes ſtellte, zu dem Schluſſe kam: „Ich mußte mir zu 
meinem Schmerze ſagen, daß ich endgültig die Hoffnung begraben muß, 
das Ziel zu erreichen.“ 

Gierke bekennt, daß der vierte Band des Genoſſenſchaftrechtes auch 
in ſich unvollendet geblieben iſt. Mit ſchmerzlichem Bedauern erfährt 
der Leſer aus dem Vorwort, welch ungemein lehrreichen Abſchnitte uun⸗ 
mehr ungeſchrieben bleiben werden. Alle da aufgeführten erſcheinen 
unentbehrlich für den Zuſammenhang, für die von Gierke geplante Voll⸗ 
ſtändigkeit. Aber am ſchmerzlichſten iſt, daß die Paragraphen nun fehlen 
werden, die den Schluß des vorliegenden Bandes bilden ſollten, und die 
Aufſchluß über den Einfluß der Theorie auf das Leben, auf die Praxis 
der Rechtſprechung, auf die Geſetzgebung und auf das Volksleben gegeben 
hätten. Welche Fülle von Einſicht, von Belehrung entgeht uns nun! 

Trotzdem bringt der Band ſelbſtverſtändlich reichſte Gaben. Wie 
im dritten Bande, den im ſechſten Jahrgang dieſes Jahrbuchs 1882 
einſt Sohm beſprach (S. 803 ff.), erhalten wir auch hier teils eine 
unter ſyſtematiſchen Geſichtspunkten behandelte Literaturgeſchichte, die ſich 
mit den Lehren einzelner hervorragender Schriftſteller oder ganzer Gruppen 
von Juriſten befaßt (Ziviliſten, Kanoniſten, Prozeſſualiſten, Kriminaliſten, 
Feudiſten), teils den rechtlichen Gedankeninhalt einer ganzen Epoche in meiſter⸗ 
haft klar herausgearbeiteten Zügen zur Darſtellung bringt. Die Epoche, um 
die es ſich hier handelt, iſt die des Naturrechts, alſo diejenige, in der 
ſich dem Ausgangspunkte gemäß das neuzeitliche Denken am entſchiedenſten 
von dem mittelalterlichen und ſomit auch zum Teil von den in dieſem 
fortlebenden ererbten Gedanken aus der Antike loslöſte. Es iſt das ‚ein 
ganz verwickelter Prozeß, da das Naturrecht ſelbſt ja nur ein Teil einer 
allgemeinen Gedankenſtrömung war: des Rationalismus. Diefer ftellte 
alles auf die Vernunft als höchſte Inſtanz ab und betätigte ſich in zwei 
Tendenzen, einmal die beſtehende Wirklichkeit zu erklären oder ſie an 
den rationalen Maßſtäben zu meſſen, dann aber auch aus wenigen ein⸗ 
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ſachen vernunftgemäßen Grundſätzen das Gebilde eines idealen Rechts 
gegenüber dem überlieferten auszugeſtalten und dafür mehr oder minder 
entſchieden eine überlegene Geltung zu beanſpruchen. Dieſe zweite 
Tendenz ſetzte ſich beſonders auf dem Gebiete des Staatsrechts durch 
und hat auf dem Wege über die franzöſiſchen Revolution den nachhaltigſten 
Einfluß auf das praktiſche Verfaſſungsleben des ganzen europäiſchen 
Kulturkreiſes und noch über ihn hinaus geübt, den wir noch in dieſen 
Tagen erneut zu ſpüren bekommen. 

Neben dieſer laut nach außen bemerkbaren weltgeſchichtlichen Sendung 
des Naturrechts hat dieſes aber auch im ſtillen ſeinen Einfluß auf 
jenen großen Prozeß der Einwirkung der Antike auf die neue abend⸗ 
ländiſche Kulturentwicklung geübt. Freilich, man wird nur ſagen können, 
daß dies in einer indirekten Weiſe geſchehen ſei. Das ganze natur⸗ 
rechtliche Denken auf ſtaatsrechtlichem Gebiete war letzten Endes orientiert 
an dem Widerſpruch gegen die mittelalterliche Feudalverfaſſung und 
ſpäter in einem gewiſſen Teile auch gegen den abſolutiſtiſchen Obrigkeits⸗ 
ſtaat, nachdem es zuvor dieſen begrifflich aufs ſchärfſte herausgearbeitet 
hatte. Blieb nun auch nach Überwindung der Theorie von der reinen 
Herrſcherſouveränität durch die der Volksſouveränität der Souveränitäts- 
begriff ſchlechthin erhalten, und gab dieſer für jede Staatsform den Hebel⸗ 
punkt ab, von dem aus jeder Eingriff in „wohlerworbene“ Rechte, 
namentlich in jener mittelalterlichen Miſchung privater und öffentlich⸗ 
rechtlicher Art, gerechtfertigt werden konnte, ſo enthielt anderſeits die 
Theorie der Volksſouveränität wieder den vollen Keim eines extremen 
Individualismus. Denn der Rationaliſt begriff zuletzt doch immer das 
Volk als die Summe der Individuen. Von zwei Seiten her ergab ſich 
fo immer von neuem ſchon rein gedankenmäßig der Drang zur Auf: 
löſung alles Beſtehenden in den vorhandenen Staats- und Geſellſchafts⸗ 
ordnungen. Was Wunder, daß ſich gegen das Überwuchern dieſer Ten⸗ 
denzen ſchließlich eine geiſtige Reaktion entwickelte, die wir in der hiſto⸗ 
riſchen und romantiſchen Auffaſſung der ſtaatlich⸗geſellſchaftlichen 
Wirklichkeit erblicken müſſen! Dieſe Reaktion kam. Es bleibe hier un⸗ 
unterſucht, inwieweit der gedankenmäßige Rückſchlag heilende Kraft gegen⸗ 
über jener doppelſeitigen Auflöſungstendenz im praktiſch⸗ politiſchen Leben 
gewann; auf geiſtigem Gebiete war jedenfalls nicht nur in alle natur 
rechtliche Denkweiſe eine Breſche geſchlagen, ſondern es war auch wieder 
Raum geſchaffen, um den urſprünglichen deutſchen Rechtsgedanken gegen⸗ 
über den Einflüſſen des antiken romaniſtiſchen Rechtsdenkens neues 
Wachstum zu ermöglichen. Der ſtarke Bruch mit ſo vielen Traditionen 
auf dem Gebiete des Rechts, den das Naturrecht herbeiführte, hat alſo auch 
ganz im Gegenſatze gegen ſeine eigentliche Tendenz, alte wahrhaft volks⸗ 
tümliche Quellen wieder bloßgelegt: der Genoſſenſchaftsgedanke, wie Gierke 
ihn faßt, iſt unter dieſen Quellen eine der ergiebigſten, und viel zukunfts⸗ 
frohes Leben unſerer Tage zeigt uns die zeugende Fruchtbarkeit dieſes 
Gedankens. 

Ich maße mir nicht an zu behaupten, daß der hier ausgeſprochene 
Gedankengang demjenigen ein wenig gliche, den vielleicht Gierke unter 
anderem verwandt haben würde, hätte er nun ſein Genoſſenſchaftsrecht 
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zu Ende geführt. Aber es tft doch wohl wenigſtens möglich, den Gang 
der rechtlichen Gedankenentwicklung Deutſchlands im 19. Jahrhundert ſo 
zu ſehen. Wird uns der umfaſſende Denker vielleicht noch in einigen 
Aufſätzen Aufſchluß darüber geben, wie ſich ihm die Entwicklung bis auf 
unſere Tage darſtellt? Für das Endergebnis ſeiner Gedankenarbeit an 
dem Genoſſenſchaftsbegriff haben wir ja zum Glück feine Genoſſenſchafts⸗ 
theorie als abgeſchloſſenes Werk. An dieſe wird in Zukunft deutſches 
Denken im Staats- und Privatrecht wohl noch in weitem Umfange 
anknüpfen. Aber es wäre doch für Gierkes Anhänger ein Troſt, wenn 
er zuletzt noch die Linien ſeiner Geſchichte der Körperſchafttheorie bis 
auf die neueſte Zeit in Kürze ſkizzieren würde. 
Berlin⸗Halenſee Franz Boeſe 


Neuere Arteile über die Staatliche Theorie des 
Geldes | 
Eine Entgegnung 
Von Bruno Moll: Riel 


Unter der Überſchrift „Neuere Urteile über die Staatliche Theorie 
des Geldes“ hat Alfred Schmidt⸗Eſſen in dieſem Jahrbuch! einen Auf- 
ſatz veröffentlicht, in dem neben einer kurzen lobenden Erwähnung von 
Bendixens „Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des Welt⸗ 
krieges“ ausſchließlich meine Schrift „Logik des Geldes“ einer Beſprechung 
unterzogen wird. Bei Polemiken kommt ſelten Erſprießliches heraus. 
Der Zweck dieſer Zeilen iſt denn auch nicht, alle falſchen, unbewieſenen, 
einſeitigen und willkürlichen Behauptungen Schmidts hier kritiſch zu 
analyſieren oder zu widerlegen, noch die ganze Diskuſſion über die Staat⸗ 
liche Theorie wieder aufzurollen. Zu einer kurzen Entgegnung ſehe ich 
mich aber genötigt, weil dte Ausführungen Schmidts zum Teil den 
Sinn und ſogar den Wortlaut meiner Lehre vollkommen entſtellen und 
geeignet ſind, den Leſern des Jahrbuchs ein ganz falſches Bild davon 
zu geben. 

Wenn Schmidt in bezug auf meine Arbeit von „einer gewiſſen 
Blutleere und Bläſſe der entwickelten Gedanken“ ſpricht, ſo wird man 
ſich wundern, daß er nicht weniger als 18 Seiten braucht, um auch nur 
die weſentlichſten Ideen meiner kaum mehr als 100 Seiten langen Ab- 
handlung — freilich eben großenteils entſtellt und immer völlig miß⸗ 
verſtanden — wiederzugeben. Mit Schmidt zu ſtreiten, iſt zwecklos. 
Er gehört zu denen, für die es keine Probleme gibt. Das große Rätſel 
des Geldes, über dem die Menſchen ſeit Jahrtauſenden nachgrübeln, 
das ſtatiſche Problem, das in den 10 Jahren ſeit Erſcheinen von 
Kn apps Hauptwerk wieder eine ganze Literatur für ſich erzeugt hat, 
es iſt von Knapp „vollſtändig gelöſt“. Man wird dem Praktiker Schmidt 


1 Im lauf. 41. Jahrgang 1917, S. 937 ff. 
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auch nicht zürnen, wenn er den Sinn des „Dialektiſchen“ nicht erfaßt 
und das „Problem des Endes“ nicht begriffen hat. Etwas naiv iſt es 
freilich, wenn er mir Halbheiten und Widerſprüche vorwirft (S. 376), 
wo es ſich um den Widerſtreit der Vernunft beim Geldprobleme han⸗ 
delt, den aufzuzeigen eine Hauptaufgabe meiner Abhandlung war. Noch 
ſeltſamer iſt die Behauptung Schmidts, die von mir aufgezeigte Denl- 
richtung, die ich „wirtſchaftliche Logik“ nenne, das kalte, egoiſtiſche, ge 
fühlloſe, rechnende Nützlichkeitsprinzip ſei meine Staatsauffaſſung, die er 
dann „nicht einwandfrei“ nennt. Es iſt das ungefähr ſo, als wenn 
man Adam Smith und Ricardo vorwerfen wollte, daß fie keine 
Vaterlandsliebe und kein ſoziales Empfinden beſeſſen hätten, weil ſie in 
ihren Werken den Wirkungen des wirtſchaftlichen Selbſtintereſſes nach⸗ 
zugehen ſich zur Aufgabe geſtellt hatten — und dieſe Vorwürfe ſind 
ihnen tatſächlich gemacht worden, freilich nur von Leuten, die ihre 
Schriften oberflächlich geleſen oder gänzlich mißverſtanden hatten. 

Schmidt ſagt weiter, ich behauptete, die Ablieferung des Gold⸗ 
geldes an den Staat im Kriege ſtelle ein „Opfer“ des Einzelnen dar, 
woran dann weitere Betrachtungen geknüpft werden. Ich habe jedoch 
nur geſagt, für denkende Menſchen bedeute dieſe Abgabe „unter Ume 
ſtänden ein geringes Opfer“, „das heißt, einen Verzicht auf das Han⸗ 
deln ſtreng nach dem wirtſchaftlichen Prinzip, unter Umſtänden einen 
Verzicht auf materielle Vorteile und auf die Nutzanwendung aus den 
Erkenntniſſen der wirtſchaftlichen Logik.“ (S. 61). Zum Glück aber 
entſcheidet eben die wirtſchaftliche Logik nicht allein. 

An Sätzen, die für einen philoſophiſch geſchulten oder auch nur 
abſtrakt denkenden Menſchen überhaupt nichts Beſonderes haben, nimmt 
Schmidt Anſtoß und gibt ſolche Sätze dann entſtellt wieder. So be 
hauptet er, bei den Schriften Schwarzwalds legte ich auf die Richtig⸗ 
keit wenig Wert, weniger als auf die Geſchloſſenheit und Einheitlichkeit. 
In Wirklichkeit habe ich geſagt (S. 78): „Im allgemeinen wird eine 
Hypotheſe um ſo brauchbarer ſein, je mehr ſie erklärt. Und wenn 
mehrere Hypotheſen den gleichen Grad innerer Wahrſcheinlichkeit beſitzen, 
ſo wird man meiſtens derjenigen den Vorzug geben müſſen, die am 
tiefſten in die Kauſalerklärung hinabſteigt und am meiſten zum Nach⸗ 
denken anregt. Es wird ſogar Fälle geben, wo der vorſichtige und kri⸗ 
tiſche Nationalökonom eine Theorie um ihres heuriſtiſchen Wertes willen 
ſelbſt da anwenden wird, wo eine andere den Vorzug noch größerer 
Gewißheit bieten, aber zu keiner weſentlichen Erkenntnis verhelfen würde.“ 
Die in dem letzten Satze enthaltene wichtigſte Vorausſetzung, daß 
die in Frage kommende Theorie zu keiner weſentlichen Erkenntnis führen 
würde, das heißt poſitiv ausgedrückt: nur eine formale, nichtsſagende 
Wahrheit enthielte, läßt Schmidt einfach weg! Er unterdrückt alſo 
meine weſentlichſte Vorausſetzung. Es iſt klar, daß durch dieſe Weglaſſung 
der Sinn meiner Ausführungen vom Kritiker in Unſinn verwandelt und 
dabei der Eindruck erweckt wird, ich hätte dieſen Unſinn geſchrieben. 
Es kann auch kaum mit bloßem Mangel an philoſophiſchem Verſtändnis 
entſchuldigt werden, wenn Schmidt nun den Wortlaut meiner Lehre 
vom Geldbegriff völlig in ſein Gegenteil verkehrt. Er ſagt (S. 941) 
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bei „Wiedergabe“ meiner Ausführungen über den Geldbegriff: „Der 
Geldbegriff ‚ift‘ nicht, ſondern, ‚wird gedacht“. Daraus folgert Moll, 
daß der von einem alten Fachgelehrten aufgeſtellte Begriff gleichzuſetzen 
iſt mit dem eines Gelehrten, der das Geld ſtets nur ‚nebenbei erledigt‘, 
hat (S. 22). Die Vorſtellung irgendeines Bankbeamten vom Gelde 
ſetzt er als gleichberechtigt neben die Begriffsbeſtimmung des Theo⸗ 
retikers.“ 

Man leſe nun die Stelle in meiner Logik des Geldes nach, auf 
die ſich dieſe Behauptung bezieht. Gerade das Gegenteil iſt darin ge⸗ 
ſagt. Gerade der Unterſchied, die „individuelle Differenz“ der Geld⸗ 
begriffe und ihrer Entſtehung wird darin hervorgehoben und ſogar in 
der Kapitelüberſchrift angeführt. Es heißt bei mir wörtlich (S. 21/22): 
„Das Geld iſt nicht. Der Begriff des Gelehrten, der jahrelang über 
das Weſen des Geldes nachgeſonnen hat, unterſcheidet ſich von dem des 
Kollegen, der das „Geld“ ſtets nur nebenbei erledigt hat. Wer ſich 
vorzugsweiſe mit dem dynamiſchen Problem befaßt hat, der wird einen 
anderen Begriff haben, als der, für den die ſtatiſche Grundfrage im 
Mittelpunkt des Intereſſes ſteht. Ein Bankbeamter wird ſelten den 
gleichen Geldbegriff haben wie ein Theoretiker. Juriſten denken ſich das 
Geld anders als Nationalökonomen, und untereinander ſcheinen die 
juriſtiſchen Begriffe wieder ſo verſchieden zu ſein wie die wirtſchaftlichen. 
Beim Kaufmann bildet ſich ein anderer Begriff als beim Juriſten. Aber 
denken wir uns ſelbſt einmal zwei Gelehrte, die genau den gleichen 
Studiengang durchgemacht hätten, die gleiche Zahl von Jahren, mit 
gleicher Intenſität über ‚das Geld“ nachgedacht und genau die gleiche 
Auswahl von Schriften geleſen hätten — eine faſt unmögliche Voraus⸗ 
ſetzung —: Es iſt nicht einmal wahrſcheinlich, daß dieſe zwei Indi⸗ 
viduen denſelben Geldbegriff haben würden, da die ihren Begriffen zu⸗ 
grunde liegenden Vorſtellungen individuell differieren könnten. Wir 
dürfen annehmen, daß es, theoretiſch gedacht, unzählige Geldbegriffe gibt 
und praktiſch genommen mehrere.“ Aus dieſen Worten lieſt Schmidt 
eine Gleichſetzung der Geldbegriffe heraus. Gibt es für einen Autor 
kein Mittel, um ſich gegen eine ſolche unerhörte Verdrehung und Ent⸗ 
ſtellung des Wortlautes ſeiner Lehre zu ſchützen? 

Aber auch keine andere Stelle meines Buches könnte von Schmidt 
für ſeine Behauptung herangezogen werden. Der an anderer Stelle aus⸗ 
geſprochenen Anſchauung, daß jede Definition ihre relative Berechtigung 
habe, wird von mir (S. 20) ſofort die korrigierende Auffaſſung gegen⸗ 
über geſtellt, daß man an der Anwendung erkennt, ob eine Definition, 
praktiſch genommen, wirklich ihre Berechtigung hat. Es folgen Aus⸗ 
führungen darüber, daß die Subjektivität des Werturteils nicht grenzenlos 
iſt. Mein Relativismus iſt daher auch keineswegs grenzenlos, wie 
Schmidt meint. Um den in gewiſſen Grenzen von mir betonten Rela⸗ 
tivismus der Geldauffaſſung zu verſtehen, dazu gehört freilich ein ge⸗ 
wiſſes Niveau, das einfach vorausgeſetzt werden muß. Ich will gern 
glauben, daß ſolche Auffaſſung nur einem kleinen Kreiſe verſtändlich ge- 
macht werden kann. Daß die von mir angedeutete Unmöglichkeit einer 
ſtrengen Trennung von theoretiſcher und publiziſtiſcher Behandlung im 
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Grunde eines der wenigen bleibenden Ergebniſſe des in der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre und überhaupt in der Geiſteswiſſenſchaft jüngſt ausgefochtenen 
Methodenſtreites iſt, das ahnt Schmidt auch nicht. Es lohnt nicht, 
hierbei länger zu verweilen. . 

Auf Seite 952 fagt Schmidt dann: „Wie Moll zu der Auffaſſung 
gelangen kann, daß das Urteil der Staatlichen Theorie über die konkreten 
geſchichtlichen Phänomene nicht erheblich von dem der metalliſtiſchen 
Lehre differiere, iſt ſchwer zu verſtehen.“ Ich glaube allerdings, daß 
dies für Schmidt ſchwer zu verſtehen iſt, weil ihm konſequentes Denken 
ſchwer fällt. Hätte er nur meine Ausführungen auf Seite 93—95 auf- 
merkſam grleſen und durchdacht, ſtatt ihr Ergebnis an dem einzigen ihm 
bekannten Maßſtabe der Staatlichen Theorie zu prüfen, ſo wäre ihm 
vielleicht doch aufgegangen, daß meine Behauptung zwar neu, aber doch 
wohlbegründet iſt. 

Die Hauptabſicht Schmidts iſt bei alledem nicht einmal ſo ſehr 
darauf gerichtet, meine Theorie zu kritiſieren, als vielmehr an ihr zu 
zeigen, daß der Nominalismus, im beſonderen Knapps Lehre, gegen⸗ 
über dem Metallismus (den ich früher vertreten haben ſoll) recht behält. 
Wenn man Schmidts Aufſatz lieſt, ſo darf man übrigens nicht ver⸗ 
geſſen, daß die erſte Kritik der Staatlichen Theorie des Geldes, die 
in dieſem Jahrbuch erſchien !, keineswegs anerkennend war. Im 
Schlußwort ſagte ihr Verfaſſer: „Es iſt die Staatliche Theorie des 
Geldes, der gegenüber ich ſcharf betonen wollte, daß ſie mich nicht vom 
Metalliſten zum Chartaliſten bekehrt habe.“ Dies ſchrieb vor 10 Jahren 
ein angeſehener akademiſcher Lehrer der Geldtheorie, Profeſſor Lotz in 
München. Die herrſchende Meinung ift heute der Knapp ſchen Theorie 
günftiger gefinnt. Ich ſelbſt habe in allen meinen früheren Aufſätzen 
und Schriften über Geldweſen Knapps Verdienſte anerkannt, ohne 
freilich ſeine Schwächen zu überſehen, eine Objektivität, die meine Gegner 
nicht verſtehen können, und die ihnen daher als Inkonſequenz, Halbheit, 
Widerſpruch und übertriebener Relativismus erſcheint. Sie ſtehen eben 
der Knappſchen Lehre kritiklos gegenüber. 

Schmidt ſagt einleitend: „Der Krieg hat dieſe Entwicklung zum 
Abſchluß gebracht. Er hat uns eine Fülle von Erfahrungen geſchenkt, 
die die Staatliche Theorie als richtig beſtätigen, zu den metalliſtiſchen 
Lehren aber in handgreiflichem Widerſpruch ſtehen.“ Für den Praktiker 
Schmidt hat der Krieg auf dem Gebiete des Geldweſens gewiß viel 
abſolut Neues gebracht. Für den wiſſenſchaftlichen Betrachter der Wirt⸗ 
ſchaftsgeſchichte und Dogmengeſchichte iſt faſt alles dies „ſchon einmal 
dageweſen“. Das eben unterſcheidet ihn von dem Laien, daß er das 
zeitlich Neue nicht kritiklos als Novum hinnimmt, ſondern es einordnet 
in die Kategorien der wiſſenſchaftlichen Betrachtung, an deren Kon⸗ 
ſtruktion die Anſchauungen und Erfahrungen vergangener Jahrzehnte und 
Jahrhunderte mitgewirkt haben. 


1 Walter 12 G. Knapps neue Geldtheorie, in dieſem rbu 
1906, S. 777 u. 213. 8. S nn 
2 Ebenda e 1251. 


2267] Entgegnung 587 


Schmidt macht mir übrigens zum Vorwurf, daß ich nicht aus der 
Empirie, ſondern aus der Dogmengeſchichte geſchöpft hätte (S. 938). 
Wie weit das zutrifft, das zu beurteilen überlaſſe ich getroſt dem Leſer 
meines Buches. Die meiſten lebenden Nominaliſten ſchöpfen allerdings 
gar nicht aus der Dogmengeſchichte, da ſie ſie, wie ich öfter im Einzelnen 
nachgewieſen habe, nicht kennen. 

Sehr pikant iſt endlich der Vergleich, in welchem Bendixens 
Schrift „Währungspolitik und Geldtheorie im Lichte des Weltkrieges“ 
meiner Arbeit gegenübergeſtellt wird. 

„Bendixen iſt in erſter Linie Währungspolitiker; fo weht denn 
auch aus ſeiner neuen Schrift friſche Gegenwartsluft.“ Mir wirft 
Schmidt dagegen „oft eine ſeltſame Weltfremdheit und Verſtiegenheit“ 
vor. Hierzu nun die Illuſtration. Mein Buch will allerdings in erſter 
Linie nicht „praktiſch“ oder politiſch aufgefaßt ſein. Fragt man aber 
nach der Bedeutung meiner Lehre für die Praxis, ſo wird man in ihr 
unzweifelhaft unter mancherlei Vorbehalten und Einſchränkungen und bei 
ſteter Betonung des relativiſtiſchen Standpunktes nur eine — freilich 
über die alltägliche Erklärung hinausgehende — Begründung der be 
ſtehenden Währungsſyſteme mit goldener Baſis und goldenem Kern finden 
können. Wie aber ſteht es bei Bendixen? Dieſer Autor kämpft 
radikal gegen das Beſtehende im Geldweſen. Insbeſondere huldigt er 
einer Auffaſſung, nach der dem im Kriege mühſam vermehrten Gold⸗ 
ſchatz der Reichsbank für die Zukunft überhaupt keine Bedeutung mehr 
ukommt. 

: Auf Seite 53 fagt Bendixen: „Gerade in den Tagen, wo id 
dieſes niederſchreibe, geht die Nachricht ein, daß Schweden ſich der Gold⸗ 
einfuhr verſchließe und die anderen ſkandinaviſchen Staaten ihm voraus- 
ſichtlich folgen würden. Iſt das ein Einzelfall oder der Beginn einer 
neuen Entwicklung? Wenn andere Staaten ein Gleiches beſchließen, 
welchen Wert als Zahlungsmittel für das Ausland hat dann noch unſer 
ſtolzer Goldſchatz von 2¼ Milliarden Mark? Wäre es da nicht doch 
angebracht, einen Teil dieſes Goldes rechtzeitig in Auslandsguthaben zu 
verwandeln?“ Und an anderer Stelle: „Nicht der Beſitz des Goldes 
beſſert die Valuta, ſondern ſeine Weggabe“ (S. 34). „Ein monat⸗ 
liches Opfer von etwa 100 Millionen Mark in Gold erſcheint durchaus 
ſtatthaft und geboten.“ In Anbetracht dieſes Vorſchlages habe ich ſchon 
in einem früheren Aufſatze die Frage aufgeworfen, wieviel von dem 
Goldvorrat der Reichsbank übriggeblieben wäre, wenn wir ſeit Kriegs⸗ 
beginn dieſe Politik befolgt hätten. Es iſt nicht ſchwer, auszurechnen, 
daß wir dann jetzt, nach drei Kriegsjahren, keinen Goldſchatz mehr hätten — 
das Ergebnis der angewandten Bendi xen ſchen Währungspolitik, die 
„in friſcher Gegenwartsluft“ entſtanden iſt. Dieſe Konſequenz kann 
Bendixen keineswegs unbekannt geweſen ſein. Aber ſie ſchreckt ihn 
wohl nicht. Bildet doch ſein Programm nur die Ergänzung zu der 
Demonetiſierungsphantafie von Silvio Geſell: Weggabe des ge⸗ 
ſamten deutſchen Goldſchatzes, Übergang aller außerengliſchen Länder 
zur vollen Papierwährung nach dem Vorgange Deutſchlands, dadurch — 
ohne weiteres! — Herbeiführung einer Goldinflation höchſten Grades 
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in England, Entwertung des gelben Metalles und des Sterlingkurſes, 
Verſchlechterung der Handelsbilanz, Wirtſchafts⸗ und Finanzkriſis ohne 
gleichen. Dabei wird angenommen, daß ſchon der Verkauf des deutſchen 
Milliardenſchatzes gegen fremde Induſtrie⸗ und Eiſenbahnpapiere den 
herbeigeſehnten Preisſturz des Goldes herbeiführen und die anderen 
Länder zur Demonetiſierung des Goldes zwingen würde!! Wird man 
nicht bei Betrachtung dieſes an ſich gewiß ſympathiſchen, aber etwas zu 
utopiſchen Programmes — bei aller Anerkennung des heuriſtiſchen 
Wertes geiſtreicher und origineller Gedanken — unwillkürlich an Münch⸗ 
hauſens Erzählungen erinnert? Und das iſt die friſche Gegenwarts⸗ 
luft, die uns aus der Schrift Bendixens entgegenweht. Der Himmel 
bewahre die Leitung unſerer Reichsbank und unſeren Staat noch recht 
lange vor ihren Einflüſſen und Wirkungen! 


Schlußwort 
Von Alfred Schmidt ⸗Eſſen 


Auf die überheblichen, unſachlichen, dabei billigen Behauptungen 
Molls über Mangel an „philofophifcher Schulung“, eines „gewiſſen 
Niveaus“, „Naivität“ uſw. antworte ich mit den Worten ſeiner Broſchüre 
(S. 5): „Die Unterſchätzung fremder Leiſtungen äußert ſich beſonders 
gern dahin, daß gegneriſche Anſchauungen als moraliſch minderwertig, 
als wiſſenſchaftlich nicht gleichberechtigt, als naiv' (1), primitiv, ober⸗ 
flächlich und als Aberglauben bezeichnet werden.“ Wenn ich mich mit 
der mittelmäßigen Schrift Molls auf 18 Seiten auseinanderſetzte, ſo 
geſchah dies, weil ich, wie ich ausdrücklich feſtgeſtellt habe, die Schrift 
als typiſch herausgriff und ſie benutzte, um die gegenwärtige Lage der 
Geldtheorie zu kennzeichnen. Daß es für mich Probleme auf dem Gebiet 
des Geldweſens gibt, geht aus meinen Ausführungen (S. 278) zur Ge⸗ 
nüge hervor. Aber das „Problem des Endes“ iſt kein Problem. Ich 
verweiſe hier nur noch auf die vernichtende Kritik, die Liefmann in „Geld 
und Gold“ S. 105 ff. über dieſe Erfindung Molls fällt. 

Moll erklärt, mich nicht kritiſch analyſieren und widerlegen zu 
wollen, offenbar um auf dieſe Weiſe einige Punkte willkürlich heraus⸗ 
greifen, andere jedoch, und zwar die wichtigſten, mit Stillſchweigen 
übergehen zu können. Molls mangelhaften Begriff vom Staate habe ich 
damit nachgewieſen, daß er die ſtaatliche Bedingtheit des menſchlichen 
Lebens und auch des Geldweſens nicht erkannt hat, wie ja daraus hervor⸗ 
geht, daß er nicht den Staat, ſondern das Gold für das letzte hält. 
Ferner damit, daß er einen Gegenſatz zwiſchen Individual⸗ und Staats⸗ 
intereſſe konſtruiert, während er jetzt fälſchlich die Sache ſo darſtellt, als 


1 Eine eingehende Kritik dieſes Programmes findet ſich in meinem Auf⸗ 
ſatze: Der Goldſchatz der Reichsbank im Lichte der Geldtheorien, Zeitſchrift für 
Sozialw. 1917, S. 1. 
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wäre ich nicht imſtande, die Wege des wirtſchaftlichen Selbſtintereſſes 
iſoliert zu verfolgen. Hiermit iſt auch Molls Einwand gegen meine 
Kritik an ſeiner Auffaſſung vom Opfer des Goldes erledigt. 

In der von ihm zitierten Stelle ſeiner Schrift (S. 78) verwiſcht er 
die Begriffe „Hypotheſe“ und „Theorie“ (vgl. auch die vorhergehenden 
Seiten der Schrift). Das iſt es aber gerade, was ich bemängelt habe. 
Nur ſolange dem Nationalökonomen überhaupt noch keine Theorie zur 
Verfügung ſteht und er mangels deſſen mit Hypotheſen arbeiten muß, 
wird er ſich der von Moll gekennzeichneten Methode bedienen, um eben 
zu einer Theorie zu gelangen. Wohin die Auffaſſung Molls führt, 
zeigt die Anwendung auf das indiſche Geldweſen. Auf meine dies⸗ 
bezügliche Richtigſtellung weiß er kein Wort zu erwidern. 

Moll behauptet, ich hätte den Wortlaut ſeiner Lehre vom Geld⸗ 
begriff in ſein Gegenteil verkehrt. Den Beweis hierfür bleibt er voll⸗ 
ſtändig ſchuldig. Ich habe durchaus nicht erklärt, daß Moll die Auf⸗ 
faſſungen der verſchiedenen, von ihm erwähnten Perſonen vom Gelde an 
ſich gleichſetze, ſondern nur inſofern, als er damit die Un⸗ 
möglichkeit der Aufſtellung eines objektiven Geldbegriffs 
beweiſen wollte. Dieſer Beweis iſt, wie ich ausführlich dargelegt 
habe, mißlungen. Worin beſteht hier die „unerhörte Verdrehung und 
Entſtellung des Wortlautes“? 

Es iſt ein in jüngſter Zeit von Theoretikern oft geübter, ſchlechter 
Brauch, ſich im Streit mit Männern praktiſcher Berufe, wenn die ſach⸗ 
lichen Gründe ausgehen, auf den Gegenſatz zwiſchen Theoretiker und 
Praktiker zu verſteifen und ihn als Erſatz für Beweiſe gelten zu laſſen. 
Auch Moll übt dieſen Brauch. Das iſt nun für mich außerordentlich 
erheiternd, denn ich habe mich mit den Fragen des Geldweſens bisher 
nur als Schriftſteller befaßt und wäre Moll, nachdem er mich an zwei 
Stellen als Praktiker feſtnagelt, für den Nachweis meiner Praxis über⸗ 
aus dankbar. Wenn er von oben herunter „den wiſſenſchaftlichen 
Betrachter der Wirtſchaftsgeſchichte und Dogmengeſchichte“ im Gegenſatz 
zu mir nennt, ſo darf ich vielleicht doch in aller Beſcheidenheit erwähnen, 
daß ich mich mehrere Jahre mit der Geſchichte des engliſchen Geldweſens 
ſehr eingehend beſchäftigt habe und auf mein aus dieſen Forſchungen 
hervorgegangenes Buch “. verweiſen. Ich fühle mich auf jenen Gebieten 
zu Hauſe und ſehe auch in den Erfahrungen des Krieges nichts „abſolut 
Neues“. Das iſt ja aber auch gar nicht nötig. 

Da, wie wir ſehen, Moll zu ſeiner Verteidigung nichts Stichhaltiges 
anzuführen hat, ſo ſucht er von ſich abzulenken, indem er deſto kräftiger 
auf Bendixen loshaut. Er muß dieſen Schriftſteller doch nur ſehr ober⸗ 
flächlich kennen, ſonſt wäre es ganz unmöglich, daß er ihn in einem 
Atem mit Silvio Geſell erwähnt. Es iſt reichlich kühn, bei einem 
Schriftſteller von der praktiſchen Erfahrung und der theoretiſchen Ruhe 
Bendixens von Münchhauſiaden zu reden. Wer ſich darüber orientieren 
will, wie flüchtig und verkehrt Moll urteilt, der leſe nur den Aufſatz 


1 Geſchichte des engliſchen Geldweſens im 17. und 18. Jahrhundert. 
Straßburg i. E. 1914, Karl J. Trübner. 


590 Schlußwort [2270 


von Bendiren im „Bankarchiv“ Heft 16 vom 15. Mai 1917, „Theorie 
und Praxis in der Währungspolitik“. Moll zitiert einen Satz aus 
Bendixens „Währungspolitik und Geldtheorie“, ſcheint aber überſehen 
zu haben, daß auf derſelben Seite der Satz ſteht: „Anderſeits würde 
auch die Reichsbank nicht wohl daran tun, ſich ihres Goldſchatzes etwa 
gänzlich zu entledigen. Denn als letztes Hilfsmittel am Ende aller 
Kräfte wird das Gold zum Ausgleich der unentbehrlichſten Importe 
dienen müſſen, und, ſolange das Gold in den Hauptländern Währungs⸗ 
metall hleibt, auch dienen können.“ Seite 51 heißt es, als praktiſche 
Politik „würde es erſcheinen, die vor dem Kriege traditionelle Höhe des 
Goldbeſtandes von ungefähr einer Milliarde Mark zunächſt auch fernerhin 
aufrechtzuerhalten und auszuweiſen, um den beunruhigenden 
Anſchein radikaler Anderungen zu vermeiden“. Bendixen 
gibt alſo durchaus kein Rezept für ein saigner à blanc des Goldfchatzes, 
fondern für eine Verwendung des Überfluffes an Gold zur Verbeſſerung 
unſerer Valuta. Ich ſelbſt ſtehe in bezug auf die deutſche Geldpolitik 
übrigens im allgemeinen faſt auf dem gleichen Standpunkt, den Moll 
in dem von ihm erwähnten Aufſatz vertritt 1. 

Ganz unverſtändlich iſt ſchließlich, zu welchem Zweck Moll das ver⸗ 
jährte Urteil von Lotz über die ſtaatliche Theorie des Geldes ausgräbt. 
Aus den Hunderten von Urteilen über die Staatliche Theorie könnte ich 
mit leichter Mühe das eine oder andere herausgreifen und Moll ent⸗ 
gegenhalten. Aber wozu kann das nützen? 

Mit einigem Bedauern ſehe ich, daß es mir nicht gelungen iſt, 
Moll für die ſo notwendige Einigung der beiden Geldtheorien zu ge⸗ 
winnen, während ich gerade darin das einzige Verdienſt der Schrift 
Molls zu erblicken glaubte, daß ſie einen Schritt in der Richtung zu 
dieſer Verſtändigung bedeute. 


I Bol. dazu meine Schriften „Deviſenkurſe und Devifenpolitif’. — 
„Währungspolitik und ſtaatsbürgerliche Erziehung“, beide München ⸗ Gladbach 
1917. — „Nationale Währungspolitik. Los von England.“ Dresden 1917, 
Globus⸗Verlag. 
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Eingeſandte Bücher 


— bis Mitte Oktober 1917 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Neichs⸗ Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1917, Carl Heymanns 
Verlag. 4° Jahrgang 1 Mk., Einzelheft 20 Pf. 

XV. Jahrgang, 1917, Nr. 7—9, Juli bis September. 

14. Sonderheft zum Reichs⸗Arbeitsblatte: Beiträge zur 
Wohnungsfrage während des Krieges. 89 S. Geh. 1,80 Mk. 
Beiträge zur kommunalen Kriegswirtſchaft. Herausg. im 

Auftrage des Kriegsernährungsamtes. Berlin 1917. gr. 4°. 
Band I, Nr. 39— 52, 30. Juni bis 29. September 1917, Band II, 
Nr. 1 u. d 8. bis 18. Oktober 1917. 


Mitteilungen der Neichsbekleidungsſtelle, der Neichsfaßſtelle 
und der fee engeſellſchaft. Berlin 1917, 
Verl. Reichsbekleidungsſtelle. 4°. 

1. Jahrgang, Nr. 22— 34, 7 Juli bis 29. September 1917. 

Preußiſche Central⸗Genoſſenſchafts⸗Kaſſe. Berlin 1917. 4°. 

Bericht über das XXII. Geſchäftsjahr. Vom 1. April 1916 bis 
31. März 1917 (Rechnungsjahr 1916). 

Jahresbericht der Zentral ⸗Auskunftsſtelle Ve Auswanderer 
vom 1. April 1916 bis 31. März 1917. 8°. 

Statiſtiſche Mitteilungen über das cn Baden. 
Herausg. vom Großh. Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. gr. 8°. 
Neue Folge, Band X, Jahrgang 1917, Mai, Juni, Juli. 
Blätter für das Hämburgiſche Armenweſen. Amtliches Organ 

des Armenkollegiums. 
Jahrgang 25, 1917, Nr. 6—9. 
EE peng Kolonialinſtitut und Allgemeines Vorleſungs⸗ 
erzeichnis der Vorleſungen im Winterhalbjahr 1917/18. 

3 des Statiſtiſchen Amtes der Königlichen Haupt⸗ 

und Reſidenzſtadt Königsberg i. Pr. 
XXV. Jahrgang 1917, Mai bis Auguſt. 

Statiſtiſche N der Stadt Leipzig. Herausg. vom 

Statiſtiſchen Amt. gr. 8 

VIII. Jahrgang, 1916, Nr. 12, Dezember. 
| IX. Jahrgang, 1917, Nr. 1—3, Januar bis März. 
Oſterreichiſche Statiſtik. Herausg. von der k. k. Statiſtiſchen 
8 deele Wien 1917, Karl Gerolds Sohn. Fol. 
N. F. 5. Band, 2. Heft. Ergebniffe der Viehzählung vom 31. De⸗ 
zember 1910 in Hſterreich, V, 2 der ee: die 
Viehbeſitzerverhältniſſe Ende 1910. 20% u 
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Die privaten Verſicherungsunternehmungen in den im Neichs⸗ 
rate vertreteuen . und Ländern im Jahre 1913. 
Amtl. Publikation des k. k. Miniſteriums des Innern. Wien 1917, 
Hof: und Staatsdruckerei. gr. 4°. 121 ©. 


Publikationen des Statiſtiſchen Amtes der Haupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt Budapeſt. Budapeſt 1916. Kommiſſionsverlag Puttkammer & 
Mühlbrecht, Berlin. gr. 8°. 

Nr. 51. Die Sterblichkeit der Stadt Budapeſt in den Jahren 1908 
und 1909. 121 u. 126 S. Geh. 2 Mk. 


o von Budapeſt, 1916, 10. Jahr⸗ 
gang, Nr. 4—6 
Neuere Kriegsliteratur in der Bndapeſter Stadtbibliothek. 
Budapeſt 1917, Benkö Gyula. 8. 
VII. Folge, Auguſt bis Dezember 1916. 


Statiſtiſches Jahrbuch der Stadt Zürich. Herausg. vom Sta- 
tiſtiſchen Amte der Stadt Zürich. 10. u. 11. Jahrgang, 1914 u. 
1915, zum Teil aud 1916. Zürich 1917, Raſcher & Co. 8. 
Geb. 2 Fr. 


Statiſtik der Stadt Zürich. Herausg. vom Statiſtiſchen Amte der 
Stadt Zürich. Zurich 1916, Raſcher & Co. 8°. 
Nr. 19. Die Züricher Heiraten. 262 S. 15 graphiſche Dar⸗ 
ſtellungen. 2 Fr. 


Nr. 20. Die Mietpreiſe in der Stadt Zürich in den Jahren 1912 
bis 1915. 53 S. 1 Fr. 


Mitteilungen des Statiſtiſchen Amtes des Kantons Baſel⸗ 
Stadt. Baſel 1917, C. F. Lendorff. 8°. 
Nr. 33. Bautätigkeit und Wohnungsmarkt im Kanton Baſel⸗ 
Stadt 1916. Vom Statiſtiſchen Amt. 24. S. 


Fünfter Bericht des ſtändigen ſtaatlichen Einigungsamtes des 
Kantons Bafel-Stadt vom Jahre 1916. kl. 8. 11 S. 


Staatliche Arbeitsloſenkaſſe von Baſel⸗ Stadt. Baſel 1917, 
C. Krebs. 12° 7. Jahresbericht pro 1916. 23 S. 


27. Bericht und Rechnung über das öffentliche Arbeitsnachweis⸗ 
bureau (mit Dienſtbotenheim) des Kantons Bafel-Stadt und 
Statiſtik der Vermittlungstätigkeit im Jahre 1916. 8. 44 S. 


Statiſtiſches Jahrbuch Polens. Herausg. von E. v. Romer 
und J. Weinfeld. Krakau 1977, G. Gebethner & Co. 4°. 
104 S. Geb. 


Sveriges Offiziella Statiſtit. Socialſtatiſtik. Stockholm 1917, 
P. A. Norſtedt & Söner. 8°. 
Arbetsinſtällelſer i Sverige är 1916 av K. Socialſtyrelſen. VIII 
u. 63 S. 
Levnadkoſtnaderna i Sverige 1913—1914, Del II. Lokalmono⸗ 
grafier, 3. Malmö av K. Sozialftyrelfen. 
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Statiſtiſta Meddelanden. Ser. F. Band XI. Stockholm 1917, 
P. A. Norſtedt & Söner. gr. 8. | 
Sociala Meddelanden, utgiona av K. Socialſtyrelſen, 1917, Nr. 5—9. 


2 Druckſachen von Arbeitsnachweiſen, Genoſſenſchaften, 

Handels-, Gewerbe⸗, Handwerker⸗ und Landwirtſchafts⸗ 

kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeits vertretungen; 

Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Gr, 
werbsgeſellſchaften 

Mitteilungen der Handelskammer zu Berlin. Berlin 1917, 
Verlag der Handelskammer. 4“. 

15. Jahrgang, 1917, Nr. 6—9. 

Jahrbuch der Deutſchen Landwirtſchafts⸗Geſellſchaft. Heraus⸗ 
gegeben vom Vorſtande. Berlin 1917, Deutſche Landwirtſchafts⸗ 
Geſellſchaft. 8%. 254 S. Geh. 2 Mk. 

Band 32, 1. Lieferung, Mai 1917. 

Anſere Wirtſchaftsbeziehungen zu Oſterreich⸗Augarn. (Bericht 

eg EE Srantfurt a. M., abgeſchloſſen im Dezember 1916.) 


. Muſeum Frankfurt a. M. Frankfurt a. M., Selbſt⸗ 

verlag. 4°. 

14. Jahresbericht 1916. 

Der Getreidehandel. Zeitſchrift für den Getreide⸗, Mehl⸗ und 
Futtermiitelhandel. Herausg. von dem Verband der Getreide⸗ und 
Futtermittelvereinigungen Deutſchlands, e. V. 4“. 

1. Jahrgang, Heft 6— 13. 

Jahrbuch des Zentralverbandes dentſcher Konſumvereine. 
15. Jahrgang, 1917. 2 Bde. Hamburg 1917, Verlagsgeſ. deutſcher 
Konſumvereine. XXIII u. 935, VII u. 1049 S. Geb. zuſ. 15 Mk. 


Mitteilungen des Vereins zur Wahrung der gemeinſamen 
wirtſchaftlichen Intereſſen in Nheinland und Weſtfalen. 
Schriftl. W. Beumer. Düſſeldorf 1917, A. Bagel. 

Jahrgang 1917, Nr. 1. 
oe e Arbeitsnachweisverband. Frankfurt a. M. 
917. 40 
VIII. u. IX. Jahresbericht für die Geſchäftsjahre 1914/15 und 
1915⁵ / 16. (Kriegsbericht.) 

Sentralftelle für ſoziale Literatur der RER in Zürich, 

1 31. Jahresbericht pro 1916. 8% 10 © 


Die ſchweizeriſchen Abrechnungsſtellen. Bearbeitet im Sta⸗ 
tiſtiſchen Bureau der ſchweizeriſchen Nationalbank. Zürich 1917, 
Druck: Art. Inſtitut Orell Füßli. 4°. 85 S. 

Schmollers Jahrbuch XII 4. 28 
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3. Druckſachen von Geſellſchaften uſw. 


Veröſſentlichungen des Vereins für Geſchichte der Mark 
N München und Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 
. 8, 
"end, Walther: Die Prignitz, ihre Befigverhaltniffe vom 12. bis 
zum 15. Jahrhundert. 280 S. 

e Zeitſchrift für Geſchichte und Kunſt. 
Heraueg. von Theo Sommerlad. Halle a. d. S. 1917, Ge⸗ 
bauer & Schwetſchke. 8%. Band 6 Mk., Heſt 3,50 Mk. 

VII. Band, 1. Heft. 

Schriften des Vereins ie EE Münden und Leipzig 
1917, Dunder & Humblot. 8. 

Unterſuchungen über bi Abteilung C: Koſten der 
Lebenshaltung. Herausg. von Franz Eulenburg. 

146. Band. 1. Teil. Baner, SE Unterſuchungen über 
die Lebenekoſten in der Schweiz. 303 S 

Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform. Herausg. vom 
Vorſtande. Jena 1917, Guftav Fiſcher. 8°. 

Heft 57/58 (7. Bd., 2. u. 3. H.). Das Recht der Organifationen 
im neuen Deutſchland: II. Das Koalitionsrecht und die ſtrafrecht⸗ 
lichen Neben: und Polizeigeſetze. — III. Das Koalitionsrecht und 
das Geſinde⸗ und Landarbeiterrecht. 52 u. 41 S. 

Verhandlungen des 26. Evangeliſch⸗ſozialen Kongreſſes in 
Berlin am 11. Gs 15 April 1917. Göttingen 1917, Vandenhoeck & 
Ruprecht. 8. 96 

Schriften der Heutſchen Geſellſchaft für ſoziales Necht. 
Herausg. von Georg Bamberger, Margarethe Bennewitz, 
Alfred Bozi, Johannes Friedrich, Eliſabeth Lüders, 
Otto Mangler, Max Quarck, B. Schmittmann. Stutt⸗ 
gart 1917, Ferd. Enke. gr. 8°. 

1. Heft. Schmittmann, B.: Reichswohnverſicherung. Kinder⸗ 
renten durch Aue bau der Sozialverſicherung 136 S. Geh. 3,45 Mk. 

2. Heft. Bost, a Soziale Rechtseinrichtungen in Biele⸗ 
feld. 32 S. Geh. 1° 

Schriften des deutſchen GZ für Urmenpflege und Wohl⸗ 
tätigkeit. München u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 8%. 

106. Heft. Blaum: Die Übergangsfürforge vom Krieg zum 
Frieden. 52 S. 1,60 Mk. 

Vorträge der Gehe- Stiftung zu Dresden. Leipzig u. Dresden 
1917, B. G. Teubner. 8°, 

8. Band, 4. Heft. Hedemann: Der Krieg als Lehrmeiſter auf 
dem Gebiete des Rechts. 24 S. 

8. Band, 5. Heft. Satichet, Julins: Die Staatsauffaſſung 
der Engländer. 29 S. 0.80 N 

8. Band, 6. Heft. Herkner, Heinrich: Die Reform der ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Studien unter beſonderer Rückſichtnahme auf die 
Kriegserfahrungen. 27 S. 0,80 Mk. 
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4. Zeitſchriften; periodiſche Erfcheiunngen; Sammelwerke 


Abhandlungen ans dem Gebiete der Kriegswirtſchaft. Heraus⸗ 
gegeben von der Wiſſenſchaftlichen Abteilung der Kriegs⸗Getreide⸗ 
Verkehrsanſtalt. Wien u. Leipzig 1917, Franz Deuticke. 8°. 

Heft 1. Söhner, Paul Arthur: Die Anbauflächen⸗ und 
. in Oſterreich in den Jahren 1916 u. 1917. 103 S. 
Geh. 2 D 

Der D Rundſchau für Arbeitsloſigkeit, Arbeits⸗ 
vermittlung, Auswanderung und innere Beſiedlung. Herausgeber: 
Eugen Schwiedland. Wien 1917, Manzſcher Verlag. 8. 

11. Jahrgang, Heft 4 u. 5. 

Archiv für Frauenarbeit. Im Auftrage des Kaufm. Verbandes für 
weibliche Angeſtellte e. V. herausg. von J. Silbermann. Berlin 
1917, Verlag des Verbandes. N 

Band V, Heft 3, 1. September 1917. 


Archiv für Wirtſchaftsforſchung im Orient. Herausgeber:. 
Reinhard Junge. Weimar 1917, Guftav Kiepenheuer. gr. 8°. 
Jahrgang II, Heft 1. 1. April 1917. S. 1—158. 
* für Volks und Weltwirtſchaft. Herausgeber: Franz 
. Mammen. Dresden u. Leipzig 1917, „Globus“, Wiſſenſch. 
Berlagsanftalt. 8°, 
Heft 43. Below, Georg v.: Kriegs⸗ und Friedensfragen. 
132 S. 2,50 Mk. 

Das neue Deutſchland. Herausg. von Adolf Grabowsky. 
Gotha, F. A. Perthes A.⸗G. 8°. 

1. Ergänzungsheft: Die Reform des deutſchen Beamtentums. 
herausg. von Adolf Grabowsky. 

Der Tag des Deutſchen. Schriftenreihe, herausg. von M. Wenck. 
Jena 1917, Eugen Diederichs. 8°. 

Heft 2. Kühn, Joachim: Franzöſiſche Kulturträger im Dienſte 
der Völkerverhetzung. 67 S. Geh. 1,50 Mk. 

Deutſche Levante-Zeitung. Organ der Deutſchen Levante⸗Linie, der 
Hamburg ⸗Amerika⸗Linie, der Mittelmeer⸗Linie Rob. M. Sloman jr., 
der Deutſch Türkiſchen Vereinigung, des Deutſch Bulgarifchen Vereins 
und des Deutſchen Balfan:Bundes. 4°. Jährlich 24 Hefte = 6 Mk. 

7. Jahrgang, Nr. 13— 20. 

Deutſcher Geſchichtskalender. Sachlich geordnete Zuſammenſtellung 
der wichtigſten Vorgänge im In⸗ und Ausland. Begründet von 
Karl Wippermann. Herausgeber: Friedrich Purlitz. 
32. Jahrgang. 2. Band, 2. Hälfte. Leipzig 1916, Felix Meiner. 8°. 

Der Europäiſche Krieg in aktenmäßiger Darſtellung. 5. Band, 
2. Hälfte. Oktober bis Dezember 1916. S. 539— 1397. Geh. 
10,80 Mk., geb. 12 Mk. — 6. Band, 1. Hälfte. Januar bis 
März 1917. S. 1— 716. Geh. 10 Mi., geb. 12 en 
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Deutſches Statiſtiſches Zentralblatt. Organ der Deutſchen 
Statiſtiſchen Geſellſchaft und des Verbandes deutſcher Städteſtatiſtiker. 
Herausg. von Eugen Würzburger, Johannes Feig, Wil⸗ 
helm Morgenroth. Leipzig, B. G. Teubner. 

9. Jahrgang, Nr. 1—6, Januar bis Auguſt 1917. 


Dentſchlands Erneuerung. Monatsſchrift für das deutſche Volk. 
Herausg. von G. v. nn H. St. Chamberlain, H. Claß, 
R. Geyer, M. Gruber, W. Kapp, G. W. Schiele, 
v. Schwerin, a Seeberg. Schriftleitung: Erich Kühn. 
München 1917, J. F Lehmanns Verlag. 8. Einzelheft 1,50 Mk., 
Vierteljahr 4 Mk. 

1. Jahrgang. 1. Heft, 1917. 
1. Jahrgang. 4. Heft, Juli 1917. 

Am Deutſchlands Zukunft. Herausg. vom Bund Deutſcher Ge 
lehrte und Künſtler. Berlin 1917, Verlag von Reimar Hobbing. 
kl. 8°. 

Heft 2. Fürſt von Bülow: Weg zur politiſchen Reife. 48 S. 
Heft 3. Winnig, Anguſt: Der engliſche Wirtſchaftskrieg und 
das werktätige Volt e 40 S. 


Ehe und Volksvermehrung. Von Joſeph Mausbach, Georg 
Sticke : Cie Franz Hitze. M.⸗Gladbach, Volksvereins⸗Verlag 


G. Ze b. 
Sige, Franz: Geburtenrückgang und Sozialreform. 244 ©. 
Geh. 4,50 Mk. 
Die séiere Zeitſchrift des Verbandes kaufmänniſcher Erſatz⸗ 
kaſſen. gr. 
1. 1 Heft 11 u. 12, Auguſt u. September 1917. 
2. Jahrgang, Heft 1, Oktober 1917. 


Finanz⸗ und Volkswirtſchaftliche Zeitfragen. Herausg. von 
Georg von Schanz und Julius Wolf. Stuttgart 1917, 
Ferdinand Enke. Lex. 

35. Heft. Bartſch von Sigsfeld: Koſten der deutſchen Juſtiz 
in GN Hi Strafſachen, ihre Fehler und deren Befeitigung. 53 S. 
Geh. 2 M 

36. Ge Bub, Moriz: Ofterreid: Ungarns Volkswirtſchaft im 
Weltkriege. 80 S. Geh. 3 Mk. 

37. Heft. Makai, Eruſt: Währungsſtudien, mit beſonderer 

Rücksicht auf Diterreih-Ungarn. 77 S. Geh. 3 3 Mt. 

38. Heft. Lansburgh, Alfred: Zur Syſtematik der Preis- 
bildung an der Effektenböorſe. 48 S. Geh. 1,80 Mk. 


Fortſchritte des Kinderſchutzes und der Jugendfürſorge. 
Vierteljahrshefte des Archivs deutſcher Berufsvormünder. Herausg. 
von Chr. J. Klumker. Berlin 1917, Julius Springer. 8°. 

2. Jahrgang, Heft 2. Tugendreich, Guſtav: Der Ausbau 
der Kleinkinderfürſorge. Feld, Wilhelm: Statiftiihe Erhebungen 
über die ſoziale Lauge von Kindern. 31 S. 1 Mk. 


Ae 
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Be Vereinigung für Staatswiſſenſchaftliche Fortbildung 
| n Wien. Wien u. Leipzig 1917, Franz Deuticke. 8°. 

KS Königreich Polen vor dem Kriege (1815-1914). Zehn Bor: 
träge (März 1917). Eingeleitet und herausgegeben von Ludwig 
Cwiklinski. 237 S. Geh. 6 Mk. 


Genoſſenſchaftliche Zeit- und Streitfragen. Begründet von 
Ludwig Pariſius und Hans Crüger, fortgeführt von Hans 
Crüger. Berlin 1917, J. Guttentag. 8°. 

Heft 15. Meyer, E. H.: Genoſſenſchaften und Kriegsſtatiſtik. 
100 S. 

Die Gewerkſchaft. Zeitſchrift zur Vertretung der wirtſchaftlichen und 
ſozialen Intereſſen der in Gemeinde⸗ und Staatsbetrieben beſchäftigten 
Arbeiter und Unterangeſtellten. Organ des Verbandes der Gemeinde⸗ 
und Staats arbeiter. Berlin 1917. Verlag des Verbandes. gr. 4°. 

XXI. Jahrgang, Nr. 27—41, 6. Juli bis 12. Okiober. 


Handbuch des kommunalen Verfaffungs⸗ und Verwaltungs - 
rechts in Preußen. Herausg von Stier-Somlo. Dipen: 
berg i. Gr. 1917, Gerhard Stalling. Lex. Vollſtändig in etwa 
12 Lieferungen zu je 5 Mk. 

Lieferung 8 u. 9. 

Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. Organ des inter⸗ 
nationalen Genoſſenſchaftsbundes. 

X. Jahrgang 1917, Nr. 4—8, April bis Auguft. 


. Gefeges- Sammlung. Eſſen 1917, Fredebeul & Koenen. 16°. 
Nr. 12. Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte. 60 S. 


Krieg und Wirtſchaft. Kriegshefte des Archios für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und Sozialpolitik. In Verbindung mit Werner Sombart 
und Max Weber herausg. von Edgar Jaffé. Tübingen 1917, 
J. C. B. Mohr. 8°. 

6. Heft (Heft 3 des 43. Bandes des „Archivs für Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft und Sozialpolitik“). 

n Zeitfragen. In Verbindung mit Ferd. 

Schmid und Wilhelm Stieda herausg. von Franz Eulen⸗ 
burg. Tübingen 1917, J. C. B Mohr. 80. 

10. Below, Georg v.: Mittelalterliche Stadtwirtſchaft und 
gegenwärtige Kriegswirtſchaft. £2 S. Geh. 1,50 Mk. 


Politiſche Bibliothek. Jena 1917, Eugen Diederichs. 8°, 
ried, Ernſt: Die deutſche Staatsidee. 223 S. Pappband 
5 Mk., Leinewand geb. 6 Mk. 


Politiſche Chronik der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie. 
Parlamentariſche Chronik der öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Monarchie. — Volkswirtſchaftliche Chronik der öſter⸗ 
reichiſch ungarifchen Monarchie. Mit Benutzung amtlicher 
Quellen berausg. von Karl Neiſſer. Wien 1917. Lex. 

Heft 1, Jänner 1917. 
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Politiſche Flugſchriften. Herausg. von Ernſt Jäckh. Stuttgart 
u. Berlin 1917, Deutſche Verlags⸗Anſtalt. gr. 8°. 

24. Heft. Finanzminiſter F Turkiſche Kriegs⸗ 
finanzwirtſchaft. 42 S. 0,50 M 

Probleme der Weltwirtſchaft. FE des Königlichen Inſtituts 
für Seeverkehr und Weltwirtſchaft an der Univerſität Kiel, Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Stiftung. Herausg. von Bernhard Harms. Jena 1917, 
Guſtav Fiſchet. 4°. N 

27. Peutmann, J.: Die Zollunionsidee und ihre Wandlungen 
im Rahmen der wirtſchaftspolitiſchen Ideen und der Wirtſchafts⸗ 
politik des 19. Jahrhunderts bis zur Gegenwart. XVII u. 132 S. 
Geh. 5 Mk. 

28. Benndorf „ Erich: Weltwirtſchaftliche Baiunge ber 
ſächſiſchen Induſtrie. XXVII u. 385 S. Geh. 1 

Nord und Süd. Eine deutſche Monatsſchrift. = von Ludwig 
Stein. Breslau 1917, S. Schottlaender. gr. 8°. Heft 2 Mk. 

42. Jahrgang, Juli⸗, Auguft:, Ceptembers u. Oktoberheft 1917. 

Verſicherungsrechtliche Abhandlungen von F. Fick. Zürich 1917, 
Orell Füßli. 80. 

Band I. Die bei der Auslegung des Verſicherungsvertragsrechts 
maßgebenden Grundfage, insbeſondere nach ſchweizeriſchem Recht. 49 E 

Volkswirtſchaftliche Blätter, zugleich Mitteilungen des Deutſchen 
Volkewiriſchaftlichen Verbandes. Herausg. von H. E. Krueger. 

XVI. Jahrgang, 1917, Nr. 13—19, Juli bis Oktober. 

Wirtſchaftlicher . Herausg. von dem Deutſchen 
Überfeedienft, G. m. b. H., Berlin, in Gemeinſchaft mit der Geſell⸗ 
ſchaft für wirtſchaftliche Ausbildung, e. V., Frankfurt a. M. 

Nr. 323, 28. Juni 1917 (Waren- und Sonderausgabe). 

Nr. 324, 30. Juni 1917 (Wochenausgabe). 

Nr. 326, 5. Juli 1917 (Länderausgabe). 

Züricher Beiträge zur Nechtswiſſenſchaft. Herausgegeben von 
A. Egger, E. Hafter, M. Huber u. H. Reichel. Aarau 1917, 
H. R. Sauerländer & Co. gr. 8°. 

LXIV. Zoelly, Charles: Die rechtliche Behandlung der Kar⸗ 
telle in der Schweiz. 209 S. 

e Krieg und Frieden. Leipzig 1917, S. Hirzel. kl. 8°. 

pel, R. v.: Über Recht und Krieg. 32 S. 0,80 Mk. 
a1 Schumacher, Hermann: Belgiens Stellung in der Welt- 
wirtſchaft. 58 S. 1,50 Mk. 


5. Bücher und Broſchüren 


Ammann, Hektor: Die Italiener in der Schweiz. Ein Beitrag zur 

Fremdenfrage. Mit zwei Karten. Baſel 1917, SR Finch, Ver⸗ 
lag. gr. 80. 48 S. Geh. 2 Mk. 

(Anonym): Perſien und der europäiſche Krieg. ee on perſiſchen 
Patrioten. Berlin 1915, Karl Curtius. 8°. Geh. 
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Anſchütz, Gerhard: Die preußiſche Wahlreform. Berlin 1917, 
Julius Springer. 8° 35 S. Geh. 1 Mk. 

Aſchoff, Ludwig: Form und Endziel einer allgemeinen Verſorgung 
mit Elektrizität. Herausg. im Auftrag des Beratungsvereins „Elek⸗ 
trizität“, e. V. Berlin 1917, Julius Springer. gr. 8% IV u. 
84 S. Geh. 2.40 Mk. 

Dihlmann, Karl, Badiſches Beamtenrecht. Karlsruhe 1917, G. Braun. 

. 400 S. Geb. 5,60 Mk. 

8 Wilhelm v.: Über deutſche Selbſtverwaltung. Rektorats⸗ 

rede. Tübingen 1917, J. C. B. Mohr. Lex. 29 S. Geh. 1 Mk. 


Bumm, Eruſt: Über das deutſche Bevölkerungsproblem. Berlin 1917, 
Aug. Hirſchwald. 8° 48 S. Geh. 2 Mk. 

Burgdörfer, Fritz: Das Bevölkerungsproblem, feine Erfaſſung durch 
Familienſtatiſtik und Familienpolitik. München 1917, A. Buchholz. 
8°, 254 S. Geh. 6 Mk 

Claß, Heinrich: Zum deutſchen Kriegsziel. Eine Flugſchrift. München 
1917, J. F. Lehmanns Verlag. 8°. 80 S. Geh. 1 Mk. 


Delbrück, Clemens v.: Die Ausbildung für den höheren Verwaltungs⸗ 
dienſt in Preußen. Jena 1917, Guftav Fiſcher. 8°. 39 S. Geh. 1 Mk. 


Deutſchlands Zukunft bei einem guten und bei einem ſchlechten 
5 : München 1917, J. F. Lehmanns Verlag. kl. 8%. 48 S. 
1 


Die wirtſchaftlichen Kräfte Deutſchlands. Herausg. von der 
Dresdner Bank. 3. Ausgabe. Berlin 1917, Dresdener Bank. 8°. 
61 S. 


„ Arthur: Zwiſchen zwei Welten die Völkerbrücke des Balkan. 
Dresden 1917, Heimat und Welt⸗Verlag. kl. 8. 160 S. Geh. 
1 Mk., geb. 2 Mk. 

Eheberg, Karl Theodor v.: Die Kriegsfinanzen. Kriegskoſten, Kriegs⸗ 
ſchulden, Kriegsſteuern. 2. Auflage. Leipzig 1917, A. Deichertſche 
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1389; — die Verſchiebung im Ver⸗ 
hältnis der Kapitalkraft der überſee⸗ 
iſchen Länder gegenüber Europa 1390; 
— Rußlands Einfluß auf den Welt⸗ 
marktspreis 1391; — Weltmarktspreis 
und freier ungebundener Inlandspreis 
1394; — die Schutzbedürftigkeit der 
deutſchen Landwirtſchaft auch nach dem 
Kriege 1895; — Agrarzölle, ihr Gin: 
fluß auf die Landwirtſchaft, auf 
Handel und Induſtrie ſowie die All⸗ 
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gemeinheit 1397—1414; — die Wirt- 
ſchaftspolitik Englands nach Aufhebung 
der Kontinentalſperre 1397; — die 
Wirkung der Agrarzölle auf die Sein, 
ſche Landwirtſchaft 1399—1407; 
Leiſtungs fähigkeit und Rentabilität 
1400; — der Getreidezoll als Mittel, 
die deutſche Landwirtſchaft zur Kon⸗ 
kurrenzfähigkeit mit dem Ausland zu 
erziehen 1402; — Getreidezoll und 
Bodenpreis 1403; — welcher Getreide: 
zoll iſt notwendig zur Erhaltung der 
Leiſtungsfähigkeit der Landwirtſchaft? 
1406; — die Wirkung eines Agrar⸗ 
ſchutzſyſtems auf die Allgemeinheit, auf 
Induſtrie und Handel 1408 — 1412; — 
die Konjunktur nach dem Kriege 1409; 
— Getreidezölle und Weltmarktabſatz 
1411; — Getreidezölle und „innerer 
Mart” 1411; — das friegdwirt{daft- 
lide Moment: Agrarſchutz und Ab⸗ 
ſperrung vom Weltmarkt 1412; — das 
Getreide⸗Einfuhrſcheinſyſtem und die 
Sicherung der Volksernährung in einem 
zukünftigen Kriege 1413: — das Ge⸗ 
treidemonopol 1414—1422; — Aus⸗ 
dehnung des Monopols 1416; — ſeine 
Vorteile 1416; — Bedenken dagegen 
1418; — Getreidemonopol als Ein⸗ 
nahmequelle 1419; — das Monopol 
und die Konſumenten 1420; — Ge⸗ 
treidemonopol und die Sicherung der 
Volksernährung im Kriegsfalle 1421; 
— der Freihandel 1422— 1431; — das 
Einfuhrſcheinſyſtem und die Gründe 
für und gegen ſeine Beibehaltung — 
der zeitlich befriſtete Schutzzoll 1425; 
— die Wirkung des Freihandels auf 
den Anbau der Getreidearten 1426; — 
das Getreideſchutzzollſyſtem und die 
deutſche Viehproduktion 1429. 
Alkohol: Der deutſche Volkskon ſum 
altoholiſcher Getränke und deren Nähr⸗ 
SE SE Vergleich zu ihren Koften 


Amerika: Die Deutſch⸗Amerikaner und 
die Hoffnungen auf ihre Rückwande⸗ 
rung 261. 
Arbeiterfrage: ſiehe Landarbeiterfrage. 
Autorität: Autorität und Preſtige 
E 1681—1703; — L 
1681; — Weſen der Autorität 1682 
—1683; — Weſen des Preſtiges 
16831685; — Quellen des Preſtiges 
Se — ſeine Grundlagen 1685 
1690; — „Laientum 1686; — Un: 
Dësch, der Überſicht 1686— 1687; — 
Diſtanz 1688—1690; — Eigenſchaften 
des Preſtiges 16911695; — Irra⸗ 
tionalität 1691; — Abhängigkeit vom 


eopolds Werk 
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bloßen Eindruck 1691—1695; — 
Lähmung der Abhängigen 1693 — 1695; 
— Verbreitung des Preſtige und ihr 
Zuſammenhang mit dem Klaſſenweſen 
1695 — 1702; — Preſtige der Er⸗ 
wachſenen? 1697; — Preſtige des be⸗ 
weglichen Kapitals 1698; — Preſtige 
der Europäer gegenüber den Natur⸗ 
völkern 1698 — 1699; — Zuſammen⸗ 
hang mit den Anfängen des Klaſſen⸗ 
weſens 1699 — 1702; "e Eng des 
Geheimbundes dabei 1700—1701; 
Rückblick 1702; — Preftige unperſön⸗ 
licher Gebilde (der Sitte und des 
Rechtes) 1702— 1703 


Balkan: Zur Geſchichte des Balkan⸗ 


bundes E 87— 183; — die Geſchichte 
des Balkanbundes als Vorſpiel des 
Weltkrieges 87; — balkaniſch⸗türkiſche 
Verhältniſſe vor Begründung des 
Balfanbundes 90; — Stellung der 
Großmächte zu dem werdenden Balkan⸗ 
bund 99; — Entſtehung des Balkan⸗ 
bundes 104; — Serbiens Haltung 
unter dem Ginfluffe des ruffiihen Ge⸗ 
ſandten v. Hartwig in Belgrad 111: — 
der Balkankrieg und ſeine zerſtörende 
Wirkung für den Balkanbund 117; — 
Serbiens Stärkung durch den großen 
Siegespreis und ſeine übermütige 
Haltung gegenüber der Donau⸗ 
monarchie 125 


Beamten: Bevölkerungspolitiſche Re 


form des Beamtengehaltes ſiehe Be⸗ 
välkerung. 
der Kaufkraft des Geldes und in den 
Koſten der Lebenshaltung mit De 
ſonderer Rückſicht auf die Frage der 
feſten Beſoldungen B 1921— 1969; 
8017 unter Geld 

Belgien: Gewerbliches Schulweſen in 
Belgien ſiehe Schulweſen. 


Bergregal: Das Bergregal der 
Standesherren im Ruhrkohlenbezirk 
E 1181—1231; — Bedeutung und 


Weſen des Kohlenregals 1181-1194; 
— wirtſchaftliche Bedeutung des Kohlen⸗ 
bergbaues und des Kohlenregals 1181; 

— die geſchichtlichen Entſtehungstat⸗ 
ſachen des ſtandesherrlichen Kohlen⸗ 
regals 1187; — die rechtstheoretiſche 
Begründung des Regals 1192: — 
Kritik der Grundlagen des ſtandesherr⸗ 
lichen Regalanſpruches 1194— 1228: 

— die grundlegenden Geſetze und ihre 
Auslegung 1194; — der privatrecht- 
liche Begriff des Bergregals im Gegen⸗ 
fag zur neueren Staatsrechtslehre und 
Finanzwiſſenſchaft 1202; — der 


— Die Schwankungen in 
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ſtandesherrliche Regalanſpruch vom 
Standpunkt der hiſtoriſchen Betrachtung 
1212; — die Anerkennung des ſtandes⸗ 
herrlichen Regals durch die preußiſche 
Staatsregierung 1222; — der Rechts- 
zuſtand vor Beginn der preußiſchen 
Herrſchaft 1224; — Grenzen für den 
Nachweis der Erſitzung des Kohlen⸗ 
regals 1226; — geſetzgeberiſche Ver⸗ 
ſuche und Aufgaben 1228-1231. 

Betriebsformen: Die Miſſion der 
Großbetriebe 259; — die Wander: 
arbeiter in den bäuerlichen Betrieben 
260; — die Bedeutung der gefteigerten 
Maſchinenverwendung und Elektri⸗ 
zitätsverſorgung in der Landwirt⸗ 
ſchaft; die Rationalifterung des länd⸗ 
lichen Arbeitsverfahrens ſiehe Land⸗ 
arbeiterfrage; — kapitaliſtiſche Be⸗ 
triebsformen in Oſtrom 588 —589. 

Bevölkerung: Der Einfluß der Ver⸗ 
teilung der Bevölkerung auf die Ge⸗ 
ſchlechter und des Altersaufbaues auf 
die Kopfquote der Ernährung ſiehe 
Volksernährung; — die Landarbeiter⸗ 


verhältniſſe in Deutſchland ſiehe Land⸗ 


arbeiterfrage. — Neue Wege der Be⸗ 
völkerungspolitik I E 813—847; — 
der beginnende Kampf gegen den Ge⸗ 
burtenrückgang: Beginn amtlicher Be⸗ 
völkerungspolitik, Einfluß des Krieges 
und der Bevölkerungsverhältniſſe in den 
feindlichen Ländern, Gides Shägung 
der franzöſiſchen und deutſchen Ver⸗ 
luͤſte, Geburtenrückgang in Berlin, Be⸗ 
völkerungspolitiſche Maßnahmen, Hei⸗ 
ratsalter in Deutſchland und im Aus- 
lande, Bevölkerungspolitik u. Kapital⸗ 
auswanderung 813—825; — Ledigen⸗ 
fteuer und Kinderprivileg: Volkstüm⸗ 
lichkeit, Ledigenſteuer und Kinder⸗ 
privileg erſt neuerdings bevölkerungs⸗ 
politiſch motiviert, moraliſche und 
fiskaliſche Bedeutung von Steuern, 
moderne Familienſteuern im Ausland, 
freies Einkommen der Familie als 
Steuerbemeſſ e ; Be⸗ 
ſchränkung des Kinderprivilegs auf 
die Unter⸗ und Mittelſchicht, Intereſſe 
des Fiskus und der Volkswirtſchaft 
an der Reform, bevölkerungspolitiſche 
Wirkung, Kinderprivileg für Ver⸗ 
mögend- und Erbſchaftsſteuern, der 
Pflichtteil des Reiches 825 —834; — 
Bevölferungspolitifche Reform des Be⸗ 
amtengehaltes: Ausgleichung der Fa ⸗ 
milienlaſt, Lage der Beamten, Regu⸗ 
lierung des Zuganges zum Beruf, Ehe⸗ 
und Kinderzulagen, Dienſtwohnungen, 
heutige Berückſichtigung des Familien⸗ 
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bedarfs, bayeriſcher Plan einer Kinder⸗ 
zulagenverſicherung, grundſächliche Zu⸗ 
läſſigkeit von Familienzulagen, Gegner⸗ 
ſchaft in Beamtenkreiſen, Dringlich⸗ 
keit der Reform aus anderen Grün⸗ 
den, Ausdehnung auf die höhere 
Beamtenſchaft — 847. — Eheliche 
Fruchtbarkeit und Beruf E 909 — 917; 
Familienſtatiſtik der Stadt Zürich: 
größere Fruchtbarkeit der vom Lande 
ſtammenden Frauen 909; — fallende 
Kinderzahl mit ſteigendem ſozialen 
Rang 910; — zeitliche Verſchärſung 
der ſozialen Unterſchiede 911—912; — 
Beſchaffenheit des Zürcher Beobach⸗ 
tungsmaterials und Stand der Ver⸗ 
arbeitung 9183—914; — geplante Aus⸗ 
zählungen über die ſamilienweiſe Ge⸗ 
ſtaltung der Säuglingsſterblichkeit 914 
—915; — familienſtatiſtiſche Zuſatz⸗ 
fragen der letzten Volkszählung 916. — 
Neue Wege der Bevölkerungspolitik II 
E 1471—1513; — Elternſchafts ver⸗ 
ſicherung 1471 — 1513; — volkswirt⸗ 
ſchaftliche und ſoziale Bedeutung der 
Einkommens verteilung nach dem 
Familienbedarf 1471 —1472; — Ge 
währung von Familienzulagen durch 
private Arbeitgeber 1472—1477; — 
Sparzwang für ledige Arbeiter 1477 
— 1478; — Kinderprämien 1478 
— 1481; — Elternſchaftsverſicherung 
1481 1483; — neue Pläne 1 

— 14955 — Nebenvorteile und 
Schwierigkeiten 1495 — 1498; — Eltern⸗ 
ſchaftsverſicherung im Arbeitsverhält⸗ 
nis 1498 — 1500; — Anſchluß an die 
Invalidenverſicherung 1500 — 1502; — 
Unerträglichkeit des Lohnabzuges für 
ledige Arbeiter 1502 — 1504; — Bers 
ſicherungsflucht 1504 — 1505; — 
Rentenbezug ohne Lohnarbeit 1505 bis 
1506; — Verſicherungspflicht der An⸗ 
geſtellten 1507 1508 ; — Verſicherungs⸗ 
leiſtungen 1508—1509; — Kontrolle 
1509; — Zuſchußpflicht des Reiches 
und des Arbeitgebers 1509 — 1510; — 
Verſicherungspflicht der Arbeiterinnen 
1510—1511; — Verſicherungspflicht 
der Landwirtſchaft 1511; — Bedenken 
1511-1513. 


Vodenwert: Der Bodenwert nach dem 


Steuermaß 356--361; — Getreidezoll 
und Bodenpreis 1403. 


Byzanz: Die EE Volkswirt⸗ 
—614; — Üb 


ſchaft R 569 erblick über 
den Inhalt der Vorleſungen, die der 
Darſtellung der byzantiniſchen Volks⸗ 
wirtſchaft vorausgehen 569—572; — 
die dyzantiniſche Volkswirtſchaft 573 
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—614; — der kapitaliſtiſche Charakter 
der Wirtſchaftsordnung in der Oſt⸗ 
hälfte des Römerreiches 573— 578; — 
die Herrſchaft des feudalen Groß⸗ 
grundbeſitzes im angrenzenden Perſer⸗ 
reich und in dem bald unter römiſcher, 
bald unter perſiſcher Oberhoheit 
ſtehenden Armenien 579—580; — die 
Gründung Konſtantinopels veranlaßt 
durch die Schwierigkeiten, die das 
Perſerreich den Römern verurſachte 
580; — die Urſache der langen Dauer 
des byzantiniſchen Reiches liegt im 
Gewerbe und Handel 581; — die Ein⸗ 
führung der Seidenwurmzucht 581 
bis 585; — monopoliſtiſche Organi- 
ſation von Gewerbe und Handel 586 
—588; — klapitaliſtiſche Betriebs- 
formen 588 —589; — der Reichtum 
Konſtantinopels 589—591; — die 
landwirtſchaftlichen Zuſtände im byzan⸗ 
tiniſchen Reiche 591—610; — Ent- 
wicklung zur Feudalität wie im weſt⸗ 
römiſchen Reiche 591—597; — das 
Bauernlegen der Mächtigen 597—600 ; 
— die Kaiſerpolitik gegenüber den 
Mächtigen 600 —610; — die Bauern- 
ſchutzpolitik der iſauriſchen und make⸗ 
doniſchen Dynaſtien 600—610; — ihr 
Scheitern und das gleichzeitige Ver⸗ 
ſiegen der kapitaliſtiſchen Hilfsquellen 
führen zum 810 des byzantini⸗ 
ſchen Reiches 610—614. 


Deutſchland: Politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Verfaffung 1—2; — die ungariſch⸗ 
deutſchen Beziehungen ſiehe Ungarn; 
— Deutſchland und der Balkanbund 
ſiehe Balkan; — die deutſche Volks⸗ 
ernährung ſiehe Volksernährung; — 
die deutſche Landarbeiterfrage: die 
Landarbeiterverhältniſſe in Deutſch⸗ 
land im allgemeinen, die Wander⸗ 
arbeiterfrage unter den durch den Krieg 
geſchaffenen Verhältniſſen, die aus⸗ 
ländiſchen Wanderarbeiter nach dem 
Kriege, die Frage der Landarbeiter⸗ 
beſchaffung nach dem Kriege ſiehe Land⸗ 
arbeiterfrage; — Deutſch⸗Ruſſen, 
Deutſch⸗Amerikaner ſiehe Rußland und 
Amerika; — Deutſchland und die 
Pariſer Wirtſchaftskonferenz ſiehe 
Wirtſchaftskonferenz. — Der engliſche 
und der deutſche Staat E 985-993; 
— Wäre der Parlamentarismus für 
Deutſchland oder Preußen richtig? 
E 1123—1130; — Parteiweſen und 
Berufsvertretung in Deutſchland 1295 
1303. — Agrarzölle, Getreide⸗ 
monopol oder Freihandel, ein Beitrag 
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zur zukünftigen Geſtaltung der deut⸗ 
ſchen Agrarpolitik E 1885 — 1431; ſiehe 
Agrarpolitik. — Die ausländiſche Ka⸗ 
pitalbeteiligung an der deutſchen In⸗ 
duſtrie E 1451 — 149; 1 Induſtrie: 
— Deutſchtum und deutſches Kapital 
in Guatemala 1921 — 1923; — deutſch⸗ 
türkiſche finanzpolitiſche Verhältniſſe 
ſiehe Türkei. 


Eiufuhr: Die deutſche Volksernährung 


emeſſen an der Produktion und dem 
infuhrüberſchuß; die Einfuhr der 
einzelnen Nahrungsmittel ſiehe Volks⸗ 
ernährung; — franzöſiſche Einfuhr⸗ 
erſparnispolitik, Einfuhrkriſen im 
Kriege ſiehe Frankreich; — Einfuhr⸗ 
ſcheine ſiehe Agrarpolitik. 


Einkommen: Der Einfluß der Ein⸗ 


kommenshöhe auf die Ernährung; die 
Entwicklung der Einkommenverhält⸗ 
niſſe und die Koſten der Lebenshaltung 
in Hamburg ſeit 1890 ſiehe Volks⸗ 
ernährung. 


Elektrizität: Die Elektrizität in der 


Landwirtſchaft, Überlandzentralen, 
Elektrizitätsgenoſſenſchaften uſw. ſiehe 
Landarbeiterfrage. — Entwürfe zur 
ſtaatlichen Regelung der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung und die Tariffrage E 1873 
— 1919; — Pläne zu einer ſtaatlichen 
Regelung der öffentlichen Elektrizitäts⸗ 
verſorgung in Sachſen 1873, in 
Preußen 1875; — Verſuche der elektro⸗ 
techniſchen Großinduſtrie, ſich der Be⸗ 
wegung zu bemächtigen (Klingenberg) 
1876; — ift die Tariffrage ein Hinder⸗ 
nis der Übernahme der Elektrizitäts⸗ 
verſorgung durch den Staat? 1877; — 
Abhängigkeit der Tarife von den Er⸗ 
zeugungskoſten und Entwicklung der 
Erzeugungskoſten 1879 — 1886, — 
Koſten der Tilgung und Berzinfung 
des Anlagekapitals 1886; — die Be⸗ 
triebskoſten 1887— 1895; — Zus 
ſammenſetzung der Koſten der Lieferung 
elektriſcher Arbeit 1895; — die einzelnen 
Tarife: der Pauſchaltarif 1895; der 
der Gebührentarif 1896; der Zähler⸗ 
tarif 1897; der Dreitaxentarif 1897; 
— die Umſtände des Verbrauches 
18971899; — ihre Berückſichtigung 
in den Tarifen: Größe des Anſchluß⸗ 
wertes 1899; — Größe des Verbrauches 
1900; — beſondere Behandlung der 
Großabnehmer 1901— 1903; — die 
Dauer des Verbrauches 1903: — der 
Zeitpunkt des Verbrauchs (Hauptlicht⸗ 
zeit) 1904; — Kombinierung mehrerer 
dieſer Prinzipien miteinander 1905; — 
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beſondere techniſche und wirtſchaftliche 
Umſtände des Verbrauchers 1906; — 
ſeine wirtſchaftliche Leiſtungsfähigkeit 
1908; — Mindeſtgarantie 1909; — 
Zählermiete 1909; — die mittleren 
Preiſe der deutſchen Elektrizitätswerke 
1910; — Förderung des Verbrauches 
durch Preisermäßigung 1912 — 1915; 
— die Vereinfachung der Tarife nach 
dem Vorſchlage Hochſtröms 1915 
— 1918; — Ausgleich der Selbſtkoſten 
der einzelnen Werke bei der Zuſammen⸗ 
faffung eines ganzen Landes 1918. 
England: Der engliſche und der deutſche 
Staat E 985—993; — das Zielen des 
engliſchen Parlamentarismus, ſeine 
hiſtoriſchen und politiſchen Voraus- 
ſetzungen, ſeine ſchwierige Anwendbar⸗ 
keit in anders gearteten Staaten 1123 
—1130; — Propaganda gegen Eng⸗ 
land im Rheinland unter franzöſiſcher 
Herrſchaft ſiehe Frankreich; — Münz⸗ 
reformen in Britiſch⸗Indien ſiehe 
Niederländiſch⸗Oſtindien und der Gold⸗ 
Exange⸗Standard unter Gold; — die 
Wirtſchaftspolitik Englands nach Auf⸗ 
hebung der Kontinentalſperre 1397. 
Eruährung: ſiehe Volksernährung. 


Feudalismus: Feudaliſtiſcher Groß⸗ 
grundbeſitz in Perſien und Armenien 

5 0; — Entwicklung zum Feuda⸗ 
lismus in Oſtrom 591 —597. — Das 
Bergregal der Standesherren im Ruhr⸗ 
kohlenbezirk E 1181-1231; e 
Finanzpolitik: Djawid Beys Kriegs: 
finanzpolitik E 2123 —2144; f. Türkei. 
Frankreich: Polniſche Wanderungen 
(Landarbeiter) nach Frankreich 257. — 
Frankreichs Wirtſchaft im März 1917 
E919 —936; — Rücktritt des Kabinetts 
Briand, eine Folge der Wirtſchafts⸗ 
kriſis 919—921; — Phaſen der fran- 
zöſiſchen Kriegswirtſchaftspolitik 921 
932; — erſte Phaſe: Moratorium; 
zweite Phaſe: „Reprise des affaires“ 
921—922; — das kriegswirtſchaftliche 
Syſtem Frankreichs; eine Konjunktur: 
ihre Vorteile und Nachteile 922 — 925; 
— die nationale Kriegsinduſtrie: An⸗ 
näherung an das deutſche Syſtem 
926; — Fehler im Syſtem; Heilungs⸗ 
verſuche; Einfuhrerſparnispolitik 926 
—929; — erſte Störungen der Kon⸗ 
junktur: Finanz⸗, Transports, Kohlen: 
kriſe; Kritik der franzöſiſchen Kon⸗ 
junkturſtatiſtik 929—931; — das Ende 
der Konjunktur: U-Boot und Sperre; 
dritte Phaſe: Einfuhrkriſis 931—932; 
— Phänomenologie der Kriſen; die 
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alten und die neuen Kriſen: Preis⸗ 
und Quantitätskriſen 932—934; — 
Kell der Einfuhrkriſis; franzöſiſche 
ritik der urſprünglichen Wirtſchafts⸗ 
politik 934— 936. — Propaganda gegen 
England im Rheinland unter fran⸗ 
zöſiſcher Herrſchaft B 1163—1179; — 
vorfranzöſiſche Stimmungen 1163 
1166; — Propaganda gegen Eng⸗ 
land in der Zeit der proviſoriſchen 
Verwaltung 1166-1168; — Anteil 
der Rheinländer in den letzten Jahren 
des Direktoriums 1169—1171; 
Sammlungen gegen England 1171 
—1175; — unter Napoleon; wachſende 
Widerſtände 1175 — 1178; — die qe 
paganda gegen England in der Bore 
eſchichte des deutſch⸗engliſchen Gegen, 
fakes 1178. 


Geld: Neuere Urteile über die Staat. 
liche Theorie des Geldes E 937-956 
— Krieg und Geldtheorie 937; — zwei 
ſymptomatiſche Neuer ſcheinungen 938 
— ſtaatliche Theorie und Praxis 939° 
— ſtaatliche Theorie und wirtfchaft” 
liche Theorie 940—941; — Möglichkei“ 
eines objektiven Geldbegriffs 939—941; 
— Logik und falſche Vorſtellungen 
943—944; — das Problem des Endes 
944—945; — Edelmetall und Staat- 
liche Theorie 945; — definitives und 
proviſoriſches Geld 945— 947; — die 
endliche Befriedigung“ 945—946; — 
der Einzelne und der Staat; der Staat 
als letztes 947; — fein „Opfer“ der Geld⸗ 
abgabe 950; — auch die metalliſche Be⸗ 
friedigung ſtaatlich bedingt 948—949 ; 
— die Entgoldung Indiens 951—952; 
— die Erklärung der geſchichtlichen 
Erſcheinungen durch beide Theorien 
952—953; — grundlegende Kenn⸗ 
zeichnung der ſtaatlichen Theorie 953 
—955; Forderungen an den aka⸗ 

demiſchen Unterricht 955: — der Weg 

zur Einigung: der Nominalismus 
wird von den älteren Lehren geſucht; 

Unmöglichkeit eines dritten Stand⸗ 

punktes 955— 956. — Bemerkungen zu 

SCH Fiſhers Geldlehre E 1 

— 1576; — Darſtellung 1565 — 1568; 

— Kritik der Verkehrsgleichung 1569 

— 1570; — der Begriff der Umlaufs- 

geſchwindigkeit und des Umſatzvolu⸗ 

mens 1570 —1572; — die Fehler der 

Quantitätstheorie 1572 — 1574; 

Theorie der Preisverſchiebung 1574 

— 1576. — Die Schwankungen in der 

Kaufkraft des Geldes und in den Koſten 

der Lebenshaltung mit beſonderer 
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Rückſicht auf die Frage der feſten Be⸗ 
ſoldungen R 1921—1969; — Einfluß 
der Kriegslaſten 1924; — ſtatt ſprung⸗ 
hafter „Gehaltserhöhungen eine ſelbſt⸗ 
tätige Anpaſſung: mit einer ſtetigen 
Steigerung 1929 und einer jährlichen 
Überprüfung 1930: — Sinken des 
Geldwertes im Zuſammenwirken mit 
einer Hebung der Lebens haltung 1931; 
— die Grundlagen für die felbfttätige 
Anpaſſung; Durchführung und Be: 
gründung im einzelnen 1941; — im 
beſonderen die Brauchbarkeit der Ein⸗ 
kommenbeſteuerungsergebniſſe 1952; — 
das Zurückbleiben der Feftbefoldeten 
bei zahlenmäßig gleicher Gehalts höhe 
eine Teilerſcheinung einer allgemein⸗ 
wirtſchaftlichen Tatſache 1954: — dem: 
nach Ausdehnung des Anpaſſungs⸗ 
vorſchlages auf wirtſchaftliche Ver⸗ 
hältniſſe verwandter Art: im beſon⸗ 
deren auf das Lohnarbeiterverhältnis 
und auf die Kapitalrente 1955; — 
Verſuch, die geforderte Maßnahme an 
einem Zahlenbeiſpiel zu veranſchau⸗ 
lichen 1963. — Valuta, Papiergeld, 
Anleihen uſw. in der Türkei ſiehe 
Türkei. 

Gemeinden: Hausbeſitz und Kommunen 
651. — Gemeindebetriebe E 957—984 ; 
— die Entwicklung der kommunalen 
Wirtſchaftspolitik 957; — die Stellung⸗ 
nahme des V. f. S. 958: der Stand 
von 1910 und ſein Werdegang bis zur 
Gegenwart; 
962; — Verkehrsunternehmungen 966; 
— Finanzfragen 968; — die ent⸗ 
ſcheidenden Momente für Förderung 
und Hemmung des Munizipalſozialis. 
mus 969; — Gemeindebetriebe im 
Ausland 972; — Meinungen und 
Gegenmeinungen: in Wien 1909 976; 
in Cöln 1914 982; — Gegenwart und 
Zukunft 984. 

eſellſchaft: Gleichgewicht zwiſchen 
individueller Freiheit und ſtaatlicher 
Ordnung 9—11; — Verſozialiſierung 
des geſellſchaftlichen Lebens durch den 
Krieg 17— 19; — der Sozialismus 
und die geſellſchaftliche Ordnung in 
Gegenwart und Zukunft 22 — 24; — 
Individualismus und Organiſation 
24—27; — die ewige Stellung des 
Individuums in der geſellſchaftlichen 
Lebensordnung 27—32. — Bevölke⸗ 
rungspolitik ſiehe Bevölkerung. 
Gewerbe: Handel und Gewerbe als die 
Stützen des byzantiniſchen Reiches 
581; — ſtädtiſches und landwirtſchaft⸗ 
liches Gewerbe 634; — gewerbliches 
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Schulweſen in Belgien bebe Schul⸗ 
weſen. 


Gold: Die Goldpolitik der Bank von 


Schweden während des Krieges E 615 
—628; — Berfaſſung der Bank von 
Schweden 615; — die Abnahme des 
Goldbeſtandes in den erſten Kriegs⸗ 
tagen 616—617; — die Siſtierung 
der Einlöſung der Noten in Gold 618; 
— die theoretiſche Tragweite der Bank⸗ 
geſetzesänderungen 620; — die Siſtie⸗ 
rung des Goldankaufes durch die 
Banken und die Suspendierung der 
Freiprägbarkeit des Goldes 622; — 
die Geſetzesnovelle 623. — Das Gold 
in der Staatlichen Theorie des Geldes 
ſiehe Geld. — Niederländiſch⸗Oſt⸗ 
indien und der Gold Exchange⸗Stan⸗ 
dard (Goldkernwährung) E1333—1350; 
— Einleitung: das niederländiſch⸗oſt⸗ 
indiſche Münzweſen in der erſten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts; die un⸗ 
geſunden Verhältniſſe bis zum Jahre 
1845: bie Kupferzertifikate der Javani⸗ 
ſchen Bank 1333; — die Nederiandfd;e 
Handelmaatſchappij ſtellt die Ausgabe 
von Wechſeln auf das Mutterland 
und die Javaniſche Bank die Ein⸗ 
löſung ihrer wechſel ein 1335; — die 
Sanierungsmaßregeln des Gouverneur⸗ 
Generals Rochuſſen: Wiederaus⸗ 
ſtellung von Wechſeln auf das Mutter. 
land 1335; — Interimsſcheine 1335; 
— Einziehung der Kupferzertifikate 

35; — Erfolg dieſer Münzreform 
und ihre Anwendung in Britiſch⸗ 
Indien, den Straits und den Phi⸗ 
lippinen 1336: — Bedeutung für 
Gegenwart und Zukunft 1336; — 
Rückwirkung der monetären Berhält⸗ 
niſſe auf das Mutterland: das Geſetz 
vom 1. Mai 1854 1336; — Übergang 
der Niederlande 187 Goldwährung. 
Geſetz vom 6. Juni 1875 1337; — Über- 
gang der Kolonien zur Goldwährung, 
Geſetz vom 28. März 1877 1388; — 
Bedeutung und Durchführung dieſer 
Währung bis zum Jahre 1906: die 
Silberfrage im Zuſammenhang mit 
den wirtſchaftlich monetären Be⸗ 
ziehungen der Kolonie zum „Oberwal“ 
und zu China 1339; — Veränderungen 
im kolonialen Münzweſen um die 
Wende des Jahrhunderts: die Münz⸗ 
reform in Britiid- Indien 1893—98 
1343; — die Münzverſchlechterung 
ſeitens der Straitsregierung 1844; — 
Umwandlung der gangbaren Münz⸗ 
arten 1344: — die niederländiſch⸗oſt⸗ 
indiſche Münzreinigung der Jahre 
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1906—08: Ausſtoßung ſämtlicher 
Dollars 1345; — Einſetzung und An⸗ 
paſſung der niederländiſch⸗ indischen 
Münze 1345; — Durchführung der 
Gold⸗Exchange Währung ſeitens der 
Javaniſchen Bank 1346; — die günſti⸗ 
gen Folgen der Münzreinigung und 
der Gold⸗Exchange⸗Politik: die Vor⸗ 
teile in Anſehung des Mutterlandes 
1346; — Stabilität der Javaniſchen 
Bank, auch während des Weltkrieges 
1347; — Zuſammenfaſſung und Aus⸗ 
blick 1349. — Die beabſichtigte Ent⸗ 
thronung des Goldes E 1351 1384; 
— Entſtehung und Bedeutung der 
Strömung 1351—1359; — Knapp 
1352; — Bendixen 1352; — Liefmann 
und ſonſtige 1354; — ihre Vorſchläge 
1355; — Gefahren der Bewegung 
1357; — die praktiſchen Einwände 
dagegen 1359 — 1377: — der Zeitpunkt 
der Durchführung 1360; — keine Aus⸗ 
ſicht auf Nachfolge 1362; — die Koſten 
der Goldwährung 1368; — der Welt- 
bund zur Entthronung des Goldes 
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2027; — der Anbau von Kautſchuk 
2030; — Kakaopflanzungen 2031; — 
kleinere Kulturen verſchiedener Art 
2033; — die Arbeiterverhältniſſe 
2034; — Berabau 2035 2040; — 
Eiſenbahnen 2040 — 2043; — Poſt und 
Telegraphie 2043 — 2045; — Banken, 
Induſtrie, Zeitungsweſen u. a. 2045 
— 2048; — Einfluß der neueften Zeit 
auf Zuſtände und Entwicklung des 
Landes 2048 — 2051; — Literatur 2052. 
gutsherrlich⸗ 
bauerlichen Verhältniſſe in Kurheſſen 
ſiehe Kurheſſen. 


Hamburg: Koſten der Lebenshaltung 


und Entwicklung der Einkommens⸗ 
verhältniſſe in Hamburg ſeit 1890; 
Umfang des Konſums von 179 Ham⸗ 
burger Haushaltungen nach der Er⸗ 
hebung von 1907 ſiehe Volksernährung. 


Handel: Handel und Gewerbe, die 


Sitigen des oſtrömiſchen Reiches 581; 
— der Einfluß von Agrarzöllen auf 
den Handel 1397 — 1414. 


1376; — theoretiſche Einwände 1377 Handelspolitik: Anklagen gegen die 


— 1384; — Zuſammenhang zwiſchen 
dem Preis des Goldes und den Lreifen 
der Waren 1378; — Zinsfuß und 
Warenpreiſe 1381. 

Großbetrieb: ſiehe Betriebs formen. 


- Grundfteuer: Oſterreichiſche Crund⸗ 


ſteuer Ti be Steuern. 
Gnatemala: Die wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſtän de der Föderativrepublik Guatemala 
E 1971 2053; — allgemeiner Üver- 
blick uber die geſchichiliche Entwicklung 
Guatemalas 1971— 1973; — die pos 
litiſchen Strömungen im Lande 1973 
— 1978; — allgemeine wirtſchafts⸗ 
geographiſche Uberſicht über das Land 
1978-1983; — die politiſchen und 
wirtschaftlichen Zuſtände in Guatemala 
in neuerer Zeit 1983 — 1990; — die 
inanzen der Republik Guatemala 
990 — 2009; — die Münzverhältniſſe 
1990; — Geſchichte der äußeren Siaats⸗ 
ſchuld 1992; — Finanzlage um das 
Jahr 1900 1993; — Staatshaushalt 
und Staatsſchulden 1903/04 und 
1910/12 2000; — Zollerträge und 
Goldkurs 2004; — Staat voranſchlag 
1913/14 2006; — der Außenhandel 
der R. publik 2009 — 2021; — Deutſch⸗ 
tum und deutſches Kapital in Guate⸗ 
mala 2021— 2023: — die Entwicklung 
der Landwirtſchaft und ihrer Zweige 
in Guatemala 2023 — 2035; — der 
Anbau und die Kultur des Kaffees 
2023; — die Bananenpflanzungen 


Schmollers Jahrbuch XLI 4. — Wegifter. 


deutſche Handelspolitik und die deut⸗ 
ſchen Handelsmethoden; Boykott des 
deutſchen Handels, Neugeſtaltung 
der Zollpolitik, Abwehrmaßnahmen 
Deutſchlands gegen die Beſchlüſſe der 
Pariſer Wirtſchaftskonferenz ſiehe 
Wirtſchaftskonferenz; — franzöſiſche 
Einfuhrerſparnispolitik während des 
Krieges 926 — 929. 


Hausbeſitz: Der Hausbeſitz E629 —655; 


Hausbeſitzerſtand 629, 638; — Bore 
ſchläge zu Hebung der Schwierigkeiten 
630, 655; — Kriegsſozialismus 632; 
— ſtädtiſches und landwirtſchaftliches 
Gewerbe 634; — Urſachen der 
Schwierigkeiten 634; — Schutz des 
Hausbeſitzes gegen Verſchleuderung der 
Grundſtücke 638; — Umfang der Ver⸗ 
ſchuldung 639; — der Hypotheken- 
gläubiger 640, 653; — Maßnahmen 
während des Krieges 641, nach dem 
Kriege 642, 653; — Entſchädigung für 
unmittelbare Kreditverluſte 643; — 
Maßnahmen gegen Verſchleuderung der 
Grundftüde in der Zwangsverſteige⸗ 
rung 644; — Maßnahmen zugunſten 
des „normal“ verſchuldeten Haus⸗ 
beſitzes 646; — Entſchuldung 647; 
— Liquidität mündelſicherer Hypo⸗ 
theken 648: — Beſchaffung erſter Hypo⸗ 
thefen 649; — Beſchaffung zweiter 
Hyvotheken 649; — Garantien 650: — 
Hypothekenverſicherung 650; — Miet⸗ 
verluſtverſicherung 650; — Garantie- 
40 
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genoſſenſchaften 650; — Privatfapital 
651; — Einrichtungen von Kommunen 
651; — Eingaben des Schutzverbandes 
für deutſchen Grundbeſitz 652; — 
Schußmaßregeln in der Zeit nach dem 
Kriege 652: — Berückſichtigung der 
F und Mieter dabei 
653; — Material der Mieteinigungs⸗ 
ämter 654. 


Hausinduſtrie: ſiehe Landarbeiter⸗ 

frage; — ländlicher Hausfleiß und 
Hauskunſt, Winterheimarbeit und 
Hausinduſtrie 865. 

Heimarbeit: der Mangel an Heimarbeit 
im Königreich Polen 251. 


Hypotheken: ſiehe Hausbeſitz. 


a: die Entgoldung Indiens 951 

— 952. 

Individualismus: Individualismus 
und Sozialismus E 13—34; die 
Abwendung vom Prinzip der Verkehrs- 
freiheit 13—16; — Verſozialiſierung 
des geſellſchaftlichen Lebens durch den 
Krie 19; — Begriff Indivi- 
dualismus und Sozialismus 19—21; 
— Kronzeugen des Sozialismus 21 
—22; — Gegenwart und Zukunft 
22—24; — Individualismus und Or⸗ 
ganifation 24—27; — der Unterſchied 
von Individualismus und Indivi⸗ 
dualität und die ewige Stellung des 
Individuums in der geſellſchaftlichen 
Lebensordnung 27—32. — Die Schlag⸗ 
worte Individualismus und Sozialis⸗ 
mus ſiehe Volkswirtſchaft; — der 
Einfluß der individualiſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung auf den Städtebau; — | 
J. St. Mill als Individualiſt 1760 
— 1785. 

Snduftrie: Das Darniederliegen der 
Induſtrie im Königreich Polen 251; — 
der Einfluß von Agrarzöllen auf die 
Induſtrie 1397 — 1414. — Die aus⸗ 
ländiſche Kapitalbeteiligung an der 
deutſchen Induſtrie E 1451— 1469; — 
die Bedeutung der ausländiſchen 
Kapitalanlage für die wirtſchaftliche 
und finanzielle Kriegsführung 1451; 
— aktive und paſſive Kapitalbeteilgung 
1453: — hervorſtechende Züge der 
aktiven Kapitalbeteiligung 1454; — 
die ausländiſche Kapitalbeteiligung an 
deutſchen Unternehmungen nach ihrem 
zeitlichen Urſprung und nach ihrer 
Herkunft 1457; — drei hervorragende 
Beiſpiele ausländiſcher Kapitalbeteili— 
gung an der deutſchen Induſtrie: 


Zigaretten, Margarine, Spiegelglas 
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1459; — allgemeine Geſichtspunkte für 
die volkswirtſchaftliche Beurteilung der 
aktiven ausländiſchen Kapitalbeteili⸗ 
gung 1463; — die Zukunft der aus⸗ 
ländiſchen Kapitalanlagen in Deutſch⸗ 
land 1466. 

Innenkoloniſation: ſiehe 
arbeiter frage. 


Inden: Die jüdiſche Frage in Ruſſiſch⸗ 
Polen 262. — Die heutige deutſche 
Judenfrage E 563 —567. 


Kapitalismus: Der kapitaliſtiſche 
Charakter der byzantiniſchen Volks. 
wirtſchaft Bebe Byzanz; — Reffenti- 
ment, Kapitalismus und Bourgeoiſie, 
Bemerkungen zu Max Schelers „Ab- 
handlungen und Aufſätzen“ ſiehe 
Reſſentiment. 

Kathederſozialismus: Kathederſozia⸗ 
lismus und wirtſchaftlicher Indivi⸗ 
dualismus 15. p 

Kettenhandel: Kettenhandel im Kriege 
ſiehe Kriegsurteile. 

Kleinbetrieb: ſiehe Betriebsformen. 

Kommunismus: Sozialismus und 
Kommunismus 19. 

Konſum: Konſum der einzelnen Nahe 
rungsmittel; Schätzung des Umfanges 
der Volksernährung ausgehend vom 
tatſächlichen Konſum großer Konſu⸗ 
mentenkreiſe ſiehe Volkswirtſchaft: — 
die Regelung des Verbrauchs in der 
Kriegswirtſchaft 783— 795. 

Kriegsbeſchädigte: Maſchinelle Ar⸗ 
beitshilfen für die Kriegsbeſchädigten 
in der Landwirtſchaft 274. 

Kriegsurteile: Kriegsurteile. Die 
Beſtrafung von Wucher und Preis⸗ 
treibereien im Kriege E 1515— 1547; 
— die Nichtberückſichtigung der durch 
den Krieg veränderten Rechtslage in 
den er Geſetzbüchern 1515: — 
die Lücken in den ſtrafrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen gegen den Wucher und 
ihre Urſachen 1516; — die fehlende 
Übereinſtimmung zwiſchen verletztem 
Kriegsgut und Strafmaß beſonders in 
Hinblick auf den Kriegswucher 1516: 
— Kritik verſchiedener Urteile in bezug 
auf den Wert des verletzten Rechts⸗ 
gutes und die Gemeingefährlichkeit der 
Tat 1523; — die Beſtrafung des 
Wuchers und die erhöhte Strafmöglich⸗ 
keit auf Grund der lex lata 1525: — 
der Kriegswucher als „Landesverrat“ 
und die Stellung der Literatur zu 
dieſer Frage 1528; — die Unzuläng— 
lichkeit der Betrugsparagraphen 1530: 


Land⸗ 
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— die Kriegsverordnungen gegen den 
Wucher und ihre Entwicklung in recht⸗ 
licher und wirtſchaftlicher Beziehung 
1530; — die Lücken der Verordnungen 
und ihre wirtſchaftlichen Folgeerſchei⸗ 
nungen 1532; — die Kritik dieſer 
Verordnungen in gefehestednifder, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Beziehung 
1535; — der Kettenhandel und die 
Machtloſigkeit der Behörden gegen⸗ 
über dieſer antiſozialen Erſcheinung 
547; — Beſtrebungen militäriſcher 
Behörden gegen den Wucher 1538; — 
der Perſonenkreis im Kettenhandel 
1540; — der Verſuch geſetzlicher Be⸗ 
tämpfung und die Urſachen ſeines 
Mißerfolges 1541; — Vorſchläge zur 
weiteren Erſaſſung des Kettenhandels 
auf ſtrafrechtlichem und wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiete und zur ſchnelleren und 
zweckmäßigeren Durchführung des 
Verfahrens 1547. 
Kriſen: Kriſen in der franzöſiſchen 
Kriegswirtſchaft; Phänomenologie der 
Kriſen; die alten und die neuen Kriſen: 
eg und Qualitätskriſen ſiehe Frank⸗ 
reich. 
Kurheſſen: Die gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſ e in Kurheſſen E 1233 
— 1270; — Einleitung 1233; — das 
bäuerliche Beſitzrecht 12381246: — 
Erb⸗ und Zinsgüter 1238 — 1246; — 
Leihegüter: a) Temporalleihen, be⸗ 
ſtimmte Landſiedelleihen 1239; b) un⸗ 
beſtimmte Landſiedeleien 1243; c) Erb⸗ 
leihen 1243; — geſchloſſene Bauer⸗ 
güter und Erbland 1245; — die bäuer⸗ 
lichen Grundlaſten 1247— 1256; — das 
Lehngeld 1247; — die Grundzinſen 
1249: — die Zehnten 1251; — andere 
Abgaben 1252; — die Dienſte 1254; | 
— die bäuerliche Grundentlaſtung 
1256 — 1263; — die Grundentlaſtung 
in der weſtfäliſchen Zeit 1256; — die 
Ablöſungsordnun ng vom 23. Juni 1832: | 
a) allgemeine Bemerkungen 1258; 
b) ee e Zehnten, Fronen 1259; | | 
— das Geſetz vom 26. Auguft 1848 
über die Auseinanderſetzung der Lehns⸗, | 
Meiers und anderen gutsherrlichen 
Verhältniſſe 1262; — die Serien 
und politiſche Bauernbefreiung 1268 | 
—1269; — die Leibeigenſchaft und 
ihre Aufhebung 1263; — die politiſche 
Befreiung: a) die Verordnung vom 
27. Dezember 1814 1266; b) die Ver⸗ 
faſſung vom 5. Januar 1831 und das 
Wahlgeſetz vom 16. Februar 1831 
1268; c) das Wahlgeſetz vom 5. April 
1849 1269; — Schluß 1269. h 
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Landarbeiterfrage: Die deutſche Land⸗ 


arbeiterfrage vor und nach dem Kriege 
E 2383 —288 u. 849 —893; — Lands 
wirtſchaft und Wanderarbeit 284 — 245; 
— das Weſen der Wanderarbeit in 
der Landwirtſchaft 234; — die Ent⸗ 
wicklung der Landarbeiterverhältniſſe 
in Deutſchland 236; — die Stellung 
der deutſchen Landwirtschaft zu ihren 


Auslandsarbeitern 242; die aus⸗ 
ländiſchen Wanderarbeiter in der 
deutſchen Landwirtſchaft nach dem 


Kriege 245— 268; — die Wanders 
arbeiterfrage unter Berückſichtigung 
der durch den Krieg geſchafſenen Ber» 
hältniſſe 245: — die Legitimations⸗ 
ſtatiſtik 245; — die Verhältniſſe in 
polniſcher Beleuchtung 245; — die 
landwirtſchaftlichen Verhältniſſe in 
Ruſſiſch⸗Polen 245; — die Grundbeſitz⸗ 
verteilung 246; — die Grundbeſitz⸗ 
verteilung in Ruſſiſch⸗ Polen 246; — 
der Kleinbeſitz in Ruffifd- Polen und 
der Ukas von 1864 247; — das Agrar» 
problem im Königreich Polen 249; — 
die ſchlimmen Folgen der bäuerlichen 
Urkunde von 1864 und die Unmacht 
im Lande ſelbſt 250; — die Tendenz 
zur Verminderung des Parzellen⸗ 
beſitzes, das Darniederliegen der In⸗ 
duſtrie und der Mangel an Heimarbeit 
251; — die Wanderarbeiterfrage 254; 
— die Saiſonwanderun : die zeitliche 
Abwanderung ſelbſt 254; der Grund 
zur Auswanderung, die eingeſandten 
Spargelder 254; Organiſation, Vor⸗ 
ſchlag von Reformen 255; Koskowskis 
Folgerungen 255; Zuſammenfaſſung 
6: — polniſche Wanderungen nach 
anderen Ländern, insbeſondere nach 
Frankreich 257; — die Wanderungen 
in und aus Iſterreich⸗Ungarn 2 
— die Ergebniſſe für Deutſchland 259: 
— die Miſſion der Großbetriebe 259; 
— die Inanſpruchnahme der Wander⸗ 
arbeiter durch die bäuerlichen Betriebe 
260; — Deutſchamerikaner und 
Deutſchruſſen 261; — die jüdiſche 


Frage in Ruſſiſch⸗ Polen 262; — die 


Spannung zwiſchen den Überſchuß⸗ 
und Bedarfsgebieten 262; — zahlen⸗ 
mäßige Berechnung 266; — das Er⸗ 
gebnis 267; — die Frage der Land⸗ 
arbeiterbeſchaffung nach dem Kriege 
und ihre vorausſichtliche Löſung 268 
— 320; — contra Wygodzinski 268; 
— keine Nationaliſierun unſerer 
Landwirtſchaft 268; — keine Rationali- 
ſierung im geforderten Sinne 269; — 
Zuſammenfaſſung: der einzig ver⸗ 
40 * 
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nünftige Standpuntt 270; — neuere 
Vorſchläge zur Rationaliſierung des 
ländlichen Arbeitsverfahrens 271; — 
die Maſchinenverwendung 271: — 
maſchinelle Arbeitshilfen für die Kriegs⸗ 
beſchädigten in der Landwirtſchaft 274; 
— die Bedeutung der Elektrizität in 
der Landwirtſchaft 277; — Überland- 
zentralen und Elektrizitätsgenoſſen⸗ 
ſchaften 280; — die Einführung eines 
ſtaatlichen Motorlaſtwagenbetriebes 
283; — Blick in die Zukunft: die Be⸗ 
deutung der geſteigerten Maſchinen⸗ 
verwendung und Elektrizitätsverſor⸗ 
gung in der Landwirtſchaft für die 
ländliche Arbeiterfrage; — aufgeſtellte 
Theſe 285; — Literatur 287; — die 
Innenkoloniſation 849; — die Klein⸗ 


fiedlung in ihrer Wirkung auf die Lebensverſicherung: 


Arbeiterfrage 850; — Beiſpiel: die 
Anſiedlungsgeſellſchaft des Kreiſes 
Pyritz 854; — die Nordlandgängerei 
856; — die durch die innere Koloni⸗ 
ſation gegebene „neue Zweckſetzung“ 
859; — die Verbeſſerung des Land⸗ 
arbciterweſens 861; — landwirtſchaft⸗ 
lich⸗techniſche Gewerbe und Unter⸗ 
nehmungen 863; — ländlicher Haus⸗ 
fleiß und Haus kunſt, Winterheimarbeit 
und Hausinduſtrie 865; — Beiſpiel: 
Wiedereinführung der Hausweberei 
im Kreiſe Pyritz 869: — Landhand⸗ 
werkers Übergriffe 871: — Eignung 
von Induſtriearbeitern für die land⸗ 
wirtſchaftliche Arbeit? 872; — Zu⸗ 
ſammenfaſſung: wie ſtellt ſich danach 
die ländliche Arbeiterfrage dar? 874; 
— die landwirtſchaftlichen Arbeits⸗ 
ämter 876: — die Löſung der Arbeiter- 
frage in der deutſchen Landwirtſchaft 
881— 891: — die Löſung in der Theorie 
881; — Rückweis der Tayloriſierung 
881; — die „anzuſtrebende“ Rationali⸗ 
ſierung im ländlichen Arbeitsverfahren 
882; — die Löſung in der Praxis 
883; — das politiſche Schickſal Polens 
883; — die Stellung der Landwirt- 
ſchaft zu den ausländiſchen Wander⸗ 
arbeitern und der ſteigende Wander⸗ 
arbeiterbedarf der Induſtrie 884; — 
Anderung in der Produktionsrichtung? 
Disponieren über Arbeitskräfte und 
Gruppierungsvermögen 886; — ſtaat⸗ 
liche Cinflupaewinnung 889; — das 
Endergebnis 891; — Schluß 891—892; 
— Literaturverzeichnis 893. 

Landwirtſchaft: Landwirtſchaft und 
Wanderarbeit, die ausländiſchen 
Wanderarbeiter nach dem Kriege 
(Wanderarbeiter in Großbetrieben und 
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bäuerlichen Betrieben), die Frage der 
Landarbeiterbeſchaffung nach dem 
Kriege (Rationalifierung der Land⸗ 
wirtſchaft, Maſchine und Elektrizität 
in der Land wirtſchaft) ſiehe Land- 
arbeiterfrage; — die ſteuerliche Be⸗ 
laſtung der Landwirtſchaft; Belaſtung 
der öſterreichiſchen Grundſteuer: 
Bodenwert; Grundſteuer; Zuſchlags⸗ 
weſen ſiehe Steuern; — landwirt- 
ſchaftliche 5 im oſtrömiſchen 
Reiche ſiehe Byzanz: — landwirtſchaft⸗ 
liches Gewerbe 634: — Agrarzölle, 
Getreideeinfuhrſcheine, Getreidemono⸗ 
pol uſw. ſiehe Agrarpolitik; — die 
Entwicklung der Landwirtſchaft in 
Guatemala 1923 — 1935. 
ebensmittel: ſiehe Volksernährung. 
bernahme der 
Kriegsgefahr durch die deutſchen 
Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaften ſiehe 
Verſicherung. 


Magyaren: Feſtſetzung der Magyaren 


in Ungarn ſiehe Ungarn. 


Maſchine: Die Maſchine in der Land 


wirtſchaft ſiehe Landarbeiterfrage; — 
maſchinelle Arbeitshilfen für die Kriegs- 
beſchädigten in der Landwirtſchaft 274. 


Mieter: Mieter, Mieteinigungsämter 


uſw. ſiehe Hausbeſitz. 


Mill, John Stuart: Die ſozialpolitiſchen 


| 


H ... 


Wandlungen von John Stuart Mill 
B 1755 1836; — Einleitung 1755 
—1760; — Plan der Arbeit 1755 
— 1757: — verſchiedene Urteile über 
Mills Bedeutung 1757 — 1760: — Mill 
als Individualiſt 1760—1785; 
Jugend und erſte Erziehung durch 
James Mill 1760 — 1765: — der Ein» 
fluß Benthams (Materialismus, Uti- 
larismus) 1765 — 1768; — die Geiſtes⸗ 
kriſis 1768—1772; — Schriften aus 
dieſer Zeit 1772— 1785; — Mill als 
Sozialiſt 1785— 1793: — Überblick 
über die verſchiedenen Kriſen in Mills 
Entwicklung 1785 — 1787; — der Cin: 
fluß der Saint⸗Simoniſten und Mills 
Briefwechſel mit G. d Eichthal 1787 
— 1793; — Mill als Solidariſt 1793 
1829; — Einfluß Auguſte Comtes 
(Poſitivismus) 1793 —1799; — Mrs. 
Taylors Einfluß, auf die endgültige 
Feſtlegung der Überzeugungen Wills 
1799 - 1805; — Mills ſozialvolitiſche 
Werke aus den beiden letzten Perioden 
feiner Entwicklung 1805 — 1829; — 
Schluß; Zuſammenfaſſung 1829 bis 
. Literaturverzeichnis 1834 


— 
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Mongolen: Der Einfall der Mongolen 
in Ungarn fiehe Ungarn. 
Monopol: Das Getreidemonopol 1414 
bis 1422. 


Nahrungsmittel: Die einzelnen Nah⸗ 
rungsmittel ſiehe Volksernährung: — 
Nährwert alkoholiſcher Getränke 664 
—668; — Nährwerte von tieriſchen 
und pflanzlichen Nährſtoffen 683 — 684; 
— Eiweiß und Fettbedarf ſiehe der 
Nährwert des deutſchen Volkskonſums 
unter Volké ernährung. 


Naturrecht: ſiehe Savigny: — Nature | 


recht und Romanismus 147—148. 
Niederläudiſch⸗Oſtindien: Nieder⸗ 


ländiſch⸗Oſtindien und der Gold⸗ 


Srdange-Standard ſiehe Gold. 


Organiſation: Individualismus und 
Organiſation 24—27; — Organiſation 
der Saiſonarbeit 255; — das Weſen 
der Organiſation in der Kriegswirt⸗ 
ſchaft 782; — Organiſation der Er⸗ 
zeugung und des Verbrauchs in der 
Kriegswirtſchaft 783-—811. 
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und Unvollſtändigkeit der Vertretung 
des Volkes durch die politifchen Par⸗ 
teien 1293—1295; — die Beſtrebungen 
nach Berufsvertretung als einem 
Gegengewicht des beſtehenden Partei⸗ 
weſens oder an deſſen Stelle als 
dem Vertretungsſyſtem der Zukunft: 
ihre Geſchichte und Gegenwart in 
Deutſchland 1295 —1303; — Möglich⸗ 
keiten der Verwirklichung dieſer Be⸗ 
ſtrebungen, Vorteile und Nachteile der 
Berufsvertretung für die politiſche 
Kultur 1304—1311: — die ideellen 
Elemente der politiſchen Parteien im 
Zuſammenhange mit der Gegenwart 
und Zukunft des politiſchen Partei⸗ 
weſens (insbeſondere in Deutſchland) 
1312—1322; — die innere Unfähig⸗ 
keit des Parteiweſens, ſeine Mängel 
aus ſich heraus zu heilen; Korrektion 
des politiſchen Parteiweſens, ins- 
beſondere die Preſſe und die politiſche 
Erziehung 1323— 1332. 


Parzellen: Die Verminderung des 


e im Königreich Polen 


Oſterreich: ſiehe Ungarn: — ſiehe Perfien: Perſiſche Beziehungen zum 


Balkan; — Serbiens übermütige Hal⸗ 


oſtrömiſchen Reiche ſiehe Byzanz. 


tung der Doppelmonarchie 5 Polen: Die landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
t 


125; — politiſche und wirtſchaftliche 
Verfaſſung 1—2; — die ſteuerliche 
Belaſtung der öſterreichiſchen Land⸗ 
wirtſchaft ſiehe Steuern. 


andekten: ſiehe Savigny. 
aris: Die Pariſer Wirtſchaftskonferenz 
siehe Wirtſchaftskrieg. 


Parlamentarismus: Wäre der Par⸗ 


lamentarismus für Deutſchland oder 
Preußen richtig? E 1123-1130; — 
das Weſen des engliſchen Parlamen⸗ 
tarismus 1123— 1126: — feine hiſto⸗ 
riſchen und politiſchen Vorausſetzungen | 
1127; — feine ſchwierige Anwendbar⸗ 
keit in anders gearteten Staaten 
1128-1130. 

Parteiweſen: Zur Kriſis und Zukunft 
des 5 Parteiweſens E 1271 
—1332; — Kriſis des politiſchen 
Parteiweſens; Elemente des volitiſchen 
Parteiweſens und ihre „antithetiſche“ 
Entwicklung 1271— 1275: — die 
Parteiideologie; ihre objektiven und 
ſubjektiven Grundlagen 1276— 1285; 


hältniſſe in Ruſſiſch⸗Polen, das Agrar 
problem im Königreich Polen, die 
bäuerliche Urkunde von 1864, die 
Tendenz zur Verminderung des Par⸗ 
ellenbeſitzes, das Darniederliegen der 
nduſtrie, der Mangel an Heimarbeit, 
die Wanderarbeiterfrage ſiehe Land⸗ 
arbeiterfrage; — die jüdiſche Frage 
in Ruſſiſch⸗Polen 262. — Polniſche 
Perſpektiven E 415—444; — die 
polniſche Verfaſſungsentwicklung be⸗ 
wegt ſich in entgegengeſetzter Richtung 
wie die weſt⸗ und mitteleuropäiſche. 
Im 17. und 18. Jahrhundert: in 
Polen Adelsherrſchaft und Dezentrali⸗ 
ſation, in Mitteleuropa Zentraliſation 
und ſiegender Abſolutismus, der ſelbſt 
in Böhmen und Ungarn die Macht 
der Adelsherrſchaft einſchränkt 415 
— 481; — der Untergang Polens 
eine geſchichtliche Notwendigkeit: das 
berwuchern einer ſelbſtſüchtigen 
Adelsoligarchie 431—440; — das neue 
Polen 440 —444; — das politiſche 
Schickſal Polens 883. 


— objektive Schranken der Partei- Preſtige: Autorität und Preftige BE 


ideologie 1286 - 1290; — die „In 


ſiehe Autorität. 


geren" der Parteien in unpolitiſche Preußen: Zur Wahlreform in Preußen 


Zweige des öffentlichen Lebens 1290 
1292; — weitere Anklagen: Uns! 
ſachlichkeit, Mittelbarkeit, Künſtlichkeit 


ſiehe Wahlreform. — Wäre der Par- 
lamentarismus für Deutſchland oder 
Preußen richtig? E 1123-1180 ſiehe 
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Parlamentarismus; 
zwiſchen preußiſchen und belgiſchen 
Gewerbeſchulen 1869— 1872; — Pläne 
zur ſtaatlichen Regelung der Elektrizi⸗ 
tätsverſorgung in Preußen 1875. 
Produktion: Schätzung des Umfanges 
der deutſchen Volksernährung aus⸗ 
gehend von der Produktion und dem 
infuhrüberſchuß ſiehe Volksernäh⸗ 
rung; — die Regelung der Erzeugung 
in der Kriegswirtſchaft 796—811. 


Recht: Privatrecht, öffentliches Recht, 
Naturrecht, Romanismus ſ. Savigny; 
der privatrechtliche Begriff des 
Bergregals; die Anerkennung des 
ſtandesherrlichen Bergregals im Ruhr⸗ 
kohlengebiet vie. ſiehe Bergregal; — 
das bäuerliche Beſitzrecht, die bäuer⸗ 
lichen Grundlaſten, die Bauern⸗ 
befreiung in Kurheſſen ſiehe Kurheſſen; 
— die Beftrafung von Wucher und 
Preistreibereien im Kriege E ſiehe 

. N 

Regal: ſiehe Bergregal. 

Reſſentiment: Reffentiment, Kapita⸗ 
lismus und Bourgeoiſie, Bemerkungen 
zu Max Schelers „Abhandlungen und 
Auſſätzen“ E 2145— 2157; — Ent⸗ 
ſtehung und Bedeutungswandel der 
drei Begriffe 2145: — Chriſtentum 
und Moderne 2147; — Kritik der 
technologiſchen Geſchichtsauffaſſung 
2148; — der Bourgeois 2149; — die 
Überwindung des Kapitalismus 2150; 
— Marx und Scheler 2151: — das 
Programm einer Reaktion 2152; — 
Grenzen der Reſſentiments 2153; — 
die Reaktion auf die materialiſtiſche 
Geſchichtsauffaſſung 2155; — Kritik 
der Theorien Schelers 2156. 

Rheinland: Propaganda gegen Eng⸗ 
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ſiehe Be⸗ 
völkerung. 

Saiſonwanderung: Die Frage der 
Saiſonwanderung in Polen, Oftere 
reich⸗Ungarn, Frankreich und Deutſch⸗ 
land; — Hoffnungen auf deutſch⸗ 
amerikaniſche und deutſch⸗ruſſiſche 
Wanderarbeiter ſiehe Landarbeiter⸗ 
frage. 

Saviguy: Savigny und Adam Smith 
E 135-151; — öffentliches Recht, 

öffentliches Leben, Privatrecht, Privat⸗ 

leben; deshalb nicht zu öffentlichen 

Zwecken privatrechtliches Geſetz 135 

38; — Herkunft des öffentlichen 
Rechts 139; — Savigny 140 — 145; 
— Smith 146; — Naturrecht und 
Romanismus 147—148; — eine Pan⸗ 
dektenſtelle 149— 151. 

Schulweſen: Gewerbliches Schulweſen 
in Belgien E 1837-1891; — allge⸗ 
meine Vorbildung und Erziehung der 
gewerblichen Jugend 1837—1842; — 
allgemeine Organifation der gewerb⸗ 
lichen Schulen 1843—1848; — die 
höheren Spezialſchulen und Handels⸗ 
fchulen 18481857; — gewerbliche 
Abendſchulen 1857 1859; die 
Tagesgewerbeſchulen 1859 — 1862; — 
Kunſtgewerbeſchulen, Lehrwerkſtätten, 
Gewerbemuſeen uſw. 1862—1866; 
Schulen für das weibliche Geſchlecht 
1866— 1868; — Vergleich zwiſchen 
preußiſchen und belgiſchen Schulen 
1869 —1871. 

Schweden: Die Goldpolitik der Bank 
von Schweden während des Krieges 
ſiehe Gold. 

Serbien: Der ruſſiſche Einfluß in 
E ſiehe Balkan, Rußland, Welt⸗ 

eg. | 


land im Rheinland unter franzöſiſcher Smith, Adam: ſiehe Savigny; — 


N E 1163-1179 ſiehe Frank- 

reich. 

Nomanismns: fiche SH 
Romaniomus und Naturrecht 147—148, 

Ruprfohlenbezirk: ſiehe Bergregal. 

Rußland: Rußlands Stellung auf dem 
Balkan, vorzüglich zur Zeit des 
Balkanbundes ſiehe Balkan; — Ruß⸗ 
lands Einfluß auf die Haltung Ser⸗ 
biens der Donaumonarchie gegenüber 
vor Ausbruch des Weltkrieges 132; 
— Ruſſiſch⸗Polen, Königreich Polen 
ſiehe Polen; — die Deutſch⸗Ruſſen 
und die Hoffnung auf ihre Rück⸗ 
wanderung nach dem Kriege 261; — 
Rußlands Einfluß auf den Weltmarkt⸗ 
preis des Getreides 1391. 


Moralphiloſophie, Naturrechtsphiloſo⸗ 
phie und ökonomiſcher Liberalismus 
bei Adam Smith 146. 

Soziale Frage: Wertarbeit und ſoziale 
Frage E 1433 1449; — Werkbund⸗ 
gedanke und ſoziale Frage 1483— 1434; 
— Arbeiterſchaft und Bekämpfung des 
Kriegskitſches 1435; öffentliche 
Veranſtaltungen gegen den Kriegs- 
ungeſchmack: Anteilnahme der Are 
beiterſchaft 1436; — innere Gründe 
hierfür; Geſchmacks⸗ und Kunſt⸗ 
erziehung; technifche Grundlagen der 
modernen Kunſt 1437; äußere 
Gründe: die Utopie des freien Künſt⸗ 
lers; Förderung des Genoſſenſchafts⸗ 
prinzips durch Wertarbeit 1438 — 1440; 
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— materielle Zuſammenhänge zwiſchen 
Wertarbeit und 5 


die Lohnfrage 1441; — Zuſammen⸗ 
„ zwiſchen Lohn und Organi⸗ 
ationsverhältnis 1442; — die Un⸗ 


ſelbſtändigkeit der wertbeſtimmenden 
Kräfte 1443; — Hemmungen der 
Organiſationstendenzen, Urſachen und 
Wirkungen 1444 —1446; — Entwick⸗ 
lunaslinien 1447 — 1449. 
Sozialismus: Individualismus und 
Sozialismus ſiehe Individualismus; 
— freie oder ſozialiſtiſche Volkswirt⸗ 
ſchaft nach dem Kriege fiehe Volks- 
wirtſchaft; — Kriegsſozialismus 632; 
— Munizipalſozialismus 969 — 
J. St. Mill als Sozialiſt 17851793. 
Sozialwiſſenſchaft: Theſen über 
einige Grundfragen der Sozialwiſſen⸗ 
ſchaft E1705— 1727; — Vorbemerkung 
1705 - 1706; — Sozialwiſſenſchaft als 
1 e des 1 Gemein⸗ 
ſchaftslebens 1706—1708; — Sozial⸗ 
wiſſenſchaft und Sec Leben 
1708 — 1709; — 
Erkenntnis einer geſetzmäßigen Not- 
wendigkeit 1710—1711; — natürliche 
Bedingungen des Gemeinſchaftslebens 
und Wertbildung 1711—1715; — 
Grundrente, Kapitalzins und Arbeits⸗ | 
lohn als notwendige Produftions- 
kräfte und ſoziale Kategorien 1715 
—1717; — ihr Verhältnis zum aes 
aich en 3 1717 
Schlußbemerkungen 
e SCH — Die Geſetzmäßigkeit 
des ſozialen Geſchehens, ein Beitrag | 
zur Methodologie der Geiſteswiſſen⸗ 
ſchaften E 1729 — 1758; — das Natur: | 
geſetz 1729; — das Geſetz im Geſell⸗ 
iaftsleben 1736; — Geift und Körper 


Stäbteban; Probleme des Städte⸗ 
baues im Lichte der Wirtſchaftspolitik 
E 1549— 1563; — Verſuch einer Unter, | 
ſcheidung von drei grundſätzlich ver⸗ 
ſchiedenen Typen der Stadtanlage 
1549; — Zuſammenhang diefer Typen 
mit beſtimmten Wirtſchaftsſormen und 
wirtſchaftspolitiſchen Anſchauungen 
1550 — 1552; — das Stadtbild der 
Gegenwart ein Ergebnis der indivi⸗ 
dualiſtiſchen Weltanſchauung 1553 
bis 1555; — individualiſtiſcher Cha⸗ 
rakter der älteren Forderungen der 
Wohnungsretorm und ber von Cam. 

Sitte angebahnten äſthetiſchen Reform: 
bewegung 1556 - 1557; — Tendenzen 
des modernen Wirtſchaftslebens zur 
Überwindung des individualiſtiſchen 
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Geiſtes: ihre Rückwirkungen auf den 
Städtebau 1558 — 1559; — wirtſchaft⸗ 
liche Beherrſchung des Bauweſens 
und des Wohnungsmarktes als letztes 
Biel dieſer Tendenzen 1560—1561 ; — 
Einfluß des Krieges auf diefe Ent- 
widlung 1562—1563. 


Steuern: Zur fteuerlihen Belaſtung 


der „Landwirtfhaft E 355—414; — 
die Frage nach der Belaſtung der öſter⸗ 
reichiſchen Grundſteuer 355; — der 
Bodenwert nach dem Steuermaß 356 
—361; — die Grundſteuerelemente 
362 — 384; — die Verteilung der 
Grundſteuer und der Einkommenſteuer 
384—391; — die Zuſchlagswirtſchaft 
391-395; — die Aufgabe der Grund⸗ 
ſteuer im Steuerſyſtem der Gegen⸗ 
wart 395—414. — Ledigenſteuer und 
Kinderprivileg als bevölkerungspoli⸗ 
tiſche Maßnahmen, ihre fiskaliſche und 
volkswirtſchaftliche Bedeutung ſiehe 
Bevölkerung. 


zialwiſſenſchaft als Türkei: Die Türkenkriege ſiehe Ungarn; 


— die Stellung der Türkei auf dem 
Balkan ſiehe Balkan; — die zioniſtiſche 
Bewegung; die Juden in der Land⸗ 
wirtſchaft Paläſtinas 264. — Djawid 
N Kriegsfinangpolitif E 2123— 
— Djawid Beys Stellung in 
der 0 der türkiſchen Finanz⸗ 
wirtſchaft 2123; — aus feinen literart- 
ſchen Werken 2125; — bie Revolution 
nod fein Beginn der neuen Ara in 
der Türkei 2126; — die Aufhebung 
der Kapitulationen in ihrer grund⸗ 
legenden Bedeutung für das tünftige 
Wirtſchaftsleben der Türkei 2126; 
die Wandlung der Türkei gleichſam 
vom Angeſtellten⸗ zum Unternehmer: 
verhältnis 2126; — die drei erſten 
Budgets 2126; — wachſende Ein⸗ 
n bei gl ig bleibenden Einnahme⸗ 
quellen — noch einmal die 
19 5 0 der Kapitulationen als 
Einleitung einer neuen Wirtſchaftsära 
im Osmanenreiche 2131; — die Türkei 
als die einzige triegführende Groß⸗ 
macht, die keine Inlandsanleihe out, 
nommen hat 2132; — Ausgabe von 
Papiergeld, Requifitionen, Aufnahme 
von Auslandsanleihen 2133; — tür⸗ 
kiſche Kriegs⸗ und Staatsſchuld 2134; 
— die verſchiedenen Modalitäten der 
Anleiheabſchlüſſe 2134; — niedrige 
Valuta im In-, hohe Valuta im Aus⸗ 
— die Papiergeldfrage 
in der Türkei 2136; — lückenhafte 
Darſtellung und finanzwiſſenſchaft⸗ 
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liches Problem 2138; — Verpflichtung 
Deutſchlands, die türkiſche Papier 
anleihe in eine Geldanleihe umzu⸗ 
wandeln 2139; — die Türkei der 
einzige Staat, bei dem die Papiergeld⸗ 
zirkulation befriſtet tit 2139; — 
Tonflige vorteilhafte Bedingungen, 
unter denen die Türkei ihre Anleihen 
mit Deutſchland abgeſchloſſen hat 
2139; — die offene Tür nach dem 
Kriege 2140; — keine programmatiſche 
Darlegung einer künftigen Steuer⸗ 
olitif 2141: — Zufall oder Abſicht? 
142; — der Nationalismus in der 
Türkei und ſein Einfluß auf die 
Wirtſchaftspolitik des Staates 2143; 
— Nachſchrift der Redaktion 2143. 


Ungarn: Die EE Be⸗ 

ziehungen E 35 — 86; — die ungariſch⸗ 
deutſchen Beziehungen im Lauf der 
Jahrhunderte 36—62; — die Zeit 
von der Feſtſetzung der Magyaren in 
Ungarn bis nach dem Einfalle der 
Mongolen 36; — die Zeit bis zum 
Anfall Ungarns an das Haus Ofter- 
reich 39; — die Türkenkriege 42; — 
von der Türkenzeit bis zur Neuzeit 
48; — die Ergebniſſe der ungariſch⸗ 
deutſchen Beziehungen im Lande ſelbſt 
62—86, — der Einfluß des Deutſch⸗ 
tums in Ungarn 62; — Widerſtand 
gegen den deutſchen Einfluß 69; — 
die Folgen des Widerſtandes 74; — 
die Gründe des Widerſtandes 79. — 
Die Wege zur Feſtigung der ungariſch. 
deutſchen Beziehungen E 1131—1162; 
— die Wege des Deutſchtums 1131; 
— die Wege des Magyarentums 
a) unter Führung der Demokratie 
Ungarns 1139, b) unter der Führung 
der bisher herrſchenden Stände 1145; 
— Ausblick 1159. 


Verfaſſung: Politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Verfaſſung von Deutſchland und 
Oſterreich⸗Ungarn 1-2; — die Ent- 
wicklung der polniſchen Verfaſſung 
415—431; — Einflüſſe des Abſolu⸗ 
tismus auf die Adelsherrſchaft in 
Böhmen und Ungarn 421; — zur 
Wahlreform in Preußen ſiehe Wahl⸗ 
reform. 

Verſicherung: Elternſchaftsverſiche⸗ 
rung ſiehe Bevölkerung. — Übernahme 
der Kriegsgefahr durch die deut⸗ 
ſchen Lebensverſicherungs. Geſellſchaften 
E 2055 —2121; — Grundlagen der 


ſogenannten Kriegsverſicherung 2055 
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— 2079; — Beſonderheiten der ſoge⸗ 
nannten Kriegsverſicherung 2055; — 
das Kriegsriſiko im weiteren Sinne 
2057; — das Kriegsriſiko im engeren 
Sinne, unabhängig von der Ledens⸗ 
verſicherung 2058; — der Begriff der 
Kriegsſterblichkeit 2061; — die die 
Kriegsſterblichkeit beeinfluſſenden Fak⸗ 
toren 2068; — die Statiſtik der Kriegs⸗ 
ſterblichkeit 2072; — das Kriegsriſiko im 
Rahmen der Lebensverſicherung 2077; 
— Verhalten der Lebensverſicherungs⸗ 
Geſellſchaften dem Kriegsriſiko gegen⸗ 
über 2079 — 2111; — geſchichtlicher 
Überblick 2079; — heutiger Stand 
der Kriegsverſicherung 2083; — Kritik 
des Gothaer Syſtems 2106; — die 
Kriegsverſicherung und Kriegshinter⸗ 
bliebenenverſorgung 2112— 2118; — 
wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung 
der ſogenannten Kriegsverſicherung 
2112; — die öffentlich- rechtliche Kriegs⸗ 
Bft 2116; — 
5 2118. 

it: Verkehrs freiheit im 
Soziulismus und Sozialismus in der 
Verkehrefreiheit 14—16; — Op 
wendung vom Prinzip der Verkehrs- 
freiheit 13—16. 


Volksernährung: Die deutſche Volks- 


er nahrung gemeſſen am tatfadliden 
Konjum großer Konfumententreife 
E 153—232; — Einleitung: Unters 
ſuchungen von Eltzbacher und Vallod; 
„Koſten der Lebenshaltung und Ent⸗ 
wicklung der Einkommensverhältniſſe 
in Hamburg ſeit 1890 (Schr. d. V. f. 
Soz.⸗Pol. 145, IV; 260 — 524) 153 
— 159; — der Einfluß der Em 
kommenshöhe, der Verteilung der Bes 
völkerung auf die Geſchlechter und 
des Altersaufbaues auf die Kopſquote 
159 163; — der Konſum pro Kopf 
der 179 Hamburger Haushaltungen 
der Reichserhebung des Jahres 1907 
163 — 231; — Fleiſch, Schinken, 
Speck, Wurſt uſw. 165— 182; — Fiſche 
182-183; — Mehl, Reis, Hulſen⸗ 
früchte vim, 183-191; — Roggen⸗ 
und Weizenmehl; — im Brot- und 
Backwarenkonſum enthaltene „andere 
Nahrungsmittel“ 198—207; — Eier 
200; — Butter, Margarine, Schmalz 
200—205: — Zucker 201 — 203: — 
Südfrüchte 203—204; — Katao 205 
—207; — Dpft und Eüpfrüdte 
207—213; — Griinmaren 213—215; 
— Kartoffeln 215—220; — Rafe 
220—223; — Milch 223—231; — 
Refultat: Schätzung des Umfanges der 
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Volksernährung ausgehend 1. von der 
Produktion und dem Einfuhrüber⸗ 
ſchuß, 2. vom tatſächlichen Konſum 
roßer Konſumentenkreiſe 232. — Der 
Nährwert des deutſchen Volkskonſums 
E 657—777; — Einleitung 658; — 
warum wir die Haushaltungsausgaben 
für Getränke und in Gaſtwirtſchaften 
bei der Nährwertberechnung unberück⸗ 
ſichtigt laffen 659—663; — der deutſche 
Volkskonſum alkoholiſcher Getränke 
und deren Nährwert im Vergleich zu 
ihren Soften 664 — 668; ver⸗ 
ſchwendete Nahrungsmittel als Aus⸗ 
gleich ausgelaſſener Poſitionen 669 
—670; — der Nährwert des Kon⸗ 
ſums der 179 Hamburger Haushal⸗ 
tungen der Reichserhebung des Jahres 
1907 671 — 692; — Erläuterungen zur 
Nährwerttabelle 671—682; — die Gr, 
gebniſſe unſerer Nährwerttabelle 682 
—683; — Verteilung der Nährwerte 
auf tieriſche und pflanzliche Nährſtoffe 
683-684; — Verteilung der Nähr⸗ 
ftoffe auf die einzelnen Nahrungs- 
mittel 684—688; — Verhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Anteil der Nahrungsmittel an 
der Ausgabe und ihrem Anteil am Nähr⸗ 
ftofffonfum 688—690; — der Preis 
der Kalorien und Nährſtoffe in den ein⸗ 
ie Nahrungsmitteln 690—692; — 

ergleich mit den Ergebniſſen der Unter⸗ 
Kë a) von Eltzbacher 693—694, 
b) von Ballod 694— 701; — Vergleich 
der Ergebniſſe der Unterſuchungen Eltz⸗ 
bachers mit den nach gleichen Nähr⸗ 
wertſätzen umgerechneten von Ballod 
02—703; — die Eiweißkopfquote 
verſchiedener Wohlhabenheitsſchichten 
und deren Größe in Hamburg und 
im Reich 703—717; — die Eiweiß⸗ 
kopfquote, die Fettkopfquote und die 
Kalorienkopfquote einer ganzen Be⸗ 
völkerung und verſchiedener Kon⸗ 
ſumentenkreiſe und die Frage des Ei⸗ 
weißminimums 717— 770; — Eiweiß⸗ 
kopfquote und Ralorienfopfquote ver⸗ 
teilt auf das volksdurchſchnittliche 
Körpergewicht; reichsdurchſchnittliche 
Kalorienkopfquote 717— 720; — neuere 
Ermittlungen der Eiweißkopfquote 
(von Prof. Lichtwitz) und neuere und 
ältere Berechnungen von Eiweißquoten 
7 26; — zur Frage des Eiweiß⸗ 
minimums 726—727; — die Ver⸗ 
änderlichkeit der Anſichten über den 
Nährwert von Nahrungsmitteln 727 

30; — Fehlbeträge von Eiweiß⸗ 
ap a nad Saushattun sbudgets 
729—730 ; 


— die Eiweißforderung 
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einft und jetzt 730— 732; — der Eiweiß⸗ 
bedarf verſchiedener Altersklaſſen der 
ſtädtiſchen und ländlichen Bevölkerung 
781-732; — Rubners „Nationales 
Mittel“ 732— 770; — die Rubnerſchen 
Berechnungen 732 — 735; ihre 
Nachprüfung an Hand der Haus⸗ 
EEN großer Konſu⸗ 
mentenkreiſe 736 — 770; — Tabellen 
771-777. — Die Regelung des Be 
darfs an Lebensmitteln im Kriege 
E 779—811; — Kriegsdauer und 
Wirtfchaftstrieg 779; — die Anderung 
der Marktlage 782; — das Wefen der 
Organiſation 782; — die Regelung 
des Verbrauchs 783—795; — die 
Vereinheitlichung der Kaufkraft 783; 
— die e der éi ee Sc 
a) die Erfaſſung der Vorräte 784 
b) die Aufſpeicherung der Lebensmittel 
785, c) die Einſchränkung der Genuß⸗ 
mittel 786, d) Erſparnis im not⸗ 
wendigen Verbrauch 787; — Rege⸗ 
lung des Verbrauches durch Preisfeſt⸗ 
ſetzung: a) der Höchſtpreis 789, b) der 
Kartoffelhöchſtpreis 790, c) Beſchlag⸗ 
nahme und Verteilung 792, d) Lebens- 
mittelhandel und Kriegswucher 794; 
— die Zweckmäßigkeit der Verbrauchs⸗ 
regelung 795; — die Regelung der 
Erzeugung 796—811; — die pflanz⸗ 
liche Ernährung des Menſchen: a) Ge⸗ 
treideerzeugung 796, b) die Erzeugung 
von Hackfrüchten 797, c) der Gemüſe⸗ 
bau 798; — die Fettfrage: a) Samm⸗ 
lung ölhaltiger Kerne 800, b) Ol⸗ 
ſaaten 801, c) tieriſche Fette 801, 
d) Ausdehnung der Ziegenzucht 802; 
— Fleiſcherzeugung 803; — die Er⸗ 
ſatzmittel 805; — Ausdehnung der 
Erzeugerklaſſe 806; — die Organi⸗ 
ſation der Erzeugung 807. — Das 
Getreideeinfuhrſcheinſyſtem und die 
Sicherung der Volksernährung im 
Kriegsfalle 1413; — Getreidemonopol 
und die Sicherung der Volksernährung 
in einem zukünftigen Kriege 1421. 

Freie oder ſozia⸗ 
liſtiſche Volkswirtſchaft nach dem Kriege 
E 1—11; — politiſche und wirtſchaft⸗ 
liche Verfaſſung von Deutſchland und 
Oſterreich⸗Angarn 1—2; — die Andes 
rungen ſeit Kriegsausbruch 3—4; — 
Bon der Umbildung 5—6; — Gee 
amtbeurteilung und die Schlagworte 
Individualismus und Sozialismus 8; 
— das Gleichgewicht soll ben indivi⸗ 
dueller Freiheit und ſtaatlicher Ord⸗ 
nung 9—11; — der Wirtſchaftszuſtand 
der Ententeländer nach dem Kriege 
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326; — die byzantiniſche Volkswirt⸗ 
ſchaft ſiehe Byzanz. 


Wahlreform: Zur Wahlreform in 
Preußen E 895—908; — Begründung 
der Notwendigkeit der Wahlreform 
895— 897; — Beſeitigung der in⸗ 
direkten Wahl, der öffentlichen Stimm⸗ 
abgabe und des Dreiklaſſenſyſtems 
897 899; — Gründe gegen das gleiche 
Wahlrecht und für die Einführung 
von Mehrſtimmen nach Lebensalter, 
Familienſtand und Beſitz 899— 904; 
— Begrenzung der Wahlkreiſe 904 
bis 905; — 0 05 für und 
wider die Reform 905—908. 


Wanderarbeit: Die Wanderarbeit in 


der deutſchen Landwirtſchaft ſiehe 
Landarbeiterfrage. 

Weltkrieg: Der Einfluß des Krieges 
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
der Völker und ihre geſellſchaftliche 
Ordnung ſiehe Geſellſchaft, Indivi⸗ 
dualismus, Organiſation, Sozialis⸗ 
mus, Verfaſſung, Volksernährung, 
Volkswirtſchaft, Landarbeiterfrage. — 
Die engliſche Einkreiſungspolitik und 
die Hoffnung if das durch den öſter⸗ 
reichiſch⸗ ungariſchen Gegenſatz De 
lockerte Gefüge des Doppelreiches 52; 
— die Geſchichte des Balkanbundes 
als Vorſpiel des Weltkrieges 87; — 
Beſchleunigung des Ausbruches des 
Krieges durch die herausfordernde 
Haltung Serbiens ſeit Beendigung des 
Balkankrieges 132; — die Pariſer 
Wirtſchaftskonferenz ſiehe Wirtſchafts⸗ 
krieg; — der Wirtſchaftszuſtand der 
Ententeländer nach dem Kriege 326. 
— Zwei ſchwediſche Stimmen zum 
Weltkrieg: Kjellen und Steffen E 445 
— 455; — die Goldpolitik der Bank 
von Schweden während des Krieges 
ſiehe Gold; — Kriegsſozialismus 632; 
— die Wirkungen des Krieges auf 
die Bevölkerung und die Bevölkerungs⸗ 
politik ſiehe Leim — frans 
zöſiſche Wirtſchaftspolitik im Kriege 
ſiehe Frankreich; — Krieg und Geld⸗ 
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Beſtrafung von Wucher und Preis⸗ 
treibereien im Kriege E ſiehe Kriegs⸗ 
urteile; — wirtſchaftliche Beherrſchung 
des Bauweſens und des Wohnungs⸗ 
marktes und der Einfluß des Krieges 
auf die Entwicklung 1560— 1563; — 
Einfluß der Kriegslaſten auf die Kauf⸗ 
kraft des Geldes 1924; — Uber, 
nahme der Kriegsgefahr durch die 
deutſchen Lebensverſicherungsgeſell⸗ 
ſchaſten E fiebe Verſicherung. — Djawid 
Bens Kriegsfinanzwpolitik E ſiehe Türkei. 


Werkbund: Der Werkbundgedanke und 


Sozialpolitik ſiehe Soziale Frage. 


Wirtſchaftskrieg: Die Pariſer Wirt⸗ 


ſchaftskonferenz E 289 354; — die 
Beſchlüſſe als ſolche 290; — Bor: 
eſchichte 290; — Wortlaut der Be⸗ 
ſchlüſſe: Kriegsmaßnahmen, Maß⸗ 
nahmen für die Übergangszeit, dau⸗ 
ernde Maßnahmen für bie Friedenszeit 
293; — Begründung: die eigentlichen 
Gründe, die Anklagen gegen die deutſche 
Handelspolitik, gegen die deutſchen 
Handelsmethoden, die offizielle Be- 
gründung der Beſchlüſſe 298; — die 
Durchführung der Beſchlüſſe 314—346; 
— die Maßnahmen für die Zeit des 
Wiederaufbaues 314; — der Boykott: 
das Ziel. Die entgegenſtehenden 
Schwierigkeiten: Beeinträchtigung der 
Volkswirtſchaft, Intereſſengegenſätze, 
geographiſche Unzulänglichkeiten, Ber, 
halten der Neutralen, der Wirtſchafts⸗ 
zuſtand nach dem Kriege 314; — 
Neugeſtaltung der Zollpolitik: Meiſt⸗ 
begünftigung, Zölle 327; — Stimmen 
und Urteile 331; — die jetzt ſchon in 
Angriff genommenen Maßnahmen für 
die Friedenszeit 333; — die Bedeutun 
der Kriegsmaßnahmen für die get 
nach dem Kriege 343; — die 
ſammenfaſſung der Ergebniſſe 344; — 
Deutſchland und die Beſchlüſſe, Ab⸗ 
wehrmaßnahmen? 346—350; — Wort⸗ 
laut der Beſchlüſſe 350; — Literatur 
354. — Kriegsdauer und Wirtſchafts⸗ 
krieg 773. 

byzan⸗ 


Wẽ̃᷑ aftsgeſchichte: Die 
5 e fiehe Byzanz. 

SE Kriegswucher Bebe Kriegs⸗ 
urteile. 


Zölle: ſiehe Handelspolitik: — Agrar⸗ 


theorie 937; — franzöſiſche Propa⸗ 
ganda gegen England im Rheinland 
und die Vorgeſchichte des deutſch⸗eng⸗ 
liſchen Gegenſatzes 1178; — Stabilität 
der Navanifhen Bank während des 


Weltkrieges 1347; — die Verteuerung 
des Getreides auf dem Weltmarkt 
während des Krieges 1889 — 1390; — 
die Bedeutung der ausländiſchen Kapi- 
talanlage für die wirtſchaftliche und 
finanzielle Kriegsführung 1451. — Die 


Zwangsve 


zölle ſiehe Agrarpolitik. 


tik 
Zürich: Familienſtatiſtik der Stadt 


Zürich ſiehe Bevölkerung. 

erung: Maßregeln 

egen die Verſchleuderung der Grund⸗ 
cke in der Zwangsverſteigerung 644. 
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